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Borwort zur erfien Auflage 


Daß vorliegende Werk enthält eine Darftellung des gejamten 
Privatrecht, wie ed vom 1. Januar 1900 ab in Deutſchland gelten 
wird, und zwar unter befonderer Berüdfihtigung feiner geſchichtlichen 
Entwidlung. Es geht daher überall vom älteren ober neueren römiſchen 
oder vom beutfchen Rechte ber Beit vor der Rezeption auß und dann 
zur Darftellung des gemeinen und des neuen, d. h. des fünftigen Rechtes 
über. Die deutſchen Partikulargefeggebungen find nur an einzelnen 
Stellen, und zwar ald Phafen der geſchichtlichen Entwicklung, berüd- 
fichtigt, nirgends ift ein einzelnes beſtimmtes Landesrecht vergleichs- 
weife neben dem neuen Rechte zur Darftellung gelommen. Ich bin ge= 
nötigt, dies beſonders hervorzuheben, weil felbft Berfafjer von Literatur- 
überfichten aus bem Umftande, daß ich früher eine Furzgefaßte Dar- 
ftellung des Preußiſchen Privatrecht gejchrieben habe, nach dem Er⸗ 
ſcheinen der erjten Hefte bes vorliegenden Werkes ohne weiteres geſchloſſen 
haben, daß bieje Arbeit eine Nebeneinanderftellung des neuen Rechts 
und des preußiſchen Landrechts enthalten müffe. 

Da jebe fuftematiiche Behandlung unfered Privatrechteß Lüdenhaft 
bleiben muß, wenn fie nicht auch diejenigen Rechtöinftitute umfaßt, 
welde außerhalb des BGB ober des Pandektenrechtes ftehen, ift auch 
im vorliegenden Werke daß Handels⸗, Wechſel⸗- und Seerecht, wie 
überhaupt das auf Neichögefegen beruhende Privatrecht, es it aber 
auch dasjenige bürgerliche Recht behandelt worben, welches künftig ald 
Landesrecht fortbeftehen wird. Bei ber Bearbeitung dieſer letzteren 
Materie ift in ähnlicher Weife verfahren worden, wie bißher daß auf 
Landesrecht beruhende deutſche Privatrecht behandelt worben  ift, 
d. h. es find meift nur allgemeine und beſonders wichtige Grundfäge 
hervorgehoben worden. 

Diejer Anlage gemäß foll dad Werk nicht nur dem Anfänger 
einen ihn durch das geſamte Privatrecht führenden Leitfaden geben, 
fonbern aud dem Kenner des alten, indbefondere des gemeinen Rechtes 
dad Einleben in das neue Recht erleichtern. 

Nır um Raum für die eigene Darftellung zu ſparen, habe ich 
auf Literaturanführungen faft ganz verzichtet, obwohl ich ſehr wohl 
weiß, daß folde Zitate auf Viele Eindrud machen. 

Zum Schluffe will ih nod Herrn Amtsgerichtsrat Berger in 
Grottkau meinen Dank für die Unterftügung ausſprechen, die er mir 
bei Abjafjung des Vormundſchaftsrechtes gewährt hat. 


Bredlau, 31. Juli 1899. 
Engelmann. 


Borrede zur vierten Auflage, 


Die neue Auflage hat zahlreiche Verbefferungen erfahren und 
mehrere Bufäße erhalten, der Charakter des Ganzen ift gewahrt worden. 


Bredlau, 5. Mai 1906. 
Engelmann. 
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Sinleitung. 
L Bas frühere Privatrecht Dentſchlands. 


$ 1. Die Beſtandteile des bisherigen Rechts. 


Das Privatrecht, das bis zum 1. Januar 1900 in Deutfchland 
galt, hatte fih aus fremden und einheimifh-beutfchen Be 
ftanbteilen entwidelt. 

1.1. Fremd mar das aufgenommene römiſche Recht. Die 
„Regeption“!) war feit dem Beginne bes 16. Jahrhunderts vollendete 
Zatfahe. Ihre Erklärung findet fie in der Zerfplitterung des 
beutfchen Rechts im fpäteren Mittelalter und dem Bebürfniffe bes 
deutſchen Verkehrslebens nad einem einheitlichen, wiſſenſchaftlich 
durchgebilbeten Rechte, unter ſt ü tzt murbe fie bei dem Fehlen eines 
deutſchen Nationalbewußtfeins durch bie irrige Auffaffung, daß 
Juſtinian ein Vorgänger ber römiſchen Kaifer beutfcher Nation 
geweſen, fein Gefegbuch deshalb im Deutfchen Reiche geltendes Recht 
Tei. Bollzogen aber wurde biefe Aufnahme durch die Geltung, 
welche bie in Jialien juriftifch gebilbeten, nachher in Deutfchland zu 
Ehren und Ämtern gelangten Deutſchen zunächft als Schiebsrichter, 
dann ala Mitglieber einflußreicher Gerichte, insbeſondere bes Reichs— 
tammergerichts, bed Reichshofrats und ber territorialen Hofgerichte 
dem fremden Rechte verfchafften, ferner buch bie Schriften ber 
italtenifchen, fpäter auch deutfcher Yuriften, insbeſondere durch bie 
zahlreichen populären Darftellungen bes römischen Rechts, mie es ſich 
in Italien unter dem Einfluffe der Glofjatoren und ber Poſtgloſſa⸗ 
toren gebilbet hatte. Die Tatfache der Rezeption fand ſchließlich ge— 
— Anerkennung, indem zu die a 


— 
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von 1495 und fpäter eine Anzahl unter dem Einfluffe der reiche» 
tammergerichtlichen Praris entftandener Partitulargefegbücher bie 
Anmendung „bes faiferlichen und gemeinen Rechts“, d. h. be bereits 
zezipierten fremben Rechts als fubfibiärer Rechtsquelle ‚anorbneten. 
Damit ift aber das römifche Recht nicht zum Geſetzesrechte gemorben. 
Die e8 im Wege des Gewohnheitsrehtes aufge 
nommen wurde, fo ift es troß jener gefehlichen Anerkennung Ges 
mohnheitstecht geblieben. 

Rezipiert ift nur bad in bie Sammlung Juſtinians aufges 
nommene römifche Net, aber au von biefem nicht diejenigen 
Stellen, welche von ben Gloffatoren nicht mit der Gloffe verfehen 
worden find (Quidquid non agnoseit glossa nec agnoseit 
euria). Rezipiert find ferner nicht diejenigen Teile des corpus 
juris eivilis, melde das Staatsrecht bes römifchen Reiches be— 
handeln. Gleichwohl war und blieb ftreitig, ob das römische Recht 
im Ganzen (in complexu) ober nur in feinen einzelnen Süßen auf- 
genommen fei; bie herrſchende Meinung war für bie Rezeption in 
complexu, man fagte deshalb früher: Qui jus Romanum allegat, 
habet fundatam intentionem, in dem Sinne, daß die Geltung 
des angerufenen römifchen Rechtsſatzes ohne meiteres anzunehmen 
fei, wenn nicht nachgetviefen werde, baß gerabe er nicht rezipiert fei. 

Das juftinianifche Gefegbuch, das nicht eine Kodifikation, fon= 
dern eine Kompilation bes Rechts darftellt, befteht aus vier Zeilen‘): 

a) ben Institutiones, einem auf der Grunblage ber 
Inftitutionen des Gajus berfaßten Lehrbuche des gelten— 
ben Rechtes. Geiner Einteilung liegt der Gedanke zugrunde: 
Omne autem jus, quo utimur, vel ad personas vel ad res 
vel ad actiones pertinet. Danach werben im erften Zeile bie 
Rechtsſubjelte und damit aud das fog. Perſonenrecht, im zweiten 
die Vermögensrechte, im britten bie Klagerechte erörtert. Diefer 
Stoff ift in vier Bücher eingeteilt. Zitiert wird 3. B. $ 12 I. de 
jure nat. 1, 2 (Stelle, an ber ber oben mitgeteilte Satz fteht), 
indem I. Inftitutionen bebeutet, bie dahinter ſtehende 1 das Buch, 
bie 2 den Titel (Unterabteilung bes Buchs) und 8 12 den $ (Unter- 
abteilung ber Titel) angibt. 

b) Die Digesta ober Pandectae enthalten in 50 Büchern, 
die wieder in Titel und leges ober fragmenta zerfallen, eine 
Sammlung von Ausfprüden (39) römifher Ju— 
riften. Die Ausſprüche find wiffenfhaftlichen Werten entnommen 


’) ©. darüber jetzt vorzugsweiſe Krüger: Gefchichte der Quellen und 
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und merben baher als Fragmente bezeichnet. Die Stoffanorbnung 
ift bie bes Edikts. Man zitiert gemöhnlih 1. 11 pr. D. de rebus 
ered. 12,1. (D. — Digeften, 12. Bud, 1. Titel, daneben bie ab» 
gekürzte Zitelüberfehrift hinter dem D. [3. B. R. V. — de rei 
vindicatione]. Die 11 bebeutet die lex (1) d. i. die Unterabteilung 
ber Titel). Die meiften leges zerfallen in Paragraphen, benen noch 
ein einleitenber Saß (pr. = principium) vorangeht, häufig zitiert 
fr. 13 $ 2 de tut. et cur. 26, 5; bezeichnet man nämlich die lex mit 
fr. = fragmentum, fo erübrigt fi das D., da nur bie Digeften 
fragmenta enthalten. Zumeilen läßt man im Vertrauen auf die 
Kenntnis des Leſers die Zahl des Buch und bes Titels weg. Die 
Bücher 30, 31, 32, welche de legatis handeln, haben feine Titel, 
man zitiert baher 1. 68 de leg. II, d. h. die 1. 68 des zmeiten bon 
den Legaten handelnden, alfo des 31. Buchs ber Digeften. 

Durch die Konftitutionen Tanta und Fedwzev vom 16. Dezem- 
ber 533 verfünbet, traten bie Digeften am 30. Dezember 533 mit den 
Inftitutionen in Kraft. 

ec) Der Codex enthält eine Sammlung ber für die da— 
malige Praris noch brauchbaren Berorbnungenrömifder 
Kaifer. Diefe auf und gelommene, durch die constitutio „Cordi 
nobis‘ verfünbete und mit dem 29. Dezember 534 in Kraft geſetzte 
Sammlung ift eine Überarbeitung einer im Jahre 529 verfündeten 
Sammlung. Hinzugetreten waren namentlich 50 von Yuftinian ge= 
troffene Entſcheidungen von Streitfragen Haffifcher Juriften, die fog. 
quinquaginta decisiones, die neue Sammlung führt daher im 
Gegenfaß zur älteren den Namen codex repetitae praelectionis. 
Der Kober zerfällt in 12 Bücher, biefe in Titel und biefe wieber in 
leges. Die Zitiermeife ift die gleiche wie bei ben Digeften (1. 1 pr. 
C. si pignus pignori 8,23 heißt achtes Buch des Koder [C] Zitel23, 
im prineipium ber lex 1). Da ber Koder nur aus constitu- 
tiones befteht, fo wirb häufig zitiert: c. 1 pr. si pignus pignori 
8,23, wobei das c. constitutio bebeutet. Diefe Konftitutionen find 
nur zu einem geringen Zeile allgemeine Gefeße (leges edictales), 
die meiften find Reftripte, d. h. Entſcheidungen von Rechtsfällen. 
Dadurch aber, daß auch Ausfprüche diefes Inhalts in dem Kober 
aufgenommen find, haben bie in ihnen zur Anmenbung gelangten 
Rechtsſätze die Eigenfchaft von Gefegen erlangt. 

d) Die Novellen (novellae constitutiones) find von 
YJuftinian nad der Verkündung des Koder erlaffene Ge— 
ſetze. Praktiſche Bedeutung für das gemeine Recht hatten nur 
wenige von ihnen, insbeſondere bie Nov. 4, 99, 115, 118 und 127. 
Gloſſiert find 6. Die Novellen find nicht, wie die Konftitutionen, 
bon Auftinian felbft in eine Sammlung gebracht worden. Private 

1. 
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Sammlungen find drei befannt. Daß epitome Juliani ift ein 
gegen 556 bon dem Rechtslehrer Julian zu Ronftantinopel verfertigter 
Iateinifcher Auszug von 125 Novellen; das authenticum ober bie 
Vulgata ift eine vermutlich um biefelbe Zeit in Jtalien auf An- 
orbnung bed Kaiſers veranftaltete Sammlung von 134 Novellen. 
Sie gibt die lateiniſchen Novellen Iateinifh und die in griechiſcher 
Sprache erlaffenen Novellen in lateinifcher Überfegung mieber. End» 
lich ift eine griehifhe Sammlung von 168 Novellen auß ber Zeit 
Tiberius II. (698705) vorhanden. 

Die brei erften Teile diefer Gefegfammlung, des corpus juris 
civilis find von Yuftinian als ein Ganzes betrachtet worden. Da- 
ber gingen bie Konftitutionen des Kober widerfprechenben Stellen ber 
anbern Zeile nicht bor, doch hatten die Novellen als neuere Geſetze 
den Vorzug vor ben andern brei Teilen. 

2. Fremd mar ferner das Fanoniihe Recht. Kanonifches 
Recht ift das auf der Gefehgebungägemwalt des 
Bapftes berubenbe Recht (canon — kirchliche Rechtsvor— 
{hrift). Diefe im Mittelalter allgemein anertannte Gewalt bes 
ſchränkte ſich nicht auf das rein kirchliche Gebiet, ſondern hatte all= 
mählich einen ausgebehnten Bereich erlangt. Das Tanonifche Recht 
ift daher nicht iventifch mit Kirchenrecht, es erftrect fi außer auf 
diefes auf Zivilprozeß, Strafrecht, Strafprozeß und, wenngleich zum 
kleinſten Zeile, auch auf Privatrecht, während das geltende Kirchen- 
recht, auch das der katholiſchen Kirche, nicht ausſchließlich auf kano— 
niſchen Satungen beruht. 

Enthalten ift das kanoniſche Reht im Corpus juris 
canonici. Das c. jur. can. clausum umfaßt bier Zeile: 

a) Dad Decretum Gratiani ift eine Privatarbeit des 
Möndes Gratian und zwiſchen 1139 und 1142 als Grundriß zu 
Vorlefungen entftanden. Gratian gibt Quellenftellen und einen 
Kommentar zu biefen, die ſog. Dieta Gratiani, in der Abſicht, das 
gefamte kanoniſche Recht unter Ausſcheidung ber Widerſprüche zur 
Darftellung zu bringen, weshalb er feine Arbeit concordia discor- 
dantium canonum nannte. Das D. hat brei Zeile; ber erfte 
zerfällt in 101 distinetiones, und diefe beftehen auß canones. Die 
Zitierart ift c. 2 Dist. XX. Der zweite Teil erörtert 36 causae 
(Rehtafälle), wobei quaestiones aufgeworfen und durch canones 
beanttwortet werden. Zitiert wird e. (— canon) 1, C. (= causa) 
XII, qu. (= quaestio) 1. Die qu. 3 der Causa 33 bildet eine 
längere Abhandlung de poenitentia und zerfällt in Diftinktionen. 
Zitierart c. 7 d. 2 de poenit. Den britten Zeil bilden fünf 
Diftinktionen, welche in canones zerfallen. Der ganze britte Zeil 
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führt die Bezeichnung de consecratione. Zitiert wirb c. 1 Dist. 
III de consecrat. 

b) Die im Jahre 1234 von Gregor IX. publizierten 
Detretalen (= päpftlien Verorbnungen). Dan bezeichnet fie 
turz mit Ertra (X) — extra decretum Gratiani vagantes. 
Sie zerfallen in 5 Bücher, diefe in Titel (mit Überfchrift) und diefe 
wieder in capita. Die Zitierart ift ganz die des Kober, c. (—caput) 
1X, (de elect.) I, 6. 

c) Die im Yahre 1298 durch Bonifatius VIII. ver- 
tündete Sammlung bon Defretalen der Päpfte von Inno— 
zenz IV. bis Bonifatius VIII. Sie wird Liber sextus (VI.) ges 
nannt, als ob fie nur das fechfte Bud der Sammlung Ertra bildete, 
fie enthält aber felbft 5 Bücher. Zitiert wird c. 2 in VI® de re- 
nuneiatione I 7. 

d) Die 1313 von Clemens V. verfündete Samm-— 
Tung von Defretalen ber Jahre 1298—1313, genannt Clemen- 
tinae. Auch fie enthält 5 Bücher, bie wie in ben Zeilen 2 und 3 
bie Reihenfolge judex, judieium, clerus, connubia, erimen (Ge—⸗ 
dentvers) einhalten. Zitiert wird c. 1 Clem. de summa trin. 1.1. 

Hierzu traten zwei das corp. jur. can. non clausum ent» 
haltende private Sammlungen, bie extravagantes Johannis XXII. 
und bie extravagantes communes. Für das Eherecht von be= 
fonberer Wichtigkeit waren die Beſchlüſſe des concilium Triden- 
tinum. 

Das kanoniſche Recht wurde gleichzeitig mit dem römiſchen in 
Deutfchland aufgenommen, und feine Geltung erhielt fi} troß bes 
anfänglichen Widerſpruchs ber Reformatoren auch in proteftantifchen 
Ländern. Seine Säge gingen als jüngere Quelle dem römiſchen 
Rechte vor und fanden in Deutfchland bereitwilligere Aufnahme, da 
fie den mittelalterlichen und neueren Anfhauungen mehr entfprachen, 
ala das antike römifche Recht (3. 3. in der Lehre vom Befikfchuß). 
Die Aufnahme bes Tanonifhen Rechts findet ihre Erklärung darin, 
daß die Kirche innerhalb ihres ausgedehnten Machtbereihes im 
ittefatter eine ber weltlichen gleichftehenbe Geſetzgebungsgewalt er= 
langte.!) 

3. Als fremd galt endlich das ſog.langobardiſche Lehn— 
recht. Die beiden libri feudorum, aus ®Privatarbeiten bes 
11. und 12. Jahrhunderts herborgegangen, find Erzeugniffe der Ian= 
gobarbifchen Rechtsſchule. 


) Bol. aud hierüber meinen Zivilprogeß a. a. D. ©. 32ff. 
Reaelöberger 1 ©. 14. Ste ® u f 
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I. Neben dieſem gefchloffenen Syſteme bes fremben Rechts 
ftand das deutſche Privatrecht.) Damit bezeichnete man nicht 
etwa das in Deutfchland geltende Recht, fonbern nur benjenigen 
ZeilunferesReht3,dberbeutfhenUrfprungsift. 
Hierher gehörten ſowohl diejenigen Nechtsinftitute, die nor ber Re— 
zeption des fremden Rechts in Deutfchland in Geltung ftanden und 
fi) entweder rein oder burch römifches Necht beeinflußt gegenüber 
dem fremden Recht erhalten hatten, als auch jene Rechtzinftitute, 
durch die das Rechtsleben nach der Rezeption bereichert murbe, die 
aber dem römifchen Recht unbefannt waren. Zu ben erfteren gehören 
3. B. das Bergrecht und die Reallaften, zu leßteren das Urheberrecht. 

Diejenigen Rechtsfäe, die, den Anſchauungen der neueren Zeit 
entfprungen, auf das römifche Recht umbildend gemirkt haben, 
mie 3. B. der Grunbfaß der unmittelbaren Stellvertretung ober bie 
Auffaffung ber Zeffion als einer Singularfutzeffion, gehörten nicht 
in das beutfche Privatrecht, fondern in bag „peutigerömifche* 
oder Bandettenredt. 


8 2. Gemeines, allgemeines, partituläres Recht. 


Nicht auf den Urfprung, fondern auf das Geltungsgebiet fieht 
man, wenn man ben Gegenfaß bon gemeinem und partifulärem 
Recht aufftelt. Gemeines Recht iſt aber nur das Recht, beffen 
Geltungskraft auf einer dem ganzen Lande oder mehreren Ländern 
gemeinfamen Quelle beruht. Gemeines deutſches Recht 
mar alfo dasjenige Recht, deffen Geltung auf eine für ganz Deutfch- 
land maßgebende Quelle zurüdzuführen mar. Ob ber einzelne 
Sat dieſes gemeinen Rechtes fremden ober einheimifchen Urfprungs, 
Geſehes⸗ oder Gewohnheitsrecht mar, änberte nichts an feiner Eigen- 
ſchaft als gemeines Recht. 

Gemeines beutfches Recht waren demnach 

1. das fremde Recht, ſoweit e8 in Deutfchland rezipiert war, denn 
feine Quelle mar beutfches Gewohnheiisrecht; 

2. biejenigen Ummanblungen bes aufgenommenen fremden Recht, 
die durch moberne Rechtsanſchauungen bewirkt morben waren, 
denn fie teilten die Geltungsmacht des fremden Rechts; 

3. die Geſetze des früheren Deutfchen Reiches und 

4. bie Gefeße bes jetzigen Deutfchen Reiches, denn beide beruhen auf 
einer für ganz Deutfchland maßgebenden Rechtsquelle; 

5. Süße eines ganz Deutfchland umfaffenden Gewohnheitsrechts. 
Partiknlarrecht ift alles Recht, deffen Geltung auf einer nur für 


’) Qgl. namentlih Gierte, Deutfches Privatrecht I S. 26 ff. 
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einen Zeil Deutſchlands (einzelnes Land, befchränttes Gebiet eines 
Landes) maßgebenben Quelle, fei es Gefeh oder Gerohnheit, beruht. 

Das Verhältnisbes Bartilularrehts zumge— 
meinen Rechte mar ehebem ein anderes ala heute. Früher hat 
man bem gemeinen Rechte nur bie Bebeutung eines [ubfibiär 
anmenbdbaren Rechtes beigelegt, den partitulären Rechtsſätzen 
aber den Vorzug gelaffen. Es bilbete ſich fo der Satz: „Willfür 
bricht Stabtredht, Stadtrecht bricht Landrechi, Landrecht bricht ge— 
mein Recht,“ der bie Anſchauung zum Ausdrucke brachte, daß bie für 
ein größeres Gebiet maßgebende Rechtsquelle ber für ben engeren 
Kreis geltenden nachftehe. Dasfelbe galt jogar von den Gefeen bed 
ehemaligen Deutſchen Reiches: während fie beftehendes Landesrecht 
nicht aufzuheben vermochten, fonnten fie felbft durch die Gefeßgebung 
der Zerritorien aufer Anmenbung gefeßt werden. Mit dem Ende 
bes Deutfchen Reiches im Jahre 1806 hörte die Möglichkeit einer ges 
meintehtligen Gefeggebung auf und erwachte nicht wieder mit 
der Errichtung bes Deutfchen Bundes im Jahre 1815. Denn ber 
Bund mar nur eine völkerrechtliche Vereinigung. Das neue Deutfche 
Reich aber ift ein felbftänbiger Staat mit eigener Gefehgebungs- 
gemalt, und ber Art. 2 feiner Verfaffung v. 16. 4. 1871 verorbnet in 
Übereinftimmung mit der Verfafjung des Norbbeutfchen Bundes: 

„Innerhalb diefes Bundesgebietes übt das Reich das Recht 
ber Gefeggebung nad; Maßgabe bes Inhalts biefer Verfaflung 
unb mit der Wirkung aus, daß die Reichsgefege ben Landes— 
gefegen vorgehen.” 

Jetzi alfo geht in denjenigen Materien, bie ber Gefeßgebung bes 
Reiches unterworfen find (Art. 4 BU), alles Reichsrecht, mag ed 
auf Gefeß ober Verorbnung beruhen, dem Landesgeſetze vor, und 
unter Landes gefe ift alled Landesrecht zu verfiehen. Der Er- 
laß eines Reichögefepes hebt alfo nicht nur bie ihm widerſprechenden, 
fondern auch die mit ihm übereinftimmenben Landesrechte auf, es 
fei denn, daß das Reichsgeſetz ausdrücklich auf die Landesrechte ver= 
wieſe ober der Landesgefeggebung ausbrüdlih die Ermächtigung 
gäbe, dem Reichsgeſetz entgegenftehende Beftimmungen zu treffen. 
Nachdem durch Reichsgeſetz vom 20. Dezember 1873 die Zuftänbigfeit 
des Reiches auf das gefamte bürgerliche Recht außgebehnt mar, hat 
das Reich die Befugnis, nicht nur in den ihm beſonders eingeräumten 
Materien, fondern auf dem gefamten Privatrechtagebiete Gefege zu 
erlaffen. Es hat von biefer Befugnis wiederholt Gebrauch gemacht 
und jet das gefamte bürgerliche Recht mit Ausnahme der ausbrüd- 
lich den Landesgeſetzen überlaffenen Materien durch ein außfchließen- 
des Geſetzbuch geregelt. Bis zum Erlaffe dieſes Geſetzbuchs war bie 
Lanbesgefeßgebung befugt, privatrechtliche Materien, die. bon der 
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Gefehgebung bes Reiches unberührt geblieben waren, zu regeln. Ya, 
fie war fogar befugt, Reichögefehe zu ergänzen, wenn das Reichsgeſetz 
eine Materie nicht erfhöpfenb behandeln wollte. 

Mit dem gemeinen Rechte nicht zu verwechſeln ift bag gemein= 
ſame, d. i. dasjenige Recht, deſſen Inhalt mit dem Inhalt eines in 
einem anderen Gebiete geltenden Rechtes übereinftimmt, aber auf einer 
anderen Rechtsquelle beruht als in jenem Lande. Man 
nennt foldes regelmäßig auf bem gleichen Gebanten beruhenbe, 
gleichen Bedürfnifſen entjprungene Recht häufig allgemeines Recht. 
Solches allgemeines Recht maren das Handelsgeſetzbuch und bie 
Wechfelorbnung vor ihrer Erhebung zum gemeinen Rechte. Der 
Bundestag hatte die fertiggeftellten Entwürfe den Regierungen der 
einzelnen Bunbesftaaten empfohlen, und dieſe hatten die Entwürfe 
als Landeögefege erlaffen. Damit mar eine Übereinftimmung des 
Inhalts des Handel3- und Wechſelrechts hergeftellt; formell gemeines 
und damit dem Einfluffe der Landesgeſetzgebung entzogenes Recht 
murben beibe Gefeßbücher erft durch das norbbeutfche Bundes-, 
ſpätere Reichögefeh vom 5. Juni 1869. 

Das beutfche Privatrecht (f. $ 1 IT) war zu feinem größten Zeile 
Partikularrecht, zum anderen Teile gemeines Recht, fo weit es näm- 
li} auf gemeinrechtlichen Quellen, Geſetz ober allgemeiner deutſcher 
Gewohnheit beruht. Seine Sätze hatten daher Anſpruch auf uns 
mittelbare Anwendbarkeit nur foweit fie gemeines Recht waren; ſo— 
weit fie auf partitularen Quellen beruhten, reichte ihre unmittelbare 
Anmenbbarfeit nicht über das Geltungsgebiet jener Quelle hinaus. 
Die Wiffenfhaftdes deutſchen Privatrecht lehrte 
baher zum Zeile nicht Recht, das ber Richter ohne weiteres zur Norm 
feiner Entſcheidung machen burfte, fie zeigte nur die einheimifch deut⸗ 
Then Rechtsgedanken und die Geftaltung auf, bie biefe in allen, in 
vielen ober in einzelnen Partikularrechten erhalten Hatten. 

Die Partitularrechte felbft waren entmeber ſolche, die 

1. das gemeine Recht als fubfidiäre Rechtsquelle beftehen ließen, . 
ober 
2. folche, die das gemeine Recht ausfchloffen und fich felbft an deſſen 

Stelle ſetzten. 

Bis zum Enbe be 18. Jahrhunderts war es felten, daß ein 
Landesgeſetz ausſchließende Geltung beanfpruchte. Seit diefer Zeit 
finb mehrere ausſchließende Geſetzbücher erlaffen morben, und auch 
die feit jener Zeit erlaffenen Einzelgefege verfolgten tegelmäßig die 
Abficht, die entjprechenben Sätze bed gemeinen Rechts außer Anmen- 
dung zu feßen. 

Diefe ausſchließenden Geſetzbücher find: 

1. Das Allgemeine Landrecht für die Preußi— 
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ſchen Staaten vom 5. Februar 1794 mit Geſetzestraft vom 
1. Juni 1794. Es galt in ven ſechs öftlichen Provinzen Preußens 
mit Auönahme von Neuborpommern und Rügen, ferner in Weftfalen 
und in ben Kreifen Rees, Duisburg unb Efjen, ferner in denjenigen 
Zeilen Hannovers, bie vor 1815 zu Preußen gehört hatten, d. i. in 
Oftfriesland, Lingen und Eichsfeld, ferner in den fränkiſchen Herzog⸗ 
tümern Ansbach und Baireuth, in einigen anderen kleinen Gebiets— 
teilen Bayerns ſowie in einem Zeile von Sachfen-Weimar. 

2. Das dÖfterreihifche allgemeine bürgerlide 
Gefegbucd vom 1. Juni 1811. Es galt in ganz Zißleithanien, in 
Siebenbürgen, Kroatien und Slamonien, außerdem im Yürftentum 
Liechtenſtein und in einigen bayerifchen Ortfchaften. 

3. Der Code civilbon 1804 trat in ben zur Zeit feiner 
Publifation zu Frankreich gehörigen linksrheiniſchen beutfchen Gebiet3- 
teilen in Seraft und murbe dann auch auf dem rechten Rheinufer ein= 
geführt, Hier aber fpäter wieder aufgehoben, außgenommen in ben 
rechtsrheiniſchen Zeilen des früheren Herzogtums Berg. Er galt in 
Elfaß-Lothringen, auf dem linten Rheinufer ber preußifchen Rhein⸗ 
probinz, in Rheinheffen, in der bayerifchen Pfalz unb in dem olden⸗ 
burgifchen Fürftentum Birkenfeld. 

4. Das babifhe Landredt von 1809 mar eine mit 
Zufägen verfehene beutfche Überfegung des code eivil und galt im 
Großherzogtum Baden. 

5. Das bürgerliche Gefetbud für das König— 
rei Sachſen vom 2. Januar 1863 Hatte Gefeeätraft vom 
1. März 1865 im Königreih Sachſen. 

In allen übrigen Gebieten Deutfchlands blieb das gemeine Recht 
beftehen, unb zwar als fubfibiäres Recht. Mit dem Jahre 1806 wurde 
es ba, mo ausfchließende Geſetzbücher nicht beftanden, Landes= 
recht ber einzelnen beutfchen Staaten und unterlag der Einwirkung 
durch die Landesgeſetzgebung. Überall ba alfo, wo Reichsgeſetze, ins— 
beſondere die Einführungsgeſetze zu den neuen Geſetzgebungswerken, 
auf das Landesrecht verweiſen, iſt auch das ſog. gemeine Recht mit- 
verſtanden. 


I. 8 3. Das neue Privatrecht Deutjchlands. 

Die erſte Anregung zur Schöpfung eines einheitlichen nationalen 
Geſetzbuches hatte Thübaut im Jahre 1814 durch feine Schrift: 
„Über bie Notwendigkeit eines Allgemeinen bürgerlichen Rechtes für 
Deutfhland“ gegeben. Sapign h war ihm mit der Schrift: „Über 
den Beruf unferer Zeit für Gefeßgebung und Rechtswiſſenſchaft“ ent- 
gegengetreten: e3 fehle noch an ber wiſſenſchaftlichen Beherrfhung 
des aufgenommenen fremden und bes einheimifchen Rechis. Ride 
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tiger war, daß feine einheitliche Staatögewalt vorhanden war, die im 
Wege der Gefeßgebung einheitliches Recht hätte ſchaffen können. Als 
aber durch Vertrag vom 22. März 1834 der Zollverein errichtet 
morben mar, madjte fi das Bedürfnis wenigſtens nach einem ein⸗ 
heitlichen Handels⸗ und Wechſelrechte fühlbar. 

Das frühere Wechfelrecht beruhte auf partikularen Wechſel- 
gefegen und dem Gemohnheitsrechte des Handelsſtandes; dieſer Zur 
ftand entfprad) nicht den Vebürfniffen eines einheitlichen Wirtfhafts- 
gebietes. In mehreren deutſchen Staaten murben Entwürfe eines 
Wechfelgefeges vorbereitet, in Preußen insbefonbere murbe 1836 ein 
Entmwurf einer Wechfelorbnung ausgearbeitet, aber erft nach wieder⸗ 
holter Beratung im Jahre 1847 veröffentlicht. Der Entwurf wurbe 
allen beutfchen Bundesſtaaten mit ber Einladung zu einer am 20. Ol⸗ 
tober 1847 in Leipzig zufammentretenden Konferenz mitgeteilt. Die 
aus Rechtsgelehrten und Vertretern des Handelsſtandes gebildete 
Konferenz legte ihren Veratungen ben preußifchen Entwurf zugrunde 
und beendete ihre Beratungen nach 35 Gigungen am 9. Dezember 
1847. Da fie feine gefeßgebende Verfammlung war, tonnte fie ein 
Geſetz nicht fchaffen, und da auch der Bundestag feine gefeßgebenbe 
Gewalt befaß, mußte den einzelnen Regierungen die Verfünbung bes 
Entwurfes ala Landesgeſetz überlaffen bleiben. Einzelne Regierun- 
gen erhoben den Entwurf zum Gefeb, die Ereigniffe des Jahres 1848 
ftellten den Regierungen aber zunächſt andere Aufgaben. Das Jahr 
1848 fteigerte zugleich das Verlangen nach Herftellung einheitlicher 
Rechtseinrichtungen, die deutſche Nationalverfammlung in Frank— 
furt a. M. ergriff deshalb die Gelegenheit, unter Überfchreitung ihrer 
Zuftändigteit den Leipziger Entwurf mie eine ihr gemachte Geſetzes⸗ 
vorlage zu behandeln, und am 26. November 1848 verfünbete ber 
Reichsverweſer die Wechfelorbnung im Reichsgeſetzblatte. Später 
wurde der Entwurf in faft allen zum Deutfchen Bunde gehörigen 
Staaten im Wege der Tandesgefegebung eingeführt, er wurde alfo 
fog. allgemeines Recht. Durch Gefeh vom 5. Juni 1869 murbe 
die WO norbbeutfches Bundesrecht und im Jahre 1871 deutſches 
Reichsrecht. 

Auf demſelben Wege entſtand ein gemeinſames Handels— 
recht. An ber Entwicklung dieſes Rechtszweiges hatte viel weniger 
das römifche Recht als vielmehr das mittelalterlic-italienifche Recht 
und bie Vertehräfitte des Hanbelsftandes mitgewirlt. Das Corpus 
juris civilis enthielt nur einzelne, dem Handel beſonders dienende 
Rechtsinſtitute (lex Rhodia de jactu, foenus nauticum, a. exer- 
citoria. institoria, tributoria), ein eigentliche8 Sonderrecht bes 
Handels aber fehlte nicht bloß ihm, fondern auch ben Statutarrechten 
des Mittelalters. Erſt im fpäteren Mittelalter und in ber Neuzeit 
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fonberte fi) das Handelsrecht als ein eigener Rechtszweig vom allge— 
meinen bürgerlichen Recht ab, und eine Kodifitation des Handels— 
rechts ift fehr fpät erfolgt. Die erfte ſolche Kodifikation enthielt das 
achte Buch des zweiten Teils des preußifchen Allgemeinen Landrechts, 
und zwar wurde das Handelsrecht hier behandelt als ein Zeil bes 
Rechts des „Vürgerftandes“. Ihm folgte in Frankreich der code 
de commerce (in Kraft feit dem 1. Januar 1808), ein Geſetz⸗ 
gebungswerk, das einen bebeutenden Einfluß erlangte und auch auf 
die Entwidlung des beutfchen Handelsrechts einmwirfte. In Deutfch- 
land half man ſich wiederum auf dem Wege einer Verftänbigung 
über bie Grundſähe eine? gemeinfamen Handelsrecht? und durch 
Einführung biefer Grunbfäße mittels der Geſetzgebungsgewalt ber 
Bunbesftaaten. Auf einen von Bayern geftellten Antrag befchloß der 
Bundestag am 17. April 1856 die Nieberfegung einer aus Rechts— 
gelehrten und Sachverſtändigen beftehenden Kommiffion „zur Ent» 
merfung und Vorlage eines Allgemeinen Hanbelögefekbuches für bie 
deutfchen Bundesſtaaten“. Nachdem die preußifche Regierung den 
nur für Preußen beftimmten, aber auf der Grundlage der brei ber= 
ſchiedenen in feinem Gebiete beftehenden Zivilrechtsſyſteme aus— 
gearbeiteten Entwurf vollendet hatte, trat die Kommiſſion am 
15. Januar 1857 in Nürnberg zufammen, legte ihren Beratungen 
jenen preußifchen Entwurf zugrunde, beriet zunächſt das eigentliche 
Hanbelsreht in zwei Lefungen, nahm dann in Hamburg zwei 
Lefungen bes Seerechts vor und beendete ſchließlich in einer dritten 
Leſung in Nürnberg im März 1861 ihre Beratungen. Der von ihr 
bergeftellte Entwurf wurde dem Yunbestage vorgelegt und von dieſem 
den beutfchen Regierungen zur Annahme empfohlen, er wurde denn 
auch in faft allen deuiſchen Bundesftaaten als Landesgeſetz ver= 
tündet und fo zum fog. allgemeinen Recht erhoben. Das Handels- 
gefegbuc mar aber als Landesgeſetz der Abänderung durch Landes- 
gefe ausgeſetzt; diefer Zuftand änderte ſich erft, als durch Bundes— 
gefeg vom 5. uni 1869 das HGB zu norbbeutfchem Bundesrecht, 
durch die Reichsgeſetze vom 16. April (für das Deutfche Reich außer 
Bayern), vom 22. April 1871 (für Bayern) und vom 19. Juni 1872 . 
(für das Reichsland) zu deutſchem Reichsrecht erflärt und bamit dem 
Einfluffe der Landesgefekgebung entzogen wurde. Der das Aktien 
echt behanbelnbe Teil dieſes Geſetzbuches erfuhr Abänderungen buch 
die Geſetze vom 11. Juni 1870 und 18. Juli 1884. 

Meitere Kobifitationsbeftrebungen hatten feinen Erfolg. Am 
6. Februar 1862 beſchloß ber Bundestag bie Nieberfeßung einer 
KRommiffion zur Ausarbeitung de Entwurfs eines Obligationen- 
rechts. Preußen beftritt die Zuftändigfeit bes Bundestages zur Faf- 
fung eines ſolchen Beſchluſſes und verfagte infolgebeffen der gleich— 
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mohl im Januar 1863 in Dresden zufammentretenden Kommiffion 
feine Zeilnahme. Der von der Kommiffion ausgearbeitete fog. Dred- 
dener Entwurf wurde kurz dor dem Kriege von 1866 veröffentlicht. 

Die Verfaflung des Norbbeutfchen Bundes wie bie bed Deutfchen 
Reiches (Art. 4) räumte dem Reiche nur die Zuſtändigkeit für das 
Handeld- und Wechſelrecht und für das Öbligationenreht ein. So 
lange aber das Reich von ber ihm gegebenen Befugnis feinen Gebrauch 
machte, blieben bie Einzelftaaten berechtigt, im Wege ihrer Gefeh- 
gebung auch in den jeßt zur Zuſtändigkeit bes Reiches gehörigen Ge— 
bieten neues, alfo partituläreß Recht zu fehaffen. Zwar wurde daß 
HGB und die WO zu norddeutſchem und fpäter beutfchem Recht er= 
hoben, ein einheitliches Obligationenrecht aber nicht in Angriff ge= 
nommen, dagegen murbe eine Anzahl von Spezialgefegen obliga—⸗ 
tionenteghtlichen Inhalts erlaffen (3. ®. das Gef. vom 14. November 
1867, Gef. vom 24. Mai 1880). Da das Reich inbeffen durch Art. 4 
der Verf. das Gefehgebungsrecht auf dem Gebiete des Bankweſens, 
des Patent- und Urheberrechts und des Poſt- und Zelegraphenrechts 
erlangt hatte, entftanden in allen biefen Zweigen Reichsgeſehze privat= 
rechtlichen Inhalts. 

Erft ala durch Gefeg vom 20. Dezember 1873 die Zuftändigfeit 
des Reiches auf das gefamte bürgerliche Recht ausgedehnt worben 
tar, wurde bie Yusarbeitungeinesbürgerligen Ge— 
ſetzbuches für ganz Deutfchland in Angriff genommen. Anfang 
des Jahres 1874 fehte der Bundesrat zunächft eine Rommiffion von 
fünf Juriften (die fog. Vorkommiffion) ein, melde über Plan und 
Methobe ber Ausarbeitung des BGB Vorfchläge machen follte. Dur 
den Bericht vom 15. April 1874 entlebigte fie fich ihrer Aufgabe, in- 
dem fie an den Entwurf die Forderung ftellte, er folle 

unter Berüdfihtigung ber geltenden Geſetzbücher und der bon 

den Einzelftaaten, ſowie im Auftrage des ehemaligen Deutfchen 

Bundes über einzelne Rechtsteile ausgearbeiteten Gefegenttvürfe, 

das den Gefamtzuftänden des Deutfchen Reiches entfprechende 

bürgerliche Recht in einer den Anforberungen ber heutigen 

Wiflenfchaft gemäßen Form Tobifizierend zufammenfaffen. 

Das Handelsrecht follte zum Gegenftanbe einer befonberen Kodi— 
fifation gemacht, und gewiſſe Zeile des Privatrechts follten in dem 
Entwurfe nicht behandelt werben. Der Yundesrat billigte die Vor- 
ſchläge ber Kommiffion und feßte eine Kommiffion von elf Mit- 
gliedern zur Ausarbeitung eines Entmurfes des BGB ein. Vom 
17. bis 29. September 1874 fanb die erfte Gigungsperiobe ber Kom⸗ 
miffion ftatt. In diefer wurbe ber Beſchluß gefaht, feines ber be— 
ftehenben Gefegbücher augrunde zu legen, Tonbern einen neuen Ent» 
murf außzuarbeiten, diefen Entwurf in fünf Zeile einzuteilen und 
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für jeben diefer Zeile einen befonberen Redaktor zu beftellen. Fragen 
bon grunbfäßlicher Bebeutung follte die gefamte Kommiffton ent- 
ſcheiden, und zu dieſem Zwecke ſollte fie alle Jahre eine Zufammen- 
Zunft haben. Nachdem die Teilentwürfe fertiggeftellt waren, trat bie 
Gefamttommiffion am 4. Dftober 1881 zufammen. Sie hielt 
wöchentlich vier Sitzungen ab, von denen brei ber Beratung gewidmet 
Maren unb in beren vierter bie von den Hilfßarbeitern geführten 
Protofolle vorgelefen und feftgeftellt murben. Nachdem die Zeil- 
entwürfe burchberaten worden waren, wurde ber ganze Entwurf in 
ber Zeit vom 30. September bis 16. Dezember 1887 einer noch⸗ 
maligen Beratung unterzogen, worauf der Vorfigende mittels Be— 
richts vom 27. Dezember 1887 den Entwurf dem Reichskanzler über- 
reichte. Die von der Vorkommiſſion in Ausſicht genommenen fünf 
Bücher waren zwar beibehalten worden, boch war ihnen ein fechftes 
mit der itberfchrift: „Räumliche Herrfchaft der Rechtsnormen“ hin— 
zugefügt. Im Jahre 1888 wurde ber Geſetzentwurf nebft 5 Bänden 
Motiven veröffentlicht. Die Motive find nicht ein Werk der Gefamt- 
tommiſſion, fonbern eine „Privatarbeit“ der Hilfsarbeiter. 

Nachdem der Entwurf zuerft eine ungünftige Kritit erfahren 
Hatte und namentlich von Gierfe als nicht deutſch, nicht fozial und 
nicht voltstümlich und baher als ungeeignet bezeichnet morben war, 
aud nur al3 Grundlage meiterer Arbeit zu dienen, erfannte man 
doch allmählich ven hohen Wert der im Entwurf enthaltenen Geiftes- 
arbeit. Der Bundesrat beſchloß deshalb am 4. Dezember 1890 den 
Entwurf einer zweiten Zefung zu unterziehen und feßte zu dieſem 
Zwed eine Rommiffion von 22 Mitgliedern — Yuriften und Ver— 
tretern verſchiedener mwirtfchaftlicher Intereſſen — ein. Die Kom— 
miffion trat am 15. Dezember 1890 zufammen und hielt vom 1. April 
1891 ab wöchentlich drei Sigungen.!) Der von ihr Hergeftellte Ent— 
wurf wurde mittels Schreibens vom 22. Dftober 1895 dem Bundes⸗ 
rat überreicht. Diefer verwies den Entwurf am 16. Januar 1896 
an den Reichstag und fügte eine Denkfchrift bei. Der Reichstag ver⸗ 
wies den Entwurf an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern und nahm 
ihn dann mit 222 gegen 48 Stimmen an. Nach Zuftimmung bes 
Bundesrates murbe dad BGB nebſt dem Einführungsgefege am 
18. Auguft 1896 vom Kaifer vollaogen. 

Eine weniger eingehende Behandlung wurde dem neuen Ha n= 
delsgeſetzbuche zuteil. Denn diefes (in SS) lehnt fich eng an 


u) Ihre Beratungen find niebergelegt in ben „Protofollen der Kom- 
miffion für bie zweite Lefung bes Enttourfs be Bürgerlichen Gefehbudes“. 
u, —8 trage des Reichsjuftizamts bearbeitet von Achilles, Gebhard und 
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das bisherige HGB (in Artikeln) an und änbert es nur ſoweit dies 
durch die Vorfchriften des BGB ober durch die feit dem Antraft- 
treten des alten HGB gemachten Erfahrungen geboten war. Neu 
find im HGB (neuer Faflung) die Beftimmungen über Handlungs- 
iehrlinge (88 76—82), Hanblungsagenten (85 8492) unb über 
das Lagergefchäft (88 416424). €3 ift am 10. Mai 1897 voll- 
zogen worden. Auch zu ihm ift ein Einführungsgeſetz erlaffen, welches 
das Verhältnis des neuen Geſetzbuchs zu den Lanbegefegen unb ben 
NReichögefehen handelsrechtlichen Inhalts regelt und Übergangsbeftim- 
mungen gibt. Eine Reihe von Vorſchriften des alten HGB ift ge- 
fteichen, weil fie vom BGB übernommen worben find. 

Außer biefen beiden umfaflenden Geſetzbüchern trat am 1.Januar 
1900 ein das Gerichtöverfaffungsgefeß, die Zivilprozekorbnung und 
die Konkursordnung änderndes Gefeh vom 17. 5. 1898, ein Geſetz 
über die Zmangdverfteigerung und Zwangsverwaltung bon Gegen- 
ftänden des unbeweglichen Vermögens vom 24. 3. 1897 (184 88) 
nebft Einführungsgefeß, eine Grunbbucorbnung vom 24. 3. 1897 
(102 88) nebft Einführungsgefeh, und ein Geſetz über die Angelegen- 
heiten ber freimilligen Gerichtäbarfeit vom 17. 5. 1898 (200 88) 
in Kraft. Zwar haben alle diefe fog. Nebengefege den Zmed, 
formelles Recht zu ſchaffen, fie enthalten aber zahlreiche, dem Privat= 
recht angehörige Sätze. 

Das BGB und feine Nebengefebe umfaſſen keineswegs das ge— 
famte Privatrecht des Deutfchen Reiches. Die Anderungen, bie fie im 
Privatrecht Deutfchlands herbeigeführt haben, beftehen nur in einer 
Vermehrung des Reichsrechts und damit in einer Umkehrung 
des Verhältniffes von Reichsrecht und Landesrecht. 

1. Nach dem früheren Rechtszuſtande gehörte die ühermiegenbe 
Maffe der privatrechtlichen Normen dem Landesrecht an, mährend 
nur vereinzelte Materien bes Privatrechts durch einzelne Reichsgeſetze 
geregelt waren. Die neue Gefehgebung läßt arundfäglid 
diefe einzelnen privatrehtlihen Reichsgeſetze 
beftehen (vgl. jebod; Art. 32 EG z. BGB), und ftellt nebemfie 
das neugefchaffene Reichsrecht. 

2. Während bisher troß der Zuftänbigfeit des Reiches für das 
gefamte Privatrecht bie Landesgeſetzgebung befugt war, in ben nicht 
durch Neichsgefeh geregelten Materien privatrechtliche Normen abzu- 
ändern und neue privatrechtliche Normen zu ſchaffen, ift jeptgrumd= 
Täglih das gejamte PBrivatreht durch Reichs— 
gefed geregelt und baher grunbfäglich der Einwirkung der Landes— 
gefeggebung entzogen. Daher find mit dem 1. Januar 1900 die 
prinatrechtlicden Vorfchriften der Tandesgefege außer Kraft getreten, 
und nur foweit durch das an biefem Tage ind Leben gefehte Reichs— 
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echt zugunften ber Landesgeſetze ein Vorbehalt gemadjt wird, bleibt 
das bisherige Landesrecht beftehen und bie Landesgeſetzgebung be— 
fugt, dieſes Landesrecht fortzubilden (Art. 55 EG 5. BGB, Art. 15 
EG 3. HGB). \ 

Untereinanber ftehen die am 1. Januar 1900 ind Leben ge⸗ 
treienen Geſetze gleich. Nur das HGB macht hiervon eine Ausnahme, 
da es al3 Spezialgefeß bie Normen für diejenigen befonberen Rechts- 
verhältniffe gibt, die dem Handel angehören. Daher geht es in 
Handeis fachen, d..h. bei ber Beurteilung von Rechtsverhältnifſen 
des Hanbelörechts dem BGB vor (Art. 2 EG z. HGB). Das BGB 
als die Norm für den allgemeimen bürgerlichen Verkehr kommt 
nur dann zur Unmenbung, wenn nicht im HGB ober in dem zu 
dieſem erlaffenen Einf,-Gefeg ein anderes beftimmt if. Das BGB 
lommt bemnad zur Anwendung nur mo eine Ergänzung 
bes HGB nötig ift, d.h. 

1. da, wo das HGB die Anmwenbung des VEB ausdrücdlich 
verlangt (88 27, 62, 75, 105, 139, 228, 388, 339, 347, 366, 
368, 371, 374, 375, 382, 385, 396, 440, Art. 4, 14 Einf.-Gef.), 

2. ba, imo e8 bie Anwendung bes BGB ftillfhmweigend zu- 
läßt, d. i. überall da, mo eine abweichende Vorſchrift des HGB 
fehlt, alfo auch nicht Durch Analogie aus dem Gejamtinhalt des 
als ein Ganzes aufzufaffenden HGB entnommen werben ann. 
Die anderen Reichägefege (außer dem BGB) werben durch 

das HGB nicht berührt, denn fie find gleichfalls Spezialgefege (Art. 2 
Abſ. 2 EG 3. HGB). Das Einf.-Gef. 3. HGB hebt aber eine Reihe 
gefelicher Veftimmungen auf (Art. 8), zahlreiche andere reichsgeſetz— 
liche Beftimmungen ändert e& ab (Art. 9-14). 

Die Einteilung des BGB folgt dem Syſtem ber Ban- 
dettenlehrbücher und daher der Stoffverteilung in 5 Bücher: 
Allgemeiner Teil, Recht der Schulbverhältniffe, Sachenrecht, Familien— 
echt, Erbrecht. Die Bücher zerfallen in Abfchnitte, bie meiften von 
biefen wieder in Titel. Da aber die Zahlen der SS durch dag Gefeh- 
buch fortlaufen, wird die einzelne Beftimmung nur nad) bem $ an- 
geführt. 

Das HGB hatte, wie jedes Spezialgefeg, den ihm übermwiefenen 
Stoff nur nad demjenigen Einteilungsgrunde zu orbnen, daß für 
dieſen befonderen Stoff als ber zmedmäßigfte erfihien. Es be— 
hanbelt im erften Buche den Hanbelsftand von $ 1—104, im zweiten 
Buche die Handelsgeſellſchaften und bie ſtille Gefellfhaft von 8 105 
big 342, im britten Buche die Hanbelsgefchäfte von $ 343—473 und 
im vierten Buche den Seehandel von $ 474905. Es fehlt in ihm 
das Verſicherungsrecht, und die Lehre von ben Handelsgeſellſchaften 
ift infofern unvolfftändig, ala das Gejeh über die Erwerbs⸗ und 
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Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 und über bie Gefell- 
ſchaften mit befchräntter Haftung vom 20. April 1892 neben dem 
HGB beftehen blieben. Auch das Recht der Binnenfchiffahrt ift durch 
ein befonberes Reichsgeſetz (vom 15. Juni 1895) geregelt. Das 
beutfche Handels recht beruht aber nicht auf dem HGB allein, fon- 
dern nod) auf anderen Reichsgeſetzen. 


Erſter Abſchnitt: Das objektive Recht. 
A. Die Auellen des objekfiven Rechts. 


8 4 Das Geſehzesrecht. 


Die Quellen des objeftiven Rechts d. h. ber Rechtsſätze find 
Gefeh und Gewohnheit. 

1. Vegriff. Das Wort Gefey hat eine doppelte Bebeutung. 
Im materiellen Sinne bezeichnet e8 das durch einen Aus— 
Tprudbes Staatesgeſetzte Recht. Es kommt babei nur 
darauf an, daß ein Rehtsfag im rechtsverbindlicher Weife durch 
ein Organ ber Staatögewalt ausgeſprochen wird. Gleihgültig ift, 
ob der Sa — was die Ausnahme bildet — nur auf einen einzigen 
Zatbeftand oder ob er — mas bie Regel bilbet — auf eine unbe 
ftimmte Anzahl von Tatbeftänden angemenbet werben foll, ob er 
von bem Gefeßgebungdorgan oder einem anderen Organe ber Staatd- 
gemalt ausgeht, wenn er nur bon bem berfaflungsmäßig beftellten 
Organe in vorgefchriebener Yyorm getan wird. Geſetze in biefem 
Sinne find daher auch die Verordnungen, fofern fie bon dem zum 
Erlaſſe von Verorbnungen beftellten Organe gegeben find und einen 
Rechtsſatz ausſprechen. Sole Verordnungen heißen Rechtsverord⸗ 
nungen im Gegenfahe zu Verwaltungsberorbnungen. Lehtere ent- 
halten feinen Rechtsſatz, ſondern nur einen von ber vorgefeßten ber 
untergebenen Behörbe gegebenen, das Verhalten ber iehteren be— 
treffenden Befehl. Die Rechtsverorbnung hat allgemein verbindliche 
Kraft und gehört zu ben renifiblen Rechtsnormen im Sinne von 
$ 550 BD, $ 12 EG 3. ZPO. 

Im formellen Sinne beveutet Gefeg jede von bem ge= 
feßgebenden Organeder Staat3ögemalterlaffene 
Anordnung. Bedingung ift, daß dasjenige Organ, welches nad, 
der Verfaffung zum Erlaſſe von Gefegen befugt iſt, in der für Gefege 
borgefohriebenen Yo rm gefprochen hat. Es macht feinen Unterfchieb, 
ob der Ausſpruch einen Rechtsſatz ober einen Aft der Staatsverwal⸗ 
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tung enthält (3. B. Aufnahme einer Anleihe, Feitftellung bes Staats» 
Haushaltöplanes, Dotation eines verdienten Staatsmannes). 

2. Zuftändigfeit. Gegenwärtig geht die Gefeßgebung des Deut- 
chen Reiches neben der Gefeßgebung der einzelnen Bundesſtaaten her. 
Die Gültigkeit der von legteren erlaffenen Gefee hängt von 
ber Beobachtung ber Verfaffung des betreffenden Staates ab. „Die 
Reichs geſetzgebung wird ausgeübt durch ben Bundesrat und ben 
Neichstag. Die Übereinftimmung der Mehrheitäbefchlüffe beider Ver- 
Tammlungen ift zu einem Reichögefege erforderlich und ausreichend“ 
(Art. 5 WU). Durd) diefe Übereinftimmung wird nur ber Geſetzes⸗ 
inhalt gebilbet, verbindliche Kraft erlangt er erft durch die 
Vertündigung von Reichswegen. Sie gefchieht auf Anord—⸗ 
nung des Kaiſers durch das Reichsgeſetzblatt (Art. 17). Die Ans 
orbnung erfolgt in Geftalt ber Ausfertigung, b. h. indem ber Kaifer 
unter Gegenzeichnung bed Reichskanzlers dem Geſetze feine Unters 
ſchrift gibt. Vor dem durch biefe Verfündung erfolgenven Geſetzes— 
ausfprud ift nur ein Gefegentwurf vorhanden. Der Kaiſer 
ift auf die Befugnis der Verkündung beſchränkt, gefeßgebender Faktor 
ift er nicht. 

Die Befugnis, Vermaltungsverorbnungen zu erlaffen, fteht jeder 
höheren Reichsberwaltungsbehörde, ingbefonbere alfo bem Bunbes- 
rate zu. Sie reicht nicht weiter als die Zuflänbigfeit ber betreffen» 
den Vermaltungsbehörbe. Rechtsverordnungen zu erlaffen, ift an 
ſich ausſchließliche Befugnis der gefeggebenden Gewalt. Sie kann 
Daher nur im Wege der Gefetgebung übertragen werben (Delegation): 
dem Bundesrat, bem Kaiſer, dem Reichskanzler, anderen Reichs— 
behörben, den Landesregierungen. Die Befugnis reicht nicht weiter 
als bie vom Reich2gefege gewährte Ermächtigung. 

3. Die verbindliche Straft bes Geſetzes ergreift einen jeben, 
gleichviel ob er es kennt ober nicht, e8 falſch ober richtig außlegt. 
Der römifche Sapignorantia juris nocet gilt auch bei und. Die 
Frage, ob auch feine zugunften von Frauen, Minderjährigen, Solda— 
ten und Lanbleuten zugelaffenen Ausnahmen galten, wurde von der 
Praris mit Einſchränkungen bejaht, mar aber ficher gegenüber ber 
heutigen Gefeßgebung zu berneinen, und ift durch das BGB dadurch 
verneint, daß es Ausnahmen nicht aufftellt. 

Die Gefegestraft erlifcht, wenn ber Zeitpuntt eintritt, der 
nad) ber eigenen Beftimmung be3 Gefeges den Enbpunft feiner Gel- 
tung bilbet, ober wenn die Verhältniffe, auf melde das Gefeg An— 
wendung finden Toll, befeitigt find, maß insbeſondere von den fog. 
Übergangäbeftimmungen gilt, endlich dadurch, daß das Gefeg aufs 
gehoben wird durch ein anderes Gefeh; die Aufhebung geichieht aus— 
drücklich oder ftillfehweigend b. H. dadurch, daß das neue Steh Ber 

Engelmann, D. bürgerlie Net Deutſchlands. IV. Aufl. 
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ftimmungen trifft, bie mit ben Vorſchriften bes früheren Geſetes im 
Widerſpruch ftehen. Geſetze aber, bie gegenüber einem anderen bie 
Eigenſchaft eines Spezialgeſetzes "Haben, merben nicht dadurch aufs 
gehoben, daß das allgemeine Gefet aufgehoben wirb (lex posterior 
generalis non derogat legi priori speciali). 

Ein Gefeg kann auch durch entgegenſtehendes Gewohnheitsrecht 
aufgehoben werden, wenn die Rechtsanſchauung, auf welcher das Ge— 
ſetz beruht, ſich ändert, insbeſondere alſo dann, wenn das Geſetz für 
aufgehoben gehalten wird (RG bei Seuff. 52, 1). 

4. Die Gefehgebung ift eine fragmentarifche, wenn ein- 
zelne Stüde einer Rechtsmaterie Durch einzelne Gefege geregelt wer— 
den, eine novelliſtiſche, menn ein umfangreicheres Geſetz in 
einzelnen Punkten geändert wird. Wird eine ganze Rechtsmaterie 
dadurch umgeftaltet, daß alle in fie einfchlagenden biöherigen Geſetze 
aufgehoben mwerben, fo enthält das neue Gefeh eine Kodifika- 
tion (4. B. das BGB); wird vom Gefeh aus einem vorhandenen 
Rechtsſtoffe nur einzelnes herausgehoben und mit Geſetzeskraft ver⸗ 
fehen, fo fpriht man von Intorporation (Pigeften und 
Kober). 

5. Staatöverträge verpflichten nur die fontrahierenden Staaten, 
nicht deren Untertanen. Die legteren werben nur verpflichtet durch 
die auf Grund des Vertrags erlaffenen Gefege oder Verordnungen. 
Enthält aber der Vertrag Rechtsnormen, welche ſich an bie Behörden 
ober bie Untertanen eined ober beiber Vertragsſtaaten wenden, fo be— 
darf e8 der Verfünbung des Staatsvertrages in der für Gefege vor⸗ 
gefriebenen Form, benn dadurch erlangt er für bie Untertanen ver— 
bindliche Kraft.!) Namen bes Deutfchen Reiches Verträge zu 
ſchließen, ift der Kaifer befugt. Erftreden ſich ſolche Verträge aber 
auf Gegenftände, welche nad Art. 4 BU in den Bereich ber Reichs— 
gefeßgebung gehören, fo ift zu ihrem Abfchluß die Zuftimmung des 
Bundesrat? und zu ihrer Gültigkeit bie Genehmigung bes Reiche» 
tages erforberlih (Art. 11). 

Da dem Reiche nicht die Macht zufteht, von ben Bundesſtaaten 
mit außländifchen Staaten geſchlofſene Verträge zu Töfen, fo bleiben 
nad) Art. 26 EG 3. BGB folhe Staatöverträge, auch fomeit fie 
privatrechtlichen Inhalts find, in Kraft. In Zukunft aber können 
Staatöverträge privatrechtlichen Inhalts don einem Bundesſtaate 
nur hinſichtlich derjenigen Rechtsmaterien gefchloffen werben, welche 
der Landesgeſetzgebung vorbehalten find. 


’) Laband, Staatsrecht des Deutfchen Reichs, $ 21. 
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$ 5. Das Gewohnheitsredt.‘) 


1. über Begriff und Entftehung des Gewohnheitsrechts haben 
verſchiedene Auffaffungen beftanden. Nachdem man zuerft in Ans 
Iehnung an ben tacitus consensus populi, ber nad) ber 1. 32 D. 
de leg. 1,3 dem suffragium gleicäftehen follte, ven Geltungsgrund 
bes Gewohnheitsrechts auf eine ſtillſchweigende Genehmigung der 
gefeßgebenden Gewalt zurüdgeführt, fpäter aber in Anwendung ber 
c. 11 X de consuet. 1,4 bie fortgefegte Übung ala Entftehungs- 
grund bed Gewohnheiisrechts angeſehen hatte, erklärte die hiſtoriſche 
Schule das Gewohnheitsrecht für identiſch mit der Rechtsüberzeugung 
bes Volkes: nach ihr iſt der Gewohnheitsrechtsſaz in ber über— 
zeugung vorhanden und die Übung nur feine Erkenntnisquelle.?) 
Die jeßt herrſchende Anficht verlangt für die Entftehung des Gewohn⸗ 
beitsrecht3 das Zuſammenwirken jenes äußeren, in ber Gemohnheit, 
mit dem inneren, in der Übung liegenden Momente.) Gemohn- 
beitsrecht find alfo die ungefeßten, weil nicht vom Staaie gegebenen, 
duch Rechtsüberzeugung und Übung entftandenen Rechtsfähe. Es 
genügt baher nicht bie bloße Übung, denn fie erzeugt nur eine Gemöh- 
nung ohne das Bewußtſein von ber Rechtsnotwendigkeit, e8 genügt 
auch nicht die bloße Rechtsüberzeugung, benn fie fehafft feine Rechts- 
Tüte. Es ift infofern ungefchriebenes Recht, als es zu feiner Ent- 
ftehung nicht ber Aufzeichnung bebarf. Wird es niebergefchrieben, 
fo ift die Schrift nur feine befte Erfenntnigquelle. Erfolgt bie Aufs 
zeichnung und die Verkündung durch die gefeßgebende Gewalt, fo 
wird es Geſetz. 

Das Gewohnheitsrecht erfordert eine im geſamten Volke ober 
in einem gewiſſen Vollskreiſe herrſchende Überzeugung von dem Vor⸗ 
handenſein einer verbindlichen Rechtsnorm, die opinio juris ober 
necessitatis, und die Anwendung biefer Norm. Wie lange die 
Übung beftehen, melde Anzahl von übungsfällen nachgemiefen fein 
muß, hängt von ber Befchaffenheit des einzelnen Rechtsfages ab. Der 
Überzeugung kann ein rrtum, insbeſondere die irrige Änſchauung, 
daß man Gefegesrecht antvenbe, zugrunde Tiegen,*) aber ein Sag, ber 


’) Neueftend Brie: Die Lehre vom Gewohnheitsrecht, 1899. Bisher 
nur ber erfte Zeil, enthaltend die aeihichttice Srunblegung, erſchienen. 

)Buchta, Gewohnheitsrecht I u. 1828, 1897. abianh 
ur I e 76H. Ihnen folgend PT v. Serben Stobbe, 


Seht, Befonberb NRegelöberger 18 19. Gierte I 8 20. 
sur det, Befeler, Unger, Gold- 
mibt un! 
*) Unberd bie kreföenne (GBindſcheid I. 816 Nr. 3, RG 12, 
292; 26, 320 und zahlreiche andere Entſch.), aber don Zitelmann Ge 
PX) 
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gegen bie gute Sitte oder gegen die Grundlagen der bürgerlichen 
Ordnung verſtößt, ift nicht Recht. 

2. Das Gewohnheitsrecht ift ein gemeines, wenn es ſich über das 
ganze Gebiet bes gemeinen Rechts, ein partifulares, wenn es ſich 
tatfächlich über ein geringeres Gebiet erftredt, gleichviel, ob bie Be— 
teiligten es fi) als gemeines ober als partitulares Recht vorftellen.') 
Es ann fi auf beftimmte Berufsſtände und noch engere Kreife be— 
ſchränken. Das in Korporationen und das in Familien bes hoben 
Adels beftehende Gewohnheitsrecht wird vorzugsweiſe Obſervanz 
genannt. 

Gewohnheitsrecht iſt auch das ſog. Juriſtenrecht, inſofern durch 
gleichmähige Anwendung eines Rechtsfatzes in richterlichen Ent» 
ſcheidungen (Gerihtsgebraud) bie Rechtsüberzeugung ber 
Gerichte als eines Gemeinfhaftsorganes ketätigt wird. Die Auf- 
nahme bes römifchen Rechtes beruht auf Juriſtenrecht, und zahl 
reihe Süße bes mobernen Rechts find Erzeugnis bes Gericht3- 
gebrauchs. Niemals aber hat die einzelne Entſcheidung, felbft wenn 
fie jet in Gemäßheit des $ 137 GBG vom Plenum des Reichs- 
gerichts erlaffen wird, an fich verbindliche Kraft. Die Recht s— 
wiſſenſchaft enthüllt zwar verborgene, aber doch immer bor= 
handene Rechtsſätze, fie jtelt Lehrſätze, nicht neue Rechtsfäge auf und 
ift daher nicht Rechtzqueile. ?) 

3. Die Kraft des Gewohnheitsrechtes ift da, mo nicht außbrüd- 
liche Gefegesbeftimmungen entgegenstehen, der des Gefetzes gleich. 
Es kann alfo Gefegesrecht durch Gewohnheitsrecht nicht bloß er= 
gänzt, fonbern auch abgeändert werben (cons. praeter — contra 
legem); es fann enblid einem Gefege durch Gewohnheit eine be= 
ftimmte Auslegung gegeben werden (Ufualinterpretation). 

Art. 1 des alten HGB verfagte durch feine Beftimmung: 

„In Handelsfachen kommen, infomeit biefes Geſetzbuch 
feine Beftimmungen enthält, bie Handelsgebräuche“ — damit 
das Gewohnheitsrecht meinend — „und in deren Ermangelung 
das allgemeine bürgerliche Recht zur Anwendung,“ 

dem Gewohnheitsrechte bie Kraft, das HGB zu ändern, verlieh ihm 
derogatorifche Kraft aber gegenüber dem allgemeinen bürgerlichen 
Recht. 





heitsrecht und Irrtum Arch. f. ziv. B. 66, 223 ff. Gierte d. P. I 
167 f. befämpfte Anficht. 
YAM. RG 26, 193. Dagegen mit Recht Gierfe [E20 V. 
Die Anfichten hierüber find immer noch fehr geteilt. Beſeler 
Igie zwiſchen Vollsrecht und Juriſtenrecht, BPucta macht bie Miflen 
haft m einer Nechtöquelle. m klarften und überall zutreffend jet 
Gierte 1$ 21. Von Entfceidungen |. RG 3, 178. 
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Dem BGB und dem neuen HGB fehlen Vorſchriften über 
das Gewohnheitsrecht. Die Entſcheidung ber Frage, ob und inwie— 
meit in Zufunft gewohnheitsrechtliche Sähe verbindende Kraft haben, 
bleibt daher der Wiſſenſchaft und der Rechtſprechung überlaſſen. Es 
wird unterfhieben werben müffen: 

a) partituläres Gewohnheitsrecht, das nad) Art. 2 NY als Landes⸗ 
recht Reichsgeſetze zwar nicht aufheben, wohl aber ergänzen, 
b) allgemeines Getwohnheitsrecht, das als Reichsrecht Reichsgeſetze 

ſowohl ergänzen ala abändern Tann. 

Damit ift dem Intereſſe ber Reichögefeggebung an ber Wahrung 
der durch die neue Kobifitation gefhaffenen Rechtseinheit Genüge 
geleiftet, und Art. 2 EG 3. neuen HGB Hat im Gegenfage zu Art. 1 
des alten HGB das Gewohnheüsrecht nicht erwähnt, meil eine 
Wiederholung jenes Art. 1 bie Anerkennung auch bes partifulären, 
das HGB abändernden Gewohnheitsrechts enthalten haben würde. 

Soweit aber neben ber Reichögefeßgebung das Landesrecht be— 
ftehen bleibt, behält das Gewohnheitsrecht diejenige Vebeutung, bie 
ihm das Landesrecht einräumt. Überall da alfo, mo das Landes— 
gefe die Anwendung gewohnheitsrechtlicher Normen nicht verbietet 
ober einfchräntt, bleiben nicht bloß die am 1. Januar 1900 beftehen- 
den Gewohnheiisrechtsſätze in Kraft, ſondern kann fi auch neues 
Gewohnheitsrecht, und zwar ſowohl ergänzende als abänbernbes, 
bilden (Artt. 2, 3, 55 EG 3. BGB, Art. 15 EG 5. HGB). 

4. Da das Gewohnheitsrecht Übung vorausſeht und häufig eine 
lange gleihmäßige Übung verlangt, fo ift die Abgrenzung 
feines Begriffes gegen andere gleichfalls auf Übung beruhende 
Erſcheinungen des Rechtslebens geboten. 

a) Wie das Geſetz, fo enihält das Gewohnheitsrecht eine Recht3- 
norm im Sinne des $ 550 ZPO. Dadurch unterfcheibet ſich das 
Gewohnheitsrecht von der ermerbenden Verjährung , melde 
fubjettive Rechte begründet. Die lange Übung fann ferner 
einen Beweisgrund dafiir abgeben, daß ein bejtimmtes Rechtsver⸗ 
hältnis entftanden fei, und bie fog. unbordentlidhe Ver— 
jähbrung begrünbet in den Füllen, in denen fie anerfannt war, 
Togar eine Reht3nermutung dafür, daß ein Recht, melches 
To lange ungeftört ausgeübt worden, daß Zeit und Art feiner Ent» 
ftehung nicht mehr befannt waren, durch gültigen Zitel begründet 
worden fei. Das Wort Herkommen bezeichnet zwar immer das 
Beftehen einer längeren Übung, aber bald ber eines fubjeltiven Rech— 
tes, balb ber eines Rechtzfakes. 

b) Das Gemwohnheitsrecht entjteht durch die Betätigung deſſen, 
was man für rehtlih notwendig erachtet. Durch fortgefehte 
Übung des gefhäftlih Zmedmätigen entfleht ein bloßer Ge— 
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gegen bie gute Sitte oder gegen die Grundlagen der bürgerlichen 
Ordnung verftößt, ift nicht Recht. 

2. Das Gemohnheitärecht ift ein gemeines, wenn e& ſich über das 
ganze Gebiet bes gemeinen Rechts, ein partitulares, wenn es fich 
tatfächlich über ein geringeres Gebiet erſtreckt, gleichbiel, ob bie Be— 
teiligten es fi) als gemeine ober als partitulares Recht vorftellen.*) 
Es kann fich auf beftimmte Verufäftände und noch engere Kreife be= 
ſchränken. Das in Korporationen und das in Familien bes hohen 
Adels beftehende Gewohnheitsrecht wird vorzugsweiſe Obſervanz 
genannt. 

Gewohnheitsrecht ift aud) das fog. Inriftenredit, infofern durch 
gleihmäßige Anwendung eines Rechtsfatzes in richterlihen Ent— 
ſcheidungen (Gerihtsgebraud) die Nectsüberzeugung ber 
Gerichte al eines Gemeinſchaftsoxganes ketätigt wird. Die Auf- 
nahme des römifchen Rechtes beruht auf Juriſtentecht, und zahl- 
reihe Süße des modernen Rechts find Erzeugnis bes Gerichts— 
gebrauchs. Niemals aber hat die einzelne Entſcheidung, felbft wenn 
fie jegt in Gemäßheit bes $ 137 GBG vom Plenum des Reichs- 
gerichis erlaffen wird, an fi} verbindliche Kraft. Die Redhts- 
wiſſenſchaft enthüllt zwar verborgene, aber doch immer bor= 
handene Rechtsfäte, fie itellt Qehrfähe, nicht neue Nechtsfäge auf und 
ift daher nicht Rechtsqueile. ?) 

3, Die Kraft des Gemohnheitärechtes ift da, too nicht außbrüd- 
liche Gefegesbeftimmungen entgegenftehen, ber bes Geſetzes gleich. 
Es kann alfo Gefepesrecht durch Gewohnheitsrecht nicht bloß er= 
gänzt, fondern auch abgeändert werben (cons. praeter — contra 
legem); es fann enblich einem Gefege durch Gewohnheit eine be= 
ftimmte Auslegung gegeben werben (Ufualinterpretation). 

Art. 1 des alten HGB verfagte durch feine Beftimmung: 

„In Handelsfachen kommen, infomeit dieſes Geſetzbuch 
feine Beſtimmungen enthält, die Handelsgebräuche“ — damit 
das Gemohnheitsrecht meinend — „und in deren Ermangelung 
das allgemeine bürgerliche Recht zur Anwendung,” 

dem Gemohnheitsrechte die Kraft, das HGB zu ändern, verlieh ihm 
derogatorifche Kraft aber gegenüber dem allgemeinen bürgerlichen 
Recht. 


wohnheitsrecht und Irrtum Arch. f. ziv. BP. 66, 223 ff. Gierfed. P. I 

167f. Belämpfte Anficht. 

YAM. RG 26, 193. Dagegen mit Recht Gierte 15% V. 

J Die Anſichten hierüber And immer noch fehr geteilt. Befeler 

ſchied zwiſchen Vollsrecht und Juriſtenrecht. Pucta macht die Wiflen- 

ſchaft zu einer Rechtäquelle. (m klarſten und überall zutreffend jept 
Gierte 1$ 21. Von Entfheidungen |. RG 3, 178. 
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Dem BGB und bem neuen HGB fehlen Vorſchriften über 
das Gemohnheitsreht. Die Entſcheidung ber Frage, ob und inwie— 
meit in Zufunft gewohnheitsrechtliche Sähe verbindende Kraft haben, 
bleibt daher der Wiffenfchaft und der Rechtfprechung überlafſen. Es 
wird unterfhieden werben müffen: 

a) partituläres Gewohnheitsrecht, das nad) Art. 2 RB als Landes= 
recht Reichsgeſetze zwar nicht aufheben, wohl aber ergänzen, 
b) allgemeines Gewohnheitsrecht, das als Reichsrecht Reichsgeſetze 

ſowohl ergänzen ala abändern kann. 

Damit ift bem Intereſſe ber Reichsgefekgebung an ber Wahrung 
der durch bie neue Kobififation gefchaffenen Rechtzeinheit Genüge 
geleiftet, und Art. 2 EG z. neuen HGB hat im Gegenfage zu Art. 1 
des alten HGB das Gewohnheitsrecht nicht erwähnt, meil eine 
Wiederholung jenes Art. 1 die Anerkennung auch des partifulären, 
das HGB abändernden Gewohnheitsrechts enthalten haben würde. 

Soweit aber neben ber Reichsgeſetzgebung das Landesrecht bes 
ftehen bleibt, behält das Gewohnheitsrecht diejenige Bedeutung, bie 
ihm das Landesrecht einräumt. überall ba alfo, wo das Landes— 
gefe die Unmenbung gewohnheitsrechtlicher Normen nicht verbietet 
oder einfchräntt, bleiben nicht bloß die am 1. Januar 1900 beftehen- 
den Gewohnheitsrechtsſätze in Kraft, ſondern kann ſich auch neues 
Gewohnheitsrecht, und zwar ſowohl ergänzendes als abänbernbes, 
bilden (Artt. 2, 3, 55 EG 5. BGB, Art. 15 EG z. HGB). 

4. Da das Gewohnheilsrecht Übung vorausſetzt und häufig eine 
lange gleihmäßige Übung verlangt, fo ift die Abgrenzung 
feines Begriffes gegen andere gleichfalls auf Übung beruhende 
Erſcheinungen bed Rechtslebens geboten. 

a) Wie das Gefep, fo enthält das Gewohnheitsrecht eine Rechts- 
norm im Sinne des $ 550 ZPO. Dadurch unterfcheidet ſich das 
Gewohnheitsrecht von ber erwerbenden Verjährung , melde 
Tubjeftine Rechte begründet. Die lange Übung fann ferner 
einen Beweisgrund bafür abgeben, daß ein beftimmtes Rechtsver— 
hältnis entftanden fei, und bie fog. unvordenkliche Ver— 
jährung begrünbet in ben Füllen, in denen fie anerfannt mar, 
fogar eine Reht3permutung bafür, daß ein Recht, welches 
fo lange ungeftört ausgeübt worden, daß Zeit unb Urt feiner Ent- 
ftehung nicht mehr betannt waren, durch gültigen Zitel begründet 
worden fei. Daß Wort Hertommen bezeichnet zwar immer das 
Beftehen einer längeren Übung, aber bald ber eines fubjektiven Rech— 
tes, bald der eines Rechtsſahes. 

b) Das Gemwohnheitsrecht entfteht durch die Betätigung deſſen, 
ma3 man für rehtlih notmwenbig erachtet. Durch fortgefegte 
Übung bes gefhäftlih Zmedmähigen entftcht ein bloßer Ge— 
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ſchäftsgebrauch. Gefhäfisgebraud ift daher das bei ge= 
miffen Gefchäften übliche oder Gemöhnliche, bas, mas das BGB Ver— 
tehräfitte nennt. Diefe Verfehrsfitte dient zur Auslegung zweifel= 
after, alfo auch zur Ergänzung unvollftändiger Erklärungen und 
insbefonbere zur Beftimmung ber Leiftungspfliht (88 157, 242). 
überall da alfo, wo die Parteien das Übliche gewollt haben, ift der 
Geſchäftsgebrauch auch dann maßgebend, wenn ein Zeil ober auch 
beide Zeile ihn nicht gefannt haben. Nad) $ 346 HGB ift unter 
Kaufleuten auf bie Geſchäftsgebräuche des Handelsver— 
tehrs in jedem Falle Rüdficht zu nehmen, unter Nichtkaufleuten 
ober bei Geſchäften zwiſchen Kaufleuten und Nichlaufleuten kann 
nur entweder bie allgemeine oder die befondere Verfehrzfitte gerade 
besjenigen Kreiſes (3. B. der Architekten) herangezogen werben, dem 
der erklärende Zeil angehört.) Die fog. Börfenufancen find 
auerft meift bloße Geſchäftsgebräuche, es entwidelt fih aus ihnen 
aber Gewohnheitsrecht, ſobald das bisher übliche für rechtsnotwendig 
gehalten wird. Das letztere wird von denjenigen Börfenufancen, 
melche von den Börfenorganen kundgemacht find, ohne weiteres an= 
genonmen werben müffen.?) 


B. $ 6. Anwendung des Rechts. 


Der Richter hat ſowohl das Geſetz als das Gewohnheitsrecht, 
foweit dieſes verbindlich ift, anzuwenden. Der Anmwenbung muß 
die Feftftellung beffen, mas Recht ift, vorausgehen. 

1. Da nur das gültige Geſetz Recht ſchafft, fo hat der Richter 
die Gültigteit des Geſetzes zu prüfen. Die entgegen- 
ftehende Anordnung einzelner Verfaffungsurfunden fließt bas 
Prüfungsrecht nur gegenüber den auf Grund diefer Verfaffung zu— 
ftande gefommenen Gefegen aus. Die BU des Deutfchen Reichs ent- 
hält eine derartige Beſtimmung nit. Aber auch wo fie befteht, ift 
bie Verfaffungsmäßigteit der Verkündung zu prüfen, und mo fie 
nicht befteht, erſtredt fi die Prüfung auch auf die Verfaffungs- 
mäßigfeit des Zuftanbefommens. ft in ber Eingangsformel bes 
Geſetzes auf das Vorhandenfein der Erfordernifle gültigen Zu- 
ftandefommens Hingemwiefen, fo ift zwar damit nicht eine binbenve 
Entfeidung getroffen, wohl aber die Annahme der Gültigkeit be— 
gründet. Eine Schranke findet dad Prüfungsrecht in ber Befugnis 
ber gefeßgebenden Gewalt, fich zum Erlaffe bes Geſetzes für zuftändig 


2.) ©. darüber beſonders RG 12, 371. Leonhard: Jrrtum bei 
nichtigen Verträgen, 1882. ©. 224 ff. Nenelsberger Band. $ 22II. 
Dany: Die Ausleaung der Rechtsgeſchäfte 1897. . 159 ff. 

’) Staub: Komm. 3. H68 6. Aufl. ©. 10 ff. 
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zu erflären. Daher ift Heute überall die Prüfung geboten, ob das 
Landesgeſetz gegenüber ber Zuftänbigteit ber Reichsgeſetzgebung, da⸗ 
gegen bie Prüfung außgefchloffen, ob das Reichsgeſetz gegenüber ber 
Lanbeögefeßgebung feine Zuftändigfeit zu Recht angenommen hat. 

2. Das Vorhanbenfein eines Gewohnheitsrechts kann aus ge- 
richtlichen Entſcheidungen, angefehenen Rechtzaufzeichnungen (Sach⸗ 
Tenfpiegel!), Zeugniſſen von Behörden, Körperſchaften oder Einzelnen, 
auch aus Redtsfpriämörtern entnommen werben. 

Das Vorhandenſein eines gültigen Gefehes ober eines Gewohn⸗ 
heitsrechtsſatzes ift Gegenſtand nicht eines zibilprogeffualifchen Be = 
weiſes, fonbern richterliher Erforfhung.) Denn jura 
novit curia. Das ſchließt nicht aus, daß bie Partei den Richter bei 
feiner Forſchung unterftügt, ja daß er ber Partei biefe Unterſtützung 
auferlegt ($ 293 ZPO, RG 30, 366; 39, 376). 

Zur Feftftellung deſſen, was ald Recht anzumenben, gehört bie 
Auslegung (Interpretation) d. h. die Erforfhung bes Sinnes eines 
gegebenen Rechtsſahes. Als freie geiftige Tätigkeit läßt bie Aus— 
Iegung ſich nicht an feſte Regeln binden. Someit fie nur bie Mittel 
der Spradfunde zu Hilfe nimmt, nennt man fie grammatifche, for 
meit fie nur den allgemeinen Denkgefegen folgt, Iogifche, ſoweit fie 
auf die Stellung bes Rechtsſatzes in bem Ganzen, dem er angehört, 
ſieht, foftematifche, fomeit fie auf die Verhältniffe Rüdfiht nimmt, 
die zum Erlaffe des Gefeges geführt haben, hiftorifche Interpretation. 
Damit find aber die Mittel der Auslegung nicht erfchöpft; Klarheit 
gibt in vielen Fällen nur ber Zived des Geſetzes. Der Streit bar- 
über, ob das Gefeß nur den Willen des Gefeßgebers enthält. (Tubjet- 
tive Theorie) oder mit feiner Verkündung fi) vom Geſetzgeber los— 
teißt und von feinem Willen unabhängig wird (objektive Theorie), 
hat geringe praftifche Bedeutung, ba überall, mo es auf ben Zweck, 
den Willen, ven Gedanken bed Geſetzes antommt, doch immer nur 
der von Menfchen mit bem Gefehe verfolgte Zwed in Frage kommen 
Tann. Iſt das Gefeß aber einmal erlaffen, fo hat es auch diejenigen 
Wirkungen, deren Eintritt den an feiner Entftehung beteiligt ge— 
mefenen PBerfonen nicht zum Bewußtfein gefommen if. Damit er 
ledigt fi) die Frage nach der Bedeutung ber fog. Gefeßesmaterialien 
(Borarbeiten, Gutachten, Motive, Kommiffionzprotofolle uſw.). Als 
Zeugniffe über die Gebanten einzelner find fie wertlos, meil ber 
einzelne nicht Gefeßgeber und ber Gefehgeber nicht das Gefek ift; 
laffen fie aber mit Sicherheit den Zweck erfennen, den man mit bem 
Gefeße verfolgte, To bilden fie als Zeugniffe über Grund und Ziel des 
Gefege ein Hilfsmittel der Auslegung. 

6 Pr über diefen Gegenfaß f. meinen beutfchen Zivilprozeß 1901. 





24 Erſtes Buch: Allgemeiner Teil. 


Zur Gefegesanmenbung gehört bie Analogie. Sie befteht in 
der Ableitung von Grundſähen auß der im Geſetze bewirkten Rege⸗ 
lung eines beftimmten Zatbeftandes und in ber Anmenbung des fo 
gewonnenen Grunbjages auf weſentlich gleiche Tatbeſtände. Gie 
füllt die ſcheinbaren Lücken bes Geſetzes auß unb paßt das beſtehende 
Geſetz neuen Erſcheinungen des Lebens an. Man unterſcheidet Ge— 
ſeßesanalogie, wenn man ein einzelnes beſtimmtes Ge— 
fe auf Fälle anwendet, die dieſes Gefeg nicht regelt, und Recht s- 
analogie, wenn man eine Gefamtheit von Rechtsſätzen auf 
ein Rechtögebiet anwendet, für das fie nicht gegeben find. Sog. 
Ausnahmerecht (jus singulare) entzieht fih der analogen Anwen— 
dung auf Perfonen, Sachen oder Verhältniffe, Die außerhalb ber vom 
Ausnahmerecht umfaßten Klaffen ftehen. 

Die Analogie ift häufig nichts anderes als außbehnende nter= 
pretation. ft tatfächlich eine Lücke im Gefege vorhanden, d. h. läßt 
ſich auch auf dem Wege ber Analogie ber vorhandene, aber nicht auß= 
geſprochene Satz entwideln, fo ift zu unterfeiden: entweder hat 
das Geſetz gewiffe Lebensverhältniffe nicht regeln wollen, dann 
bilden fie feine Rechtsverhältniffe, oder es hat bie Regelung nur 
tatfählih unterlaffen; dann ift fo zu entſcheiden, wie das Geſetz 
entjchieben haben würde, wenn es felbft die Regelung vorgenommen 
hätte, 

Das BGB, das neue HGB und bie mit biefen gleichzeitig in 
Kraft tretenden Gefege bilben jedes für ſich und alle zufammen eine 
einheitliche Kobifitation. Hieraus folgt, daß Rechtsſätze, die nicht 
ausdrücklich außgefprochen find, im Wege ber Analogie nur aus bem 
Gefege felbft, und wenn hierzu die Unterlagen fehlen, nur aus dem 
gefamten Geſetzgebungswerke gefolgert werben dürfen. Die An— 
wendung des früheren, alfo nicht mehr gültigen Rechtes wäre 
gefegmwibrig. Damit ift aber die Bermertung des früheren 
Rechts zur Erklärung des neuen Rechts nicht ausgefäjloffen. Eine 
ſolche Verwertung barf ftattfinden, infofern bei Abweichungen bes 
neuen Recht? vom alten im Wege ber Hiftorifchen Auslegung der 
Grund ber Abweichung als Erflärungsmittel dienen kann, und bei 
übereinftimmung des alten und bes neuen Rechts die Ergebniffe der 
an das frühere Recht gefmüpften wiſſenſchaftlichen Forſchungen auch 
für das neue Recht außgebeutet werben. 


c. 8 7. Die Einteilungen der Rechtsſätze. 


1. Diejenigen Rechtsſätze, welche den einzelnen der Herrfcher 
gemalt eines mit Befehlsmacht außgeftatteten und alfo ihm über- 
geordneten Verbandes (Staat, Provinz, Gemeinde, öffentliche Körper- 
ſchaften) unterwerfen, wie biejenigen, welche dieſes Verhältnis der 
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Unter- unb überordnung an Vorausſetzungen knüpfen ober be= 
ſchränken, bilden das öffentliche Recht. Diejenigen Rechtsſätze aber, 
melche das Verhältnis ber einzelnen als gleichberechtigter neben= 
georbneter Individuen zueinander regeln, bilden das Privat- 
recht. Daher fteht der Staat, ſoweit er zu einzelnen in Rechts— 
beziehungen tritt, die ihm bem anderen gleichftellen, unter ben 
Normen des Privatrechts, und fomeit er Privatrechte bat, nennt man 
ihn Fistus 

2. Bermittelndes (dispoſitives) Recht (jus suppletorium) find 
die Normen, bie nur in dem Falle zur Anmenbung. fommen, daß 
die Beteiligten felbft nichts anderes feftgefegt Haben. So 3. 8. $ 109 
HGB, ber die folgenden Paragraphen fiir dispoſitives Recht erklärt. 
Zwingendes (abfolutes) Recht (j. cogens) ift basjenige, durch 
das bie Feſtſetzung der Beteiligten ausgeſchloſſen wird.) Da das 
öffentliche Recht, indem es die Gefamtinterefien verfolgt, die Privat— 
autonomie grundfäglich außfchließt, nennt man das zwingende Recht 
aud jus publicum und fagt: Jus publicum privatorum pactis 
mutari non potest (l. 38 D. de pactis 2,14). Hierher gehören 
auch alle im Gefamtintereffe gegebenen Privatrechtsnormen 3. 8. 
Formvorſchriften (au 3. B. $ 619 BGB). Dispoſitiv find aber 
nicht bloß die Nechtäfäge, die zur Anwendung kommen, wenn feine, 
fonbern auch die, welche eintreten, wenn eine unbollftänbige 
Feſtſetzung getroffen ift (RG 14,114). Die bispofitiven Rechtsſahe 
„Ind der Nieberfchlag aus dem ftereotgpen Inhalt einer unendlichen 
Maſſe von gleihartigen Rechtsgeſchäften“.?) 

3. Diejenigen Rechtsfäge, weiche auf alle möglichermeife vor— 
tommenben, unter fie fallenden Zatbeftände Anwendung finden follen, 
nennt man’ abftraftes ober allgemeines Recht. Keinen 
vollſtändigen Gegenfat dazu bilbet das befonbere Recht (jus singu- 
lare); dies ift das nicht für ſchlechthin alle, ſondern für eine bes 
fonbere Art von Zatbeftänben, d. h. das für gemwiffe Klaſſen von 
PVerfonen, Sachen oder Rechtöverhältniffen gegebene Recht, wie 3. B. 
die nur für Kaufleute gegebenen Veftimmungen, denn fie find inner- 
halb ihres Geltungsbereiches allgemeined Recht. Someit ed Be— 
günftigungen gewährt, fpricht man von Rechtswohltaten, beneficia 
Juris, Privilegien in dieſem Sinne. Seiner Natur nach miberftrebt 
23 ber analogen Anwendung. 

Den Gegenfat zu den allgemeinen Rechtsfägen bilbet der „In = 
dividualreht3fat“, das Tonkrete Recht, das Brivi- 


) Ehrlich: Das zmingende und nicht zwingende Recht im no 
1899. Stammlier: Net der Schulbverhältniffe. 1897. ©. 55 ff. 

)Labandim Arch. f. ziv. Praris 73, 164. Ebenfo Danz : Laien» 
verftand und Rechtſprechung. 1898. 
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Tegium in dieſem engeren Sinne, Es regelt nur einen Tonfreten 
Zatbeftand und wird nur für beftimmte Perfonen, Sachen oder 
Rechtsverhältniffe gegeben. Stets enthält es eine Durchbrechung bes 
allgemeinen Rechts, indem es dem einzelnen eine Befugnis einräumt, 
die allen anderen nicht zufteht, 3. 8. Inhaberpapiere mit Prämien 
außzugeben (Rgef. vom 8. Juni 1871), oder indem es eine beftimmte 
Perfon von einem geſetzlichen Verbote (3. 8. 88 1303, 1312 BGB 
[Eheverbot]) befreit, „bispenfiert“, oder von einem allgemeinen Ge- 
bote außnimmt (3. B. Steuerfreiheit gewährt). Auch wenn die Pribi- 
legienerteilung. Folge eines mit dem Staate gefchloffenen Vertrags 
und aud wenn fie an Behörben delegiert ift, bildet fie einen Aft der 
Geſetzgebung, ſchafft objektives Necht und hängt bon dem unbe— 
ſchtänkten Ermeflen der Staatögewalt ab. Dadurch unterfcheidet 
fih das Privilegium von ber Konzeffion. Diefe ift ein Att 
der Staats verwaltung und fpridt bie Genehmigung zur Vor— 
nahme einer gewiſſen Zätigfeit z. B. eines beftimmten Gewerbe— 
betriebes (88 16 ff., 29 ff. Gem.-Drb.) aus; fie m u & erteilt- werben, 
wenn gewiſſe gefeßliche Bedingungen erfüllt find ($ 18 Gem.-Drb.). 
Dazfelbe gilt von der Verleihung des Bergwerkseigentums nad 
mobernem Bergrecht. Das BGB enthält feine allgemeinen Vor— 
ſchriften über Privilegien. 

Wirb durch Privileg ein beftimmtes Recht eingeräumt, fo richtet 
fi die Art der Ausübung und bes Rechtsſchutzes nad Anhalt und 
Wefen des gemährten Rechtes. Hiernach beantwortet ſich auch bie 
Trage, ob das erteilte Recht (nicht das Privilegium) durch Verjäh- 
zung untergehen fann. Das Privileg erlifcht von felbft bei Unter: 
gang des Subjektes ober Objeltes, an beffen Daſem es gefnüpft ift; 
es Tann Durch richterliches Urteil entzogen werben, wenn es miß- 
braucht wird und fein Inhalt der Zuftänbigfeit ber Gerichte unter- 
Tiegt; es kann — nach herrfchender Anficht nur gegen Entſchädigung 
— aufgehoben werben durch einen Alt ber auch hierin unbefehräntten 
Geſetzgebung. 


D. 8 8. Zeitliche Grenzen der Geſetze.) 


Das Geſetz tritt an demjenigen Tage in Kraft, den es ſich ſelbſt 
als Anfangstag feiner Geltung beſtimmt. Fehlt es im Geſetz an einer 
ſolchen Beftimmung, fo fommt bie für alle Gefee des betreffenden 
Staates ein für alle Male gegebene Norm zur Anwendung. Für 
Neichögefege gibt bie RB Art. 2 eine ſolche allgemeine Norm dahin, 


)Regeläberger1S.184ff. Gierte IS. 184 ff. Umfaſſen⸗ 
des Wert von Habicht: Die Einwirkung de BGB auf zubor ent» 
ſtandene Rechtöverhältniffe. 1899. 
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daß bie verbindliche Kraft mit dem vierzehnten Tage nad dem Ab⸗ 
laufe besjenigen Zages beginnt, an weichem das betreffende Stüd 
bes Neichögefegblattes in Berlin ausgegeben worben ifl. Ühnliche 
Reftimmungen geben zahlreiche Landesgeſetze. 

1. Nah den allgemeinen, in Ermangelung befonberer 
Beftimmungen maßgebenben gewohnheitsrechtlich geltenden Leit⸗ 
fügen ergreift ein neues Geſetz nur diejenigen rechtserheblichen 
Zatfachen, bie ſich nach dem Eintritte feiner Gefegestraft ereignen. 
Nach diefem (auch vom neuen Recht anerfannten,!) in ber 1. 7 C. de 
leg. 1,14 und c. 13 X de const. 1,2 außgefprodenen) Grundſatze 
bon der Rüchwirkung ber Gefepe hat eine jebe rechtserhebliche 
Tatſache diejenige Rechtswirkung, bie ihr das zur Zeit ihres Eintritts 
geltende Gefeß verleiht. Hängt eine Rechtswirkung von dem Ein- 
tritte mehrerer, nur in ihrer Gefamtheit rechtserheblicher Tatfachen 
ab, jo tritt Die Wirkung ein, melde das beim Eintritt der legten Tat— 
fache geltende Gefeg dem zufammengefegten Vorgange beilegt, und 
hängt eine Rechtswirkung bon ber Dauer eines beftimmten Zuftanbes 
ab, fo hat er diejenige Wirkung, welche das am Enbe des Zeitraumes 
geltende Geſetz beftimmt. Nach biefem Grunbfaß ergreift das neue 
Geſetz werdende, unfertige Rechtsverhältniſſe (Hoffnungen, Anwart⸗ 
ſchaflen), es ſei denn, daß bie Anwartſchaft ſelbſt ein Recht bildet. 
Verlängert das neue Gefeh die Verjährungszeit, fo kann ſich die Ver— 
jährung nur in ber längeren Zeit vollenden, in dieſe iſt aber ber Zeit- 
zaum, währenddeſſen die Verjährung unter dem alten Gefege ge— 
laufen, einzurechnen. Verkürzt das neue Geſetz die Verjährungsgeit, 
To fommt bemjenigen, ber durch die Verjährung gewinnt, ſowohl ber 
unter bem alten Gefege begonnene, unter dem neuen vollenbete Ab⸗ 
lauf ber längeren Frift als auch der mit dem neuen Geſetz erft be— 
gonnene Ablauf ber fürzeren Zrift zuftatten (RG 24, 271). Das 
neue Geſetz läßt aber bie wohlertuorbenen, d. h. diejenigen Rechte, 
beren Erwerb für eine beftimmte Perſon vollendet ift, unberührt. Die 
Rechts⸗ und Handlungs fähigkeit find keine erworbenen Rechte. 

Obmohl dad Geſetz in mohlermorbene Rechte eingreifen kann, ift 
ohne genügende Gründe nicht anzunehmen, daß es biefen Eingriff 
beabfichtige (RG 27, 1). Hebt es jedoch ganze Rechtsinſtitute auf, 
weil fie ben gegenwärtigen rechtlichen, fittlichen ober wirtſchaftlichen 
Anfchauungen wiberfprechen (3. B. das Lehnrecht), fo ift anzunehmen, 
daß auch bie aus diefen Inſtituten folgenden Rechtsverhältniffe auf⸗ 
gehoben fein follen. Eine Ausnahme von dem allgemeinen Grund⸗ 


) Inäbef. Artt. 158, 161, 168, 170, 179, 181 Abf. 2, 182, 198 Abf.1, 
, 208, 204, 206, 207, 208, 209, 213, 214, 215, 217 Einf.-©. 3. BGB. 
Art. 3 Einf.-C. 3. BGB. 


28 Erſtes Buch: Allgemeiner Teil. 


ſatze bilben nicht Diejenigen Geſetze, welche eine authentifche Inter⸗ 
pretation (Detlaration) beſtehenden Nechtes geben, benn fie 
ſchaffen nicht neues Recht, ſondern erläutern das alte. 

2. Das BGB Hat an biefen Leitfägen nicht geändert, denn es 
bat fi allgemeiner Beftimmungen über bie zeitlichen Grenzen der 
Geſehe enthalten. Dagegen haben die Einführungsgefege zum BGB 
(Art. 153— 218), zum HGB (Art. 22—28) und zum Gefeh über bie 
Ztwangöperfteigerung ufto. von Grundftüden ($ 15) Udergangabeftim= 
mungen gegeben, welche das Verhältnis nur die ſer Geſehe zu ben bei 
ihrem Inkrafttreten beftehenden Rechtsverhältniſſen, wiederum ohne 
Aus ſpruch allgemeiner Grundfäge, dagegen in zahlreichen Einzelbeftim- 
mungen, regeln. Diefe Beltimmungen enthalten die Anerkennung 
der oben aufgeftellten Grunbfäße, insbefondere auch für die Ent— 
flehung der Schulbperhältniffe (Art. 170) und betreffs der Verjäh- 
rung und ber Erfigung (Urt. 169, 185), durchbrechen fie aber aus 
rechtspolitiſchen Gründen in zahlreichen Fällen. 


E. $ 9. Örtliche Grenzen der Geſetze. 


Das Geſetz erlangt verbindliche Kraft nur in demjenigen Gebiete, 
für das e8 erlaffen ift. Wird ein Rechtsgebiet in ein anderes ein= 
berleibt, jo bleiben bie in bem einverleibten Gebiete geltenden Rechts— 
normen beftehen, wenn nicht die Gefege bes anberen Gebiete zu Ge— 
fegen des Gefamtgebieteß ertlärt werben. 

1. Allgemeines. Nachdem im Gegenfage zum römifchen 
Nechte, welches das Recht des Auslandes nicht anerkannte, daß ältere 
deutfche Necht die Angehörigen verfchiebener Stämme nach dem einem 
jeben angeborenen Stammesrechte beurteilt hatte (Perfonali= 
tätsprinzip), gelangte das fog. Territorialitätß= 
prinzip, das jedem Rechtsſatz ein räumliches Gebiet anteift, zur 
Anerkennung: wie jeber Tatbeſtand die Wirkung hat, die das zur 
Zeit feines Eintritts geltende Recht mit ihm verbindet, fo verfnüpft 
fh mit ihm die Wirfung, melde dad am Orte feines Eintritts 
geltende Recht ihm beilegt. Nach dem Territorialitätsprinzip wird 
alfo ein Tatbeftand nur dann richtig beurteilt, wenn auch im Aus— 
lande auf ihn dasjenige Recht zur Anwendung kommt, bem er von 
vornherein unterworfen mar. Das Territorialitätsprinzip erlitt 
Einfhränfungen durch bie bon ben Moftgloffatoren ausgebildete 
Statutentheorie. Man unterwarf ben statuta personalia 
d. h. ben für bie Perfon als ſolche geltenden Rechtsnormen alle Eins 
wohner bes Geltungägebietes ber Norm, den statuta realia d. h. 
den für Sachen gegebenen Normen die Sachen, die ſich im Gebiete der 
Norm befinden, und enblich die Handlungen den am Orte ihrer Vor« 
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nahme geltenden Normen, ben statuta mixta. Diefe Lehre mar zu 
unbeftimmt, al3 daß fie dem ſich fteigernven internationalen Rechts— 
verfehre hätte genügen können. Savignh verwarf fie und ftellte die 
Lehre auf, daß jebes einzelne Rechtsverhältnis nach demjenigen Rechte 
beurteilt werben müfle, an dem es feinen Sit habe, und daß biefer 
„Sig“ in jevem Falle gefunden werben müſſe. Aus biefem allge 
meinen Grunbfage hat bie Rechtswiſſenſchaft eine Reihe einzelner 
Säge hergeleitet, Die durch ben Gerichtsgebrauch zu Rechtsfägen wur— 
den. Man faßte fie früher unter dem irreführnden Namen „inter= 
nationales Privatrecht“ zufammen, und bezeichnet fie jet als Kolli- 
fionsnormen d. h. ala Güte des einheimifchen Rechts, welche im Falle 
der Kollifion verfchiedener Rechtsordnungen beftimmen, welche biefer 
Rechtsordnungen auf ein gegebenes Rechtöverhältnis zur Anwendung 
tommen fol. 

Das neue Recht enthält im EG 4. BGB einige lüdenhafte Sätze 
(Artt. 7—31). Diefe find einfeitige Kollifiondnormen, welche 
nur den Anwendungsbereich bes deutfchen Rechtes beftimmen (Urtt. 14, 
18, 19, 22 Abf. 1), zweiſei se oder nollfommene Kolliſions⸗ 
normen, welche beftimmen, ob imlänbifches oder ausländifches Necht 
zur Anwendung fommt (Urt. 7 Abſ. 1, 11 Abſ. 1, 17 Abſ. 1, 21 
Halbſatz 1) ober enblih unvollftänbiggmeifeitige Kolli— 
fionsnormen, welche den Anwendungsbereich des auslänbifchen und 
inländifchen Rechtes beftimmen, aber nur für den all, daß eine ge 
wiſſe Beziehung des Rechtsverhältniſſes zum Inlande befteht. 

Da, wo Beftimmungen fehlen, wird daher zuerſt bie Analogie 
und, wo biefe untunlid, Die Unmwenbung ber erprobten Sätze bes bis— 
herigen Rechts außhelfen. Die Anwendung auslänbifchen Rechts ift 
aber in jevem Falle ausgeſchloſſen, wenn ihr die guten Gitten oder 
der Zwed eineö beutfchen Geſetzes entgegenftehen, ferner auch wenn 
ein Staat3vertrag entgegenfteht (Art. 30 Einf.-Gef.). Verlangt das 
inlänbifche Gefeg die Anwendung des ausländifchen Rechts, fo ift 
diefem Befehle auch dann Folge zu leiften, wenn e8 gar nicht der Wille 
des ausländifchen Rechts ift, in biefem Yalle zur Anmenbung zu 
Iommen. Denn ber inlänbifche Richter hat feinem Gefee zu ges 
horchen. Hiervon macht Art. 27 EG 3. BGB eine Ausnahme, indem 
er für gewiffe Fälle das Prinzip der Rüdvermeifung aus— 
Tpricht, d. h. anorbnet, daß daß beutfche Recht angewendet werben fol, 
wenn das außländifche Gefeß auf das beutfche Recht verweiſt. 

Das neue Recht will zwar nur das Verhältnis zwiſchen dem 
neuen beutfchen Reichsrecht und dem oußlänbifchen Rechte behandeln, 
feine Grundfäge werben aber anzumenben fein auch im Verhältnis 
der einzelnen Landesrechte untereinander, ſoweit hierüber nicht eine 
maßgebend bleibende Norm des Landesrechis entfcheivet. 
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2. Die widhtigiten Sätze bes internationalen Privatrechts find 
folgende: 

Rechtsfähigteit, Geſchäftsfähigleit, perſonenrechtliche und fami= 
lienrechtliche Beziehungen einer Perſon richteten ſich früher nach dem 
Rechte des Wohnſihes ber Perſon. Rachdem aber das Deutſche 
Reich in Staatsverträgen und einzelnen Geſeten von dieſem Grund— 
Tate ſchon wiederholt abgewichen mar, ift auch das neue Recht für 
einzelne Beziehungen zum Prinzip der Staatsangehörig- 
teit zurüdgefehrt. So beftimmt ſich nad) Art. 84 WO die Wechiel- 
fähigfeit de3 Ausländers nad ben Gefegen besjenigen St aates, 
dem er angehört. Iſt er nad) diefen Gefegen wechfelunfähig, jo wirb 
er gleichwohl durch Übernahme einer Wechjelverbinblicteit in 
Deutſchland verpflichtet, wenn er nach deutfchem Rechte mechfelfähig 
ift. Dieſen Grundſatz dehnt das neue Recht (Art. 7 Einf.-Gef.) auf 
die Geſchäftsfähigleit (micht die Rechtsfähigkeit) überhaupt aus, fo 
daß bie Staatdangehörigfeit mit der Maßgabe entfcheibet, daß ein 
Ausländer, der im Inlande ein Geſchäft vornimmt, ohne Rüdficht 
auf fein Heimatsrecht gefhäftsfähig ift, wenn er es nach deutſchem 
Rechte fein würde. 

Ob eine Perfonenvereinigung Korporationsrechte hat und wel⸗ 
ches bie Nechte ber einzelnen Mitgliever find, richtet ſich nad dem 
Rechte des Ortes, wo der Verein feinen Sitz hat (3. B. RG 2, 145; 
23,31). Art. 10 Einf.Gef. gibt eine einfchräntende Vorfchrift. 

Die Rechte an unbemegliden Sachen unterliegen ber 
lex rei sitae. Aber auch die Rechtsverhältniſſe ber beweglichen 
Saden werben nad} bem Rechte des Orts beurteilt, wo ſich die Sache 
im entſcheidenden Zeitpunfte befindet (RG 8,110; 11,52), es fei 
benn, daß die Sache zu fortwährendem Ortswechſel beftimmt wäre 
(4. 8. Eifenbahnmagen), in welchem Falle der Heimatsort (=hafen), 
der Ausgangsort, ber Wohnfi bes Eigentümer maßgebend ift. Das 
neue Recht enthält feine ausbrüdliche, aber eine aus Art. 11 Abf. 2 
und Art. 28 EG 3. BGB zu folgernde ſtillſchweigende Anerkennung 
besfelben Prinzips. 

Die Wirkung obligatorifher Verträge richtet 
ſich zunächft nach dem Rechte, dem fich die Parteien ausbrüdlich oder 
ſtillfchweigend unterworfen haben, anbernfalld nad dem Rechte des 
Orte, wo ber Vertrag zu erfüllen ift. Diefe Auffaflung ift gegen⸗ 
über berjenigen, welche ben Wohnfit bes einen oder des anbern Kon— 
trahenten, den Ort bes Vertragsfchluffes oder wohl gar die lex fori 
ala maßgebend betrachtet, die in ber Praxis herrſchende. Allerdings 
muß ber Richter den Erfüllungsort nad) dem für ihn maßgebenven 
Rechte (alfo $ 269 BGB) beftimmen, und es kann bei mechfelfeitigen 
Verpflichtungen gefchehen, daß bie eine Verpflichtung nach diefem, bie 
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anbere nad) jenem Rechte beurteilt wird. Das neue Recht gibt feine 
Vorſchrift, der Anwendung bes bisher befolgten Grundſahes fteht 
alfo ein Hindernis nicht entgegen. 

Die Form eines Rechtsgeſchäftes ift gewahrt, wenn fie nur dem 
am Orte ber Errichtung geltenden Recht entipriht. Locus 
regit actum. Diefer Grunbfaß gilt nicht für dingliche Ver— 
träge und Verträge unter Abweſenden. ei biefen muß, bei allen 
anderen Geſchäften fann die Form gewählt werben, die demjenigen 
Recht entfpricht, dem das Gefchäft im übrigen unterworfen ift 
(ogl. 3. 2. Art. 85 WO). Damit ftimmt Art. 11 EG z. BGB 
überein. 

Gefeglihe Verpflichtungen richten ſich regelmäßig 
nad) dem Rechte des Ortes, wo bie das Verhältnis begrünbenden Tat= 
fachen eingetreten find; Obligationen aus unerlaubten Hanb= 
lungen ftehen unter dem Rechte be Orts, wo bie Hanblung be= 
gangen ift. Den legteren Grunbfaß erfennt Art. 12 EG dadurch an, 
daß er mit der bort gegebenen Einfchräntung Anfprüche anerkennt, 
die duch eine von einem Deutfchen im Auslande begangene uner= 
laubte Hanblung begründet find. 

Die Form des Berlöbniffes richtete fich bisher nach dem 
Grunbfaß: locus regit actum. Da nad) BGB das formlofe Ver- 
löbnis gültig ift, muß gemäß Art. 11 EG jebes formlos gefchloffene 
Verlöbnis in Deutfchland als gültig behanbelt werben, auch wenn es 
dem Rechte des Abſchlußortes nicht genügt. 

Auch die Form des Ehefhluffes richtete fich bisher nad) 
dem Safe locus regit actum. Nad Art. 11 ift für eine inlänbifche 
Ehe entweder das inländiſche ober das am Orte des Eheabichluffes 
geltende Recht maßgebend. Eine im Inlande gefchloffene Ehe ift aber 
unbebingt ber inländifchen Form unterworfen (Art. 13 Abf. 3). 

Nach bisherigem Recht beftimmte ber eheliche Wohnſitz das unter 
den Eheleuten geltende Güterrecht, unb es blieb nach ber herr— 
ſchenden Anficht, der fog. Unmanbelbarfeitstheorie, ba einmal be= 
gründete gütertechtliche Verhältnis auch bei Verlegung bes Wohn 
figes beftehen; das Net ber väterlichen Gewalt Hing vom 
Wohnſitze des Vaters, das der Bormundfchaft vom Wohnfige 
des Münbel3, das Verhältnis des unehelichen Kindes zu feiner Mutter 
von dem Mohnfite diefer, die frage nad; dem Unterhaltungsanfpruche 
des unehelihen Kindes gegen feinen Erzeuger von dem Wohnfige ber 
Mutter zur Zeit der Empfängnis (ober der Geburt?) ab. Nach neuem 
Recht entſcheidet in biefen Beziehungen nicht mehr ber Wohnfik, 
fonbern die Gtaatsangehörigteit. Das Net ber Vormundſchaft 
wird fi, da eine allgemeine Vorſchrift fehlt, nur nad) bem Rechte 
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des Orts richten können, mo bie Vormundſchaft geführt wirb,') und 
die betreffs des Rechts ber unehelichen Kinder beſtehende Streitfrage 
ift in Art. 21 zugunften der Staatzangehörigfeit der Mutter zur Zeit 
der Geburt entfchieben. 

Das Erbrecht wurde früher vom Wohnfigrechte, jet wird 
es vom Heimatsrechte (Urt. 24, 25) beherrfcht. Die Form ber letzt⸗ 
willigen Rechtsgeſchäfte unterliegt dem Art. 11; es genügt alfo, wenn 
die Form dem Rechte des Errichtungsortes ober dem inlänbifchen 
Rechte entfpricht. 


F. $ 10. Die Autonomie.*) 

Dem gefeplichen Recht in feiner Verbindungskraft gleichgeſtellt 
find die autonomifhen Satzungen. Ihre Duelle ift die Autonomie, 
d. 5. die Befugnis fleinerer Verbände innerhalb 
des Staates, für ihren Rechtstreis mit verbin— 
denber Kraft für Dritte (alfo objektive) Recht zu 
Tgaffen. 

Dieſes Recht Haben von alters her die Zamilien des hohen Adels. 
Durch die deutfche Bunbesakte vom 8. Juni 1815 (Art. 14) und zahl- 
reiche Partitulargefege murbe nicht bloß den fouberänen Yürften- 
familien, fondern auch ben Yamilien des früheren reichaftänbifchen 
Adels das Recht ber Autonomie gemährleiftet. Die von ihnen er= 
Iaffenen Sagungen pflegt man Haußgefege zu nennen. Das Recht 
der Autonomie haben ferner die größeren Kommunalverbänbe, bie 
Stabt- und Landgemeinden, bie Kirchengeſellſchaften (RG 23, 26 ff.) 
und die Körperfchaften des öffentlichen Rechts. 

Die Gültigkeit autenomifher Satzungen hängt davon ab, daß 
fie verfaffungsgemäß zuftande gelommen und verfündet morben find 
und, mie dies für bie Statuten ber dem öffentlichen Recht an- 
gehörigen Verbände ber Regel nach vorgefchrieben iſt, Tande&herrlich 
oder durch eine höhere Verwaltungsbehörde keftätigt find, ſowie daß 
fie die Grenzen ber regelmäßig auf bie eigenen Angelegenheiten ber 
Korporation befehräntten autonomifchen Befugnis einhalten. Gie 
find als Normen objektiven Rechtes für die Perfonen, für die fie er- 
laffen find, wie für ben Richter bindend. (Vgl. $ 293 ZPO.) 

Daß die autonomifche Satzung innerhalb ihres Geltungsbereiches 
mie das Gefeß bindende Gewalt auch gegenüber denjenigen Perfonen 
bat, welche das Statut nicht durch eigene Willenserklärung geſchaffen 
haben, unterf&eibdet die Autonomie von ber og. Privatantonomie. 


10? Folgt aus Art. 23 (Niemeyer: Intern. Privatrecht bes BOB. 


3) Die herrſchende Meinung ift für die Autonomie. &. Giertel. 
142 ff. RG 2, 145 ff. und befonders 26, 155 ff. 
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Letztere befteht in ber Befugnis, Rehtsvnerhältniffe (alfo ſub⸗ 
jeftive Rechte) zu begründen. Der Privatautonomie entfpringen die 
Statuten privater Korporationen, 3. B. der Altiengeſellſchaften. Sie 
haben verbindliche Kraft nur gegenüber benjenigen Perfonen, bie ſich 
duch Beitritt zum Geſellſchaftsvertrage ihnen unterwerfen und fie 
damit zur eigenen Willenserklärung machen. 

Das BGB enthält feine Veftimmungen über die Autonomie. 
Die Artt. 57, 58 EG z. BGB, $ 83 ber GrBO und 56 CU 3. 
ZwſtG Iaffen das autonomifche Recht des hohen Adels, des bor= 
maligen Reichsadels und der bem Reichsadel gleichgeftellten Familien 
des Iandfäfftgen Adels beftehen und ftellen bie autonomifchen 
Satungen biefer Familien den Landesgeſetzen gleich. Die Autonomie 
der anderen Korporationen ift ein Ausfluß ihrer öffentlich-techtlichen 
Stellung und wirb aus biefem Grunde vom BGB nicht berührt. 


Zweiter Abſchnitt: Pas ſubjektive Het. 


$ 11. Begriff des fubjeltiven Rechts. 


1. Während das objektive Recht bie den Willen des einzelnen bes 
flimmenbe unb begrenzende Rechtsnorm ober Nechtäregel, bezeichnet 
das Wort fubjektives Recht bie bem einzelnen zuftehenbe Berechtigung. 
Das ſubjektive Recht ift nom objektiven Recht abhängig: e8 gibt feine 
Berechtigung, bie nicht durch einen Rechtsſatz gewährt würde. Sub» 
jettived Recht ift alfo eine vom objektiven Recht eingeräumte Macht. 
Diefe Macht wird aber auch begrenzt durch das objektive Recht. Was 
jenfeit8 ber Grenze liegt, ift reitlo3, und, ſteht e8 mit dem objek⸗ 
tiven Recht im Wiberfpruch, verlegt e8 alfo insbeſondere das Recht 
eines anbern, fo ift ed reht3mibrig, unrecht, aud) wenn bie Ver⸗ 
ſchuldung einer Perfon nicht in Frage fteht. 

Das objektive Recht gibt dem einzelnen jene Macht in die Hand, 
um feine vernünftigen Lebensinterefien zu befriebigen. Wer fein 
Recht innerhalb diefer Schranke ausübt, ift nicht verantwortlich für 
den dadurch einem andern zugefügten Nachteil. Qui jure suo utitur, 
neminem laedit. Wer aber über jene Grenze hinausgeht, muß ben 
berechtigten Intereffen anderer weichen. Diefem Gebanten trägt das 
BGB dadurch Rechnung, daß es in $ 905 dem Eigentümer bie Be— 
fugnis entzieht, Einwirkungen auf den Raum über ober unter ber 
Oberfläche feines Grunbftüdes zu verbieten, bie in folder Höhe ober 
Tiefe vorgenommen werden, daß er an ber Ausſchließung fein Inter⸗ 
effe Hat. Wer aber bei ber Rechtsausübung nur ben Zwech verfolgt, 

Engelmann, D. bürgerfie Reit Deuiſchlauds. IV. Aufl. 3 
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einen anderen zu fränten, befinbet ſich im Unrecht und genießt nicht 
nur feinen rechtlichen Schuß, fonbern iſt jenem für ben ihm bereiteten 
Nachteil verantwortlich. Diefer Sa des gemeinen Rechtes ift in dad 
BGB übergegangen, indem es in $ 226 eine Rechtsausübung, die nur 
ben Zwech haben kann, einem anderen Schaden zugufügen, für wider— 
rechtlich („unzuläffig“) erklärt. Dem Rechtsmißbrauch kann alfo mit 
ben Mitteln bes Privatrechts (Klage und Einrebe) entgegengetreten 
erben. 

Da die Macht des einen notwendig eine Einſchränkung anderer 
nad) ſich zieht, fo entfpricht jedem Recht eine Pflicht, denn die Pflicht 
ift eine Beſchränkung des Willens. Sie liegt entweder einem ober 
allen ob, je nachdem der Wille dieſes einen ober der aller in be= 
ftimmter Richtung gebunden ift. 

2. Ein Rechtsverhältnis ift ein rechtlich beſtimmtes Lebens— 
verhältnis, d. h. eine vom Rechte beftimmte und begrenzte Beziehung 
einer Perfon zu einer ober mehreren anberen Perfonen ober zu einer 
Sade. Das Rechtsverhältnis erfhöpft fich zumeilen in einem ein= 
zigen Rechte. Da das Rechtsverhältnis aber ber Entwidlung fähig 
ift, fo kann es mehrere Rechte in zeitlicher Uufeinanderfolge erzeugen; 
es fann bon vornherein mehrere Rechte begründen, bie entweder 
nebeneinanber oder einanber gegenüber ftehen. So ift das Eigentum 
ein Rechtsverhältnis, das eine Reihe einzelner Befugniffe gemährt 
und verfchiebenartige Anfprüche erzeugt. Der Beſih ift an ſich nur 
ein tatfächliches, infolge feiner rechtlichen Normierung aber ein Rechts— 
verhältnis. Auch die elterliche Gewalt ift ein Rechtsverhältnis, durch 
den Abſchluß eines Mietövertrags entjteht das Rechtsverhältnis ber 
Miete. 

Rechtsinſtitut ift der Inbegriff ber Rechtsregeln, welche 
aufammengehören, weil fie ben Zmed haben, Rechtöverhältniffe einer 
unb berfelben Art d. h. diejenigen, welche ven gleichen Inhalt haben, 
zu regeln. Das einzelne Darlehn ift ein Rechtsverhältnis, bie Rechts— 
grunbfäße, unter denen es fteht, bilden das Rechtsinſtitut des 
Darlehns. 


$ 12. Die Einteilung der Rechte. 


1. Die Einteilung ber Rechte in öffentliche und private 
lehnt fi an den oben 8 7° befprochenen Gegenſatz von öffentlichem 
und Privatrecht an: die durch das objektive öffentliche Recht begrün= 
beten Rechte find öffentliche, die durch die Privatrechtsnormen be= 
gründeten Rechte find Privatrechte. Ob durch befonbere Beftimmung 
einem fubjeltiven Rechte Schuß gewährt wirb durch bie orbentlichen 
Gerichte, ift nicht entſcheidend. Bemerkenswert aber ift, daß ein 
öffentlicherechtliches Verhältnis Privatrechte begründen kann: bie 
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dienftliche Stellung des Beamten gehört dem öffentlichen Recht an; 
wird dem Beamten aber ein Recht auf ein gewiſſes Dienfteintommen 
gemähtt, fo handelt der Staat dabei nicht als bie dem Beamten über- 
georbnete Macht, ſondern als gleichherechtigtes Rechtsſubjekt, der An⸗ 
fpruch auf Gewährung des Dienfteintommens ift daher ein privat 
rechtlicher.) Diefem Gedanten hat die Gefeßgebung des Deutfchen 
Reiches wiederholt Ausbrud gegeben ($$ 149 ff. ReichE-Beamten-G. 
». 31. März 1873 für die Reichsbeamten, $ 9 GVG für bie Richter). 
Das BGB hat e& ängftlich vermieden, Beftimmungen über Materien 
au geben, deren Zugehörigfeit zum Privatrecht auch nur in Zweifel 
gezogen werben fann, es hat daher auch hinfichtlich der Anfprüche der 
Landesbeamten die Landesgeſetze unberührt gelaffen (80 EG 3. 
3GB).) 

2. Bei der Einteilung ber Privatrechte lönnen verfchiebene Ein- 
teilungsgrünbe maßgebend fein: 

Die Einteilung in abfolute und relatine Rechte fieht auf 
das verpflichtete Subjeft, denn dem relativen Recht entfpricht bie 
Verpflichtung einer beftimmten Perſon, dem abfoluten Rechte die Ver⸗ 
pflictung aller, das Recht nicht zu verlegen. 

Die wichtigfte Einteilung bleibt bo die nah dem Gegen=- 
ftande des Rechts. Denn fie ift au für den Inhalt des Rechts 
maßgebend. Gegenftanb eines Privatrechts aber kann fein die Perſon 
ober die Sache. 

Die Rechte an der Perfon find entweder Rechte an ber eigenen 
Perſon ober Rechte an einer fremden Perfon. Die Rechte an der 
eigenen Perſon beftehen in ber Befugnis auf ungeftörten Ge— 
nuß perfönli—er Güter und freie Betätigung ber eigenen Geiftes- und 
Körperkräfte. Man barf biefe Rechte nicht bloß als Ausflüffe der 
verfönlicden Freiheit bezeichnen. Denn das pofitive Recht gewährt 
ihnen Schuß gegen Eingriffe, erfennt alfo das Vorhanbenfein eines 
Rechtes an. Man nennt fie Perſönlichteitsrechte. 

Die Rehteanfremder Perſönlichkeit, regelmäßig 
untrennbar an eine das Recht überwiegende Pflichtftellung gebunden, 
haben eine fremde Perfönlichkeit zum unmittelbaren Gegenftanbe. 
Sie fünnen ein Gemaltverhältnis begründen, aber notmenbig ift 
dies nicht. Das Verhältnis, aus dem fie hervorgehen, ift ein fitt- 
liches und gehört zum Zeile bem öffentlichen Recht an. Beftimmte 
Beziehungen aber in bem Verhältnis ber Ehegatten zueinander, 


YAM. Wach: Handbuch bes deutſchen Zivilprozeßrechts 1885. I 
©. 95, 96 gegen bie herrfchende Meinung. 

b) Der aleichen Tendenz perbanten die ur, A 66, 69, 70, 72, 73, 74, 
77, 78, 79, 81, 83, 84, 85, 86, 87, 88, 1, 92, 94, 97104, 106, 
108—121, 125-129, 132—139, 144, Die Con. BGB ihre ‚Erifesung: 
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ber Eltern und Kinder untereinander find zu Privatrechten geworben. 
Man nennt diefe Rechte Perſonenrechte. 

Die Rechte an der unfreien Natur bilden die Bermögend- 
rechte. Diefe Rechte unterwerfen ein Sachgut entweder ber un- 
mittelbaren Einwirkung der Perſon und heiten dann Saden= 
rechte ober dingliche Rechte, ober fie geben der Perfon eine mittelbare 
Herrſchaft über ein Sachgut, indem fie ben Willen einer beftimmten 
Perſon dahin binden, dem Berechtigten ein Sachgut zu verſchaffen, 
d. i. eine Leiftung zu machen, und heißen dann Forderungs- 
ober perfönlihe Rechte. Die Sachenrechte find abfolut, bie 
Forderungsrechte relativ. Ihr Gegenfag läßt fi nicht mit aller 
Schärfe durchführen, benn zahlreiche Rechte, die bem Verechtigten eine 
gewiſſe Macht über eine Sache gewähren, verlangen doch Keiftungen 
von beftimmten Perfonen.') 

Mit ben perfünlichen Rechten haben bie Perfonenrechte nur bie 
Richtung auf eine beftimmte Perfon gemein. Aber während das 
Perſonenrecht die Perfon als ſolche unmittelbar dem Rechte des 
anberen untertirft, geht das perfönliche Recht auf Bindung bes 
Willens nur hinſichtlich der einzelnen Handlung, durch welche ber 
Verpflichtete dem Berechtigten das von diefem allein erftrebte Sach⸗ 
gut verfhafft. Das Perfonenrecht hat daher gleich dem Sachenrechte 
die Eigenfchaft einer gewiſſen Dauer, es beiteht an der Perſon; das 
perfönliche Recht iſt elwas Worübergehendes, es ift ein nur gegen 
die Perfon gerichtetes Vermögensrecht. 

Das Erbrecht im Sinne von Erbfolgereht ift das Recht auf den 
Erwerb bed Vermögens eines Verftorbenen. Erbrecht bebeutet 
aber auch das vermwirklichte Erbfolgerecht, d. h. das Recht am Nach—⸗ 
laſſe des Verftorbenen. Beides find abfolute Rechte, 

Dean fann bie Rechte ferner einteilen in Haupt- undNeben= 
rechte, indem man unter letzteren biejenigen verfteht, welche von 
dem Beſtehen eine anderen Rechtes abhängen (atzefforifche Rechte), 
unter erfteren diejenigen, melde unabhängig von einem anderen 
Rechte beftehen fünnen. Ein poſitives Recht ift darauf gerichtet, 
daß etmas gefchehe, ein negatives barauf, daß etwas nicht 
geſchehe. 


$ 13. Das Rechtsſhſtem. 
Die fpftematifche Darſtellung des objektiven Rechts Iehnt fi 
an bie Einteilung ber fubjeftiven Rechte an, indem fie diejenigen 
Rechtsnormen zufammenftellt, welchen eine beftimmte Art von Be— 


’) ©. hierüber bie bortreffliche Schrift von E. Fu 3: Das Mefen 
der PP Berlin 1889. Dertmann: Zahıb. f. Dogmatit31 a 
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rechtigungen unterliegt. Man nennt daher z. B. Sachenrecht bie 
jenigen Rechtägrunbfäge, nad denen ſich bie Sachenrechte be— 
ſtimmen. 


In den Inſtitutionen von Gajus und von Juſtinian findet ſich 
die Einteilung: Omne jus, quo utimur, vel ad personas per- 
tinet vel ad res vel ad actiones (Gaj. 1, 8; $ 12 I. de jure 
nat. 1, 12). m erften Zeile ift von ben Perfonen gehandelt, aber 
nicht dom Familienrecht; der zweite Zeil bringt das gefamte Ver— 
mögensrecht, und zwar zunächſt das Eigentum, dann bie dinglichen 
Nechte an frember Sache (biefe fehlen bei Gajus), darauf das Erb» 
recht, enblich die Forderungsrechte. Der britte Zeil enthält bie 
Lehre von ben gerihtlihen Schugmitteln der Rechte (actiones, ex- 
ceptiones, interdicta), vom Einfluffe bes Prozeſſes auf die Rechte 
unb vom Untergange ber gerichtlichen Schugmittel, bei Gajus auch 
die Darftellung des römischen Zivilprozeſſes, während biefe bei 
Juſtinian fehlt. 

Die Digeften und ber Kober lehnen ſich an die Einteilung bed 
Edikts an, und dieſes mieberum hält die Reihenfolge der Legis— 
aftionen inne. Diefe Gruppierung hat zahlreiche und umfangreiche 
Einſchaltungen notwendig gemacht. 


Die umfaſſenden Kodifikationen der Neuzeit, insbeſondere das 
Allg. Landrechi für die Preußiſchen Staaten, Hatten beſondere 
Spfteme aufgeſtelli. In den Lehr⸗ und Handbüchern des gemeinen 
Rechts aber wurde die Einteilung in fünf Bücher faſt allgemein 
gebräuchlich, melde dem Sachenrecht, dem Obligationenrecht, dem 
Familienrecht und dem Erbrecht gewidmet ſind und denen als erſtes 
Buch die allgemeinen Lehren vorangeſtellt find. Die Perfönlichteits- 
rechte fanden ſchon aus dem Grunde in biefem Syſteme feinen Plab, 
meil fie, dem beutfchen Recht angehörig, in den Darftellungen be 
Pandelienrechts überhaupt nicht behandelt wurden. 

Das BGB zerfällt gleichfalls in fünf Bücher: da ſich biefe 
Einteilung an bie Dispofition ber Panbeftenlehrbücher anlehnt und 
daher bie nur beiläufig (88 7, 12 BGB) ober in anberen Gefegen 
behandelten Perfönlichteitsrechte nicht mit berüdfichtigt, mußte, fie 
im ber vorliegenden Arbeit ergänzt werben. Diefe wird baher hinter 
dem das Erdrecht enthaltenden 5. Buche in einem fechften Buche die 
PVerfönlichfeitsrechte einfchieben, im übrigen aber ber Einteilung des 
BGB folgen, alfo ſechs Bücher enthalten. 

Das HGB hat vier Bücher. Sein Inhalt wie derjenige ber 
anderen Geſetze handelsrechtlichen Inhalts ift in der borliegenben 
Arbeit in das oben befprochene Syſiem mit eingeflochten. 
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8 14. Recht und Anſpruch. 


Das römiſche Recht gibt ftatt einer Einteilung ber Rechte eine 
weitverzweigte Einteilung der actiones. Da aber actio im privat» 
rechtlichen Sinne das mit ber Möglichfeit gerichtlicher Geltend⸗ 
machung ausgeſtattete Recht bezeichnet, fo bot jene Einteilung im 
tefentlichen basfelbe, wie die heutige Slaffififation der Rechte. Died 
hing mit ber eigenartigen Entwidfung bes römiſchen Privatrechts 
zuſammen. Schon im Legisaftionenprogeffe fam es darauf an, das 
behauptete Recht in eine legis actio zu bringen und ihm fo die Mög- 
lichkeit richterlicher Aburteilung zu verſchaffen. War das nicht mög- 
lich, fehlte alfo die actio, fo mar e8 Sache bes guten Willens bes 
angeblich Verpflichteten, zu leiften, was begehrt wurde, aber ber 
Zwang fehlte. Später kam es darauf an, ob der Prätor eine actio 
gab, b. h. ob er für ein beſtimmtes Begehren ein judicium anorbnete. 
Actio war alfo in jevem alle „die Ausſicht auf judicium*.!) So 
entmwidelte ſich das römifche Recht mehr zu einem Shftem von pro= 
zeſſualiſchen Schupmitteln als zu einem Syſtem von Privatredten.?) 

Das heutige Recht gemährt Nerhte und infolgebeflen bie 
Möglichkeit gerichtlichen Schußes, daher bildet auch die neuefte Kodi— 
fitation ein Syſiem von Rechten. Wird heute der Ausbrud ge— 
braucht, man habe eine „Klage“, fo ift das Recht gemeint, das durch 
Klage geltend gemacht werben kann. 

Aber wenngleich die Klage auf einem wirklichen ober vermeint⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſe beruht, fo wird boch Urteil begehrt nur 
über den mit biefem Rechte zufammenfallenden oder aus ihm her— 
geleiteten, durch bie Klage geltend gemachten Anſpruch. Anfprud 
ift nämlich, wie $ 194 BGB in Übereinftimmung mit ber herrſchen⸗ 
den Auffaffung bes gemeinen Rechts definiert, „das Recht, bon einem 
andern ein Tun ober ein Unterlaffen zu verlangen”. Dem Anfpruche 
ift daher die Richtung gegen eine beftimmte Perfon und zugleich das 
Begehren einer beftimmten Leiftung mefentlich, gleichwohl ift ber 
Anfpruc nicht gleichbedeutend mit perfünlichem (telativem) Rechte, 
denn wenngleich viele Forderungsrechte fih in einem einzigen be— 
flimmten Anſpruche erfhöpfen, fo gibt es doch relative Rechte, die 
mehrere Anfprüche erzeugen können. Deutlicher in die Augen fällt 
der Gegenfaß zwiſchen Anſpruch und abfolutem Rechte, weil dieſes 
gegen jeben wirkt und erft im Augenblicke der Beeinträchtigung einen 
Anſpruch aus fi erzeugt, nämlich den Anſpruch auf Wieberher- 
ftellung desjenigen Zuftanbes, der dem Rechte entfpricht. So hat ber 
Gigentümer, folange er im Genuffe feines Rechtes nicht geftört wird, 


ale: Rest ı und Restafäub. 1889. ©. 65. 
eraa. 
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zwar ein Recht, aber keinen Anſpruch; ſobald ihm aber jemand die 
Sache rechtswidrig vorenthält, erwacht für ihn gegen dieſen der 
Herausgabeanſpruch, und ſobald jemand ein Recht an ber Sache 
geltend macht, erwacht für den Eigentümer der Abwehranſpruch. 

Die Begriffe actio und Anſpruch fallen alſo nicht vollſtändig 
zuſammen, weil das Wort aetio auf bie gerichtliche Verfolg- 
barkeit des Rechts Bezug nimmt. Gleichwohl können fie im übrigen 
gleichbebeutend gebraucht werben. 

Zahlreiche Einteilungen ber actiones hingen mit ber römifchen 
Gerihtäverfaffung und dem römifchen Zivilprozeß zufammen und 
hatten baher ihre praftifche Bebeutung ſchon für das gemeine Recht 
verloren.!) Praktifche Bedeutung behalten hat aber bie auch bei 
den Römern als bie wichfigfte behandelte Einteilung in actiones 
ın rem unb in personam ober personales. Jene bezeichnen bie 
Klagen nicht auß dinglichen Rechten allein, fonbern aus abfoluten 
Rechten überhaupt, biefe die Klagen aus relativen Rechten. Die Be- 
zeichnung rührt baher, daß in ber Formel ber a. in rem ber Ver— 
pflichtete nicht bezeichnet wurbe, bie a. in personam aber gegen 
einen Bellagten gerichtet wurde, der ſchon von vornherein als ber 
Verpflichtete und baher allein mögliche Bellagte gegeben war. Eine 
Ausnahme von ber Regel bilbeten bie actiones in rem scriptae 
d. 5. perfönliche Klagen, die nicht bloß gegen den urfprünglich Ver- 
pflichteten, fondern unter Umftänden auch gegen einen anderen ges 
richtet werben konnten. Die hier erwähnte Einteilung ift aber nicht 
aus ber Eigentümlichkeit der Klage, fondern auß der Natur be 
Rechtes hergenommen, benn bie actio richtet ſich wie der Anſpruch 
immer gegen eine beftimmte Perfon. Ihr entfpricht heute die Schei— 
dung in dingliche und perfünliche Anſprüche. 

Die Yorberung aus einem perſönlichen Schuldverhältnis ift 
immer zugleich ein perfünlicher Unfpruc (88 241, 194). Der bing- 
liche Anspruch geht aus dem binglichen Recht hervor unb bleibt von 
ihm abhängig, darum erlifcht er mit dem Aufhören des binglichen 
Rechts, darum geht er über auf ben Rechtsnachfolger im dinglichen 
Recht und ift, ſoweit er beim Verpflichteten Beſitz vorausſetzt ($ 985), 
gegen ben biäherigen Befiger nicht mehr begründet, wenn biefer ben 


). Hierher gehört vor allem bie Einteilung in a. directa, der bom 
Zivilrecht oder dem Prätor für einen beftimmten Regelfall urfprünglich ge» 
gebenen, unb ber a. utilis, ber jener nachgebilbeten Klone, in a. civilis, der 
bom Zivilrecht, a. honoraria, der vom jus honorarium gegebenen Auf 





Die interdicta waren ein dem tömifchen Prozebrecht eigentümliches Anftis 
tut. Schon im fpäteren römifchen Rechte war an Stelle bes Interdikts eine 
actio ex interdicto getreten, und heut ift jeder Unterfchieb zwiſchen biefer 
unb jeber anderen actio verfhtounben. 
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Beſitz aufgibt, togegen ein neuer Anſpruch gleichen Inhalts gegen 
den neuen Befiger entfteht. Während ferner die Tilgung bes perfün= 
lien Anſpruchs das Vermögen bes DVerpflichteten mindert, läßt bie 
Tilgung des dinglihen Anſpruchs das Vermögen bes Verpflichteten 
unberührt. 

Eine wichtige Rolle fpielte in Rom die Frage, ob eine actio 
strieti juris oder bonae fidei fei, d. 5. ob ber Richter fi an ven 
Wortlaut des Vertrags und an bie Strenge des in Anmenbung 
kommenden Rechtsſatzes halten ober auf bie wahre Meinung ber 
Parteien und bie Natur bes ftreitigen Nechtverhältniffes billige 
Rückſicht nehmen follte. Diefer Gegenfat ift nicht ganz aus unferm 
Rechtsleben verſchwunden, benn die Anſprüche aus Wechjeln und 
anderen Yormaltontratten find auch jet noch stricti juris, mährenb 
alle anberen Anfprüche bonae fidei find. Das BGB fidert bie ihm 
unterliegenben Willensertlärungen in 88 133, 157, 242 gegen die 
ftritte Behandlung im Sinne bes römiſchen Rechts, und das HGB 
enthält in $ 346 eine Vorfchrift von gleicher Abſicht. 

Das römifche Recht kennt actiones simplices und duplices. 
Bei ben erfteren ftehen ſich Kläger und Beklagter in ftreng geſchiedenen 
Barteirollen gegenüber, der Kläger ann höchſtens abgewieſen, nicht 
felbſt verurteilt werben. Bei ben a. duplices ift jeve Partei zugleich 
Kläger und Bellagter, fie find nämlich gerichtet auf Ordnung eines 
unter ben Parteien zweifelhaften Verhältniffes, namlich auf Teilung 
einer Gemeinfhaft oder auf Entſcheidung der Frage, ob biefer ober 
jener im kommenden Cigentumsftreit als Befiger und deshalb als 
Beklagter zu behandeln fein wird. Die von dem Richter getroffene 
Entſcheidung kann daher auch dem Stläger eine Leiftung auferlegen. 
Hierher gehörten namentlich bie Teilungsklagen. Diefe find heut- 
autage felten, weil bie Teilung Sache der Parteiabrebe und daher ein 
Alt der freiwilligen Gerichtsbarkeit ift, aber es fteht ihrer Zuläffig- 
teit feine Veftimmung bes mobernen Rechts, insbeſondere auch $ 308 
ZPO nicht entgegen, da e8 jeber Partei undenommen ift, den lage 
antrag barauf zu richten, daß Beklagter fich die vom Richter vorzu— 
nehmenbe Zeilung gefallen laffen fole. Ein folder Antrag wird 
aud nad neuem Recht zuläffig fein (88 731—735, 920, 2042 BGB, 
5 158 968). 


’) Der nbur janbelten, 18.132. A. M. Ed: Die fog. boppel: 
Teitigen Klagen, & vr * s Lan 
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Dritter Abſchnitt: Die Kechtsſubiekte. 
$ 15. Rechtsfähigkeit. 

Rechtsfähigleit iſt die Fähigkeit, Gubjett von 
Rechten und Verbindlihkeiten zu fein (beöhalb auch 
Nechtsfubjeltivität, Rechtsperſönlichteit oder Perfönlichkeit ſchlechthin). 
Die Rechtsfähigkeit gibt für ben Prozeß ohne weiteres Parteifähigteit 
(8 50 3PO), d. 5. die Fähigkeit, aftiv und paſſiv Gubjelt des 
Progeffes zu fein (RG 12, 399). 

Die Rechtsfähigkeit fommt den natürlichen und den juriftifchen 
Perfonen zu. Natürliche Perfon ift der Menſch und zwar nad 
heutigem Rechte jeder Menfch. 


4. Die natürliche Perfon. 


$ 16. Beginn und Ende der Rechtsfähigkeit. 

Die Rechtsfähigkeit des Menfchen beginnt mit feiner Geburt und 
enbet mit feinem Tode. 

1. Die Geburt muß, mie alte und neues Recht (8 1 BGB) 
verlangen, vollendet, d.h. das Kind muß aus dem Mutterleibe 
völlig Heraußgetreten fein. Hat es vor biefem Zeitpunfte gelebt, nach 
der Geburt aber nicht gelebt, jo ift es nicht lebend zur Welt gefommen, 
unb hat Rechtsfähigteit nicht erlangt.!) Wer auf das Lebendgeboren⸗ 
fein eine Kindes Rechte gründet, muß biefe Tatſache beweiſen. 
Rechtsfähigkeit kann nur ein Wefen erlangen, das menſchliche Geftalt 
hat, dagegen ift Cebensfähigfeit nach altem unb neuem Rechte 
(8 1368) fein Erforbernis der Rechtsfähigkeit. 
Handelt es ſich bei Zwillingen um das Recht der Erftgeburt, fo hat 
auch biefe zu beieifen, wer aus ber früheren Geburt eines ber Kinder 
Rechte herleitet. 

Folglich fehlt die Nechtsfähigfeit nach altem wie neuem Rechte 
dem noch nicht Lebenden, aber bereit? Erzeugten (dem Embrho, ber 
Leibesfrucht). Der Grunbfag: Nasciturus pro jam nato 
habetur quoties de commodis ejus agitur hat nur die Be= 
deutung, baß ber naseiturus eine Anmartfhaft auf ben Erwerb 
eines Rechtes hat, daß er ertvorben haben mürbe, wenn er zur Zeit bes 
Anfalls gelebt hätte (SS 844 [dazu $ 3 Haftpflicht-Gef. v. 7. 6. 71, 
Art. 42 EG 3. BGB], 1923, 2108, 2079 BGB). Das BGB 
(8 1923) wählt dafür die Form ber Fiktion, daß der nasciturus als 


’) Das Strafreht ſchüßt das noch nicht bollftändig vom Mutterleibe 
getrennte Kind, RG a Straff. 1, 446; 9, 131. ° 
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vor dem Erbfalle geboren gelte. Der Erwerb felbft vollzieht ſich 
nur für das lebend geborene Kind, denn erft in dieſem Augenblid ift 
ein rechtsfähiges Wefen vorhanden. Die Wahrung diefer „künftigen“ 
Nechte Tiegt dem Water ober ber Mutter oder einem eigens beftellten 
Pfleger ob ($ 1912 BGB). 

Nicht Hierher gehören bie Fälle, in denen einem noch nicht einmal 
Erzeugten Rechte zugebacht werben (88 331, 2162, 2178 BGB). 
Denn bier handelt es fi um einen durch bie Entftehung bes Beredh- 
tigten bebingten Rechtserwerb. 

2. Nach neuerem Rechte geht die Rechtsfähigkeit eines 
Menfgen nur durch deffen Tod unter. Denn das Ynftitut 
der Frieblofigfeit ift verſchwunden, ebenfo bie Strafe des fog. bürger- 
lichen Todes. Wer das Kloſtergelübde ablegt, verlor nad gemeinem 
Rechte die Vermögenzfähigfeit zugunften des Klofters, nach deutſchem 
Rechte galt er als verftorben, nah neuem Rechte bleibter 
rechtsfähig (vgl. aber Art. 87 EG). 

Wer aus ber Tatſache bed Todes einer Perfon Rechte herleitet, 
bat den Todesfall zu beweiſen. Diefer Verweis kann durch den Hin= 
weis darauf geführt werben, daß feit ber Geburt bes Menfchen ein 
die gewöhnliche Lebensdauer überfteigenber Zeitraum verfloffen ift. 

Eine Vermutung für den Tod befteht nur im alle ber 
Todeserklärung. Dem älteren deutfchen und dem römifchen Rechte 
fremd ift diefes Inſtitut aus ber Lehre der italienifchen Juriſten in 
das gemeine tie in das neue Recht (SS 13 ff. BGB, 88 960976 
ZPO) übergegangen, Wer abmefend ift und von beffen Leben un= 
gewöhnlich lange Zeit hindurch feine Kunde eingelaufen (mer „ber= 
ſchollen“) ift, ann (nah $ 962 ZPO) auf Antrag feines geſetzlichen 
Vertreters oder deffen, ber an ber Zodeserflärung ein rechtliches 
Intereſſe hat (3. B. bes Ehegatten, des gefehlichen ober eingefeßten 
Erben, des Nacherben, Fideikommißfolgers) durch gerichtliches Urteil 
für tot erflärt werden, und zwar nad) gemeinem Recht, wenn feit 
feiner Geburt 70 Jahre, nach $ 14 BGB, menn feit dem Schluffe 
desjenigen Jahres, in welchem ber Verfchollene nach den legten Nach— 
richten noch gelebt hat, 10 Jahre verfloffen find. Diefe 10 Jahre 
merben aber nicht vor bem Schluffe des Jahres, in welchem ber Ber» 
ſchollene fein 21. Lebensjahr vollendet Hat, in Lauf gefekt, und fie 
verfürzen fi) auf 5 Jahre, wenn der Verfchollene zur Zeit ber Todes⸗ 
erflärung das 70. Lebensjahr vollendet haben mürbe. Kürzere 
Zriften gelten nad) $ 15 für die Kriegsverſchollenheit, nad) $ 16 für 
die Seeverfchollenheit und nach $ 17 für diejenigen, bie in eine Lebens⸗ 
gefahr geraten und feitbem verfchollen find. 

Das Urteil kann nur nad borangegangenem Aufgebot3= 
berfahren erlaffen werben (88 960 ZRO) und wirft nad) der 
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herrſchenden Anficht des gemeinen Rechts und nach neuem Rechte nicht 
Zonftitutio, b. h. nicht ber Tag ber Urteilöverfündung gilt als Todes= 
tag, fonbern es wirkt deklarativ, d. h. ber Tod gilt nad} neuem 
Recht (3 18 BGB) als eingetreten an dem vor bem Urteile liegenden, 
vom Richter zu ermittelnden und im Urteile anzugebenben Zeitpuntte. 
Läßt ſich der Zeitpunkt des Todes nicht feftftellen, fo tritt bie gefeh= 
Tiche Beftimmung ein: nach ihr gilt der Verfchollene im gewöhn- 
lichen Falle als in bem Zeitpumfte geftorben, in welchem bie Tobes- 
erflärung zuläffig geworben, die Kriegsverſchollenheit tritt ein mit 
dem Friedensſchluſſe oder dem Schluffe bes Jahre, in bem ber Krieg 
beendet worden, die Seeverfchollenheit mit dem Zeitpuntt, in dem das 
Fahrzeug wirklich oder vermutlich untergegangen, und im Falle ber 
Lebensgefahr mit dem Zeitpuntt, in dem das gefahrbrohende Er= 
eignis eingetreten ift. ft bie Todeszeit nur bem Tage nad feft- 
geftellt, fo gilt als Zeitpunft bed Todes das Enbe de Tages. Das 
Urteil wirkt für und gegen alle und läßt alle Rechtsfolgen bes natür= 
lichen Todes eintreten (88 1420, 1494, 1544, 1684, 1884, 1885, 
1921). 

Ihm entfpricht eine bis zum Zeitpunfte bes ange— 
nommenen Todes reihenbe Lebendpermutung. 

Erfolgt dagegen eine Todeserklärung nicht, fo bleibt bie Un- 
gewißheit, ob ber Verfchollene geftorben fei, insbeſondere alfo, ob er 
einen beftimmten Anfall erlebt hat, beftehen. Um biefe Ungemißheit 
zu befeitigen, griff man vielfach zu einer Lebensvermutung bahin, 
daß ber Verfchollene 70 Jahre gelebt habe. Die herrſchende Meinung 
des gemeinen Rechtes war aber gegen diefe Vermutung, es mußte alfo 
auch hier der befondere Nachweis, daß der Verfchollene in jenem be 
ftimmten Zeitpuntie gelebt habe, erbracht werben. Das BGB ($ 19) 
erlebigt ben Streit, indem es eine Lebendpermutungaufs 
ftellt dahin, ba ber Verfchollene gelebt habe biß zu bem Zeitpunfte, 
der in Ermanglung anderweiter Crmittlungen als Zeitpunkt des 
Todes gegolten haben würde, menn eine Zobeserflärung erfolgt 
märe. Danach hört die Lebensvermutung mit diefem Zeitpuntt ohne 
weiteres auf, während bie Tobeßbermutung nur durch die Todes— 
ertlärung begründet wird. 

Sinb mehrere Perfonen in einer gemeinfamen Lebensgefahr um- 
gelommen, fo fpricht nach früherem und neuem Rechte (8 20 BGB) 
die Vermutung fir gleichzeitigen Tob.') 

3. Geburt3- und Sterbefälle, ſowie Heiraten wurden früher in 
den Kirchenbüchern beurkundet. Durch das Reichögefeh vom 6. Fe— 





..,) Die Annahme des gemeinen Rechts, daß unmünbige Kinder vor, 
münbige Kinber nach den Eltern umgelommen feien, hat das BGB befeitigt. 
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bruar 1875 mwurben Zivilftanbgregifter eingeführt. Diefe Regifter 
bemeifen (nad $ 15) diejenigen Zatfacen, zu beren Beurkundung 
fie beftimmt und melde in ihnen eingetragen find. Doc) ift der Gegen= 
beweis zuläffig, daß bie Eintragung gefälfcht ober unrichtig, ober daß 
bie Anzeige, auf Grund beren bie Eintragung ftatigefunden hat, un= 
richtig geivefen ſei ($ 418 ZPO und $ 16° EG 3. ZPO). 


8 17. Die natürlichen Eigenfchaften der Perſon. 


1. Das Geſchlecht bewirkt heutzutage feinen Unterfchieb in ber 
Privatrechtsſtellung. Auch die Verheiratung Hat auf die Ge— 
Thäfts fähigkeit der Frau feinen Einfluß, die Frau verliert nur 
bie Befugnis über ihre, den Rechten bes Mannes unterliegenden 
Gegenftände zu verfügen (RG 29, 134 über bisherige Recht, 
88 1393 ff., 1379 BGB). Die gemeinrechtlichen Interzeſſions— 
befcgränfungen weiblicher ‘Perfonen waren ſchon durch Reichsgeſetze 
(Art. 6 ff. HGB, $ 11 Gewerbe-DOrbnung, $ 23 des Genoſſenſchafts⸗ 
Geſetzes vom 1. 5. 89) für gemiffe Kreife von Gefchäften befeitigt und 
find vom BGB ganz aufgehoben worben. Hervorzuheben ift, daß 
nad neuem Recht eine Frau Urkundszeugin (85 2234-2237 BGB, 
$8 170, 173 366), Vormund (88 1780, 1781, 1786 BGB), Mit- 
glied eines Yamilienrats ($ 1866) fein Tann. 

Eine Zurüdfegung des meiblichen Gefchlechtes findet indeſſen 
auch heute noch bei ben durch Übel bedingten Vermögensrechten, parti— 
Tularrechtlich im Rechte der Yamilienfideitommiffe und im Bauern- 
rechte ftatt. 

2. Das Alter. Das römifche Recht ſchied zwiſchen infan- 
tes d. h. Perfonen unter 7 Jahren, impuberes infantia 
majores b. h. Perfonen über 7, aber unter 14 bez. bei Mäbchen 
12 Jahren, und endlid puberes b. h. Perfonen über 14 oder 
12 Jahren. Die infantes waren hanblungsunfähig, die impuberes. 
beſchränkt und bie puberes unbefhräntt handlungsfähig. Später 
murben nad) dem Vorgang der lex Plaetoria als vollfommen hand⸗ 
lungsfähig nur bie Perfonen angefehen, die das 25. Jahr vollendet 
hatten mit der Maßgabe, daß der pubes minor, ber einen Kurator: 
hatte, veräußerungs- und verpflichtungsunfähig war, derjenige aber, 
der feinen Kurator Hatte, zwar mit rechtlicher Wirkfamfeit handelte, 
aber Reftitution gegen nachteilige Gefchäfte erlangen konnte. 

In Deutfchland zog man urfprünglich nur eine einzige, Hand» 
Iungsfähige und Hanblungsunfähige ſondernde, Alterdgrenze von 
meiftens 12 ober 14 Jahren. 

Das gemeine Recht behandelte in Anlehnung an bie Reichs⸗ 
PVolizei-Orbnung von 1548 nur die Großjährigen al vollkommen 
hanblungsfähig. Ihm folgte das Reichsgeſetz vom 17. 2. 75, welches 
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aber ba& Alter ber Großjährigkeit von den gemeintectlichen 25 auf 
21 Jahre herabfegte:) und $ 2 BGB. Innerhalb der Minderjährigen 
werben aber unterfchieden: 

a) bie Kinder unter 7 Jahren; fie find nad) altem und neuem 
Rechte volllommen handlungsunfähig: ſie ſind demnach ge⸗ 
ü8ãftsunfähig, d. h. umfähig, ſelbſtaͤndig rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärungen abzugeben ($ 100) und delittsunfähig, 
d. h. für den durch rechtswidriges Verhalten verurſachten Schaden 
nicht verantwortlich (8$ 276, 828). Ihre Willenserklärungen alfo, 
aud) die, durch welche fie erwerben, find nichtig (8 106) und ihre un= 
erlaubten Handlungen wirken wie zufällige Ereigniffe. 

b) Die über 7 Jahre alten Minderjährigen find nad 
altem wie neuem Recht 

aa) in ber Gefdäftsfühigkeit nur beſchränkt (85 106 ff.). Sie 
tönnen nad) altem und neuem Rechte ($ 107) jelbftändig nur ſolche 
Willenderflärungen abgeben, durch melche fie ausſchließlich einen recht⸗ 
lien Vorteil erlangen. Ein rehtliher Vorteil ift bann ges 
geben, wenn bem Erwerb eines Rechts ober ber Befreiung von einer 
Pflicht eine Gegenleiftung nicht gegenüberfteht. Daher ift zu allen 
Zeiftung um Gegenleiftung bezwedenden Geſchäften ber Minderjährige 
unfähig, auch wenn das einzelne Gefchäft für ihn wirtſchaftlich 
vorteilhaft if. Sole Willenserflärungen bes Minderjährigen 
find oder werben wirkſam nur wenn fie mit Einwilligung 
des gefeglihen Vertreters, db. i. nah altem unb 
neuem Rechte des Vater, Vormundes ober Pflegers, nad 
neuem Rechte (1684, 1685) auch ber Mutter, wenn ihr bie 
elterlihe Gewalt zuſteht, abgegeben werden, ober mwenn ber 
geſetzliche Vertreter ober der Volljähriggewordene ſelbſt das 
bis dahin „unwirkſame“ Rechtsgeſchäft genehmigt (5 108, 182 bis 
184). Daher iſt der Minderjährige nicht prozeßfähig ($ 52 ZPO) 
und nicht mechfelfähig (Urt. 1 WO), d. 5. er fann fi durch eine 
Wechfelerklärung nicht verpflichten; er kann aber einen Wechſel ohne 
Gegenleiftung erwerben. Der von ihm gefchloffene Kaufvertrag ift 
unwirkſam, bie Übereignung ber gefauften Sache aber gibt ihm Eigen⸗ 
tum tum ($ 929) 929), doch ohne Rechtsgrund ($ 812). Biß zur Erteilung 


BETT‘ Es überlie| steichpeitig | die Entſcheidung über die Grokjährigteitd- 
gem ie, der, Landesherten, der Nitgtiever der landesherrlichen „gemitt ien und 
a fühlen Bamilie Hohenzollern den Hausgelepen, en! taog alfo ben 
— zum Man Abel gehörigen Familien das Recht ber Autonomie bes 
treff3 des Großlährigkeits ermines. Durch Art. 57 Einf -G. 3. BGB find 
Die „gutonomifl Beſtimmungen, foweit fie bis jeht beftanben, aufrecht er⸗ 


ten, Das BGB braucht den Ausbrud nicht, der Kürze halber aber fei es 
geftattet, ihn ferner anzuwenden. 
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ober Verweigerung ber ‘Genehmigung blieb nach altem Rechte ber 
Gegentontrahent des Minderjährigen gebunden, doch konnte ber 
Minderjährige Erfüllung nur verlangen, wenn er bie von ihm über» 
nommene Leiftung anbot (fog. negotium celaudicans). Das neue 
Recht (8 109) unterſcheidei: «) der andere Zeil hat die mangelnde 
Gefchäftsfähigkeit feines Gegentontrahenten gefannt: bann ift er 
en ven Vertrag gebunden; 8) er hat bie mangelnde Geſchäftsfähig- 
teit nicht gefannt: dann ift er nicht gebunden, fonbern zum Wiber- 
rufe feiner Erklärung bereditigt, die infolge der Unmirffamteit des 
Geſchäfts eine bloße Offerte geblieben ift. In welcher Weife eine Er- 
Härung über die Genehmigung herbeigeführt wirb, ift gleichgültig, 
bat aber der Gegentontrahent bes Minderjährigen deſſen gefeplichen 
Vertreter zu einer Erklärung aufgefordert, fo kann ($ 108 BGB) die 
Genehmigung nur innerhalb zweier Wochen nad) dem Empfange 
der Aufforderung und nur ihm gegenüber erflärt werben; wird fie 
in biefer Frift nicht abgegeben, fo gilt fie alö verweigert. Auch auf 
die Form ber Genehmigung fommt nicht? an ($ 182), fie fann da⸗ 
her durch eine ſchlüſſige Handlung erklärt werden. Nur wenn ber 
Minderjährige ein einfeitiges Rechtsgeſchäft vorgenommen Hat, ift bie 
Genehmigungserflärung entweder dem Gegentontrahenten unmittels 
bar mitzuteilen ober vom Minderjährigen in fchriftlicher Form bor= 
zulegen (8 111). 

Die Genehmigung des Vaters oder Vormundes kann fi auf 
ein beftimmtes Gefchäft beſchränken unb dann biefem boran= 
gehen oder nachfolgen (88 183, 184). ft bie Eintoilligung des ge— 
jeglichen Vertreterß vorher erfolgt (vgl. 8 110), fo i ft das Geſchäft, 
ift die Genehmigung nachher erfolgt, fo mir d das Geſchäft von An= 
fang an gültig (ex tunc $ 184). Die Genehmigung kann ferner für 
eine beftimmte Gattung von Gefchäften ein für allemal ge— 
geben werben und wird ftillfehmeigend erteilt, wenn ber gefehliche 
Vertreter genehmigt, daß ber Minderjährige eine Erwerbstätigkeit 
beginnt ober in eine beſtimmte Berufäftellung eintritt: es find bamit 
alle diejenigen Gefchäfte genehmigt, ohne die ber Minderjährige jene 
Tätigkeit ober Verufsftellung nicht erfüllen Tann. Das neue Recht 
(8$ 112, 113) nimmt dieſe Grundſätze auf, verlangt aber für die Er- 
mädjtigung zum Betriebe eine Erwerbögefchäftes fiets, und wenn ber 
Bormund bem Minderjährigen die Genehmigung aum Eintritt 
in eine Dienft- oder Arbeitzftellung verfagt, die Genehmigung 
des Vormunbfchaftsgerihte. Es erblidt eine Genehmigung ferner 
in ber Aushändigung der Mittel zu bem beftimmten Zived ober zu 
freier Verfiigung ($ 110. Zafchengelb). 

Nach bisherigem Rechte konnten Männer, die das 20., Frauen 
die das 18. Lebensjahr vollendet hatten, und es fünnen nad; neuem 
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Rechte Perfonen beiderlei Geſchlechts mit dem vollendeten 18. Lebens» 
jahre vom Vormunbfchaftögeriht nad borangegangener Unter⸗ 
ſuchung für volljährigerflärt werben (venia aetatis, $ 3). 
Die Teftierfähigkeit tritt nach gemeinem Rechte mit ber Vtünbigfeit, 
nad BGB ($ 2229) mit dem vollendeten 16. Lebensjahre, die Ehe⸗ 
münbigteit bei Männern mit dem vollenbeten 21., bei Mäbchen mit 
dem vollendeten 16. Lebensjahre ein. Befreiung von biefem 
ift nad neuem Rechte nur für Mädchen zuläffig 
($ 1303). 

bb) In bezug auf die Derantwortlichfeit für ſchuld⸗ 
haftes Handeln, fei es innerhalb oder außerhalb eines Ver— 
trages, lam es nad) gemeinem Rechte bei jevem Minderjährigen auf 
die Verftanbesreife an, nach neuem Rechte ($$ 828 Abf. 2, 276) find 
Berfonen unter 18 Jahren dann unverantwortli, wenn fie nicht bie 
zur Erfenntnis ihrer Verantwortlichkeit erforderliche Einficht beſitzen. 

ce) Gefegliche Verpflichtungen treffen auch den Handlungs⸗ 
bzw. Gefhäftsunfähigen (3. B. die auf ber Verwanbiſchafi beruhenbe 
Unterhaltspflict). 

Hohes Alter, d. i. nach bißherigem Rechte von über 70, nach 
$ 1786? BGB von mehr ald 60 Jahren, kann als Befreiungdgrund 
von der Vormundfchaft geltend gemacht werben. 

3. Gefundheit. Körperliche Krankheit ann das Recht gewähren, 
eine Vormundſchaft abzulehnen ($ 1786°). Der Verluft eines Sinnes 
macht zum Abfchluffe derjenigen Rechtsgeſchäfte unfähig, melche eine 
Zätigfeit des betreffenden Sinnes vorausfegen. Erreicht daß Ge- 
brechen einen ſolchen Grab, daß ber Leidende an ber Beforgung 
feiner Rechtsangelegenheiten gehinbert ift, fo kann ihm ein Pfleger 
beſtellt werben, nicht ein’ Vormund ($ 1910), weil der Gebrechliche 
weder gefhäftsunfähig noch in der Geſchäftsfähigkeit beſchränit ift 
(88 104, 106, 114). 

Geifestrantheit dagegen beraubt regelmäßig ber 
Handblungsfähigteit. Wie aber ber Geiftestrante zeit- 
weiſe von dem Einfluffe feines Leidens frei fein, lichte Augenblicke 
(lucida intervalla) haben und baher vorübergehend hanblungs- 
fähig fein ann, fo Tann ber Geiſtes ſchwache handlungsun— 
fähig fein. 

Der Geiſteskranke kann (88 645 ff. ZPO) durch amtägericht- 
lichen Beſchluß nad) vorangegangenem Verfahren entmünbigt 
werben. Der Beſchluß hatte jedoch nach gemeinem Rechte nicht fon= 
ſtitutive, fonbern beflarative Wirkung: ber Entmünbigte blieb in 
lichten Augenbliden hanblungsfähig, doch begründete Die Entmün= 
Digung eine Vermutung (praesumtio facti) gegen bie Handlungs⸗ 
fähigkeit. 
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Das BGB ſtimmt infofern mit dem gemeinen Recht überein, als 
nad) ihm (8 104) bie Perfonen, welhe ſich in einem die freie Willens- 
beftimmung ausfchließenden Zuftande krankhafter Störung ber 
Geiftestätigfeit befinden, gefhäfts unfähig find, natürlich aber 
nur während ber Dauer dieſes Zuftandes; es weicht jedoch vom ge- 
meinen Recht infomweit ab, als nad) ihm bie wegen Geiftestrantheit 
Entmünbdigten fo lange gefhäftsunfähig find, bis bie Ent- 
münbigung wieder aufgehoben ift, gleichviel, ob fie im einzelnen Yalle 
mit Einfiht handeln fönnten ober niht. Das BGB unterſcheidet 
ferner eine Entmündigung wegen Geiftestrantheit, welche ge- 
ſchäftsunfähig macht, und eine Entmünbigung wegen Geifles- 
ſch wäche, melde die Geſchäftsfähigleit nur befchräntt (6 104, 
114. Stellung glei ben über 7 Jahre alten Minderjährigen). Da 
bie Entmündigung nur bie Gefchäftsfähigfeit nimmt, hängt die Ver— 
antmwortlicteit des Entmündigien für ſchuldhaftes Tun davon ab, ob 
er im gegebenen Falle mit Einficht gehandelt hat (88 276, 827). 

AB geiftiger Mangel gilt auch die Berfäwendungsiudt, wenn 
fie die Gefahr eines Notftandes für den Verſchwender ober feine 
Aamitie begründet (6? BGB). Daher kann der Verſchwender auf 

Intrag eines feiner Verwandten, feines Ehegatten ober feines geſetz⸗ 
lien Vertreters durch amtögerichtlichen Beſchluß entmünbigt wer⸗ 
den (88 680 ff. ZPO). Die Entmündigung tritt mit der Zuftellung 
des Befchluffed an den Entmünbigten in Wirkfamfeit und hat konſti— 
tutive Wirkung, indem fie die Entmünbigten auf bie Stellung eines 
Minderjährigen herabbrüdt und ihn der Fähigkeit zu letztwilligen 
Verfügungen beraubt ($$ 114, 2229). 

Nah BGB 8 6° ift Trunffudit ſelbſtändiger Entmündigungd- 
grund, wenn fie zur Folge hat, daß ber Trunffüchtige feine Ungelegen- 
beiten nicht zu beforgen vermag ober fich ober feine Familie ber 
Gefahr des Notftandes außfept oder bie Sicherheit anderer ge= 
fährbet (88 680, 681 ZPO). Der wegen Trunkſucht Entmünbigte 
fteht dem wegen Verſchwendung Entmünbigten gleich. 

ferner find bie wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung ober 
Truntfuät Entmünbigten unfähig, Vormund oder Pfleger oder Mit- 
olteb eines Yamilienrats zu fein (SS 1780, 1915, 1865). 


') 1.1 pr. D. 27,10; 1. 12 D. 26, 5. RG 7, 350: wenn jemand bei 
felnen Ausgaben weder MRaß noch Ziel zu halten weiß, wenn er über⸗ 
mäßige, au feinem Vermögen in keinem Verhältnifie ftefende unnühe Aus- 
garen macht und eine ſolche Lebendiveife führt, melde bei fernerer Forts 
epung ſu einer Verarmung führen muß. RG 21, 167: Untätigteit, un⸗ 
toletfchaftliches Verhalten, Trunkfucht, bie zu unfinnigen, unmwirtf&aftlichen 
Handlungen binreißt. 





Deitter Abſqhnitt: Die Rechtsſubielte. $ 18. 49 


$ 18. Die rechtlichen Eigenſchaften der Perſon. 

1. Der Stand. Nach älterem römifchen Recht hatten nur bie 
römiſchen Bürger außer vollem öffentlichen Recht (jus suffragi et 
honorum) aud bie volle Fähigkeit zu den altzivilen Privatrechten 
(jus connubii et commercii), d. 5. zu ben justae nuptiae, ber 
manus, ber patria potestas, bem dominium ex jure Quiritium, 
der sponsio, der mancipatio und ber Zeftierfreiheit. Ahnen gegen- 
über flanden die peregrini und bie Latini in vielfachen Ab- 
ſtufungen. Kaiſer Caracalla hob im Jahre 212 dieſe Unterfchiede 
auf, indem er allen Bewohnern bes Reiches das römifche Bürgerrecht 
verlieh. Auch im älteren beutfchen Rechte hatte der Standesunter⸗ 
ſchied infofern Einfluß auf die privatrechtliche Stellung bes ein- 
zelnen, als fih für jeven Stand ein gewiſſer Kreis von Rechtsinſti— 
tuten ausbilbete. Im mobernen Rechte find diefe Unterſchiede aus— 
geglichen worden, bie ftänbifchen Sonberrechte haben einem allge= 
meinen Rechte Platz gemacht. Daher ift die Zugehörigkeit zu einem 
gewiffen Geburtsftanbe heute im öffentlichen wie im Privat⸗ 
rechte grunbfäglich einflußlos. Nur der Hohe Adel hat eine aus— 
gezeichnete Stellung erhalten.!) Zu ihm gehören bie Familien, denen 
zur Zeit ber Auflöfung des alten Deutfchen Reichs die erbliche Reichs— 
ſtandſchaft gebührte. Mitglied einer foichen Yamilie und damit des 
hohen Adels teilhaftig wirb nur, wer auß einer ftandeägemäßen Che 
hochabeliger Perſonen hervorgeht. Inſoweit hat fi dag Eben=- 
bürtigteitöpringip erhalten. Die nicht ebenbürtige Frau 
tritt nicht in den Stand des Mannes, erlangt meber feinen Rang 
noch feinen Namen, und bie aus einer unebenbürtigen Ehe herbor- 
gehenden Kinder folgen bem niederen Stande („bad Rind folgt ber 
ärgeren Hand“), treten nicht in das hochadelige Haus und entbehren 
auch ber vermögensrechtlichen Vorteile diefer Stellung. Uneben- 
bürtig ift aber nicht nur bie Ehe eines Hochabeligen mit einer bürger- 
lichen, fonbern (nach der herrſchenden Anſicht) auch bie mit einer Frau 
don nieberem Abel. Die Familien des hohen Adels find Körper— 
ſchaften, benen das Recht der Autonomie zufteht. Durch Art. 14 der 
Bundesalte vom 8. Juni 1815 wurde die bißherige Rechtsſtellung ber 
Familien bes hohen Adels gemwährleiftet und durch Landesgeſetze ges 
ſichert. Die Artt. 57, 58 EG 3. BGB madjen den Unterfchieb, daß 

a) in Unfehung ber Landesherren unb ber Mitglieber 
der Iandesherrlichen Yamilien, ſowie der Mitglieder ber fürftlichen 
Familie Hohenzollern (de3 Hannoverfchen Königs-, des Kurhefſiſchen 
und des Naffauifcen Fürftenhaufes) die Hauß- und Landesgefege 
dem BGB vorgeben, 


Gierke I S. 397 ff. 
Engelmann, D, Bürgerfiche Recht Deutflande. IV. Aufl. 4 


Das BGB ftimmt infofern mit dem gemeinen Recht überein, als 
nad) ihm (8 104) die Perfonen, welche fid in einem die freie Willens- 
beftimmung ausſchließenden Zuftande krankhafter Störung der 
Geiftestätigkeit befinden, gefhäftsunfähig find, natürlich aber 
nur während ber Dauer dieſes Zuftandes; es weicht jeboch vom ge= 
meinen Recht infoweit ab, ala nad) ihm bie wegen Geiſteskrankheit 
Entmünbdigten fo lange gefhäftsunfähig find, bis bie Ent— 
münbigung wieber aufgehnben ift, gleichviel, ob fie im einzelnen Falle 
mit Einfiht Handeln könnten ober nit. Das BGB unterfcheibet 
ferner eine Entmünbigung wegen Geiftestrantheit, melde ge- 
ſchäftsunfähig madt, und eine Entmünbigung wegen Geiftes- 
T&hmäche, melde die Geſchäftsfähigkeit nur befräntt ($$ 104, 
114. Stellung glei) ben über 7 Jahre alten Minderjährigen). Da 
die Entmündigung nur bie Gefhäftsfähigfeit nimmt, hängt die Ver- 
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Das BGB ftimmt infofern mit dem gemeinen Recht überein, als 
nad) ihm ($ 104) die Perfonen, welche ſich in einem bie freie Willend- 
beftimmung ausſchließenden Zuftande franthafter Störung ber 
Geiftestätigkeit befinden, gefäfts unfähig find, natürlich aber 
nur während der Dauer biefes Zuſtandes; es weicht jedoch vom ge- 
meinen Recht infomeit ab, als nad) ihm bie wegen Geiſteskrankheit 
Entmünbigten fo lange gefhäftsunfähig find, bis die Ent- 
münbigung tieber aufgehoben tft, gleichviel, ob fie im einzelnen Falle 
mit Einfiht Handeln fönnten ober nit. Das BGB unterſcheidet 
ferner eine Entmündigung wegen Geiftestrantheit, melde ge 
ſchäftsunfähig macht, umd eine Entmünbigung wegen Geiſtes— 
Ihmäde, melde bie Geſchäftsfähigkeit nur beſchränkt (88 104, 
114. Stellung gleich den über 7 Jahre alten Minderjährigen). Da 
die Entmünbigung nur die Gefhäftsfähigkeit nimmt, hängt die Ver— 
antwortlichteit de Entmünbigten für ſchuldhaftes Tun davon ab, ob 
er im gegebenen Falle mit Einficht gehandelt hat (88 276, 827). 

Als geiftiger Mangel gilt auch die Verſchwendungsſucht, wenn 
fie die Gefahr eines Notftandes für ben Verſchwender ober feine 
Familie begründet (6° BGB.) Daher ann ber Verſchwender auf 
Antrag eined feiner Verwandten, feines Ehegatten ober feines geſetz⸗ 
lien Vertreterd durch amtsgerichtlihen Beſchluß entmünbigt wer⸗ 
den (88 680 ff. ZPO). Die Entmündigung tritt mit ber Zuftellung 
bes Beichluffes an den Entmünbigten in Wirkfamfeit und hat konſti— 
tutive Wirkung, indem fie die Entmünbigten auf bie Stellung eines 
Minderjährigen herabbrüdt und ihn ber Fähigkeit zu letztwilligen 
Verfügungen beraubt (58 114, 2229). 

Nah BGB g 6 ift Trunkfncht felbftändiger Entmünbigungs- 
grund, wenn fie zur Folge hat, daß berZruntfüchtige feine Ungelegen- 
beiten nicht zu beforgen vermag ober ſich oder feine Yamilie der 
Gefahr des Notftandes außfept oder bie Sicherheit anberer ge- 
fährbet (88 680, 681 ZPO). Der wegen Truntfuht Entmünbigte 
fteht dem wegen Verſchwendung Entmünbigten gleich. 

Ferner find bie megen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung ober 
Truntſucht Entmünbigten unfähig, Vormund oder Pfleger ober Mit- 
glied eines Yamilienrats zu fein ($$ 1780, 1915, 1865). 






, )L.1pr. D. 27,10; 1.12 D. 26,5. RG 7, 350: wenn jemand bei 
feinen Ausgaben weder Maß noch Ziel zu balten weiß, wenn er über- 
mäßige, zu feinem Qermögen in feinem Merhältniffe ftehenbe unnüge Aus- 
gaben inacht und eine folche Lebensweiſe führt, melde bei fernerer Fort 
jegung zu feiner Verarmung führen muß. RS 21, 167: Untätigteit, un» 
wirtfaftlices Verhalten, Trunffucht, die zu unfinnigen, unmwirtfgaftlien 
Handlungen binreißt. 
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$ 18. Die rechtlichen Eigenſchaften der Perſon. 

1. Der Stand. Nach älterem römifchen Recht hatten nur bie 
römifchen Bürger außer vollem öffentlichen Recht (jus suffragi et 
honorum) aud die volle Fähigkeit zu ben altzivilen Privatrechten 
(jus connubii et commercii), d. h. zu ben justae nuptiae, ber 
manus, ber patria potestas, dem dominium ex jure Quiritium, 
der sponsio, ber mancipatio unb ber Zefiierfreiheit. Ihnen gegen⸗ 
über ftanben die peregrini unb bie Latini in vielfachen Ab» 
Tufungen. Kaiſer Caracalla hob im Jahre 212 dieſe Unierſchiede 
auf, indem er allen Bewohnern bes Neiches das römifche Bürgerrecht 
verlieh. Auch im älteren beutfchen Rechte hatte der Stanbeäunter- 
ſchied infofern Einfluß auf die privatrechtliche Stellung des ein- 
zelnen, als fi für jeden Stand ein gemiffer Kreis von Rechtsinſti— 
tuten ausbilbete. Im modernen Rechte find diefe Unterſchiede aus— 
geglicden worden, bie ſtändiſchen Sonderrechte haben einem allge- 
meinen Rechte Pla gemacht. Daher ift die Zugehörigkeit zu einem 
gemiffen Geburt3ftande Beute im öffentlichen mie im Privat- 
echte grunbfäßlich einflußlos. Nur ber Hohe Adel Hat eine aus— 
gezeichnete Stellung erhalten.!) Zu ihm gehören die Yamilien, denen 
zur Zeit ber Auflöfung des alten Deutfchen Reichs bie erbliche Reichs— 
ſtandſchaft gebührte. Mitglied einer folchen Yamilie und damit de 
hohen Abels teilhaftig mird nur, mer auß einer ftandesgemäßen Ehe 
hochadeliger Perfonen hervorgeht. Inſoweit hat fi dag Eben= 
bürtigteitsprimgip erhalten. Die nicht ebenbürtige Frau 
tritt nicht in ben Stand bed Mannes, erlangt weder feinen Rang 
noch feinen Namen, und die aus einer unebenbürtigen Ehe herbor= 
gehenden Kinder folgen bem nieberen Stande (.das Kind folgt der 
ärgeren Hand“), treten nicht in das hochabelige Haus und entbehren 
auch ber vermögensrechtlichen Vorteile diefer Stellung. Uneben- 
bürtig ift aber nicht nur bie Ehe eines Hochabeligen mit einer bürger- 
lichen, fonbern (nad; ber herrfchenden Anficht) auch die mit einer Frau 
von nieberem Abel. Die Yamilien bes hohen Adels find Körper— 
ſchaften, benen das Recht der Autonomie zufteht. Durch Art. 14 ber 
Bundesalte vom 8. Juni 1815 wurbe bie bisherige Nechtsftellung ber 
Familien des hohen Adels gemährleiftet und durch Landesgeſetze ges 
ſichert. Die Artt. 57, 58 EG 3. BGB machen den Unterfhieb, daß 

a) in Anfehung der Landesherren und ber Mitglieder 
ver Ianbesherrlihen Yamilien, ſowie ber Mitglieder ber fürftlichen 
Familie Hohenzollern (des Hannoverfchen Königs-, des Kurheffifchen 
und des Naffauifchen Fürftenhaufes) die Haus- und Landesgefepe 
dem BGB vorgehen, 


) Gierte 1 S. 397 ff. 
Engelmann, D, bürgerliche Recht Deutflande. IV. Kufl. 4 
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b) in Anfehung der anderen Angehörigen hochadeliger Yamilien 
die Qanbeögefepe und nach Maßgabe biefer bie Vorfehriften ber Haus- 
verfafjungen unberührt bleiben. 

Der niebere Abel wird erworben durch eheliche Abftammung von 
einem abeligen Vater, durch Legitimation mittels nachfolgender Ehe, 
durch Heirat und durch Verleihung und geht durch Verheiratung einer 
Adeligen mit einem bürgerlichen Manne wie durch Verzicht unter. 

Der Berufsftand kann Bedingung gewiſſer Rechte ober 
Pflichten fein. , So unterliegt ber Gewerbetreibende, ber Arbeiter, ber 
Soldat, der Beamte befonderen gefeglihen Vorſchriften. Insbe— 
ſondere trifft die beim Kaufmann zu. Über ihn fiehe folgenden 
Paragraphen. 

2. Die Staatsangehörigfeit hatte in den älteften Zeiten bes 
römifchen und beutfchen Rechts einen mefentlihen Einfluß auf bie 
Nechtsfähigkeit, denn ber Fremde galt ald rechtlos. Diefe Anſchau— 
ung ift immer mehr geſchwunden, bis die neuefte Zeit ven Grund= 
fagder Gleihftellung von nländern und Ausländern aus— 
gebilbet hat. Beſchränkungen beftehen noch nad; $ 503 968, $ 2 
Agef. v. 25. 10. 67, $ 54 ff. Gef. v. 19. 6. O1 (Urheberreit), $ 13 
Geſ. v. 1. 6. 91, 8 20 Gef. v. 30. 11. 74, $ 23 Gef. v. 12. 5. 94. 
gl. noch 88 110, 111, 114 ZPO, $5RD. 

Die Angehörigkeit zu einem beutfchen Bundesftaate hat ohne 
weiteres bie Reichsangehörigfeit zur Folge (Art. 3 RB S 1 Gef. vom 
1. 6. 1870). 

Die früheren Berechtigungen zu einem Abſchloß, d. i. einem 
Abzuge von dem durch Erbgang, ober einer Nach ſteuer, d.i, einem 
Abzuge von dem durch Auswanderung über die Grenze gehenden 
Vermögen, find duch Art. 18 ber beutfchen Bundesakte und ben 
Bundesbeſchluß vom 23. Juni 1817 für den Verkehr unter den deut⸗ 
ſchen Bunbesftaaten und durch völferrechtliche Verträge für den Ver— 
ehr ber Bunbesftaaten mit anderen Staaten aufgehoben. Die 
von einem Bunbesftaate mit einem ausländiſchen Staate geichloffenen 
Staatöverträge aber bleiben beitehen (Art. 56 EG 5. BGB). Art. 31 
EG 3. BGB ermächtigt den Reichskanzler unter Zuftimmung des 
Bundesrates die Ausübung des Vergeltungsrechts (bie Retorfion) 
anzuorbnen. Werner ſtehen im Urheberrecht die Ausländer hinter 
Inländern zurüd, 

3. Das Neligionsbefenntnis, das früher infofern von erheb- 
licher Vebeutung für bie Privatrechtäftellung var, als ber Keher ala 
rechtlos galt, hat durch Art. 16 ber beutfhen Bundesakte und dann 
durch das Rgeſ. vom 3. 7. 1869 jede rechtliche Bedeutung verloren. 

Juden genoffen im Mittelalter als Ausländer Rechtsſchutz 
nur, wenn fie einen fog. Schußbrief erhalten hatten (vergeleitete, 
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Schutzjuden), defien Erteilung ein Regal bildete. Diefe unter Schuß 
geftellten Juben waren privatrechtlich begünftigt und in anderen Bes 
ziehungen zurüdgefeßt; begünftigt, indem fie unter ſich nad) jüdiſchem 
Rechte lebten, und dadurch, daß fie von dem Verbote des Zinfen- 
nehmens nicht betroffen waren, zurüdgefegt, inbem fie von einzelnen 
Gemerbebetrieben, ber Nieberlaffungs- und Verehelihungsfreiheit, vom 
Grunderwerb und anderen Rechten und von den öffentlichen Rechten 
ganz auögefchloffen waren. Die Gefehgebung des 19. Jahrhunderts 
ah bie Juden nur als Nichtchriſten an, fie Hat Durch das ©. v. 3. 7. 69 
ihren Abſchluß gefunden. 

4, Die Ehrenminderung hatte zu allen Zeiten einen Einfluß 
nicht allein auf bie öffentlicherechiliche, fondern auch auf die privat= 
rechtliche Stellung der Perfon. ber die römifch-rechtlihen Grund⸗ 
ſätze von der infamia mediata und immediata find nicht gemeines 
Necht geworden. Ebenſo gehören bie beutfch-rechtlichen Begriffe von 
Echiloſigleit, Rechtlofigkeit, Ehrlofigkeit, von Anrüchigleit und Ver— 
ächtlichteit der Gefhichte an. Das jetzige Recht unterfcheibet zwiſchen 
einer tatfächlichen, al8 unmittelbare Folge unfittlichen Verhaltens ein⸗ 
tretenden Ehrenminberung, und der rechtlichen, als Folge ftrafbarer 
Handlungen vom Strafrihter als Strafe verhängten Ehrenminbe- 
rung, dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte. 

Jene, der turpitudo bed römifchen, der Verächtlichteit des 
päteren deutſchen Rechts gleich, machte fich bisher geltend als Zurüd- 
fegung ber turpis persona bei der Wahl eines Vormundes (1. 17 
&1.D. 26, 2) und bei Anfechtung eines Teſtaments wegen Verlegung 
des Noterbrechts ber Geſchwiſter (1. 27 C. 3, 28). Nach BGB kommt 
ehrlofes oder unfittliches Verhalten als Eheſcheidungsgrund ($ 1568), 
al Grund für die Beſchränkung der elterlichen Gewalt ($ 1666), als 
Grund für Die Enterbung eines Kindes ($ 2333°) in Betracht. 

Die rechtliche Ehrenminderung richtet fih in ihrer Anwendung 
ausfchließlich nach hen $$ 32—37 StGB. Danach kann die Ehren- 
minberung eine bauernbe ober eine zeitlich befchräntte, zugelaflene 
ober gebotene Strafe fein.) Ihre Wirkungen find zum großen Teil 
öffentlich⸗ rechtlichet Natur, privatrechtlich wichtig ift die Unfähigkeit 
des in biefer Weife Beftraften, Zeuge bei Aufnahme von Urkunden 
(8 35 StG%, $ 2237 BGB, $ 173 IGG), Bormund, Gegenpormund, 
Pfleger, Beiftand ber Mutter, Mitglied eines Familienrats ober 
Kurator?) zu fein, e8 fei denn, baß es fi} um Verwandte abfteigen- 
der Linie hanbelt und bie obervormundfchaftliche Behörde oder ber 


fäner) Gi m uß außgefprodhen ee 1 wegen Meineibs, 
‚er Kuppelel, gewerbs⸗ oder gemohnheitmäßii 8 161, 
181, 3024 StG%) u 9 et 

) So bie Faflung des Art. 34 1 EG 3. BGB. 





ge 
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Familienrat die Genehmigung erteilt ($$ 33, 34 StGB, 88 171%, 
1866, 1915 BGB). Hierher gehören auch bie Beſchränkungen, die 
der Beftrafte im Gemerberecht erleibet ’) (88 53, 106 Gem.-D.). 


$ 19. Insbeſondere: der Kaufmann. 

Eine befondere Rechtsſtellung nimmt im heutigen Rechte der 
Kaufmann ein. J 

LKaufmaunnſiſt ($ 1 968) derjenige, ber ein 
Hanbelsgemwerbe betreibt. Den Begriff Handelsgewerbe 
(88 1—3 HGB) wendet das neue HGB aber auf den Betrieb jedes 
gewerblichen Unternehmens an, das nad) Art und Umfang einen in 
Taufmännifcher Weife eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, [o = 
ferndie$irmabeölinternehmersinbas Handels— 
regiftereingetragen ift. Im Rechtsverkehr iſt demnach Kauf- 
mann ein jeber Gewerbetreibende, ber entweder bie im $ 1 bes 
HGB aufgezählten Handelsgefchäfte gemerbsmäßig betreibt oder 
deffen Firma eingetragen ift. Iſt bie Firma eingetragen, fo kann 
vom Yirmeninhaber nicht eingewendet werben, daß fein Gemerbe ein 
Handelsgewerbe nicht fei (88 2, 5 HGB). 

Die für Kaufleute gegebenen Beftimmungen finden ohne Rüd- 
fiht darauf, ob ein gemerbsmäßiger Han del3 betrieb vorliegt, auf 
alle Handelsgeſellſchaften (offene, Kommandit- und Attiengefellfhaft), 
auf eingetragene Genoffenfhaften und Geſellſchaften mit befchräntter 
Haftung Anwendung (88 6, 210, 320 HGB, 17 Gel. v. 1. 5. 89, 
13 @. v. 20. 4. 92). 

Das HGB teilt die Kaufleute ein in Bolltaufleute und 
Mindertaufleute Vollkaufleute find diejenigen, denen alle 
gefeglichen Rechte des Kaufmanns zuſtehen und alle gefeglichen 
Pflichten eines folhen obliegen. Der Minberlaufmann hat feine 
Firma, braucht feine Handelsbücher zu führen, bie Vollmacht, die er 
erteilt, fann nie Profura fein, und eine Vereinigung von Minber- 
taufleuten zum Betriebe bes Handelsgewerbes eines Minderkauf⸗ 
mannes ift feine Handelsgeſellſchaft. Als Minverfaufleute bezeichnet 
das neue Recht ($ 4 HGB) die Handwerker und biejenigen Perfonen, 
beren Gemerbebetrieb nicht über ben Umfang be3 Kleingemerbe hin⸗ 
ausgeht. Danach ift ein Hanbmerter, fofern er Hanbels- 
geihäfte gewerbsmäßig betreibt, alfo insbeſondere Anſchaffungen von 
Robmaterial zum Zwecke der Weiterveräußerung in bes ober ver⸗ 
arbeitetem Zuftanbe vornimmt, Kaufmann, er ift aber Minberlauf- 
mann, wenn fein Gewerbe Handwerksbetrieb bleibt, b. i. wenn die 


!) Zerner $ 66 Gef. vom 1. Mai 1889; $ 21 Gef. vom 7. April 1876, 
$$8 83, 86, 100, 100a Gem.-D. und Mrbiilernerfiherungsgrfehe, 
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Handarbeit den Hauptfattor ber Wertserzeugung bildet ($ 4 HGB). 
Ein Kleingewerbe betreibt jeber, ber zwar gewerbämäßig 
Handelsgeſchäfte fehließt, der aber zum orbnungsmäßigen Betriebe 
feines Gewerbes taufmännifcher Einrichtungen n i ch t bedarf, wie bie 
Höfer, Tröbler, Haufierer. Ob Wirte, melde das frühere Recht aus⸗ 
drüdlih und ausnahmslos den Minberfaufleuten beigefellte, Voll⸗ 
ober Minberfaufleute find, entfcheivet fi jet nach dem Umfang 
ihres Betriebes. 

Ein Minderjähriger kann Kaufmann fein, mit Genehmi= 
gung bed gefeglichen DVertreter8 und bed Vormundſchaftsgerichts 
(8 112). Diefe Genehmigung bewirkt, daß ber Minderjährige zur 
felbftändigen Vornahme derjenigen Rechtsgeſchäfte befähigt 
wird, bie ber Betrieb des Erwerbsgeſchäftes mit ſich bringt, fie bes 
wirft aber feine reiheit bon ber bormunbfchaftägerichtlichen Ge- 

. nehmigung in ben Fällen, in benen ber Inhaber der elterlichen Ge— 
malt ober ber Vormund biefer Genehmigung bebarf (8 1643, 
1821, 1822 BGB). 

Aud eine EHefrau kann Kaufmann fein. Da die Frau durch 
die Verheiratung feine Einſchränkung ihrer Gefhäftsfähig- 
teit erleibet, kann fie durch felbftändig vorgenommene Rechts— 
geſchäfte erwerben und Verpflichtungen eingehen, fie ift baher auch 
prozekfähig ($ 1399 BGB, $ 52 ZPO). Dagegen ift fie nicht befugt, 
durch Rechtsgeſchäfte oder prozejjualifhe Handlungen über ihre dem 
Nechte des Mannes unterworfenen Vermögensgegenftänbe zu ber= 
fügen. Aus ihrer Gefhäftzfähigteit folgt bag Recht, au ohne 
Zufiimmung des Mannes ein felbftänbiges Ermerbägefhäft zu 
treiben und innerhalb biefes Betriebes Rechtshandlungen borzu- 
nehmen. Die Zuftimmung oder Nichtzuſtimmung bed Mannes hat 
jedoch güterrehtliche Wirfungen. Denn wenn bie rau ein 
Erwerbsgeſchäft ohne Zuftimmung bes Mannes betreibt, jo haftet 
fie ihren Gefhäftsgläubigern nur mit ihrem Vorbehaltsgute, und ber 
Dann kann, wenn wegen folder Schulden daß feinen Rechten unter= 
worfene Vermögen der rau im Wege der Zwangsvollſtredung an= 
gegriffen wird, feine Rechte im Wege der Widerſpruchsklage geltend 
maden ($ 771 ZPO). Hat der Mann dagegen feine Zuftimmung 
erteilt, fo haftet für bie Handelsſchulden der Frau das Ein- 
gebrachte ober das Geſamtgut (8$ 1412, 1405, 1452, 1459, 1460, 
1532, 1549 BB). Die Genehmigung de8 Mannes Tann fi in 
bloßer Dulbung betätigen, kann nur unbefchräntt erteilt, aber jeder= 
zeit wiberrufen werben. Nach neuem Rechte wirkt der Einfprud; oder 
Widerruf Dritten gegenüber nur, wenn er in bas Güterrechtsregifter 
eingetragen wird ($$ 1405, 1435, 1452 BGB). Nach BGB wird 
ber Gefäftsermerb Vorbehaltägut ber Frau bei beftehenber Ver- 
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maltungsgemeinfchaft, dagegen gemeinſchaftliches Eigentum bei be— 
ftehender Gütergemeinfchaft (88 1367, 1459, 1460, 1519, 1524, 
1532, 1533 868). 

2. Der Kaufmann tritt dem Publitum unter beftimmten, mit 
feinem bürgerlichen Namen nicht immer übereinftimmenben Namen 
gegenüber, d. i. mit feiner Firma: fie it der Name, unter 
welchem er bie in feinen Handelsbetrieb fallen- 
den Geſchäfte ſchließt.) Nah neuem Rechte kann ber 
Einzeltaufmann fogar unter feiner Firma Magen und verklagt wer⸗ 
den (8 17 908). 

Die Führung einer Firma und beren Anmelbung zum Hanbelö- 
zegifter gehört zu den Pflichten der Vollfaufleute und der ihnen gleich⸗ 
geftellten Perfonenvereinigungen b. i. ber Hanbelögefellihaften, ber 
Geſellſchaften mit befchräntter Haftung und der bem Gefege vom 
1.5. 89 unterliegenben Genoffenfchaften. tiber die Befchaffenheit ber 
Firma gibt das HGB (88 18 ff.) eingehende Vorfchriften, zu denen 
8 3 Gef. vom 1. Mat 1889 und $ 4 Gef. vom 20. April 1892 hinzu⸗ 
treten. Der Grunbfaß der abfoluten Firmenwahrheit ift zwar ab- 
gelehnt, denn e3 ift zugelaſſen, daß ein Geſchäft unter der bisherigen 
Firma fortgeführt werde, auch wenn fie ben Namen bes ober ber 
gegenwärtigen Gefhäftsinhaber nicht mwiebergibt, fo daß fogar bars 
über Zweifel beftehen tönnen, ob hinter der Firma ein Einzelfauf- 
mann oder eine Handelsgeſellſchaft fteht. Das HGB ſucht aber ven 
Grundſatz der Firmenwahrheit dadurch zur Geltung zu 
bringen, daß es bie Übereinftimmung einer neuen, bei Errichtung bes 
Geſchäfts gebilbeten Firma mit den tatfächlichen Verhältniffen ver— 
langt. Daher hat der Einzellaufmann feinen yamiliennamen mit min= 
beftens einem auögefchriebenen Vornamen als Firma zu führen und 
ſich jedes Zuſatzes zu enthalten, der geeignet ift, ein Gefelfichafts- 
verhältnis anzubeuten ober eine Täuſchung über Art ober Umfang 
bes Gefdäfts ober bie Verhältniffe des Geſchäftsinhabers Herbeis 
auführen. Dagegen find Zufäge, bie nur zur Unterfcheibung ber 
PVerfon oder des Geſchäfts dienen, geftattet. Die Firma ber offenen 
Handelsgeſellſchaft muß den Namen menigftens eines der Gefell- 
[after mit einem das Vorhanbenfein der Geſellſchaft anbeutenden 
Zufaß oder die Namen aller Gefellicafter, bie firma einer Kom— 
manbitgefelfchaft den Namen menigftens eines perſönlich haftenden 
Geſellſchafters mit einem das Gefellfihaftsperhältnis andeutenden 
Zufa enthalten, ferner find die Zuſähe „Attiengefellfchaft, Kom— 
manditgeſellſchaft auf Aktien” foroie die Zuſätze „Gefellichaft mit be— 
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ſchränkter Haftung”, „eingetragene Genoſſenſchaft“ (mit Beifügung 
der Haftungsart) obligatorifh. 

Eine neue Firma muß fi von allen an bemfelben Ort ober 
in berfelben Gemeinde beftehenben und eingetragenen Firmen unter 
feheiben. 

Die Firma genießt einen boppelten Rechtsſchuß, indem ber Ge- 
brauch einer nicht geftatteten Yirma dem Ordnungsſtrafrecht bes 
Negiftergericht8 unterliegt, und das Firmenrecht wie das Namenrecht 
im Wege der Feftftellungstlage fowie durch eine auf Unterlaffung 
unbefugter Führung gerichtete Klage, bei verſchuldeter Rechtsverle hung 
durch Schabenserfahklage geltend gemacht werben fan. 

3. Der Bekanntmachung nicht der Firma allein, fondern aller 
für bie Vertretung und für bie Haftung bed Kaufmanns (Gefell- 
Ichaft) wichtigen Umſtände dient das bei ben Amtögerichten geführte, 
jedermann zugängliche Hanbelsregifter ($ 125 FGG). Die meiften 
Eintragungen haben bie Bebeutung bloßer Beurfunbung, bei Aftien- 
gefelfchaften, Attientommanbitgefelichaften, eingetragenen Genoflen- 
fchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ift die Ein- 
tragung ber Gefellfhaft infofern fonftitutiv, als fie ben legten Akt 
eines fih au mehreren Handlungen zufammenfegenven Konſtitutiv⸗ 
geſchäfts (Gefamtafts) bilbet, denn vor der Eintragung beftehen 
alle diefe Geſellſchaften AUs jo Ich e nicht (88 200, 320 Abf. 3 HGB; 
13 ©. 1.5. 89; 11 Gef. v. 20. 4. 92). Die Eintragung ber Firma 
ann ferner eine der Zatfachen fein, welche die Kaufmannseigenſchaft 
des Eingetragenen begrünben (88 2, 3, 5 HGB). Jede Eintragung 
muß ber gegen ſich gelten laſſen, ber fie veranlaßt hat; fie wirft aber 
auch für und gegen ben Dritten, es fei denn, daß er fie weder kannte 
no tennen mußte. ft aber bie Eintragung und Belannt- 
madung einer eintragungßbebürftigen Tatfache nicht erfolgt, fo wirkt 
fie gegen den Dritten nur dann, wenn er fie gleichwohl gefannt Hat 
(8 15 HGB). Die gefchehene Eintragung hat die Vermutung ber 
Nichtigkeit für fi.) 

4. Der Volltaufmann tft ferner zur Buchführung (88 38 ff. 
HGB), au ber feine Hanbelögefhäfte und die Lage feines Ver— 
mögen vollftändig zu erfehen find, er ift zur Aufbewahrung ber ein= 
gegangenen und einer Abfchrift der abgefanbten Handelsbriefe (Auf- 
nahme in ein Kopierbuch) verpflichtet. Welche Bücher ſonſt zu führen 
find, damit die Buchführung jenen Zived erfülle, richtet ſich nach Art 
unb Umfang bes Geſchäfts in Verbindung mit ber Hanbelsfitte. Im 
Gegenfage zu früheren prozeſſualiſchen Veftimmungen, melde das 

’) Die Einzelbeiten betreffs der Führung bed Regifters ſ. in 85 8—16 
so”) ss a 399. ii Sührung fe f 
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Maß der Beweiskraft feftftellten, das ordnungsmäßig geführte 
Handelsbücher zugunften beffen, ber fie geführt, Haben ſolllen und 
zu benen au) Ärtt. 34, 35 HGB gehörte, entfcheivet heute (nach $ 286 
ZPO, $ 13? EG hierzu) bie freie Beweiswürdigung. Dabei ge» 
ftattet die mieberholte, "durch eine orbentliche Buchführung verurfachte 
uberwachung ber Geſchäftsvorgänge und der Umftand, daß bie Ein- 
tragungen nicht zum Zwecke ber Beweisführung hergeftellt werben, 
eine Abweichung bon der hergebrachten Marime scriptura pro 
scribente nihil probat biß zu dem Maße, daß bie Eintragungen 
fogar jedes anbere Beweismittel erübrigen fönnen. Daß fie gegen 
ihren Herfteller bemeifen, ift ſelbſtverſtändlich, aber aud) hier waltet 
freies Ermeflen. Aber fie beweifen nur, fie haben nicht rechts— 
begrünbenbe Wirkung, denn fie find meber Geftänbniffe no An— 
erfenntniffe. Das Gericht Tann nad pflihtmäßigem Ermeflen auf 
Antrag einer Partei und fogar von Amts wegen bie Vorlegung der 
Hanbelsbücher einer Partei anorbnen, es mu die Vorlegung an- 
ordnen, wenn ber Gegner ber beweißführenden Partei nach bürger- 
lichem Rechte zur Vorlegung verpflichtet ift ($S 422, 423 ZPO, 8 810, 
716 86%, 88 118, 166 HGB). 

Mit der VBuchführungspflicht hängt bie Pflicht des Kaufmanns 
aufammen, fowohl bei Beginn feines Geſchäfts ald auch nachher und 
zwar regelmäßig für den Schluß eines jeden Gefchäftsjahres (88 39, 
40 HGB) eine Inventur feines Vermögens aufzunehmen und 
aljährli eine Bilanz feines gefamten Vermögens aufzuftellen. 
Die Unterlaffung hat zivilrechtliche Folgen nicht, kann aber bie 
Strafe wegen Bankerotts nach ſich ziehen, wenn ber Kaufmann feine 
Zahlungen einftellt oder in Konkurs gerät ($ 240° KO). Die Ber- 
pflitung zur Inventur und Bilanzaufftellung beſchränkt ſich bei Ge— 
ſellſchaften auf das Geſellſchaftsvermögen. 


B. Die juriſtiſche Perſon. 


8 20. Der Begriff der juriſtiſchen Perſon. 

Der Ausdrud „juriftifche Perſon“ bezeichnet den Gegenfaß zur 
natürlichen Perfon und umfaßt alle diejenigen Wefen, die nicht natür= 
liche Perfonen (Menfchen) find, denen aber vom Rechte gleichwohl 
Rechtsfähigkeit beigelegt wird. Es find entweder Körper- 
haften (Korporationen, universitates personarum) ober 
Anftalten und Stiftungen (universitates bonorum). 
Die erfteren beruhen auf einer Vereinigung bon Perſonen, aljo 
willensfähiger Wefen, und fie ſchöpfen Dafein, Perfönlicgteit und 
Lebenszweck aus dem Willen von Perfonen. Anftalten und Gtifs 
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tungen find Einrichtungen, welche Dafein, Perſönlichleit und Lebens» 
zwed von einem außerhalb ftehenben Willen empfangen. 

Das römifche Recht ging dabon aus, daß nur ber Menſch Perſon 
fein tönne, und mußte deshalb, um für die Vermögensrechte non 
Korporationen und Stiftungen ein Subjekt zu fhaffen, zur Fiktion 
greifen. Die im Anſchluß hieran beſonders von Gavigny entwidelte 
og. Fittionstheorieé erblidt daher in einem über ben Mit- 
gliedern ober Berechtigten ftehenden gedachten Weſen ein jelbftän- 
diges Rechtsſubjelt. Eine andere Auffaſſung geht von der Möglich 
teit ſubjektloſer Rechte aus und erblidt in der juriftifchen Perfon ein 
beftimmten Zwecken dienendes ſog. 3Zmedvermögen (Bring und 
Demelius). Die juriftifche Perfon i ft (nad Leonhard) aber nicht 
ein Zmedvermögen, fonbern fie hat ein Zweckvermögen, fie befteht in 
einer zu einem beflimmten Ztoede geführten Verwaltung fremben 
Vermögens. Ihering fieht als Träger der Rechte einer Korporation 
die Mitglieder, und als Subjekte der Rechte einer Stiftung die ein 
zelnen Xeteiligten an, und meint, baß nur zu bem Ziede, damit 
diefe ihre Rechte beffer genießen könnten, eintünftliherMeda= 
nis mus in ber juriftifchen Perfon hergeftellt werde. Ihnen allen 
gegenüber fteht bie zuerſt von Vefeler und Bluntſchli vertretene, bon 
Gierle durchgeführte,) auch hier zugrunde gelegte Auffaffung, welche 
davon ausgeht, daß diejenigen „fozialen Organismen“, welde man 
juriftifche Perfonen ober Verbandsperſonen“ (Gierke) nennt, gleich 
den Menjchen wirkliche Wefen feien und ebenfo mie biefe nur vom 
Nechte Rechtsfähigteit erhalten. Denn mie der Menſch zum Rechts 
ſubjekt erft wirb, indem ein Rechtsſatz ihm Nechtsfähigfeit gibt, fo ift 
juriftifche Perfon der vom Recht als folder anerkannte Perfonen- 
verein ober bie vom Recht als rechtsfähig anerfannte, beftimmten 
Zweden dienende äußere Einrichtung, immer alfo wird ein wirklich 
vorhandenes Wefen vorausgefeht. 

Während das römifhe Recht feine Anſchauung folgerichtig 
durchführte und das fingierte Wefen dem Kinbe gleiäftellte, das nicht 
hanbeln und daher auch feine Nechtsmwibrigkeit begehen könne (1. 15 
&1D.4, 3), war dem älteren beutfhen Rechte ver Be— 
griff ber juriftifchen Perfon unbetannt, weil er auf einer Abſtraktion 
beruht und ber ſinnlichen Anſchauungsweiſe ber damaligen Zeit 
nit entſprach. Man knüpfte bie Mechte, die der Gefamtheit zum 
Genuß beftimmt waren, an eine einzelne phnfifche Perfon, fo ind» 
befonbere bei einer Stiftung an bie Perfon des Heiligen, bem fie ge— 
widmet war, ober an ben Vorfteher ber Stiftung. Die Entwidlung 

) Gie wird namentlich aud) von Regel&berger und, in etwas 
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aber nahm hier mie im römifchen Recht ihren Ausgangspunkt von 
der Gemeinde. Denn bei ihr zuerft mußte man einen Gejamtwillen 
anerkennen. Diefe Entwidlung war eine überaus mannigfaltige, fie 
murbe zwar dur die Aufnahme des römifchen Rechtes gehemmt, 
nahm aber unter dem Schuße der Landesgeſehgebung in ber neueren 
Zeit, namentlich) im 19. Jahrhundert, einen neuen Aufſchwung, 
und ftellte ber Rechtslehre Aufgaben, die mit den Mitteln bes römi— 
Then Rechtes nicht zu löfen waren. 

Der gegenwärtige Neditszuftend wird nicht durch das BGB 
allein gebilbet. Es beftehen neben ihm Reichsgeſetze, und es find 
beftehen geblieben und können neu erlaffen werben Landesgeſetze, in= 
fomeit fie bie ihnen vorbehaltenen Gebiete betreffen. Mithin find bie 
landesrechtlichen Agrargenofienfhaften, die Waſſergenoſſenſchaften, 
die Deich⸗ und Sielberbände, bie bergrechtlichen Gewerkſchaften, die 
Jagd» und die Waldgenoſſenſchaften juriftifche Perfonen geblieben, 
wenn fie dies nad} bißherigem Lanbesrechte waren (Artt. 32, 65, 66, 
67, 69, 83 EG 3. BGB). 

Das BGB dagegen hat in den $$ 21-89 allgemeine 
Rechtsgrundſätze aufgeftellt, für a [le juriftifchen Perfonen, auch die, 
melche jenen befonberen Reichs- oder Landesgeſetzen unterliegen. 
Für letztere tommen außerbemjenebefonderen Sätze in An- 
werbung. Es kann daher zmwifchen einem allgemeinen unb 
einem befonberen Vereinsrecht unterfchieben werben. 

Aber das BGB regelt nur die privatrechtliche Seite des Ver⸗ 
einsrechts: die Entftehung und Aufhebung ber Rechtsfähigkeit, bie 
privatredhtliche Wirkfamfeit und die Organifation der juriftifchen 
BVerfon. Das öffentliheWVereinsredht, d.i. die Frage nach 
der Erlaubtheit der juriftifchen Perfonen, die Grundſätze, nad benen 
die Rechtsfähigkeit verliehen oder ber Entftehung einer juriftifchen 
Berfon entgegengetreten werben kann, ift meber im BGB no 
überhauptvonderNeihsgefehgebung behandelt troß 
der in Art. 4 Nr. 16 RB ausgefprochenen Verheikung. 


$ 21. Die Körperſchaften. 

Eine Körperfaft ift ein mit Rehtsfähigteit aus— 
geftatteter BPerfonenverein. 

Das römifche Recht kannte nur ben Gegenfaß von universitas 
und communio. Die erftere ift ein bon ber Gefamtheit der Mit- 
glieder Losgelöftes, nicht nur den Fremden, fondern auch den Gliedern 
felbftändig gegenüberfiehendes Nehtsfubjett, Iehtere ein unter 
mehreren Perfonen beftehenbes Rechts verhältnis. 

Das beutfche Recht in feinem großen Reichtum von Perfonen- 
vereinigungen fennt nicht nur Gemeinfchaftsverhältniffe, die im Ver⸗ 
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tehr als Einheit erfcheinen, fondern auch Perfonenvereine, die mit 
Rechtsfähigteit auögeftattet find, aber bie verfchiebenartigften Sonder⸗ 
echte ber Glieder gegen ben Verein nicht nur zulaffen, fondern be- 
bingen. Auch im jehigen Rechte herrfcht ver Gegenſatz zwiſchen Rechts⸗ 
fubjett und bloßem Gemeinfaftsverhältnis, er wirb aber Durch zahle 
reiche Übergangsformen vermittelt. Mögen nun auch innerhalb ber 
BVerfonenvereine durch diefe begründete befonbere Rechte ber einzelnen 
gegen das Ganze beftehen (wie bei den Aktiengeſellſchaften und Ge- 
wertfchaften), und mögen auch Gemeinſchaftsverhältnifſe vorhanden 
fein, die im Verkehr ala Einheit behandelt werben (mie z. B. bie 
offene Handelsgeſeliſchaft), entſcheidend für das Weſen der Körper 
ſchaft ift immer, ba die durch bie Gejamiheit der einzelnen Mit» 
glieder geſchaffene Einheit mit Nehtsfähigteit aus— 
geftattetift, ein von ben Mitgliebern verſchiedenes Rechtsſubjelt 
bildet. Als ſolches nimmt die Korporation am Rechtöverkehr teil 
mie bie natürliche Perſon, fie kann alle diejenigen Rechte haben und 
erwerben, bie nicht einen Menfchen als Träger vorausſetzen. Daher 
fehlen ihr nur die Familienrechte und das gefepliche Erbrecht. Die 
Rechtsfähigleit ermöglicht ben Rechtsverlehr der Körperſchaft nach 
außen. Das innere Leben ber Körperfchaft aber wird bon Rechts— 
verhältnifien beherrfcht, die der Korporation eigentümlich find und 
entweder bem öffentlichen ober dem Privatrecht angehören. 

I. Entftehung der Körperſchaft. Dazu gehört: 

1. ein Perfonenverein und 2, ein Rechtsfatz, der dem Vereine 
Rechisfahigkeit beilegt. 

1. Zum Wefen jedes Vereins gehört bie Verbindung einer 
Perfonenmehrheit zur Erreichung eines beftimmten Zivedes. 
Begrifflich fteht der Zulaffung einer Minbeftzahl von zwei Perfonen 
nichts entgegen, und reichsgeſetzlich reichen zwei Perfonen auß zur 
Bildung einer Geſellſchaft mit befchräntter Haftung (Gef. v. 20. 4. 
1892). Zur Bildung einer Aftiengefelihaft gehören minbeftens 5 
(8 182 HGB), zu einer eingetragenen Genoſſenſchaft wenigſtens 7 
(8 4 Geſ. v. 1. 5. 1889), zur Errichtung einer Ortskrankenkaſſe regel- 
mäßig 100, zu einer Betriebötrantentaffe regelmäßig 50 Perfonen 
(88 16, 60 Geſ. v. 10. 4. 1892). Nah $ 56 BGB ſolI ein Verein 
nicht eingetragen werben, wenn er nicht wenigſtens 7 Mitglieber hat; 
ift aber die Eintragung erfolgt, fo wird der Rechtsbeſtand bes Ver— 
eins durch das Fehlen ber erforderlichen Zahl oder durch ein Herab⸗ 
gehen unter fie nicht beeinträchtigt. Sinkt die Mitglieberzahl eines 
eingetragenen Vereines aber unter 3 herab, fo hat das Amisgericht 
durch einen ber fofortigen Beſchwerde unterliegenden Beſchluß dem 
Vereine bie Rechisfähigkeit zu entziehen. Mit ber Rechiskraft bes 
Beſchluſſes Hört die Rechtsfähigkeit des Vereines auf ($ 73 BGB). 
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Zum Wefen gemiffer Vereine gehört ferner das Vorhanden⸗ 
fein eines beftimmten Bermögenägegenftandes, z. B. eines 
Grundftüds, eines Grunbfapitals, eines Stammkapitals. Das 
BGB ftellt ein ſolches Erfordernis nicht auf, weil e8 nicht für alle 
Körperfchaften paßt. 

Die Vereindgrünbung erfolgt durch einen Begründung 
att, der aus einer Reihe von Einzelhanblungen beftehen Tann, wel⸗ 
Gem Verträge zugunften ober zu Laften bes fünftig entftehenven 
Rechtsſubjeltes vorangehen können, ber felbit aber nicht unter ben 
Begriff des Vertrages fällt.)) Denn er fchafft nicht ein ber Ver— 
fügung ber Beteiligten unterftelltes Rechtsverhältnis, fonbern ein 
neued, ihrer Verfügungsmacht entzogenes Rechtsſubjekt, durch beffen 
Dafein eigenartige Rechtsverhältniffe unter den Gliebern begründet 
erben. Mit der Vollendung bes Begründungsaltes tritt die Körper- 
ſchaft in die für fie unter ber ſtillſchweigenden Vebingung ihrer Ent» 
ftehung begründeten Rechte und Verbindlichkeiten ein. 

2. Der Recht s ſatz, der dem Vereine Rechtsfähigfeit beilegt, 
ift entieber ein allgemeiner ober ein befonderer. 

A. Ein allgemeiner Rechtsſatz kann entweder 

a) die Rechisfähigkeit an das Worhanbenfein eines Vereins 
mit beftimmtem med und forporativer Verfaffung anknüpfen 
(Syftemder freien Körperfhaftsbildung), ober 

b) die Rechtsfähigkeit nur demjenigen Vereine beilegen, der fich 
gewiſſen vom Geſetze für alle Fälle aufgeftellten Bedingungen unters 
mirft (Syſtem der Normativbedingungen). Diefes 
Syſtem verlangt eine ftaatlihe Prüfung dahin, ob die vom Geſetz 
feftgeftellte Norm eingehalten ift, und eine öffentliche Kundgebung, 
daß der Verein ſich dem Gefee gemäß gebildet hat, mit der Wirkung, 
daß die Korporation als folde erft mit biefer Kundgebung ins Leben 
tritt. Hierher gehören bie Altiengeſellſchaften ($ 200 HGB), die Er- 
werbs⸗ und Wirtfchaftsgenoffenfhaften (8 13 Gef. v. 1. 5. 1889) 
und die Gefelihaft mit befchräntter Haftung ($ 11 Gef. v. 
20. 4. 1892). 

B. Ein befonderer Rechtsſatz ift notwendig, wenn es ber 
Verleihung ber Redtsfähigfeit in jevem einzelnen alle bebarf 
Gonzeſſionsſyſtem). Die Verleihung ift, auch wenn fie in 


) Ku : Der Geſamtalt, in ber Feſtgabe ber Leipz. Fat. für 
Müller ©. 8 Bu auch RG 31, 21: „Die Gründer {9e en in einem ein= 
heitlichen Alle bie joraußfegungen für "das Beſtehen der Aftiengefellichaft, 
momit das Gefeß bie Wirkung ber Errichtung ber AG. verbinbet, unb 
ertlären ſich glei eilig zu Mitafiebern berjelben mit ben auß bem Statut 
unb ber Übernahmeerflärung 1 einzelnen ſich ergebenden Rechten und 
ppflichten“ Giertel. ©. 486 
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Gefegesform erfolgt, ein At der Staatsverwaltung, zu beffen Vor— 
nahme feine Pflicht befteht. 

Das BGB Hat auf dieſem Gebiete altes Recht beſtehen 
Iajien und nenes Recht geihaffen. 1. Es lüht a) bie- 
jenigen befonderen Reichsgeſetze, melde für einzelne 
befondere Vereine galten, beftehen ($ 22). Dies find das 
HGB für bie Attiengefellfchaften, das Gefeg vom 1. 5. 1889 für bie 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, das Gefeß vom 7. 4. 1876 
für die eingefohriebenen Hilfstaffen, die Gem.-D. für die Innungen, 
bie Gef. v. 15. 6. 1883 (28, 1. 1885, 10. 4. 1892), 5. 5. 1886, 6, 7. 
1884, 28. 5. 1885, 11. und 13. 7. 1887 für die ranfentaffen und 
bie Berufsgenoffenfchaften, dad Gef. vom 15. 3. 1888 für Kolonial- 
gejellfchaften und das Gef. vom 20. 4. 1892 für die Geſellſchaften mit 
befchränfter Haftung. Das BGB läßt b) auch zahlreihe Lanbes- 
geſetze beftehen, melde die Verhältniffe einer Reihe von Ver— 
einen regeln, nämlich die dem Agrar⸗, dem Wafler-, Berg-, Jagd⸗ 
unb Fifchereirechte, dem Deich⸗ und Sielrecht und dem Verficherungs- 
recht angehörenden Vereine ſowie die Waldgenoſſenſchaften.) Ob: 
wohl endlich nad} Art. 163 EG das BGB auch auf die zur Zeit feines 
Intrafttretens beftehenden juriftifchen Berfonen Anwendung finbet, 
bleiben bo c) einzelne zu biefem Zeitpuntte be= 
ſtehende Körperfchaften (Nealgemeinden, bahriſche Genoffen- 
ſchaften de G. vom 29. 4. 1869, die ſächſiſchen Vereine des G. vom 
15. 6. 1868, ſowie bie landſchaftlichen und ritterfchaftlihen Kredit⸗ 
anftalten) bem bisherigen Rechte unterworfen (Arit. 164—167 EG). 

2. Die übrigen, alfo feinen eigenen Vorſchriften 
unterliegenben Vereine fcheibet das BGB (88 21, 22) in 
zwei Klaffen und zwar je nachdem ber Zwed bes Vereined auf einen 
mwirtfhaftliden Gefhäftsbetrieb ober auf einen ans 
dern als wirtſchaftlichen Gefchäftsbetrieb, d. h. auf einen ipealen 
med (mohltätigen, wirtſchaftlichen, gemeinnüßigen, gefelligen, 
politifchen, fozialpolitifchen ober religiöfen Zwech gerichtet if. Die 
Wirtſchaftsvereine unterliegen dem Konzef=- 
ſionsſyſtem, fie erlangen Rechtsfähigkeit durch ftaatlihe Ver - 
leihung, bie Nihtmwirtfhaftspereineunterliegen 
dem Syftem ber Rormatinbedingungen, fie erlangen 
Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregifter bes zuftän- 
digen Amtsgerichts. Ein Verein wird aber nicht ſchon dadurch zu 
einem Wirtfchaftsvereine, daß er im Intereſſe feines ibealen Zmedes 
wirtfchaftliche Güter erzeugt ober umfeßt, denn dieſe wirtfchaftliche 
Tätigkeit ift nicht fein Zwed, ſondern Mittel zum Zmwed: der Wirt» 


) Artt. 113, 65, 66, 67, 69, 75, 83 EG. 
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ſchaftsbetrieb muß Zived des Vereines fein, gleichviel, ob die Mit- 
glieber des Vereines ober andere Perfonen davon Nuten ziehen. 

Das BGB hat alfo das Syſiem der freien Körperſchaftsbildung 
ganz abgelehnt und damit ben Vorteil erreicht, daß über bie Frage 
nad dem Vorhandenfein ber Rechtsfähigkeit eine Vereines fein 
Zweifel beftehen kann, und es hat bie Erwerbsvereine aus dem 
Grunde dem Konzeſſionsſyſtem unterworfen, weil anbernfalld bie 
Möglichkeit einer Umgehung der von den Spezialgefepen feftgefeten 
ftrengeren Erforberniffe vorhanden fein würde. Das für die Ver- 
eine mit idealen Zweden angenommene Syſtem ber Normativbebin- 
gungen ift in Wahrheit aber nur ein verfchleiertes Konzeſſionsſyftem. 
Denn die Verwaltungsbehörbe hat das Recht, durch einen beim 
Regiftergericht angebrachten Einfpruch die Eintragung bes Vereines 
in das Vereinsregifter und bamit die Verleihung der Rechtsfähigkeit 
zu verhindern, wenn ber Verein nad; dem öffentlichen Vereinsrecht 
unerlaubt ift ober verboten werben kann, oder wenn er einen politi= 
chen, fozialpolitifhen ober religiöfen Zwed verfolgt ($ 61). Da die 
vom BSR felbft aufgeftellten, vom Richter zu prüfenden Normen fehr 
geringe Anforderungen an ben erein ftellen, fo entfcheiven über 
Entftehung der Rechtsfähigkeit regelmäßig nicht Rechtsgrundſäthze, 
fondern Verwaltungsmarimen. 

II. Eine jebe Korporation mußte auch ſchon nad dem früheren 
Recht eine mern auch noch fo einfache Verfaſſung haben; denn fie 
mußte in ber Lage fein, ihren Willen zu bilden und zu betätigen. 
Dasſelbe gilt nad neuem Recht. Die Verfaffung beruht auf ben 
tenigen zwingenden Sätzen des BGB und innerhalb der durch diefe 
gezogenen Grenzen auf ber Vereinsſatzung, in Ermangelung einer 
folden auf den nichtzwingenden Vorſchriften des BGB (8 25). 
Zwingend ift die Vorfchrift, daß ber Verein einen Vorſtand haben 
muß, baß bie Beſtellung des Vorftanbes durch die Mitglieber- 
verfammlung, und baß bei einer Mehrheit von Vorſtandsmitgliedern 
die Beſchlußfaſſung dur die Mehrheit der Mitglieber erfolgt 
(88 26—28). Alfo weder Korrealität (Hanblungsbefugnis jebes 
einzelnen) noch Kollektivprinzip (Einftimmigfeit). Ale anderen für 
den Verein maßgebenden Normen können durch die Sapung bes 
ftimmt iverben, d. h. durch Vorſchriften, welche fich kraft feiner Privat— 
autonomie ber Verein felbft gibt und die auf bloßer Obſervanz be= 
ruhen, aber auch außbrüdlic feſtgeſetzt und fehriftlich niedergelegt 
merben fünnen. Der einzutragenbe Verein muß eine fchriftliche 
Satzung haben, denn er kann nur dann eingetragen werden, wenn bie 
Safung vom Vorftande bei der Anmeldung bes Vereins überreicht 
wird (8 59) und über gewiſſe Bunfte Veftimmungen enthält (88 57, 
58). Die Satzung hat einen obligatorifchen (Zmed, Name, 
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Sit, Verlangen der Eintragung) und einen fatultatinen Ins 
halt (Ein- und Austritt der Mitglieder, Vilbung bes Vorſtandes, 
Mitglieververfammlung). Ein Mangel des fakultativen Inhalts hat 
teinen Einfluß, der Mangel des obligatorifChen Anhalt aber bie 
Folge ber Nichtigkeit ber trogbem gefchehenen Eintragung. 

Die Willensbildung bed Vereins erfolgt nach altem wie 
neuem Recht entweder 

a) duch ein Vereinsorgan, alfo regelmäßig ben Vorftanb ober 
ein befonbers eingefeßtes Organ, oder 

b) buch Mitglieberbefchlüffe. Die Mitglieber fallen 
einen Beſchluß aa) in einer Mitgliederverfammlung, 
zu welcher fie unter Bezeichnung bes Gegenftandes ber Beichluß- 
faflung geladen werben, durch die Mehrheit ber in ber Verfammlung 
tatfächlih anweſenden Perfonen. Doc) ift zu einer Änderung ber 
Satzung mie zur Auflöfung des Vereins Dreiviertelmehrheit ber 
Erfhienenen, zur Anderung des Vereinszweckes die Zuftim- 
mung aller Mitglieder erforderlich. Im letzteren Falle muß bie 
Zuftimmung der nicht anmwefenden Mitglieber ſchriftlich erfolgen 
(88 32, 33, 34). Die Mitgliever lönnen bb) in gewöhnlichen An- 
gelegenbeiten Befchlüffe au außerhalb einer Verfammlung, und 
zwar durch ſchriftliche Zuftimmung zu einem Vorfchlage, faffen. 

Der Ausführung des Korporationsmwillens 
bienen regelmäßig befondere Organe, einzelne beftimmte Perfonen 
oder eine Mehrheit (ein Kollegium) von Perfonen (Vorftand), bie 
nicht Mitglieder des Vereins zu fein brauchen. 

Die Handlungen der Körperfhaftsorgane find 
HandlungenberKorporation. Dies gilt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich für alle rehtögefchäftlichen, e8 gilt nach dem BGB in fber- 
einftimmung mit ber biöherigen Rechtfprehung bed RG aber aud 
für rechtömibrige und für folche Handlungen; bie ohne Rückſicht auf 
ein Verſchulden eine Schabenderfahpflicht begründen. Vorausgeſetzt 
ift Dabei aber, daß das Willensorgan (dad auch mit Funktionen unters 
georbneter Art betraut fein Tann) innerhalb feiner durch Geſetz, 
Sagung ober befonberen Kürperfchaftäbefhluß geregelten Zu= 
ſtändigkeit handelt ($$ 26, 30, 31). Denn hat das Drgan 
außerhalb der ihm zuftehenden Verfügungsmacht ober Verrichtungs» 
befugnis gehanbelt, fo ift feine Handlung nicht eine Handlung ber 
Korporation, fondern feine eigene Hanblung, bie Rechtsfolge 
der Handlung trifft daher den Handelnden felbft. Neuere Gefehe 
gehen im Intereſſe des guigläubigen Dritten jedoch fo weit, dem Vor⸗ 
ſtande nicht nur felbft eine umfaſſende Veriretungsmacht einzurän- 
men, fonbern auch jebe Einfchräntung dieſer Macht Dritten gegen- 
über für unwirkſam zu erkläten (8 235 HGB für Aftiengefelfchaften, 
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88 25, 27 Gef. v. 1. 5. 1889 für Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
f&haften, 8$ 35—37 Gef. vom 20. 4. 1892 für Gefelf&jaften mit .be- 
ſchränkter Haftung). Anders das BGB; es kennt Spezialvertreter 
zur Vornahme beftimmter Geſchäfte und erftredt die Vertretungs- 
macht eine ſolchen Organes auf alle Rechtsgefchäfte, bie der ihm zu= 
gewieſene Gefchäftsfreis gewöhnlich mit fi bringt ($ 30), es gibt 
aber auch einer in der Satzung aufgeftellten Vertretungsbefchräntung 
des Vorftandes Wirkfamteit gegen Dritte ($ 26). Ein außerhalb ber 
Vertretungsmacht vorgenommenes Geſchäft kann von der Korporation 
genehmigt werben; biß zu biefer Genehmigung hat der andere Teil 
aber das Recht des Widerruf, es fei denn, daß er den Mangel der 
Bertretungsbefugnis kannte (58 177—180). 

Die Vertretungsmacht ift jeberzeit wiberruflih. Der Wiberruf 
befeitigt aber nicht die beftehenben Anfprüche auf Vergütung aus ben 
zwiſchen dem Organe und ber Storporation bejtehenden Verträgen 
Em. 

Hat dagegen nicht ein Vereindorgan, fondern ein anderer An- 
geftellter be Vereins gehandelt, jo wird die Körperſchaft nur nach 
den allgemeinen Grunbfäßen über bie Haftung für Dritte (88 278, 
831) verantwortlich. 

Mit diefer außgebehnten Haftung ift das neue Recht bon ber 
(tömifchen) Fiktionstheorie abgegangen, welche Rechtswidrigkeiten bes 
Organd nicht als Rechtstwibrigteiten der Körperfchaft behandeln 
Tonnte. 

III. Das innere Körperſchaftsrecht betrifft bie gegenfeitige 
Rechtsſtellung von Mitgliedern und Körperfhaft. Diefe Rechts- 
ftellung ift ein Rechtsverhältnis, das auf beiden Seiten Rechte und 
Pflichten begründen fann. Die Rechte und Pflichten unterliegen dem 
öffentlichen Rechte bei Korporationen des öffentlichen Rechts und find 
Privatrechte bei privatrechtlihen Korporationen. Diefer Gegenſatz 
hat praftifche Vebeutung für bie Art bes Rechtsſchußes. Die dem 
Privatrecht angehörigen Rechte und Pflichten der Korporation gegen- 
über ben Mitgliedern werben im Wege bes Zivilprozeſſes vor bem 
ordentlichen Gerichte geltend gemacht; insbefondere Tann ein Beſchluß, 
ber ein Mitglied aus bem Verein außfchließt, oder der bie Vergütung 
der Vereinsorgane oder ben Gewinnſatz ber Mitglieder zu hoch ober 
-zu niebrig feftfegt, von jedem Mitgliebe, dem ein rechtliches Intereſſe 
zur Seite fteht, im Wege ber Klage angefochten werden. Dabei hat 
das Gericht nur zu prüfen, ob fagungsgemäß verfahren ift, eine fach- 
liche Nachprüfung des gefakten Veſchluſſes würde einen Eingriff in 
die Selbftänbigfeit bes Vereins enthalten (8 32 NG 49. 150). Jene 
Rechte und Pflichten find Folgerungen aus der privatrechtlichen Natur 
bes Nechtsverhältniffes ber Mitgliebihaft ($ 38). Das Rechts— 
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verhältnis ſelbſt iſt unvererblich und ſelbſt der Ausübung 
nach unübertragbar. Die einzelnen aus ihm fließenden Mit- 
aliedſchaftsrechte find fo vielgeftaltig, als es bie VBebürfniffe der Kors 
poration nur immer fein können. Sie laffen ſich einteilen in: 

1. perfonentedhtliche, d. h. Rechte auf Betätigung ber 
Perfönlichteit und dementſprechende Pflichten. Hierher gehört vor 
allem das Stimmrecht in der Verfammlung und dad Recht auf Bes 
rufung ber Verfammlung ($$ 3437 BGB Minoritätenredit!), 
Zeilnahme an dem Gebrauche der dem Vereine gehörigen Anftalten 
und Vorzüge — Verpflichtung zur Befolgung bes Korporationg- 
willens, Übernahme von Ämtern; 

2. vermögensrechtliche. Diefe find es, melde man 
häufig mit dem Namen „Sonberrechte” (jura singulorum) und 
als Eigentümlichteit der deutfchrechtlichen Genoſſenſchaft bezeichnete, 
die biefen eine Mittelftellung zwiſchen ber universitas und ber 
communio be3 römifchen Rechtes anwies. Sie find in der Mitglieb- 
ſchaft begründete Rechte ber einzelnen Mitglieber auf vermögensrecht= 
liche Vorteile und find weder bingliche noch perfünliche Rechte, doch 
lönnen fie ſolche Rechte erzeugen. Sie heißen bei ben Körper— 
ſchaften des mobernen Rechts, zu beren Wefen eine Vermögendgrund- 
lage gehört, Anteile ober Gefhäftsanteile (auch Aktie, 
Kur. $ 178 H68, $ 14 ©. v. 20. 4. 1892 über die Gefellie;. mit 
befchräntter Haftung. 88 7, 19 Gef. vom 1. 5. 1889 über die Er— 
werb3- und Wirffchaftsgenoffenfchaften. 8 101 preuß. Berggefeges 
vom 24. 6. 1865). Immer aber ift bamit bie vermögensrechtliche 
Seite der Mitgliebfchaft bezeichnet, aus welcher Forberungsrechte auf 
Gerinnanteile und Ausantivortung eines Teiles bes Vermögens ber 
aufgelöften Körperſchaft hervorgehen können. Das BGB konnte bei 
der Allgemeinheit feiner auf die mannigfaltigften Vereine anwend⸗ 
baren Grunbfäge feine ins einzelne gehenden Beftimmungen geben, 
es mußte fogar feine Beftimmung über die Mitgliedſchaft für dispoſi— 
tiv erflären (88 38, 40). 

Die Migliedſchaft entfteht durch Eintritt und erliſcht durch 
Austritt; über Vebingungen und Yorm bes Ein- unb Austrittes 
enthält das BGB felbft feine Vorfchriften; nur follen Die Sagungen 
eingetragener Vereine Beftimmungen hierüber enthalten (8 58 Nr. 1), 
und bie Kündigung wirb auf höchſtens zwei Jahre beftimmt (8 39). 

IV. Die Beendigung der Körperfchaft erfolgt, mie das BGB 
unterfceibet, entweber infolge Auflöfung, ober nur infolge 
Aufhebungder Rechtsfähigteit des Verein, ber im leh— 
teren Falle als nicht rechtsfähiger Verein fortbeftehen kann. 

1. Die Wuflöfung erfolgt kraft einer Willenserklärung ber 
Körperfchaft felbft, und zwar 


Engelmann, D. bürgerliche Reät Deutfglande. IV. Huf, _ 5 
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a) auf Grund eine im voraus gefaßten Bejchluffes: wenn 
die Körperfchaft den fagungsmäßigen Zived ober ben in der Satzung 
feftgefegten Enbtermin erreicht hat. Died gilt unbedingt für Aftien- 
geſellſchaften, eingetragene Genoffenfchaften, Geſellſchaften mit be= 
ſchränlter Haftung (8 292: 96B, 79 Gef. v. 1. Mai 1889, 60* 
Gef. v. 20. April 1892. 74 Ab. 2 BGB); 

b) auf Grund eines beſonderen Beſchluſſes. Für einen 
ſolchen beftehen regelmäßig befonbere Vorfchriften (erhöhte Majori— 
tät, Einftimmigfeit). Das BGB ($ 41) verlangt in Ermangelung 
anderer Satzungsvorſchrift Dreiviertelmehrheit. Der Beihluß kann 
nur bie Yu flöfung bed Vereins zum Gegenftanbe Haben, benn bie 
Mitglieberverfammlung fann auf die Rechtsfähigteit bes Vereins nicht 
verzichten;!) die Auflöfung kann auch durch die Staatsverwaltungs- 
behörbe erfolgen. 

2. Die Rehtsfähigteit geht verloren: 

a) infolge Konturfes über das Vereinsvermögen ($ 42 
BGB). Altiengefelfchaften, eingetragene Genoffenfchaften, Gefell- 
ſchaften mit beſchränkter Haftung werden durch den Konkurs auf= 
gelöft. Während diefe von einer Vermögenägrunblage abhängigen 
Körperfchaften mit Entziehung jener Grundlage von felbft aufhören 
müffen, tünnen andere Vereine auch aim diefe Grundlage fort⸗ 
beftehen (8 292° HG%, $ 60* Gef. b. 20. April 1892, $ 101 Gef. 
v. 1. Mai 1889). Vorausſetzung der Konturseröffnung ift ein An⸗ 
trag und Zahlungsunfähigteit oder überſchuldung (88 207, 208, 213 
KO, vgl. jedoch 8 98 Genoſſenſchaftsgeſ.); 

b) infolge Entziehung, nämlich 

aa) nad) erheblicher Verminderung der Mitgliederzahl. Während 
die Frage, ob die Körperfchaft beendet wirb burch Verminderung ihres 
PVerfonenbeftandes auf ein einziges Mitglied, in Übereinftimmung” 
mit 1.782 D. 3, 4 und ber herrfchenden Anficht?) zu verneinen ift, 
tann nah BGB, wenn bie Mitglieberzahl eines eingetragenen Ver— 
eins unter brei fintt, bem Vereine bie Rechtsfähigkeit entzogen werben, 
Hieraus folgt, daß jedensfalls ber eingetragene Verein nicht bon 
ſelbſt enbet. 

bb) im alle gefeß- ober zmedwibrigen Verhaltens bes Vereins. 

Das BGB läßt die Entziehung der Rechtsfähigkeit zu 

a) jebem Xereine gegenüber, wenn er durch einen gefegwibris 
gen Beſchluß der Mitglieververfammlung oder durch geſetzwidriges 


’) Gleiche Vorfchriften enthält Art. 242° HGB, $ 292° I: $ 28 
Geſ. 9.7 anal 1876, $78 Gef. v. 1. mai 1889, $60 &ef. v. DD. til 1892. 

RE 202. 32, 33. AU.M. Giertel, 558. In biefem 
Fade ift — von einer Perfonenmehrheit freitich feine Rebe, aber 
die Möglichkeit des Anwachſens ift gegeben. 
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Verhalten das Gemeinwohl gefährbet, eine Beftimmung, die auch in 
den Gefegen über bie Erwerbi- und Wirtfchaftägenoffenfchaften 
($ 79) und über bie Geſellſchaften mit befchräntter Haftung ($ 62) 
enthalten ift; 

B) den Tonzeffionierten Vereinen gegenüber, wenn fie einen 
andern, al3 den in ber Satzung beftimmten Zwed verfolgen; 

7) ben Bereinen mit ibealen Zmweden gegenüber einmal dann, 
wenn fie einen wirtſchaftlichen Zwed verfolgen und alfo der Ver⸗— 
leihung der Rechtsfähigkeit beburften, ferner aber dann, wenn 
fie einen politiſchen, fozialpolitifchen ober religiöfen Zmed verfolgen, 
mährend bie Satzung einen andern Vereinszwed angibt. 

Diefe Entziehung ift ein Akt der Staatöverwaltung und unter 
liegt baher den Grundſätzen bes öffentlichen Rechts. Nach biefem 
richtet fich auf bie Befugnis, den Verein aufzulöfen (f. oben 1). 

Über die Nichtigkeit eineß Vereins geben die 88 309-811 
HGB, 78 ff. des Genofienfhaftsgefeges und SS 75 ff. bes Gef. über 
die Gefelichaften mit beſchränkter Haftung Beftimmungen, wonach 
die Nichtigkeit biefer im Handelsregiſter eingetragenen Bereine nur 
im Falle ber Nichtigfeitserklärung und darauf erfolgter Eintragung 
der Nichtigkeit wirt. Die Erklärung gefchieht durch Urteil auf die 
Klage eines Vereins, Vorftandd- oder Auffichtsratsmitgliebes, Daß 
ein ſolches Klagerecht auch vom BGB anerkannt ift, wirb troß des 
Fehlens ausdrüdlicher Beſtimmungen nicht bezweifelt werben bürfen, 
zudem wird ba8 Auflöfungsrecht bes Vereins felbft und das bed 
Staates hier außhelfen. 

V. Die früher herrfchend gemefene Meinung, daß das Ber- 
mögen einer anfgelöften Korporation ala erblofes Gut an 
den Fiskus falle, ift aufgegeben. Finden zwar auf bie Gefamt- 
nachfolge in dieſes Vermögen erbrechtliche Grunbfäge weder unmittel- 
bar noch durch Analogie vermittelt Anmwenbung, fo ift fie doch ber 
Erbfolge ähnlih. Denn nad) BGB ($ 45) hat bie Körperfchaft bie 
Befugnis zu einer ber letztwilligen Verfügung gleihenden Willens» 
befiimmung. An erfter Stelle nämlich entfcheibet bie Sapung. Ver⸗ 
einen mit ibealen Zmeden ift auch beim Fehlen einer Satzungsvor⸗ 
ſchrift geftattet, dur Beſchluß über das Vereinsbermögen in der 
Weife zu verfügen, daß das Vermögen einer öffentlichen Stiftung 
ober Anftalt zugewieſen wird (vgl. auch $ 81 Gef. v. 20. April 1892. 
RG 7, 68; 26, 334 a in Seuff. 50, 316). Fehlt e8 an einer Willend- 
erflärung bes Vereins, fo fält das Vermögen, menn der Verein aus— 
[hlieglih den Intereſſen der Mitglieder diente, an bie jetzt bor- 
handenen Vereinsgenoſſen zu gleichen Zeilen, andernfalls geht das 
Vermögen auf ben Fiskus bes Bundesſtaates, in welchem er feinen 
Sig hatte, ald Ganzes über. Die erbrechtlichen Beftimmungen fin- 

5* 
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den nur mit der Einſchränkung Anwendung, daß ber Fiskus das 
Vermögen nicht ausfchlagen Tann, daß er dafür aber auch ohne Er— 
richtung eines Inventars für die Schulden nur mit dem Vereinsver— 
mögen haftet, und, al Nachfolger verurteilt, diefe Befchräntung auch 
dann geltend machen Tann, wenn fie ihm im Urteile nicht vorbehalten 
ift (88 1942, 1966, 1975 ff., 2011 BGB, 780 ZPO). Der Fiskus 
bat aber das Vermögen fo weit ala möglich in einer ben Ziweden bed 
Vereins entſprechenden Weiſe zu verwenden. Diele Fälle des über⸗ 
gangs ähneln zivar ber gefehlichen Erbfolge. Aber während ber Erbe 
das Vermögen in dem Zuftand überfommt, in welchem es fich beim 
Erbfalle befindet, erfolgt bei Auflöfung einer Körperfchaft die Ab⸗ 
midlung mit Gläubigern und Schulbnern durch bie Liquidation. 

Fallt nämlich das Vermögen nicht an den Fiskus, fo tritt auch 
dann, wenn das Vereinäpermögen auf ein anderes Rechtsfubjett über- 
geht, bie Liquibationein ($ 47), e3 fei denn, daß der Konkurs 
eröffnet worden wäre. Die Liquibation befteht in der Abwicklung ber 
eingegangenen Gefchäfte, Befriedigung ber Gläubiger, Verfilberung 
des Vermögens und ber Ausantwortung an die empfangsberechtigten 
Perſonen, welche nicht vor Ablauf eines Jahres, des fog. Sperrjahtes 
(8 51), erfolgen darf. Während ber Liquidation befteht bie Körper- 
ſchaft nicht. mehr, aber ihr Dafein mirft infofern nad), als die Ge— 
ſchäfte noch Rechtshandlungen des Vereins find. Die Liquidation 
erfolgt regelmäßig burch ben Vorftand (vgl. 88 47-53). 

Im Falle der Auflöfung einer fog. Vermögensgenoſſenſchaft oder 
Rapitalgefellfehaft fällt das Vermögen an diejenigen Mitglieber aus— 
einanber, welche zur Zeit der Auflöfung Anteile (Aktien uſw.) an 
dem Vereinsvermögen haben. Denn dieſe Anteilsrechte enthalten auch 
das Recht auf einen Teil des freigemorbenen Vermögens. 


8 22. Die Arten der Körperſchaften. 


1. Die Körperſchaften gehören entweder bem Privatrecht ober 
dem öffentlichen Recht an, ein Gegenfah, ven das BGB ausbrüdlich 
anertennt ($ 89); es überträgt die Haftbarfeit für einen aus uner- 
laubter Handlung herborgehenben Schaben und bie Verpflichtung 
bes Vorftandes zum Antrage auf Konkurseröffnung auf die juris 
ſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts; es behanbelt fie aber im 
übrigen nicht und gibt daher auch über Zuläffigteit und Wirkung des 
Konlurſes biefer Korporationen keine Beltimmungen, weil fie dem 
öffentlichen und daher dem Landesrecht unterliegen. 

2. Unter ben privaten Körperſchaften ſcheidet man 

a) Vereine mit idealen Zmeden und b) Erwerbs— 
tereine 
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Die letzteren bezweden bie Förderung ber wirtfhaftlichen Inter⸗ 
effen ihrer Mitglieber. Sie find wieder 

aa) BPerfonalgenoffenfhaften, d. h. folce, die auf 
ber perfönlichen Haftung ber Mitgliever beruhen, neben welcher eine 
Kapitalbeteiligung einhergeht, bb) Kapitalgeſellſchaften 
(Vermögensgenofienfchaften), welche auf einem in Anteile zerlegten 
Vermögen beruhen. Zu jenen gehören die Erwerbi- und Wirt» 
ſchaftsgenoſſenſchaften nad) dem Gefeh vom 1. Mai 1889, zu biefen 
die Alkliengeſellſchaften, die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
und bie bergrechtlichen Gemwerkfchaften. Die Perſonalgenoſſenſchaften 
ftehen ben reinen Erwerbsgefellfchaften, insbefonbere denen 
des Hanbelsredts, nahe. Auch das BED fchlieht ſich bei 
feiner Einteilung an ben Gegenfaß von Vereinen mit idealen Ziveden 
unb Erwerbövereinen an, ber Gegenfat dedt ſich aber mit dem bon 
eingetragenenund nihteingetragenen Vereinen. Yür 
erftere gilt der Eintragungsgmwang, fie entftehen nur durch die Ein- 
tragung, welche erfolgen darf erft wenn feit der Mitteilung der Ans 
meldung an die Verwaltungsbehörbe ſechs Wochen verftrichen find 
und Einfpruch nicht erhoben, ober wenn Mr erhobene Einſpruch end» 
gültig aufgehoben ift. Auch bie meiteren beſonders michtigen Vor⸗ 
gänge, Änderungen im Vorftande, Anderung der Sagungen, Beenbi- 
gung ber juriftifchen Perfon (außer im Falle des Konkurfes) bebürfen 
der Eintragung, aber bie Eintragung hat in biefem Yale nur bes 
urkunbenbe, nicht rechtsbegründende Wirkung. - Der Verein muß 
einen Namen haben, unb biefer befommt mit der Eintragung ben Zu= 
fat „eingetragener Verein“ ($$ 55—79). 


$ 23. Die nicht rechtsfähigen Vereine.) 


Das römifche Recht kennt nur zwei Formen ber Perfonenber- 
einigung: bie universitas ober bie juriftifhe Perfon, unb bie 
communio ober das bloße Gemeinfchaftsverhältnis, das Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis ift, wenn bie Gemeinfchaft auf einem Vertrage 
beruht. Auch das heutige Recht will fich in dieſen Gegenfägen be— 
wegen, ba $ 54 BGB auf diejenigen Vereine, welche nicht juriſtiſche 
BVerfonen find, die Vorfchriften von ber Gefellfhaft angewendet wiffen 
mil. Durch Beſtimmungen bed Prozeßrechts aber find wir genötigt, 
ben nicht rechtsfähigen Verein als eine befonbere Art der Perfonen- 
vereinigung anzuerkennen und feinen Begriff zu beftimmen. Diefe 
Vereine haben, verklagt, die Stellung eines rechtsfähigen Vereins 
(8 50 Abſ. 2 ZPO), und ihr Vermögen Tann Gegenftand ber 


bu R Dernburg: BRITS 78,79. Gierte: Feftgaben für Dern- 
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Zwangsvollſtrelung ($ 735 ZPO) ſowie auch eines felbftändigen 
Konlkurſes fein ($ 213 KO). Damit wird diefem Vermögen gegen- 
über dem Vermögen der Mitglieder eine gewiſſe Gelbftänbigfeit bei- 
gelegt. 

Ein nicht rechtöfähiger Verein aber ift eine folde Perfonen- 
bereinigung, welche weder nach den Vorſchriften de BGB, noch nach 
denen eines befonberen Gefehes Rechtsfähigkeit, Dagegen eine körper⸗ 
ſchaftliche Verfaffung befigt. Nur dadurch, daß fie ſich eine folde 
Verfaffung geben und ſich ein jelbftänbiges Vermögen beſchaffen, be= 
lunden diefe Vereine ihren Willen, nad außen ala Einheit aufzu= 
treten und Ziele zu verfolgen, welche über bie fubjektiven Intereſſen 
der ‚einzelnen Mitglieder hinausgehen. Schwierigkeiten macht alfo 
nur bie Auffinbung der hier angegebenen Grenzen gegenüber ben 
Geſellſchaft, nicht auch ihre Unterſcheidung von der juriftifchen Perfon. 
Denn dad BOB hat die Entſtehung biefer an beftimmte, ſinnlich 
mahrnehmbare Vorgänge gefnüpft, ein Zweifel, ob ein Verein Rechts— 
perfönlichteit Hat ober nicht, fann daher nur noch bei denjenigen Ver— 
einen entftehen, bie befonberen Geſetzen unterliegen. Häufig wird 
bann ber Sprachgebraud®der Gefeße maßgebend fein. Denn ber 
Ausdrud, daß der Verein „als folder” Rechte und Verbinblichteiten 
habe (ben $ 210 HGB. für bie Aftiengefelichaften, nicht dagegen für 
die offene Handelsgeſellſchaft 8 124, den $ 13 des Gef. b. 20. 4. 1892 
für die Gefellfhaften mit beſchränkter Haftung und $ 17 des Gef. v. 
1. 5. 1889 für die Erwerb3- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften an= 
wendet), will ben Verein al3 Perfon bezeichnen, 

Die Rechte und Pflichten, melde durch die Rechtöhandlungen 
eines nicht rechtsfähigen Vereines begründet werben, find alfo Rechte 
und Pflichten ber Mitglieder. Ob im Prozeſſe die Mitglieder ober 
der Verein Partei ift, hängt dabon ab, ob ber Verein klagt ober ver- 
Hagt wird. Das BGB wendet, gleichviel welchen Einfluß auf ben 
Beſtand bes Vereins ber MWechfel feiner Mitglieder augübt, bie Grund» 
ſätze von Geſellſchaften an und läßt außer ben vertretenen Vereins— 
mitgliebern?) aud denjenigen, ber im Namen bed Vereins Ge- 
ſchäfte fchließt, perfünlich und mehrere Handelnde als Geſamtſchuld⸗ 
ner haften, ein ſtarker Drud für diefe Vereine, die Rechtsfähigleit 
nad) Maßgabe der Beftimmungen des BGB zu erwerben. 


$ 24. Die Anftalten und Stiftungen. 


Unter Anftalten verfteht man mit Rechtsfähigfeit befleibete, 
einen beftimmten, dauernden Zmed verfolgende, duch ben Willen 


N Nach Derndbu 


ra haften nur die Handelnden. Dies folgt aber 
leineswegs aus 8 54 BOB. 
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eines anbern Rechtsſubjektes herborgerufene und beherrfchte ſichtbare 
Einrichtungen. 

Stiftungen find juriſtiſch dasſelbe. Nur der Sprachgebtauch 
verfnüpft mit dem Worte Stiftung ben Gebanten an ein bem Zmede 
gewidmetes Kapital, und mit dem Wort Anftalt die Vorſtellung 
anderer bauernder Einrichtungen.) Das BGB braucht den Außs 
drud Anftalten nur in Verbindung mit dem Zufahe „bed öffentlichen 
Rechtes“, will aber damit keinen Gegenfah zu bem Begriffe Stiftung 
aufftellen, fonbern nur anbeuten, daß es Gtiftungen und Ans 
ftalten des öffentlichen Rechts und Stiftungen und Anſtalten 
bes Privatrecht gibt. 

1. Eine Anftalt des öffentlichen Rechts ift diejenige, deren Ein- 
richtung vom Staate oder einer öffentlichen Körperfchaft ausgeht unb 
einen Zwech verfolgt, deſſen Erreichung der Staat ober ber dffentliche 
Verband zu feinen eigenen Aufgaben zählt. 

Zur Entftehung einer ſolchen Anftalt gehört ein öffentlicherecht- 
licher Stiftunggaft, ein Rechtsſatz, der dem ins Leben gerufenen Or— 
ganismus Rechtsfähigkeit verleiht und entweder ein allgemeiner oder 
ein Privilegium fein kann, regelmäßig auch die Herftellung einer 
mirtfhaftlihen Grundlage. Es gelten aladann für bie Anftalt bie 
für juriftifche Perfonen überhaupt maßgebenben Rechtsnormen mit 
denjenigen Maßgaben, die durch bie befonbere Natur der Stiftung 
bebingt werben, d. h. dadurch, daß die Anftalt feinen eigenen, fonbern 
einen ihr von einem andern Rechtsfubjelte gegebenen Willen hat. 
Das BGB handelt von ihnen nur in $ 89. 

So ift durch Reichägefeß vom 14. März 1875 in ber Reichsbank 
eine folche (Öffentliche) Anftalt errichtet worben.?) Die Verfiherungs- 
anftalten für Alter3- und Invaliditätsverſicherung find Landes⸗ 
anftalten (88 41 ff. Rgeſ. vom 22. Juni 1889). Die zahlreichen kom⸗ 
munalen Anftalten (Kranken⸗, Waifen-, Rettungs- uſw. Häufer) 
fallen unter den Bier gebrauchten Begriff der Unftalt überhaupt nur 
dann, wenn fie jelbftänbige Rechtsſubjelte find, nicht der Gemeinde 
als ſolcher gehören. Ferner find Univerfitäten und öffentliche Schulen, 
beſonders aber die Bistümer Anftalten. 

2. Die Stiftung im engeren Sinne verbanft ihre Entftehung 
einem Privatrechtögefhäft. Das ältere römische Recht kannte den 
Stiftungsbegriff noch nicht, es fah die Stiftung als bie einer Ge- 


)Rehbein: Das BGB mit Erläuterungen. 1898. ©. 65. 
$ 12: „Unter bem Namen ‚Reichebant‘ wird eine unter Aufficht und 
Zeitung des Reichs ſtehende Bant errichtet, welche bie eat einer juris 
fiifchen Perfon befigt und die Aufgabe Hat, den Gelbumlauf im gefamten 
ichögebiete zu regeln, die Zahlungsausgleichungen zu erleihtern und für 
die Nugbarmadjung verfügbaren Kapitals zu forgen. 
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meinde gemadjte Auflage an.t) Erft das kanoniſche Recht ftellte den 
Begriff ber jelbftändigen Stiftung auf, ber bann von ber reid- 
haltigen deutſchen Tanbesgefeggebung weiterentwidelt und vom BGB 
aufgenommen wurbe. Nach ihm heißt die Erklärung des Stiftung» 
willen? Stiftungsgefhäft und ber Gegenftanb ober das 
Erzeugnis bes Stiftungsgefhäfts Stiftung. Die Stiftung ift ein 
felbftänbiges Rechtsſubjelt. Die Zuwendung eines Vermögensgegen⸗ 
ftanbes an ein ſchon beftehendes anderes Rechtsſubjekt, damit dieſes 
einen gewiſſen Zwed verfolge (fog. fiduziarifche St.) jhafft fein 
Rechtsfubjelt, fonbern ift Schenkung oder Erbeinfegung ober Ver— 
mãchtnis mit einer Auflage (88 525, 2192 ff.). 

Die Stiftungen unterliegen bem Konzef- 
ſionsſyſtem, benn zur Gültigkeit bes Stiftungsaktes gehört 
nit bloß bie Erklärung bes Stiftungsmillens, fondern aud bie 
ftaatliche Genehmigung ($ 80). Das Stiftungsgefhäft ift entmeber 
ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden und bebarf in biefem Falle ber 
ſchriftlichen Form, ober es ift eine Verfügung von Todes wegen und 
unterliegt dann ber für biefe vorgefchriebenen Form ($ 83). In jedem 
Falle ift e8, auch wenn e8 in einem Vertrage enthalten ift, ein ein- 
jeitigeß nicht empfangsbebürftiges Rechtsgeſchäft. Als ſolches unter⸗ 
liegt es dem Widerrufe bis die ſtaatliche Genehmigung erteilt iſt; mit 
dieſem Alt iſt das neue Rechtsſubjelt geſchaffen, das zu beſeitigen 
außerhalb ber Verfügungsmacht bes Stifters liegt. Das Widerrufs⸗ 
echt iſt vererblich; hatte ber Stifter das Gefud um Genehmigung 
eingereicht oder das Gericht oder den Notar mit ber Einreichung bes 
traut, fo find feine Erben gebunden (8 81), wie wenn er bie Stiftung 
durch letztwillige Verfügung errichtet hätte, Aber auch ber Stifter felbft 
ift gebunden, wenn die Stiftung in einem Vertrage enthalten ift, denn 
der Vertrag hat bie Wirkung einer Aufhebung des Widerrufsrechtes. 
Die Zumendung von Vermögen an bie gleichzeitig errichtete Stiftung 
ift, mas nad} bißherigem Rechte ftreitig mar (RG 5, 144), nad; $ 82 
BGB der natürlichen Anſchauung entfpredhend Beftanbteil des Stif⸗ 
tungsgefchäftes, nicht ein zweites felbftänbiges Rechtsgeſchäft. Wird 
die Stiftung erft nach dem Tode des Stifter genehmigt, fo gilt fie 
doch kraft gefeglicher Fiktion hinfichtlich der Zumenbung bes Gtifters 
als ſchon vor deſſen Tode entftanden, e3 findet alſo eine unmittelbare 
Rechtsnachfolge ftatt, und es ift, was auch bisher angenommen wurde, 
die Bebentung ber Stiftung durch diefelbe letztwillige Anordnung 
möglich, durch welche fie errichtet wird ($ 84). Mit ber Entftehung 
der Stiftung erwächſt für den Stifter gegenüber dem neuen Rechts- 
fubjette die perfönliche Verpflichtung zur Übertragung derjenigen 
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Rechte, melde er ihm zugeficert Hatte (Übergabe, Auflaffung); die 
danach etwa erforderliche Abtretung von Rechten ($ 398) liegt im 
Stiftungsgefääfte (8 82), braucht alfo nicht befonders erklärt zu 
werben. 

Die Verfaffung der Stiftung beflimmt ſich nach dem Stiftungs- 
willen ober gefehlicher Worfchrift (8 85). Die Gtiftung bebarf 
eines Vorftanbes, ift geihäftsfähig und verantwortlich ($$ 85, 86). 
Es gibt St. mit felbftändiger Verwaltung, und foldhe, melde ber 
Verwaltung einer Gemeinde ober einer phufifchen Perfon (3. 8. fog. 
Fabriffrantentaffen. 88 59, 64 SKrankenverf.-Gef. v. 15. 6. 83) 
unterftelt find. Wird bie Erfüllung ihres Zwede unmöglich oder 
gefährbet fie das Gemeintohl, jo kann fie durch einen Staatöverwal- 
tungsaft aufgehoben, oder e8 Tann ihr Ziwed (tunlichft im Sinne bes 
Stifters) umgewandelt werben (8 87). Erlifcht fie, was auch infolge 
Konturfes über ihr Vermögen gefchehen Tann, fo fällt ihr Vermögen 
an bie in ber Verfaflung beftimmten Perfonen, es kann alfo auch an 
den Fiskus fallen ($ 88). Dann gilt basfelbe wie beim Anfall des 
Vermögens eined Vereins an den Fiskus. In allen anderen Fällen 
tritt Liquidation ein ($$ 88, 47). 


$ 25. Einzelne jnriftifhe Berfonen. Der Fiskus. 
Die Gemeinden. 

über einzelne Privatforporationen, wie Altiengeſellſchaften, Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, Geſellſchaften mit beſchtänk⸗ 
ter Haftung, Gewerkſchaften wird bei der Rechtsmaterie geſprochen 
werden, der ſie angehören. 

1. Einer beſonderen Beſprechung bedarf der Fiskus. 

Sowie der Staat überall ein einheitlicher iſt, ſo gibt es auch 
nur einen Fiskus, und die Worte Militärfistus, Steuerfiskus find 
nur Bezeichnungen für bie verfchievenen Verwaltungszweige. Der 
Fistus genießt mancherlei Vorrechte: er hat ein Vorzugsrecht im 
Konkurfe (8 16? RO), er hat nad BGB ein Aneignungsrecht bes 
treff8 aufgegebener Grunbftüde ($ 928), ein Recht auf ben Verfteige- 
rungserlös gefundener Sachen ($ 981), e8 kann ihm, wenn er gefeh- 
licher Erbe ift, eine Inventarfrift nicht geftellt werben ($ 2011). 

Seitbem das Deutfche Reich befteht, ift neben den Yistus bes 
einzelnen Bundesftaates der Reichsfiskus getreten. Diefer unterfteht 
nit dem in Berlin geltenden Rechte, weil, wenn auch bie meiften 
Neichsbehörben in Berlin ihren Si haben, ber Fiskus als folder 
überall heimifch ift, wo er Rechte hat. Er unterliegt daher in jebem 
beutfchen Rechtsgebiete demjenigen Rechte, das bort für den Landes⸗ 
fistug maßgebend ift. 

2. Einen Zeil der allgemeinen Wohlfahrtszwedee des Staates 
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und zugleich bie Intereffen des örtlichen Zufammenlebenz verfolgen 
die Tommunalen Körperſchaften: die Gemeinden, Kreife, Provinzen. 
Den älteften Selbftverwaltungsförper bildet die Gemeinde. Erft in 
neuerer Zeit Hat ber Staat größere Verbände mit der Befugnis ber 
Selbftverwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten außgeftattet und ba= 
mit aus bloßen Staatsverwaltungsbezitken in Körperſchaften umge- 
manbelt. Sie find Körperfchaften des öffentlichen Rechts und unter= 
liegen beshalb dem Staats- und Verwaltungsrechte ber einzelnen 
Bunbesftaaten. 

Von privatrechtliher Bebeutung ift nur die eigentümliche aus 
der gefchichtlichen Entwidlung zu erflärende Scheidung bes Ver— 
mögens in Gemeindepnermögen (in ben Stäbten Kämmerei- 
gut genannt) und Allmende (in ven Städten Bürgerbermögen 
genannt). Erſteres ift Vermögen ber Korporation, an lehterem ftehen 
entmeber allen ober mehreren Gemeinbemitgliebern Nutzungsrechte zu. 
Bei ber Beſitzergreifung beftimmter Bobenfläden zum Zwede ver An- 
fieblung pflegte man nämlich nicht alles Land unter die Anfiebler 
aufzuteilen, fondern gewiſſe Teile bes Landes (insbefonbere Waffer- 
flächen, Wald- und Weibepläge, aber auch Acer) ungeteilt der bem 
Bebürfniffe bes einzelnen entfprechenden Nubung ber Gemeinbes 
genoffen zu überlaffen. Diefe fog, gemeine Mark unterlag 
alfo dem gemeinfhaftlihen Rechte aller, doch ift ftreitig geblieben, 
ob die gemeine Mark Alleineigentum der Gemeinbe, aber Gegen- 
ftanb binglicher Nutzungsrechte der Markgenofien ift, oder ob bie 
Gemeinbeglieber an ber gemeinen Mark Gefamteigentum ober Mit- 
eigentum nad) ibeellen Anteilen haben. Der Iehteren Auffaffung 
neigen neuere Gefege zu. Jedenfalls würde nicht eine und biefelbe 
juriftifche Konftruttion für fämtlihe Markgemeinden aller Zeiten 
und Orte anwendbar fein. 

Die Gefehgebung des 19. Jahrhunderts hat in ben Allmenden 
ein ber volkswirtſchaftlichen Entwidlung nachteiliges Inſtitut er⸗ 
blickt und ihre Aufteilung (die ſog. Gemeinheitsteilung, 
Separation) befördert, und zwar in ber Weiſe, daß jedem ber bis— 
herigen Berechtigten ein reeller Teil zum Alleineigentum zugewieſen, 
zugleich aber dafür geforgt wurde, daß im Wege des Ausiauſches bie 
häufig zerftreut liegenden Grunbftüde eines und beöfelben Beſitzers 
„zufammengelegt“ (vertoppelt) wurden. Diefe Maknahmen 
brachten erhebliche Beſchränkungen der Verfügungsfreiheit, denn fie 
führten nicht, wie bie Enteignung, nur zur Wegnahme von Grunb- 
ftüden, fonbern zu dem Zange, andere Grunbftüde al Erſatz an⸗ 
zunehmen. Der bierburch ſich vollziehende Eigentumserwerb fällt 
daher nicht unter ben Begriff rechisgeſchäftlicher Erwerbung und 
daher auch nicht unter die 88 925, 373 BGB. 
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8 26. Der Begriff der Sache und des Vermögens. 


Alles was einem Recht unterworfen ift, bilbet ben Gegen= 
ſt a n d bes Rechts. In biefem Sinne find auch Menfchen Gegenftanb 
des Rechts, denn bie Perfonenrechte find Rechte an Perfonen. Der 
Menſch ift aber im jegigen Recht nie fo vollftänbig Gegenſtand einer 
Berechtigung, daß feine Freiheit aufgehoben und er zum mwillenlofen 
Dinge gemacht mürbe. Gegenftand bes Rechts fünnen nad unferem 
Sprachgebrauch aber auch Rechte fein, die andern zuftehen. Rechts⸗ 
objette find auch der Name, find die Geiftegerzeugniffe des Menſchen. 
Auch die Yorberungsrechte haben einen Gegenftand. Rechtsobjekt 
ift aber indbefondere die Sahe d. h. ein den Raum erfül- 
lendes Dingder Außenmelt. 

Die Römer teilten (Gai. Inst. II 12—14) die res ein in 
corporales unb incorporales, verftanben aber unter res daß, was 
eine Perfon im Vermögen haben kann, weshalb fie das Eigentum 
au ben r. corporales, die anderen Rechte zu ben Fr. incorporales 
rechneten, denn das Eigentum verfürperte fi in feinem Gegen- 
flande.) Das moderne Recht mar geneigt, jeben unförperlichen 
Gegenftand, fofern er Rechtsobjelt wurde, ald Sache zu bezeichnen. 
Man tam daher dazu, nicht bloß die Mitgliedſchaftsrechte an Ver⸗ 
mögensgenoffenfchaften, fondern auch Naturfräfte (mie z. B. ben 
elettrifcden Strom) als Sache zu behandeln. Diefe Ausbehnung bes 
Begriffes Sache führt zu einer Unklarheit in ber Auffaffung bes Bes 
griffes ber Sachenrechte. Das BGB Hat denn auch ($ 90) mit 
dieſer Ausbehnung des Begriffs gebrochen und den Begriff 
Sade auf körperliche Gegenftände befhräntt. 
Daß es dabei von einem Niekbraud an Rechten (S$ 1068 ff., 1085 ff., 
und bon einem Pfandrecht an Rechten (S$ 1273 ff.) fpricht, ändert 
hieran nichts, da e8 nur dem Sprachgebraude gefolgt ift, ohne bie 
Möglichkeit eines dinglichen Rechtes an einem unförperlichen Gegen- 
ftande anerkennen zu mollen. Das BGB hat jenen Begriff nicht 
ausſchließlich für feine eigenen Beftimmungen, fonbern für das ge- 
Tamte Rechtsgebiet aufgeftellt.*) 

Bei einer natürlicgen ober fünftlichen Vereinigung mehrerer 
Sachen zu einem Ganzen ließ das römifche Recht bie an ben Zeilen 
vorhanden gemwefenen befonveren Rechte aufhören und erfannte nur 
ein einheitliches Necht an ber ganzen Sache an. Es erreichte damit 

" gäster: Pandelten I $ 59. 

3 jaı I in in 5 % nicht „im Sinne dieſes Geſetzbuches“, ſondern im 
Sinne 6 fepei 
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einfache Rechtsverhältniſſe, mußte aber Leitfäge darüber geben, welche 
Sade Hauptfache und welche Nebenfache over Zeil fei. Auch ließ es 
(außer bei Pflanzen) mit der Trennung der Sachen bie früheren 
Rechte an ihnen mwieberaufleben. Nach deutſchem Rechte konnte der 
Zeil Gegenftand eines felbftändigen Rechts, insbeſondere Konnte 
Jemand Eigentümer des Bodens, ein anderer Eigentümer der auf 
dieſem Boden ftehenden Früchte fein. 

Das BGB unterfeibet zwiſchen weientlien und unme= 
Tentliden Beftandteilen. Beitandteil überhaupt ift ein kör per— 
licher Zeil, ein Zeil der Sade. Den Gegenfaß bilden bie 
ibeellen, nur gedachten Zeile, die Anteile am Recht an ber 
Sade. Beftimmungen und daher eine Begriffsbeftimmung gibt das 
BGB nur für die weſentlichen Beftanbteile. 

a) Im aflgemeinen find mefentliche Beftanbteile die— 
jenigen, bie voneinander nicht getrennt werben fünnen, ohne daß der 
eine ober ber anbere zerftört ober in feinem Weſen verändert wirb 
($ 93), und nur für diefe gilt der römische Grundſatz, daß fie nicht 
Gegenftand befonderer (binglider) Rechte fein 
tönnen.) Der Zeiger einer Uhr kann alfo während feiner Ver— 
bindung mit biefer nicht einem andern als dem Eigentümer ber Uhr 
gehören. Das BGB weicht vom römifchen Recht aber infofern ab, 
als es bei Trennung bie früheren Rechte nicht wieber aufleben läßt. 

b) Die befonderen Beftimmungen ($ 94) haben ven Zmed, 
Sachen, die nicht ſchon nach der allgemeinen Begriffsbeftimmung biefe 
Eigenfchaft Haben, zu weſentlichen Beftandteilen von Grunbftüden 
ober Gebäuden zu erflären: fie verlangen eine beſonders enge, mecha= 
nifche ober organifche, Verbindung. 

Wefentliche Betandteile eines Grunbftüds find: 

a) die mit bem Grund und Boden feft verbundenen Sachen, ind 
befondere bie Gebäube, 

b) die Bobenerzeugniffe, folange fie mit dem Boden zufammen- 
hängen. 

Dagegen ift ($ 95) überhaupt nicht Beftanbteil das, mas nur zu 
einem vorübergehenden Zmede mit dem Boden (3. B. Jahr— 
marft3buben) ober einem Gebäube verbunden ift, auch nicht dasjenige 
Baus ober andere Werk, das von einem binglich Berechtigten in 
Ausübung feines Rechts, 3. B. des Nießbrauchs, mit dem Boden 
verbunden wird. 

Damit ift das Stockwerks⸗ und das befonbere Eigentum an 
flehenden und Hängenben Früchten befeitigt. Daß ber Same mit 

*) Val. jebo 810 ZPO, 88 21, 148 AnftG. Ein perſönliches Recht 
% uf IM ee Er as iſt möglie fo Be fen Be ir 

eilen. . 





Bierter Abſchnitt: Die Mechtsobjelte. 8 26. 77 


dem Außfäen, eine Pflanze mit dem Cinpflanzen weſentlicher Be— 
fanbteil wirb, bedurfte befonberer Beſtimmung ($ 94), da bieß aus 
ber allgemeinen Begriffabeftimmung nicht folgt. 

Zu ben wefentlihen Leftanbteilen eines Gebäudes 
gehören bie zur Herftellung bes Gebäubes eingefügten Sachen, z. 8. 
Balten, Steine, 

Rechte, die mit dem Eigentum an einem Grunbftüde verbunden 
find, 3.8. Grunbbienftbarkeiten, Patronatsrecht find Beftanbteile, 
aber nicht mefentliche Beftanbteile des Grundftüds, 

An den nicht weſentlichen Zeilen einer Sache können befonbere 
FR beftehen, fie find alfo noch während ber Verbindung befonbere 

sachen. 

Nur ſcheinbar als Sache gelten die Sahgefamtheiten 
(un. rer. distantium), d. h. unter einem gemeinſchaftlichen Namen 
aufammengefaßte Mehrheiten einzelner felbflänbiger, bem gleichen 
Zwede bienender und regelmäßig gleichartiger Sachen (3. B. Bibli- 
othet, Warenlager). Diefe Inbegriſfe von Sachen find in Wahr- 
heit nicht felbftändige Sachen, fondern Bezeichnungen für mehrere 
Saden. Daher kann derjenige, ber als Eigentümer einen Anfprud 
auf Herausgabe einer Viehherde (vindicatio gregis) erhebt, ſich 
damit begnügen, bie Herde, nicht jeden einzelnen Hammel, als fein 
Eigentum zu bezeichnen. Daß troß eines für einen anderen an ber 
Sacgefamtheit begründeten Rechtes (3. B. Pfanbrechtes) einzelne 
Stüde aus ber Gefamtheit frei ausfcheiden fünnen, daß aber ber in 
bie Gefamtheit aufgenommene Erfag dem am Ganzen beitehenden 
Rechte unterworfen mirb, ift nicht Yolge davon, daß das einzelne 
Stüd Teil einer anderen Sache wird, fondern davon, daß bie Par— 
teien es fo gewollt haben. Das BGB ſpricht von Sadjinbegriffen 
in bemfelben Ginne (vgl. beſonders $ 92 Abf. 2). 

Bermögen ift der Inbegriff ber in Gelb abſchätzbaren 
NRechtsverhältniffe einer und berfelben Perfon. Obgleich es nicht 
ſelbſt Sache ift, kann e8 Gegenftanb befonberer Rechtsgeſchäfte fein. 
Das römiſche Recht unterfhieb dabei die acquisitio per univer- 
sitatem, bei welcher nur bie Rechte, und snccessio in universum 
jus, bei welcher auch bie Pflichten auf den Erwerber übergingen. 
Inſofern alfo eine einzige Rechtshandlung den Erwerb aller einzel» 
nen zu bem Vermögen gehörigen Rechte herbeiführen fann, und ber 
jeweilige Zuftand des Vermögens (Ab⸗ und Zugänge) entfcheibend ift 
für die Rechte, welche das Vermögen zum Gegenftanbe haben,!) wirb 
es als Einheit behandelt. Inbegriffe von Rechtsverhältniſſen einer 


Die Regel: res succedit in locum pretii et pretium in locum 
rei gilt nur für bie hereditatis petitio auf Grund des Sct. Iuventianum. 
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Verfon, die aus dem Gefamtvermögen ausgeſchieden und befon- 
deren Rechtsgrundſätzen unterworfen find, bilden fog. Sonderner- 
mögen, fo 3. 3. das Fideilommißvermögen, bad inländiſche Ber- 
mögen eine? ausländiſchen Nechtöfubjeltes, das Handelsvermögen 
eines Mitgliedes einer offenen Handelsgeſellſchaft, das Schiffsver⸗ 
mögen be3 Reeberd. Auch hier bilden die Schulden regelmäßig einen 
untrennbaren Beftanbteil des Vermögens. 


$ 27. A. Die natürlichen Eigenihaften der Sachen. 

1. Eine beweglidje Sache ift diejenige, melde ohne Beeinträch- 
tigung ihres Weſens eine Ortsveränberung erleiben kann, daher im 
deutſchen Recht Fahrnis (fahrende Habe) genannt (während es feinen 
Unterſchied madt, ob bie Kraft, melde die Sache bewegt, von ihr 
felbft ausgeht ober nicht, res sese movens — res mobilis). 
Unbeweglid, find die Sachen, denen dieſe Eigenfchaft fehlt, alfo ber 
Grund und Boden und feine abgegrenzten Stüde, die Grunbftüde. 

Der Gegenfaß von beweglichen und unbeweglichen Saden war 
im römifchen und gemeinen Recht von untergeorbneter Bebeutung. 
Dagegen hat das beutfche Recht, dem hier öffentliches und Privat- 
echt zufammenfloß, die Rechte an unbeweglichen Sachen einer grund⸗ 
fäglich fo abweichenden Behandlung unterworfen, daß ein Gegen- 
fa don Mobiliar- und Immobiliarſachenrecht entftand. Diefer 
Gegenſatz befteht auch im heutigen Rechte, da wirtſchaftliche Be— 
bürfniffe zur Ausbildung ber Grundbugeinrihtung und damit zu 
prinzipiell abweichender Behanblung der Rechte an Grundftüden ge- 
führt haben. Das deutfche Recht behandelt aber eine Reihe bemeg- 
Hier Saden ihrer Wichtigkeit wegen mie unbewegliche, fo insbe⸗ 
fonbere Schiffe und Schiffsmühlen; e& hat aus demfelben Grunde 
auch die Rechte diefer Einteilung unterworfen. 

Das BGB folgt der natürlichen Anfhauung, indem es von 
beweglichen Sahen und von Grunpftüden Tpriht. Es 
bringt damit zum Ausbrud, baf feine für Grunbftüde gegebenen 
Beſtimmungen nur auf abgegrenzte Zeile der Erboberflähe An- 
wendung finden, daß alle anderen Sachen unter ben Begriff der bes 
weglichen Sachen fallen mit Ausnahme berjenigen, die das BGB 
ben für Grunbftüde gegebenen Beftimmungen ausdrücdlich unierwirfi. 
&3 find Dies die oben erwähnten mwefentlichen Beftanbteile der Grund⸗ 
ftüde, daher auch Gebäube, die für Die Dauer mit bem Grund und 
oben feft verbunden find. Andere Baulichteiten find bewegliche 
Sachen. Auch die in das Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe find 
bewegliche Sachen ($ 1259), ihre Verpfändung und Zwangsvber⸗ 
ſteigerung aber vollzieht ſich ähnlich mie bie Verpfänbung unb 
Zwangsverſteigerung bon Grunbftüden (88 162 ff. ZroftG.). Rechte 
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find weder bewegliche Sachen noch unterliegen fie dem Immobiliar- 
tet. Eine Ausnahme machen bie mit dem Eigentum an einem 
Grunbftüde verbundenen Rechte, denn fie gelten al Beſtandteile bes 
Grundſtücks ($ 96), und das Erbbaurecht ($ 1017), das daher nad) 
8 7 ber EBD ein felbftändiges Grundbuchblatt erhalten fann. Nur 
zum Zwede ber Begrenzung ber Rechte des Chemannes am Vermögen 
ber Frau gibt das BGB ($ 1551) eine Begriffsbeftimmung des un= 
beweglichen Vermögens. 

Someit aber der Vorbehalt für die Landesgeſetze reicht, ift es 
biefen unbenommen, vom BGB abzuweichen und baher insbeſondere 
Rechte den Grundfäßen von beweglichen Saden ober von Grund- 
ftüden zu unterwerfen, 3. ®. alſo Bergwerksanteile ala bewegliche 
Sachen zu behanbeln. 

2. Teilbar ift eine Sache, wenn fie fi ohne Verlegung ihres 
Weſens in mehrere Zeile zerlegen läßt. Zeil aber ift im Gegen- 
fat zum Beſtandteil nur dasjenige Stüd, das von gleicher Art ift 
als das Ganze (vgl. $ 752 BGB). 

- Gebäude laffen, wenn die Bauart die ermöglicht (1. 6 $ 1 
D. 8, 4) nur eine vertifale, aber weber nach gemeinem Rechte noch 
nah dem BGB (85 93, 1014) im Gegenfage zu einzelnen Partiku— 
larrechten (Gefchoßeigentum) eine horizontale Zeilung zu. Dur 
die Teilung entftehen mehrere felbftändige Sachen, die aber dem am 
Ganzen beftehenben Rechte unterworfen bleiben (vgl. auch $ 6 GBO). 


8 28. B. Die wirtſchaftlichen Eigenſchaften der Sachen. 


1. Die Verbrauchbarkeit ifi zwar eine natürliche Eigenfchaft 
aller Sachen, als verbrauhbare Sachen bezeichnet aber dad BGB 
(8 92) in Übereinftimmung mit dem bisherigen Rechte nur diejenigen 
Sachen, deren beftimmungsmäßiger Gebraud in dem Ver— 
brauch ober in ber Veräußerung befteht. Hierher gehören namentlich 
die Nahrungsmittel und das Geld. Sachen, die an fi unverbraud- 
bar find (3. 8. Möbel), gelten fo lange als verbrauchbare, als fie 
einem Sadinbegriffe (3. B. einem Warenlager) einverleibt find, 
beffen beftimmungsmäßiger Gebrauch in ber Veräußerung ber ein= 
zelnen Sachen befteht ($ 92 Abſ. 2). 

2. Zubehör (Pertinenz) ift eine am ſich felbftändige Sache, bie 
durch Willensatt dazu beftimmt ift, „dem wirtſchaftlichen Zwede ver 
Hauptſache zu dienen und zu ihr in einem biefer Beſtimmung ent- 
ſprechenden räumlichen Verhältniffe fteht“. Daß die Pertinenz der 
Hauptfache nur einen Vorteil gewährt und zu ihr in äußeren 
räumlichen Verhältniſſen fteht, bie jene Zmedbeftimmung 
ermöglichen, unterfcheibet fie vom Beftanbteil, der zur Bollftän- 
digteit der Sache gehört und mit der Hauptfache bleibend ver - 
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bunden ift (88 93, 97 BGB). Da Zubehör nur ift, was ben 
Wiriſchaflszwed ber Sache beförbert, jo kommt e8 auf ben bauern» 
den Gebrauch) der Sache, nicht auf ben vorübergehenden Gebraud, 
den ein einzelner Beſihet macht, an ($ 97 Abſ. 2 BGB). Daher 
tann eine Maſchine nach Lage der Umftände Beftanbteil ober Zus 
behör bes Gebäubes ober feines von beiden fein. Die räumliche Ver⸗ 
bindung kann in einer Vefeftigung ber einen Sache an ber anbern 
beftehen, zuweilen aber reicht (ie 3. B. bei ben an bie Wanb ge 
nagelten Bilbern) die Befeftigung zur Zubehöreigenfhaft nicht aus. 
Trennung ber beiben Sachen löft das Pertinengverhältnis nur dann, 
wenn bie zu biefer Cöfung bereditigte Perfon jenes Verhältnis aufs 
heben wit, aber ver bloße Wille ohne Trennung reicht nicht aus 
(RG 34, 167). 

Die Zubehöreigenfhaft bewirkt, daß die Nebenfache den über 
bie Haupifache getroffenen rechtlichen Verfügungen mit unterliegt, 
wenn durch Parteimillen nichts anderes beftimmt ift ($$ 314, 498, 
926, 1096, 1551, 2164 BGB. 88 55, 90 ZnftG). Die Bebeutung 
bes Begriffes Zubehör befteht daher in einer Auslegungsregel für bie 
Willenserklärung desjenigen, ber über bie Hauptfache verfügt. Die 
Folge ift, daß nad) gemeinem mie neuem Rechte Sachen verfchiebener 
Eigentümer im Verhältnis von Hauptfahe und Zubehör ftehen 
tönnen (RG 28, 146, vgl. $$ 936, 1031, 1120). 

Das BGB gibt die Zubehöreigenfhaft nur bemegliden 
Saden($ 97). Ein Grundftüd ift Beſtandteil eines andern, 
menn es basfelbe, ſelbſtändige Sache, wenn e3 ein eigenes Grund» 
buchblatt hat (8 800 BGB, $ 5 GBO), aber Zubehör eines an⸗ 
deren Grunbftüds ift e8 nie. 

Ob eine Sache zum Zubehör beftimmt ift ober nicht, entfcheidet 
entweber bie Verkehrsanfhauung oder das Gefeh. Das BGB gibt 
nur zwei folder Beftimmungen, inbem es als Zubehör eines für einen 
gewerblichen Betrieb bauernb eingerichteten Gebäubes die zum Bes 
triebe beftimmten Mafchinen und fonitigen Gerätfhaften, zum Zus 
behör eines Landguts, entgegen ber römischen, aber mit ber beutfch- 
rechtlichen Anſchauung, das fog. landwirtſchaftliche Inventar erklärt, 
nämlich das zum Wirtfchaftsbetriebe beftimmte Gerät und Vieh, die 
landwirtſchaftlichen Erzeugniffe, ſoweit fie zur Fortführung ber 
Wirtfehaft bis zu ber Zeit erforberlich find, zu melcher gleiche ober 
ähnliche Erzeugniffe vorausfichtlich gemonnen werben, ſowie ben vor⸗ 
handenen, auf dem Gute gewonnenen Dünger ($ 98). 

3, Früchte einer Sadje find a) diejenigen Sachen, bie auf natür- 
lichem Wege auß einer andern Sache entfiehen; daß es menfchlicher 
Tätigkeit bebarf, um bie erzeugende Sache in einen bie Herborbrins 
gung beftimmter Eraeugniffe vorbereitenden Zuftand zu verfegen 
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(Säen, Pflanzen), macht das Erzeugnis nicht zu einem Arbeits- 
probuft. Auch der Umftand, daß die Erzeugniffe außerhalb bes 
orbentlichen Wirtfchaftsbetriebes gewonnen find (Raubbau, Wind- 
brüche), änbert an ihrer Eigenfchaft als Frucht nichts, doch können fie 
vom Rechte des Nutzungsberechtigten ausgeſchloſſen fein (fo 55 581, 
993 BGB). b) Vom Verkehr und bem Recht, insbeſondere auch vom 
BGB (8 99), werben al? Früchte behandelt diejenigen Sachen, 
die zwar nicht organifche Erzeugniffe einer anderen find, in beren 
Gerinnung aber bie beftimmungsmäßige Verwendung 
jener andern Sache befteht.!) Hierhin gehören Zorf, Sand, Lehm, 
Mineralien nad ber Trennung. Während alfo bie organiſchen Er— 
zeugniffe einer Sache (unter a) in jedem Yalle Früchte find, ift die 
fonftige Ausbeute nur dann Frucht, wenn die Hauptfache die Beftim- 
mung hat, gerabe biefen Ertrag zu gewähren. 

Solange bie Frucht noch mit der Mutterfache zufammenhängt, 
bilbet fie beren weſentlichen Beſtandteil und unterliegt nach römiſchem 
und neuem Rechte (88 93, 94) den an der Mutterſache beftehenben 
Rechtsverhältniffen (fructus pendentes, stantes); erft Durch bie 
Trennung wird fie zu einer felbftänbigen Sache und ermöglicht bie 
Begründung befonderer Rechte. Daher ift 3. B. nicht ber Nieß— 
braudjer, ſondern der Eigentümer des Grundftüds Eigentümer ber 
ftehenden Srüchte (l. 12 $ 5 D. 7, 1. $ 954). Das deutfche Recht 
betrachtete vielfach beim Beftehen eines Fruchtbezugsrechts die noch 
ſtehende Frucht als felbftändige Sache und damit als Gegenftanb be= 
fonberen Rechts. Und auch unter der Herrfchaft des gemeinen unb 
des neuen Rechts find Rechishandlungen möglich, welche eine beweg⸗ 
lie Sade zur Voraußfegung haben und deshalb wirkſam find nur, 
wenn bie jegt noch ftehenbe Frucht ihre Beftimmung, zur felbftändigen 
beweglichen Sache zu werben, erreicht. Insbeſondere ift die Pfän- 
bung ftehender Yrüchte zugelaffen ($ 810 ZPO). 

Früchte eines Rechts find bie Erträge, bie dieſes Recht beftim- 
mungsgemäß gewährt, 3.8. bie Zinfen, bie eine verzingliche Forderung 
einbringt. Nach ausbrüdlicher Beſtimmung bed BGB (8 99 Ab. 2) 
gehören hierhin auch Bodenbeſtandteile, wenn das erzeugenve Recht 
auf Gewinnung bon ſolchen gerichtet ift, fo daß, wer ben Nießbrauch 
an einem Bergwerk hat, bie geförberten Mineralien felbft, nicht etwa 
nur bie Zinfen von dem Verkaufserlöſe ber Mineralien, erwirbt. 

©) Den natürlihen Früchten ftehen gegenüber (als 
fructus civiles) diejenigen Erträge, bie eine Sache ober ein Recht 
nur bermittelft eines Rechtsverhältniſſes gewährt. Das Recht3- 


»)L.7813,14,1.8, D. 24, 3;1.9823,3,D.7,1;1.5,81,1.6 
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verhältnis hat hier bie Bedeutung, baß es bie Erträge nicht nur 
erzeugt, fondern zugleich auch den Änſpruch darauf begrünbet (3. B. 
Mietd- und Pachtzinſe). . 

Natürliche Frucht des Jagdrecht ift bie Ausbeute, welche bie 
Jagd bei Selbftaußübung gewährt, zivile Frucht ber Pachtzins, ben 
dad verpachtete Jagdrecht bringt. . 

Unter Nubungen verfteht dag BGB ($ 100) nit nur bie 
Früchte einer Sache ober eines Rechts, ſondern aud bie fonftigen 
Vorteile, die der bloße Gebrauch der Sache ober bes Rechts gemährt, 
3. B. die Möglichfeit, auf dem Grundftüde zu wohnen. 

Folgen mehrere Fruchtberechtigte aufeinander 
(4. 8. Verläufer und Käufer, Verpächter und Pächter, erfter Nich- 
braucher und beffen Nachfolger, Nießbraucher und Eigentümer), jo 
erwarb die Früchte nach deutſchem Rechte berjenige, der bie Be— 
ftelungsarbeit verrichtet hatte („wer Jät, der mäht”), nach römiſchem!) 
und neuem Rechte derjenige, der zur Zeit der Trennung ober ber 
Fälligkeit das Fruchtziehungsrecht Hat ($ 101). Die Laften hat 
zu tragen, wenn es fi um eine regelmäßig wiederkehrende Laft han= 
belt, ein jeder nach Verhältnis ver Dauer feiner Verpflichtung, und 
wenn es fi} um eine anbere Laſt hanbelt, derjenige, ber zur Zeit ber 
Fähigkeit der Verpflichtete ift ($ 103). Wer zur Herausgabe von 
Früchten verpflichtet ift, hat nad) bem BER (8 102) nur den Rein- 
ertrag zu leiten. 


8 29. C. Die rehtlihen Eigenſchaften der Sachen. 


1. Der Rechtöverfehr fieht in den Sachen entweber Indivi— 
duen (species), wenn bie eine Sache durch eine andere nicht er= 
et werben kann, ober Stüde einer Gattung (genus), wenn die 
eine Sache durch eine andere Sache gleicher Gattung vertreten werben 
tann. Man bezeichnet daher diefe als vertretbare (fungible), jene 
als unvertretbare (infungible) Sachen und beftimmt bie vertretbaren 
nad) Zahl, Maß ober Gewicht (fo $ A1 BGB), die unvertretbaren 
nad ihren inbivibuellen Eigenfhaften. Regelmäßig aber find ver- 
ſchiedene Gattungen nicht untereinander vertretbar, jo daß 3. ®. wer 
Sommererbfen verkauft, nit Wintererbfen liefern darf. 

2. Verkehrsfähig ift Die Sache, die Gegenſtand rechtlicher Ver— 
fügung, rechtsfähig diejenige, die Gegenftand des Rechts eines ein- 
zelnen fein fann. Das römifche Recht fieht nur auf die erftere Eigen» 
ſchaft, wenn es von res extra commercium ſpricht. 

a) Von Natur rehtsunfähig find die Luft, das fließende 
Waſſer, dad Meer und die Meeredufer, dagegen ift eine Quantität 





) Anders bei Rüdgabe ber Dos. Hier wurbe geteilt. 
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eingejchloffener Luft, eingefangenen Waſſers, ein Stüd durch einen 
Bau (einen Leuchtturm) dem Meere abgerungenen Bodens rechts⸗ 
fähig.) Die Meeresufer (vom höchſten bi? zum niedrigſten Wafler- 
ftande) und das Meer jelbft auf eine mäßige Strede unterliegen einem 
Staatähoheitsrehte. 

b) Eine Sage kann duch menſſchl iche Beffimmung zu 
einer recht3unfähigen ober zu einer verfehräunfähigen gemacht wer- 
den. Rechtsunfähig waren nad römifhem Rechte die res sacrac 
(dem Gottesbienfte gemeihten) und bie res religiosae (Begräbniß- 
ftätten). Nach jehigem Rechte find dieſe Sachen zwar rechtzfähig, 
da fie im Eigentum der Kirchen, Kirchengemeinden ober einzelner 
Privatperſonen ftehen, jedoch verfehräunfähig, da fie benjenigen Ver- 
fügungen entzogen find, durch die fie ihrem Zived entfrembet würben 
(RS 7, 136). Daher ift der Erwerb einzelner Rechte an biefen 
Sachen, 3. ®. einer Wegegerechtigkeit an einem Kirchhofe zuläffig.”) 

Auch bie öffentlihen Sachen (res publicae, publico usui 
destinatae) ſtehen im Gegenjage zum römifchen Recht heut im 
Eigentum bed Staats ober öffentlicher Verbände (Provinzen, Kreife, 
Gemeinden), fünnen auch Eigentum einzelner fein. Hierhin gehören 
bie öffentlichen Straßen, bie öffentlichen Flüffe, die öffentlichen Ge— 
bäube, bem Gemeinbegebrauch dienende öffentliche Anlagen. Als 
öffentlichen Fluß bezeichnete das römifche Recht einen jeden, ber das 
ganze Jahr hindurch flo (flumen, quod perenne est), während 
das deutfche und heutige Recht (feit der Constitutio de regalibus 
von 1158) einen jeben Yluß, ber ſchiffbar ift ober in feinem meiteren 
Laufe fhiffbar wird, als öffentlichen bezeichnet (flumina naviga- 
bilia vel ex quibus fiunt navigabilia). Die Eigenfchaft des 
Öffentlichen Fluſſes erftredt fih auf Bett, Waſſer und Ufer (RG 
3, 234). Die Folge ift, daß nach heutigem Recht aud) die Nupungen 
Öffentlicher Ylüffe Eigentum des Staates werben und das Recht auf 
die Nußungen zu den Regalien gehört. 

Auch die öffentlichen Sachen find nur beſchränkt (relativ) ver— 
kehrsunfähig, nämlich folange und foweit fie dem öffentlichen Ges 
brauche dienen. Der Gebrauch fteht einem jeven ober nur ben Glie— 
dern beftimmter Gemeinden zu und bilbet dann nicht ben Gegenftanb 
eines Privatrechts. Ein ſolches kann aber durch befonbere Erwerbs⸗ 
titel für ben einzelnen begründet werben. Rechte ber lehzteren Art 


Daher ift ein Diebflahl an warmer Luft, an Gas, ber Kauf vor 
kifaeh aallı auf Bergen, 1 Bahnhöfen) möslid. 
) RS 27, gebt 31 Rechte der Sermeinbemitalrber 
auf beftimmte — — und Kirdenftüble find Bermi rechte, bai 
Recht auf Beerbigung überhaupt iſt ein AH Hi —E 
eitsreqht. Pr 
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(Sonbernugungsrechte) genießen mie anbere bingliche Rechte ben 
privatrechtlichen Klagenfhuß (a. confessoria), ver Gemein- 
gebrauch fteht heute unter polizeilichem Schuß, während er nad} römi⸗ 
ſchem Rechte ber herrſchenden Meinung nach durch Popularinterbitte 
geſchützt wurde. Für ben Schuß eines befonberen Jntereffes 
an ber öffentlichen Sache gab das gemeine Recht befonbere Interdikte 
(int. ne quid in loco publico fiat u. a. D. 43, 8-15). 

Den Gegenfat von öffentlichen und Privativegen erblidte das 
römifche Recht in dem Vobeneigentum, daS heutige Recht aber in bem 
dort allgemeinen, hier beftimmten Perſonen ausſchließlich zuftehen- 
den Gebraud. Diefer kann auf Eigentum ober einem begrenzten 
dinglichen Rechte (iter, via) beruhen (vgl. $ 90 GBO). 

Auch) der juriftifche Unterfchieb zwiſchen öffentlichen und privaten 
Gemwäffern liegt in bem öffentlichen ober privaten Gebrauch. Quellen 
und Brunnen ftehen an fi) im Privateigentum desjenigen, auf beffen 
Grundſtüch fie fich befinden. Stehende Gemäffer find Eigentum ber 
Anlieger. Dasfelbe gilt von Privatflüffen, doch läßt das heutige 
Recht weitgehende Nuhungsrechte der Anlieger von Privatflüffen zu. 

Das BGB enthält über bie dem Verkehr entzogenen Sachen nicht 
eine einzige Veftimmung, weil bie Gefahr nahe lag, die Grenze zwi— 
[hen privatem und öffentlichem Rechte zu überfchreiten. Es bleibt 
bier alles bei dem beftehenben Rechte (Artt. 65, 69, 73, 132, 133 
Einf.G. 3. BEB). 


$ 30. Das Gelb. 


Gelb ift an fih Sache, Ware. Da es bie Beftimmung ber Ver- 
äußerung an fich trägt, ift es eine verbrauchbare Sache ($ 92 Abſ. 1 
BGB). Da aber eine Sache beftimmter Art vom Staate bazu be 
ftimmt wird, als Tauſchmitiel für alle anderen Sachen zu dienen, 
und daß fie kraft Rechtsſatzes von einem jeden ala Tauſchmittel an= 
genommen werben muß, gibt dieſer Sache die Eigenfchaft der Wäh— 
rung (Valuta) und erhebt fie zum Gelde. Dadurch wird bag Gelb 
zum allgemeinen MWertmaßftabe.:) Das Gelb ift entweber Metallgeld 
ober Papiergeld. 

1. Dad Metallgeld befteht aus Barren oder Stüden an 
ſich wertvollen Stoffes, Münzen. Das deutſche Münzweſen (Xrt. 4° 
MAD) beruht auf dem Geſetze vom 4. 12. 71 über bie Ausprägung 
von Goldmünzen und dem Münzgefeße vom 9. 7. 73. Nach diefen 
Sefegen find nur Goldmünzen Zahlungsmittel, e8 befteht daher Gold⸗ 
mährung mit der Maßgabe, daß ben Zalerftücen bie Eigenſchaft als 


en dı act Auffaffung om Veſen bes Gelben if ſchon bon bem römi⸗ 
ıriften Paulus in ber 1. . 18,1 ausge t : 
je Voltswictfügftätehee bes corpus urn 18a, © mann 
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Zahlungsmittel belaffen worden if.) Reichsſilbermünzen, Nidel- 
und Kupfermünzen dienen als Zahlungsmittel nur für geringfügige 
Beträge und ferner als Ausgleichsmittei der in Gold nicht zahlbaren 
Neftbeträge. Als Zahlungsmittel brauchen im Verkehr unter Privat» 
leuten (benn Zahlungen an die Reicht» und Landeskaſſen find aus» 
genommen) Silbermünzen nur bis zum Betrage von 20 Mark, Nidels 
und Kupfermünzen nur bis zum Betrage von 1 Mark angenommen 
zu werben. Die Verpflichtung zur Annahme enthält aber nicht bloß 
bie Pflicht zur Annahme bes Münzftüdes, fondern auch; zur Annahme 
des Stüdes zum Nennmwerte d. i. dem vom Staate ver Münze 
beigelegten Zahlungswerte. Daneben gibt es einen inneren ober 
Metallmert, d. h. den Zaufchiwert bes in ber Münze ent- 
haltenen Metals, und den Vertehrs- oder Kursmert, 
d. 5. ben Wert, welcher ber Münze im Verkehr (3. 2. 
im Auslande) beigelegt wird. Diefer ift glei dem Duantum eblen 
Metall, das gegen eine beftimmte Anzahl Münzen zu erlangen ift. 

In allen gerichtlich ober notariell aufgenommenen Urfunben, 
melche auf einen Gelbbetrag lauten, und in allen zu einem Gelb- 
betrage verurteilenden gerichtlichen Entſcheidungen ift der Gelbbetrag 
in Reichswährung außzubrüden, wenn für ihn ein beftimmtes Ver— 
hältnis zur Reichswährung gefetz l ich feftfteht. 

Iſt unter ben Kontrahenten eine Beſtimmung über die Münz- 
forte einer zu leiftenden Zahlung nicht getroffen, fo erfolgt die Zah- 
Tung in ber am Orte ver Zahlung gangbaren Sorte. Demnach find 
Zahlungen innerhalb des Deutfchen Reichs in Reichswährung zu 
leiften (8 244 BGB). 

2. Da das Weſen des Gelbe in ber Währung, d. h. in dem 
ihm beigelegten Zwangskurſe befteht, fo ift Papiergeld das mit 
Zwangskurs verfehene, auf einen beftimmten Betrag Metallgelb lau— 
tende Papier. Man pflegt aber papierne Wertzeichen be Staates 
d. i. Verpflichtungsſcheine des Staates, die als Umlaufsmittel dienen 
und dad Metallgeld im Verfehre vertreten follen, auch dann Papier⸗ 
gelb zu nennen, wenn eine Verpflichtung zur Annahme folder Scheine 
nicht befteht. 

Im Deutfchen Reiche gibt es eigentliche Papiergeld nicht. Das 
Gef. v. 30. 4. 74 orbnet die Ausgabe fog. Reichskaſſenſcheine an, 
welche von ben öffentlichen Kaflen, nicht aber von Privaten in Zah— 
lung genommen werben müffen und Wertpapiere, nämlich Zahlungs» 


%) Die Reichswährung ift alfo einfache Mähruna: es ift nur den 
Golbmüngen (mit Ausnahme ber Zalerflüde) die Eigenfchaft des Zahlungs⸗ 
mittels beigelegt. Die fog. Doppelmährung befteht in ber unbefchräntten Zu- 
laffung ſowohl ver Golb- als der Silbermünzen. Die Doppelmährung vers 
Iangt gefebliche Beftfegung bed Preißverhältnifies zwiſchen Silber und Golb. 
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verfprechen bes Deutfhen Reiches find. Sie ftellen bie fog. un- 
verzinsliche Staatsfhuld dar im Gegenfag zu ber berzinslichen, 
welche durch Ausgabe von Reichdanleihefcheinen begründet wird. Zu 
unterfcheiben bon biefen mie von den Reichskaſſenſcheinen find die 
Banknoten. Dies find auf den Inhaber lautende Schulbver- 
fprecjungen ber mit dem Notenprivilegium ausgeftatteten Bank, bei 
ung borzugsmeife der Reichsbank. Die Banknoten dienen zur Ver—⸗ 
mehrung ber Umlaufgmittel und zur Verwendung bei Zahlungen. 
Eine Annahmepflicht befteht aber nur für Die Bant, die fie außgegeben 
bat. Während die Neichstaffenfcheine in Abfchnitten von 5, 20, 
50 Mt., werben bie Banknoten nur auf die Beträge von 100, 200, 
500, 1000 ober einem Vielfachen von 1000 Mt. auögefertigt. Die 
Realifierbarkeit der Kaflenfcheine hängt von dem Kredit bed Reichs 
ab, die der Banknoten von dem Krebit ber Bant, ber aber dadurch er= 
höht ift, daß wenigſtens ein Zeil des Schulbbetrags durch vorhandene 
Mertobjefte gebectt (fundiert) fein muß (©. über bie Reichsbank vom 
14. 3. 75). 


$ 31. Urkunden und Wertpapiere. 


1. Die Urkunden find als förperliche Gegenftände Sachen ($ 90) 
und daher für fi) fähig, Gegenftand des Beſihes des Eigentums, bes 
Nießbrauchs und bes Pfandrechts zu fein. Die Urkunde ift eine bloße 
Bemweißurfunde, wenn fie nur ber Beweiserleichterung dient, 
eine rechtsbegründende (fonftitutive), wenn ihre Abfaflung 
zur Begründung des beurfunbeten Recht? notwendig mar (3. 2. 
88 313, 766). In beiden Fällen ift die Urkunde von dem beurfuns 
beten Recht in einer Weife abhängig, baß die Urkunde ohne weiteres 
diefem Rechte mit unterliegt, fo baß alfo ber Gläubiger Eigentümer 
der Urkunde ift, derjenige, ber ein Pfandrecht an der Forberung, auch 
ein Pfandrecht an der Urkunde hat ($ 952). Natürlich fann bie 
Urkunde Gegenſtand ſelbſtändigen Beſites und infolgebeffen auch 
eines Zurückbehaltungsrechts fein (RG 20, 133; 16, 169). 

2. Eine befondere Art ber Urkunden find bie Wertpapiere. 
Denn das Wertpapier ift „Iräger” des beurfunbeten Rechts, d. h. es 
ift eine Urkunde über ein Recht, deſſen Verwertung burd bie 
Urkunde privatredtlih bedingt ift,‘) fo daß fomohl die Ausübung 
als auch die Übertragung des verbrieften Rechts dom Beſihe bed 
Papiers abhängt. Folgt die Beweisurkunde dem verbrieften 
Recht, fo folgt dad in dem Wertpapiere verbriefte Recht dieſem. 


) Brunner in Endemannd Handbuch bes Handelsrechts II $ 191. 
Ehenfo: Gareiß, Lehebudh bes Hanbelsredhts $ 76 III. Kacobi: Die 
Sr im bürgerlichen Recht des Deutfchen Reihe. 1901. Gierke: 
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Die übliche Einteilung ber Wertpapiere ift die in Rekta-, In— 
haber= und Orber: Bapiere. 

a) Relta-Papier ift dasjenige, in dem fi} ber Ausfteller 
einer beftimmten Perfon verpflichtet. Die Folge davon ift bie, daß 
das Papier nur durch Abtretung, unter Außhänbigung des Papiers 
übertragen werden kann. Denn anbernfalls ift die Urkunde fein 
Wertpapier. Daher find der Hnpothefenbrief und der Grundſchuld⸗ 
brief Wertpapiere und zwar Refiapapiere, weil dad Verfügungsrecht 
über bie $orberung vom Befike des Vriefes abhängt ($$ 1117, 1163, 
1154, 1274, 1160 BGB). Der Grundfhulbbrief kann übrigens 
auch zum Inhaberpapier gemacht werben ($ 11%). _ 

b) Ein Order-P, iſt baßjenige, in dem ſich der Schuldner 
einer beftimmten und zugleich derjenigen Perfon verpflichtet, die das 
Bapier durch Indoſſament (Giro) erwerben wird. Der Unterfhieb 
diefer Papiere von den Namenspapieren befteht demnach in ber ihnen 
eigentümlichen Übertragungsform, ber Ynboffabilität. Das Indoſſa— 
ment beiirft feine Rechtsnachfolge in das Forderungsrecht, ſondern 
eine felbftändige Entftehung des im Papiere verbrieften Rechts in 
der Perfon des Indoſſatars. Nur der Wechfel und die Namendattie 
(223 HGB) find an fich Drberpapiere, es bebarf daher zur Ent» 
ziehung dieſer Eigenfhaft (Schaffung eines Rektawechſels) eines 
in ben Wechfel ober die Aktie aufzunehmenden Vermerks (nicht an 
Order, Artt. 9, 13 WO); andere Papiere können an Orber geftellt 
werben, wenn das Geſetz bie Orberflaufel ausdrücklich geftattet, an- 
dernfalls find fie Reftapapiere. Es find die Anmeifungen und Ver- 
pflichtungsſcheine der Kaufleute, fofern das Papier über eine Leiftung 
bon Gelb oder eine Quantität vertretbarer Sachen ober Wertpapiere 
auögeftellt ift und bie Verpflichtung zur Leiftung nicht bon einer 
Gegenleiftung abhängig gemacht ift, ferner .da8 Konnoffement, ber 
Ladeſchein, der über Waren oder anbere bewegliche Sachen von einer 
zur Ausftelung folder Urkunden ftaatlich ermächtigten Anftalt ober 
einem Lagerhalter ausgeftellte Lagerſchein, Bobmereibriefe, Trans⸗ 
portverſicherungspolicen (88 363, 424 HGB, 8 71 Binnenfhiff.- 
Gef. vom 15. 6. 9). 

e) Ein Inhaber- Papier iſt bazjenige, in dem ſich der 
Schuldner zu einer Leiſtung an ben Inhaber des Papiers verpflichtet. 
Das DVerfprechen ift von vornherein einem jeden gegeben, ber das 
Papier eriverben wirb, die Forderung fteht alfo jedem Eigentümer 
des Papiers urfprünglich zu. Über fie und bie ihnen verwandten 
Legitimationspapiere wirb befonber& gefprochen werben. Hier fei nur 
hervorgehoben, daß das Inhaberpapier im Verkehr Sache if. Nicht 
auf den Gläubiger, fondern auf bie an die Papierübergabe getnüpfte 
dingliche Wirkung fieht man, wenn man das Konoſſement, den Lade— 
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fein und ben an Drber geftellten Lagerfchein Trabitiond- 
papiere nennt, benn mit ber Übergabe bed Papiers übergibt man 
die im Papiere bezeichnete Sache. 


Fünfter Abſchnitt: Die juriſtiſchen Tatſachen. 


$ 32. Einleitung. 


Das objektive Recht knüpft an den Eintritt beftimmter, von 
ihm bezeichneter Zatfachen, des fog. Tatbeſtandes, ben Eintritt bes 
ftimmter Rechtsfolgen. Dieſe Rechtöfolgen find: die Entftehung, bie 
Veränderung, die Aufhebung jubjettiver Rechte. Solche Tatſachen 
find rechtlich erhebliche (rechtserhebliche, relevante); alle andern Tat⸗ 
ſachen, alfo die, an welche das objektive Mecht eine Rechtsfolge nicht 
Inüpft, find juriftifch gleichgültige (unerhebliche, irrelevante) Tat- 
lachen. 


Ein Recht entfteht nur, wenn es für eine beftimmte Perſon er= 
morben wird, denn es gibt feine fubjeltlofen Rechte. Eine Anderung 
des fubjeftiven Rechts aber ift in der Weiſe möglich, daß fein In— 
halt ober fein Träger ein anberer wird. Die Lehre von der Ent» 
ftehung, Aufhebung und Anderung der Rechte ift daher gleichbedeutend 
mit ber Lehre vom Erwerb und Verluft der Rechte. 

Das römische Recht fuchte alle Rechtsfolgen auf den Willen ber 
Perſon zurüdzuführen, e8 gab ber Betätigung dieſes Willens ges 
Tegesgleihe Wirkung, indem in ben zwölf Tafeln der Satz aufge 
geftellt wurbe: Uti lingua nuncupassit, ita jus esto, und mo 
anbere Tatſachen mit Rechtsfolgen außgeftattet waren, da wurde 
mit Yiltionen geholfen. Daraus erklärt fih bie Zurüdführung 
mander Rechtsfolgen auf Duafitontralte und Quaſi delikte. 
Das deutfche Recht dagegen zog ber freien Willensbetätigung faft 
überall Schranken, e8 Tnüpft haufig Rechtsfolgen an Zatfachen, die 
unabhängig vom Willen des einzelnen eintreten. Das heutige Recht 
Tann bie juriftifchen Tatſachen nicht anders einteilen als in 

1. ſolche, melde vom menfchlihen Willen abhängen, d. 5. in 
Handlungen; 


2. foldhe, die unabhängig vom menſchlichen Willen eintreten, 
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I. Die Handlungen. 
A Die Rechtsgeſchäfte. 


$ 33. Begriff des Rechtsgeſchäftes. 

Reht3handlungen find Handlungen mit rechtlicher Wir— 
tung. Die rechtliche Wirkung ift entweder gemollt ober nicht gewollt. 

Eine Handlung, welche auf eine rechtliche Wirkung gerichtet ift 
und beren Rechtswirkung eintritt, weil fie gewollt ift, bezeichnet man 
als Rechtsgeſchäft. Dieſe Begriffäbeftimmung ift trotz bes iebhaften 
Streites über das Wefen bes Rechtsgeſchäfts noch nicht durch eine 
beffere erfeßt morben, obwohl fie zu dem Irrtum Veranlaffung gibt, 
als ob alle möglicherweife eintretenden folgen eines Geſchäfts auch 
ton dem Entfchluffe des Erklärenden mit umfaßt mürben. Zu 
jedem Rechtsgeſchäft gehört unftreitig wenigſtens eine Willen» 
erflärung. Deshalb brauchte man bisher und braucht auch das BGB 
beide Ausbrüde gleichbebeutend, obmohl es MWillenzerflärungen gibt, 
die nicht Nechtögefchäfte find umd bei manchen Rechtsgeſchäften zur 
Erreichung des borgeftellten Zwedes eine Willenserklärung (Ver⸗ 
trag!) ober überhaupt die Willenserklärung nicht ausreicht, vielmehr 
nur einen Teil bes rehtägefchäftlichen Tatbeſtandes bildet.) 

Willenzerklärung ift aber nicht nur die an einen andern ges 
richtete, feine „Auftlärung“ bezweckende, ſondern jede Willenskund⸗ 
gebung. . 

Hiernach ift die Preisgabe ($8 959, 928) ein Rechtsgeſchäft, 
denn fie betätigt den Willen der Eigentumsaufgabe. Ebenſo find 
Kündigung und Mahnung Rechtsgeſchäfte. Dagegen find die Vefik- 
ergreifung, bie Aneignung, die Verarbeitung (88 854, 958, 950) nur 
Rechtshandlungen, nicht Rechtsgeſchäfte, meil ihre Folge kraft Gefehes 
eintritt, nicht beöhalb, weil fie der Hanbelnde will. Ob nicht bie 
Genehmigung, die Einwilligung, die Vollmacht bloße Rechtshand⸗ 
lungen find, weil mit ihnen nicht der Eintritt einer Rechtsfolge für 
den Ertlärenden beabfitigt wird, fonbern Vorausfegungen 
für bie Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts eines andern bilden und 
Fe zum Zatbeftande dieſes Geſchäfts gehören, kann zmeifel- 

ft fein. 

Der Begriff ber Rechtöhandlungen und daher bes Rechtsgeſchäfts 
ift nicht auf das Privatrecht befchräntt, auch das ffentliche Recht, 
insbeſondere das Zinilprogeßrecht, tennt zahlreiche Rechtshanblungen 


809? Ifay, Die Willenserklärung im Tatbeſtande des Rechtögefchäfts. 
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und Rechtsgeſchäfte. Im Gebiete des Privatrechts aber verfteht man 
jedenfalls unter Rehtsgefhäften nur die MWillensbetätigungen 
bon Privatperfonen. Das richterliche Urteil ift daher nicht Rechts⸗ 
geſchäft, auch wenn es privatrechtliche Wirkungen begrünbet und be 
grünben will. 

Die Willenstundgebung einer Privatperfon kann Prozekhand- 
lung und Privatrechtsgefchäft zugleich fein. Namentlich liegt in ber 
Erhebung ber Klage die Aufforberung zu leiften, alfo das Privat- 
rechtsgeſchäft der Kündigung oder Mahnung. Zahlreiche Klagen 
enthalten in ſich das Nechtögefchäft der Anfechtung. Die Aufrech- 
nung verliert dadurch, daß fie im Prozeſſe geltend gemacht wird, nicht 
die Eigenſchaft einer Willenserklärung. Anerkenntnis, Vergleich, 
Verzicht auf den Klageanfprud find Rechtögefchäfte‘) in der Form 
progefjualifcher Handlungen. 


$ 34. Einteilung der Rechtsgeſchäfte. 


1. Rechtsgeſchäfte von Todeswegen (mortis causa) find die- 
jenigen, welche den Zwed haben, die Rechtsverhältniffe bes Erklären- 
den für den Fall feines Todes zu regeln. Ihr Beitand hängt alfo 

vom Tode des Erflärenden ab (1. 32 D. 39,6). Doch nicht alle Ge- 
ſchäfte von Todeswegen find Tegtmillige Verfügungen, da nicht 
alle ben legten Willen des Erblafjer zum Ausbrude bringen ($ 1941). 
Den Gegenfaß zu ben Rechtägefchäften von Todeswegen bilben bie Ge— 
ſchäfte unter Lebenden (inter vivos). 

2. Lukrativ ober unentgeltlid; ift basjenige, eine Vermögens⸗ 
aumenbung beziedenbe Rechtsgefchäft, das dieſen Erfolg herbeiführt, 
ohne daß ber Empfänger ein Recht aufgibt, oner o 8 ober entgeltlic 
ift das Nechtsgefchäft dann, wenn gegen den Empfang des zuge 
menbeten Vermögensvorteils ein Recht aufgegeben wird. Die unent⸗ 
geltlichen Rechtsgeſchäfte bezweclen demnach bie Bereicherung bes Em- 
pfängerd. Daher find bie fog. Erfüllungsgeſchäfte feine unentgelt⸗ 
lien: der Gläubiger wird durch den Empfang der Leiftung nicht 
bereichert, ba er fein Forderungsrecht verliert, und bie Gegenleiftung, 
die ber Schuldner gegen feine Vermögensaufwendung erhält, ift bie 
Befreiung von feiner Schuld. 

3. Es gibt Rechtsgeſchäfte, melche nur eine ober mehrere Willens— 
äußerungen (Willensgefhäfte), und folce, melde baneben 
noch eine in die Sinne fallende Tätigkeit verlangen, z. B. Übergabe 
einer Sache (Realgeihäfte). 


9 fiber rozeßhandlungen ſ. meinen Zivilprozeß: Geſchichte und 
Sin. Ka, & ©. 50 ff. desgl. in ZI. III im Deutfhen Fivilprozeß 
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4. Es gibt Rechtsgeſchäfte, welche der Willensäußerung nur 
einer Perſon bedürfen, und Rechtsgeſchäfte, welche die überein⸗ 
ſtimmende Willenserllärung mehrerer Perfonen erfordern. Jene 
heißen einſeitige, dieſe zweiſeitige Geſchaͤfte oder Verträge. 

Innerhalb der einſeitigen Willenserklärungen unterſchei— 
den ſich die fog. empfangsbedürftigen von ben nicht 
empfangsbedürftigen (von Dernburg ſelbſtherrliche genannt) da⸗ 
duch, daß jene an eine beſtimmte Perfon gerichtet und von dieſer 
entgegengenommen merben müffen, um wirkſam zu fein, während 
diefe einer folden Richtung an bie Adreſſe einer Perfon und ber 
Entgegennahme durch dieſe Perfon nicht bebürfen. Der Unterfchieb 
beruht darauf, daß eine Reihe von Willensbetätigungen nur ben 
Zwed verfolgt, einen anderen zu einer Rechtshandlung zu veran= 
laffen ober eine Einwirkung auf feine Rechtslage herborzurufen. Zur 
Wirkfamteit eines empfangsbebürftigen Rechtsgeſchäfis bedarf es 
daher nicht bloß der rechtsgültigen Willenserklärung auf der einen 
Seite, ſondern auch der Entgegennahme der Erklärung auf ſeiten 
derjenigen Perſon, an welche fie gerichtet ift, und ber hei diefer vor⸗ 
hanbenen Fähigteit, felbft eine folhe Erklärung abzugeben.) Zu 
diefen NRechtsgefchäften gehören 3. B. bie Ausübung der Wahl bei 
einem alternativen Schulbberhältniffe, die Erklärung bes Rüdtritts 
vom Vertrage, die Kündigung, der Widerruf der Vollmacht,“) ins— 
befondere aber ber Vertragsantrag, Nicht empfangsbebürftige 
Willenzerflärungen find z. B. die Errichtung eines Zeftamentes, bie 
Annahme einer Erbſchaft, Anerkennung eines Kindes, die Aus— 
Tobung.?) 

Alle diefe Einteilungen der Rechtsgeſchäfte werben vom BGB 
teils ausbrüdlic, teils ſtillſchweigend anerkannt. Es hat hinficht- 
lich der empfangsbebürftigen Willenserklärungen bie befonberd wich— 
tige Veftimmung getroffen, daß eine ſolche Erklärung in dem Yalle, 
daß fie einem Abweſenden gegenüber abgegeben wird, in bem 
Zeitpunktte wirtſamwird, in welchem ſie ihm zu— 
geht ($ 130). Damit hat fi das BGB in üÜbereinſtimmung mit 
ber herrfchenben Lehre des gemeinen Rechts (RG 23, 166) auf ben 
Stanbpuntt der Empfangstheorie geftellt und eine Gtreit- 
frage des biöherigen Rechts entfchteden. Denn die Außerungs- 
oder Detlarationstheorie fah als entfcheibenden Zeitpuntt 
denjenigen an, in welchem ber Antragdempfänger den Annahme— 


”) gitelmann, Die Rechtägefhäfte im Entw. d. BGB 1889. 


) Im BGB die Fälle der $$ 148, 263, 284, 293, 333, 349, 388, 409, 
531, 609, 497, 606. 
») $8 1987, 1948, 854, 856, 657. 
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entfhluß zum Zwecke ber Mitteilung in Worte kleidet (4. B. nieber- 
ſchreibt), die Übermittlungstheorie ben Zeitpuntt, in mel- 
Gem bie UAnnahmeerllärung abgefendet wird (Übergabe an bie 
Poſt oder den Boten), bie Empfangstheorie ben Augenblid, 
in dem die Annahmeerflärung dem Untragfteller zugeht, bie Ver— 
nebmung3theorie den Zeitpunkt, in welchem bie Annahmes 
erflärung bem Antragfteller zur Kenntnis kommt (alfo 3. B. wenn 
er ben eingegangenen Brief Lieft). 

Die Folge des vom BGB eingenommenen Stanbpunftes ift 

a) daß, obwohl die Erklärung für einen andern beftimmt ift, 
doch darauf nicht3 anfommt, wann ber Empfänger von ber Erklärung 
tatfähli Kenntnis erhält ober Kenntnis zu nehmen beliebt, und 

b) daß bie Erklärung unwirkſam ift, menn bem Empfänger vor 
ober gleichzeitig mit ber Erflärung ihr Widerruf zugeht (8 130 BGB). 

Folgerichtig mußte bad BGB den Grunbfaß aufftellen, daß bie 
Erklärung, bie gegenüber einer gefchäftsunfähigen ober in ber Ges 
ſchäftsfähigleit beſchränkten Perſon abgegeben wirb, erft dann Wirt- 
famfeit erlangt, wenn fie dem gefeglihen Vertreter zugeht, es fei 
denn, daß fie bem beſchränkt Gefchäftsfähigen nur einen rechtlichen 
Vorteil bringt oder daß zur Entgegennahme der Erklärung bie Ein- 
willigung ſchon vorher erteilt war ($ 131). 

Das BOB läßt allgemein bie Zuftellung von Willenserklä— 
zungen burh ben Gerihtspollgieher unb unter befon= 
deren Vorausfegungen auch bie öffentliche Zuftellung zu 
(8 132), und ermöglicht auf biefe Weife die Herftellung eines ſchwer 
zu entträftenden Veweiſes für die erfolgte Mitteilung. Das Ver— 
fahren bei ber Zuftellung unterliegt den Worfchriften ber ZPO 
($ 132 Abſ. 2). 


$ 35. Der Vertrag. 


1. Vertrag iftdie aufeine Rechtswirkung ges 
richtete, übereinftimmenbe MWillensertlärung 
zweier ober mehrerer Perfonen. Er gehört allen 
Zweigen bed Rechts, insbefonbere auch dem Völkerrecht und bem 
Zivilprogekrecht an, feine Hauptbebeutung aber hat er als Begrün- 
dungsatt von Privatrechtsverhältniffen jeder Art. Er gehört bed» 
halb in den allgemeinen Zeil (88 145 bis 157). 

2. Das römifche Recht machte innerhalb der Verträge einen 
Unterſchied von pactum und contractus. Das pactum war die 
formlofe Willengeinigung ber Parteien, es gehörte nicht bloß dem 
Obligationenrecht, fondern auch dem Sachenrecht an, aber da, mo 
es nur das Verfprechen einer Tünftigen Leiftung begründete, ges 
mährte e3 fein Klagerecht, feine actio. Die contractus begründen 
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nur Rechtsverhältniſſe des Obligationenrechts, fie find mit einer fog. 
causa civilis audgeftattet und baher durch ein zivile Klagerecht 
außgezeichnet. Der mwichtigfte diefer Kontralte, der ſchließlich das 
gefamte Obligationenrecht beherrfchte, war bie stipulatio. An ihr 
bat fi) das römifche Vertragsrecht entwidelt (Baher D. 45,1 de 
verborum obligationibus der längite Titel). Da aber bie stipu- 
latio in Form münblicher Frage und Antwort zuftande kam unb das 
her Anmefenheit beiber Vertragenden verlangte, kam das römifche 
Recht nicht zur Ausbildung einer Lehre über den Vertragsſchluß 
unter Abweſenden. Das beutfche Recht erfannte grunbfähli bie 
Klagbarkeit jeber Willenseinigung an. 

Nach der durchgebildeten Lehre bes heutigen Rechts wird zwi— 
ſchen den beiden Willenserklärungen, welche zum Vertragsſchluß ge 
hören, ftreng gefchieden. Der Vertragsantrag (Dfferte) ift 
der bon dem einen Zeile dem anberen gemachte Vorfchlag, einen Ver- 
trag von beftimmtem Anhalt zu fchließen, Unnahme (Xtzeptation) 
die Zuftimmung bes anderen Teiles zu dem vorgefchlagen Vertrags⸗ 
inhalt. Die Übereinftimmung beider Erklärungen bewirkt den Ber- 
trag und damit bie Gebunbenheit ber Vertragfchließenben. Bis zur 
Herftelung diefer Einigfeit war nach römifhem Rechte jeder Zeil 
noch Herr feiner Erklärung, er konnie fie widerrufen oder änbern. 
"Doc ſchon die herrfchende Lehre bes gemeinen Rechts gab dem, ber 
ohne Kenntnis von bem gefchehenen Widerruf Aufwendungen zum 
Zwede ber Vertragserfüllung machte, einen Anfprud auf das fog. 
negative Vertragsintereffe. Das BGB dagegen bin det den An=- 
tragenbenanfeineDfferte. Da es aber Sache bes freien 
Willens ift, einen Vertragsantrag zu ftellen, jo fann ber Antrag— 
fieller die Gebundenheit ausſchließen, indem er dem anderen Zeile 
erklärt, daß er nicht gebunden fein wolle. Die Gebundenheit 
ifteinezeitlih begrenzte. Sie hört natürlich auf mit ber 
Ablehnung und ferner infolge nichtsrechtzeitiger Annahme des An⸗ 
trags ($ 146). Die Frift für Annahme des Antrags ift entweder 
die vom Antragfteller felbft oder in Ermangelung einer ſolchen bie 
vom Gefege geftellte. Das Iehtere verlangt für ben einem Anweſenden 
und für ven mittelö Fernſprechers von Perfon zu Perfon gemachten 
Antrag fofortige Annahme, ber einem Abweſenden gemachte Antrag 
aber kann nur bis zu dem Zeitpuntt angenommen merben, in welchem 
der Untragenbe den Eingang ber Antwort unter regelmäßigen Um: 
Ränben erwarten darf. Erfolgt die Annahme verfpätet, fo ift fie 
gegenftanb8los, denn ber Antrag war bereits erlofchen; die verfpätete 
Annahme bildet aber einen neuen Antrag ($ 150). War die Ans 
nahme rechtzeitig abgefanbt und bem Antragfteller nur verfpätet 
zugegangen, und war dies bem Untragfteller erfennbar, fo hat er bie 
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Pflicht Tofortiger Anzeige von ber Verfpätung. Erfüllt er biefe 
Pflicht, fo bleibt es babet, Daß ber Vertrag nicht gefchloffen ift; erfüllt 
er jene Pflicht nicht, fo wird er nicht etwa ſchadenserſatzpflichtig, ſon⸗ 
dern e& gilt dann die Annahme als nicht verfpätet, alfo ift ber Vertrag 
geſchloſſen (F 149). Diefe Rechtswirkung ift nicht eine Strafe für 
die Säumnis bes Dfferenten, fonbern eine Billigkeitsrückſicht gegen 
den Atgeptanten. 

3. Der Vorſchlag ift nur dann ein Vertragsantrag, wenn er in 
der Abſicht gemacht wird, damit unmittelbar ben Dertrag 
diefes Inhalts zuftande zu bringen. Dadurch unterfcheibet er 
fid) von einer Aufforderung zum Unterhandeln. Zueinem 
Vertragdantrage gehört daher Beftimmtheit 
des InhaltsundKichtunganbeſtimmte Perſonen. 
Die der Öffentlichkeit gegenüber ertlärte Bereitwilligkeit, Verträge 
zu fhließen,?) enthält mithin einen Antrag noch nit. Wertragd- 
anträge find ferner nicht diejenigen Vorfchläge, die nicht in bindender 
Abficht, Tonbern nur zu dem Zwecke gemacht werben, damit ber Geg- 
ner fie prüfe und feinerfeit3 einen Vertragsantrag ftelle. Diefe von 
wirklichen Anträgen oft nicht leicht zu unterfcheibenden Außerungen 
nennt man Vorverhandinugen (Zraktate). 

Unverbindlich ferner ift die Punftation, d. h. bie bon ben 
Parteien bewirkte Aufzeichnung der vereinbarten Beftimmungen eines. 
noch unfertigen Vertrags.?) Die Unfertigkeit und alfo Unverbind- 
lichkeit der Punktation folgt entweder auß dem Willen des Gefehes, 
menn ber Punttation die vom Geſetze verlangte gefteigerte Form (ge⸗ 
richtliche oder notarielle Ubfaffung) fehlt, oder entfpricht dem Willen 
ber Parteien, wenn fie das Niebergefchriebene als Vertrag noch nicht 
wollen gelten laſſen, fei e8, baß fie fich noch nicht über alle Vertrags⸗ 
beftimmungen, die auch nur ein Zeil für weſentlich hält, geeinigt 
haben ober daß fie fi einer frengeren Form unterwerfen wollen 
(gerichtlichem ober notarielem Abfchluffe). Auf demſelben Stand- 
puntte fteht $ 154 BGB. Doc enthält $ 155 eine Einſchränkung. 
Er behandelt den Fall, daß die Parteien ven Vertrag für gefchloffen 
halten, obwohl in einem einzelnen Puntte eine Verftänbigung 
tatſächlich nicht erzielt oder bie Vereinbarung über biefen Punkt gus 
irgenbeinem Grunde nichtig ift. Obwohl in biefem Falle die Par⸗ 
teien gebunben zu fein glauben, find fie es tatfächlich nicht, weil ver 
Vertrag noch nicht fertig ift, das BGB erklärt fie aber für gebunden 


*) Mitteilungen bon Preiöverzeichniffen, Ausftellung bon Waren [goR 

mit ißangabe, öffentlige Ausbietung bon Dienften (Brofcptentuticher, 
ienftmänner). 

18 rief Degentolb im Ardio f. ziviliſt. Praxis Bo. TL 
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an das, was wirklich vereinbart ift, wenn nämlich anzunehmen ift, 
daß ber Vertrag auch ohne eine Beftimmung über jenen noch offen= 
ftehenben Punkt würde geſchloſſen mworben fein. Hinſichtlich dieſes 
Bunttez gilt dann ber vermutliche Wille der Parteien ober das Geſetz. 

4. Der Untragsempfänger ift nihtperpflichtet, auf ben 
Vertragsantrag zu antworten.) Eine folde Pflicht befteht 
aber nad) neuem Rechte: 

a) für ven Recht sanwalt, beffen Berufstätigkeit mit dem 
Vertragsantrage in Anfpruh genommen wird ($ 30 RAD), wie 
überhaupt für jeben, ber zur Beſorgung gemifier Geſchäfte öffent- 
lich beftellt ift oder fich öffentlich oder auch nur dem Auftraggeber 
gegenüber erboten hat und einen Auftrag zur Vornahme von Ge- 
ſchäften dieſer Art erhält ($ 663 BGB). Die Folge der Nicht- 
ablehnung ift eine Shabenserfagpflidt; 

b) für ben Kaufmann, beffen Gewerbebetrieb der Befor- 
gung bon Geſchäften für andere mit fi bringt ober ber fi dem 
Auftraggeber gegenüber zur Beforgung beftimmter Gefchäfte bereit 
erflärt hat, wenn er im legteren Falle von biefem, im erfteren Falle 
von jemand, mit dem er nur in Gefchäftsverbindung fteht, einen 
Auftrag zur Beforgung von Gefchäften biefer Art erhält. Die Folge 
der Nichtablehnung if, da da8 Shmweigenals Annahme 
gilt ($ 362 H08). 

5. Wird ber Vertrag unter Anweſenden gefchloffen, jo fällt ber 
Zeitpuntt des Vertragsfchluffes mit dem der Annahmeerklärung 
zufammen. Was für Verträge, die durch zeitlich außeinanberliegenbe 
Erklärungen, d.h. unter Abweſenden zuftande fommen, als 
Zeitpunft des Vertragsfchluffes angenommen wurde, ſ. ©. 91. 

Der Vertrag fommt alfo, wenn er unter Gegenmwärtigen ge— 
ſchloſſen wird, mit der Annahmeerklärung, und wenn er unter Abs 
weſenden gefchloffen wird, mit bem Eingange ber Annahmeerflärung 
auftande (88 130, 151). Cine Ausnahme maden 

a) ber gerichtlich ober notariell beurfundete Vertrag unter Ab⸗ 
weſenden: er fommt mit ber Beurfunbung der Annahme 
auftanbe ($ 152); 

b) alle Fälle, in welchen die Mitteilung ber Annahmeerklärung 
der Verfehräfitte nicht entfpricht (3. ®. bei beftehenber Geſchäftsverbin⸗ 
dung unter ben Parteien) oder in benen der Antragenbe auf bie Mit» 
teilung verzichtet hat ($ 151): hier fommt ber Vertrag mit der 
bloßen Außerung bed AUnnahmeentfhluffes z. B. 
bem Auffcneiben des unbeftellten Buches zuftande. 

) ©. neueftend Meifchei e de a Die alten Streitfragen, in Veklers 
und Bifgers Veiträgen. 1889. uf. 
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Im biefen Ausnahmefällen erlifcht ber Antrag nicht in ber kurzen 
geſetzlichen Frift, fondern nach Ablauf eines Zeitraums, ber dem aus— 
drüdlich erflärten oder aus den Umftänben zu entnehmenden 
Willen bed Antragenben entfpricht (3. ®. bei Sendungen zur Probe 
ober zur Anſicht). 

6. Da nur die Übereinjtimmung von Annahme und An- 
trag den Vertrag zuſtande bringt, ift eine Erklärung, die dem An— 
trage nicht völlig entfpricht, feine Annahme. Wirb ber Annahme— 
erflärung eine Einſchränkung z. 8. hinſichtlich bes verlangten 
Preifes, des Lieferungsortes ober des Erfüllungstages, oder eine Be— 
dingung beigefügt, fo ift biefe Erflärung ein neuer Vertragsantrag. 
Von ihm gilt alfo alles, was oben von der Offerte gefagt worden ift 
(8 150 Wbf. 2). 

7. Daß der Dfferent ziwifchen dem Untrage und der Annahme 
ober auch nad der Annahme, ber Antragsempfänger nach der An— 
nahmeerklärung ftirbt ober gefchäftäunfähig wird, ift fein Hindernis 
für den Vertragsfchluß, es fei denn, daß es den Kontrahenten auf bie 
Perſon des Gegentontrahenten anfam (8$ 130 Abf. 2, 153 BGB). 


8 36. Werfteigerung. Kreation. Gefamtaft. 


1. Der Streit, ob bei einer Verfteigerung der Ausbietende eine 
Offerte macht und baher jedes Gebot den Vertrag unter ber aufs 
Töfenden Bebingung, daß fein beſſeres Gebot erfolgen follte, zuftande 
bringt, ober ob ber Ausbietende nur eine Aufforberung an bie Bie- 
tungsluftigen richtet, ber Vertragdantrag daher erft mit ber Abgabe 
eines Gebotes ausgeſprochen wird, ift vom BGB ($ 156) im Sinne 
der zweiten Auffaſſung entſchieden. Der Antragenbe ift baher zwar 
aud hier an den Antrag gebunden, aber nur biß zur Abgabe eines 
Übergebotes oder biß zu bem Zeitpunt, in welchem bie Verfteigerung 
ohne Zuſchlag gefchloffen wird. Die Annahme des Antrags erfolgt 
durch den Zuſchiag. Die Zwangsverſteigerung ift fein 
Vertrag, fondern ein Staatsaft. 

2. Ob die Verpflichtung aus einem Wertpapier durch einen ein- 
feitigen Alt ober burch einen Vertrag entfteht, ift ftreitig. 

Der Ausfteller eines Wertpapiere übernimmt in Schriftform 
eine beftimmte Verpflichtung. Die Verfügung über bie dieſer Pflicht 
entfprechenbe Forderung hängt von dem Beſihe des Papiered ab, der 
Verpflichtete hat aber an ben zu leiften, ber fich äußerlich als der Be— 
techtigte ausmeift. Dadurch ift dem Papier, auf welchem bie rechts— 
begrünbenbe Erklärung niebergefehrieben ift, ein Wert beigelegt, ber 
meift dem Werte ber Forderung gleichtommt. Die meiften MWert- 
papiere aber find auf den Umlauf berechnet und daher mit einer Um= 
laufsfähigfeit auögeftattet, bie dem Forderungsrecht an fi in biefem 
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Grabe nicht beimohnt. Der Ausfteller des Papiers verpflichtet fidh 
alfo duch bie „Skriptur“ nicht einer beftimmten Perſon, fonbern 
einem jeben gegenüber, ber fich auch nur äußerlich als berechtigter Be— 
ſitzer des Papiers barzuftellen vermag. 

Die Kreationstheorie hält den einfeitigen Akt der Aus— 
ftellung, d. h. der Nieberfchrift und Unterzeichnung, die Kreation, für 
ausreichend, bie Verpflichtung bes Aufteller8 jebem Papiereigen⸗ 
tümer gegenüber zu begründen, d. h. das Papier zum Wertpapier zu 
maden. Die Vertragstheorie läßt eine Verpflichtung des 
Ausfteller8 erft mit ber Begehung, d. h. mit ber Übergabe bes 
Papier? dur ben Aufteller entftehen, und bie jetzt herrfchenbe 
Lehre nimmt an, biefer Vertrag fei nicht mit einer unbeftimmten 
Gläubigerreihe, fondern mit dem beftimmten Nehmer, aber zugunften 
ber fpäteren PBapiereigentümer geſchloſſen. 

Die Kreationstheorie bedarf nicht ber ſchwierigen Geftaltung 
einer Verpflichtung bes Ausftellers auch bem gegenüber, ber nicht 
rechtmäßig in ben Beſitz bes Papier gelangt ift, fie allein erklärt 
auch, wie es tommt, baß ber Ausfteller verpflichtet ifl, wenn das 
Bapier ohne oder gegen feinen Willen in ben Verkehr kommt. Gleih- 
wohl kann bie Kreationstheorie nur mit ber Beſchränkung anerfannt 
werben, daß zu der Schaffung bes Papiers durch den Ausfteller der 
Erwerb der Urkunde durch einen reblichen Erwerber Hinzutreten 
muß, um für biefen ein Recht aus dem Papiere zu begrünben. 
Inſoweit ift fie vom BGB 8 794 für Ynhaberpapiere anerkannt und 
muß fie auch für Orberpapiere gelten (RG 9, 56; 24, 87). 

Solange alfo der Ausfteller im Beſihe bes Papieres bleibt, ift 
er befien Eigentümer und hat feinen Gläubiger. So wenig für ihn 
ein rechtlicher Zwang befand, das Papier zu fehaffen, fo wenig ift 
er verpflichtet, den von ihm erfchaffenen Wertgegenftand zu verwerten, 
er fann alfo das Papier vernichten, bevor er e3 ausgibt. Die Aus⸗ 
gabe (Emiffion) hat deshalb nur die Vebeutung, daß er ben Nehmer 
zum Eigentümer macht und alfo felbft das Verfügungsrecht aufgibt. 
Aber auch wenn das Papier ohne ober gegen feinen Willen in ben 
Verkehr fommt, ift fein Verfügungsrecht jedenfalls gegenüber dem 
redlichen Erwerber und alfo Eigentümer des Papierd aufgehoben, 
folgfich feine Zeiftungspflicht begründet (3 794 BGB). 

3. Im Vertrage ftehen die Kontrahenten einander gegen- 
über; jelbft wenn fie (mie beim Geſellſchaftsvertrage) wirlſchaftlich 
das gleiche Ziel verfolgen, fo ift doch rechtlich die Gebundenheit 
des einen ber Inhalt bes dem andern zuſtehenden Rechts. Ver— 
binden fi} aber mehrere Perfonen zur Erreichung eines Erfolges, an 
welchem fie alle das gleiche Intereſſe haben, fo ift ein Geſamtakt 
vorhanden. Sole Gefamtakte werben insbefonbere erfozbert zur 

Engelmann, D. bürgerlige Recht Deutihlands. IV. Aufl. 


98 Erſtes Buch: Allgemeiner Teil. 


Schöpfung eines neuen Rechtsſubjekts, eines Vereines, einer Gefamt- 
heit, welcher gegenüber alle in gleicher Weiſe berechtigt und ber= 
pflichtet find. Daher liegt auf dem Gebiete des Völkerrechtes ein Ge⸗ 
ſamtakt bor, wenn mehrere jelbftändige Staaten einen Bundesſtaat 
ins Leben rufen, und auf dem Gebiete des Privatrechts, wenn durch 
Zufammentreten mehrerer Perfonen eine Körperfchaft z. B. eine 
Attiengefelfchaft gegründet wird. Die einzelnen Gründer verpflichten 
ſich nicht gegenfeitig, ſondern zugunften des fünftigen Rechtsſubjelts. 


$ 37. Die allgemeinen Vorausfegungen der Gültigkeit des 
NRechtsgeſchãftes. 


1. Ein Rechtsgeſchäft kann mit der beabſichtigten rechtlichen 
Wirkung vorgenommen werden nur bon einer geſchäftsfähigen Perſon, 
und ſowohl das alte wie das neue Recht unterſcheiden Geſchäfts— 
unfähigkeit und beſchränkte Geſchäftsfähigkeit. 
Das von einem Geſchäftsunfähigen vorgenom— 
mene Rechtsgeſchäft iſt nichtig. Der beſchränkt Ge— 
ſchäftsfähige kann nur diejenigen Geſchäfte vornehmen, zu denen er 
die Fähigkeit befigt (ngl. oben $ 17). 

Juriſtiſche Perfonen haben Geſchäftsfähigkeit nur auf dem Ge- 
biete be Vermögensrechts. Sie fünnen fein Zeftament errichten, 
doch können fie über das Schidfal ihres Vermögens für bie Zeit nad 
der Auflöfung gültig Beftimmung treffen. 

Etwas anderes als bie Gejchäftsfähigfeit ift bie fälſchlich zu— 
teilen al Verfügungsfähigteit bezeichnete Verfügung 8 befugnis. 
Sie ift feine Eigenſchaft, fonbern bag Recht ber Perfon, über 
den Gegenftand bes Rechtsgeſchäfts MWillenzerflärungen mit verbind— 
licher Kraft abzugeben. Obwohl das Verfügungs recht regel- 
mäßig nur eine in dem Rechte ber Perfon enthaltene Befugnis bildet, 
Tann fie von biefem Rechte Iosgelöft fein. Diefe Loslöſung gefchieht 
entmeber zugunften einer beftimmten Perfon ober zugunften ber AN- 
gemeinheit. Daher darf 3. B. eine Ehefrau, obgleich fie Eigentümerin 
der von ihr eingebrachten Sachen bleibt, nicht zum Nachteile bes 
Mannes über biefe Sachen verfügen ($ 1395). Veräußerungsverbote 
entziehen nur das Verfügungsrecht. 

2. Zum Rechtsgeſchaͤfte gehört ftet3 eine Willenserklärung. 

Es war bisher gebräuchlich, die Erklärungen in ausbrüdliche 
unb ftilffegweigende einzuteilen‘) und unter einer ausprüdlihen 
Willenzerflärung diejenige zu berftehen, welche nur die Kundgebung 


*) Über diefen Punkt herrſcht in der Wiſſenſchaft nichts weniger als 
Einigkeit. Neuerdings inäbefondere E Hr lich: Die ſtillſchweigende Willens» 
erflärung. 1893. Yjay: Die Willenserklärung im Zatbeftande des Rechts- 
geiäfte. 1899. &. 27 ff. 
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bes beftimmten Gedankens fein will, ben fie zum Ausbrude bringt. 
Sie tann durch Worte oder Zeichen (Kopfniden, abmehrende Hand» 
bewegung) geſchehen. Eine ftillfhmeigende Erklärung gibt 
derjenige ab, ber eine auf einen beftimmten Zmed gerichtete Handlung 
bornimmt, durch diefe aber zugleich das Worhanbenfein eine gewiſſen 
andern Willens betätigt. Da jene Handlung nur einen Schluß ge- 
ftattet auf diefen Willen, fo nennt man fie [hlüffige (konklu— 
dente) Handlung. Es kann alfo eine und biefelbe Handlung eine 
ausdrüdliche Erklärung nad} ber einen Seite und eine ſtillſchweigende 
Erklärung nad ber andern Seite fein. Der Erbe, ber einen brän- 
genben Erbſchaftsgläubiger befriebigt, gibt damit außbrüdlic nur 
feine Zilgungsabficht fund, er betätigt aber zugleich (ſtillſchweigend) 
den Willen, Erbe zu fein. 

Diefe natürliche Einteilung der Willenderflärungen wirb auch 
vom BGB feitgehalten (88 244, 700 und namentlich 164). Es läßt 
die ſtillſchweigende Willenserflärung nur dann nicht zu, wenn vom 
Geſetz eine ausbrüdliche Erklärung, insbeſondere eine beftimmte 
Form geforbert wird. 

Es kann fogar eine empfangsbebürftige Willenserklärung ftil- 
ſchweigend abgegeben werben: fie geht dem andern Zeile zu ($ 130), 
wenn fie zu feiner Kenntnis gelangt und richtig berftanben wird. 
Daher fann aud ein Vertragsſchluß unter Abweſenden durch ſchlüſ⸗ 
fige Erklärungen beider Teile zuftande kommen. 

Das bloße Shmeigen ift feine Erklärung, aud dann 
nicht, wenn ber andere Teil erflärt, er werbe das Schweigen ala Zu= 
flimmung betrachten. Dagegen kann das fogenannte Tontlu= 
dente Schweigen eine Willenserklärung enthalten, wenn es 
nad} den Umftänben des Yalles und nad} der Verkehräfitte feine an- 
dere Auffaffung geftattet. Das HGB fieht in dem befonbern Falle 
des $ 362 das Schweigen auf einen Vertragsantrag als Vertragd- 
annahme an, und nah $ 516 BGB gilt eine Schenkung als ange= 
nommen, wenn fie nicht innerhalb ber geftellten Friſt abgelehnt wird; 
der Ehemann, der den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts feiner Frau 
nicht unterfagt, gibt feine Zuftimmung ($ 1405). Damit find nur 
einzelne Fälle hervorgehoben. 

In den meiften Fällen drückt bie Erklärung ben wirklichen Willen 
des Erflärenden aus. Rur wenn fie das nicht tut, entfteht bie Frage 
nad dem Verhältniß von Wille und Erklärung. 


8 38. Das Verhältnis von Wille und Erklärung. 
Über dieſes Verhältnis berrfchte vor Erlaß bet BGB ein leb⸗ 
after Streit, der auch jet noch nicht verftummt ift. 
Die eine Meinung verlangt bie Notwenbigfeit der überein⸗ 
ge 
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fiimmung von Wille und Erklärung, fie bezeichnet daher diejenigen 
Erklärungen, welche dem Willen bes Erflärenben nicht entfprechen, 
als nichtig (Willenstheorie). Die andere Meinung legt das auß- 
ſchließliche Gewicht auf bie Erklärung und hält deshalb ben Er- 
tlärenden an feiner Erklärung feft, auch wenn fie mit feinem Willen 
nit übereinftimmt (Erflärungstheorie). Nach ihr foll der ben 
wirklichen Willen nicht ausbrüdenden Willenserklärung Wirkung in 
dem Falle beimohnen, daß fie nach dem gemeinen oder dem Verſtaͤnd⸗ 
niffe defien, an ben bie Erklärung gerichtet ift, als Außbrud bes 
wirklichen Willens erfcheint. Die Auffaflung, daß bie Erklärung 
nur bann gelten folle, wenn ber anbere Zeil auf fie vertraut, nannte 
man Bertranenötheorie. Die Willenstheorie führt zum Schuge bed 
Irrenden auf Koften des Erflärungsempfängers, die Erklärungs- 
theorie ſchützt den Erflärungsempfänger auf Koften des Irrenden, 
ber als mollenb behandelt wird, obwohl er nicht gewollt hat. 

Das BGB folgt dem Willendbogma, hat es 
aber nihteinfeitig durchgeführt.) Denn grunbfäß- 
lich ift nur diejenige Erklärung gültig ober unanfechtbar, die bem 
Willen entſpricht ($$ 117, 118, 119), und nur dann ber Er- 
tlärende an feine Ertlärung gebunden, wenn er mit der Berufung 
auf feinen abweichenden Willen argliftig Handelt. Darum bat 
ferner ber durch ben Irrtum bes andern Gefchäbigte einen bloßen 
Schaden s erſatzanſpruch. 

Eine Abweihung von Willeund Erklärung kann be— 
abfichtigt ober nicht beabfichtigt fein. 

1. Die Nicätübereinftimmung von Wille und Erklärung ift 
beabſichtigt: 

1. wenn ber Erklärende zur Belehrung ober im Scherz 
eine Erklärung abgibt, ohne das Erflärte zu mollen.?) Hier nimmt 
die Willenstheorie ſtets, die Erflärungstheorie nur dann Nichtigkeit 
der Erklärung an, wenn ber andere ben Mangel ber Ernftlichkeit er= 
iennen konnte. Das BGB ($ 118) folgt infofern dem Willens- 
dogma, als es die Erklärung als nichtig bezeichnet, wenn ber Er- 
Härende — auch nur in feinem Innern?) — die Erwartung begte, 
daß der Mangel der Ernſtlichkeit nicht werde verfannt werben, info= 
fern aber der Erflärungstheorie, als e8 im andern Falle den Er- 
tlärenden an feine Erklärung bindet; denn rechnet der Erklärende 
darauf, daß ber andere bie Erklärung ernft nehmen werde, fo würde 


UM. Jſah a. a. O. S. 16ff. Wie oben Dernburg BRI 


N) Intereffantes Beifpiel RG 8,249, ein Ball, der nad) BGB ebenfo 
entfchieben werben mb 
So bie herrfhende Meinung. 
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bie Berufung auf ben Mangel des Willens Argliſt fein. Iſt bie Er— 
tlärung nichtig, fo haftet der Erklärende einem jeden, ber auf bie 
Ernftlichteit des Willens vertraute, auf das fog. negative Intereſſe, 
es fei denn, daß der Gefchäbigte den Mangel der Ernſtlichkeit kannte 
ober fennen mußte ($ 122), denn ſchon in ber Abgabe einer nicht 
ernftlicfen und dem Mißverftändniffe außgefegten Erklärung liegt 
ein Verſchulden. 

2. Die Mentalreſervation befteht darin, daß der Erklärende 
abfitli eine feinem wahren Willen nicht entſprechende rechtsge⸗ 
ſchäftliche Erflärung abgibt, um den Erflärungsempfänger über 
feinen wahren Willen zu täufchen; er macht alfo insgeheim ben Vor⸗ 
behalt, dag Erklärte nicht zu wollen. Sowohl nad; bißherigem Recht 
ala nad BGB ($ 116) ift Die abgegebene Erklärung gültig, wenn bie 
beabſichtigte Täuſchung gelungen ift, dagegen nichtig, wenn ber Er- 
Härungsempfänger den Vorbehalt kennt und alfo nicht getäufcht wird. 

3. Die Simulation befteht darin, daß abfihtlid und im Ein- 
verftänbnis mit den andern am Mechtägefchäfte beteiligten Perfonen 
eine bem wahren Willen des Erklärenden nicht entſprechende Erklä- 
rung abgegeben wirb. Eine Täufchung ift zwar auch hier beabfich- 
tigt, Die Täufchung wird aber von allen am Gefchäfte beteiligten gegen 
die nicht beteiligten Perfonen verübt. Daher liegt ein fimuliertes 
Geſchäft nicht vor, wenn auch nur einem einzigen Beteiligten, ind» 
befonbere einem zu einem felbftänbigen, zur Vollendung bei 
Geſchäfts gehörigen rechtsbegründenden Afte berufenen Beamten bie 
Täuſchungsabſicht fehlt. Daher ift der Eheabfchluß fein fimuliertes 
Geſchäft, alfo gültig, wenn auch nur dem Standesbeamten die Täu- 
Schungsabficht fehlt (vgl. 88 1323—1328 BEL), wohl aber ein 
notarieller Kaufvertrag nichtig, wenngleich ber Notar (ber ja nur 
beurfunbet) die Täuſchungsabſicht nicht hat. 

Die Simulation kann darin beftehen, daß die Beteiligten ein 
Rechtsgeſchäft überhaupt nicht oder darin, daß fie nur das erklärte 
Geſchäft nicht, dagegen ein anderes, unter jenem verbedtes (biffimus 
liertes) Gefchäft wollen. Der erfte Fall ift 3. B. gegeben, wenn 
jemand an feine rau verfäuft, beide aber darüber einig find, daß 
eine Anderung in ihren Rechten nicht eintreten foll, der zweite Fall, 
wenn ein Schuldner an feinen Gläubiger verkauft, beide aber einig 
find, daß nur verpfändet werben fol. Nach altem und neuem Recht 
ift das vorgegebene Geſchäft immer nichtig, das verdeckte 
aber gültig, wenn bie zu feiner Gültigfeit erforberten Voraus—⸗ 
fegungen vorhanden find ($ 117 BGV). Plus valere quod agitur 
quam quod simulate coneipitur. 

Niht Scheingefhäft ift das fog. fiduziariſche Geſchäft. 
Hier wirb in ernfter Abficht dem einen Zeile (dem fog. Treuhänder) 
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ein Recht eingeräumt, daß über ben wirtfchaftlichen Zwed beider hin- 
ausgeht, aber mit ber Beftimmung, daß er das Recht nicht in eigenem 
Intereſſe gebraude. Hierhin gehören bie häufigen Gefchäfte, melde 
die beabfichtigte Sicherung des einen Teiles dadurch zu erreichen 
fuchen, daß fie ftatt Pfandrechts Eigentum übertragen. Die fidu- 
ziarifhen Gefchäfte find als folge micht nichtig, denn beibe 
Parteien erklären, was fie ernftlich wollen. Dienen biefe Geſchäfte 
aber ber Abficht einer Gefegesumgehung, fo find fie aus diefem 
Grunde nichtig ($ 134 BGB), wenn daß umgangene Gefhäft vom 
Gefege verboten war (RG 26, 181). Ein ſolches Handeln (rechts⸗ 
gefhäftlicher Schleichweg“) ift nicht contra legem, fonbern in frau- 
dem legis gerichtet.:) 

II. Die Abweihung von Wille und Erklärung kann eine nicht 
beabſichtigte, eine Willenserklärung kann die Folge eines 
Irrtums fein, b. 5. einer Vorftellung, melde infolge falfchen Wiſſens 
ober Nichtwiffens der Wirklichleit nicht entfpricht. Aber nicht ber 
Irrtum ift e8, welcher die Erklärung entkräftet, ſondern bie durch 
ihn verurfachte Nichtübereinftimmung von Wille und Erklärung. 
Diefe Nihtübereinftimmung ift gegeben: 

1. wenn ber Erklärende bie irrige Vorftellung hat, baß bie von 
ihm abgegebene Erklärung ben auf eine beftimmte Geſchäftsabſicht 
gerichteten Willensentſchluß mwiebergebe. In biefem Falle ift der Er- 
Härende über ven Inhalt feiner Erklärung im Itrtum. U, will 
ben Rappen bes B. kaufen (Entſchluß) und ertlärt, daß er das 
im Stalle ftehende Pferb taufe, ba er nicht weiß, bag ber Schimmel 
im Stalle fteht und alfo feine Erklärung den Schimmel trifft, ben 
er nicht will; 

2. wenn die Erflärung zwar fo beſchloſſen ift, wie fie bem Willen 
entfpricht, aber ohne ven Willen des Erklärenden einen Ausdruck 
findet, Der von der befhloffenen Erklärung abweicht. In 
diefem Falle hat ver Erklärende eine Erklärung biefes Inhalts nicht 
abgeben wollen. X. mil! 100 Pfund liefern und entfchließt fi 
daher, in einem Briefe 100 Pfund zu ſchreiben, er berfchreibt 
fi} aber, indem er 1000 Pfund nieberfchreibt. 

Alles, was der Willensentfchließung vorangeht, alle bie 
bereit8 eingetretenen ober erhofften Ereigniffe, bie auf den wer⸗ 
denden Willen Einfluß haben und die man richtig und zweckmäßig 
Beweggründe zu nennen pflegt, find für das Recht gleichgültig. 
Da ber Bemeggrund nur die Anregung zur Bildung eines Willend- 
entſchluſſes bietet, jeder einzelne Entſchluß aber von mannigfaltigen 








yL 29. 30. D. de leg. 1, 3. S—- befonberd: Bähr: unteite des 
Reicjägerichts 1883 ©. 52 ff. Regelsberger: Band. 18 
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und unklaren Beweggründen beftimmt morben fein fann, bie Be— 
meggrünbe überdies für den andern Zeil regelmäßig nicht erkennbar 
find, hat nach altem und neuem Rechte für den Rechtsverkehr grund- 
fägih nur der fertige Entfhluß, nit aud fein 
Bemweggrund, Bedeutung, Folglich muß au ber Jrr=- 
tum im Beweggrunde belanglos fein (RG 19, 126).:) Allerdings 
Tann nad} altem und neuem Recht ($ 123) eine Willengerflärung an- 
gefochten werben, wenn ber Erflärende durch argliftige Täuſchung 
zur Abgabe der Erklärung, alfo auch wenn er durch die Täuſchung 
zur Faflung eines gewiſſen Entfchluffes und infolgebeflen zur Ab» 
gabe einer biefem Entfehluß entſprechenden Erklärung beftimmt mor- 
ben ift. Hier ift es aber niht ber Xrrtum, fondern der 
Betrug, ber zur Anfechtung berechtigt. Die Folge ift, daß eine 
empfangsbebürftige Willenserflärung nicht angefochten merben 
ann, wenn nicht der Empfänger, fondern ein Dritter bie Täufchung 
verübt hatte und ber Empfänger von der Täuſchung nichts meiß. 
Denn dann ift für biefen bie Willenzerflärung nur eine auf Irr— 
tum im Motiv beruhende. Anders behandelt das alte und dag neue 
Recht die legtmillige Verfügung, weil für fie nicht die Rüdficht 
auf bie Sicherheit des Verkehrs, ſondern allein ber Mille bes Erb- 
lafjer maßgebend ift. Eine folche ift anfechtbar, wenn der Erblaffer 
„dureh bie irrige Annahme oder Erwartung bed Eintritts oder Nicht» 
eintritts eines Umſtandes beftimmt worden ift“ (si alias legaturus 
non fuisget), d. 5. wenn die irrige Vorftellung, wenn auch nicht 
allein beftimmenb, fonbern in dem Grabe mit beſtimmend war, daß 
bie Erflärung ohne fie nicht abgegeben worben fein würde ($ 2078 
Abſ. 2, RG 59, 39). 

Beachtet wirb alfo nur ber dem Willensentſchluſſe nachfol⸗ 
gende, bie Erklärung beeinfluffende Irrtum. Wird nun infolge 
Irrtums etwas amberes erklärt als gewollt ift, fo tritt zwar bie 
Folge ein, daß ber Erflärende nicht das erreicht, maß er will, aber 
ob die Erklärung nichtig ober anfechtbar ift, hängt davon ab, ob das 
Recht eine Berufung auf jenen Irrtum geftattet. Das Recht kann 
nit jeden Itrtum unbeachtet laſſen, denn ber Rechtsverkehr bewegt 
ſich nicht in weſenloſen Vorgängen, ſondern in Willenserflä- 
tungen bewußt mollender Wefen; es kann aber nicht jebem, einen 
untergeorbneten Punkt betreffenden Irrtum einen Einfluß auf bie 
Gültigkeit der einmal abgegebenen Erklärung einräumen, denn da= 
mit würde bie Sicherheit des Verkehrs auf das äußerfte gefährbet. 


*) Beifpiel: Der A bietet und zahlt dem B 1000 Mar, um ven B 

gum Nüdtritt bon einem Kaufbertrage zu beivegen. A befand fich babei in 

m Irrlum, ber Fistus werde ihm für dad an B verfaufte Grunbftüd einen 
höheren Kaufpreis zahlen, als B bezahlt hatte. 
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Beahtet wirbinfolgebeffen nur berjenige Irr— 
tum, welder bewirkt, daß das erflärte Geſchäft 
ein wefentlih anderes wird als der Erflärende 
gemollthat. Man hat von jeher nad} einem Maßftabe für bie 
MWefentlicgkeit gefucht, und bie herrſchende gemeintechtliche Lehre hat 
als einen unter allen Umſtänden weſentlichen Beſtandteil bezeichnet 
die Natur bes Geſchäfts und den Gegenftand der Willenserklärung, 
dagegen e3 als Zatfrage hingeftellt, ob die Perfon oder gar bie 
Eigenſchaften bes andern Zeile weſentlich feien; bie Eigenſchaft 
einer Sache war nur dann weſentlich, wenn das Fehlen diefer Eigen- 
{haft die Sache nach den Verkehrsanſchauungen zu einem andern 
Verkehrägegenftande machte. 

Weiter machte fich bei ber Zulaffung einer Berufung auf weſent⸗ 
lichen Yrrtum ber Gegenſatz ber Willenstheorie und ber Erflärungs- 
theorie geltend. Denn während jene ven Irrtum beachtete, wenn bie 
falſche Vorftellung für den Irrenden von Bebeutung ift, läßt ihn bie 
leßtere unbeachtet, wenn der andere Zeil berechtigterweife zu ber 
Meinung fommen tonnte, daß bie Erklärung dem Willen bes Er- 
Härenben entſpreche. Eine der vermittelnden Anfichten unterfcheibet 
zwiſchen Verkehrs- und Nichtverlehrsgeſchäften, und beachtet ben 
mefentlichen Irrtum nur bei ben letzteren. 

Das neue Recht gibt für Nichtverfehrsgefchäfte einige 
Sonberbeftimmungen ($$ 1332, 1333, 1949); für alle anderen Ge— 
ſchäfte gibt e3 eine allgemeine Vorſchrift. Diefe vermeibet es, 
beftimmte Beftanbteile bes beabfichtigten Gefchäftsinhaltes für un- 
bedingt mefentlich zu erflären, ftellt ($ 119) vielmehr für bie Wefent- 
lichteit de8 Itrtums 

a) bei allen Rechtsgeſchäften ($$ 119, 2078) ben fubjettiven 
Maßſtab auf, daß ber Yrrtum nur dann zu beachten fei, wenn ber 
Ertlärende bei Kenntnis ber Sachlage anders gehandelt und 

b) bei Rechtsgefhäften unter Lebenden daneben ben objel⸗ 
tiven Maßftab, nad welchem ber Irrtum nur dann Verüdfichtigung 
findet, wenn ber Erklärende bei verftändiger Würdigung bed 
Falles anders gehanbelt haben würde. 

Bei legtiilligen Verfügungen wird alfo lediglich den perfün- 
lichen, wenngleich vielleicht wunderlichen Anfhauungen bes Erb- 
laſſers, bei Kechtsgeſchäften unter Lebenden aber auch allgemeinen 
Anſchauungen Rechnung getragen. Indem fo das BGB bie Bebeu- 
tung des Irrtums für ben Irrenden berüdfjichtigt, folgt es ber 
Willenztheorie, und ſoweit es ben Erflärenden an bie Erflärung 
dann bindet, wenn fein abweichender Wille nach der Annahme eines 
verftändigen Menſchen belanglos ift, folgt es der Erflärungstheorie. 
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Es wird alfo auch bei einem Jrrtum über bie Art und ben Gegen- 
ſtand bes Geſchäfts jener Maßſiab anzulegen fein. 

Was Anhalt ber Willenzerklärung ift, muß in jebem befonbern 
Falle dur Auslegung ermittelt werden. Das BGB rechnet kraft 
ausbrüdlicher Vorſchrift ($ 119 Abf. 2) Hierzu auch bie Eigen 
fchaften der Perfon ober der Sache dann, wenn fie im Verkehr als 
weſentlich angefehen werben, darin der herrſchenden Lehre des ge= 
meinen Rechts folgend. 

Wie oben hervorgehoben, verlangt, wie jebe, jo auch bie Era 
Härungshanblung einen gerabe auf fie gerichteten, von ber Ge- 
Icäftsabficht verſchiedenen Entſchluß. Es kann aber geſchehen, daß 
eine Erklärung gewollt iſt, die tatſächlich das wahre Wollen zum 
Ausdrucke bringen würde, daß aber die Erklärungshandlung, 
die bloße Willendäußerunmg, fehlgeht. Dies gefchieht, menn 
der Erklärende fich verfpricht, verfchreibt, vergreift. Dann hat ber 
Erflärende eine Erklärung die ſes Inhalts nicht abgeben wollen 
und deshalb bie Befugnis, die fehlgegangene Erklärung anzufechten. 
Gleichgeſtellt iſt diefem Irrtum bom BGB der Fall, daß mit ber 
Übermittiung einer Erklärung ein Bote ober eine Anftalt betraut, 
daß don biefer aber die Erflärung unrichtig übermittelt wor— 
den ift. Diefer fog. Übermittlungsirrtum mußte von ber Willens- 
theorie anders behandelt werben ala von ber Erflärungstheorie (RG 
28, 16). Das BGB Hat in $ 120 den Streit entſchieden, indem es 
ein Anfechtungsrecht gewährt und bies am biefelben Vorausfegungen 
Inüpft, von denen bie Anfechtung einer Willenserklärung wegen Irr⸗ 
tums abhängt ($ 119). Es kommt dabei weber darauf an, ob bie 
Mittelöperfon argliftig oder fahrläffig gehandelt, noch ob höhere Ges 
malt an der Unrichtigfeit die Schuld trägt; entſcheidend allein ift bie 
Unrichtigkeit ber an ben Empfänger gelangten Mitteilung. 

Das auf mwefentlihem Irrtum berubende Geſchäft mar nad 
altem Recht ohne weiteres nichtig, nach neuem Recht ift e8 nur 
anfedtbar, d. h. ber Irrende hat die Wahl, das Geſchäft fo 
wie es gefchloffen beftehen zu laſſen ober es unter Berufung auf ben 
Irrtum zu entträften. Macht er von dem Anfechtungsrechte Ges 
brauch, fo ift das Geſchäft von Anfang an und gegenüber allen 
nichtig. Die Anfechtung muß unverzüglich nad) der Entdedung des 
Irrtums, d. h. ohne [huldhaftes Zögern erfolgen, mit bem 
Ablaufe von 30 Zahren feit Abgabe ber Willenserklärung aber er- 
liſcht das Anfetungsrecht ohme Rückſicht auf den Zeitpuntt jener 
Entdedung ($ 121). Anfechtungsberechtigt ift gegenüber Rechts- 
gefchäften unter Lebenden der Irrende, gegenüber letztwilligen Vers 
fügungen ber, bem die irrende Verfügung zum Nachteil gereicht. 
Die Anfechtung erfolgt gegenüber dem andern Zeile und kann außer- 
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Halb mie innerhalb eines Prozeſſes (auch durch Schriftfag) ge 
ſchehen 

Weber nach gemeinem Rechte noch nach BGB kommt e# auf Ent⸗ 
ſchuldbarkeit oder Unentſchuldbarkeit des Itrtums an. Der Irrende, 
der das Geſchäft mit Erfolg angefochten, iſt ſogar ohne Rückſicht 
auf ſein Verſchulden zum Schadenserſatze verpflichtet, und zwar bei 
empfangsbedürftigen Willenserllärungen dem andern Zeile, bei nicht 
empfangsbedürftigen jedem Gefhäbigten. Zu erſetzen iſt, weil das 
Geſchäft durch die Anfechtung nichtig wird, ber andere Zeil alfo 
feinen Anſpruch auf Erfüllung hat, daB fog. negative Inter— 
effe, d. h. daß, was der anbere ober ber Dritte dadurch verliert, 
daß er auf bie Gültigkeit der Erflärung bertraut, nur nicht über das 
fog. Erfülungsintereffe hinaus ($ 122). Die ScHabenzerfappflicht 
mirb nur burch bes Geſchädigten Kenntnis ober feine fchulbhafte 
Untenntnis von dem Irrtum ausgeſchloſſen ($ 122 Abſ. 2) und 
seftent überhaupt nicht gegenüber Iegtwilligen Verfügungen ($ 2078 
Abf. 3). 


Iſt bei einem Vertrage bie Willenserklärung auch nur 
eines Teile von Anfang an oder infolge Anfechtung nichtig, fo ift 
ber ganze Vertrag nichtig, meil es in dieſem Yalle an ber über- 
einftimmenden Willenserklärung fehlt, ebenfo wenn ber eine 
Zeil den andern nicht berfteht und daher irrtümlich annimmt, das⸗ 
felbe zu meinen, was jener erflärt (3. B. X. erklärt nach feiner 
Sprechweiſe den Unterftod mieten zu wollen, während B. mit bem= 
felben Worte den Oberſtock bezeichnet). In diefem Fall ift jeder Zeil 
frei von einem Irrtum über den Inhalt feiner Erklärung, Da- 
ber finden die $$ 119, 121, 122 feine Anwendung (fog. Diflens). 


8 39. Die Freiheit der Willenserflärung. 


Das Recht ſchühtzt den Erklärenden gegen bie auf feinen Willen 
von außen einwirkenden nachteiligen Einflüffe, welche bie Frei— 
heit der Willenzentfchließung beeinträchtigen. Hierher gehört ins— 
befonbere bie argliftige Täuſchung und die Drohung. 

1. Wer in böslicher Abſicht durch Angabe falfcger oder durch 
Unterbrüdung wahrer Tatſachen in einem andern einen Irrtum 
erregt ober feiner Verpflichtung zumiber ihn in einem Jrrtum er= 
Hält, der begeht einen (zivilrechtlichen) Betrug, und wird verant⸗ 
mortlid, wenn er fein Ziel erreicht. Der Begriff bes Betruges im 
zivilrechtlichen und im ftrafrechtlichen Sinne ($ 263 StGB) ift daher 
nicht der gleiche: zum Tatbeſtande bes erfteren, ber argliftigen Täu— 
ſchung, gehört weber bie Abſicht, einen Vorteil zu erlangen, noch bie, 
einen andern zu ſchädigen; eine Täuſchungsabſficht ift ſchon in dem 
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Bewußtfein enthalten, daß die Täuſchung eine Schäbigung ber- 
urſachen kann. ROHG 9, 153; REG 23, 137. 

Das durch argliftige Täuſchung veranlapte Rechtsgeſchäft ift 
für ben Betrogenen anfechtbar, 1. wenn er felbft Durch ven Betrug 
zum Abfchluffe des Geſchäfts beftimmt worden ift, Willenzerflärung 
und Zäufhung alfo in urfählihem Zufammenhange ftehen und 
2. wenn berjenige, ber aus bem Gefchäft ein Recht erlangt hat, bie 
Täufhung felbft begangen hat oder bie Täuſchung kannte ober kennen 
mußte ($ 123). Grund bes Anfechtungsrechts ift alfo nicht der Jrr- 
tum des Getäufchten, ſondern das argliftige Verhalten des aus dem 
Geſchäfte Berechtigten. Iſt alfo ein Geſchäft buch Täuſchung her⸗ 
beigeführt morben, aber ohne daß der aus ihm Berechtigte von dem 
Berruge Kenntnis hat oder haben muß (3. B. ber Makler hat ohne 
Wiſſen feines Auftraggeber? den Saufluftigen über Eigenſchaften 
der Sache betrogen), fo kann die Anfechtung fi nur auf wefentlichen 
Yrrtum ftügen (8119). Der Betrug macht außerdem ſcha den s⸗ 
erfagpflichtig ($ 826). J 

2. Der in körperlicher überwältigung beſtehende Zwang (vis 
absoluta) fließt den Willen bes Übermältigten aus. Die bloße 
Androhung eines Übels, die Drohung (vis compulsiva), beein- 
trächtigt nur bie Freiheit bes Willens, indem fie einen Beweggrund 
ſchafft, ber andernfalls für den Erklärenden nicht beftimmenb ge- 
weſen märe (etsi coactus tamen voluit). Es bebarf daher des 
Anfechtungstechts, um bie erzwungene Erklärung zu befeitigen. 

Ein folches Anfehtungsrecht fehlte dem altrömifchen Zivilrecht, 
das prätorifche Recht aber half durch Gewährung der actio quod 
metus causa, dur exceptio, durch restitutio in integrum. 
Ihm folgte das gemeine Recht und biefem folgt dag BGB ($ 123). 
Rach altem wie neuem Recht ift Grund des Anfechtungsrechts aber 
nicht das rechtswidrige Verhalten de einen, ſondern die Willend- 
unfreiheit des andern Teiles. Daher richtet es fich nicht bloß gegen 
den Urheber ber Drohung, fondern gegen jeden, der auß dem er— 
zwungenen Geſchäſt einen Vorteil hat: die a. quod metus causa 
ift alfo nad) beiden Rechten eine a. in rem scripta. 

Willendunfrei war ber Bebrohte nur, wenn er burcd bie 
Drohung beftimmt worden tft. Während aber das römifche Recht 
bei Beurteilung ber Frage, ob ber Vebrohte beftimmt merben 
tonnte, einen objektiven Maßftab anlegte und babei nur dasjenige 
übel berüdfichtigte, dur das ein constantissimus homo (l. 6 D. 
4, 2) eingefüchtert werben Tonnte, begnügt fi) bad BGB mit der 
Zatfache,- daß der Erklärende ſich hat beftimmen Laffen, ohne 
Nüdficht auf bie Möglichkeit, daß vielleicht ein amberer biefelbe 
Drohung unbeachtet gelaffen haben würde. 
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Nur die widerrehtliche Veltimmung durch Drohung gibt 
ein Anfechtungsrecht. Wiberrechtlich aber ift die Drohung fowohl 
dann, wenn der Drohende zur Vollziehung bed angebrohten 
übels nad) Lage ber Verhältniffe nicht befugt ift, b. h. wenn er ein 
unerlaubtes, regelmäßig auch, wenn er ein unfittliches Handeln an= 
droht, als auch dann, wenn er auf ben buch bie Drohung 
erzielten Erfolg kein Recht hat. Widerrechtlich ift alles, was aud) 
nur objeftin gegen das Recht verftößt, daher greift das Ans 
fechtungsrecht auh dann Pla, wenn ein Gefhäftsunfähiger ge— 
droht hat. 

3. Das BGB fnüpft bei Betrug und Drohung das Anfech— 
tungsrecht an eine boppelte Ausſchlußfriſt, nämlich 

a) bon einem Jahre, welches mit ber Befeitigung ber 
Willensunfreiheit beginnt; 

b) von 30 Jahren, melde mit ber Abgabe ber Willens» 
erklärung beginnen und ablaufen, auch wenn ber Zuftand der Un= 
freiheit nicht befeitigt wird (vgl. 8 124). 

Wird aus dem durch Täuſchung oder Drohung herbeigeführten 
Rechtsgeſchäft eine Yorberung geltend gemacht, fo kann fie au 
nad dem Erlöſchen bes Anfechtungsrechts durch Einrede ges 
fchlagen werben ($ 853). 


$ 40. Die Form der Rechtögeidäfte. 


Unter Form verfteht man nicht nur bag Mittel, das dem Ge- 
danten überhaupt Ausdruck gibt, fondern insbeſondere auch die Ein- 
tleidung des Gedanlens in eine beftimmte Geftalt der münb- 
lichen ober fehriftlihen Rebe. Nur in diefem lehzteren Sinne wirb 
das Wort verwertet, wenn man bon ber Yorm der Rechtsgeſchäfte 
ſpricht, denn nur dann unterliegt die Willensäußerung einer Form, 
menn für fie ein beftimmtes Ausbrudsmittel vorgefchrieben ift. 

Diefe Vorſchrift kann auf Geſetz oder Rechtsgeſchäft beruhen, 
man ſpricht beshalb von gefeglicher und von gemillfürter Form. 

In ben Anfängen ber Rechtsentwichlung bemegt ſich ber ge- 
ſchäftliche Verkehr im ftrengen, folennen, mit Symbolen verfnüpften 
Formen. Alle nicht in bie ſakrale Form gekleiveten Erklärungen 
find für das Recht gleichgültige Vorgänge. Mit der Entwidlung bes 
Verkehrs aber lodern fich die Formen, weil bie vorhandenen ein- 
fachen Gejchäftstgpen den neuen wirtſchaftlichen Bebürfniffen nicht 
mehr genügen. Der Gang ber Rechtentwidlung im römifchen und 
im beutfchen Rechte war baher ein langſamer Übergang bon äußerfter 
Formenftrenge zu immer größerer Yormfreiheit. . 

Im altrömifchen Rechte fam für mehrere Rechtögefchäfte die An- 
wenbung von Erz und Wage (per aes et libram) vor, fo für bie 
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Eigentumsübertragung an fog. res mancipi bie mancipatio und 
für das Darlehn das nexum, ferner bie Anmwenbung folenner Worte 
bei ber stipulatio, acceptilatio, heredis institutio, beim lega- 
tum, bie Anwendung ber Schrift bei der literarum obligatio, 
endlich hier wie im beutfchen Rechte die Anwendung eines Schein- 
prozeſſes zur Einkleivung techtägefchäftlicher Erklärungen (in jure 
cessio, Auflaffung). Einen befonberz reihen Formenfhaß!) befak 
das beutfche Recht, die Rechtsgeſchäfte vollzogen fi) „mit Hand und 
Mund“, d. 5. mit ber Vornahme einer fymbolifhen Handlung und 
dem Gebrauch einer Wortformel;?) zahlreiche Geſchäfte konnten nur 
in ber Gerichtsverſammlung vorgenommen werben und verlangten 
eine feierliche Einführung bes Erwerber in das erworbene Recht 
(bie investitura). Daneben entmidelte ſich bie Gepflogenheit, wich⸗ 
tigere Erklärungen in „Brief und Siegel” zu geben, und ber Hanbel3- 
verfehr ſchuf in der Schriftform ein für zahlreiche Gelbgefchäfte un- 
umgängliches Ausbrudsmittel. 

Bei der Aufnahme bes römifchen Recht? wurden deſſen Formen, 
ſoweit fie im juſtianiſchen Gefeßbud überhaupt noch Anerkennung 
gefunden hatten, nicht überall mit übernommen, inäbefonbere wider⸗ 
ſprach die Stipulationsform (Frage und Antwort) deutſcher Ge- 
mohnheit. Vielmehr entwidelte fih für das gemeine Recht 
der Grundfag der Formfreiheit. Daneben blieben als 
Ausnahmen eine Reihe von Yormbeftimmungen ftehen (3. B. für 
große Schenkungen). Partikularrechtlich aber erhielt fich eine große 
Zahl deutſchrechtlicher Formen. Man hatte bei ihnen ftetö zu prüfen, 
ob die Form nur ein Bemeißmittel ſchaffen, ob fie bie Klagbarkeit 
ober bie Gültigfeit des Geſchäfts begründen follte. 

Das alte HGB flog fih in Art. 317 dem gemeinrechtlichen 
Srundfage der Formfreiheit an, und ihm if das BGB 
gefolgt. Zum Ausdrude gebracht ift diefer Grundſatz dadurch, 
daß nur für einzelne Geſchäfte eine Form vorgefchrieben ift. Diefe 
aber bat ftet3 die Bebeutung eines bie Gültigfeit begründenden 
ESrforberniffes, m. a. W. die Nichtbeobachtung der vom 
Gefege verlangten Form hat die Nichtigkeit bes 
Geſchäfts zur Folge (8 125), fo daß auch nicht auf Nach— 
holung der Form geklagt werben kann. Welche Bebeutung ber gewill- 
türten Form beizumefien, ift Sache der Auslegung, body ift nad 
BGB ($ 125) im Zweifel anzunehmen, daß Nichtbeachtung der Form 
auch hier Nichtigkeit des Geſchäfts nach ſich ziehen fol. Diefe 
Grundfägegeltenjegtaudfürbas Handelsrecht. 








2 gu &ler: Inſtitutionen des deutſchen Privatrechts I 88 17, 18. 
Hröder: Deutfche Rechtsgeſchichie $ 11. 
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Das BGB und das HGB fennen folgende Formen: 
I. Schriftlichkeit. Diele Form befteht darin, daß bie Erklärung 
niebergefchrieben un d daß dieſe Schrift von dem Erflärenben ent- 
weder mit ber eigenhändbigen Namensunterſchrift 
(feines ober bes Namenz feines Vollmachtgebers RG 50, 51) oder 
mit einem gerichtlich ober notariell beglaubigten Hand— 
zeichen unterzeichnet wird ($ 126). Doch braucht der Text meber 
don bem Aufteller noch vo r ber Unterfchrift gefchrieben zu fein (RG 
57, 67). Ein Vertrag muß von beiden Parteien unterzeichnet werben 
und zwar auf berfelben Urkunde. Werben über den Vertrag aber 
mehrere gleihlautende Urkunden aufgenommen, fo genügt e8, wenn 
jebe Partei die für die andere Partei beftimmte Urkunde unterzeichnet. 
Da bie gerichtliche und die notarielle Form eine Steigerung ber 
Schriftform bilden, fo wird bie Schriftform durch biefe gefteigerte 
Form erfekt ($ 126). 
Schriftform ift vorgefchrieben: 

. für das Stiftungsgeſchäft unter Lebenden (81), 

. für bie Mitteilung von der Schulbübernahme an ben Gläubiger 
im alle des $ 416, 

. für das Leibrentenverfprechen (8 761), 

. für bie Bürgfchaftserflärung ($ 766), 

. für das felbftändige Schulbverfprechen (88 780, 782), 

. für das Schuldanerfenntnig (98 781, 782), 

für bie Anmeifung, deren Annahme und Übertragung. (88 783, 

784, 792), 

. für das auf den Inhaber lautende Schulbverfprechen ($ 798), 

. für den auf länger als ein Jahr gefchloffenen Miet- oder Pacht⸗ 
vertrag ($$ 566, 581), 

. für Abtretung der Briefhypothel ($$ 1154, 1192), 

. für das Zeftament wahlmeife mit anderen formen ($ 2231). 
Das neue HGB entbinbet bie unter 4, 5, 6 genannten Geſchäfte 

von ber Schriftform, wenn bie Bürgſchaft auf feiten des Bürgen, das 

BVerfprechen ober das Anerfenntnis auf feiten des Schuldners ein 

Handelagefhäft und dort ber Bürge, hier ber Schulbner Vollkauf⸗ 

mann ift (8 350). Hieraus folgt zugleich, daß alle andern Gefchäfte, 

für melde das BGB eine Yorm verlangt, diefer Form auch dann 

unterliegen, wenn fie Handelsgeſchäfte find. 

Außerbem verlangt dag HGB Schriftform 

1. für die Erklärung, daß ber Lehrling zu einem anbern Gewerbe 
ober einem andern Veruf übergehen werbe ($ 78), 

2. für die Ausgabe von Aktien (88 179, 320, Unterfchrift $ 181), 
für die Zeichnung von Aftien ($$ 189, 281, 320), 

4. für bie übrigen GStripturobligationen, bie Anmweifung, ben 
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Frachtbrief, ben Ladeſchein, den Lagerſchein, die Verſicherungs⸗ 
police, die Verbodmung. 

Nur ber ſchriftlich abgeſchloſſene Handwerls⸗Lehrvertrag be⸗ 
gründet ein Recht, bie Zurüdführung des entlaufenen Lehrlings zu 
verlangen (8 130 GewO, ähnlid; $ 79 HC8). 

Auf bie Vereinbarung über die Vertragsdauer beſchränlt ift bie 
Nichtigkeit beim formlofen Mietvertrag ($ 566). Heilbare Nichtigkeit 
im Yalle des $ 766. J 

Für die gewillkürte Schriftform gilt dasſelbe, was für bie geſetz⸗ 
lie Schriftform beftimmt ift, mit zwei Abweichungen: 

a) daß für ale Erklärungen im Zweifel die telegraphiſche Über- 
mittlung genügt, 

b) daß Verträge im Zweifel burch Briefmechfel geſchloſſen wer⸗ 
ven können. Doc kann im jebem Falle Nachholung ber geſetzlichen 
(ordentlichen) Schriftform verlangt werben ($ 127 BGB). 

II. Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung. Diefe Form 
befteht (88 168—182 FGO) darin, daß der Richter ober ber Notar 
(die Urfundsperfon) die mündlich abgegebene Willensäußerung ent- 
gegennimmt und in ein von ihm abgefaßtes Prototoll bringt; das 
Protokoll ift in beutfcher Sprache abzufaffen, e3 hat Ort und Tag 
der Berhanblung, die Beteiligten und bie mitwirkenden Perfonen 
anzugeben, e8 ift ben Beteiligten vorzuleſen, von ihnen zu genehmigen 
und eigenhändig zu unterfchreiben, ferner aber auch von allen mit= 
wirkenden Perfonen zu unterzeichnen. Die Zugiehung eines Ge— 
richt ſchreibers ober zweier Zeugen (bei gerichtlicher Beurkun- 
dung), ober eines zweiten Notars oder zweier Zeugen (bei notarieller 
Beurkundung) ift grunbfäglid nit notwendig, vielmehr nur 
für bie gerichtliche oder notarielle Beurkundung von Zeftamenten und 
Erbverträgen vorgefchrieben (88 2233, 2276 BGB).) Iſt ein ein⸗ 
feitiges Rechtsgeſchäft zu beurfunden, fo ift bie 
Erklärung mit ber Yertigftellung des Protokolls vollendet, bei Auf⸗ 
nahme von Verträgen genügt es, daß zunächſt ber Antrag und 
ſodann die Annahme des Vertragsantrags beurkundet mirb ($ 128). 
Jene Form ift vorgefchrieben insbeſondere für das Schenkungsver⸗ 
fprechen (8 518) und ziwar ohne Rüdficht auf das Maß ber Schen- 
fung, für das Zeftament (88 2231, 2238), und ferner in ben Fällen 
ber $$ 1516, 1517, 1730, 1748, 2291, 2296, 311, 312, 313, 873, 
876, 1501, 2033, 2348, 2352, 2371. Ausnahms weiſe mwirb 
verlangt, daß beide Kontrahenten gleichzeitig anweſend ſeien. 
Diefe Iehtere Form ift insbeſondere vorgefchrieben für die Auflaffung 


) Über erfehwerte Förmlichteiten $$ 169, 178, 179 FGG. 
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($ 925), welche vor dem zuſtändigen Grundbuchamt erfolgt,') für die 
Beftellung des Erbbaurechts (Grunbbuchamt $ 1015), für den Ehe: 
vertrag (Gericht ober Notar $ 1434), den Aboptionsvertrag (Gericht 
ober Notar $ 1750), den Erbvertrag (Gericht oder Notar $ 2276) 
unb ben Bertrag, duch ben eine vertragsmäßige letztwillige Ver— 
fügung aufgehoben wird ($ 2290), ſowie für bie Errichtung ber 
Attiengefenichaft ($ 182 HGB). Eine nur für die Eheſchließung zu- 
gelaffene Form ift bie Erflärung vorbem Stanbeshbeamten 
und bie baran gefnüpfte Erflärung des Stanbesbeamten. 

III. Die öffentliche Beglaubignug einer Erklärung befteht darin, 
daß bie Willenserklärung |hriftlich abgefaßt und bie Unter- 
ſchrift des Erflärenden vor ber Urkundsperſon vollzogen oder an= 
erfannt unb darauf bon ber Urfundsperfon unter bie Unterſchrift 
ober das Handzeichen ein Vermerk gefegt wird, inhalts melcher bie 
Unterſchrifi ober das Handzeichen als von dem Erflärenden her 
rübrenb beglaubigt wird ($ 183 FGG). 

Hier wird alfo die Erklärung nicht vor der Urkundsperſon ab- 
gegeben, fonbern fie wird ihr fertig vorgelegt. Diefe Yorm mwirb 
aber durch bie notarielle ober gerichtliche Beurkundung erfeßt. Sie 
ift vorgefehrieben für die Fülle ber 88 371, 403, 411, 1035, 1155, 
1342, 1372, 1491, 1528, 1577, 1597, 1662, 1706, 1945. 

Eine von der neueften Reihögefehgebung herübergenommene 
Einrichtung des deutſchen Rechts find bie öffentlichen Bücher. Sie 
find beftimmt, gewiſſe für Dritte beſonders wichtige Vorgänge in fi 
aufzunehmen; fie genießen öffentlihen Glauben, b. 5. die in ihnen 
enthaltenen Eintragungen gelten als wahr und als vollftändig, fie 
find ferner einem jeden ober doch dem, der ein Intereſſe an ber Ein- 
fihtnahme glaubhaft macht, zugänglich. Die in ihnen vorgenommenen 
Eintragungen haben entweder 

a) eine bloß beurfundende Wirkung, indem fie einen 
rechtlich wichtigen Vorgang zur Kenntnis beffen bringen, ber das 
Buch eingefehen hat, und gelten veshalb regelmäßig al bemjenigen 
betannt, der das Buch hätte einfeben follen; oder 

b) rechtsbegründende Wirkung, indem fie einen Rechts- 
vorgang vollenden und mit einer Rechtsfolge verfehen, die er an fi 
nicht hat. Hierhin gehören die meiften Eintragungen im Grundbuch 
und 3. B. die Eintragung einer Altiengeſellſchaft, einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung, eine einzutragenden Vereins. 

Der Gegenfag wird an den betreffenden Stellen hervorgehoben 
erben. 


m Dgl. aber den Vorbehalt für die Landesgeſehe in Art. 143 EG 
3. BGB. . 
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Das einer Form untermorfene Rechtögefchäft ift nicht ohne 
weiteres ein fog. Formalgeſchäft. Bon einem folden fpricht 
man nur bann, wenn bie Willenserklärung zugleich eine fog. ab» 
ftrafte ift, d. h. von ihrem Rechtsgrunde nicht abhängt, das Geſetz 
fie aber nur beshalb zuläßt, weil fie einer feftbeftimmten Form 
entſpricht. 

Hierher gehörten im römifchen Recht das nexum, bie stipu- 
latio, der Literaltontraft, heute namentlich der Wechſel, das auf den 
Inhaber lautende Schuldverſprechen, die Auflaffung, die Beftellung 
einer Grundſchuld. Bei ihnen erfeßt die Form ben Rechtögrund, 
währen bei anderen Gefchäften bie Form zum Rechtsgrunde Hin= 
autritt 


$ 41. Die Beſtandteile der Rechtsgeſchäfte. 


Man unterfcheidet: 

1. die wefentlihen Beftanbteile eines Rechts— 
geſchäfts, die essentialia, b. h. bie Erforberniffe, ohne welche daß 
erllärte Rechtsgeſchäft nicht als ſolches beftehen kann, als welches es 
die Parteien bezeichnen. Hierhin gehört z. B. beim Darlehn die 
Pflicht zur Rückgabe, beim Kauf eine Vereinbarung über Gegenſtand 
und Preis; 

2. die außermwefentlihen Beſtandteile, bie acci- 
dentalia, d. h. bie Feftfegungen, durch welche die gefeglichen Yolgen 
des Gefhäfts in Nebenpunkten ausgefchloffen oder geändert werben. 
Diefe gefeblichen, alfo natürlichen Folgen bezeichnet man mit dem 
Ausbrud naturalia negotii. Go übernimmt ber Verkäufer 
ohne meiteres die Haftung für Fehler und Mängel der Kauffache; das 
ift naturale negotii, daher bie Ahrebe, daß der Verkäufer nicht 
haften folle, ein accidentale, eine Nebenabrebe. 

Weſentliche Beftanbteile find aber nicht allein diejenigen, welche 
das Geſetz, ſondern auch bie, welche aud) nur eine Partei für weſent⸗ 
Tich anfieht, d. h. von deren Feſtſetzung bie Partei ihre Willenserklä⸗ 
zung abhängig mat. Es Tarın 3. B. gefehehen, daß ber Werfäufer 
ſich nur unter der Vebingung zum Vertragsſchluſſe verfteht, daß ein 
beftimmter Ort als Erfüllungsort feftgefeßt werde. Iſt eine Eini- 
gung nod) nicht über alle weſentlichen Erforbernifle erzielt, oder ift 
die Abrebe über ein ſolches Erforbernis nichtig, fo ift ber Vertrag 
nicht gefhloffen. Daher ift ein Rechtsgeſchäft, das die Parteien als 
Kauf bezeichnen, bei bem aber ein Preis nur zum Scheine verabrebet 
iſt, fein Kaufvertrag ($ 154 BGB). 

Wird bie ‚für das Rechtsgeſchãft borgefchriebene Form zwar beob- 
achtet, aber eine mefentliche Beſtimmung nicht in biefer Yorm ges 
troffen, fo ift das ganze Rechtsgeſchäft formlos, alfo wer 8 124) 

Engelmann, D. bürgerliche Reit Deutflands. IV. Aufl. 
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nichtig. Wird eine Nebenbeftimmung in formlofer Weiſe getroffen, 
fo ift nur diefe ungültig. Es gilt alfo in biefem Nebenpuntte bas, 
mas das Gefet beftimmt. ft 3. B. fchriftliche Form vorgeſchrieben, 
von den Parteien aber nur münblid eine beftimmte Erfüllungszeit 
vereinbart, fo fann der Gläubiger fofortige Leiftung verlangen, weil 
das Gefeh ($ 271 BGB) ihn Hierzu berechtigt. 

Beſonders wichtige Veftanbteile der Rechtsgeſchäfte bilden bie 
Bedingungen unb bie Zeitbeffimmungen. 


$ 42. Das bedingte Rechtsneichäft. 


1. Begriff. Bedingung ift nah altem unb neuem Recht 
(88 158 ff. BGB) ein ungewiſſer Umſtand, von deſſen 
Eintritt oder Nihteintritt durch ben Partei- 
willen bie Wirkung eines Rechtsgeſchäfts ab— 
hängiggemadtift. 

1. Der Umftand muß ein ungemiffer fein. Daraus folgt, 
daß nad altem und neuem Rechte feine Bedingungen find 

a) bie ſog. unmögliche Vebingung, d. h. ein Ereigniß, beffen 
Nicteintritt beim Geſchäftsſchluß objektiv gewiß ift. Ob ben Be— 
teiligten die Unmöglichkeit beroußt ift ober nicht, macht feinen Unter= 
ſchied. Nachträglich eintretende Unmöglichkeit beveutet den Ausfall 
ber Bedingung; 

b) die fog. notwendige Bebingung, d. h. ein Ereignis, 
deffen Eintritt beim Geſchäftsabſchluß ſicher ift. Hierher gehört 
auch ein unmöglicher Umſtand, deſſen Nichteintritt zur Bebingung ge— 
macht ift; 

c) die auf vergangene ober gegenwärtige Tatſachen ge— 
ftellte Bedingung (conditio in praeteritum — in praesens col- 
lata). Daß für die Beteiligten eine Ungewißheit vorhanden ift, 
mat dad Ereignis nicht zu einem objektiv ungemiffen, das Redhts- 
geihäft alfo nicht zu einem bebingten. Doc ift der Rücktritt mög- 
lich, wenn bie vorausgeſetzte Tatfache nicht eingetreten ift, 3. ®. wenn 
ein Hund unter ber „Bebingung” gefauft ift, daß er auf ber vorigen 
Preisfuche den erften Preis erhalten hat (3 459 BGB). 

In biefen Fällen ift das Rechtsgeſchäft nur fheinbar ein bes 
dingtes, unterliegt aber nicht den befonderen Beltimmungen 
über bebingte Gefchäfte. Im Falle der Unmöglichkeit der Bedingung 
iſt das Rechtsgeſchäft nichtig, weil etwas Unmögliches gewollt ift. 
Das römifche Recht behandelte bei letztwilligen Verfügungen bie un— 
mögliche Bedingung als nicht gefchrieben, aber das BGB fennt diefe 
Ausnahme nicht. 

Als unfittliche Vebingung bezeichnet man diejenige, durch 
melde eine Rechtswirkung von der Vornahme einer gegen das Geſetz 


Fünfter Abſchnitt: Die juriftifen Tatſachen. $ 42. 115 


ober gegen bie guten Sitten verftoßenden Hanblung abhängig ges 
macht wird. Das römifche Recht behandelte dieſe Bedingung ebenfo 
wie bie unmöglichen, weshalb man fie als juriftifch oder moralifch 
unmöglich bezeichnete. Das BGB ſpricht nur von gefeplich ver⸗ 
botenen unb gegen bie guten Gitten verſtoßenden Rechtsge— 
ſchäften. Da biefe nichtig find ($$ 134, 138), find auch bie von 
unfittligen Bedingungen abhängigen Rechtsgeſchäfte nichtig. 

2. Die Barteiwillensertlärung ift es, bie eine Be- 
dingung feßt. Daher find Ereigniffe, welche die felbftverftändliche 
Vorausſetzung einer beftimmten Rechtswirkung find, feine wahren 
Bebingungen. Man pflegt fie conditiones juris (Rechts⸗ 
bedingungen, ſtillſchweigende 8.) zu nennen, weil fie ihren Grund in 
Rechtsvorſchriften haben. So ift 3. 8. bad Mitgiftverfprechen vom 
Eheabſchluß abhängig. Nicht notwendig ift ausdrückliche Erklärung 
der Vebingung, es gibt auch ſtillſchweigend erklärte Bedingungen. 

II. Das Schweben ber Bedingung, b. h. ber Zuftand ber Un- 
gewißheit. 

Soll nach den Willen der Parteien die beabſichtigte Wirkung 
des Rechtsgeſchäfts erſt mit der Erfüllung ber Bedingung eintreten, 
ſo heißt die Bedingung eine auffchiebende (fußpenfive). Soll 
die beabfichtigte und fofort eintretende Wirkung bes Geſchäfts mit 
der Erfüllung der Bebingung aufhören, fo Heißt bie Bebingung eine 
auflöfenbde (refolutive). Im zmeiten alle ift das Geſchäft 
felbft unbebingt gefhloffen und nur feine Wiederaufhebung aufs 
ſchiebend bebingt (8 158). 

Während des Schwebens ift ber auffchiebenb-bebingt Berech⸗ 
tigte noch nicht berechtigt, der bedingt Verpflichtete noch nicht ver⸗ 
pflichtet. Aber es befteht für ben bebingt Berechtigten eine An— 
mwartfchaft auf Ermerb des Rechts (eine fog. spes), die auf 
feinen Rechtsnachfolger dann übergeht, wenn das bebingt zugefagte 
Recht felbft auf den Nachfolger übergehen würde (vgl. jedoch $ 2074), 
und bie gewiſſe Rechtswirkungen äußert gegenüber Gefährbungen bes 
Rechtszuftandes, der mit Eintritt der Bedingung entftehen fol. Die 
Gefährbung kann gefchehen: 

a) dadurch, daß der Eintrittder Bebingung bon bem 
bebingt Verpflicteten wider Treu und Glauben verhindert, von bem 
bedingt Berechtigten wider Treu und Glauben herbeigeführt wirb; 
altes mie neues Recht (8 162 BGB) fihern gegen biefen Nachteil 
nicht bloß durch Gewährung eines Schadenserſahanſpruchs, ſondern 
dadurch, daß in jenem Falle der Eintritt, in biefem ber Nicht = 
eintritt fingiert wird. Dolus pro impleta conditione; 

b) dadurch, daß das bedingt eingeräumte Recht ſchuldhaft 
vereitelt oder beeinträchtigt wird; in biefem alle gewähren das alte 

rs 
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tie neue Recht ($ 160) dem Berechtigten einen Shabenserfaß- 
anſpruch, vorausgeſetzt, daß heim Eintritt der Bebingung das 
Recht entftanben fein würde; 

e) dadurch, daß über den Gegenfiand, über ben eine bebingte 
Verfügung getroffen ift, eine weitere Verfügung getroffen 
wird, bie den bebingt Berechtigten ſchädigt. Denn mer bebingt ver= 
tauft, aber nicht übergeben hat, ift in der Lage, bie Sache an einen 
andern zu beräußern ober zu berpfänben; wer unter einer auflöfenden 
Bedingung erworben, fann einem Dritten Rechte an der Sache ein- 
räumen. Das alte und das neue Necht ($ 161) erklären bie zweite 
Verfügung für foweit unwirkſam, als fie das Recht bes bebingt Be— 
tehtigten beeinträchtigt, das neue Necht ſchütt aber ben aus ber 
zweiten Verfügung Berechtigten, wenn er in gutem Glauben. Reso- 
luto jure dantis resolvitur jus concessum; 

d) dadurch, daß die Cage des bebingt Verpflichteten fich ver 
ſchlechtert, tann Anlaß zu Arreft ober einftweiliger Verfügung ge 
geben fein (88 917, 935, 940 ZRO). 

Daß kein Zwang zur Erfüllung ber Bedingung befteht, folgt 
aus ihrem Wefen (1. 41 pr. D. 18, 1). 

III. Tritt die Bedingung ein, jo wird bie vorherige Ungemiß- 
heit befeitigt. Cine fog. negative Bedingung, d. i. diejenige, welche 
das Nichteintreten eines Ereigniſſes ſetzt, wird erft eriftent, wenn das 
Niätemehr-Eintreten gewiß if. Die affirmative Bebingung ſchlägt 
fehl (defiziert), mern Gemwißheit befteht, da das Ereignis nicht mehr 
eintreten ann. Mit bem Eintritt der Bedingung entftehen bie be= 
abfihtigten Nechtefolgen: ber fuspenfiv-bebingt Berechtigte erwirbt 
das Recht, der bedingt Verpflichtete wirb verpflichtet. 

Die gemeinrechtliche Streitfrage, ob die Wirkung ber eingetre- 
tenen Sudpenfipbebingung auf den Zeitpunkt des Geſchäftsabſchluſſes 
zurückbezogen werbe, ift vom BGB durch eine dispoſitive Beftimmung 
gegenbierüdmwirtenbe Kraft entſchieden worden (88 158, 
159). Auch ber Eintritt ber Refolutivbebingung wirkt nad BGB 
mie nad) gemeinem Recht, „ex nunc“. 

Nach ber herrſchenden Auffaffung bes gemeinen Rechts und nad 
neuem Recht ($ 158?) Hat ber Eintritt der Refolutiobebingung nicht 
obligatorifhe, fondern binglide Wirkung, d. h. 
es entfteht nicht eine perfünliche Verpflichtung, den früheren Zuftand 
mwieberherzuftellen, fondern dieſer Zuftand tritt von 
Telbft wieber ein, ohne daß es alfo kei zurüdfallendem Eigentum 
einer Übergabe ober Auflaffung bebürfte (Fall des $ 894). 

IV. Zum Gegenftand einer Vebingung können ſowohl zufällige 
Ereigniffe als Handlungen ber Beteiligten gemadjt werben. Die 
erfteren heißen zufällige (fafuelle), letztere Poteftativbebingungen, 
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wenn fie vom Willen des Berechtigten abhängen. Zur Bedingung 
Tann aber aud ein Ereigniß gemadjt werben, das in ber Macht des 
bebingt Werpflichteten fteht, 3. ®. es fauft jemand Möbel unter ber 
Bebingung, daß er im Mai feine Vila beziehen ſollte. In biefem 
Falle tann ber Verpflichtete zwar den Eintritt der Bebingung ber= 
eiteln, gleichwohl macht eine ſolche Bedingung das Rechisgeſchäft 
nicht ungültig. Um den bedingt Verpflichteten an der Vereitelung 
au hindern, kann eine Vertragsſirafe vereinbart werben. ft aber ber 
Eintritt der Verpflichtung von bem bloßen Willen bes Berech⸗ 
tigten ober Verpflichteten abhängig gemacht (si velis), fo fehlt es 
an einem bindenben Willengentfchluß, ein Rechtsgeſchäft ift alfo nicht 
auftande gefommen (Ausnahme: der Kauf auf Probe).') 

V. Nach altem und neuem Recht bilbet die Zuläffigfeit einer Be— 
dingung bie Regel. Eine Ausnahme machen im römiſchen Rechte bie 
Atzeptilation, Die Adoption, der Antritt und bie Ausfchlagung ber 
Erbfaft, nach neuem Rechte die Aufrechnungserflärung ($ 388), 
die Auflaffung (8 925), die Chefchließung (8 1317), die Anerkennung 
ber Chelichteit bes Kindes ($ 1598), die Annahme an Kindes Statt 
(8 1742) und deren Wieberauffebung (8 1768), die Chelichkeitz- 
ertlärung (8 1742), die Annahme und die Ausfchlagung einer Erb- 
ſchaft oder eines Vermächtniſſes (88 1947, 2180), die Annahme de 
Zeftamentöpollftrederamtes. 

Wirtſchaftliche oder fittliche Gründe find es, welche Beftimmtheit 
der Erklärung verlangen und baher einen Zuftand der Ungemwißheit 
verbieten.) Die Feſtfetzung einer Bebingung ift daher überall auß- 
gefchloffen, wo fie fich, wie bei der Kündigung, mit jener Rüdficht nicht 
verträgt. Wirb einem „bebingungsfeinblicien“ Geſchäft eine (mahre) 
Bedingung beigefügt, fo ift e8 unmirtfam. 

VI. Die herrfchende Meinung nimmt an, ba derjenige, der aus 
dem unbebingten Rechtögefchäft einen Anſpruch herleitet, bie Beweis- 
laft für die Unbebingtheit hat, und daß bie Behauptung ber Bebingt- 
heit motiviertes Leugnen, baher im Wege bes Gegenbemeifes 
darzutun ift. 


$ 43. Das befriftete Rechtsgeſchaͤft. 

Wird ber Eintritt einer Rechtswirkung oder deren Aufhören 
an einen Zeitpuntt (dies) gefnüpft, fo hat biefe Veftimmung die 
Natur einer Bebingung dann, wenn es ungewiß ift, ob ber Zeitpunft 
fi) berechnen laffen würde, fog. dies incertus an; benn hier hängt 
bie Wirkung bes Geſchäfts von einem fünftigen ungemiffen 

Windſcheid IS 9. Regeldberger I ©. 566. 1. 17, 
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Ereignis ab. ft der Zeitpunft dagegen ein folder, der gewiß ein 
tritt (dies certns an), fo liegt eine Befriftung auch dann bor, wenn 
der Zeitpunkt fich nicht berechnen läßt (incertus quando), 3.2. 
der Tod eines Menſchen. Es ift jedoch zu unterſcheiden: 

a) Die Parteien wollen bie Rechtswirlung des Geſchäfts fofort 
eintreten Iaffen und nur die Geltendmachung biefer Wirkung 
hinausſchieben, das Rechtsgeſchäft ift ein betagteB ($ 813 Abf. 2); 
in biefem Yale ift Recht oder Verpflichtung mit dem Geſchäftsſchluß 
entftanben, aber ber Berechtigte barf nicht die Leiftung verlangen; 

b) die Parteien wollen aud bie Rehtsmirtung bes Ge 
ſchäfts hinausſchieben oder einfchränten, dad Rechtsgeſchäft ift ein 
befriftetes. 

Das BGB ($ 163) unterwirft zwar bie betagten Geſchäfte den 
Grundſätzen von bebingten, aber es ift damit nur der Saß zur Ans 
wendung gebracht, daß ein ſolches Geſchäft au ſchon vor Eintritt 
des Termins Wirkungen hat und nur bie vollen Wirkungen erft 
mit dem Termin eintreten. Zmeifellos ift das betagte Recht ſchon 
vor dem Anfangstermine vorhanden (88 271 Abf. 2, 813 Abf. 2). 

Geſchäfte, die feine Bebingung vertragen, fünnen auch nicht bes 
tagt ober befriftet werben. 


$ 44. Willenserffärungen durch Stellvertreter. 


I. Begriff. Die Stelivertretung befteht in ber Vornahme 
einer Rehtshandlung an Stelle und im Namen 
einesßanbern,alfomitderbom Handelndenbeab— 
fihtigten Folge, daß die Wirkung ber Rechts— 
handlung in der Berfon jenes andern entſtehe. 

Verſchieden vom Stellvertreter ift namentlich 

1. ber Vote. Während ber Vertreter den zum Gefchäftsab- 
ſchluß erforberlihen Willen felbft bildet, dient der Vote nur ber 
Übermittlung bes von einem anderen gefaßten und erflärten 
Entſchluſſes. Es ift daher irreführend, ihn „Vertreter“ in ber Ab- 
gabe der Willenserklärung zu nennen. Er ift nur Transport⸗ ober 
Erklärungs werkzeug. Nicht der Vertreter, wohl aber ber Bote 
ann gefhäftsunfähig fein ($ 165). Da nur bie bem andern Zeile 
zugegangene Erklärung rechtliche Vebeutung hat ($ 130), fteht 
eine unrichtig übermittelte Erklärung einer folhen gleich, welche ber 
Erklärende | o nicht abgeben wollte ($ 120). 

2. Derfelbe Unterfhieb maltet zwiſchen dem Stellvertreter und 
dem Mäfler ob, ba auch der letztere nicht das Gefchäft durch eigene 
Willensbildung ſchlie ßzit, fondern al Vote beider Kontrahenten 
deren Willenserflärungen überbringt und ben Geſchäftsabſchluß 
fördert. Die Parteien können den Mätler zum Vertreter machen. 
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3. Der Erſatzmann ober „mittelbare Vertreter“ ſchließt das Ge- 
ſchäft zwar in frembem Intereſſe, aber in eigenem Namen, alfo als 
fein Gefchäft ab, fo daß es ihn berechtigt oder verpflichtet und ein 
beſonderer Rechtsali nötig ift, um bie Rechtsfolge des Geſchäfts auf 
den an feinem Abſchluß Yntereffierten zu übertragen. Ein folder 
mittelbarer Vertreter ift 3. 8. der Kommiffionär. In Wahrheit aber 
if die mittelbare Vertretung feine Stellvertretung. 

I. Geſchichte. Das römifche Recht kannte eine wahre Stellver⸗ 
tretung nur für ben Beſitzetwerb unb den burch Beſitzerwerb ver- 
mittelten Eigentumserwerb, für das Darlehn, für das zur Sicherheit 
biefeß beftellte Pfanbrecht und für den Erbſchaftserwerb. Im übrigen 
tannte es nur den Geſchäftsſchluß durch Erfagmänner. Das prätos 
riſche Recht ſchuf durch bie Zulaffung der actiones exereitoria und 
institoria, fowie der actiones adjectitiae qualitatis eine Mits 
haftung des Geſchäftsherrn.) Völlig umbildend auf das römifche 
Necht wirkte alddann ein im Mittelalter beginnendes, vom Tanonis 
ſchen Recht geförbertes ?) gemeines beutfches Gewohnheitsrecht, das 
für alle Gefchäfte, für welche eine Stellvertretung nit ausgefchloffen 
ift, bie eigentliche unmittelbar wirkende Stellvertretung zuließ 
(Brinzip ber unmittelbaren Stellvertretung). 

Diefes gemeine beutfche Recht if in die modernen Gefepbücher, 
namentlich auch in das alte HGB (Artt. 52, 298) und in das BGB 
(8 164) übergegangen. Danach ift eine Stellvertretung bann vor⸗ 
handen, wenn ber Handelnde zur Abgabe einer Erklärung namens 
einer andern Perfon befugt ift und bie Erflärung tatſächlich im 
Namen jenes andern abgibt. Das Gefchäft ift aber dann namens 
des andern gefchloffen, wenn dies ber Vertreter außbrüdlich kund⸗ 
gibt oder wenn die Umftände ergeben, daß es im Namen bes Ge- 
ſchäftsherrn gefchloffen fein fol. Es kommt alfo im letzteren Falle 
nicht auf dad Wiffen bed Erflärungsempfängerd von ber Gtell- 
vertretereigenfchaft des Erllärenden, fondern darauf an, ob Um—⸗ 
fände vorliegen, die objeftiv geeignet find, dem Empfänger biefe 
Kenntnis zu verfchaffen.?) Fehit es an einer Kundgebung bes Ver⸗ 
tretungswillens, fo ift der Hanbelnde Gelbfttontrahent und kann fi 
nicht darauf berufen, daß er nicht für fich habe handeln wollen ($ 164 
Abf. 2). Da Kontrahieren in eigenem Namen und Kontrahieren in 


ve Hierüber wird im Obligationen- und im Familienrecht geſprochen 
werben. 
*) Potest quis per alium, quod potest facere per se ipsum; qui 
facit per alium, est perinde ac si faciat per se ipsum (c. 68. c. 72 in 
VIo. de reg. jur. 5, 12). 

u) 8. ber dem Verkäufer befannte Gutsverwalter U. kauft eine 
größere Anzahl Aderpferbe. Hier ergeben bie Umftänbe, daß ber Kauf 
namens bes Qutseigentümers gefchloflen iſt. 
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fremden Namen verfchiebene Dinge find, fo ift die Behauptung, der 
Gegner habe nicht in eignem, fondern in fremdem Namen gehandelt, 
motivierte Leugnen (RG 2, 194; 3, 122). 

IM. Umftritten blieb das Weſen ber Gtellvertretung. Denn 
ber von Savigny aufgeftellten (fog. Gefhäftsheren-)Theorie, nach 
welcher der Wille bes Vertretenen das Geſchäft zuftande bringt und 
der Vertreter nur mie ein Bote ala Werkzeug fremden Willens tätig 
ift, ftellte fih die Repräfentationstheorie entgegen, nach welcher ber 
Geſchäftsſchluß eine Handlung des Vertreters ift, die Wirkung diefer 
Handlung aber den DVertretenen ergreift. Mittelmeinungen erbliden 
in ber GStellvertretung ein Zuſammenwirken beiver. Das BGB 
folgt der Repräfentationztheorie. 

Da nämlich ber Vertreter den zum Geſchäftsſchluß erforber- 
lien Willen felbft bildet, fo werben die Erforbernifie gültiger 
Willensbildung und Ertlärung nur nad ber Perfon 
des Vertreters beurteilt, insbeſondere wird das Zuftande- 
tommen bes Geſchäfts nur durd; Willensfehler des Vertreters heein- 
flußt. Dasfelbe gilt von dem Einfluffe, den die Kenntnis oder daß 
Kennenmüffen von gemwiffen Umftänven nach fi} zieht. Das BGB 
(8 167) ftellt nur die Ausnahme auf, daß, wenn ber Vollmachtgeber 
dem Bevollmächtigten eine beftimmte Weifung erteilt, gewiſſe Um=- 
ftänbe aber felbft gefannt hat, er fich nicht darauf berufen barf, 
daß fein Vertreter dieſe Umftände nicht gefannt habe. Denn hier 
mar die Willenzbildung nicht ausschließlich Sache des Vertreter, 
fonbern auch die des Vertretenen. Da aber bie Wirtung bes Ge- 
ſchäfts in der Perfon des Vertretenen eintritt, jo wird das Geſchäft 
in allen feinen Rechtsfolgen nad ber Perfon bes Vertretenen 
beurteilt (3. B. ob ein Hanbelögefhäft vorliegt). Eine Folge ift, 
daß ber Vertreter nicht gefhäftsunfähig fein darf, denn fonft würde 
er einen gültigen Entſchluß nicht faffen können, daß er aber be— 
Thräntt geſchäftsfähig fein kann, benn bie von ihm begründeten Ver— 
pflichtungen find nicht [eine Verpflichtungen ($ 165). 

Die unmittelbare Beziehung ber Rechtsfolgen des Geſchäfts auf 
den Vertretenen bewirkt, daß ber Vertreter ein Geſchäft für fih unb 
zugleih im Namen eines andern, ja daß er als Vertreter verfchie- 
dener Perfonen zwiſchen dieſen einen Vertrag ſchließen kann (RG 4, 
302; 6, 11; 7, 119). Das BGB nimmt grundfäglich denſelben 
Stanbpuntt ein. Denn e3 läßt ein folches Sontrahieren des Ver— 
treter8 ſowohl im Falle befonberer Geftattung als aud dann zu, 
wenn das vorgenommene Rechtsgeſchäfi ausfhließlich in ber Er- 
füllung einer Verbinblickeit befteht ($ 181). Daher kann insbe 
fonbere ber Vormund und ber Konfursberwalter gültig Zahlung 
leiften und erheben, indem er einen Geldbetrag aus ber einen in bie 


Fünfter Abſchnitt: Die juriftifhen Taiſachen. $ 44. 121 


andere Kaffe legt, ein Rechtsvorgang, den ſchon das römiſche Recht in 
Abweichung von feiner grundſählichen Auffaffung zuließ (1. 9 88 5, 
7 D. de adm. et peric. 26, 7). Natürlich aber reicht zum Selbſt⸗ 
Tontrabieren ber bloße Willensentſchluß des Vertreters nicht aus, es 
bedarf auch bier der Betätigung bes Entſchluſſes. An allen andern 
Fällen ift das Gelbftlontrahieren des Vertreterd nach dem BGB un- 
zuläffig ($ 181). 

II. Vorausfegung ber Wirkfamfeit des vom Vertreter bor= 
genommenen Geſchäfts ift Vertretungsmacht bes Gtellvertreters. 
Ohne fie ift das vom Vertreter vorgenommene Geſchäft für ben Ber- 
tretenen unverbindlich. Dies gilt nah altem und neuem Recht un= 
beſchränkt nur für bie rein einfeitigen Gefhäfte, Verträge und 
ſoiche empfangsbebürftige Willenderflärungen (3. B. Kündigungen), 
melche der andere Zeil nicht zurüdiweift, werben für biefen bindend 
durch die Genehmigung bed Geſchäftsherrn; bis diefe erfolgt, Tann 
der anbere Zeil eine einfeitige Erklärung des Vollmachtloſen durch 
Beanftandung noch zu Falle bringen, einen Vertrag noch mwiberrufen 
(88 180, 178). Weiß der andere um den Mangel der Vollmacht, fo 
find Beanſtandung und Widerruf ausgeſchloſſen. Das Geſchäft wirb 
nad altem und neuem Recht (88 177, 184) de Vertretenen 
Geſchäft erſt dadurch, daß er es genehmigt (ratihabiert), Die Ge 
uchmigung erſetzt die Vollmacht: fie ftellt die Verbindung zwiſchen 
dem Gefchäftsbeforger und dem Geſchaͤftsherrn her. Dadurch aber, 
daß ber Geſchäftsherr nicht mitfontrahiert, unterfcheidet er ſich von 
dem, ber fi} dem Gegentontrahenten gegenüber zu einem nicht gül- 
tigen Vertrage befennt. Daher genügt es, daß die Genehmigung dem 
Gefchäftöbeforger gegenüber erflärt wird ($ 182).') Aus ber Rechts- 
natur der Genehmigung folgt zugleich, daß fie auf den Zeitpuntt ber 
Vornahme bes Geſchäfts zurückwirkt (8 184 BGB). 

Der umbefugte Vertreter haftete nach der herrſchenden Auf⸗ 
faffung bes bisherigen Rechts nur auf Schadenserſah, und zwar auf 
das negative Intereſſe, denn da er nicht den Willen hatte, für fi 
ein Geſchäft zu fließen, fo konnte ein ihn bindenbes Gefchäft nicht 
zuftande tommen. Won biefem Grundfaße wid, ſchon Art. 55 bei 
alten HGB fomwie Art. 95 WO ab, und das BGB geht noch weiter. 
Die Tatfache nämlich), daß mit dem Willen bes Vertreters ein Ge- 
ſchäftsſchluß erfolgt, der fein Gefchäft des Vertretenen bewirkt, be- 
gründet die Haftung bed Vertreters nicht bloß bann, wenn es ihm 
an ber Vertretungsmacht fehlte, fonbern aud dann, wenn er 
feine Vertretungsmacht nicht nadmeift. Die Haftung felbft ift 


Y) Seuffert, Lehre bon ber Ratihabition 1868. S. 3 ff. ROHG 
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nicht auf einen möglicherweife wertlofen Schabenzerfaganfpruc bes 
ſchränkt, fondern befteht nad Wahl des andern Teils enimeber in 
Schabenzerfag megen Nichterfüllung ober in Erfüllung des ge- 
ſchloſſenen Geſchäfis. Wirb Schadenserſatz gewählt, jo haftet ber 
Vertreter auf dad Erfüllungsintereffe, wenn er den Mangel ber 
Vertretungsmacht kannte, auf das negative Intereſſe, wenn er felbft 
den Mangel ber BVertretungsmacht nit Tannte, und ift bon ber 
Haftung befreit, wenn der Gegner den Mangel ber Vertretungs- 
macht Tannte ($ 179). 

Die VBertretungsmact beruht entweber auf Gefet 
oder BPrivatmwillensertlärung Gollmacht). 

Auf Gefet berubt fie, wenn fie vom Geſetz angeorbnet unb 
begrenzt if. Ins Leben tritt fie aber auch hier nur mit bem Ein- 
tritt einer Talſache, welche bie geſetzliche Wertretungsbefugnis zur 
unmittelbaren Folge hat oder welche ven öffentlichen Alt der Be— 
ſtellung des Vertreter gebietet. Zu ben gefeglichen Vertretern ber 
erfteren Gruppe gehören ber Vater, ber Ehemann, bie Mitglieber ber 
offenen Handelögefellfchaft, zu ben legteren ber Bormund, der Güter- 
pfleger, der Liquibator. 

Die Vollmacht ift nicht ibdentifch mit dem Auftrage. Letz⸗ 
terer begründet, wenn angenommen, eine vertragsmäßige Verpflich- 
tung des Beauftragten gegenüber bem Auftraggeber 
ein Geſchäft vorzunehmen, erftere gibt dem Bevollmächtigten das 
Recht, für ben Vollmachtgeber zu handeln. Daher ift ber Auftrag 
nur an ben Beauftragten, bie Vollmacht an den Dritten gerichtet, 
mit dem ber Bevollmächtigte in Verkehr treten ſoll (88 662 ff., 167). 
Eine Vollmacht kann ohne Auftrag, ein Auftrag ohne Vollmacht be— 
ftehn. Wer innerhalb der Vollmacht, aber gegen ben Auftrag handelt, 
verpflichtet den Machtgeber, macht fich ihm aber wegen Verlegung bed 
Auftrags ſchadenserſahpflichtig. 

Die Vollmachtserkiärung erfolgt nach dem BGB (8 167) ent- 
weder durch Erklärung gegenüber dem Dritten oder gegenüber bem 
Mandatar, aber in diefem Falle mit der Mbficht der Mitteilung an 
den Dritten. Erſetzt wird dieſe Vollmacht — bie feiner Form be— 
darf — durch jede gegenüber dem Dritten erfolgte oder durch eine 
Öffentliche Kundgebung ($ 171) oder durch Übergabe einer Voll⸗ 
machtsurtunde an den Manbatar und Borlegung ber Urkunde an 
den Dritten ($ 172). 

Die Vollmacht erliſcht mit dem Rechtöverhältniffe, das ihr 
zugrunde liegt, fie ift regelmäßig nicht ein abſtraktes Geſchäft 
(8 168). Sie ift indes Sache des perfünlichen Vertrauens und fann 
darum auch erlöfchen, wenn jenes Rechtsverhältnis fortbauert. Da- 
ber befteht das zwiſchen dem Kaufmann und feinem Handlungsge⸗ 
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Hilfen begründete Dienftvertragsverhältnis fort, wenn ber Rauf- 
mann bie dem Gehilfen erteilte Handelsvollmacht widerruft. Nach 
bisherigem Recht erlofch die auf einem Auftrage beruhende Vollmacht 
mit dem Tode bes Auftraggebers. Bon biefem Grundſatze beftanben 
Ion nad} dem bisherigen Reichsrecht Ausnahmen für die Handlungs» 
vollmacht (Artt. 297, 52) und die Prozeßvollmacht ($ 82 ZPO a. $.). 
Nach VEB ($ 672) erlifcht im Zweifel auch das Auftragsverhältnig 
nicht durch ben Tod des Auftraggebers. Dagegen erlifcht die Voll⸗ 
madt buch den Tod bes Bevolmächtigten, ſowie durch Widerruf 
feitens des Vollmachtgeberd und durch Kündigung, falls ſich ihre 
Unwiderruflichkeit nicht aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis 
ergibt (vgl. 88 27, 715). 

III. Nur Privatgefhäfte fünnen Gegenftand ber Vollmacht 
fein. Alle diejenigen Perfonen alfo, melde dem Staate zuftehenbe 
Hoheitsrechte ausüben, können nicht Bevollmächtigte im Sinne bes 
Zioilret3 fein. Die Berufung des Staatöbeamten zu feinem Amt 
ift ein Akt der Ausübung ber Amterhoheit, nicht ein privatrechtlicher 
Vertrag. Wenn auch der Beamte im Privatintereffe einzelner Per- 
fonen und daher auf deren Antrag ober Auftrag tätig wirb, fo übt 
er doch in feiner Tätigkeit öffentlicherechtliche, allein dem Staate 
äuftehenbe Rechte aus (Auftrag an den Gerichtsvollzieher zur Vor— 
nahme der Zwangsvollſtredung, Anträge auf Zmangsverfteigerung 
von Immobilien, Antrag auf Enteignung im Inlereſſe des Bergbau- 
treibenden). Die Gemeinbebeamten find, foweit fie private Antereffen 
ber Gemeinweſen wahrnehmen, Vebollmächtigte, und ihre Berufung 
geſchieht durch Vertrag; ſoweit fie öffentlich-rechtliche Yunktionen 
verjehen, find fie mittelbare Staatsbeamte. Insbeſondere handeln 
auch bie Gerichisvollzieher al3 Beamte, denn ihre Berufstätigkeit bes 
fteht in der Ausführung von Akten, die nach dem Gefege nur dann 
wirkſam find, wenn fie der Gerichtsvollzieher vornimmt. Someit ber 
Gerichtövollzieher aber in Ausübung feines Amtes privatrechtlich 
mirffame Handlungen vornimmt (Befik ergreift, Pfandrecht erwirbt, 
Zahlung erhebt), handelt er innerhalb einer ihm vom Gefep erteilten 
Vollmacht, und ift er alfo Stellvertreter feines Auftraggeber.) 

IV. Das BGB tennt eine unabänderliche und eine abänberliche 
Handlungsvollmadit. 

1. Eine unabänderliche Vollmacht hat der Profurift 
(88 48—53 HGB). Man bezeichnet fo denjenigen, ber von bem 
Inhaber des Hanbelögefhäfts (dem Prinzipal) ober feinem geſetz⸗ 
fichen Bertreter ermächtigt ift, in beffen Namen und für beffen 

>) Dal. die zum Zeil abweichenden Entſcheidungen RG 10, 233; 9, 
561; 11, 289, inäbefonbere aber bie Entſch. ber verein. Airilfenate 16, 396 
und’ Hahn bei Grudot Bb. 31, 380 ff. Wal. auch RG'39, 180. 
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Rechnung das Handelsgeſchäft zu betreiben unb per procura bie 
Firma zu zeichnen. Obwohl hiernach die Vollmacht gerichtet ift 
auf den Betrieb des Handelsgeſchäfts (d. i. biefes Prinzipals), 
ermächtigt fie zu allen Arten vom gerichtlichen und außergerichtlichen 
Geſchäften und Rechtshandlungen, welche ber Betrieb eines (b. i. 
irgenbeines) Hanbelögewerbe3 mit fich bringt. Sie erfeßt jebe be— 
fonbere Vollmacht, und eine Befhräntung ihres Um— 
fangs hat Dritten gegenüber feine reitlihe Wir— 
tung, felbft wenn ber Dritte die Beſchränkung iennt. über 
ſchreitet der Proturift aber feinen Auftrag, fo ift er aus biefem 
dem Prinzipal haftbar (RG 30, 21). Die Zeichnung der Yirma 
geſchieht in der Weife, daß ber Prokurift ber Firma einen die Profura 
anbeutenden Zufag und feinen Namen beifügt. Die Profura kann 
einer oder mehreren Perfonen gemeinfchaftlich erteilt werben; im 
letzteren Falle (der Gefamtprofura) fönnen die mehreren Profuriften 
mit verbindlicher Kraft nur gemeinjchaftlic Handeln, mährenb jeber 
ber beſonders beftellten Profuriften infolge ber Unbefchräntbarteit 
der Profura felbftänbig zur unbegrenzten Vertretung des Prinzipals 
befugt ift. 

Nicht ohne meiteres befugt ift der Profurift zur Ver— 
äußerung und Belaftung von Grunbftüden. 

2. Eine befhräntbare Vollmadt ift 

a) bie des Handlungsbevollmächtigten (88 54ff. HGB) und 

b) Die des zu einzelnen Hanbelsgefhäften Bevollmächtigten. 

Gemeinfam ift beiden eine Vollmacht zu Hanbelsgefhäften, 
deren Umfang ber Mahtgeber begrenzen kann. 
Der Unterfchieb Tiegt aber darin, daß der Umfang jener durch Geſetz, 
der Umfang biefer allein von dem Willen des Vollmachtgebers bes 
ftimmt wird. Jene ermächtigt zu allen Geſchäften und Rechts- 
hanbfungen, die der Betrieb eines derartigen Handelsgewerbes 
ober die Vornahme derartiger Geſchäfte gemöhnlid mit fi 
bringt; nur die Veräußerung und Velaftung von Grunbftüden, bie 
Eingehung von Wechfelverbinblichkeiten, die Aufnahme von Dar— 
Iehen und bie Prozekführung find ausgefchloffen. Der Prinzi— 
paltanndie Vollmacht aber einfchränten, boch wirklen Be— 
ſchränkungen gegen den Dritten nur dann, wenn er fie fennt ober 
tennen muß. 

Hanblungsbevollmädtigter ift au aa) der Handlungs- 
teifende, wenn er zur Vornahme von Gefhäften an Orten ver= 
wenbet wird, an denen fich eine Nieberlaffung bes Geſchäftsinhabers 
nicht befindet. Er ift befugt, den Kaufpreis aus ben bon ihm ab» 
geichloffenen Verläufen einzuzieben und dafür Zahlungsfriften zu 
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gewähren, fowie Mängelrügen und Erklärungen, daß eine Ware zur 
Verfügung ftehe, entgegenzunehmen; 

bb) ber in einem offenen Warenlager ober in einem 
Laden Ungeftellte, denn er ift zu Verkäufen und Empfang- 
nahmen ermächtigt, die in einem berartigen Warenlager oder Laden 
gewöhnlich geſchehen. 

Die Vollmacht zu einzelnen Handelsgeſchäften unterliegt aus— 
[chließlich, jede andere Handelsvolmadt dem BGB infoweit, als 
Beftimmungen be HGB nicht entgegentehen. 

Profura und Handlungsvollmacht find nicht übertragbar (88 52, 
58 HGB). Die Profura erlifcht nicht durch den Tod des Prinzipals, 
weil ber Gefchäftsbetrieb von ber Perfon bed Gefchäftzinhabers 
regelmäßig unabhängig ift; ob ber Tod bes Prinzipals bie einfache 
Ban noßoolmadit beendet, beftimmt ſich nach allgemeinen Grund- 
lägen. 


$ 45. Das unwirkſame Rechtsgeſchäft. 


Der Grund ber nicht feltenen Erfcheinung, daß ein Rechtsge— 
ſchäft bie von den Parteien beabfichtigte Wirfung nicht erreicht, liegt 
entiveber darin, daß nicht alle die Tatumſtände eingetreten find, bie 
nah dem Willen ber Parteien eintreten follten (unbollftän- 
dige Geſchäfte), oder darin, daß dem fertigen Tatbeſtande ein 
Mangel andaftet (mangelhafte Geſchäfte). Zu ben erfteren ge- 
hört das Geſchäft, daß vom Eintritt einer Bedingung oder ber 
Willenskundgebung eined Dritten abhängig gemacht ift, zu ben 
letzteren das gegen eine Form, ein Verbot verftoßenbe ober auf einem 
Willensfehler beruhende. Die mangelgaften Geſchäfte find nad dem 
in das BGB übergegangenen Sprachgebrauche nichtig oder anfechtbar. 

Nichtig ift ein Geſchäft, defien beabſichtigte Wirkung nicht 
eintritt, an fecht bar ein Geſchäft, beffen Rechtswirlſamkeit aufs 
gehoben werben kann. Die Nichtigkeit ift alſo beim Vorhandenſein 
bes Mangels von ſelbſt gegeben, bie Anfechtung dagegen ift ein 
Willensatt. Die Folge ift, daß die Wirkungen bes anfechtbaren Ge- 
ſchäfts bis zur Anfechtung beftehen, und daß das Geichäft unanfecht- 
bar wird, wenn das Anfechtungsrecht verloren gebt. Das Anfech- 
tungsrecht fteht nur einem am Rechtögefchäft Beteiligten, ausnahms— 
weiſe einem Dritten, durch das Gefchäft Benachteiligten zu. 

Die Nichtigkeit wird nicht herbeigeführt, fie Tann nur feftgeftellt 
erben (inäbefondere auch im Wege ber Feſtſteilungsklage nad} $ 256 
ZPO); fie geltend zu machen, ift ein jeder befugt, deſſen Intereſſen 
durch das. Gefchäft berührt merben (RG 24, 177), bie Geltend- 
machung ber’ Nichtigkeit ift daher nicht Gegenftand eines befonberen 
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Rechts, und ber Richter hat die ihm erkennbar geworbene Nichtigkeit 
von Amts wegen wahrzunehmen. 

Die Anfechtung hatte nach altem Recht in vielen Yällen nur 
mittelbare Wirfung, d. h. fie begründete die Pflicht zur Wieberher- 
ftelung des früheren Zuſtands, nach dem BGB ($ 142) aber hat 
fie immer unmittelbare Wirfung, d. 5. fie bewirkt, daß 
das Geſchäft als von Anfang an nichtig behandelt wirb, fie ift alfo 
eine bedingte, b. h. von ber Unfechtungserklärung abhängige Nichtig- 
teit. Es ift alfo ber frühere Rechtszuſtand beftehen geblieben. Die 
Anfechtung felbft erfolgt nicht wie regelmäßig nad) bisherigem Recht 
durch bie Mittel bes Prozeßrechts, die Aufhebung gefchieht alfo nicht 
durch Urteil, fondern durd bloße Erllärung bes Anfechtungsbered- 
tigten gegenüber bem Gegner ($3 143, 2081). Natürlich kann bie 
Erklärung durch Erhebung der Klage oder einer Eintebe abgegeben 
werben, aber aufhebenbe Wirkung hat auch in diefem Yalle nicht das 
Urteil, fonbern bie Erklärung. 

Nichtigkeit eined Teiles bes Rechtsgeſchäfts Hat nah altem 
und neuem Rechte die Nichtigkeit des ganzen Gefchäftes zur Folge, es 
fei denn, daß es aud ohne den nichtigen Teil würde vorgenommen 
worben fein (88 139, 2085). Eniſpricht ein Gefhäft nicht ben Er- 
forberniffen des beabfichtigten, mohl aber denen eines anderen Ge- 
ſchäfts, fo kann es als Geſchäft ber letzteren Art (im Wege ber 
Ummanbdlung, Konberfion) aufrecht erhalten werben, wenn an= 
zunehmen ift, daß die Parteien bei Kenntnis der Nichtigkeit das Ge— 
ſchäft als ein ſolches anderer Art gewollt haben würden (3. 8. einen 
eigenen Wechfel, dem das Wort „Wechfel” fehlt, als Verpflichtungs⸗ 
fein im Sinne des $ 363 HGB). 

Das BGB ſpricht an mehreren Stellen von unwirffamen 
Geſchäften und umfaßt damit entweder alle mangelhaften Ge- 
ſchäfte (88 344, 2085) oder ftellt fie zu ben nichtigen Geſchäften in 
einen Gegenfag. Wo das letztere gefchieht, nennt es unwirkſam bie- 
jenigen Gefchäfte, welche fo wie fie vorliegen, feine ober nur be= 
ſchrankte Wirkung haben, die aber wirlſam merben fönnen, wenn 
ein Tatumſtand, den dad Geſetz oder der Wille ber Parteien zur 
Wirkſamlkeit verlangt, hinzutritt. Ein folder Tatumſtand ift ind- 
befonbere bie Eintoilligung eines Dritten ober bie Genehmigung einer 
Behörde. Darum ift nit nur das auffchiebenb-bebingte, alfo un= 
volftändige Gefhäft, fondern auch das ohne Vollmacht oder von 
einem befchräntt Geſchäftsſähigen vorgenommene und das von ber 
vormunbfchaftägerichtlihen Genehmigung abhängige Geihäft wäh— 
rend bed por dem Eintritt diefer Tatfachen beftehenden Schwebezu⸗ 
ftanbes unmirffam, nad) ber Entjcheibung entweber vollwirkſam ober 
wirkungslos. Ein nichtiges Geſchäft dagegen kann nicht wirkſam 


Fünfter Abſchnitt: Die juriſtiſchen Tatſachen. 8 46. 127 


werben, denn beftätigen es bie Parteien nad; Hebung bes Mangels, 
fo fließen fie ein neues Geſchäft ($ 141). 

Ein Rechtsgeſchäft kann eine beſchränkte Wirkfamteit haben, 
insbefonbere beftimmten Berfonen gegenüber unwirkſam fein ($ 135). 
Hierher gehören namentlich die vom Gemeinſchuldner nad ber 
Konturseröffnung geſchloſſenen, die Konkursmaſſe betreffenden Ge- 
ſchäfte. Diefe find ($ 7 RO) nur ben Konkursgläubigern gegen» 
über unwirkfam. Während das anfechtbare Gefhäft mit der An— 
fehtung mit abfoluter Wirkung außer Kraft tritt, ift und bleibt ein 
ſolches relatin-unmirkfames Gefhäft für die Sontrahenten 
bindend, für bie gefhüßten Perfonen (3. B. bie Konkursgläubiger) 
ift es, auch ohne Anfechtung, nicht vorhanden, aber es fann auch 
gegen fie wirken, wenn fie auch nur ſtillſchweigend ihre Zuftimmung 
dazu geben. 


. $ 46. B. Die unerlaubte Handlung. 


Im Gegenfage zu ben Rechtsgeſchäften find unerlaubte Hanb- 
lungen diejenigen, beren Rechtöfolge gegen den Willen des Hanbeln- 
den eintritt. Eine Anzahl diefer Handlungen find vom Geſetze mit 
Strafe bebroht, weil fie das allgemeine Wohl ſchädigen. Daburd,, 
daß das Gefeh fie beftraft wiffen will, nimmt es das durch fie ge⸗ 
fährbete Gut unter feinen Schuß, macht e8 zum Rechtsgute. Aber 
nicht alle unerlaubten Handlungen find ftrafbar; unerlaubt ober 
rechtswidrig find vielmehr auch diejenigen Handlungen, melde das 
Recht eines andern verlegen, ihn alſo ſchädigen. Mit biefen hat es 
das Privatrecht zu tun. Daß fie Daneben auch ftrafbar fein 
tönnen, ändert nichts an ihrer zivilrechtlichen Folge. 

Die Rechtswidrigkeit auf dem Gebiete des Privatrechts Tann in 
einem Jun ober in einem Unterlaffen beftehn. Soll ein Unter- 
laffen eine Rechtswĩdrigkeit enthalten, jo muß e3 in ber Verlegung 
einer Rechtspflicht beftehen. Daher ift die Nichterfüllung einer Vers 
binblichteit überhaupt ober zur feftgefehten Zeit eine Rechiswidrigkeit. 

Die an die Rechtswidrigkeit gefnüpften Yolgen treten regel 
mäßig nur ein, wenn bie Rechtsverlezung berſchuldet ift. 
Die Schuld ift entweder Vorſatz, d. h. das bemußte Wollen ber 
Rechtswidrigkeit, oder Fahrläſſigkteit (Verfehen), d. h. der Mangel 
ber erforberlichen Sorgfalt. 

Der Borfat (dolus) zieht die Rechtsfolge, die an die Pflicht- 
verlegung geknüpft ift, immer nad} fi), und eine Vereinbarung, durch 
die jemand von vornherein fi gegen bie ihm aus borfäßlichem 
Handeln drohenden Nachteile zu ſichern fucht, ift nichtig. 

Die Fahrläffigteit aber Tann eine verſchieden ſtarke fein, und 
nicht immer macht ſchon ber geringfie Grab des Verſehens verant- 
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wortlich. Um ben Grab bes Verſehens feftzuftellen, legt man einen 
verſchiedenen Maßftab an, und zwar 

a) einen abfiraften, von ben Eigenfchaften eines vorge- 
ftellten Menſchen entnommenen; biefer Maßftab Hat zur Auf- 
ftellung bon zwei Graben der Schuld geführt, nämlich 

aa) des groben Verſehens (culpa lata), welches in ber 
Verlegung desjenigen Maßes von Sorgfalt befteht, daß jeber ge— 
wöhnliche Menſch anmenbet, 

bb) des geringen Verſehens (culpa levis), welches in 
der Verlegung ber Sorgfalt eines umfichtigen Menfhen (eines 
diligens pater familias) bejteht. 

b) Ein fontreter Maßſtab wird angelegt, wenn man 
die Sorgfalt desjenigen beftimmten Menſchen zugrunde legt, 
deſſen Handlungen beurteilt werben follen (culpa in concreto — 
Verlegung ber diligentia, quam suis rebus adhibere solet). 
Diefer Maßftab wird nur da angelegt, mo es ſich um Afte des Ver» 
trauens handelt. Hier verlangt, da ein jeber mit feinem Vertrauen 
vorfigtig umgehen mag, das Geſetz nur, baf in fremden Ungelegen- 
heiten biejenige Sorgfalt angewendet werde, bie man auf feine eigenen 
Angelegenheiten zu verwenben pflegt. 

Darüber, welches Maß von Sorgfalt anzumenben ift, gibt es 
ſowohl im alten tie im neuen Rechte nur eine allgemeine Regel, 
d. i. bie, daß, wenn überhaupt, ftet3 grobe Yahrläffigkeit zu ver— 
treten if. Culpa in concreto vertritt nach römiſchem Recht ber 
Geſellſchafter, der Miteigentümer bei Verwaltung ber gemeinſchaft⸗ 
lichen Sache, und ber Ehemann bei Verwaltung ber Dog und ber 
PVaraphernalgüter. Das BGB läßt für diefe Urt der Sorgfalt ein- 
ftehen ben Verwahrer, wenn er bie Verwahrung unentgeltlich über- 
nommen bat ($ 690), den Geſellſchafter (F 798), bie Ehegatten 
($ 1359) und ben Water bei Ausübung ber elterlichen Gewalt bem 
Kinde gegenüber ($ 1664). “ 

Die Einzelheiten gehören in das Obligationenrecht und in bie 
Erörterung ber einzelnen Rechtsverhältniſſe. 


II. Andere rechtserhebliche Ereignifle. 


8 47. Allgemeines. 

Über ben Einfluß derjenigen Tatſachen, melde außer den 
Willenzerflärungen und den unerlaubten Handlungen privatrecht— 
liche Folgen haben, laſſen fi allgemeine Grunbfäge nicht aufftellen. 
Von befonberer Wichtigkeit find Die Verfügungen der Staatsgewalt, 
da fie mie bie Enteignung, die Vermögensentziefung Rechte geben 
und Rechte nehmen. 
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Einer befonderen Behandlung bebarf 
1. ber Zeitablauf, und x 
2. die Verjährung. 


$ 48. Der Beitablauf. 

Der Zeitablauf ift infofern von Einfluß auf Entftehung und 
Enbigung ber Rechte, als 

1. der Zeitablauf an fi ch die Möglichkeit ausſchließen kann, eine 
Rechtshandlung vorzunehmen, 

2. ber Zeitablauf in Verbindung mit ber Ausübung 
eines Rechts einen Rechtserwerb und in Verbindung mit ber 
Nichtausübungdes Rechts einen Rechtsverluſt herbei 
führen kann. 

Im erſteren Falle kann die Zeit in Betracht lommen als Zeit⸗ 
puntt (Termin) wie als Zeitraum (Friſt). Termine 
lönnen beſtimmt werben durch Privatwillensertiärung oder durch 
richterliche Verfügung, Friſten durch Geſetz, private oder richterliche 
Verfügung. Die Zeitberechnung geſchieht entweder durch Hinweis 
auf den Kalender, d. h. auf die Zeit, wie ſie im Kalender be— 
zeichnet iſt. Dies geſchieht z. ®., wenn ber 21. Auguſt 1900 als Tag 
der Fälligkeit einer Schuld angegeben oder wenn beſtimmt wird, daß 
eine Hanblung nur in ber Zeit vom 1. April biß 1. Juli 1900 vor= 
genommen werben bürfe. Im Gegenfage zu dieſer unbemeg- 
lichen Zeit gibt eß eine bewegliche Zeit. Darunter ber 
vr man ben mit einem getoiffen Ereigniffe beginnenden Zeitraum, 

83. „ſechs Monate nach Übergabe ber Ware“, 

Die Berehnung der Friften fann a momento ad 
momentum erfolgen, wenn Kleinere Zeitteile al Tage in Berech— 
nung gezogen werben. Diefe „Naturalfomputation“ fand 
im römiſchen Recht und findet auch heute nur ausnahmsweiſe und 
regelmäßig nur kraft Parteimillens Anwendung. Die gewöhnliche 
Friſtberechnung bildet nach altem und neuem Rechte (S$ 187, 188) 
die fog. Ziviltomputation, bie ben Tag ala Mleinften, nicht 
weiter zerlegbaren Zeitteil anfieht. Aber während das römifche Recht 
den Tag, in welchen das die $riftinlauffegende 
Ereignis fiel, mitrechnete, zählt das deutſche Recht 
und mit ihm das BGB ($ 187 Abf. 1) und Art. 322 Nr. 1 WO ihn 
nicht mit. Anders wenn ber Beginn bes Tages für den Anfang 
einer Frift beftimmend fein fol; dann mich diefer Tag mitgerechnet 
{miete ich 3. B. vom 1. April 1900 ab auf 3 Jahre, fo endet das Ver⸗ 
tragsverhãltnis mit Ablauf bes 31. März 1903). Ebenſo wird bei 
Berechnung des Lebensalters der Tag ber Geburt mitgezählt. 

Eine nach Tagen beftimmte Frift endet nah BGB ($ 188 Abſ. 1) 

Engelmann, D. bürgerliche Mecht Deutihlands. IV. Aufl. 
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mit dem Ablaufe bes legten Tages ber Frift, eine nad Wochen 
ober Monaten beftimmte Frift endet, wenn ber Unfangstag nicht 
mitgezählt wird, mit dem Ablaufe besjenigen Tages ber legten 
Woche ober des legten Monats, ber durch Benennung ober Zahl bem 
Tage entfpricht, in melden das bie Frift in Lauf jegende Ereignis 
fiel; wenn aber ber erfte Tag mitgezählt wirb, fo enbet die Frift mit 
dem Ablauf besjenigen Tages ber letzten Woche oder des letzten 
Monats, welcher dem durch Benennung ober Zahl dem Anfangstage 
entſprechenden Tage vorhergeht. 

Eine Frift von einem halben Jahre ift = 6 Monaten, eine ſolche 
bon einem Vierteljahte — 3 Monaten, ein halber Monat beträgt 
15 Tage ($ 189). Das HGB fieht eine vereinbarte Friſt von acht 
Tagen als volle acht Tage an ($ 359), dem BGB fehlt eine gleiche 
Beftimmung, es wird hier aljo auf den Willen der Parteien und aljo 
auf den Sprachgebrauch anlommen. 

Iſt für bie Wbgabe einer Willenserklärung ober für die Vor— 
nahme einer Leiftung eine Friſt beſtimmt, fo tritt an Gtelle bes 
legten Tages ber Frift der nächte Werktag, wenn der legte Tag ber 
Frift auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag fällt (8 193 BGB, 
Art. 92 WO). 

Das römische Recht machte einen Gegenfat von tempus con- 
tinuum und tempus utile; in jenen Zeitraum murben alle, in 
diefen nur diejenigen Tage einbezogen, an welchen bie Vornahme 
des Geſchäfts möglih war. Im heutigen Recht ift nur noch bie 
Wechfelproteftfrift tempus utile (Art. 41, 92 WO). 

Das ältere deutſche Recht kannte Friften von Jahr und Tag 
und verftand darunter ein Jahr ſechs Wochen und brei Tage. Dem 
BGB ift biefe Friſt unbefannt. 


8 49. Die Verjährung. 

1. Begriff. Im meiteren Sinne bedeutet Verjährung bie durch 
Ausübung oder Nihtausübung von Rechten während eines gewiſſen 
Zeitraums bewirkte Ünberung biefer Rechte, im engeren, hier allein 
gebrauchten Sinne nur biejenige Anderung, bie burh Nihtaus- 
übung eines Rechts während eines beflimmten Zeitraums herbei— 
geführt wird. 

2. Geſchichte. Dem älteften römiſchen Rechte war (erlöſchende) 
Verjährung unbelannt: alle actiones waren perpetuae. Das prä- 
torifche Edikt führte zunächft für die von ihm gegebenen actiones 
poenales eine Verjährungsfrift von einem Jahre ein; fie hießen in⸗ 
folgebeffen actiones annales. Erſt Theobofius II. beftimmte 
(424 n. Ehr.), daß alle actiones, bie nicht ſchon einer kürzeren Ver⸗ 
jährung unterlagen, in 30 Jahren verjähren follten. Die Wirkung 
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ber Verjährung beftanb darin, daß nur die Klagbarkeit bes Rechts, 
nur bie actio erloſch, das Recht felbft aber beftehen blieb. Man fagte 
daher, daß nach Verjährung ber activ eine obligatio naturalis 
übrig bleibe. 

Auch) das ältere beutfche Recht Tannte das Inſtitut nicht. Wer 
aber befugt war, einen dem Rechte nicht entſprechenden Zuftanb an= 
zufechten, und bie Anfechtung innerhalb einer gewiſſen Friſt, meift 
von Jahr und Tag, melde mit der Möglichleit der Anfechtung bes 
gann, unterließ, ber verlor biefe Befugnis durch ‚Verſchweigung“. 

Das gemeine Recht berubte auf dem römifchen Recht, und auf 
dem gemeinen Rechte fußt das BGB. 

3. Gegenftand der Verjährung find nach gemeinem und neuem 
Recht Anfſ prüche. Anſpruch aber iſt (nach $ 194) „das Recht, 
von einem anderen ein Tun oder ein Unterlaſſen zu verlangen“. Die 
Folge iſt, daß die Verjährung das Forderungsrecht ſelbſt ergreift. 
Dagegen bleibt bei Verjährung des aus einem abfoluten Rechte ent⸗ 
ftandenen Anſpruches das abjolute Recht felbft beftehen. Denn aus 
einem abfoluten Rechte (3. B. dem Eigentum) entfteht ein Anſpruch 
erft mit dem Eintritte eine dem Rechte widerſprechenden Zuftandes. 
Es tann daher ber Herausgabeanfpruch des Eigentümers gegen ben 
Beſiher verjähren, ohne daß das Eigentum ſelbſt damit aufs 
gehoben würde. 

Aber niht alle Anfprüde unterliegen ber 
Berjährung. Das BGB fchliekt von ber Verjährung auß: a) die 
aus ſamilienrechtlichen Verhältniffen entjtebenden Anfprüche, ſoweit 
fie auf bie Herftellung bes dem Verhältnis entſprechenden Zuftanbes 
für die Zufunft gerichtet find ($ 194), alfo 3. 8. das Recht auf Unter- 
haltsgewährung, b) bie Anfprücde aus ben im Grundbuch einge 
tragenen Rechten, e3 handle fi denn um Rüdftänbe wiederlehrender 
Zeiftungen ober um Schabenzerfaganfprüche ($ 902), c) gewiſſe aus 
dem Eigentum fließende Ansprüche ($ 924), d) bie Anſprüche auf 
Teilung einer Gemeinjchaft (58 758, 2042), e) die Anſprüche auf 
Berichtigung des Grundbuchs ($ 898). 

4. Die regelmäßige Berjährungsfrift ſowohl des gemeinen als 
bes neuen Rechts beträgt 30 Jahre. Doch kannte fhon das römische 
Recht eine Reihe kürzerer Verjährungsfriften, und das moberne Recht 
hat bie Neigung, immer mehr Unfprüche von ber Regel auszunehmen 
und aus rechtäpolitifchen Gründen kurzen Verjährungsfriften zu 
unterwerfen. Das BGB felbft ftedt die Yrift für eine große Zahl 
bon Anfprüchen aus bem Gebiete des täglichen Geſchäftsverkehrs auf 
zwei bzw. vier Jahre ab (88 196, 197).”) 

") Zußetbem; 86 477, 481, 400-402, 698, 786, 801, 804, 852, 1902, 
1715, 658, 581, 1057, 1093, 1226, 1623, 2287, 2288, 2332 BG2. 
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5. Zum Beginn der Verjährung gehört actio nata, d. h. das 
Net zu Hagen; nah BGB $ 198: der Unfprud mußent- 
ftanden fein. Diefer Zeitpunkt ift dann eingetreten, wenn ber 
Anfpruchäberechtigte befugt ift, die Leiftung zu verlangen. Die Ver: 
jährung einer Darlehnsforberung beginnt alfo nicht mit ber Mah— 
nung, fonbern mit der Darlehnshingabe. Muß der Leiftung eine 
Kündigung vorangehen, fo beginnt die Verjährung mit der Kündi— 
gung, und ift nah Ablauf einer Kündigungsfriſt zu leiften, jo ift 
actio nata erſt mit Ablauf diefer Friſt ($ 199); für einen be 
Dingten Anfprud) ift a. nata mit Eintritt ber Bebingung ($ 158), 
für einen betagten mit Eintritt bes Termins ($ 163). 

Die Verjährung ber Unfprüche, die nach bem BGB in zwei ober 
bier Jahren verjähren, beginnt erft mit dem Schluffe des Jahres, in 
welchem der Anſpruch entfteht ($ 201). 

Geht der Unfprud auf ein Unterlaffen, fo ann feine Verjäh- 
zung erft beginnen mit ber Zumiberhanblung, denn der Zuſtand bis 
dahin entfpricht dem Rechte ($ 198). Der aus einem abfoluten Rechte 
entftehende Anfpruch beginnt gu verjähren erſt mit ber Verlegung 
des Rechts. 

Eine Hemmung ber Xerjährung tritt ein, fobalb der Gel- 
tenbmadung bes Anfpruces ein Hinbernis entgegenfteht. Das 
Hinbernis kann ein tatfächliches ober ein rechtlicheg fein. Die Hem- 
mung bewirkt, daß ber Lauf ber Verjährung nicht beginnt ober, wenn 
er begonnen, daß er fo lange ftillfteht, ald das Hindernis wirkt (bie 
Verjährung ruht). Nach Beſeitigung des Hinberniffes ſetzt 
fi) der Lauf der Verjährung fort, vie ZeitbesRuhensmwirb 
in die Verjährungsfrift nicht mit eingerechnet. Nach bem 
BGB find Gründe, welche den Verpflichteten zur Verweigerung ber 
Leiftung beredtigten, ferner Stillſtand ber Rechtspflege, das Be— 
ftehen der Ehe, das Eltern» und Kindesverhältnis (während ber 
Minderjährigfeit der Kinder) und das Vormundſchaftsverhältnis 
zwifhen Gläubiger und Schuldner Hinderniſſe der Verjährung 
(88 202207). 

6. Die Unterbredjiung ber Verjährung bewirkt, daß bie bisher 
abgelaufene Verjährungsgeit nicht in Betracht kommt und daß nad 
ber Unterbrehung eine neue Verjährung be— 
ginnt. 

Unterbrochen wirb bie Verjährung 

a) nad) altem (RG 15, 178) und neuem Rechte ($ 208) dadurch, 
daß der Schulbner dem Gläubiger gegenüber, wenn aud) nur ftill- 
ſchweigend 3. 8. durch Zins» oder Abſchlagszahlung, Sicherheits- 
leiftung, Bürgſchafts- ober Pfanbbeftellung bie Schuld aner- 
tennt; " 
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b) duch Erhebung ber Klage. Im älteren römifchen 
Rechte murben alle verjährbaren actiones (a. temporales) durch die 
Kitisfonteftation a. perpetuae. Nach juftinianifhem Rechte murbe 
die Verjährung dur die Ladung des Bellagten unterbroden fo 
zwar, ba, wenn ber Prozeß liegen blieb, von ber legten Prozeß⸗ 
handlung ab für alle Klagen eine neue Verjährung von 40 Jahren 
Tief. Im gegenwärtigen Recht erfolgt die Unterbredung durch Er- 
hebung ber Klage nad; Maßgabe der 3PO (88 253, 267, 281, 499, 
500, 510). Es ift gleich, ob auf Befriedigung oder auf Yeftftellung 
des Anſpruchs, auf Erteilung der Vollſtredungsklauſel oder auf 
Erlaffung bes Vollftredungsurteils geflagt wird ($$ 253, 256, 731, 
722 3BD). 

Der Klageerhebung fteht gleich (8 209 BGB) 

a) bie Zuftellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren 
(8 693 3PO); 

b) bie Anmeldung bes Anſpruchs im Konkurſe (8 139 KO); 

ec) bie Erklärung der Aufrechnung im Prozeſſe ($ 281 ZPO); 

d) die Gtreitverfündung in dem Prozeffe, von deſſen Ausgange 
der Anfpruc abhängt ($ 73 ZPO); 

e) die Vornahme einer Vollſtredungshandlung ober die Stellung 
des Antrags auf Vornahme einer dem Gericht oder einer anderen 
Behörde obliegenden Zwangsvollſtreclung. 

Das BGB fteht hierin in Übereinftimmung mit dem bisherigen 
Rechte, doch find durch bie Beſtimmungen zu c und d Zweifel bes bis- 
herigen Rechts entfchieven. Die Grundfähe bed BGB finden auch 
auf die Wechfelverjährung Anmwenbung.!) 

Da in allen hier angeführten Fällen bie Unterbrehung durch 
gerichtliche Geltendmachung bes Anſpruchs herbeigeführt wird, kann 
bie neue Verjährung erft nach Beendigung ber vom Berechtigten ver⸗ 
anlaßten gerichtlichen Tätigkeit beginnen. Daher beginnt mit ber 
Rechiskraft bes Urteils ſowie mit ber Yeftftellung des Anſpruchs 
durch vollſtrecbbaren Vergleich, vollſtredbare Urkunde ober im Kon— 
lurſe eine neue Verjährung von 30 Jahren auch dann, wenn ber Ans 
ſpruch ſelbſt einer fürzeren Verjährung unterlag ($$ 218—220). 
Denn der Berechtigte Tann in jedem Falle feinen Anfpru nunmehr 
auf jene Feftftelung gründen. 

Iſt der Prozeß in anderer Weife erlebigt, fo beginnt bie neue 
Verjährung mit dem Ereignis, das ihn erledigt. Geſchieht dies 
aber durch Zurüdnahme ber Klage oder durch ein nicht in ber Sache 
ſelbſt entſcheidendes, auf Abteifung lautendes Urteil, fo ift eine 
Unterbrechung nicht eingetreten. Denn in jenem alle hat ber Kläger 





’) Art. 80 WO ift dur Art. 8 Nr. 2 EG 3. HGB aufgehoben. 
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von ber gerichtlichen Verfolgung Abſtand genommen, in biefem aber 
hat ſich heraußgeftellt, daß der Kläger den Anſpruch nicht ordnungs⸗ 
mäßig geltend gemacht Hat. Und ruht das Verfahren, fo beginnt bie 
neue Verjährung mit ber Iegten Prozeßhanblung (8$ 211, 212).) 

7. Die Wirkung der Verjährung befteht nad; altem und neuen 
Rechte (88 222, 223) darin, daß ber Verechtigte den verjährten An— 
ſpruch nicht gegen den Willen bes Verpflichteten geltenb machen barf,?) 
meber durch Klage noch durch Einrebe. Der Schuldner kann alfo 
die Schuld als fortbeftehend behandeln, fie anerfennen, fichern, be= 
friedigen, aber er Tann. hierzu nicht geziwungen werben, vielmehr 
fteht ihm das Recht zu, bie Leiftung zu verweigern, bem Anſpruch 
eine (wahre) Einrede entgegenzufegen. Die condictio inde- 
biti auf Erftattung bes Gezahlten ift folgerichtig außgefchlofien. 
Pfand und Bürge bleiben verhaftet. Als Anſpruch unterliegt auch 
die rei vindicatio ber Verjährung, während das Eigentum be— 
fiehen bleibt. Der Eigentümer hat damit bie Befugnis verloren, 
feine Sache von bemjenigen Beſihzer zurüdzuforbern, gegen ben fein 
Herausgabeanfpruch urfprünglich entftanden war; gelangt die Sache 
aber in die Hand eines anderen Beſihzers, der nicht Rechtsnachfolger 
des vorigen ift, fo ift ein neuer Anſpruch begründet. 

8. Nach gemeinem und neuem Recht find Verträge über eine 
Verlängerung oder Erſchwerung ber Verjährung grundfätzlich“) un⸗ 
auläffig ($ 225). Denn das Anftitut ber Verjährung bient all- 
gemeinen Intereſſen. Dagegen dient die Abkürzung oder Erleichte- 
zung ber Verjährung nur dem Privatintereffe der Beteiligten, fie 
tann alfo aud Gegenftand eines gültigen Vertrags fein ($ 225). 

9. Zu unterſcheiden von der Verjährungsfriſt ift die Ausichluß- 
(Bräklufiv-)Frift. Die Verjährung trifft nur Ansprüche, alfo Rechte, 
welche gegen eine beſtimmte Perfon gerichtet find, der Ablauf der Friſt 
gibt daher dem Verpflichteten das Recht, die Leiftung zu verweigern, 
das nur berüdfichtigt wird, wenn der Schuldner e8 (im Wege ber 
Eintebe) geltend macht. Die Ausfhlußfrift trifft Befugniſſe, denen 
eine Verpflichtung nicht gegenüberfteht (3. 8. die Friſt zur Errichtung 
des Nachlaßinbentars). Da alfo die Frift Hier die Bebeutung hat, 
daß eine Rechtshanblung nur während bed Laufes ber Frift bor= 
genommen merben fann, fo hat berjenige, der aus biefer Hanblung 
ein Recht herleitet, die Wahrung der Zrift zu bemeifen, unb ber 


») ©. bie wen en Vorfchriften in $$ 213—216. 
Für biefe befchränttere Wirkung, die ber natürlichen Auffaffung ent 
jras, mar auı Fr die herrjchende Meinung, Dernburg1$ 150. 
egelöberger I $ 186. de dc Gef. tiv 50, 258. 
) Ausnahmen 3. 8. 8 477 BOB. 
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Richter hat die Frage nad) der Einhaltung der Frift von Amts wegen 
zu prüfen. 


8 50. Der Rechtserwerb und Rechtsverluſt. 


1. Der Rechtserwerb ift ein urfprünglicher (originärer), 
wenn er bon dem Rechte einer anbern Perfon unabhängig ift, ein 
abgeleiteter (berivater), wenn er bon bem Recht eines 
anderen abhängt. Der abgeleitete Erwerb ftand im gemeinen Recht 
unter dem Grunbfage: Nemo plus juris in alium transferre 
potest, quam ipse habet. Diefer Grunbfaß beherrfcht zwar auch 
das neuefte Recht. Dieſes läßt aber in zahlreichen Fällen ben Er— 
werb eines Rechts zu, das ber andere nicht Hatte, e8 finbet in dieſen 
Fällen alfo ein urfprünglicher Erwerb ftatt, auch wenn eine als 
Nechtsübertragung erfcheinende Handlung vorgenommen wird. 

Der Übergang eines gleichen Rechts heißt Sutzeffion: fie 
befteht nur in einem Wechfel bes Nechtsfubjelis. ft das über- 
tragene Recht nicht dasſelbe, das dem fbertragenven zuftand, 
begrünbet 3. B. ber Eigentümer ein Pfandrecht an feiner Sache, fo 
nennt man biefen abgeleiteten Erwerb konſtitutive Rechts— 
übertragung. 

Die Sutgeffion oder Rechtsnachfolge ift Singularfulgeffion 
(Sonbernadfolge), wenn der Nachfolger in ein einzelnes Recht ober 
in eine einzelne Verpflichtung feines Rechtsvorgängers, eine Gefamt- 
nachfolge oder Univerfalfutzeffion, wenn er in eine Gefamtheit von 
Rechten und Pflichten eintritt. 

2. Regelmäßig bebeutet ber Erwerb eines Rechts für ben einen 
den Verluft besfelben Rechts für ben andern. Nur ben Verluſt bes 
zweckt der Verzicht, d. h. die Aufgabe eines rechtlichen Vorteils 
ohne gleichzeitige Übertragung des Rechts. Er ift ein einfeitiges 
Nechtögefhäft und Tann zum Gegenftanbe haben ſowohl erworbene 
Nechte ala Erwerbsmöglichkeiten (8 2346). Aber wer auf ein noch 
nicht erworbenes Recht verzichtet, verhindert nur ben Erwerb, ohne 
aus feinem Vermögen etwas aufzugeben, ber Verzicht auf ein ſolches 
Necht ift daher feine Schenkung ($ 517). Auch ber Verzicht zus 
gunften einer beftimmten Perfon ift tein Vertrag und Teine Rechts⸗ 
übertragung. Ein Verzicht Tann durch eine fehlüffige Handlung bes 
tätigt werben ($ 959). 

Der Verzicht fällt unter den allgemeineren Begriff ber Ver— 
äußerung, b. 5. der abfichtlichen Aufgabe eines Rechts. Ver⸗ 
äußerung im engeren Sinne ift bie Übertragung bed Rechts auf einen 
amberen. Bisher verftand man darunter auch bie Belaftung, das 
BGB ftellt aber Veräußerung und Belaftung nebeneinander (3. 8. 
$ 445 und 571 vgl. mit 577), verfteht alfo unter Veräußerung bie 
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Aufgabe des Rechts. Da aber, mo von Veräußerungsverboten bie 
Nebe ift (S$ 135, 136), verfteht es unter Veräußerung jede Ver⸗ 
fügung, mithin aud) die Belaftung. Denn unter Verfügung ver- 
fteht man bie Rechtshandlung, die den Verluft ober bie Beſchränkung 
eines Rechts unmittelbar bewirkt. Die Übernahme ber Verpflich- 
tung, zu verfügen, enthält nicht felbft fchon eine Verfügung. 


Sechſter Abſchnitt: Der KRechtsſchutz. 
J. Vorbeugender Sıhuk (Sicherungsmittel). 


8 51. 1. Die Sicherheitsleiſtung (Kaution). 


Die Sicherheitßleiftung Hat den Zweck: 

a) Sicherung ber künftigen Erfüllung einer Verbinblichteit, 

b) Sicherung gegen fünftige Beeinträhtigung zu 
gewähren. 

Sie ift cautio necessaria, wenn das Geſetz, voluntaria, wenn 
eine Willenserklärung zur Kautionzftellung verpflichtet. 

Was bie Sicherung mittel anlangt, fo genügte dem römi- 
ſchen Rechte gewöhnlich bie Einkleivung eines Verſprechens in die 
Stipulationdform, meil hierburh eine klag bare Verpflichtung 
begründet wurde. Man nannte biefe Art der Sicherſtellung Verbal- 
taution und gab prätorifchen Zwang zur Vornahme der Stipulation, 
me3halb fie stipulatio praetoria hieß. Im heutigen Recht ift die 
Verbalfaution bes tömifchen Rechts unpraftifch, weil heut ein Be— 
bürfnis, einen an fi) zu Recht beftehenben Anſpruch klagbar zu 
machen, nicht mehr vorhanden ift. Das gemeine Recht ließ nur zu 

a) juratorifche Kaution, beftehenb in einer eiblichen Bekräfti— 
gung bes Verfprechens, aber auch nur ausnahmsweiſe, 

b) Realtaution durch Pfand ober Bürgfcaft. 

Das BGB läßt nur bie letztere zu, und zivar in Geftalt ber 
Hinterlegung von Gelb ober Wertpapieren ober mittel Verpfänbung 
von beweglichen Sachen, Forderungen und inlänbifchen Grunbftüden 
und nur im äußerſten Yale dur Vürgenftellung, und gibt Vor— 
ſchriften über das geringfte Maß der Sicherheit, das der Berechtigte 
anzunehmen verpflichtet ift ($$ 232—240). An hinterlegtem Gelde 
oder Wertpapieren entfteht ein Pfandrecht für den Berechtigten. 


Sechſter Abſchnitt: Der Rechtsſchuß. 8 51. 137 


2. Die Rechtsverwahruug. 

Die Rechtsberwahrung ift ein Schutzmittel gegen bie nadhteilige 
Auslegung von Handlungen und zwar von fremden (Proteftation), 
ober von eigenen Hanblungen (Refervation). 

Der Wechfelproteft (wie ber Seeproteft) bezeichnet eine 
Beweisurkunde über eine Handlung, melde bie Geltenbmadung bes 
Wechſelrechts gegen ben Hauptverpflichteten enthält und das Recht 
gegen bie Subfibiärberpflichteten wahrt. 


3. Die Vormerkung. 


Bormerkungen find vorläufige Grunbbucheinträge und ſichern bie 
enbgültige Rechtseintragung. Das Nähere im Sachenrecht. 


4. Aufnahme von VBermögensverzeichnifien. 

. Nechnungslegung. 

Die Aufnahme von Inventarien dient in erſter Reihe dem 
Zwede, ein Beweismittel für ben jeweiligen Umfang eines Vermögens⸗ 
inbegriffes zu ſchaffen, und baburd; mittelbar dem Zwecke der Siche⸗ 
tung (3. B. 88 1802, 2215 BGB). Diefer Geſichtspunkt mar auch 
bei Gewährung ber Rechtmohltat bes Inventars und ift auch bei der 
Nahlap-nventarerrichtung des neuen Rechts ($ 2009) entfcheibend. 
Auch bie Rechnungslegung dient einem ähnlichen Zwecke. 


5. Arreft, einftweilige Verfügung, Beſchlagnahme. 


A. Der Arreft ift eine rihterliche Anorbnung, melde 
den Zwed hat, eine künftige Zwangsvollſtredung wegen einer Gelb» 
forberung ober wegen eines Anſpruchs, der in eine Gelbforberung 
übergehen fann, zu fihern. Er erreicht biefen Zmed: 

a) duch Beihlagnahme der Perfon; 

b) durch Beſchlagnahme von Vermögen gegenſtänden bed 
Schuldners und durch die in beiden Fällen herbeigeführte Beichrän- 
Tung des Schuldners, über fein Vermögen zu verfügen; er fet nur 
voraus, daß jener Anſpruch (ber nicht einer ber gefeplichen Kautions⸗ 
anfprüche zu fein braucht) ſowie feine Gefährbung dem Richter glaub» 
haft gemacht wirb ($$ 916 ff. ZPO). 

Der Berfonalarreft hat demnach Heute nur den Zweck, 
Sicherheit zu gewähren. Dur ihn mwirb der Schulbner in 
feiner Freiheit beichtäntt und dadurch an Verfügungen, die bem 
Gläubiger nachteilig fein könnten, tatfächlich verhindert. Zu unter- 
ſcheiden ift bie durch Rgeſ. v. 29. Mai 1868 aufgehobene Shulb- 
haft, melde felbft ein Zwangsmittel war. Der bingliche ober 
Nealarreft will dem Schulbner bie Verfügung über fein gefamtes 
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Vermögen oder über einzelne Vermögensgegenflände rechtlich unmög- 
lich ober ſolche Verfügungen wenigftens für den Gläubiger unſchäd⸗ 
lich machen. Er fucht dies dadurch zu erreichen, daß 

1. durch die Pfändung beweglich en Vermögens (88 930, 
381 ZPO) ein Pfandrecht für ben Gläubiger entfteht. Denn 
das Pfandrecht hat die Wirkung, daß eine Verfügung bes Schulb- 
ners über die gepfänbete Sache zwar gültig bleibt, dagegen bag ein- 
mal begründete Pfandrecht des Gläubiger nicht aufhebt ober 
ſchmälert; 

2. daß die Vollziehung bes Arreſtes i unbewegliche s Ver- 
mögen dieſes mit einer Sicherungshypothek belaſtet ($ 932 ZPO). 

B. Die einftweilige Verfügung fol nicht ben Gegenftand, ber 
durch feinen Gelbwert Vefriebigungsmittel für ben Gläubiger werben 
ſoll, fondern den Streitgegenftand felbft fichern, fie fann auch zum 
Zwede der Regelung eines einftweiligen Zuftanbes erlaffen merben 
und beugt dann Störungen dieſes Zuftandes vor ($$ 935, 940 ZPO, 
NG 4, 400; 9, 334). 

Beide Anordnungen find vorläufige Maßregeln, fie ſollen 
bie Durhführung des Rechts des Antragfteller8 nur fichern, nicht 
ſchon felbft die Befriedigung gemähren. 

©. Der Sicherſtellung von Rechten bient ferner die bei Ein- 
leitung ber Zmangßberfteigerung oder Zwangsverwaltung ausge 
ſprochene Beſchlagnahme bes Grunbftüds, die zugunften des Gläu- 
bigers, welcher die Zwangsvollſtredung beantragt hat, ein Beräuße- 
rungsverbot herbeigeführt (88 20 ff., 148, 151 Zmft®). Das Nähere 
im Sachenrecht. 


6. Der Sperrvermert. 

Unter Sperrbermerf verſteht man die Einfchreibung im Grunb- 
buch, daß ber Konkurs über das Vermögen des Grundftüdzeigen- 
tümer3 eröffnet oder die Zwangsverſteigetung ober bie Zwangsver⸗ 
waltung angeorbnet fei ($ 113 KO, 88 19, 146 Zmft®). Er Hat ben 
Zived, dieſen Tatſachen öffentlichen Glauben beigulegen: fie ftehen 
dann dem redlichen Ermerbe entgegen. Das Nähere im 
Sachenrecht. 


II. Wiederherſtellender Sıhuf. 


$ 52. 1. Die Selbſthilfe. 
Selbſthilfe ift eigenmädtige Durchſezung eine Rechts 
gegen ben Willen bed Merpflicteten. Den Gegenfat bildet bie 
NehtshHilfe, melde in ber Anwendung ber vom Gtaate ges 


Sechſter Abſchnitt: Der Rechtsſchuß. 8 52. 139 


währten Schugmittel (daher Re ch t 3 mittel im weiteren Sinne) zur 
Durchführung bed Rechts beſteht. 

Die Selbfthilfe kann Selbftverteidigung ober Gelbft- 
befriedigung (Selbfthilfe im engeren Sinne) fein. Erſtere war 
vom römischen, beutfchen und gemeinen Rechte geftattet, bie Ichtere 
aber war regelmäßig nicht erlaubt. 

1. Im älteften römifhen Rechte war die Selbſthilfe wahr- 
ſcheinlich unter gewiſſen Vorausſetzungen geftattet, die manus in- 
jectio und die pignoris capio find Überrefte eines Gelbfthilfe- 
rechts. Die Kaiferzeit aber trat der Selbfthilfe mit ber öffentlichen 
Strafe des crimen vis und mit ben Privatftrafen des Decretum 
Divi Marei (l. 7 D. ad legem Juliam de vi privata 48,7 unb 
1.13 D. quod met. causa 4,2) und ber c. 7 C. unde vi 8,4 ent» 
gegen. Nach biefen Gefeen verlor der Gläubiger, ber eigenmächtig 
den Gegenftand feiner Forderung wegnahm, feine Forderung, und 
derjenige, ber den Eigentumsanfprucd durch gemaltfame Wegnahme 
der Sache burchfegte, fein Eigentum; mar er nicht Eigentümer, fo 
hatte er außer ber Sache deren Wert zu erftatten. 

2. Das ültefte deutfche Recht Tief bie Gelbfthilfe zu (Fehderecht), 
das fpätere Recht befchräntte fie immer mehr, bis der ewige Land- 
friede von 1495 fie endgültig verbot. Doch hat fich darüber hinaus 
im Pfänbungsrechte eine Geftalt ber Selbſthilfe erhalten. 

Pfändung ift die eigenmächtige Wegnahme beweglicher Sachen 
zum Zmede ber Vefriebigung ober ber Sicherung. 

Sie mar geftattet, wenn ſich der Ausfteller einer fog. „kund⸗ 
lichen, unlogenbaren“ Urfunbe, d. h. eines einfachen Schulbbefennt- 
niffes mittels der fog. Pfanbflaufel (durch bie Worte „mit ober ohne 
Net“, d. h. Gericht) der Pfändung untermarf. Doch verſchwand 
diefe Art bes Pfändungsrechts, als die Geltenbmadhung ber An= 
ſprüche aus folhen Urkunden auf ben fog. Exekutivprozeß, ben Vor⸗ 
gänger des heutigen Urkundenprozeſſes veriwiefen wurde. Die boll- 
fredbare Urkunde des $ 794 Nr. 5 ZPO if feine Erneuerung jenes 
Pfändungsrechts, da fie nur die Verurteilung des Schulbners, nicht 
aud) bie ftaatliche Zmangspollitredung erübrigt. 

Verſchwunden aus bem Rechtsleben ift ferner das Pfänbungs- 
echt des Zinsherrn gegen ben Zinsmann. 

Erhalten aber hat fi) als bloßes Sicherungsmittel das auf 
gemeinem deutſchen Gemohnheitsrecht beruhende Net der Vieh⸗ 
pfänbung und daß ber Berfonalpfänbung. Es bient 
zum Schutze der Rechte an Grundftüden gegen Beſchädigung ober 
VBefigftörung und richtet fich daher gegen Tiere, bie auf frembe Grund⸗ 
füde übertreten, und gegen Berfonen, bie fremben Grund und Boden 
betreten. Die Pfändung foll auf dem Grunbftüde, mit Maß und 
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ohne unnötige Gewalt ausgeübt merben. Die Perfon, gegen bie das 
Net ausgeübt wird, barf feinen Wiberftand leiften (Pfand meh - 
rung), bie gepfändete Sache nicht wegnehmen (Pfand tehrung), 
auch nicht ihrerfeits bie Pfändung von Sachen bes Pfänbenben 
(Gegenpfänbung) vornehmen. Die Pfändung dient der Siche- 
rung des Beweiſes und des Unfpruches auf Schadenserſatz und Er- 
fattung ber durch Wartung und Fütterung von Tieren entftehenben 
Auslagen. 

3. Das gemeine Recht geftattete bie Selbfthilfe, wenn die 
Rechtshilfe zur Vefeitigung eines unmieberbringlichen Schadens zu 
fpät fommen mwürbe. In anderen Fällen beftand eine Schabens- 
erfagpflicht, ftrafbar aber mar bie Selbſthilfehandlung nicht des— 
halb, meil fie ein Att verbotener Eigenmacht geiefen wäre, fondern 
nur dann, wenn fie ben Tatbeftand eines bejonberen Delittes ent» 
hielt (3. 8. Nötigung, Hausfriedensbruch). Die römifchen, urfprüng- 
li mitübernommenen Privatftrafen find durch dag StGB befeitigt 
worden. 

4. Das BGB hat das Selbſthilferecht ſelbſtändig geregelt. Es 
unterſcheidet Abwehr⸗ und Angriffshandlungen. 

a) Abwehrhandlungen find bie Notwehr, d. h. „die⸗ 
jenige Verteidigung, welche erforderlich iſt, um einen gegenwärtigen 
rechtswidrigen Angriff von ſich oder einem anderen abzuwenden“ 
(übereinſtimmend mit $ 53 StGB), alſo eine gegen menſchliche 
Handlungen gerichtete Derteibigung, und bie Selbitverteibigung, 
d. h. diejenige Handlung, welche erforderlich iſt, um eine von einer 
fremben Sache drohende Gefahr abzuwenden ($$ 227, 228). Die 
Notwehr berechtigt zu jeder Handlung, die Selbftverteibigung nur 
zur Befhäbigung oder Zerftörung ber gefahrbrohenden Sade. Die 
Notwehr und bie Gelbftverteibigungshandlung find nicht widerrecht⸗ 
lich, verpflichten alfo nit zum Schadenserfatz ($ 823). Die in 
überſchreitung der Notwehr begangene, und diejenige Selbftverteibi= 
gungshanblung, welche über das gebotene Maß hinausgeht und beren 
beſchädigende Wirkung nicht im Verhältnis zu ber abgemenbeten Ge- 
fahr fteht, oder die den Hanbelnben aus einer felbftverfhulbeten Ge⸗ 
fahr befreit, find widerrechtlich und verpflichten zum Schadenserſatz. 


b) Die Ungriffshandlung, melde vorgenommen wirb, 
um bie Verwirklichung eines Anſpruchs zu fichern, wird vom BGB 
($ 229) Selbfthilfe genannt. Die Selbfthilfe ift nicht an ſich wider⸗ 
rechtlich; eine erlaubte Handlung wird nicht dadurch, daß fie zum 
Zwecke ber Selbfthilfe gefchieht, zu einer unerlaubten, unb eine an 
fi) wiberrechtliche Handlung wird nicht dadurch zu einer erlaubten, 
daß fie im Intereſſe der Gelbfthilfe begangen wird. Yusnahmd: 
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mweife wird aber bie an unb für ſich widerrechtliche Handlung zu 
einer nicht wiberrechtlichen, wenn 

aa) obrigteitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen iſt und 

bb) bei nicht fofortigem Eingreifen die Gefahr befteht, daß die 
Verwirlklichung bed Anſpruchs vereitelt ober mefentlich erſchwert wer⸗ 
ben würde. 

Unter biefen Vorausſetungen ift die Wegnahme, Zerftörung 
ober Beſchädigung einer Sache, bie Feftnahme einer Perfon und bie 
Beſeitigung des Wiberflandes gegen eine Handlung, bie ber andere 
zu bulben verpflichtet ift, geftattet. Die Selbfihilfe nimmt das vor⸗ 
weg, was ber Handelnde durch einen Arreftbefehl oder eine einſtwei⸗ 
Tige Verfügung erlangt haben würbe. Daher ift bei Wegnahme einer 
Sache ber bingliche ober bei Feſtnahme der Perfon ber Sicherheits- 
arreft fofort zu beantragen, und Verzögerung oder Ablehnung bes 
Antrags begründen bie Pflicht fofortiger Aufgabe ber burch bie 
Selbfthilfe erlangten Vorteile ($ 230). 

Die Selbfthilfe ift inſoweit widerrechtlich, als fie über das ges 
botene Maß hinausgeht, und liegen ihre Vorausſetzungen nicht vor, 
fo ift fie au) dann eine unberecitigte, wenn ber Hanbelnbe in einem 
(auf Fahrläffigfeit beruhenden) Irrtum fie für berechtigt hielt ($ 231). 

Gegenüber einer eigenmächtigen Beſitzentziehung tft ber ver⸗ 
triebene VBefiger fogar befugt, ſich ben Vefig mit Gewalt wieder zu 
verſchaffen ($$ 859, 860). 

Von ber Selbfthilfe ift zu unterfcheiben bie N ot hilfe (8 906). 
Sie bilbet einen Eingriff in das Eigentum, bient aber nicht der Er— 
langung des gefchulbeten Gegenftandes, fonbern der Abwendung 
einer gegenwärtigen Gefahr. ft fie Hierzu notwendig und fieht 
das Maß des Eingriffs im Verhältnis zur drohenden Gefahr, fo 
darf ihr der Eigentümer nicht entgegentreten, d. h. er darf meber 
bie Befikftörungs- noch bie Eigeniumsfreiheitsklage erheben, noch 
Gewalt anivenben, bie Handlung bleibt aber eine widerrechtliche und 
verpflichtet zum Schadenserſatz. 

Das Pfändungsret wird vom BGB nicht behandelt, aber es 
wird, fomeit es landesgeſetzlich befteht, durch Art. 89 EG 3. BGB 
aufrecht erhalten. 


853. 2. Die gerichtliche Hilfe’) 


A. Die gerichtliche Hilfe (Mechtshilfe) wird angerufen durch 
Klage 
Das Wort Klage wirb zumeilen in gleichem Sinne gebraucht 


9 — das Nähere in Engelmann: Der deutſche Zivilprozeß. 
1901. ellmwig: Anfprud und Sllageredht. 1900. 
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mie Klagereht und Klagefhrift. Dem Sprachgebrauch ber 
ZPO entfpricht allein diejenige Verwendung bes Wories, nad) wel⸗ 
er es gleihbebeutenb ift mit Klagehanblung und alfo ben- 
jenigen prozeſſualiſchen Att bezeichnet, durch welchen ber Richter an= 
gegangen wird, über einen zum Schuge von Privatrechten geftellten 
Antrag durch Urteil zu entfcheiden. Die Klageſchrift ift nur 
die von der ZPO $ 253 für die Klagehanblung verlangte Form. 

Dbligatorifeh wie die Klageſchrift felbft ift ihr in $ 253 vor⸗ 
geſchriebener Inhalt. 

Darüber, was als Grund bes erhobenen Anſpruchs in 
die Klageſchrift aufzunehmen ift, befteht ein Meinungzftreit, ber 
durch bie Morte Inbipibualifierung und Subftanti>» 
terung bezeichnet wirb. Nach ber einen Anficht‘) genügt die Be— 
zeichnung besjenigen Rehtsperhältniffes, aus welchem ber 
mit ber Klage verfolgte Anfpruch hervorgegangen ift, wenn bie Be— 
zeichnung nur fo genau ift, daß bie Individualität bes erhobenen 
Anſpruchs erkennbat wird. Nach ber anderen, durch bie Motive zur 
ZPO geftügten und insbefonbere vom RG. (10, 434; 11, 242) ver⸗ 
tretenen Auffaffung gehört zum Klagegrunde bie Angabe berjenigen 
Zatfachen, durch die ber klägeriſche Anſpruch eniſtanden ift. 
Die Frage hat praktiſche Bebeutung faft ausſchließlich bei dinglichen 
Klagen, ba das Eigentum, das Gerbitutrecht ufto. dasſelbe bleibt, 
mag es durch Vertrag oder durch Erſitzung oder in anberer Weife 
entflanden fein, wogegen bie Natur der perfönlichen Rechte von ber 
Entftehungstatfache (Darlehn, Kauf, Bereicherung, Delitt) in einer 
Weiſe abhängt, daß bei ihnen die Inbivibualifierung mit der Sub» 
ftantiierung regelmäßig zufammenfällt. Iſt die Klage abgemiefen, fo 
iſt nad) ber Subftantiierungstheorie nur ber auf bie beftimmte Ent» 
ftehungstatfache gegründete, nach der Inbivibualifierungstheorie ber 
Anſpruch überhaupt aberfannt (8 322 ZPO); ferner hängt die Frage, 
mas Ünberung bes Klagegtundes fei ($ 268), in vielen Fällen davon 
ab, ob biefe ober jene Theorie für die richtige gehalten wird. fber- 
wiegende Gründe fprechen für die Individualiſierungstheorie.) Zu 
der aber jedenfalls in ber münblicen Verhandlung und zum Erlaß 
eines Verſäumnisurteils gegen ben Beklagten ($ 331 ZPO) er= 
forberligen Subftantiierung gehört die Sahlegitimation, 
d. 5. der Nachweis, daß ber erhobene Anſpruch gerade dem Kläger 
(Attivlegitimation) und gerabe gegen ben Beklagten (PBaffinlegiti- 
mation) zufteht. In den meiften Fällen dedt fich biefer Berechtigungs⸗ 
nachweis mit ber Klagebegrünbung überhaupt, er verlangt die An— 

3 Vertreten hauptſächlich bon WM a 


ch 
Hierüber und über bie Zwedmäßigteit bo) Mftänbiger ©: Subftantiterung 
Engelmann: Der deutſche Zivilprozeß. 190: 223 ff. 
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führung befonberer Tatſachen nur dann, wenn Anſpruch oder Schuld 
auf einen Rechtönachfolger übergegangen ift. Die Schlüffigteit der 
Klage und damit auch die Sadjlegitimation ift vom Gerichte dann zu 
prüfen, wenn ber Bellagte dad Entftanbenfein bes klägeriſchen An- 
ſpruchs in irgendeiner Weife, wenngleich nicht durch ausbrüdlichen 
Hinweis auf ben Mangel ber Legitimation, beftreitet. 

Zu einer Einteilung der Stlagen gibt die ZRO felbft in $ 256 
den entſcheidenden Geſichtspunkt an. 

Einen Anfprud auf richterliches Urteil hat nur ber, dem ein 
rechtliches Yntereffe an biefem Staatsakte zur Geite ſteht. Das 
rechtliche Intereſſe hängt aber von dem Bedürfnis eines Rechtd- 
ſchuhes ab und ift fo verſchieden, als es dieſes Rechtsſchutzbedürfnis 
ſein kann. 

1. Daher iſt ein rechtliches Intereſſe ſtels dann vorhanden, wenn 
ein Anſptuch vorhanden iſt. Denn jeder Anſpruch (f. oben S. 38) 
verlangt jegt ober künftig Leiſiung, alſo Befriedigung. Daraus 
folgt, daß mit Eintritt der Fälligkeit einer Forderung ohne weiteres 
ein befriebigungsbebürftiger Anſpruch vorhanden ift, daß aber das 
Befriebigungsintereffe bei einer nicht fälligen Yorberung (8$ 257 bis 
259 ZPO) der befonberen Begründung bedarf und daß aus einem 
abfoluten Recht ein Anſpruch und damit das Befriebigungsintereffe 
erſt mit dem Eintritt eines dem Rechte nicht entfprechenben Zuftandes 
entfteht. 

2. Ein rechtliche Intereſſe ift ferner dann vorhanden, wenn bie 
Rechtsſtellung bes einzelnen zweifelhaft unb alfo gefährbet ift und bie 
Gefahr nur durch ein Urteil über dieſe Rechtsſtellung befeitigt 
werben Tann. 

Am erften Falle Hat das Urteil ben Zwed, die Befriedigung bed 
tlägerifehen Anſpruchs nötigenfalls im Wege des Zwanges herbei- 
zufuͤhren im zweiten ben, ihn zu fihern. Im erften Falle ift wieder 
zu unterfeheiben, ob das Urteil felbft bie Befriedigung gemährt, ober 
ob e8 dem Verurteilten die Befriedigung gebietet; im zweiten alle 
wird unterfehieben, ob bie Gefahr darin befteht, daß ein dem Kläger 
zuſtehendes Recht verfümmert, ober ob bon ber andern Seite ein 
Recht gegen ihm behauptet wird, das nicht befteht. 

Nach diefem Geſichtspunkt unterfheidet man Leiſtungs- 
(Berurteilungs-, Anſpruchs⸗) lagen, wenn ein Unfprud ber» 
folgt wird (Fall 1), und Yeftftellungstlagen, wenn nur ein 
Urteil dahin verlangt wird, daß ein Rechtsverhältnis bes 
fieht ober nicht befteht (Tall 2). 

I. Die Leiftungstlage feht einen befriebigungäbebürftigen Un - 
ſpruch voraus, gleichviel, ob bie Befriedigung fofort ober erſt ſpäter 
verlangt werben Tann. Daher gibt die ZPO in ihrer neuen Yaflung 
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(88 257—259) für gemiffe Fälle von Anfprüden auf fünftige 
Leiftungen bie Leiftungstlage und damit die Möglichkeit der Erlan- 
gung eines vollftredbaren Urteild (vgl. dazu auch 88 726, 
751 ZPO). 

II. Die Feſtſtellungsklage hängt von der Voraußfegung ab, 
daß ein rechiliches Antereffe an alsbaldiger Feſtſtellung befteht. 

Nah dem Gegenftande der Feitftellung unterfcheidet man 

a) bie pofitine eftitellungstlage, welche auf Feſtſtellung bes 
Beſtehens eines Rechtsverhältniſſes oder ber Echtheit einer Urkunde, 

b) bie negatine %.-Rlage, welche auf eftftellung des Nicht- 
beftehens eines Rechtsberhältniſſes oder der Unechtheit einer Urkunde 
gerichtet ift. 

Das Wort Rehtsperhältnis fließt nur Tatſachen aus 
dem Gebiete feftftellbarer Gegenftände aus, dagegen bie abfoluten 
Rechte ein: aus ihnen fünnen wie aus jedem Nechtöverhältnis be— 
friebigungsbebürftige Unfprühe hervorgehen.) Da es alfo 
der Beziehung von Perfon zu Perfon nicht bedarf, fo kann Gegen- 
fand der Feftitelungsflage auch das von jedem von mehreren Forde⸗ 
rungsprätendenten an ber Yorberung geltend gemachte Gläubiger» 
techt fein (ugl. 88 75, 878 ZPO, RG 7, 419). 

III. Au in dem Falle wird fein Anfpruch verfolgt, wenn der 
Kläger Herftellung eine bon bem gegenwärtigen berfchiebenen 
Rechtszuſtandes verlangt, aber nur ber Richter diefen Zuftand 
ſchaffen kann. Man ſprach in biefen Fällen früher nur von Ton= 
ſtitutiver Urteilswirkung im Gegenfae zu beflarativer Wirkung 
anberer Urteile. Solche Fälle find gegeben, wenn auf Ehefcheibung, 
Aufhebung eine Generalverfammlungsbefluffes, auf Erteilung der 
Vollftredungsflaufel uf. geflagt wird. Richtiger nennt man das 
begehrte Urteil jegt Rechtsbewirlungs- ober Rechtsgeſtaltungsurteil 
und bie Klage Rechtsbewirkungs · ober Rehtögeftaltungsklage, weil 
nicht der Betlagte leiſten, ſondern nur der Richter den Zuſtand des 
Unze in ben des Rechts umgeftalten Tann. 

Der Veflagte iann eine Widerflage, alfo einen Anſpruch 
gegen ben Kläger, erheben und fomit angriffämeife bie Ver— 
urteilung des Stlägerö verlangen. Die Erhebung ber MW. erfolgt 
durch den mündlichen Vortrag ($ 281 ZPO). Nur dem Ziede ber 
Verteidigung dienen bie Einwenbungen und bie Ein— 
teben.?) Seiner biefer Begriffe ift identiſch mit exceptio. Ex- 
eeptio mat ber in ber formula gemachte Vorbehalt; ba aber ber 


3) Daher Feſtſt. von ber Vergangenheit angehörigen Rechtöverhältniflen 
peinatpiel Lungu läffig. R 
iefe Begriffe neuerbingd Friedenthal: Einwenbung und 
Ginrebe in ber ZPO und im BGB 1898 und Hellwig a. a. O. 
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judex zu tonbemnieren hatte, wenn er feftfiellte, daß ber Kläger ben 
Anſpruch zur Zeit der Litißfonteftation hatte, fo mußte er ſolche von 
dem Deflagten geltend gemadte Tatſachen, melde den Anſpruch 
aufgehoben hatten, berüdfichtigen, obwohl ihretwegen ein Vorbehalt 
nicht gemacht war. Der Hinweis bes Beflagten auf erfolgte Auf- 
hebung bes klägeriſchen Anſpruchs mar demnach feine exceptio. 
Auch fehlte e8 an allgemeinen Grunbfäten darüber, welche Verleidi— 
gungabehelfe zu einer exceptio führten. Einwendungen find alle 
Widerſpruchsbehauptungen, insbeſondere alfo biejenigen, welche das 
Nichtentftandenfein und diejenigen, welche das Erloſchenſein bes 
Hägerifhen Anſpruchs behaupten. Es macht alfo ſowohl derjenige, 
welcher bie Geſchäftsunfähigkeit des Schuldners ober einen Willens» 
mangel eines Stontrahenten und damit bie Ungültigteit bes bem An- 
ſpruche zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts, als auch derjenige, ber 
Zahlung, Erlaß, Vergleich behauptet, eine Einwendung geltend. Das 
Wort „Einrebe” wird vom BGB nur in dem Sinn eines Rechts auf 
Verweigerung einer geſchuldeten Leiftung verwendet. Daher gemährt 
die Verjährung, das Zurüdbehaltungsrecht, die noch nicht erfolgte 
Gegenleiftung, die noch nicht erfolgte Ausklagung bes Hauptſchuldners 
wirkliche Einreden (85 222, 273, 320, 771), und es Tann einem 
dingliden Rechte (4. 8. dem Eigentum) feine Einrede in diefem 
Sinn entgegenftehen, wohl aber dem auf biefem binglichen Rechte 
fußenden An ſpruche, 3. B. auf Herausgabe der Sache, da biefer, 
obwohl dinglicher Anſpruch genannt, dem Forderungsrecht infofern 
gleicht, als er eine Leiſtung verlangt (vgl. $ 986 BGB). Die ZPO 
umfaßt mit dem Wort „Einrede“ auch bie bloßen Einwendungen. 
Die Einrebe kann eine qufſchiebende („bilatorifche“) fein, wenn 
fie zur Leiftungsmeigerung nur vorübergehend (3. B. 8 770), ober 
eine ausſchließende („peremtorifche"), wenn fie zur Leiftungs- 
weigerung für immer berechtigt. Durch Geltendmachung bed aus— 
ſchließenden Einrederechts wirb ber Anſpruch aufgehoben. Daher 
tann der Einredeberechtigte das auf die Forderung Gezahlte zurüd- 
fordern ($ 813) und das zu ihrer Sicherung beftehende Pfandrecht 
befeitigen ($$ 886, 1169, 1254). 

Der eine fog. rechtshindernde Einmenbung vorbringt, beftreitet. 
Denn das Beftreiten kann in ber einfachen Erklärung beftehen, daß 
die gegnerifhen Behauptungen unmahr feien, es fann aber aud in 
einer Darftelung des Sachverhalts beftehen, bie mit ber Wahrheit ber 
gegnerifchen Behauptungen unvereinbar ift („Tubjtantiiertes”, „moti= 
viertes“ Beftreiten). 

C. Das Urteil fann ber Verhanblungsmarime entſprechend nur 
über die von den Parteien geftellten Anträge entfcheiden und nur bie 
von den Parteien vorgetragenen Tatſachen zur Grundlage nehmen. 

Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutfhlands. IV. Ku, 10. 
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Als Urteilögrunblage können inbeffen nur bie Tatſachen dienen, die‘ 
für den Richter feftftehen. Das find a) die außbrüdlich zugeſtandenen 
(88 288—290 ZPO), fowie die nicht beftrittenen ($ 138 ZPO), 
b) bie gerihtsfundigen ($ 291 ZPO), c) bie beiviefenen Tatſachen. 

Wenn nicht alle Zatfachen, bie zur Begründung der Angriffs- 
und BVerteibigungsmittel ber Parteien hätten bewieſen werben follen, 
beiviefen worben find, fo trifft der Nachteil die Partei, melde bie 
unbewieſene Zatfache zu behaupten und zu bemeifen hatte. Die Auf⸗ 
gabe, eine Tatſache zu behaupten, heißt Behauptungs-, fie zu 
beweifen, Beweislaft. 

Gewifſe allgemeine, dem Prozeßrecht angehörige, aber unzu= 
ıeichende Grunbfäge waren bereit8 dem römiſchen Rechte bekannt: 
Actore non probante reus absolvitur; ei ineumbit probatio 
qui dieit non qui negat; in exceptionibus dicendum est 
reum partibus actoris fungi oportere fürzer exeipiendo 
reus fit actor!). Heute gilt im allgemeinen ber Satz:) Die⸗ 
jenige Bartei, meldeeinenihrgünftigen Rechts— 
Tat zum Dberfaß eines von ihr gezogenen Schluſſes 
macht, bat diejenigen Tatfachen zu -bemeifen, 
welche den Unterfaß bilden. Die Partei hat mithin ben 
Zatbeftand, an weichen das Geſetz eine ihr günftige Rechtsfolge 
inüpft, zu behaupten unb zu bemeifen. Es folgt hieraus, daß, wer 
ein Recht für ſich geltend macht, die rehtSerzeugenben, wer 
die Aufhebung eines vom Gegner geltend gemachten Rechts behauptet, 
die rehtönernichtenben Zatfachen zu behaupten und gegebe= 
nenfalls zu beweifen hat. Streit herrfcht über die rechtshin— 
dernden Zatfahen. Die herrſchende Meinung Iehrt, daß ber= 
jenige, welcher ein Recht behauptet, nur die für bie Entftehung gerabe 
dieſes Rechts erforberlichen (fpezififchen) Tatſachen, nicht aber zu= 
gleich die Abmefenheit derjenigen Tatfachen, welche die Entftehung 
eined Rechts überhaupt hindern, zu bemeifen habe.?) 

In zahlreichen Yällen befreit daS Geſetz von ber Beweislaſt, in⸗ 
dem es bie zu beieifende Tatſache vermutet. Won biefer Rechts—⸗ 
vermutung (praesumtio juris) ift zu unterfcheiden die nur tat» 
fählide Vermutung (praesumtio facti ober hominis). 
Sie ift die vom Richter im einzelnen Falle auf Grund ber 


») L. 2,1. 19 pr. D. de prob. 22,8. 

Dgl. jetzt beſonders Fittima: Die Grundlagen der Bemweizlaft, 
Zeitfrift Hir Srbilprogeh 80.13 ©. 1ff. Derfelbe: Der Reichszivilprozeß 
7. Aufl. 1890. 8 61. Betinger: Die Beweislaſt im Zivilprogek. 1894. 

*) Neuerbings vertreten von Weismann: Lehrbuch des beutfchen. 
— 1903. ©. 124 und Kleinfeller? Lehrbuch bes 
deutfchen Ziviiprozeßrechts. 1905. ©. 318. 
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Lebenserfahrung gezogene Schlußfolgerung von einer Tatſache auf 
eine andere, während bie vom Geſe tze für alle vorkommenden 
Fälle aufgeftellte Schlußfolgerung!) eine Rechtövermutung dar⸗ 
ftelt. Sie überhebt die beweispflichtige Partei des Beweiſes der ge- 
folgerten, befreit fie aber nicht von bem Beweiſe ber vorausgeſetzlen 
Talſache. Die Rechtsvermutung findet ihre Berechtigung in der Er- 
fahrung, daß bie gefolgerte Tatjache die regelmäßige Folge der vor— 
ausgeſetzten ift, fie läßt daher ben Beweis offen, daß die Folgerung bes 
Geſetzes im vorliegenden Falle nicht zutreffe (Gegenbeweig). Dieſen 
Beweis hat der Gegner beffen zu führen, ber fi} auf die Vermutung 
beruft (8 292 ZPO). Schließt das Geſetz den Gegenbeweis aus, fo 
ſpricht man von einer praesumtio juris et de jure. Solche Rechts⸗ 
vermutungen find dem BGB unbelannt. Verordnet das Gefeh, es 
Toll etwas nicht Vorhandenes als vorhanden angefehen werben, fo 
ſtellt es eine Fiktion auf. In ber Fiktion fowohl wie in ber unwiber- 
legbaren Vermutung verhüllen ſich Nechtsfäge, bie auch in anberer 
Form hätten gegeben werben können, deren Eigentümlichteit alfo nur 
in ber Faſſung liegt. Das neue Recht kennt Rechtsvermutungen, 
durch die nicht bloß ber Beweis einer Tatſache, fondern das Vor— 
banbenfein eines Rechts angenommen wirb (3. 8. $ 891 BGB). 

D. Von Einfluß auf den tlageweife erhobenen Anſpruch ift vor 
allem ber Prozekeröffnungsatt, alfo die Erhebung der Klage, d. h. 
die Zuftellung bes die Klage enthaltenden Schriftfages ober Proto- 
tolles an ben Beflagten ($$ 253, 499 ZPO) oder die Stellung eined 
Klageantrags in ber münblichen Verhanblung ($$ 280, 281, 500, 
510 ZPO). 

Während das ältere römiſche Necht an ben Prozekbeginn (die 
Kitisfonteftation) die Vernichtung des klägeriſchen Anſpruchs mit 
novationsähnlicher Begründung eines neuen Anſpruchs (bed con- 
demnari oportere) tnüpfte, find nad) fpäterem und heutigem Rechte 
die privatrechtlichen Wirkungen bes Brozepbeginns: 

a) bie Unterbredung der Anſpruchsberjährung, $ 209 BGB, 

b) die Unterbrechung ber Erfigung, $ 941 BGB, 

<c) ber Eintritt bes Verzugs ober ber Unreblichkeit, 88 284, 
987 BGB. 

Auch barin weicht das neue und neuefte Recht vom römischen 
ub, daß fi) das Erfordernis des Vorhandenſeins der fog. Kondem⸗ 
nationsbebingungen nicht mehr allein nach dem Zeitpunfte bes Pro- 
zebbeginns richte. Zwar müffen, wenn eine Derurteilung er= 
folgen fol, alle Beftanbteile des Klagegrundes, mithin ber Klage- 
anfpruc (menngleid; bedingt) zur Zeit ber Klageerhebung vor⸗ 


») $8 10, 19, 891, 1362, 1527, 1691, 2009, 2365 BGB. 
10* 
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banben fein, dagegen genügt es, baß die bem Prozeßrecht (3. B. Inter⸗ 
eſſe bei der Feſtſtellungsklage) ober bem Privatrecht (3. 8. Eintritt ber 
Bedingung, Fälligteit, Beſiß der Sache) angehörenden Klage vor— 
ausfetzungen zur Zeit berjenigen münblichen Verhandlung vor» 
banben find, auf melde das Urteil ergeht.') Ferner hatte nad 
römiſchem und gemeinem Rechte die Litißfonteftation die Wirkung, 
daß durch fie jede actio aktiv und paſſiv vererblich wurde. Diefe 
Folge der Novationswirkung ber litiscontestatio tritt jedenfalls 
feit dem Infrafttreten der ZPO nicht mehr ein, denn es gibt im heu= 
tigen Prozeffe feinen Akt, der bie Kraft hätte, das geltend gemachte 
Klagerecht zu tonfumieren. Entſcheidend allein ift die Vererblichteit 
ober Nichtvererblichkeit ded geltend gemachten Anfpruds. ft 
biefer unbererblich, fo hört mit dem Tode der Partei der begonnene 
Prozeß auf. 

Mit der Rechtshängigfeit verband das frühere gemeine Recht 
das Verbot, bie im Gtreite befangene Sache ober ben im Streite be= 
fangenen Anfprud zu veräußern. Diefes Verbot wurde durch $ 236 
ZPO a. %. (jet $ 265) aufgehoben. Nach diefer Vorfchrift treten 
alle privatrechtlichen Wirkungen ber Veräußerung ebenfo ein, als 
ob e8 fich um einen nicht Titigiöfen Gegenftand oder Anſpruch Hanbelte 
(RG 40, 340), auf den Prozeß aber hat die Veräußerung feinen 
Einfluß: der Prozeß wird, falls es an ber Einwilligung ber Gegen- 
partei in das Eintreten bes Nachfolgers fehlt, unter ben Parteien, bie 
ihn begonnen haben, weitergeführt, aber jene zivilrechtliche Wirkung 
ber Veräußerung hat zur Folge, daß das in der Sache felbft (nicht 
über bie Koften) erlaffene Urteil auch für und gegen ben Rechtsnach— 
folger wirkt. Diefer letztere Grunbfaß (8 325 ZPO) leidet eine Ei 
ſchränkung in allen den Fällen, in denen nach Vorfchriften des bür— 
gerlichen Rechts dem Rechtsnachfolger eine von dem Rechte des Vor— 
gängers unabhängige Retsftellung gewährt wird. Denn in ſolchen 
Fälen würde dem Nachfolger die ihm buch das Zivilrecht einge 
räumte gefiherte Stellung daburch genommen werben, daß die Ver- 
äußerung zufällig während bes Prozeſſes erfolgte, und daß alfo 
das gegen ben Veräußerer erlaffene Urteil auch gegen ihn wirkte. Da- 
her ift der Grunbfaß von ber außgebehnten Wirkſamkeit bes Urteils 
überall ba ausgefchloffen, wo ihm Vorfchriften des bürgerlichen 
Rechts über ben Erwerb eines Rechts von einem Nichtberechtigien 
entgegenftehen.?) Iſt ein folder Fall gegeben, fo kann bem Stläger, 








befonbers RG 41, 87. Hellmiga.a. D. ©. 127ff. 

38 892, 893, 932, 935, 1032, 1138, 1208, 1242, 2366 BGB;_366, 
367 3. Beiſpiel: A_Elagt auf —— der ihm gehörigen Sache 
gegen deren Beſiher B. Dieſer veräußert mährenb des Prozefles bie Gaı 
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melcher veräußert oder abgetreten hat, der Einwand der nunmehr 
mangelnden Sadlegitimation entgegengefegt werben, da bie Fort⸗ 
fegung des Progeffes mit ihm zwedlos wäre (88 325, 265 ZPO). 

E. Privatrechtliche Wirkung äußert nicht jedes, fondern nur 
dasjenige Urteil, daß bie (formelle) Rechtstkraft erlangt hat, 
d. 5. durch Rechtsmittel ober Einſpruch nicht ober nicht mehr an— 
gefochten werben kann. 

Diefe dad Daſein bed Urteils gegen einen Angriff in dem— 
felben Prozeſſe ſchühende Sicherung gibt au) dem In hal te des 
Urteils eine jeven Widerſpruch ausfchließende Unanfechtbarleit. In 
diefer abwehrenden Kraft, welche die abermalige Geltendmachung bes 
verneinten ebenfo wie bie Bekämpfung bes bejahten Anſpruchs ab» 
lehnt, befteht die materielle Neditöfraft.‘) Da die Rechtstraft 
nur den Widerſpruch ausfchließt, ift der Kläger durch die Recht 8⸗ 
traft bes ihm günftigen Urteils nicht gehinbert, wegen besfelben 
Anſpruchs nochmals zu Hagen. Hat er aber bie Möglichkeit, aus dem 
früheren Urteile die Zmangspollftredung zu betreiben, fo wird regel- 
mäßig der Mangel eines NRehtsfhugbebürfniffjes 
zur Abmeifung ber zweiten Klage führen. Dasfelbe gilt von ber 
auf das Urteil geftüßten und auf Erfüllung bed Urteils gerichteten 
Klage (a. judicati). Eine Tatſache, die den durch das Urteil feft- 
geftellten Anſpruch betrifft, fann gegen bie a. judicati im Wege 
ber Einmendung, gegenüber ber Zmangsvollftredung nur im Wege 
der Klage (fog. Vollfttedungsgegentlage) geltend gemadt merben 
($ 767 ZPO). Konfumierende und novierende Wirkung, mie nad 
römifchem Recht, hat das Urteil nicht mehr. 

Die ausſchließende Wirkung bes Urteils hängt nicht, wie nad) 
älterem römifchen Rechte, Davon ab, ba & entfchieben (negative Funk— 
tion der exc. rei jud.), fondern davon, wa 3 entfchieben ift (pofitive 
Zunttion der exe. rei jud.). Uber nicht der gefamte Urteilsinhalt 
geht in Rechtskraft über, fondern nur ber Ausfpruch über das, 
morüber bie Parteien eine Entſcheidung verlangt haben, alfo nur die 
über ben Klage» ober Widerflageanfpruch getroffene Entfcheis 
dung. Wird mit einer Gegenforberung aufgeredhnet, fo wird 
zwar eine Entfcheidung über die Gegenforberung verlangt, diefe 
Entſcheidung geht aber nur dann in Rechtskraft über, wenn durch 
fie das VBeftehen der Gegenforberung verneint wird ($ 322 ZPO); 
denn wird das Beſtehen ber Gegenforderung bejaht und bie Auf- 
rechnung daher als geſchehen erklärt, fo ift bie Gegenforberung 


an den gutgläubiaen C. Wirkte das dem B die Herausgabe auferlegenve 
Urteil auch gegen C, jo würde er ben Vorteil, ben ihm $ 932 BGB gewährt, 
berlieren. 

) ©. barüber meinen beutfchen Zinilprogeß. 1901. ©. 375 ff. 
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untergegangen ($ 389 BGB). Diejenigen Tatſachen und 
Rechtsverhältniffe, bie ber Richter feititellen muß, um zu einem Urteil 
über ben erhobenen Anfpruc zu gelangen, bilden nur Elemente ber 
Entſcheidung und gehen nicht in Rechtskraft über.) Wird alfo ber 
Heraußgabeanfpruch des Eigentümers deshalb abgemiefen, weil dem 
Beklagten ein Pfandrecht an der Sache zufteht, fo ift Die Entſcheidung 
über das Pfandrecht nır ein Grund, ben Herausgabeanfpruch ab⸗ 
zumeifen. Daher geht nur bie Verneinung dieſes Anſpruchs, nicht 
aud die Bejahung des Pfandrechts in Rechtskraft über. Wollen bie 
Parteien auch über ſolche Vorfragen eine rechtskräftige Entſcheidung, 
fo haben fie das Mittel, fie zum Gegenftanbe einer fog. Inzidentfeſt⸗ 
ftellungstlage zu machen (8 280). Tatbeftand und Entfcheibungs- 
gründe be& Urteils erläutern nur bie meift knappe Urteilöformel, 
indem fie anzeigen, über melden Anſpruch bie Parteien ein Urteil 
verlangten und über melden Anſpruch das Gericht entſchieden hat. 
Der bisherigen Lehre, daß es einer Einwenbung oder Replik (ber e- 
ober repl. rei judicatae) bebürfe, wenn bie burch den Widerſpruch 
gefährbete Partei bie Berücſichtigung bed rechtskräftigen Urteils 
molle (telative Rechtskraftwirkung), ift in neuerer Zeit eine Lehre 
gegenübergetreten,?) die dem Richter bie Pflicht auferlegt, daß rechts⸗ 
Träftige Urteil von Amts wegen zu berüdfichtigen (abfolute Rechts— 
Traftwirfung). Die neue Lehre trifft in allen denjenigen Fällen nicht 
au, in welchen über ein der Parteimacht unterliegenbes Recht eni— 
ſchieden ift, denn das Inſtitut ber Rechtskraft dient dem Schuße ber 
Parteien. 

Die Rechtskraft bes Urteils ſchafft Recht für die Parteien 
und natürlich für deren Gefamtnacfolger: bie Rechtskraft wirkt für 
und gegen diefe Perfonen. In zahlreichen Fällen wirkt das Urteil 
aber aud; für und gegen Dritte. Hierher gehören vor allem bie- 
jenigen Perfonen, welche nad) Eintritt ber Rechtshängigkeit Recht3- 
nachfolger einer ber Parteien geworben finb ober den Beſitz 
der im GStreite befangenen Sache in einer Meife erworben haben, 
daß eine ber Parteien oder deren Rechtsnachfolger mittelbarer 
Befier geworben ift.?) Andere Fälle enthalten Die $$ 326, 327 


So lehrte Savigny, welcher deshalb zwiſchen objektiven (in Rechts⸗ 
Traft übergehenben) und fubjeftiven Entſcheidungsgründen (bloßen Er— 
mägungen) unterfchieb. 

? Namentlih Bülom: Ardio f aid. Pragia 83 ©. 1ff. Aber auch 
D. Fifher, Regeläberger, Stein, Shwarß. 

*) Zeifpiele: A Flagt gegen B auf Heraudgabe des Grundſtüds x, und 
B tirb nach dem Slageantrage verurteilt. DVeräußert B dad Grunbftüd 
mwährenb bes Prozeſſes an C, fo unterliegt biefer ala Rehtsnahfolger 
des B dem Urteile, falls er ſich micht in quiem Glauben befindet. 
Urteil wirkt aber auch gegen D, welcher das Grunbftüd nach ver Rechts 
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ZPO. Sie ſtellen nicht Ausnahmefälle dar, ſondern bringen den 
Grundſatz zum Ausbrud, daß ein jeber, der an bie privatrecht⸗ 
lichen Verfügungen eines anderen gebunden ift, auch dasjenige 
gegen fich gelten laſſen muß und für fi) geltend machen fann, was 
in einem Recht s ſtreite jenes anderen enifchieben ift (vgl. auch 
8147 RO, $ 856 ZPO). 

F. Das römifche Recht hatte in ber restitutioinin- 
tegrum ein außerordentliches (prätorifches) Rechtsmittel für 
Fälle, in denen eine Rechtsverletzung durch die ſtrenge Anwendung 
des Rechts felbft herbeigeführt war, in benen alfo die Mittel bes 
Zivilrechts verfagten. Sie entwidelte ſich zu einem Inſtitute bes ge⸗ 
meinen Rechts, man hanbhabte fie materiell nach den vom römifchen 
Recht aufgeftellten Grundſätzen, gab fie alfo bei Itrtum, Betrug und 
in anderen Fällen, wo es bie Billigkeit forberte. Sie wurbe aber in 
ben Formen des Prozeſſes durchgeführt und geftaltete fich zu einem 
rein progefjualifchen Rechtsbehelf gegen formell unanfechtbare, aber 
materiell falfche Urteile. Als folder Rechtsbehelf dient fie auch in 
der Reſtitutionsklage nad) ber ZPO (88 578, 580 ff.) unb dient fie 
audh feit dem Intrafttreten de BGB, welchem das materiell-techtliche 
Inftitut der Wiebereinfegung unbefannt ift. 


bängigfeit von B ober C gepachtet hat. Dal. S. 149 über die Wirkungen 
der Kehtatän igleit. Danach wird derjenige, der zwar n a dy einem anberen, 
aber nit auf Grund einer Rehtönachfolge dad Recht erwirbt, das ein 
anberer vor ihm hate (originärer Erwerb auf Grund quten Glaubens ober 
auf Grund bed Vertrauens auf das Grundbuch), nit gebunden, weil er 
nit Rechtsnachfolger ift. 


Sweites Buch: 


Das Recht der Schuldverhältnifie 
(Obligationenredt). 


A, Allgemeiner Teil. 
Erſter Abſchnitt: Yon der Obligation überhaupt. 


$ 54. Begriff der Obligation. 


Obligation oder Schulbverhältnis ift nah $ 241 BGB 
dasjenige Rechtsverhältnis, kraft deſſen ber eine Zeil (der Gläubiger) 
befugt ift, von dem andern Teile (dem Schulbner) eine Leiftung zu 
fordern. Forderung und Schuldverhältnis werben alfo gleichbe- 
deutend genommen, obwohl es Schulbverhältniffe gibt, bie mehrere 
Forderungen erzeugen können. 

Obwohl in dieſer VBegriffsbeftimmung römifches und mobernes 
Recht übereinftimmen, und das heutige Obligationentecht mehr als 
andere Zeile des Rechts auf römifcher Grunblage beruht, beftehen 
in ber Auffaffung des Begriffs der Obligation zwiſchen römiſchem 
und heutigem Rechte doch prinzipielle Gegenfäße. 

1. Indem bie Römer bie obligatio aß jurisvinculum, 
quo necessitate adstringimur alieujus rei solvendae (pr. J. 3, 
13) bezeichnen, bringen fie zum Ausbrud, daß für fie die Obligation 
ein unlösbares Verhältnis zwifchen beftimmten Perfonen 
bilbet, daß einer Übertragung auf andere Perfonen miberftrebt. Der 
Erfolg einer Übertragung tonnte daher nach römifhem Rechte nur 
in ber Weife erreicht werben, daß bas bisherige Schulbverhältnis auf⸗ 
gehoben und unter anderen Perfonen ein neueß begründet wurde. 
Nachdem aber ſchon das Mittelalter dazu gelangt mar, bie Forderung 
oder auch die Schuld an ben Beſitz eines Grunbftüds zu Tnüpfen 
und die Forderung fogar in einem übertragbaren Papiere zu ber= 
törpern, Bat fih im mobernen Rechte die Anſchauung ent- 
midelt, daß die Obligation ein von ben jemeiligen 
SubjeftenunabhängigesBerhältnis fei, daß fie wie 
lörperliche Sachen nur einen „Wert“ bilde und die Anwendung jachen- 
rechtlicher Grundſätze geftatte. Die Folge ift, daß da, mo ber Gläu— 
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biger ober der Schuldner durch den Beſitz einer Sache beftimmt wird, 
die Gläubiger- und die Schulbnerrolle vorübergehend in einer und 
derfelben Perfon vereinigt fein können, ohne daß das Schuldver⸗ 
hälinis endgültig aufgehoben würde, daß vielmehr mit der fber- 
tragung be3 zugrunde liegenden Sachbeſitzes auf eine andere Perſon 
das Schulbverhältnis wieder wirffam wird. So kann z. B. der 
Schuldner das von ihm felbft freierte Wertpapier erwerben, fich Durch 
Begebung bes Papier8 aber wiederum einen Gläubiger ſchaffen. 

2. Wenn ferner bie 1. 3 pr. D. 44,7 fagt: obligationum sub- 
stantianon in eoconsistit ut aliquod corpus nostrum aut servi- 
tutem nostram faeiat sed ut alium nobis obstringat ad dan- 
dum aliquid vel faciendum vel praestandum, fo ift damit das 
Weſen ber Obligation dahin bezeichnet, daß fie die Befriedigung eines 
beim Gläubiger vorhandenen Antereffes durch eine vom Schulbner zu 
bewirlende Leiftung anftrebt, während das dingliche Recht die erfolgte 
Befriedigung vorausſetzt und den Genuß ber vollzogenen Leiftung 
fihert. Die Folge davon ift, daß dem dinglichen Rechte Die Sache 
unterworfen bleibt, gleichviel, wo fie ſich befindet, daß das Forde⸗ 
rungsrecht aber den Willen ber verpflichteten Berfon bindet. 

Darüber, ob Gegenftanb ber Dbligation nur eine in 
Geld ſchätzbare Leiftung fein kann, beftand eine Streitfrage, welche 
das BGB dadurch erledigt, daß ed nur bie Leiftung, nicht auch deren 
Gelbeswert, in die Begriffsbeftimmung des Schuldverhältniffes auf- 
nimmt (8 241). Dana kann jedesernftliheundnidt 
ausfhließlih dem Gebiete der Religion, ber 
Liebe ober des Anſtandes angehörige Antereffe 
Inhalteiner Obligation fein.) 

Die römiſchen Worte dare (b. h. die Verfchaffung bed quiri— 
tiſchen Eigentums oder eines zivilrechtlichen Rechts an fremder Sache), 
facere und praestare werben von bem Ausbrude Leiſtung 
umfaßt, ber auch die Unterlaffung einſchließt ($ 241 BGB). Die 
Leiftung ift aber entweber eine vertretbare, d. 5. eine ſolche, 
die auch von einem andern, oder eine unpertretbare, d.h. eine 
folhe, die nur vom Berpflichteten bewirft werben fann. Zu ben 
vertretbaren aehören diejenigen, bie fich in der Zuführung eines Ver— 
mögenägegenftanbes, insbeſondere einer Gelbfumme erfchöpfen. Da 
bier das Sintereffe des Gläubigers in dem Erwerbe jene Gegen- 
ſtandes aufgeht, fo ift feine Yorberung getilgt, wenn irgenb 
jemand jenes Intereſſe befriebigt (8 267); die Leiftungspflicht 
bleibt gleichwohl eine perfönliche, weil eben bie Berpflidtung 





*) Auch für das neue Recht beftritten; eine Unterftügung der hier ver⸗ 
tretenen Yuffaflung folgt aus $ 343 BGB. 
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„die Haftung“, nur die Perſon des Schuldners ergreift. Beſteht die 
gefeäulbete Leiftung in Geld, fo haftet der Schuldner 
mit feinem ganzen Vermögen, b. h. es kann ber Geldwert, ber dem 
Schuldner gegenwärtig gehörigen und aller von ihm fpäter noch er= 
worbenen Vermögensgegenſtände zur Befriebigung bes Gläubiger 
herangezogen werben. Da nad; ber herrfchenven Lehre jebe Leiftung 
einen Gelbwert haben muß, jedenfalls aber bie Gelbobligationen bie 
Regel bilben, verfteht man unter perfönlicher Haftung biefe 
(übrigens dem älteren beutfchen Rechte fremde) Haftung mit dem ges 
famten Vermögen, unter dinglicher Haftung bie Verpflichtung, zum 
Zwecke ber Befriebigung bes Gläubigerß wegen einer Gelbforberung 
einen beftimmten Gegenftanb zu opfern. Da die unbeichräntte Haf— 
tung aber das Dafein des Schulbners gefährbet, hat die Gefeßgebung 
von jeher auf eine Beſchränkung der Haftung Bebacht genommen. 

a) Dem römifchen Rechte gehört das beneficium competen- 
tiae (Rechtswohltat des Notbebarf) an. Dieſes gab dem Schuldner 
gerviffen Forderungen gegenüber ein Recht auf Belafjung des für ihn 
zum Lebensunterhalt Unentbehrlichen. Diefes Recht wurde im Pro» 
zeſſe ſelbſt durch exceptio geltend gemacht und bewirkte, daß ber 
Schulbner nur auf den Betrag verurteilt murbe, den zu leiften 
er imftande mar, mährenb ber Gläubiger ben Anſpruch auf den weiters 
gehenben Betrag behielt; das Mecht konnte aber auch noch gegen bie 
a. judicati gebraucht werben und führte dann dahin, daß fi bie 
Zwangsvollſtreckung auf jenen Betrag befchräntte. Die 
ZPO ließ es in der Erekutionzinftanz nur unter den Vorausſetzungen 
der nah $ 767 gewährten Klage zu. Das BGB läßt die Berufung 
auf die Rechtswohltat gegenüber bem Anſpruch aus einem Schen- 
tungäverfprechen (8 519) zu und behanbelt fie als Einrede (alfo 
8 767 ZPO). 

b) Die ZPO und bie KO ftellen aber für jeden Schulbner und 
gegenüber allen orberungen mirfende Exekutionsbe— 
fchränkungen auf, bie barin beftehen, daß gewiſſe Vermögens- 
gegenftände ber Pfändung und ber Konkursmaſſe bes Schuldners 
entzogen find (88 811, 850 ZPO, $ 1 RD). Da biefe Beſchrän⸗ 
ungen aber nicht zu einer Herabminberung ver Schuld führen, wer⸗ 
den fie nicht im Wege der Klage nach $ 767, fonbern als bloße Er= 
innerung nach $ 766 ZPO geltend gemacht. 

c) Zahlreiche Rechtsverhältniffe begründen zwar perfünliche Ver⸗ 
pflichtungen, aber von vornherein befhräntte Haf— 
tungen, inbem ber Gläubiger nur beftimmte Vermögensobjekte 
ober nur begrenzte Teile bes ſchuldneriſchen Vermögens zu feiner Be— 
friedigung verwenden darf. Nach römifchem Rechte haftete ber Ge- 
malthaber aus Geſchäften feines Hausfindes ober Sklaven nur bis 
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zum Betrage be3 biefen gegebenen Peluliums; das juftinianeifche 
Recht hat eine Befchräntung der Haftung des Erben für Schulden bes 
Erblafferd eingeführt (Rechtsmohltat des Nachlaßverzeichnifieg, bene- 
fieium inventarii), ein Redtsinftitut, das fi im gemeinen Recht 
und aud im BGB ($8 1975 ff.), wenngleich in veränderter Geftalt, 
erhalten hat. Nach deutſchem, neben dem BGB ftehen bleibenben Rechte 
haftet für Lehns⸗ und Fideilommißſchulden das Lehns⸗, Stammguts- 
ober Fibeitommißvermögen (vgl. $ 52 KO), ferner ift es zuläſſig, ſich 
an gemwiffen Unternehmungen nur mit einem beftimmten Kapitale zu 
beteiligen. In ſolchen Fällen haftet für bie durch ben Betrieb bes 
Unternehmens entftandenen Schulben ber Beteiligte zwar perfünlich, 
aber nur biß zum Betrage jener Summe. Das moderne Recht kennt 
ſolche beſchränkte Haftungen bei der Kommanditgeſellſchaft, ver At- 
tiengejellfhaft, der ſtillen Gefellichaft, ver Genoſſenſchaft mit be= 
ſchränkter Haftung und ber Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
Übrigens kann auch außerhalb biefer befonberen Falle die beſchränkle 
Haftung durch Vertrag befonber8 begründet werben (3. B. Haftung 
einer Geſellſchaft nur mit dem Gefellfchaftsnermögen)..) Regelmäßig 
muß bie Beſchränkung im Urteil vorbehalten werben, wenn fie bei ben 
Vollſtredungsorganen Beachtung finden fol ($ 780 3PO, 88 1990, 
1480, 419 BGB). 

Nicht unter den Begriff befchräntter Haftung fällt die Ver— 
mögengleiftung, bie in ber Hingabe einer einzelnen beftimmten (3. 8. 
der verkauften, vermieteten) Sache befteht. Das Recht auf biefe Sache 
flieht dem binglichen Rechte nahe, ba es dem Gläubiger nur auf bie 
Sade ankommt. Aber während das Wefen des binglichen Rechts 
darin beftcht, daß es gegen jeben wirft, ergreift die perfünliche Ver⸗ 
pflichtung zur Gewährung einer beftimmten Sache nur die Perfon 
des Schulbnerd. Er bleibt verpflichtet, auch wenn er ſich des Be— 
fies ber Sache entäußert, und der Erwerber ber Sade wird nicht 
verpflichtet, indem er den Beſitz erlangt. Eine veraltete gemeinrecht⸗ 
liche, vom preußifchen Landrecht übernommene Lehre verpflichtete den 
Erwerber, wenn er bie Verpflichtung feines Vorgängers Tannte: 
denn wollte er bem Rechte zuwider handeln, fo würde er aus feiner 
Arglift Haften. Man Hat diefe Rechte früher relativdingliche 
Rechte oder jura ad rem genannt im Gegenfage zu ben jura in 
re (ben Sachenrechten). Die neueſte Rechtsentwidlung und mit ihr 
das BGB Hat aber den Gegenſatz zwiſchen dinglichem unb perfün= 
lichem Rechte wieder ſcharf durchgeführt, bie folgewibrige Bildung 
bes Begriffs nur relativ dinglicher Rechte befeitigt. 


—E Kommentar 3. BGB I ©. 104. Dernburg: 


© aı 
Das ae echt II ©. 14. 
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Durd) das necessitate adstringimur ber oben angeführten 
Stelle wird endlich die Möglichkeit gerihtliden Zwanges 
als weſentliche Eigenſchaft der Obligation bezeichnet. Das römifche 
Recht aber fannte Schulbverhältniffe, die mit einer actio nicht aus— 
geftattet waren, d. 5. zu beren Geltenbmadung ber Jurisdiktions— 
magifttat eine actio nicht gab. Sie hießen im Gegenfape zu ben 
obligationes civiles obligationes tantum natura- 
les, waren wirkliche Schulbverhältniffe, die freiwillig gültig getilgt, 
durch Pfand oder Bürgſchaft fichergeftellt, im Wege des constitutum 
debiti Hagbar gemacht und durch Aufrehnung als Zahlungsmittel 
verwandt, nur mit Klage nicht geltend gemacht werben fonnten. Ob⸗ 
wohl einige Fälle ber Naturalobligation für das gemeine Recht weg- 
fielen, erhielt fih doch das Inſtitut felbft, und aud das BGB 
tenntflaglofe Obligationen. Denn bie Anſpruchs— 
verjährung bewirkt nur, daß der Zwang des Schuldners zur 
Leiftung aufhört, troßdem bleibt feine Leiſtungspflicht eine Rechts— 
pflicht, daher Tann er das Geleiftete nicht zurüdforbern, er kann bie 
Schuld durch Anerkenntnis wieder klagbar machen und durch Sicher- 
heitleiftung fichern (8 222), das für fie beftellte Pfandrecht bleibt be= 
ftehen, unb es kann bie Rüdübertragung eines zur Sicherung bes An= 
ſpruchs übertragenen Rechts nicht auf Grund ber eingetretenen Ver— 
jährung be Anſpruchs verlangt werden ($ 223); endlich Tann bie 
verjährte Forderung zur Aufrechnung verwendet werben, wenn fie zu 
der Zeit, als bie Möglichkeit ber Aufrechnung eintrat, noch nicht ver= 
jährt war ($ 390, vgl. aber 88 479, 490). Die für eine Heirat3- 
termittlung gezahlte Mäflergebühr Tann nicht zurüdgeforbert 
werben (8 656). Werner ift die Rüdforberung bes auf Grund eines 
SpielB ober einer Wette, eines nicht genehmigten Lotterie- ober 
Ausfpielvertrags ober eines Differenzgefchäfts Geleifteten ausge— 
Ichloffen (88 762— 764). Auch auf Gewährung einer Ausſtat- 
tung befteht eine klagloſe Verbinblichfeit, fomeit die Ausftattung 
die den Umftänben entfpredjende Grenze innehält (8 1624). Endlich 
läßt der Amangöpergleich eine natürliche Verbindlichkeit des 
früheren Gemeinſchuldners zur Erftattung des Ausfall der Gläus 
biger infofern übrig, als das auf den Ausfall Geleiftete nicht zurüd- 
aeforbert werden kann (ROHG 8, 279). 

Der Zwang befteht in ber Anmenbung ftaatlider 
Machtmittel zum Ziede ber Herftellung besjenigen Zuftandes, 
auf den das Recht bes Gläubigers gerichtet if. Der Anwendung bed 
Zwanges geht die Feftftellung bes durchzuſetzenden Anſpruchs voraus. 
Währenb aber das römifche Recht zu dem Mittel einer Umgeftaltung 
des Anſpruchs ariff, um ihm mit ben dem damaligen Prozekrechte 
zu Gebote ftehenven Zmangsmitteln zu verwirklichen, hat das heutige 
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Recht den Grunbfaß, daß die Verpflichtung des Schulbners dadurch, 
daß er es zu Verurteilung und Zwangsvollſtredung kommen läßt, 
zwar eine Gteigerung (3. B. durch Verzugszinfen), nicht aber eine 
Anderung erfahren bürfe. Das ältere römische Recht lannte nämlich 
nur bie Verurteilung auf Geld, und nur bei actiones arbitrariae 
erging ein abitrium judicis de restituendo, exhibendo ober 
solvendo, d. h. ein auf ben eigentlichen Schulbgegenftanb Tautender 
Zwiſchenbeſcheid, der nicht vollftrelhar war, und nur wenn ber Bes 
tagte diefem arbitratus nicht gehorchte, folgte die auf das Gelb- 
interefje lautende vollftredbare sententia (ba3 Urteil) nad. Hier— 
von ging fhon das fpätere römifche Recht ab, und das heutige Recht 
gebietet eine bem Inhalt bes Schulbverhältniffes ſich ftreng anpaffende 
Feftftellung im Urteil. Wenn alfo der Schuldner bie Befugnis hat, 
unter mehreren Leiftungsgegenftänden zu mählen, fo darf auch das 
Urteil nur fagen, daß der Beklagte ſchuldig fei, Die Sache a ober bie 
Sache b zu geben; menn ber Schulbner nur gegen eine Zug um Zug 
vom Gläubiger zu machende Leiftung oder nur nad Entgegennahme 
der Leiftung des Gläubigers feinerfeits zu leiften hat, fo ift auch dies 
im Urteil zum Ausdrud zu bringen, damit aud) für bie Zwangs⸗ 
vollftrefung die Verpflichtung des Schuldners nicht geändert werde 
(88 726, 751, 756, 765, 894 ZPO). 

Obwohl das Recht auf den Zwang eine Eigenfhaft des privaten 
Rechts bilbet, gehören doch die Zmangsmittel dem öffentlichen Recht 
an. Das ältefte römifche Recht kannte nur bie ftrengfte Perfonal- 
exelution, bie zu einer Vernichtung ber Perfönlichteit führte und fo- 
gar zu einer Vernichtung bed Lebens führen durfte. An ihre Stelle 
trat fpäter die Zwangsvollſtreckung in das gefamte Vermögen (Uni— 
verfalerefution), und noch fpäter erft wurde es zuläffig, zur Dedung 
einer einzelnen Yorberung einzelne Vermögenzftüde des Schulbners 
au verwenden (Spezialerefution). Im beutfchen Rechte trat die Per- 
ſonalexekution als äußerfte® und letztes Zmangsmittel ein. Das 
heutige Recht hat verfchiebene Zwangsmittel, je nachdem es ſich um 
eine vertreibare ober eine unbertretbare Leiſtung handelt.) Handelt 
es ſich um eine vertretbare Leiſtung, fo tritt einunmittelbarer 
Zwang ein, ber dem Kläger ben Gegenftand bes Anſpruchs felbft ver- 
ſchafft ($$ 803, 815, 819, 883, 884, 885, 887 ZPO); handelt es fi 
um eine unvertretbare Leiftung, fo tritt ein mittelbarer Zmang 
ein, der duch Einwirfung auf den Willen bes Schuldners dahin zu 
wirken fucht, baß ber Schulbner felbft leifte ($$ 88880 ZPO). 
Diefe Willensbeugungsmittel beftehen in Gelb- ober Haftitrafen. 
Unmittelbaten Zwang ftellt das Gejeß auch dem auf Abgabe einer 


’) Engelmann: ber deutſche Zivilprozeß 1901, ©. 402, 403. 
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Willenserklärung gerichteten Anfpruche zur Verfügung, indem es dem 
Urteile biejenige Wirkung beilegt, melde die Willenserklärung felbit 
haben würde ($$ 894898 ZPO). Eine Perfonaleretution kennt 
das heutige Recht feit dem Gefege vom 29. Mai 1868 über die Aufs 
hebung ber Schuldhaft nicht mehr. Die Haft kommt nur noch als 
Willenäbeugungämitiel bei Anſprüchen auf unvertretbare Hand» 
lungen ober Unterlaffungen, ferner als Mittel zur Erzwingung bes 
Offenbarungseibes und endlich al Sicherungsmittel (Perfonalarreft) 
in Anivendung ($$ 888, 889, 890, 901, 918 ZPO). 


Bweiter Abſchnitt: Gegenfiand der OBligation. 


$ 55. Der Schuldgegenftand überhaupt. 


Gegenftand der Obligation ift ftet8 eine Handlung oder Unters 
laſſung bes Schulbnerd. Diefe Handlung heißt Leiftung ($ 241 
BGB). Gegenftand ber Leitung wiederum kann alles fein, worauf 
ein rechtliche (im Gegenfae zum bloß mirtfchaftlichen) Intereſſe des 
Gläubiger gerichtet fein iann. Zahlreiche Obligationen erſchöpfen 
fi nicht in einer einzelnen beftimmten Hanblung des Schulbners, 
fonbern verlangen eine Mehrheit ducch einen einheitlichen Zweck ver= 
bunbener Handlungen (3. 8. $ 536 BGB). 


$ 56. Beſtimmtheit des Gegenitandes. 


Iſt die Leiftung ganz unbeftimmt gelaffen, jo entfteht eine Ver- 
pflichtung ebenfowenig wie in dem alle, wenn das Leiften überhaupt 
in das Belieben des Schulbners geftellt ift. Denn jebe Unbeftimmt- 
beit wirkt zugunften des Schuldners. Unbeftimmt aber ift bie 
Zeiftung nur dann, wenn fie vom unbefchräntten Belieben bes Gläus 
biger& oder des Schuldners abhängt. ft für ihre Veftimmung ein 
objeftiver Maßftab gegeben, fo ift fie beftimm bar und damit ge— 
nügenb beftimmt. 

1. Ein objettiver Maßftab ift insbefonbere dann vorhanden, 
wenn ein Dritter die Leiſtung beftimmen fol. Der Dritte Tann 
die Beftimmung nad) freiem ober, mas im Zmeifel anzunehmen 
(8 317), nad billigem Ermeffen treffen; er entſcheidet durch eine 
Ertlärung, bie gegenüber einem ber Beteiligten abzugeben ift und von 
diefem wegen Irrtums, Drohung ober argliftiger Täuſchung bed 
Dritten angefochten merben kann ($ 318) und ohne wei— 
teres unverbindlich ift, wenn fie nad billigem Ermeffen getroffen 
werben follte, aber offenbar unbillig ift. Trifft ber Dritte eine uns 
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billige ober überhaupt feine Veftimmung ober verzögert er fie, fo er= 
folgt die Beſtimmung durch Urteil ($ 319). Entſcheidet aber das 
freie Belieben bes Dritten, fo ift der dieſes Ermeſſen zur Richtſchnur 
machende Vertrag nad; altem und neuem Recht unmwirkfam, wenn der 
Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann ober will ober wenn er bie 
Beftimmung verzögert (8 319 Abſ. 2), weil dann jeder Maßſtab für 
die Beftimmung fehlt. 

2. Beftimmbar ift ferner bie Leiftung nad altem (RG 30, 149; 
40, 199) und neuem Recht ($ 315), wenn fie ſchlechthin von ber Bes 
ftimmung des Gläubigers oder des Schuldners abhängt und nicht 
anzunehmen ift, daß er freies Belieben Haben folle. Denn bann ift 
fein billiges Grmefien (arbitrium boni viri) entſcheidend. Das 
bilfige Ermefjen aber bilbet einen objeltiven Maßftab, daher tritt 
richterliche Entſcheidung ein, wenn bie von der Partei getroffene Be— 
ſtimmung unbillig ift oder menn bie Beftimmung verzögert wird. 

3. Einen objettiven Maßftab gewährt ferner die Bezugnahme 
auf bie Verkehrsfitte ober den Handelsbrauch ober das all⸗ 
gemein übliche (gl. FF 453, 612, 632, 653 BGB). In gewiſſen 
Fällen (Verfprechen einer dos im römifchen Recht, Unterhaltsgemäh- 
zung) find bie Verhältniffe bes Verpflichteten oder des Berechtigten 
(8 1610 BGB) maßgebend. 

4. Beftimmbar ift ber Gegenftand ber alternativen Obligation,') 
d. 5. besjenigen Schulbverhältniffes, das zu ber einen ober ber an= 
deren Leiftung verpflichtet. Das BGB ($ 262) ſchließt ſich der 
herrſchenden Lehre des gemeinen Rechts an, indem es erklärt, ba bie 
fämilichen Leiftungen gef huldet werben (in obligatione sunt), 
daß aber nur eine von ihnen zu bewirken (in solutione) ift. 
Ungemißheit befteht alfo nicht barüber, ob, fonbern nur barüber, 
mas zu leiften ift. Dadurch unterfcheibet fich die alternative Obli- 
gation von der bebingten. Die Ungewißheit wird befeitigt, d. h. die 
alternative Schuld mwirb zu einer einfachen durch Wahl und durch 
Unmöglicteit der einen Leiftung. Im Zweifel ſteht bie Befug- 
nis zu wählen nad) altem wie neuem Rechte ($ 262) vem Schuld. 
ner zu, fie ann dem Gläubiger ober einem Dritten eingeräumt 
fein. Während aber nad) römiſchem und gemeinem Recht?) der Wahl- 
berechtigte dad Recht des Rüctritts bon ber einfeitig bon ihm ab⸗ 
gegebenen Erklärung (das jus variandi) hatte, ift nach neuem Rechte 
(8 263) ber Wahlberechtigte an die einfeitig von ihm bem andern 
Zeile gegenüber getroffene Wahl gebunden. Die Erklärung ift an 
teine Form gefnüpft, fie kann ſich daher durch eine ſchlüſſige Hand» 

2) Seht das neuefte wiſſenſch. Werk: BPescatore: Die Wahlſchuld⸗ 
verhältniffe. . 

)A.M. insbeſondere Jhering (Jahrb. f. Dogm. Bb.I. S. 31-83). 
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Tung, 3. 8. wenn das Wahlrecht dem Gläubiger eingeräumt ift, durch 
Rlageerhebung auf eine ber Leiftungen, äußern. Das Wahlrecht ift 
nicht eine höchftperfönliche Befugnis, fondern eine Eigenfhaft 
des Schulpverhältniffes und geht daher mit biefem auf bie Rechts— 
nachfolger über. Von Anfang an beſtehende ober fpäter eintretenbe 
Unmoͤglichkeit einer Leiftung befchräntt, nad dem im ge— 
meinen und im neuen Rechte herrfchenden Ronzentrationd- 
prinzipe ($ 265), die Obligation auf die möglich bleibenden 
Zeiftungen, fo daß, wenn nur eine Zeiftung bleibt, bie Wahl fi er- 
ledigt. Da der Schuldner nur im Falle zufälliger Unmöglichkeit be— 
freit wird, im Falle einer von ihm verſchuldeten Unmöglichkeit aber 
verpflichtet bleibt, werben bon bornherein alle Leiſtungen ge- 
fcjulbet (88 265, 262). 

Hat der Schulbner vor Zuftellung der Klage das ihm zuftehende 
Wahlrecht noch nicht ausgeübt, fo kann der Gläubiger nur alter- 
nativ Hagen. Denn in der auf eine der Leiftungen gerichteten Klage 
Täge bie Anmaßung bes Wahlrecht? dur den Gläubiger und in 
einer Verurteilung des Beklagten zu einer der Leiftungen eine unzu— 
Täffige Aberlennung bes Wahlrechts. Macht aber ber Schulbner von dem 
ihm durch daß Urteil vorbehaltenen Wahlrechte feinen Gebrauch, fo 
verlor er nad) altem Rechte das Wahlrecht an den Gläubiger (1. 11 
&1D. 31 RG 12, 184), während nad) neuem Rechte der Schulbner 
dur den Beginn der Zwangsvollſtredung nur das Recht verliert, 
dur bloße Willenserklärung zu mählen. Daher kann zwar ber 
Gläubiger die Fmangsvollfttedung in eine der Leiftungen betreiben, 
der Schulbner ſich aber, folange ber Gläubiger die gewählte Leiftung 
nicht ganz ober zum Zeil empfangen hat, durch bie andere Leiftung 
von feiner Verbindlichkeit befreien (8 264 Abf. 1 BGB). 

Hat der Gläubiger das Wahlrecht, fo liegt in der auf eine 
ber Leiftungen gerichteten Klage, und falls er alternativ geflagt hat, 
in ber Betreibung ber Smangspollftredung auf eine ber Leiftungen 
die Ausübung des Wahlrecht. Während nach gemeinem Recht auch 
ber Verzug bed Gläubigers deſſen Wahlrecht nicht aufhob, geht ihm 
dieſes nach neuem Rechte zugunften des Schulbners ($ 264 Abf. 2) 
verloren, wenn er fi im Verzuge befindet und eine ihm vom Schuld- 
ner zur Ausübung bes Wahlrechts geftellte Friſt ablaufen läßt. 

Steht die Wahl im freien Velieben eined Dritten, fo ift das 
Schuldverhältnis felbft buch die Wahl bes Dritten bebingt; der 
Schuldner ift alfo nach altem und neuem Rechte (8 319 Abſ. 2) nicht 
verpflichtet, wenn ber Dritte nicht mählen kann ober nicht wählen will. 

Verſchieden von ber alternativen Obligation ift ber Fall, in 
welchem ber Schulbner zu einer beftimmten Leiftung verpflichtet ift, 
aber das Recht hat, ſich burch eine andere Zeiftung zu befreien (ſog. 
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1acultas alternativa.) Da bier nur eine Leiftung 
geſchuldet ift, wirb der Schulbner durch zufällige Unmöglichkeit diefer 
Leiftung frei. Ein alternatives Schulbverhältnis Tiegt ferner dann 
nicht dor, wenn bem einen Teile die Wahl geftellt ift, biefes ober 
jene Rehtsgefchäft mit dem anderen Zeile zu fließen (3. B. 
ein Landhaus zu kaufen ober auf 10 Jahre zu mieten). 

5. Beftimmbar ift ferner ber Gegenitand der Gattungsihuld, 
d. h. eines Schuldverhältniſſes, das zur Leiſtung einer nur ber 
Gattung nad} beftimmten Sache (genus) verpflichtet ($ 243 Abſ. 1 
BGB). Der Leiftungsgegenftand beftimmt ſich bier nur dadurch, daß 
er ein Merfmal bat, das auch andere Gegenftände haben. Ye zahl: 
reicher bie maßgebenden Merkmale find, je enger alfo ber Kreis von 
Sachen ift, aus denen auögefchieben werben barf, befto mehr nähert 
ſich Die Gattungsſchuld der alternativen und wird zu einer ſolchen, 
wenn nur die Wahl zwiſchen individuell beftimmten Gegenftänben 
gelaffen iſt.) Gegenftanb der Schuld (in obligatione) ift Die Gat- 
tung, Gegenftanb der Leiftung ein beftimmtes Individuum. Yolg- 
lich ift die Leiftung fo lange möglich, ala Sachen berfelben Gattung 
vorhanden find oder noch entftehen können; vorher kann der Schuldner 
weder nad; altem noch nad neuem Rechte ($ 279) Befreiung bon 
feiner Schuld megen Unmöglichkeit der Erfüllung geltend machen 
(genug perire non censetur). Aber auch bier muß das Schuld⸗ 
verhältnis zum Zivede der Leiftung in eine fog. Speziesfhuld ums 
gewandelt („Lonzenttiert“ ober „Lonfretifiert“) werben. Durch wel⸗ 
en Att dieſe Ummanblung erfolgt, war nad gemeinem Rechte 
ftreitig. Die Ausfheidungstheorie eradtete ben ein- 
feitigen Att ber Ausſcheidung ber zu leiftenden Sache auß der Gat- 
tung für außreichend, ſobald der Gläubiger von ber erfolgten Aus— 
Teidung Kenntnis erlangt Habe (Thöl), die Yndbividualifie= 
rungs theorie (Bekker) verlangte Einigung der Parteien über das 
zu leiftende Individuum, daher Annahme der zugefanbten Sache 
durch den Gläubiger, die Lieferungstheorie fieht die Kon- 
zentration in ber Lieferung, bezeichnet biefe aber als vollendet mit ber 
Abfendung der Sache. Auf bem Standpunkte der Lieferungs- 
theorie fteht $ 243 BGB, da nad ihm bie Beſchränkung des 


* 8 B. die Noraltlagen des römiſchen Rechts. Wal. au $ 251 

Abſ. 2 BGB, 3 528 BGB (Herausgabe der gefhentten Sache abgewenbet 
durch Gewährung von Unterhalt), $ 2329 (Herausgabe der gefhentten Sache 
abgewenbet durch Zahlung des am Pflichtteile fehlenben Gelbbetrags). Fer⸗ 
ner $$ 1973, 1992 BOB. 
„24 Stüd Hammel" = Gattungsfhuld, 24 Hammel einer beftimm= 
ten Herde Gattungs{hulb; „einer bon meinen fieben Hammeln“ alternative 
Obligation. ROGH 24, 30. Dernburg ift au im zweiten Falle für 
Speziesfäulb. ” 


Ungelmann, D. bürgerlie Recht Deutihlande. IV. Aufl. 4 
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Schufbverhältniffes auf eine beftimmte Sache dadurch eintritt, daß 
der Schuldner das zur Leiftung der beftimmten Sache Ertorberliche 
tut. Danach genügt nicht die bloße Ausſcheidung ber Sache aus ber 
Menge, es reicht aber aus bie Abſendung oder das Angebot ber aus⸗ 
geſchiedenen Sache, falls diefe von der Beſchaffenheit ift, daß ber 
Schuldner ſich durch fie befreien fonnte, Die Umwandlung hat zur 
Folge, dat nunmehr jene beftimmte Sache geſchuldet wird. Durch 
ben zufälligen Untergang biefer Sache wird gleichwohl der Schulbner 
nur dann befreit, wenn der Gläubiger mit der Annahme ber an= 
gebotenen Sade in Verzug gerät ($ 300 Abf. 2). Während 
nad gemeinem Rechte der Schuldner die fchlechtefte Sache wählen 
durfte, ift nad} neuem Recht ($ 243 BGB) eine Sache mittlerer Art 
und Güte, im Handelsverkehr Handelsgut mittlerer Art und Güte 
zu leiften (8 360 HB). 


$ 57. ie Leiftung von Geld. 


Werben einzelne beftimmte Geld ftüde zum Gegenftanb eines 
Sähulbverhältniffeg gemacht, jo ift eine Speziesſchuld begründet. 
Soll eine beftimmte Geld [orte geleiftet werben berart, baß fie 
nad dem Willen der Parteien nicht burch eine andere Gelbforte ver⸗ 
treten werden Tann, fo ift eine Gattungsſchuld ber beftimmten Gelb» 
forte vorhanden. 

Eine eigentlihe Geldſchuld aber ift ein auf Leiftung 
von Geld ſchlechthin gerichtetes Schuldverhältnis. Eine Geldſchuld 
ift baher auch dann vorhanden, wenn bie Parteien eine beftimmte 
Münzforte bedungen, damit aber nur die Art und Weiſe ber Zahlung 
feftgefet haben (RG 6, 127). Denn in diefem Falle kann die be— 
dungene Sorte durch anderes Gelb vertreten werben, wenn fie zur 
Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlauf ift. Was Gelb ift, mas 
alfo als Gegenftand der Geldſchuld zu leiften und anzunehmen ift, 
beftimmt ber Staat. Eine Geldſchuld ift daher in der am Ort und 
zur Zeit der Zahlung anerfannten Währung zu leiften, felbft wenn 
bie im Inlande zu tilgenbe Geldſchuld in ausländiſcher Mährung 
audgebrüdtift. In biefem Fall ift ber zu zahlende Gelbbetrag 
nad) dem Kurswerte zu berechnen, der zur Zeit ver Zahlung für ben 
Zahlungsort maßgebend ift (8 244, 245 BGB). Die Parteien 
tönnen jedoch Zahlung in ausländifcher Währung bebingen, 

Der Konkurs verwandelt bie Verpflichtungen des Schuldners 
in Geldſchulden (8 79 KO). 


8 58. Die Leiftung von Binfen. 


Unter Zinſen verfteht man bie in Geftalt wiederlehrender Leiftun- 
gen von beftimmten Quoten bes Kapitals zu gemährende Vergütung 


Zweiter Abſchnitt: Gegenftand der Obligation. 8 58. 163 


für den Gebrauch eines geſchuldeten Kapitals. Das Kapital kann in 
Gelb ober anbern vertreibaren Sachen beflehn, die wichtigften find bie 
Gelbzinfen. Sie murben in Rom monatlid,!) und werben jeßt 
im Zweifel nad; Ablauf je eines Jahres entrichtet ($ 608 BGB). 

Zu unterfcheiben ift das Zins recht und der Zinsanfprud. 
Erftered ift das Recht, überhaupt Zinfen zu verlangen, es ift uns 
felbftändig (atzefforifch), denn e8 kann ohne Kapitalſchuld weder ent» 
ftehen noch fortbeftehen; der Zinfenanfprud ift die Forderung auf 
eine beftimmte Zins rate, ift felbftändig und kann daher Gegen- 
fand felbftändiger Rechtshandlungen fein, 5. B. ohne bie Kapital⸗ 
forberung abgetreten werben. Das Zinsrecht unterliegt berfelben 
Verjährung wie die Hauptfchuld, der Zinſenanſpruch aber nach $ 197 
BGB einer befonberen, nämlich einer vierjährigen Verjährung. 
Zinsſcheine find Wertpapiere, in benen fi das Verſprechen 
einer beftimmten Zinsrate (3. 8. der am 1. Januar 1900 fälligen 
Zinfen auß ber Schuldverfchreibung vom...) verfürpert. Sie mer= 
den gewöhnlich auf den Inhaber geftellt und damit zu Sadıen v⸗ ver⸗ 
felbfländigt ($ 803 BGB). 

Die Zinspflicht beruht auf Vertrag oder Geſetz. 

1. Vertrag. Rach römifchem Rechte tonnten Darlehnäzinfen nur 
durch Stipulation, Zinfen auß einem negotium bonae fidei dur 
bloße8 pactum verfprochen werben. Nad) jeigem Recht unterliegt 
das Zinsverfprechen ber für ben Hauptvertrag etwa erforberlichen 
Form. 

Die Höhe ber Zinfen unterlag feit ältefter Zeit manchen Be = 
Thräntungen. Die zwölf Tafeln geftatteten als Höchſtmaß 
daß foenus unciarium (/,, des Kapital? — 814 °/,), ein Gefeß 
aus dem Jahre 347 v. Chr. das foenus semiunciarium (41% °/,), 
bie lex Genucia von 342 verbot daß Zinfennehmen. Durch Ges 
mohnbeitsrecht kam biefes’Gefeg außer Gebrauch und wurde bag 
Zinfennehmen üblich, feitdem bilbeten bis Juſtinian 12°/, das 
Höchſtmaß. Diefer fehte das Höchſtmaß mit einigen Ausnahmen 
auf 6°/, herab. Das kanoniſche Recht behandelte das Zinfen- 
nehmen als Wucher und geftattete nur Juden 5°/,. Der jüngfte 
Reichsabſchied von 1654 lieh allgemein 5°/, zu. Seitdem hat ber 
zuläffige Höchjftbetrag in den Partikularrechten geſchwankt, bis das 
Neichögefeh vom 14. November 1867 die Höhe der Zinfen 
der freien Vereinbarung ber Parteien überließ. Eine 
Beſchränkung führte bag Reichsgeſez betr. den Wucher vom 24. Mai 
1880 nebft dem Grgänzungsgefege vom 19. uni 1893 infofern 

Dal den bi n! ö 
ee ee a 
usurae = %%, besses usurae = %% monatlich, alfo 12, 6, % 3% jährlich. 
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wieder ein, als zwar nicht ein bejtimmtes Zinsmarimum feftgefegt, 
dagegen ein Zinfennehmen, das fi nach Lage der Umftänbe als 
übermäßiges und baher ald Wucher charafterifiert, unter Strafe ges 
ftellt, der twucherifche Vertrag für ungültig erklärt und dem Schulbner 
die Befugnis gemährt wurde, bie wucheriſchen Vorteile, unter foli- 
dariſcher Verhaftung mehrerer Schulbner, zurüdzuforbern. 
AuhdasVBGBfiehtaufdem Stanbpuntteder 
Bertragdfreiheit. Iſt über bie Höhe der Zinfen im Ver—⸗ 
trage nichis bedungen, fo trat nad) bisherigem Rechte ber übliche 
Zinsfag, nad) 8 246 BGB tritt ein Zins bon 4°/,, nad) $ 352 
HGB bei Schulden aus beiberfeitigen Hanbelögefchäften ein Zins 
von 5°/, ein. Sind mehr als 6 °/, bebungen, fo kann der Schulb- 
ner nad; Ablauf von ſechs Monaten das Kapital mit ſechsmonatiger 
Friſt auflündigen, und biefes Kündigungsrecht kann durch wertrag 
weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt werden. Das Kündigungsrecht 
beſteht nicht für Schuldverſchteibungen auf den Inhaber, doch be— 
ſteht es auch im Handelsverkeht ($ 247 BGB Art. 2 EG z. HGB). 
Das BGB fteht auch infofern auf dem Standpunkte des biß- 
berigen Rechts, ala e8 wucheriſche Rechtsgeſchäfte für 
nichtig erklärt, weil fie gegen die guten Sitten verftoßen ($ 138), 
und als es ferner bie Umftänbe des einzelnen Falles darüber ent= 
ſcheiden läßt, ob bie bebungenen Vorteile übermäßige find. Es behandelt 
in $ 138 nicht bloß den Krebitwudher, d.h, bie Stipulation unver⸗ 
hältnismäßiger Vorteile für gewährten Kredit, ſondern aud) den Sach— 
muder, b. 5. die Vereinbarung oder Unnahme übermäßiger Ver⸗ 
mögensborteile für anbere Leiftungen, indem es zum Tatbeſtande bie 
Ausbeutung der Notlage, der Unerfahrenheit ober des Leichtſinns 
eines andern, und ferner bie Annahme von Vermögensvorteilen oder 
auch nur bie Annahme des Verfprechens von Vermögensvorteilen 
verlangt, die den Wert der Leiftung derdeftalt überfteigen, daß bie 
Vorteile den Umftänben nad) in auffälligem Miverhältniffe zu ber 
Leiftung ſtehen. Es ift gleichgültig, ob dad Verfprechen dem Leiften- 
ben oder einem Dritten gegeben wird. Aus ber Nichtigkeit des Ge- 
ſchäfts folgt das Recht. auf Rüdforberung des bereits Geleifteten und 
auf Verweigerung fünftiger Leiftung der übermäßigen Vorteile. Das 
Rückforderungsrecht unterliegt jetzt als Anſpruch aus grunblofer Bes 
reiherung (condictio ob injustam causam $$ 817, 819, 821 
BGB, Art. 47 EG 3. BGB) ber ordentlichen Verjährung von 30 
Jahren ($ 195 BGB). Wer aus dem Betriebe von Gelb- ober 
KRrebitgefchäften ein Gewerbe macht, hat die Rechnung bes Geſchäfts- 
jahres für jeden feiner Schuldner abzufchliegen und ihm binnen brei 
Monaten mitzuteilen. Die Verlegung dieſer Vorſchrift hat für ihn 
den privatrechtlichen Nachteil, daß er den Zinfenanfprud) aus ben- 
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jenigen Gefchäften für das verfloffene Jahr verliert, bie in den Rech⸗ 
nungsauszug aufzunehmen waren. Diefe aufrechterhaltene Beftim- 
mung bes Xct. II, Gef. o. 19. Juni 1898 (Art. 47 EG 3. BGB) 
bat jedoch mehrere Ausnahmen. 

Nah römiſchem und gemeinem Recht if ber Anatozismus 
verboten, d. h. das Zinsnehmen von Zinfen, fei es, daß bie rüd- 
fändigen Zinfen zum Kapitale gefehlagen werben (a. conjunctus) 
ober daß auß ihnen eine neue Kapitalſchuld gebilbet wird. Das 
BGB ($ 248) dagegen erllärt nur die im boraus getroffene 
Vereinbarung, daß fällige Zinfen wieder Zinfen tragen follen, für 
nichtig, unb auch bon biefer Beftimmung find zugunften von Spar= 
taflen, Kreditanftalten und Inhabern von Bantgefhäften, ſowie zus 
gunften folder Srebitanftalten, die befugt find, für ben Betrag ber 
von ihnen gewährten Darlehen verzinzlihe Schufbverfäreibungen 
auf den Inhaber auszugeben, Ausnahmen gemacht, indem jene ver⸗ 
einbaren können, daß nicht erhobene Zinfen von Einlagen al neue 
Einlagen gelten follen, und indem biefe ſich die Verzinfung rüdftän- 
diger Zinfen im voraus bebingen bürfen (megen ber möglichen Aus— 
fälle an Zinfen). ferner greift das Verbot des $ 248 nicht Platz 
im Falle des Kontoforrents ($ 355 HGB), da hier vom Salbo 
Zinfen gefordert werben bürfen, felbft wenn im Salbo fon Zinfen 
enthalten find; bie vorherige Vereinbarung dieſer Verpflichtung tft 
gültig. 

Das alte Recht gebot ferner das Gtilfftehen des Zinfenlaufs, 
ſobald die rüdftändigen Zinfen bie Höhe bes Kapitals erreicht hätten 
(ultra alterum tantum). Diefes Gebot ift vom BGB (und dem 
HGB) nicht wiederholt worben. 

Vorteile, die dem Gläubiger für die Gewährung von Krebit zus 
gefidert werben, aber nicht in einer Quote bed Kapitals beftehen 
(fog. Damnum), find nicht Zinfen, doch kommen fie bei ber Frage 
nach wucheriſcher Ausbeutung in Anſchlag. Zinfen find ferner nicht 
die Getwinnanteile (Dividenden) der Geſellſchafter, denn fie beftehen 
nit in beftimmten Quoten, unb nicht bie fog. Amortifations- 
quoten, denn es find Zeilzahlungen des Kapitals. 

2. Gefegliche Zinfen find diejenigen, melde beim Ein- 
tritt eines gewiffen Zatbeftanbes fraft Rechts— 
vorſchrift zuentrichten find. Hierhin gehört nach altem 
und neuem Rechte ($ 452) bie Verpflichtung des Käufers, den nicht 
geftunbeten Kaufpreis von dem Tage an zu berzinfen, von welchem 
ihm die Nutzungen der Kaufſache gebühren; ferner nad altem und 
neuem Rechte ($ 668) die Pflicht des Mandatars, das zu feinen 
Zweden verwendete Gelb des Mandanten zu verzinfen. Nach dem 
998 (88 353, 354) find 


166 Bweites Buch: Das Recht der Schuldverhältnifje (Obligationenrecht). 


a) Raufleute untereinander beredhtigt, für ihre Forde— 
tungen aus beiberfeitigen Handelsgeſchäften vom Tage der Fälligfeit 
Zinfen au forbern, doch nit Zinfen von Zinfen, und ift 

b) ein jeber, ber in Ausübung feines Hanbelögewerbes Dar- 
lehen gibt, Vorfgüffe, Auslagen und andere Verwendungen 
macht, befugt, vom Zage ber Leiftung an Zinfen zu berechnen, gleich» 
viel, ob der Schuldner Kaufmann ift oder nicht. 

Bon befonderer Wichtigkeit find die Verzugszinſen; fie find 
zu leiften, wenn und folange ber Schulbner einer Geldſchuld in Ver- 
zug ift, unb bilben den Erfaß bes dem Gläubiger durch den Verzug 
vermutlich verurfachten Schadens. Daher ift nach altem und neuem 
Nechte (88 288, 289) die Geltendmahung eines höheren Schadens 
nicht auögefchloffen. Nicht zu den Verzugszinſen gehören bie Pro= 
aeBainfen, die nach bißherigem unb nad; neuem Rechte von ber 
Rechtshängigfeit an zu entrichten find, auch wenn ſich der Schulbner 
nicht im Verzuge befindet ($ 291 BGB, $ 267 ZRO).) 

Die Höhe der gefeglichen Zinfen beſtimmte fi bisher nad 
Landesgebrauch, fie ift aber vom neuen Rechte auf 4°/,, für ben 
Handelsverkehr auf 5°/, feftgefeßt (85 246, 288 BGB, $ 352 HGB). 
War der Schulbner vor Eintritt des Verzugs zu einem höheren 
Zinsfage verpflichtet, fo Hat er Verzugszinfen zu biefem höheren 
Betrage zu zahlen ($ 288 BGB). 

Geſetzliche Zinfen konnten nach römiſchem Rechte nur mit ber 
auf die Hauptfchuld gerichteten Klage gefordert werben, weil fie 
officio judieis praestantur. Das BGB hat fi Dagegen ber 
herrſchenden gemeintechtlichen Anſicht (ROHG 9, 230; 21, 320. 
NG 1, 349), wonach betreffs ber Zuläſſigkeit feisftänbiger Ein- 
Hagung zwiſchen gefeßlichen und bebungenen Zinfen kein Unterſchied 
kefteht, angefchlofien. 


$ 59. MWiederkegrende Leiftungen. 


1. Die Rente hat mit ben Zinfen die periobifche Wiederkehr 
der Leiftungspflicht gemein, unterfcheibet ſich von ihnen aber ba= 
durch, daß die Zinspflicht von einer Kapitalſchuld abhängig tft, mäh- 
rend bie Rentenpflicht das Vorhanbenfein einer Kapitalſchuld aus⸗ 
ſchließt. Darum hat in ben Fällen der Nentenpflicht bie Zahlung 
eined Kapital3 an ben Nentenberechtigten nicht bie Bebeutung 
einer Schulbtilgung, fonbern bie einer Gegenleiftung für bie 
Aufgabe des Rentenbezugsrechts (Ablöfung). Die Rente 
lann in Gelb ober anderen Sachen beftehen. 


’) Andere Fälle selten Binfen $$ 256, 347, 641, 675, 820, 849, 
1834 BGB, $ 110, T11 9 
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Daß Rentenrecht ift das Recht barauf, da ß Rente gezahlt 
werbe; biefes Recht kann ein bingliches fein (vgl. $$ 1105, 1199); die 
einzelne Leiftung dagegen ift Gegenftand eines aus jenem Recht ent- 
ftehenben felbftänbigen Anſpruchs, der Gegenftanb befonberer Vers 
fügung ift unb in 4 Jahren feit ber Verfallgeit verjährt (BGB $ 197). 

Im Konkurſe des Schulbners werden Rentenfchulden kapitali— 
fiert. Der Gläubiger wirb dann bei den Abflimmungen und bei 
Verteilung der Maſſe nad; Maßgabe des Kapitalbetrages fo berüd- 
fihtigt, wie wenn er das Kapital zu forbern hätte (88 69, 70 RO). 

Die Rente ift nach Höhe und Dauer regelmäßig unabänberlid. 
Eine nachträgliche wefentliche Anderung der Verhältnifie, welche für 
die Entftehung ober das Maß ber Rentenpflicht beftimmend waren, 
gibt aber den Anfpruch auf entſprechende Änderung der Bente, felbft 
dann, wenn bie urſprüngliche Rentenpflicht durch rechtöträftiges 
Urteil ausgeſprochen ift ($ 323 ZPO, Art. 42 III EG 5. BGB). 

2. Alimente find Leiftungen zum Zmede des Lebensunterhalts. 
Sie gewähren entweder nur einen Unterhaltsbeitrag ober ben vollen 
Unterhalt. Im letzteren Fall umfaffen fie nach altem und neuem 
Rechte den gefamtert Lebensbedarf bes Berechtigten. Der Unterhalt 
iſt einnotbürftiger, wenn er nur ber Erhaltung bes Lebens 
dient, ober ein ſſandesmäßiger, wenn er ber Lebenäftellung 
des Berechtigten entfpricht. In biefem Fall umfaßt er bei einer ber 
Erziehung bebürftigen Perfon auch bie Koften der Erziehung und ber 
Ausbildung zu einem Berufe (S$ 1610, 1708 BGB gegenüber $ 850 
SPD). 

Die Unterhaltzpflict beruht auf Willenserklärung, Gefeß ober 
unerlaubter Handlung. Wirb der Unterhalt in Geftalt einer Rente 
gewährt, fo teilt bie Verpflichtung zur Alimentation die Eigen- 
tümlicteit ber Rentenpflicht. Die geſetzlichen Unterhaltz- 
anfprüche, welche auf einem familienrechtlichen Verhältniffe beruhen, 
hängen nicht ausſchließlich von dem Dafein biefes Verhältnifſes, 
fonbern außerdem von ber Vebürftigfeit des einen und ber Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des andern ab und erlöfchen deshalb beim Wegfall einer 
viefer Vorausfegungen. Die Yolge ift die, daß im Konkurſe bes 
Unterhaltspflichtigen nur bie Anſprüche auf rüdftänbige Leiftungen, 
nicht auch bie Unterhaltspflicht für die Zukunft geltend gemadt 
werben tann (88 3 RO, 1351, 1360, 1361, 1578—83, 1586, 1601 
bis 15, 1708—14, 1715, 1716 BGB). Haftete der Gemeinſchuldner 
aber nicht auf Grund des Familienverhältniffes, Tondern als Erbe 
infolge Annahme der Erbſchaft, fo kann auch im Konkurfe Unterhalt 
für die Zufunft gefordert werben.*) 


) Bol. Jäger: Die Konkurdorbuung zu $ 3 ©. 51ff. 
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Ihrem Zwed entſprechend fünnen Alimente als folde nur 
für bie Zufunft verlangt werben (in praeteritum non vivitur 
RG 17, 226). Da aber der Verpflichtete durch Nichtgemährung bes 
Unterhalts von feiner Pflicht nicht frei wird, kann der Berechtigte 
die rüdftänbigen Alimente als Schadenserſatz fordern, unb ber 
Dritte, ber den Unterhalt gewährt hat (4. B. ber Armenverband, bie 
Gemeinde) hat gegen den Unterhaltspflichtigen einen Anſpruch aus 
unbeauftragter Geſchäftsführung (vgl. hierzu $$ 1580, 1613, 1711). 

Auf Geſetz beruhende Alimente können bem Berechtigten nicht 
im Wege ber Zwangsvollſtreckung entzogen werben ($ 850? ZRO). 


8 60. Die Pflicht zur Intereffeleiftung. 


1. Anſtelle des vielfach gebrauchten Wortes Intereſſe hat das 
BGB den Ausdrud Schaden gefet. Unter Intereſſe verfteht man 
nämlid „ben Wert eine Gutes für eine beftimmte Perſon“ (Dern- 
Eurg). Wird der Perfon diefer Wert entzogen oder gefchmälert, fo 
erleibet fie einen Schaden, d. h. e3 tritt zu ihrem Nachteil ein Unter⸗ 
ſchied in dem Beſtande ihrer Lebensgüter ein: fie hat nicht ba, was 
fie haben mürbe, wenn das nadjteilbringenbe Ereignis nicht eingetreten 
wäre. Ginb gewiſſe unten zu erörtende Vorausſetzungen gegeben, fo 
ann bie benachteiligte Perfon Vergütung bes ihr entzogenen ntereffe 
m.a. W. Erſah deserlittenen Shaben3 verlangen. 

Das Intereſſe ann ein petuniäres (Vermögensſchaden) 
ober ein ibeales (immaterielles) fein. Nach römifhem Pro= 
zeßrechte konnte nur auf Geld verurteilt werben. Es mußte daher 
ein jedes Intereſſe (quanti ea res est) in Gelb gefhäßt, e8 konnte 
alfo nur der Erfaß von Vermögensſchäden eingeflagt werben. Die 
immateriellen Rechisgüter fanden Schutz nur durch das Strafrecht 
und durch die actiones poenales, d. i. bie zur Verfolgung bon 
Privatdelikten gegebenen Privatllagen; aber auch bie letzteren gingen 
auf Geld. Das gemeine Recht überließ den Schut immaterieller 
Lebensgüter dem Straf- und dem Verwaltungsrecht. Daneben lieh 
die Prariß einen Anfprud auf fog. Schmerzensgelder zu, 
d. 5. auf eine Geldentfhäbigung, bie unabhängig ift von einem Ver- 
mögensſchaden und nur gezahlt wirb als Aquibalent für bie durch 
eine Körperberlegung verurfachten Schmerzen. Auch die Buße, 
auf welche nach mehreren Reichsgeſetzen neben der Strafe erfannt 
werben Tann, dient im einzelnen Falle der Sühne für die Ver—⸗ 
letzung ibealer Intereſſen, fofern fie über den Betrag des eingetretenen 
Vermdgensſchadens hinausgeht. 

Dasjepige Recht läßt 

a) auf bem Wege ber Vertragsſtrafe eine Sicherung 
gegen jede Urt bes Schadens zu ($ 343); 
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b) es ftellt ferner ber Verfolgung auch immaterieller Schäden 
die gewöhnlichen Rechtsbehelfe zur Verfügung, indem es ben 
Grundſatz aufftelt, daß jeder Schabe durch Wieberherftellung bes 
früheren Zufiandes befeitigt werben foll (8 249). Da aber ber 
Erſatz eines nicht in Geld fhäßbaren Schadens durch die Zwangs⸗ 
mittel des Prozeßrechts (88 887, 883, 890 ZPO) fi nur felten 
erztoingen läßt, ift diefer Schuß ein ungenügender. Der Schuß läßt 
fi) wiederum nur (mie bei a) auf dem Wege einer Gelbabfinbung 
herbeiführen. Diefe Gelvabfinbung ift aber gegenüber immateriellen 
Schäden nad) BGB nur ausnahmsweiſe ($ 253), d. h. nur in ben 
Fällen der $$ 847, 1300 BGB, und ferner nach den Reichägefegen, 
aa Strafverfahren die Zuerfennung einer Buße geftatten, 
möglich. 

2. Umfang. Das Vermögensintereffe ift entweder nur poſi— 
tiper Schaden (damnum emergens), d. h. Entziehung eines 
Vermögenswertes, in deſſen Genuß der Beſchädigte fi) befand, ober 
entgangener Gewinn (lucrum cessans), d. h. Entziehung 
eines Vermögensborteils, in beffen Genuß ber Geſchädigte gelangt 
fein mürbe. Hierher gehört nad neuem Rechte ($ 252) nur ber 
Gewinn, welcher entweder nad bem gemöhnlihen Laufe 
der Dinge oder nad den befonderen Umftänben, ind 
befonbere nach den getroffenen Anſtalten oder Vorkehrungen, mit 
Wahrſcheinlichkeit erwartet werben fonnte. Das Wort Schaben 
umfaßt nad) altem und neuem Rechte ($ 252) beide. In allen 
Fällen alfo, in denen eine Erſatzpflicht überhaupt befteht, umfaßt 
diefe nach gemeinem wie neuem Rechte das gefamte ober „volle 
Iniereſſe“. Für bie richterliche Feftfegung der Höhe des Schadens 
find die $$ 286, 287 ZPO maßgebend. Hat berfelbe Umftand, ber 
einen Schaben zufügte, zugleich einen Wermögensvorteil für ben 
Geſchädigien zur Folge, fo vermindert fich der zu erfegenbe Schaben 
um jenen Vorteil (compensatio damni cum lucro, vgl. 88 324 
615, 649 BGB). 

Für einzelne Fälle beftehen Haftungsbefhräntungen. 
So durfte nach einer Vorfehrift Yuftinians (I. un. C. 7, 47) ber 
Richter nicht über das Doppelte des (beftimmbaren) Wertes ber 
Sade, die in Frage war, hinaus erfennen, eine Beftimmung, bie 
in das gemeine Recht überging, aber vom BGB befeitigt ift; ber 
Frachtführer und die Eifenbahnen haften nad) 88 430, 457 960B 
auf Grund bes Frachtvertrags nur für den gemeinen Handelswert 
ober ben gemeinen Wert (d. i. im Gegenfaß zum Intereſſe den Wert, 
den dad Gut für jeden hat) verlorenen ober befhäbigten Fracht- 
gutes, und nur im Falle von Vorſatz ober grober Fahrläffigfeit tritt 
Haftung auf ben vollen Schaben ein (vgl. jedoch $ 461 baf.); bie 
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Poſt haftet nach 88 6 ff. des Reichspoſtgeſetzes vom 28. Dftober 1871 
für verloren gegangene gemöhnliche Briefe überhaupt nicht und für 
andere Senbungen nur in beſchränktem Maße. 

3, Der Schabenzerfag erfolgte nad; römifhem und gemeinem 
Recht nur im Wege einer Wertvergütung. Es mußte alfo der Schaben 
auf den allgemeinen Wertmeſſer gebracht, d. h. in Gelbgefhäkt und durch 
Zahlung von Gelb erſetzt werden (KOHG 22, 198. NG 17, 112). 
Das BGB aber hat die Pflicht zur Wieberherftellung bed 
früheren Zuftandes zum Grundfaß erhoben (Reftitutiond- 
prinzip $ 249). Indem e8 indeſſen eine Pflicht zur Wieber- 
berftellung bes Zuftandes ausſpricht, „ber beftehen würde, wenn ber 
zum Erfaße verpflichtenbe Umftand nicht eingetreten wäre”, verfagt 
es zugleich dem Beſchädigten bie Befugnis, ftatt ber MWieberher- 
ftellung Gelb zu verlangen. Es gibt aber 

a) im alle ber Verlegung einer Berfon oder ber Be— 
Thädigung einer Sache bem Geſchädigten bie Wahl zwiſchen 
Herftellung ober Gelderſatz ($ 249), und 

b) beſchränkt babei ben Gefchäbigten auf den Geld erfah, 

aa) wenn bie Herftellung nicht möglich ift oder zur Entſchädi— 
gung nicht genügt ($ 251 Abf. 1), 

bb) wenn die Herftellung nur mit unberhältnismäßigen Auf- 
mwenbungen möglich ift ($ 251 Abf. 2), 

cc) wenn ber Gläubiger bem Erfagpflichtigen zur Herftellung 
eine angemeffene Frift mit ber Erklärung beftimmt hat, daß er bie 
Herftellung nad; dem Ablaufe ber Frift ablehne; denn in biefem Falle 
geht mit dem Ablaufe ber Frift der Anfpruch auf Herftellung ver⸗ 
Ioren, und es bleibt nur ber Anfpruc; auf Gelderſaß ($ 250). Wählt 
der Gläubiger biefen Weg, fo entgeht er ber Beweislaſt betreffs der 
Unmöglichkeit der Wieberherftellung. 

4. Die Shadenderfagpflidt trifft grunbfäßlic ben- 
jenigen, der durch Eingriff in fremde Rechte den Schaden 
eine8 andern verurfadt. Der Eingriff kann gefchehen, 

a) inbem bie durch ein befonberes Rechtöverhältnis begründeten 
Pflichten, 

b) inbem bie durch allgemeines Gebot gefiherten Rechtsgüter 
verlegt werben. 

Den erften Fall bezeichnet man regelmäßig mit dem Worte 
„tontraftlicher” ober „Wertragd-Shaben“, meil er meiſtens 
in ber Nichterfüllung oder der nicht gehörigen Erfüllung vertrags- 
mäßig begrünbeter Verpflichtungen befteht; indeſſen kann auch eine 
aus einem anberen Rechtsgrunde entftandene Verpflichtung, 3. 3. bie 
gefegliche Unterhaltspflicht, verlegt und dadurch eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht begründet werben. 
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Die Fülle der zweiten Art mwerben gebilbet durch über- 
ſchreitung von Geboten, fei ed des Geſetzes ober ber Sitte, bie ſich 
an alle Menſchen wenden. Man verwendet bei ihnen das Wort 
„außertontrattligder Schaden“ Ein folder Tann ber 
urfacht fein durch eine unerlaubte Handlung (Delittzfhuld) 
ober durch ein an ſich erlaubtes Verhalten, mit dem das Geſetz eine 
Entſchädigungspflicht verbindet (geſetzliche Shadender- 
Tappfligh). 

Da im erften Falle die Pflicht nur auferlegt ift durch Vertrag, 
fo befteht auch nur ein Anſpruch auß dem Vertrage, und biefer An- 
ſpruch kann nur dem andern Vertragsteile zuftehen. Die Erſatz⸗ 
pflit umfaßt aber auch den einem Dritten, am Vertrage Anter- 
effierten, entftandenen Schaben, foweit ber aus dem Bertrage une 
mittelbar Berechtigte dem Dritten haftet. 

Zu unterſcheiden ift das poſitive und das negative Vertragd- 
intereffe. Daß pofitine oder Erfüllungsintereffeift 
der Schaben, ben ber eine Vertragsteil dadurch erleibet, daß ber 
(gültige) Vertrag nicht ober nicht gehörig erfüllt wird, und umfaßt 
alles das, was diefer Kontrahent erlangt haben mürbe, wenn ber 
Vertrag erfüllt worden wäre, Daß negatide oder das Intereſſe 
am Nichtabſchluß ift derjenige Schaden, den ein Vertragsteil 
dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit be von Anfang an nich« 
tigen ober mit Erfolg angefochtenen Vertrages vertraut ($$ 118, 119, 
120, 122, 179, 307) und umfaßt das, was biefer Kontrahent haben 
würde, wenn bie äußere Tatſache des Vertragsabfchluffes nicht ein- 
getreten wäre. Wer Maren beftellt, aber nicht geliefert erhält, kann, 
wenn ber Vertrag gültig war, den Schaben, ben er durch Anſchaffung 
derfelben, aber teureren Ware erlitten, und den Gewinn, ben er durch 
MWeiterveräußerung berfelben Ware erzielt haben würbe, al pofitives 
Intereſſe verlangen; war ber Vertrag ungültig, fo kann er nur bie 
Aufwendungen, die er bei dem Vertragsſchluſſe und in Erwartung 
der beftellten Mare gemacht hat, al negatives Intereſſe beanfpruchen. 
Letzteres kann nicht zu einem höheren Betrage verlangt werben als 
das Erfüllungsintereffe betragen haben würde. 

5. Eine weitere Voraußfegung ber Schadenserſatzpflicht ift ber 
urfähliche Zufammenfang zwifchen dem eingetretenen Schaben 
und dem Eingreifen in fremdes Recht. Ein folder Zufammenhang 
iſt ſchon dann vorhanden, wenn das Verhalten einer Perfon auch 
nur eine Bebingung für ben Eintritt bes Schadens gegeben hat, ber 
ſchädigende Erfolg aber nur durch das Zufammenmirken mehrerer 
Bebingungen berurfacht worden ift. 

Die Anwendung dieſes Grundſatzes macht Schwierigkeiten 
wenn an ber Entftehung des Schabens der Beſchädigte felbft 
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mitgemirft hat. Die 1. 203 D. 50,17: quod quis ex culpa sua 
damnum sentit, non intelligitur damnum sentire vermifchte 
Verurſachung und Verſchuldung, die gemeinrechtliche Lehre gelangte 
daher zu dem Ergebnis, daß ber Beſchädigte, welcher die Abwendung 
ober Minderung des Schadens verfäume (b. i. ſchuldhaft unter= 
laſſe), Erfa des Schabens nicht fordern dürfe. Das BGB ($ 254) 
ändert zunächſt nichis an bem Grundſatze, daß jeber den Schaben 
zu tragen hat, ben er verurfachte, fo daß aljo ein Erſatzanſpruch 
nicht befteht, wenn das ſchuldhafte oder ſchul dloſe Verhalten 
des Beſchädigten ven Kaufalzufammenhang unterbridt. Das 
3GB läßt aber in den Fällen, in benen die Feftftellung des von jedem 
einzelnen ſchul dhaft verurfachten Schadens nicht möglich ift, 
die Umftänbe, insbefondere bie übermiegenbe Urfade ent= 
ſcheiden, und zwar nicht nur bei ber Frage nad) der Höhe, fondern 
fogar bei ber Frage nah ber Pfliht zum Schadenserſahe. 
Das Verfehulden bes Beſchädigten kann darin beftehen, daß er es 
verfäumt, den Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen 
Schadens aufmerkſam zu machen, bie biefer weder kannte noch kennen 
mußte, forvie barin, daß er es verfäumt, ben Schaden abzumenben 
ober zu berminbern. 


Dabei ift zu beachten (auch megen $ 852), daß ber Schabe ent= 
ftanden ift nicht ſchon mit dem fehäbigenden Ereigniß, ſondern 
erft mit dem Eintritt der nadhteiligen Folgen dieſes Ereignifles. 


6. Ob außer der Verurſachung auch noch Verſchuldung zur Be— 
grünbung einer Schabenserfaßpflicht gehört, ift nicht ſtets in gleichem 
Sinne beantwortet worden. 

Das ältefte römifche und das ältefte deutſche Recht ruhen auf 
dem bloßen Berurfahung3pringzip. Die lex Ayuilia aber 
führte in das römifche Recht das Verfhuldungsprinzip 
ein, indem fie bie Verantwortlichteit für eıne Sachbefhädigung vom 
Verſchulden bes Täters abhängig machte, wenngleid; levissima 
eulpa ausreichte. Auf dem Verſchuldungsprinzip tuhte auch das ges 
meine Recht, nad) welhem die Haftung für außerkontraktlichen mie 
für Vertragsfhaben von einem Verſchulden abhing. Auch das 
neue Reht bat das Verfhuldungspringip ange» 
nommen ($$ 276, 823). Da aber in ber Nicht- oder nicht ges 
börigen Erfüllung eines Vertrags an fih ein Verſchulden liegt, 
To genügt zur Begründung eines Schadenserſfatzanſpruchs aus einem 
Vertrage regelmäßig die Tatſache der Nichterfüllung. Sache des 
Verpflichteten ift e8, einen Umſtand anzuführen, ber im gegebenen 
Fall eine Entlaftung vom Vorwurfe des Verſchuldens bemirkt. Zur 
Begründung eines außerfontrattliden Schabenzerfah- 
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anſpruchs aber gehört der Nachweis besjenigen Maße von Verſchul⸗ 
den, das nach dem Geſetze die Vorausſetzung ber Haftung bilbet, 

Das moderne Recht ift jedoch in zahlreichen Fällen auf das Ver⸗ 
urſachungsprinzip zurüdgegangen. Hierüber wird bei ben Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen aus erlaubten Handlungen geſprochen werben.!) 

Ob auch der Anſpruch auf das negative Vertrags— 
intereffe von einem Verſchulden abhängt, war in ber Lehre bed 
gemeinen Rechts ftreitig. Die herrſchende Meinung ftellte dieſe Vor⸗ 
ausſetzung auf, man ſprach be&halb von einer culpa in contra- 
hendo. Das BGB unterfcheibet: ſowohl, wenn eine nicht ernftliche 
Willenserklärung abgegeben wird, als auch dann, wenn bie Nichtigkeit 
des Vertrags in ber Unmöglichkeit der Leiftung ihren Grund hat 
(88 118, 307), ift die Pflicht zur Antereffeleiftung von einem Ber- 
ſchulden abhängig, das im erften Falle eben darin liegt, daß eine 
nicht ernftliche Willenserklärung abgegeben wird. ft dagegen ein 
auf einem Irrtum beruhenbes Geſchäft mit Erfolg angefochten ober 
ber Vertrag infolge mangelnder Vertretungsmacht bes Vertreters 
unwirkſam, fo ift daß Recht des Getäufchten auf das negative Inter⸗ 
effe von einem Verſchulden bes andern Teiles nicht abhängig 
(88 122, 179). 

7. In weſentlicher Übereinftimmung mit bem früheren Rechte 
verleiht $ 255 BGB demjenigen, der für den Verluft einer Sache ober 
eines Recht? Schadenserſatz zu leiften hat, die Befugnis, von bem Ge- 
ſchädigten Abtretung berjenigen Anfprüche zu verlangen, bie biefem 
auf Grund des Eigentums an der Sache ober auf Grund bes Rechts 
gegen Dritte zuftehen. Denn behielte der Gefchäbigte diefe Anfprüche, 
fo würde er durch ihre Geltendmachung das erlangen, wofür ihm 
bereit Erſatz gemährt ift. 


8 61. Andere Leiftungsgegenftände. 


Dad BGB regelt im allgemeinen Zeile des Obligationenrechts 
einige bei verſchiedenen Rechtöverhältniffen vorkommende Leiftungs- 
pflichten. 

1. Die Pflicht zum Erſatze von Aufwendungen hat bie Pflicht 
zur DVerzinfung der aufgewendeten Geldwerte im Gefolge. Sind 
diefe Aufwendungen aber auf einen Gegenftanb gemacht worden, ben 
ber Aufwendende herauszugeben hat, fo fteht bie Zinspflicht fo lange 
FIN, alß ber Erfagberechtigte bie Nubungen ober bie Früchte bes 

d ©. hierüber Steinbach, Die Grundfähe bes heutigen Rechts über 
den Erfat don Vermögensſchäden, 1888. Unger. Das Handeln auf 
eigene Gefahr und daß Handeln auf fremde Gefahr, 1893, 1894. Mertel, 
Über_bie Kollifion techtmäßiger Iniereffen, 1895. Rümeli n, Die Gründe 
der Schadenszurechnung, 1896. 
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Gegenftandes ohne Vergütung genießt.) Beſteht eine Pflicht zum 
Erfage von Aufwendungen, bie für einen beftimmten Zwed gemacht 
find, und geht der Verechtigte für biefen Zwed eine Verbindlichkeit 
ein, fo fann er Befreiung von der fälligen und Sicherheit wegen ber 
noch nicht fälligen Verbindlichkeit verlangen ($$ 256, 257 BGB, 
8 354 HOW). 

2. Wer berechtigt ift, von einer von ihm herauszugebenben Sache 
eine Einrichtung wegzunehmen (J us tollen di)?) ift nad) altem 
und neuem Rechte verpflichtet, im Falle der Wegnahme die Sache auf 
feine Koften in ben vorigen Stand fegen zu laffen, und ber andere 
Zeil hat, fofern er ſich im Beſitze befindet, die Wegnahme nötigenfalls 
gegen Sicherheitsleiftung zu geftatten ($ 258 BGB). 

3. Wer zur Rechnungslegung verpflichtet ift,*) hat dem Berech- 
tigten eine bie georbnete Zufammenftellung der Einnahmen ober ber 
Ausgaben enthaltende Rechnung mitzuteilen und die Belege vorzu⸗ 
legen, foweit folche erteilt zu werben pflegen ($ 259 BGB). 

4. Wer zur Herausgabe eines Inbegriffs“) von Sachen ober 
zur Erteilung von Auskunft über ben Beftand eines folden In— 
begriffs verpflichtet ift, hat dem Verechtigten ein Verzeichnis bed Be— 
ſtandes vorzulegen. 

Vefteht in ben Yällen zu 3 und 4 Grund zu ber Annahme, daß 
bie Rechnung oder ber Beſtand nicht mit ber erforberlichen Sorgfalt 
aufgeftellt worben, fo entfteht, außer in Angelegenheiten von geringer 
Bedeutung, bie Pflicht zur Leiftung des Offenbarungseibes, 
Das Vorhandenfein des Verbachtägrundes hat der Berechtigte zu be- 
weiſen. Iſt der Schulbner zur Eibezleiftung verurteilt, jo wirb ber 
Eid vor dem Prozeßgericht geleiftet ($ 889 ZPO); im übrigen bleibt 
es bei ben allgemeinen Vorfchriften über den Erfüllungsort, jo zwar, 
daß ber Eid grunbfäglic vor bem Amtsgerichte geleiftet werben 
muß, in deffen Bezirk bie Pflicht zur Rechnungslegung oder zur Vor⸗ 
legung des Verzeichniſſes zu erfüllen ift (SS 259-261 BGB). 


”) 88 304, 347, 450, 500, 526, 538, 547, 592, 601, 633, 670, 683 ff., 
693, 850, 970, 994, 1049, 1216, 1390, 1429, 1618, 1648, 1835, 1978, 2022, 
2124, 2125, 2185, 2381 BGB. 


8 
8 
& 
— 


Dritter Abſchnitt: Inhalt der Obligation. 88 62, 63. 175 


Dritter Abſchnitt: Inhalt der Obligation. 


8 62. Allgemeines. 


Während Gegenftand der Obligation eine Leiftung ift, bildet eine 
Verpflichtung und bie diefer entfprechenbe Berechtigung ihren Inhalt. 
Die Verpflichtung erfchöpft fich aber nicht in ihrem Ziele, der Leiftung. 
Der Schuldner wird daher nicht ſtets von feiner Verpflichtung frei, 
wenn er dem Gläubiger das verfchafft, was diefer zu fordern hat. 
Denn die Forderung kann barauf gerichtet fein, daß die Leiftung zu 
einer beftimmten Zeit, an beflimmtem Orte, unter beftimmten Um- 
ſtänden erfolge. Ferner liegt bem Schuldner die Sorge bafür ob, daß 
die Leiftung überhaupt gefchehen könne, b. h. er hat alles zu ver— 
meiden, was bie Leiflung unmöglich machen könnte. Und er hat 
endlich bie Leiftung fo zu machen, daß ihr Genuß nicht durch Ein» 
flüffe geftört werde, die das Necht des Gläubigers beeinträchtigen. 
Über bie letztere Verpflichtung, das Einftehen für Mängel und für 
Nechte Dritter, wirb im befonberen Zeile des Obligationentechts ges 
ſprochen werben. 


8 63. Ber Ort der Leiftung. 


Nach römiſchem Rechte konnte der Schuldner nur verurteilt wer⸗ 
den, am Gerichtsorte zu leiften, die Erhebung einer Klage an einem 
anderen Ort ala dem Leiſtungsort enthielt daher eine pluspetitio 
und führte zur Abweiſung der Klage. Das prätorifche Recht ges 
ftattete aber dem Nichter, bei der Verurteilung das Intereſſe, das 
der Schuldner an ber Leiftung am Erfüllungsorte hatte (daß inter- 
esse loci), zu berüdfigtigen. Nach heutigem Rechte kann beim zu= 
ſtändigen Gerichte auf Leiftung am Erfüllungsorte geklagt werben. 

Der Ort ber Leiftung beftimmt ſich nach altem und neuem Rechte 
(8 269 BGB) nad; dem Willen der Parteien oder nad) den Um— 
ftänden, in&befonbere nach ber Natur des Schuldverhältniffes (Art 
und Zweck ber Leiftung). Fehlt es an einem folden Anhalt, fo 
Ionnte nach gemeinem Rechte der Schulbner an jedem paſſenden Orte 
leiften, der Gläubiger im Falle der Nichtleiftung denjenigen Ort zum 
Erfüllungsorte machen, an bem er Klage erhob. Klage erheben aber 
konnte er nur beim zuftändigen Gerichte. Das BGB folgt dem biß- 
herigen HGB, indem es zum fubfibiären Erfüllungsorte denjenigen 
Ort beftimmt, an welchem ber Schulhner zur Zeit der 
Entftehung des Schulbverhältniffes feinen 
Wohnfig, und wenn die Verbindlichkeit im Gemerbebetriebe des 
Schuldners entftanben ift, feine gewerbliche Nieberlaffung hatte, Da- 
mit find alle Schulden für ſog Holſchulden erklärt, zugleich ift 
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die befonbere Vorſchrift des gemeinen und bes bisherigen Hanbelö- 
rechts, daß bie Übergabe einer beftimmten Sache bort erfolgen folle, 
wo fie fi) befindet, befeitigt, body ift biefer Erfüllungsort meiſtens 
der gewollte oder er folgt aus ber Natur ber Schuld. 

Eine Ausnahme von dem allgemeinen Grundſatze befteht auch für 
Geldſchulden nicht, das BGB ($ 270) beftimmt vielmehr ausbrüd- 
ich, daß auch für fie Die allgemeinen Vorfchriften über ben Leiftungs- 
ort gelten, daß der Schulbner aber das zu zahlende Gelb auf 
feine Gefahbrund KoftendemGläüubigerandeffen 
Vohnortzuübermittelnhat. Nurindiefer Beziehung 
ift die Geldſchuld eine Bringſchuld. Handelt es fi) dagegen um bie 
Frage nad; dem Gerichtsftande des Erfüllungsortes ($ 29 ZPO) 
oder nach dem auf dad Schulbverhältnis anzuwendenden örtlichen 
Nechte, Jo ift jener allgemeine Grunbjag maßgebend. An 
einem anderen Orte fann der Gläubiger nicht die Leiflung, ber 
Schuldner nicht die Annahme der Xeiftung fordern, und bei gegen= 
feitigen Verträgen kann für Die eine Leiftung ein anderer Erfüllungs- 
ort beftehen als für die andere Leiftung. 

Verſchieden vom Erfillungsorte ift der Beftimmungßort, 
d. h. derjenige Ort, an welchem eine Sache abzuliefern ift. 


$ 64. Die Zeit der Leiftung. 


Iſt die Zeit der Leiftung weder durch Geſetz ober Willenserklä— 
rung noch durch die Umftände, insbeſondere durch die Natur de 
Schuldverhältniſſes beftimmt, fo ift die Leiftung nad altem mie 
neuem Rechte ($ 271 BGB) mit ber Entftehung bes 
Scäulbdverhältniffes fällig, d. h. es Tann ihre fofortige 
Vornahme geforbert werden (quod sine die debetur, statim 
debetur). 

Iſt die Schuld auf Kündigung geftellt, fo hat es jeber Zeil in 
der Hand, die Leiftungszeit zu beftimmen. 

Beſtimmung der Zahlungszeit gehört zu den weſentlichen 
Erforderniffen des Wechfels (Art. 4 Nr. 4, Art. 96 
Nr. 4 WO), und zwar darf beim Wechfel, im Gegenfage zu anderen 
Scäulbverhältniffen, die Zahlungszeit für die gefamte Wechſelſumme 
nur eine unb biefelbe fein (Ungültigfeit des ſog. Ratenwechſels); fie 
tan nur feſtgeſetzt werben auf einen beflimmten Tag (Prägife-, 
Tagwechſel), auf Sicht (d. h. Vorzeigung), a vista oder auf eine be= 
ftimmte Zeit nad) Sicht (Sichtwechſel), auf eine beftimmte Zeit nach 
dem Tage der Ausftellung (nach dato, Datowechſel) oder auf eine 
Meffe ober einen Markt (Meß: oder Marktwechſeh). Hiernach muß 
beim Wechfel die Zahlungszeit fo genau beftimmt fein, daß über fie 
und daher über bie Zeit, zu weicher bie zur Erhaltung bes MWechjel- 
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rechts notwendigen Handlungen vorzunehmen find, fein Zmeifel ob⸗ 
malten fann. Bei andern Schulbverhältniffen genügt e3, wenn bie 
Leiſtungszeit nur überhaupt beftimm bar ift. 

Die Zeitbeftimmung wirkt nad gemeinem und neuem Recht 
(8 271 8GB) im Zweifel nur zugunfien des Schulbners, da vor ber 
Fälligkeit der Gläubiger die Leiftung nicht fordern, der Schulbner 
aber fie bewirfen fann. Die Zahlungszeit der Wechfelfchuld aber 
wirft zugunften beider Zeile. 

Bezahlt der Schulbner eine unverzinsliche Schulb vor ber Fällig⸗ 
teit, fo gewährt er dem Gläubiger bie Möglichkeit zinsbarer An— 
legung, gleichwohl ift er weder nad; gemeinem noch nach neuem Rechte 
(8 272 BGB) zu einem Abzuge wegen ber Zmifchenzinjen berechtigt 
(Interufurium, Disfont, Stonto). Nur wenn im alle bed 
Konkurſes des Schuldners der Gläubiger vor ber Zeit Zahlung er- 
hält, wird der Zwifchenzins nad der Hoffmannfhen Methobe abs 
gerechnet ($ 65 KO),!) weil in ber unverfürzten Zahlung eine Un= 
billigfeit gegen bie andern Gläubiger liegen würbe. 

In zahlreichen Fällen beſtimmt das Gefe bie Leiftungszeit 
durch bißpofitive Vorfehrift (3. ®. &$ 551, 584, 608, 614, 641, 699, 
721, 760, 1361, 1612, 1710 86%, $$ 64, 88 968). Im alle des 
Konturfes des Schuldner werben die betagten Schulden fällig 
(865 RD). 

Stunbung if die Hinausſchiebung ber Leiftungsgeit über 
den durch Gefeh oder Willenserklärung feltgefebten Zeitpunft hinaus, 
daher enthält die Hinaußfchiebung einer ber auß einem gegenfeitigen 
Bertrage zu machenben Leiftungen nur dann eine Stunbung, wenn 
dieſe Leiftung nach Vollendung der Gegenleiftung bewirkt werben 
fol (vgl. $ 320). Eine Hinausſchiebung der Fälligkeit bereits vor⸗ 
handener DVerbinblichkeiten (Stunbung, Prolongation) konnte nach 
römiſchem und gemeinem Recht auch durch Reſkript bes Regenten 
(Moratorium, Indult, Duinquennell) und durch Mehrheitsbeſchluß 
der Gläubiger gewährt werben. Die dahin gehenden Beftimmungen 
find jeboch ala wiriſchafilich ſchävlich durch $ 4 EG 5. RO, $ 14 
Nr. 4 EG z. ZPO aufgehoben worden. 


) Die Forderung wirb nur zu bem Betrage angefept, welcher mit 

gu urechnung der gejeplichen Zinfen bed Betrages für die Zeit bon ber 

töffnung bed Verfahrens bis zur Fälligkeit dem bollen Betrage der Forde⸗ 

rung gleiätommt. Wird alfo ein Zinafuh bon 4% Augrunbe gelegt und bie 

Schuld von 1000 Mt. zwei ‚nahe vor der Verfallzeit zurüdgezahlt, jo fett 
man: 100 +3:100=1000:xX 


x=— 
El 


Engelmann. D. bürgerlige Redt Deutjchlandt. IV. Aufl. 12 
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Kündigung ift bie einfeitige, aber empfangsbebürftige 
Willenserklärung, die Löſung eines beftimmten Rechtsverhältnifſes 
herbeizuführen. Sie ift nur in ben geſehlich ober veriragsmäßig be⸗ 
fimmten Fällen zuläffig und beftimmt bei der Sachmiele den Zeit 
punkt der Rüdgeroähr, beim Darlehn den Zeitpunkt der Rüdzahlung. 

Die von den Parteien feftgefegte Leiftungszeit kann Neben» 
beftimmung ober mefentlicher Gejhäftsinhalt fein. Weſentlich 
ift fie nur dann, wenn nad; dem Willen der Parteien bie Leiftung 
nur in dem feftgefeßten Zeitpunkt ober innerhalb ber geftellten Friſt, 
fpäter aber nicht mehr erfolgen fann. Solche Gefchäfte heißen $ir- 
geſchäfte. Sie unterfcheiven ſich von den einfach betagten dadurch, 
daß bei leßteren verfpätete Leiftung Erfüllung, bei erfteren aber eine 
nadträgliche Erfüllung unmöglich ift (vgl. $ 361 VGB und $ 376 
HGB). Daher wird beim Firgefhäft die bloße Nichteinhaltung ber 
Zeit von dem Verzuge unterfchieben ($ 376 HGB). 

$ 65. Der Verzug. 

Der Schulbner kann in Verzug kommen, indem er nicht rechts 
zeitig leiftet, der Gläubiger, indem er die Leiftung nicht rechtzeitig 
annimmt. 

A. Der Verzug des Schuldners (mora solvendi). 

1. Nach gemeinem und neuem Recht ($ 284 BGB) ift Voraus - 
ſetzung bes Verzugs Fälligkeit ber Schuld und eine vom Gläu— 
biger ausgehende Mahnung (interpellatio). Die Mahnung ift 
eine einfeitige, empfangsbebürftige Willensertlärung und befteht in 
der Aufforderung, zu leiften. Daher ift in ber bloßen überfendung 
einer Rechnung eine Mahnung nicht enthalten. Die Mahnung ift 
formfrei, braucht nicht außbrüdlich zu gefchehen und wirb nad} altem 
und neuem Rechte durch Klagerhebung wie durch Zuftellung eines 
Zahlungsbefehls erfeßt (5 284 BGB, SS 253, 267, 93 ZPO). Sie 
ift wirkungslos, wenn fie vor Eintritt der Fälligkeit erfolgt. Der 
Mahnung bedarf es nach gemeinem beutfchen Gewohnheitsrecht und 
neuem Rechte ($ 284 Abſ. 2 BGB) nicht, wenn von ben Parteien ein 
Leiftungstermin feftgefegt ift. Es gilt alfo im Gegenfage zum römi—⸗ 
ſchen Rechte ber Sap: dies interpellat pro homine, nad neuem 
Recht indefien nur dann, wenn fich ber von vornherein ober nach einer 
Künbigung beftimmte Leiftungstermin nad dem Kalender berechnen 
läßt. Nach römiſchem Rechte trat Verzug ohne Mahnung (ex re) 
ein bei Delittsfhulben und gegenüber Forderungen Minberjähriger. 
Letzteres ift vom BGB nicht aufgenommen, und für Deliktsſchulden 
gilt ber römiſche Grunbfaß (lex interpellat pro homine, 
88 848, 849). 

Der Verzug befteht nicht in der Tatſache der Nichtleiftung, fon= 
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bern nad) dem vom neuen in übereinftimmung mit bem bißherigen 
Net angenommenen Verfhulbungsprinzip ($285BG8) 
im ſchuldhafter Nictleiftung. Verſchulden aber muß beim 
Borhanbenfein der oben angegebenen Vorausſetzungen angenommen 
werben, wenn nicht ber Schulbner einen Entſchuldigungsgrund bes 
weiſt ($ 285 BGB). 

11. Die Folgen des Verzugs beftehen nad altem und neuem 
Rechte (55 286—288) 

1. barin, daß der Schulbner für ben bem Gläubiger durch ben 
Verzug verurfahten Schabden einzuftehen hat. Iſt eine Geld⸗ 
Jumme zu leiften, fo hat ber Schuldner vom Eintritte des Verzugs 
an Zinfen (Verzugszinfen) zu zahlen, weil ber Schaben vermutlich 
in bem entbehrten Zinägenuffe beiteht, ein barüber hinausgehender 
Schaben muß befonbers beiviefen werben (vgl. noch $$ 290, 292); 

2. darin, daß bie Haftung des Schuldners gefteigert 
wird. Diefe jog. perpetuatio obligationis, die nur eine folge der 
unter a behandelten Schabengerfagpflicht ift, befteht darin, baß ber 
jäumige Schuldner während bed Verzugs für jeben Grab der Yahr- 
läffigfeit und auch für die Durch Zufall eintretende Unmöglichteit der 
Reiftung haftet. Denn hätte der Schulbner rechtzeitig geleiftet, fo 
wäre ber Schaben nicht eingetreten. Die Fulge ift, daß der Schulbner 
die Haftung für einen Zufall ablehnen kann, ber ben Leiftungägegen- 
ftand aud) bei rechtzeitiger Leiſtung (d. i. beim Gläubiger) betroffen 
haben würbe ($ 287). 

3. Nach gemeinem Rechte gibt ber Verzug des Schuldners dem 
Gläubiger nicht das Recht, zurüdgutreten. Der Gläubiger 
hat nur die Befugnis, die verfpätete Leiftung zurüdzumeifen, wenn 
fie für ihn fein Intereſſe mehr hat, dafür aber Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen. Das neue Recht unterfcheibet: 

a) Die Leiftunghbatfürben Gläubigerinfolge 
bes Berzugsß fein Intereffe mehr ($ 286). In biefem 
Falle Tann ber Gläubiger die Leiftung ablehnen und Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. Daß ber Gläubiger ein Intereſſe an 
der Leiftung nicht mehr hat, wird im Zweifel dann angenommen, wenn 
ein Firgefhäft vorliegt ($ 361). Daher gibt $ 376 HGB beim Vor⸗ 
liegen eines Hanbelsfauf3 mit ber Natur des irgefchäfts bem nicht- 
fäumigen Kontrahenten bad Recht, vom Vertrage fofort zurückzu— 
treten ober Schabenserfag wegen Nichterfüllung zu verlangen; ein 
Recht auf Erfüllung hat er nur dann, wenn er dem fäumigen Kon- 
trahenten fofort nad} dem Ablaufe der Zeit erklärt, daß er auf Er— 
fülfung beftehe, und damit beiveift, daß er troß des Verzugs doch noch 
Intereſſe an ber Leiftung hat. 

b) Die Leiftung hat für den Gläubiger nod 


12% 
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Antereffe. Hier hat der Gläubiger in allen Fällen das Recht 
auf nachträgliche Erfüllung und Schabenderfag megen verfpä- 
teter Erfüllung. In den befonderen fällen aber, daß 

aa) ber Schuldner zur Leiſtung bereits rechtskräftig verurteilt 

if (6 283), u j 

bb) ber eine Kontrahent eines gegenfeitigen Vertrags mit ber 

ihm obliegenben Zeiftung in Verzug gerät ($ 326), 
hat ber nichtfäumige Zeil das Recht, dem fäumigen zur nachträg⸗ 
lichen Vornahme der Leiftung eine $rift mit der Erklärung zu be= 
ftimmen, baß er bie Annahme der Leiftung nach Ablauf ber Frift 
ablehne. Leiftet dann ber Schuldner innerhalb ber Nachfrift, fo ift 
der Gläubiger zur Annahme der Leiftung verpflichtet, er behält aber 
das Recht, Schabenzerfag wegen verfpäteter Erfüllung zu ver— 
langen. Leiſtet ber Schuldner innerhalb der Nachfrift nicht, jo kann 
der Gläubiger im Zalle bb) vom Vertrage zurüdtreten, in 
beiden Fällen aber Schabenserfaß wegen Nichterfüllung verlangen, 
mogegen ber Anfprud auf Erfüllung nunmehr ausgefchloffen ift. 
Iſt feine Friſt gelebt, To erleidet das Vertragsverhältnis feine Ande— 
rung: ber Nichtfäumige kann alfo nur Erfüllung und Schadens— 
erfaß wegen verfpäteter Erfüllung verlangen. Hatte dagegen ber 
Säumige bie Erfüllung verweigert, fo hat er ſich vom Wertrage los⸗ 
gefagt und damit den Nichtfäumigen von ber Pflicht ber Friftbeftim- 
mung befreit. 

Der nicht fäumige Teil hat alfo ein Wahlrecht zwiſchen Scha= 
denserſatz wegen verfpäteter Erfüllung und Friftfegung und im Falle 
Friftablaufs ein Wahlrecht zwiſchen Schabenzerfag megen Nicht: 
erfüllung und Rüdtritt. Wird Schabenzerfag wegen Nichterfül- 
lung gemählt, fo bleibt nicht etwa bie Leiftungspflicht bes vertrags⸗ 
treuen Teils beſtehen, und es verivanbelt fich nicht etwa bie Erfül— 
Iungspflicht des fäumigen Zeil in eine Erfagpflicht wegen Nichte 
erfüllung feiner Veriragspflicht. Vielmehr tritt, mas allerdings 
beftritten, bie Schabenzerfahpflicht des Säumigen an die Stelle der 
urfprünglichen Vertragspflichten beider Parteien (RG 50, 263). 
Während beim NRüdtritt das Schuldverhältnis für die Ver— 
gangenheit erlifcht und bie etwa bewirkten Leiftungen ven andern Zeil 
geunblog bereichern, ift der Schaden 3erfaganfprud) ein Ans 
fpruch aus dem Vertrage. 

Da aud ber fäumige Schulbner ein berechtigtes Intereſſe hat, 
alsbald zu erfahren, ob der Gläubiger Erfüllung verlangt, ift ihm 
bie Befugnis eingeräumt, dem Gläubiger für bie Ausübung bes Abs 
lehnungs⸗ ober Rüdtrittörechts eine Frift zu ſehen (8$ 286, 326, 327, 
355 BOB). Diefe Befugnis fteht nur dem rechtskraftig verurteilten 
Schulbner nicht zu (vgl. $ 283 mit 286 und 327). 
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B. DerBerzugbesGläubigers (mora aceipiendi).*) 

1. Soransfegung. Altes und neueß Recht fordern übereinftim- 
menb Nichtannahme der angebotenen Leiftung ($ 293). Währenb 
aber nad; der herrfchenben Lehre bed gemeinen Rechts nad; dem auch 
bier geltenden Verſchuldungsprinzip verfculdete Nichtannahme ver⸗ 
langt wird, erklärt das BGB die einfache Tatfache der Nichtannahme 
für ausreichend, e& folgt alfo ber auch im gemeinen Rechte vielfach ver⸗ 
tretenen objettinen Theorie. Dieſer Stanbpuntt findet 
feine Rechtfertigung darin, daß für ben Gläubiger feine Annahmes 
pflicht befteht. Wo eine ſolche vorhanden ift (88 433, 445, 640), 
begrünbet ihre nicht rechtzeitige Erfüllung eine mora debitoris. 
Der Gläubiger kann fi alfo nad; neuem Recht auch durch den Nadjs 
weiß zufälliger Unmöglichkeit der Annahme vor ben Folgen bed Ver⸗ 
zugs nicht fügen. Das BGB verlangt von ihm vielmehr ftetige 
Annahmebereitfhaft. Die Annahmebereitfchaft fetzt aber 
die Fälligkeit der Schuld voraus. Iſt alfo für die Leiftung eine Zeit 
nicht beftimmt ober ift ber Schuldner berechtigt, vor der beftimmten 
Zeit zu leiften, fo fann vom Gläubiger eine immerwährende An— 
nahmebereitfchaft nicht verlangt werben. Er kommt beöhalb in biefen 
Fällen nicht in Verzug, wenn er an ber Annahme der angebotenen 
Zeiftung vorübergehend verhindert war (3. B. durch Nichtbeſchaffung 
von Lagerräumen), es fei denn, daß der Schuldner die Leiftung eine 
engemeflene Zeit vorher angefünbigt hatte ($ 299). 

Eine Borausfegung bed Gläubigerberzugs ift nad) beiden Rechten 
Angebot ber Leiftung, unb zwar bilbet hier wie bort bie for 
genannte Realoblation die Regel ($ 294). Es genügt alfo 
nicht wörtliche Erklärung der Erfüllungsbereitſchaft (Werbaloblation), 
erforbert wirb vielmehr, daß ber Schulbner alle tue, was von feiner 
Seite zur Leiſtung nötig ift, fo daß der Gläubiger in ber Lage ift, bie 
Tilgung ber Obligation zu vollenden. 

Ausnahbmenpvonbiefem Grundſatze: 

1. Trotz Angebots fommt ber Gläubiger nad} altem und 
neuem Rehtnihtin Verzug, wenn der Schulbner außerftande 
ift, bie Leiftung zu bewirken. In ben meiften Hierher gehörenden 
Fällen wirb es fi) um ein Scheinangebot handeln (88 297, 296). 

2. Berbaloblation reicht nad; beiden Rechten aus 

a) wenn ber Gläubiger dem Schuldner erklärt hat, daß er die 
Reiftung nicht annehmen merbe, 

b) wenn zur Beiirfung ber Leiftung eine Hanblung des Gläu- 
bigers erforderlich ift, 3. 3. wenn der Schulbner ein Bilbnis bes 


’)Rohler, Ar bürg. Redt 13 ©. 144 t, ib 
Porausfegungen der. N eat 1898. f- Nunk, Begriff un 
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Gläubiger berzuftellen ober wenn ber Gläubiger bie geſchuldete 
Sache abzuholen hat. In diefem Falle reicht zu einem wirkſamen 
Angebote die Aufforberung aus, die erforberliche Handlung vorzu⸗ 
nehmen ($ 295). 

3. Weder mörtliches noch tatſächliches Angebot ift er— 
forberlich, wenn für die vom Gläubiger vorzunehmenbe Hanbs 
lung eine Zeit feftgefegt ift, die fih nad dem Kalender beftimmt 
ober berechnen läßt, 3. B. Empfangnahme des Gelbe bei einem vor 
dem Grundbugamt ftattfindenden Termine. Des Angebots bebarf 
es hier nur in bem Falle, wenn der Gläubiger die Handlung recht= 
zeitig vornimmt. Denn nur in biefem Falle erklärt er feine Annahme= 
bereitfchaft unter Umftänden, unter welchen er auf Erfüllungsbereit- 
ſchaft reinen darf. Dies gilt insbefondere für Schulden aus In— 
haber⸗ und Orderpapieren mit beftimmtem Borlegungstermin ($ 296). 

Trotz Annahmebereitfhaft kommt der Gläubiger in Verzug, 
wenn ber Schuldner nur gegen eine Leiftung bes Gläubigers zu 
leiften verpflichtet ift (3. ®. Übergabe der gefauften Sache gegen 
Zahlung des Preifes), der Schuldner bie dem Gläubiger obliegenve 
Leiftung auch verlangt, der Gläubiger aber dieſe Leiftung nicht an= 
bietet ($ 298). Diefer Fall kann eintreten nicht bloß bei Erfüllung 
gegenfeitiger, fondern auch derjenigen Verträge, bei denen eine Ver— 
pflihtung nur eines Kontrahenten mefentlih ift (Fälle der actio 
contraria). 

II. Die Wirkungen bed Gläubigerberzugs find unmittelbare und 
mittelbare, 

1. Die unmittelbare Wirkung befteht nicht in einer Be— 
freiung bes Schuldners, fondern nur ineiner Erleichterung 
feiner®erpflihtungen. Hierher gehört 

a) daß der Schulbner nad altem und neuem Rechte ($ 300) 
nur noch Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit vertritt, 

b) der Übergang ber Gefahr auf ben Gläubiger bei 
gegenfeitigen Verträgen und Gattungsfehulben. Denn wer aus einem 
gegenfeitigen Vertrage 3. 3. einem Kaufvertrage zur 
Leiftung einer beftimmten Sache verpflichtet war, wird durch 
zufälligen Untergang ver Sache frei und behält feinen Anſpruch auf 
die Gegenleiftung (alfo auf ben Preis), wenn die Sache nad Eintritt 
bes Annahmeverzugs unterging, während er fonft die Gefahr biß zur 
Übergabe getragen haben mwürbe (88 324 Abſ. 2, 446); bei einer 
Gattungsfhuld dagegen geht nach neuem Rechte ($ 300° 
Abf. 2), das damit eine gemeinrechtliche Streitfrage entfcheibet, bie 
Gefahr ber außgefchiedenen und angebotenen Sache über, wenn 
ber Gläubiger die Sache nicht annimmt; 

ec) daß nad gemeinem Rechte nur die Pflicht zur Zahlung von 
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BVerzugdginfen, nach neuem Rechte ($ 301) aber jeglihe Zins» 
zahlungspflicht des Schuldners aufhört, 

4) daß nad) neuem Rechte fich die Pflicht des Schuldners zur 
Heraudgabe ober zum Erſatz von Nugungen in bie Pflicht ummanbelt, 
nur die von ihm tatfählich gezogenen Nutzungen zu 
gewähren ($ 302). 

2.Mittelbare Wirkungen find die dem Schuldner gegebenen 
Rechte. 

a) Nur bie durch das erfolgloſe Angebot verurſachten Koſten und 
die durch die Aufbewahrung des Leiſtungsgegenſtandes veranlaßten 
Mehraufwendungen kann der Schulbner erſeht verlangen ($ 304). 
Eine weitere Shadenserfagpflicht befieht menigftens nad 
neuem Rechte nicht, weil ber Verzug ein Verfchulden bes Gläus 
bigers nicht vorausſetzt. 

h) Das römiſche Recht gab dem Schulbner die Befugnis, ſich 
durch Preisgebung ber Sache zu befreien (1.18 3, 4 D. 18, 6; 
1.12, 14 eod; 1. 8 D. 33, 6), und zwar, wie anzunehmen, nad) vor⸗ 
beriger Androhung. Das BGB ($ 303) gibt biefes Recht nur in 
bezug auf Grunbftüde, zu beren Herausgabe der Schuldner ver⸗ 
pflichtet ift. Mit der Beſihaufgabe wird ber Schulbner von der 
Heraußgabepflicht, nit von ber etwa baneben beftehenben Eigen- 
tumsübertragungöpflicht befreit. Vorherige Androhung ift, wenn 
fie nicht untunlich, Vorausfegung für bie Wirkfamteit der Preis- 
gebung. Das BGB gibt dem Schulbner aber in ber Hinter- 
legung ein Mittel an bie Hand, fi) von der Sorge ber Obhut des 
geſchuldeien Gegenftands und zugleich von der Schuld ſelbſt zu be 
freien, hierin im mefentlihen mit bem gemeinen Recht überein= 
ftimmend (88 372 BGB, Art. 40 WO). Eignet ſich die Sade nicht 
zur Hinterlegung, fo kann der Schulbner fie verfteigern laſſen, aber 
nur zu bem Zwede, ben Erlös zu hinterlegen und ſich hierdurch 
zu befreien ($ 383). 


5 66. Haftung für Verſchulden und für den Zufall. 


1. Auf die Entſtehung, Veränderung und Aufhebung von 
Sculbverhältnifien können Umftände einwirken, deren Fernbleiben 
erwünfcht ift und bie mit ihrem Eintritt eine Schädigung, einen Ver⸗ 
luft herbeiführen. Diefe Umftänbe find unabmwendbare, wenn 
fie mit den dem Menſchen zu Gebote ftehenden Mitteln nicht verhütet 
merben können, anbernfalls find fie abwenbbar. Für das Eintreten 
jener kann niemand verantwortlich gemacht, fie müflen von dem, ben 
fie treffen, als Unglüdsfälle Hingenommen werben. Unter ben ab» 
wenbbaren Ereigniffen muß vom Rechte die Unterfcheibung gemacht 
werben in ſolche die vorauögefehen und ſolche, bie nicht boraußgefehen 
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werben tönnen, benn im Recht ifi nur die Frage von Wichtigfeit, ob 
für ein beftimmtes Ereignis eine Perfon verantwortlich gemacht 
merben Tann, und für unborherfehbare Ereigniffe tritt nach allge— 
meinen Grundſätzen eine Verantwortung nicht ein. Unvorherfehbare 
Umftände werben vom Recht ald Zufall (casus) und ber durch fie 
berbeigeführte Verluft ald Gefahr (periculum) bezeichnet. Es 
iommt aber nicht darauf an, ob irgend jemand, fonbern barauf, ob 
eine beftimmte Perfon fie vorherfehen tonnte. Es kann baher ein von 
A. auögeführter Diebftahl für ben B., ber die geftohlene Sache zu 
verwahren hatte, ein Zufall fein. 

Für Ereigniffe, die vorausgeſehen werben fünnen, Tann das 
Recht eine Verantwortung auferlegen. Und zwar wird derjenige, ber 
bie rechtöverlegende Wirkung feiner Handlung vorhergefehen hat, 
wegen Vorſatze s (dolus), berjenige, ber jene Wirkung bei größerer 
Aufmertfamteit hätte vorherfehentönnen, wegen Fahrläffig- 
teit (culpa) verantwortlich gemacht. In zahlreichen Fällen aber 
tritt eine Haftung nicht ein, obmohl eine Yahrläffigfeit geringen 
Grades vorlag, in andern Fällen dagegen tritt eine Haftung ein, 
obwohl ein unvorherfehbares Ereignis, ein Zufall, vorlag. Das 
BGB fpricht beahalb (88 275, 280, 282) von Umftänden, bie 
jemanb au vertreten, und von ſolchen, die er nicht zu ver⸗ 
treten bat. 

Vorſatz ift nach römiſchem, gemeinem und neuem Rechte ($ 276) 
ſtets zu vertreten. Eine Haftung für unerlaubte Handlungen aber 
trat nad) dem enttwidelten römifchen und nach gemeinem Rechte, ab- 
gefehen von ben Fällen, in denen nicht (mie z. B. beim Diebftahl) Vor- 
jap zum Mefen bes Delitts gehört, fchon im alle einer Yahr- 
läffigfeit ein. Dem ift das BGB grundſätzlich gefolgt (88 276, 
823, 824, 827, 831, 834, 8836839), gleichviel melden Grab das 
Verſehen Hat. In Vertragsverhältniffen haftet nach römifchem und 
gemeinem Rechte der Schulbner immer für Vorſatz und grobes Ver—⸗ 
fehen, und biefe Haftung kann ihm nicht im voraus erlaffen werben. 
Für geringes Verfehen haftet derjenige Schuldner, in deſſen Anter= 
effe ber Vertrag gefchloffen ift. Das BGB ftelt Die Regel auf, 
bapfäleHthinfürgahrläffigteit, b.i. jeden Grab 
des Verfehens ein zuſtehen fei ($ 276) und beſchränkt nur in 
beftimmten Fällen die Haftung auf grobe Fahrläffigfeit.! 
wiſſe Perfonen haften nad) gemeinem mie neuem Rechte für diligen- 
tia in concreto (f. oben $ 46), d. h. fie können fich gegenüber ber an 
und für fi) begründeten Haftung für jedes Verfehen barauf berufen, 
Daß fie in eigenen Angelegenheiten eine geringere Sorgfalt anwenden, 






) 88 277, 300, 480, 521, 523, 524, 539, 599, 617, 680, 912, 968: 


Dritter Abſchnitt: Inhalt der Obligation. $ 66. 185 


nach BGB aber bleiben fie in jevem Falle für grobe Fahrläſſigkeit 
haftbar ($ 277). j 

Nach neuem Rechte kann dem Schuldner nur die Haftung für 
Vorſatz nicht im voraus erlaffen werben ($ 276, Ausnahme $ 278). 

Das bisherige Recht legte, von ben Fällen ber Haftung für 
diligentia quam suis abgefehen, ben von bem Verhalten eines 
bonus pater familias hergenommenen abſtrakten 
Maßſtab an, dad BGB ($ 276) aber verlangt die Anwendung ber 
im Bertehrerforderligen Sorgfalt und nennt Fahr⸗ 
Täffigteit die Verlegung dieſes Maßes von Sorgfalt. Als Zahr- 
läſſigleit ift nach beiden Rechten auch die mangelnde Geſchicklichkeit 
(imperitia) zu behandeln, denn wer eine gefahrdrohende Handlung 
bornimmt, ohne die bazu erforderliche Geſchidlichteit zu befigen, ver⸗ 
legt ſowohl die Sorgfalt bes ordentlichen Hausvaters als auch die 
im Verkehr erforberliche Sorgfalt. Auch das HGB legt für die Regel 
den abftraften Maßftab an, indem es ($ 347 HGB) in den Fällen, 
in benen jemand aus einem Geſchäfte, das auf feiner Seite Hanbeld- 
geſchäft, zur Sorgfalt verpflichtet ift, für die Sorgfalt eines 
orbentliden Kaufmanns (orbentlien Frachtführers, 
orbentlichen Schiffer) verantwortlich macht, im übrigen kommen 
jetzt bie Vorſchriften des BGB zur Anwendung. Das HGB mill 
alfo in den angegebenen Fällen nur eine ftrengere Beurteilung. 

2. Grundfäglic haftetein jeder nur für fein 
eigenes Verhalten. on diefem Grunbfaße wich ſowohl bag 
ältere römifche als das ältere deutfche Necht infofern ab, als hier ber 
Haußherr für unerlaubte Handlungen feiner Kinder und Sklaven 
haftete und ſich (nad; römiſchem Rechte) durch deren Preisgebung 
(noxae deditio) von feiner Verpflichtung befreien fonnte. Im 
übrigen ftand das römifche Recht unter der Herrfchaft jenes all» 
gemeinen Grundſatzes. Die Folge war, daß eine Haftung für bag 
Verhalten anberer nur dann eintrat, iwenn bei ber Auswahl (culpa 
in eligendo) ober bei der Beauffichtigung bes Vertreters ober 
Gehilfen (culpa in custodiendo ober inspiciendo) ein eigenes 
Berfehen begangen wurde. Eine Haftung für fremde Schuld trat 
ausnahmsweiſe ein, wenn durch Werfen ober Gießen aus 
einem Haufe ein Schaben angerichtet wurde, in welchem alle ber 
Inhaber der Wohnung ober bes Gebäubes ohne Rüdficht auf eigene 
Schuld haftete (actio de effusis et dejectis), und wenn an ben 
Saden von Neifenden Entwenbungen ober Beſchädigungen verübt 
mwurben, in welchem alle ber Gaftwirt, Stallwirt ober Schiffer 
gleichfalls ohne NRüdficht auf eigenes Verſchulden haftete (a. de 
recepto caupon. ufw.). Im fpäteren Recht entmwidelte ſich der 
Grundſatz, daß der institor (Gefchäftsgehilfe) den Prinzipal durch 
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Verträge und daher auch durch Vertragswidrigkeiten unmittelbar ver⸗ 
pflichte, 

Das juftinianifche Recht befeitigte die Haftung de3 Vaters für 
Delikte ber Hauskinder, im übrigen wurben bie römiſch⸗rechtlichen 
Grundſähe gemeines Recht. Doch neigte ſich eine verbreitete Auf- 
faffung einer Ausdehnung der Haftung für Dritte zu, und bie Praxis 
(RG 10, 65; 23, 91) bejahte die Haftung wenigſtens des conductor 
operis für feine Gehilfen. Noch weiter geht das Reichshaftpflicht⸗ 
gefeh vom 7. Juni 1871, indem es in $ 2 benjenigen, welder ein 
Bergwert, einen Steinbrud, eine Gräberei oder eine Fabrik betreibt, 
für haftbar erklärt, wenn duch Verſchulden in Ausführung ber 
Dienſtverrichtungen feitend feines Bevollmächtigten oder der zur 
Zeitung oder Veauffichtigung des Betriebe oder ber Arbeiter ange 
nommenen Perfon der Tod ober bie Körperverlegung eines Menfchen 
verurfadht wird. 

Das BGB unterfgeibet: ö 

a) Unerlaubte Handlungen eines andern find zu ver— 
treten, wenn biefer zu einer Verrichtung beftellt ift, die wider⸗ 
rechtliche Handlung in Ausführung diefer Verrichtung begeht und in 
der Auswahl ber zur Verrichtung beftellten Perfon ober in der Be— 
ſchaffung von Gerät ober Vorrichtungen ober in ber Leitung der Ver⸗ 
richtung ein Verſchul den begangen wird (ein Maurermeifter be 
bient ſich ungeübter Leute bei Aufftellung eines Gerüftes, das Gerüft 
ftürzt infolge mangelhafter Ausführung ein und verurſacht Sad 
und Körperbefchäbigungen). Das BGB verlangt alfo wie das frühere 
Recht eigenes Verſchulden, ändert aber die BemeisTlaft, ba 
nach gemeinem Rechte der Geſchädigte das Verfchulben bes Herrn, 
nad neuem Rechte biefer den Mangel eignen Verſchuldens zu be— 
meifen hat ($ 831). 

b) Den recht sgeſchäftlichen Vertehr behandelt ber 
(nicht glücklich gefaßte und beftrittene)*) $ 278. Nach diefem haftet 
ein jeber ohne eigenes Verſchulden für ein Verſchulden: 

aa) eines gefehlihen Vertreters und zwar gleih- 
viel, ob das Verſchulden bei Eingehung ober bei Erfüllung einer Ver- 
pflichtung begangen wird, 

bb) berjenigen Perſonen, deren ſich der Schuldner bei Er— 
füllung feiner Verpflichtungen bedient. Die Haf- 
tung für Hilföperfonen beſchränkt fi” bemnad auf Handlungen, 
welche bie Erfüllung einer Verpflichtung enthalten (alfo haftet in 
ebigem Beifp Beiſpiel der Maurermeifter, auch wenn er tüchtige Leute auß- 


——— — ondere: Rümelin, Die Gründe der Schadenszurechnung 
1896. aum, Haftung für Hilfäperfonen. 1898. 


Dritter Abſchnitt: Inhalt der Obligation. & 66. 187 


gewählt, vem Bauherrn für bie burch ben Einfturz verurſachte Ver- 
sögerung). — 

Die Haftung iſt die gleiche wie wenn der Schuldner ſelbſt 
handelte. Haftet alſo der Schuldner nur für grobes Verſehen, ſo 
haftet er auch nur für ein grobes Verſehen bes Dritten. Die Haftung 
für vorſätzliches Handeln des Dritten kann dem Schulbner im voraus 
erlaffen werben ($$ 276, 278 BGB). 

c) Dur beſondere Beftimmungen ift bie Haftung 
des Frachtführers, ber Eifenbahn, bes Reeders, des Schiffseigners 
geregelt: fie haften für das Verſchulden ihrer Leute und ber Per- 
Tonen, deren fie fi zur Ausführung bes Transports bebienen, bzw. 
für das Verſchulden der Schiffsbefagung ($$ 429, 431, 458, 485 
968, $ 3 Gef. v. 15: Yuni 1895), auch ohne eigenes Ver 
ſchulden; enblich ift die oben angeführte Beftimmung bes Haftpflicht» 
gefeges beftehen geblieben. 

3. Zürundorhergefehene Ereigniffe tritt eine Haftung 
grunbfäglich nicht ein. Das römifche Recht kannte nur bie erwähnten 
Fälle der Haftung von Gaftwirten uſw. und des Gebäubeinhabers für 
die burch Herauswerfen oder Gießen verurfachten Schäden. Das 
deutſche und das moderne Recht gehen weiter, benn jede Haftung für 
das Verfchulben eines Dritten ift Haftung für Zufall, fofern fie ohne 
NRüdfiht auf ein eigenes Verſchulden eintritt. Hierher gehört ins— 
befonbere auch der Fall des $ 1 bes Reichähaftpflichtgefehes, da nach 
ihm bie Eifenbahn für jede im Betriebe der Bahn gefchehene Tötung 
ober Körperverlegung haftet, fofern fie nicht den Beweis erbringt, 
daß der Schaden durch höhere Gewalt oder durch eigene Schuld bes 
Geſchädigten verurfagt ift. 

Das BGB ($ 701) Hat die verftärfte Haftung der Gaftmwirte 
übernommen, unb in mehreren Fällen eine Haftung aus unerlaubter 
Hanblung audgefprochen, ohne daß ben Haftpflichtigen ein Ver- 
ſchulden trifft ($$ 829, 834, 835; näheres in ber Lehre von ben 
Verpflichtungen aus unerlaubten Handlungen). . 

Die Haftung für den Zufall findet aber ihre Grenze an ber 
höheren Gewalt (vis major), alfo einer befonderen Art des Zus 
falls. Man verfteht hierunter nicht ettva unborhergefehene, ſondern 
ſolche Ereigniffe, die auch durch die größte Sorgfalt und bie beiten 
Vorkehrungen nit abgemenbet merben fünnen. So haftet 
der Gaftwirt nach altem und neuem Recht ($ 701 BGB) nicht für 
höhere Gewalt. Dasfelbe gilt von der Haftung der Eifenbahnen 
(8 1 Gef. v. 7. Yunt 1871) und der Poft (8 11 Gef. v. 28. Dftober 
1871, 88 456, 466, 471 HGB). 

Die vorftehende Vegriffsbeftimmung folgt der nicht mehr als 
herrſchend zu bezeichnenden ſubjektiven Theorie. Die objel- 


188 Zweites Bud: Das Recht der Schuldverhäfiutfie (Obligationenzeiit). 


tive Theorie zählt zur höheren Gewalt nur bie außerhalb des Be- 
triebstreiſes des fraglichen Unternehmens liegenden und durch bie 
Wucht ihres Auftretens die gewöhnlichen Zufälle übertreffenden Er— 
eigniffe. Das BGB hat zu ber Streitfrage nicht Stellung ges 
nommen, 


8 67. Treu und Glauben. 


Das römiſche Recht unterſchied negotia strieti juris und 
negotia bonae fidei. Die erfteren begründeten eine feft begrenzte, 
von vornherein beftimmbare und nicht veränderliche Verpflichtung, 
die letzteren eine nicht feft begrenzte, nicht fofort beftimmbare, ver⸗ 
änderliche Verpflichtung. Denn jene verpflichteten den Schulbner 
nur zu bem, maß verſprochen, die Iehteren zu bem, was nad Treu 
und Glauben zu leiften war (quidquid dare facere oportet ex 
fide bona). Das tonnte mehr, es tonnte aber auch weniger fein, 
als maß bebungen mar. 

Die ältefte Zeit war bie Zeit des engeren Unfchluffes an die 
Beſtimmungen des Zivilrechts wie an den Buchftaben bes Vertrags. 
Daher gab es urſprünglich nur negotia strieti juris, doch unter 
dem Einfluffe des prätoriſchen Rechts entftanden und vermehrten ſich 
die neg. bonae fidei. Diefelbe Wandlung vollzog fi im beutfchen 
Rechte. Das gemeine Recht faßte ald negotia strieti juris nur 
die fog. Stripturobligationen, inäbefonbere den Wechfel auf. 

Das BGB verlangt nicht nur in $ 157 eine Auslegung ber 
Verträge, wie Treu und Glauben mit Rüdfiht auf bie Ver- 
tehrafitte fie erfordern, fonbern in $ 242 auch eine Erfüllung, 
mie fie Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verfehräfitte er- 
fordern. Dadurch find ale Schulbverhältniffe des bürgerlichen Rechts 
au obligationes bonae fidei gemacht. Die Verpflichtung foll aber 
nicht nach fubjeltiven, aus den Perfonen der Beteiligten geſchöpften 
Rückſichten, beftimmt werben, die Bezugnahme auf die Verfehräfitte 
fol vielmehr einen objektiven Maßftab abgeben. Durch bie anges 
führten Veftimmungen foll das erreicht werben, was im römiſchen 
Rechte Die exceptio doli generalie leiftete. Unb fo mie es bort bei 
neg. bonae fidei des befonberen Vorbehalts ber e. doli nicht be= 
durfte, fo hat auch jetzt ber Richter von Amts wegen ven Inhalt 
der Verpflichtung fo zu beflimmen, wie die bona fides und bie 
Anſchauungen bes Verkehrs es erforbern, 

Die Sfripturobligationen dagegen bleiben aud; fünftig obli- 
gationes strieti juris. Doch ift auch bei ihnen die e. doli 
generalis zuläffig. 
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8 68. Überficht. 


Die Römer erklärten: aut obligationes ex contractu sunt 
aut quasi ex contractu aut ex maleficio aut quasi ex male- 
icio. Diefe Einteilung reicht für das heutige Recht um fo weniger 
aus, als die Begriffe von Quaſikontrakten und Quafibelitten zu uns 
beftimmt find, und ber dem römifchen Recht eigentümliche contractus 
in Deutſchland dem einfacheren Vegriffe des Vertrags gewichen ift. 
das heutige Recht kann nur den Gegenfag zwiſchen Rechtögefchäften 
und Nichtrechtsgeſchäften machen. 

1. Die Rechtsgeſchäfte find einfeitige ober zweiſeitige 
(Verträge). Das römifche Recht lieh in der pollieitatio (dem Ver⸗ 
ſprechen zugunften einer Stabtgemeinbe) und dem votum (bem Ver⸗ 
ſprechen zugunften einer Kirche ober milben Stiftung) ausnahms⸗ 
meife einfeitige verbindliche Willenserklärungen zu. Diefe Rechts- 
inftitute gingen zwar in das gemeine Recht über, fie blieben aber auch 
bier Ausnahmen. An das gemeine Recht fchließt fich zwar das BGB 
an, aber nur für die Regel ($ 305). Einfeitige Rechtsgeſchäfte find 
auch nad} bem BGB die Auslobung ($ 657) und, was fehr beftritten, 
die fog. Kreation von Wertpapieren ($ 793. ©. oben 8 34) ſowie 
das Stiftungsgefhäft ($ 81). Won Zobes megen entftehen nad 
um und neuem Rechte Schulbverhältniffe durch Auflagen des Erb- 
laſſers. 

Unter den Rechtsgeſchäften iſt heute der Gegenſatz zwiſchen 
Handelsgeſchäften und Nicht⸗-Handelsgeſchäften wichtig. Darüber 
$ 





2. Die zweite große Gruppe von Schulbverhältniflen, die aus 
Nicht · Rechtsgeſchäften entftandenen Obligationen, zerfällt in bie Obli» 
gationen aus unerlaubten Handlungen, und bie Obligationen aus 
Handlungen oder anderen Tatſachen, an melde bad Gefe eine Ver- 
pflihtung Tnüpft. 


. 869. Die Handelsgeidäfte. 


Auf Handelögefchäfte lommen bie vielfach vom allgemeinen 
bürgerlichen Recht abweichenden Vorfchriften des HGB zur An- 
wenbung. Es bebarf baher einer Begrenzung bed Begriffs Hanbels- 


ft. 
Das alte HGB unterfchied Grundhandelsgeſchäfte, d. h. folde, 
welche dem Handel unmittelbar, und Nebenhandelsgeſchäfte, d. h. 
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folche, melde dem Handel mittelbar dienen, d. 5. den Hanbelsbetrieh 
fördern. Man nannte legtere daher auch Vetriebsgefchäfte. Die 
Grundhandelsgeſchäfte maren entiveber abfolute ober relative. Die 
abfoluten hatten die Eigenſchaft von Hanbelägefhäften um ihrer 
ſelbſt willen, gleichviel, von wem fie vorgenommen und ob fie ver— 
einzelt ober gemwerbömäßig betrieben wurden. Die relativen waren 
Hanbelsgefhäfte nur dann, wenn fie gerverbömäßig betrieben wurben, 
Die abfoluten Handelögefchäfte waren in Art. 271, die relativen in 
Art. 272 aufgeführt, und ber gewerbämäßige Betrieb von Hanbels= 
gefchäften, mochten fie diefer ober jener Gattung angehören, machte 
zum Kaufmann (Art. 4). 

Das neue HGB geht ebenfo wie das alte von bem Begriffe 
Kaufmann aus, nad ihm aber ($ 1) ift Kaufmann nicht, wer 
gewerbsmäßig Handels geſchäfte, fondern wer ein Han— 
belsgemwerbe betreibt. Handelsgewerbe iſt 

1. ber gewerbsmäßige Betrieb beftimmter Arten von Han—⸗ 
delsgeſchäften, 

2. je de s gewerbliche Unternehmen, das nad) Art und Umfang 
einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb ex— 
fordert, ſofern die Firma des Unternehmers im 
Handelsregiſter eingetragen iſt. 

Es gibt demnach keine abſoluten Handelsgeſchäfte, folglich auch 
nicht mehr einen Gegenſatz zwiſchen abfoluten und relativen Handels⸗ 
geihäften. Dagegen befteht nach wie vor ber Gegenfak von Grund» 
geihäften und Nebengefhäften bes Handelsgewerbes: Grunb- 
geichäfte find die, deren gemerbsmäßiger Betrieb in jedem Fall ein 
Handelsgewerbe bilbet, Nebengefhäfte diejenigen, welche ben 
Betrieb des Hanbelsgewerbes fürbern ($ 343 HGB). Grundgefchäfte 
find demnach ſowohl diejenigen beftimmten, im HGB $ 1 aufgeführten 
Geſchäfte, beren gemerbsmäßiger Betrieb in je be m Fall ein Handels⸗ 
gewerbe ausmacht, ald auch diejenigen, im HGB nicht aufgeführten 
und überhaupt nicht beftimmbaren Gefchäfte, welche den Gegenftand 
eines taufmännifch betriebenen gewerblichen Unternehmens bilben. 
Man kann bie erfteren (na) Staub) reine, die letzteren hypothetiſche 
Grundgeſchäfte nennen. 

Die beftimmten Grundhandelsgeſchäfte find: 

1. bie Anſchaffung und Weiterveräußerung von beweglichen Sachen 
(Waren) ober Wertpapieren, ohne Unterfchieb, ob die Waren 
unverändert ober nach einer Vearbeitung oder Verarbeitung 
weiter veräußert werben. Unter Unfhaffung verficht man 
den Ermerb des Eigentums einer beim Veräußerer bereit por» 
bandenen Gade durch Rechtsgeſchäft (RG 21, 36). Sie 
bilbet den Gegenfat zur Urproduftion. Lehtere ift das 
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nach an ſich nicht Gegenftand eines Handelsgewerbes. Die An- 
ſchaffung allein reicht inbes nicht aus, ein Handelsgewerbe zu 
begründen, erforbert ift Die Anſchaffung und Meiterberäuße- 
zung, d. 5. ſowohl die zum Zmede der Weiterveräußerung bes 
wirkte Unfchaffung als auch bie Weiterveräußerung ber an= 
geihafften Waren. Handelsgewerbe ift nicht nur der reine 
Umfaß ber unveränderten Ware, fondern auch das Handwerk, 
wenn e& auf Veräußerung ber aus angeſchafftem Robftoff herges 
ftelten Waren gerichtet ift (alfo namentlich das Fleiſcher⸗ Bäcker⸗ 
und Gaftwirtögemerbe); 

2. bie Übernahme ber Bearbeitung ober Verarbeitung von Waren 
für andere, fofern ber Betrieb über ven Umfang bed Handwerks 
hinausgeht; vorausgeſetzt ift hier, baß ber andere das 
Material liefert; ob ber Betrieb über den Umfang eines bloßen 
Handwerks hinausgeht, ift Tatfrage; 

. die Übernahme von Verfiherungen gegen Prämie; 

. bie Bankier und Geldwechslergeſchafte; 

. die Übernahme der Beförderung von Gütern oder Reifenben zur 
See, die Gefhäfte der Frachtführer oder ber zur Beförderung 
bon Perfonen zu Lande oder auf Binnengemäffern beftimmten 
Anftalten ſowie die Geſchäfte der Schleppfchiffahrtsunter— 
nehmer; 

6. bie Gefchäfte der Kommiffi fionäre, der Spebiteure und ber Lager⸗ 
halter; 

7. bie Gefhäfte der Handlungsagenten und der Hanbelämätler; 

8. die Verlagsgeſchäfte, fowie die fonftigen Geſchäfte bes Buch— 
und Runfthanbels; 

9. die Gefchäfte ber Drudereien, fofern ihr Betrieb über ben Um— 
fang bed Handwerks Hinauägeht. 

Die nubeſtimmten (hypothetiſchen) Handelsgeſchãfie tönnen 
außerordentlich mannigfaltig fein. Vorausgeſetzt iſt nur gemerb- 
lies Unternehmen und faufmännifher Betrieb. 
Da fie in Gegenfaß geftellt find zu den beftimmten Handelsgefchäften, 
fo gehören unter fie alle diejenigen gewerblichen Betriebe, bie nicht 
Thon eines jener beftimmten Gefhäfte zum Gegenftande haben, ins⸗ 
befonbere alfo der Ziegeleibetrieb, der Bergbau, bie Gefchäfte der Aus⸗ 
lunftsbureaus. Da aber das Publikum nicht wiffen und häufig nicht 
beurteilen kann, ob bei biefen Unternehmungen bie Erforberniffe eines 
laufmänniſchen Betriebs vorliegen, fo ift ein äußerlich erlennbares 
Zeichen erfordert: bie Eintragungderfirma. Jene Unter 
nehmungen find alfo Hanbelsgemerbe nur dann, wenn ihre 
Firma eingetragen if. Es beiteht für fie aber eine Pflicht zur 
Firmeneintragung, während für die mit Land» oder Forſtwirtſchaft 


a 
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verbundenen Nebengewerbe, aud) wenn fie faufmännifch betrieben wer⸗ 
den (Brennereien, Zuderfabriten), nur ein Recht auf yirmenein- 
tragung befteht. Man muß daher felbitändige Gewerbe und landwirt⸗ 
ſchaftliche Nebengewerbe unterfcheiben. 

Wer ein ſolches Nebengewerbe betreibt, vom Eintragsrechte aber 
Teinen Gebrauch macht, betreibt ein Hanbelögewerbe, ohne Kaufmann 
zu fein, und derjenige, ber daß Handelsgewerbe noch nicht ober nicht 
mehr betreibt, deffen Firma aber ſchon ober noch eingetragen ift, kann 
gegenüber dem, der fi auf die Eintragung beruft, nicht einwenden, 
daß er fein Handelsgewerbe betreibe, auch wenn jener von dieſer Tat⸗ 
ſache Kenntnis hat (88 3, 5 HGB). 

Aus dem Begriffe Kaufmann Folgt der Begriff Handelsgeſchäft. 
Handelögeihäfte find nämlich alle Gefhäfte eines 
KRaufmannd, bie zum Betriebe feines Handels— 
gemerbes gehören ($ 343), mag es fi um ein Grund= oder 
um ein NebengefHäft handeln. Die beftimmten Grundhanbeld- 
geihäfte ($ 1 Abf. 2 HGB) aber haben die Eigenſchaft von Handels— 
geſchäften auch dann, wenn fie von einem Kaufmann im Betriebe feines 
gewöhnlich auf anbere Geſchäfte gerichteten Handelsgewerbes ge— 
ſchloffen werben (8 343 Ab. 2 HGB). Nach gefehlicher Vermutung 
(8 344 Ab. 1) wirb von jedem bon einem Kaufmanne gefchloffenen 
Geſchäft angenommen, daß es zum Betriebe feines Handelsgewerbes 
gehöre. Diefe Vermutung kann in jeder Weiſe widerlegt wer⸗ 
den. Zerner gilt die Vermutung, daß die von einem Raufmanne ges 
zeichneten Schulbfcheine im Betriebe feines Handelsgewerbes gezeichnet 
fein. Diefe Iegtere Vermutung kann nur dur ben Inhalt 
des Schuldſcheins felbft entträftet werben ($ 344 Abf. 2). m 
leinem Fall aber bebarf es zur Wiberlegung einer ausdrücklichen 
Gegenbemweisantretung, vielmehr hat dad Gericht bie jene Vermutungen 
entträftenben ihm von einer ber Parteien vorgetragenen Tatſachen von 
Amts wegen zu berüdfichtigen. 

* Für das neue Handelsrecht kann alfo ber Satz aufgeftellt werben: 
Alle Gefhäfte eine Kaufmanns find Handels— 
gefhäfte, alle Gefhäfte eines Nihtlaufmannd 
find Nicht-Handelsgeſchäfte. Das neue Handelsrecht 
ift demnach ein Recht der Kaufleute geworben. Iſt ein Gefchäft 
nur für den einen Zeil Hanbelögefchäft, für den andern nicht, fo 
tommen doch die Grundſähe des Handelögefegbuchs zur Anmenbung 
(8 345 HGB). Gemiffe Rechtsſätze bes Handelsrechts Tommen jedoch 
nur dann zur Antvenbung, wenn es ein fog. beiberfeitiges, d. h. wenn 
es für beide Kontrahenten Hanbelögefchäft ift (vgl. $$ 363, 378, 369, 
377,379 HGB). Einzelne Rechisfäge des Handelsrechts kommen hin⸗ 
gegen nicht zur Anwendung auf Kleinfaufleute (58 348-351 HGB). 
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Nach dem bisherigen Rechte (Urt. 275) waren Verträge über 
unbewegliche Sachen niemals Handelsgeſchäfte. Diefen Sa hat das 
neue HGB geftrihen. Es fünnen alfo nad neuem Rechte die Ge— 
werbe ber Bauunternehmer und ber Grunbftüdsmätler Hanbels- 
gewerbe fein ($ 2 HGB), unb das bon einem Kaufmanne gefchloffene 
Rechtsgeſchäft über den Erwerb ober die Miete eines zu Geichäfts- 
zwecken benötigten Grunbftüds ift nach neuem Rechte Handelsgeſchäft 
(8 343 Abſ. 1). 


$ 69. Das römifhe Kontraktöigftem und die altdeutihen 
Verträge. 


1. Nach römifhem Rechte war nicht jedes von der andern Geite 
angenommene Schulbverfprechen Hagbar. Nur ber mit einer causa 
eivilis auögeftattete Vertrag erzeugte Hagbare Anfprüde. Er hieß 
contractus im Gegenfage zum pactum, bem tlaglofen Vertrage, 
ber nur Naturalobligationen begründete. Das ausgebildete römifche 
Recht kannte vier causae civilis, d. d. befondere, bie Klagbar— 
teit bebingenbe Rechtägrünbe: literae, verba, res und ausnahms⸗ 
meife consensus. Die brei erfigenannten traten zu der jedem Ver- 
trage mefentlichen Willenseinigung hinzu, im legten Yalle reichte bie 
formlos erklärte Willenzeinigung als causa civilis aus. Man 
unterfchieb daher Literaltontratte, Verbaltontrafte, Realtontratte und 
KRonfenfualfontratte. 

1. Der Literalfontratt beitand in ber auf Willenz- 
einigung beruhenden Eintragung eine® Schulbverhältnifies in das 
Hausbuch eines römischen Bürgers (den codex accepti et expensi). 
Er begründete nur Geldſchulden, diente aber nicht nur ber Ent» 
ftehung, fonbern auch der Ummandlung einer ſchon beftehenben, auf 
anderem Rechtsgrunde beruhenden Schuld und beftand darin, daß der 
römifche Vürger das, was er bon einem anbern zu forbern hatte, 
als Ausgabe (expensilatio), und mas er ſchuldete, als Einnahme ein= 
trug. In das juftinianifche Recht ift der Literalfontrakt nicht über- 
gegangen. 

2. Der Verbalkontrakt wird durch Unmenbung be= 
flimmter Wortformen geſchloſſen. Der wichtigfte Vertrag biefer Art 
war bie stipulatio. Sie fam durch Frage und Antwort zus 
ftanbe (spondesne mihi centum dare? spondeo; promittisne 
mihi Stichum servum dare? promitto). Wie ber Literal- 
lontratt, fo begründete auch die Stipulation eine einfeitige Ver- 
pflichtung strieti juris des Verſprechenden (Antwortenden, reus 
promittendi) gegenüber dem Verſprechensempfänger (Fragenden, 
reus stipulandi, denn stipulari heißt: ſich verſprechen laſſen), 
doch kann die Stipulation jede zuläffige Leiſtung zum Gegenftande 

Engelmann, D. bilrgerlice Recht Dentihlands. IV. Aufl. 13, 
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haben. Die Verpflichtung wird begründet nur durch den Gebraud 
der Wortform, auf das zugrunde liegende Verpflichtungsperhältnis 
tommt e8 nicht an, die Stipulation ift baher wie ber Literaltontraft 
ein Formalvertrag. Sie erforderte Gegenwart der Parteien, doch 
mar es von alteräher üblich, über die GStipulation eine Urfunbe 
(cautio) aufzunehmen, und feit dem Ende des 2. Jahrh. nach Chr. 
ließ man gegen bie cautio nur ben Gegenbemeiß zu, daß bie 
Parteien nicht an demſelben Drte geweſen fein. Da mithin ba, 
mas in der Urkunde gefchrieben tar, unmiberleglich feftftand, fo 
verwandelte fi Die St. in einen fchriftlicden Vertrag. Die Leichtig- 
leit ihrer Anmenbung und Geltendmahung verſchaffte ihr eine Be— 
deutung, welche über die des heutigen Wechſels noch hinausging und 
hauptfädhlich darin beftand, daß durch fie jedes Verfprechen zu einer 
Hagbaren Verpflichtung erhoben wurbe. — Sie ift in das juftiniane= 
ifche Recht übergegangen. 

3. Die Realtontrakte werben gefchloffen durch Hingabe 
einer Sade und begründen eine Verpflichtung auf Zurüdgabe der 
Sade. Entwidelt haben fie fih au dem nexum, bem alten 
formellen und unmittelbar vollftredharen Darlehnävertrage, der per 
aes et libram, in Gegenwart von 5 Zeugen und unter Gebrauch 
der Worte dare damnas esto zuftande fam, und aus ber man- 
cipatio, d. i. ber Eigentumgüßertragung, mit dem pactum fidu- 
eiae, d. i. der Verpflihtung zur Rückgabe. Realkontrakte kennt das 
römiſche Recht vier: mutuum (Darlehn), depositum (Verwah⸗ 
tungöverttag), commodatum (Leihvertrag) und pignus (Pfand 
vertrag). Sie find fämtlich in das juftinianifche Recht übergegangen. 

4. Die Ronfenfualtontratfte werben gefchloffen durch 
formlofe Willenserflärung. Sie unterſcheiden fi alfo äußerlich in 
nichts von dem Tlaglofen pactum. Der nudus consensus reicht 
aber auch nur ausnahmsweiſe, bei ben bier wichtigften Ge— 
ſchäften bes täglichen Lebens, auß. Dies find bie emtio-venditio 
(Kauf), die locatio-conductio (Miete), die societas (Geſellſchafts⸗ 
vertrag) und das mandatum (Auftrag). 

Ale Schulbverträge, bie nicht unter den Begriff eines biefer 
KRontratte fielen, waren pacta. Es wurden aber immer mehr pacta 
Hagbar gemacht, und zmar durch bie Prariß bie p. adjecta, 
d. 5. die einem bonae-fidei-negotium gleich beim Abfchluffe bei- 
gefügten Nebenabreben; ferner burd) daS prätorifche Recht (daher 
p. praetoria) insbefonbere das constitntum debiti, endlich 
durch Kaifergefege (daher p. legitima) das formlofe Dotal- 
verfpreien und das formlofe Schenkungsberſprechen. Man nennt 
heut bie flagbaren pacta vestita, bie tlagloſen p. nuda. 

Bei einer großen Zahl von Schulbverträgen, welche auf Leiftung 
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um Gegenleiftung gerichtet waren, griff man zu dem Mittel, die von 
dem einen Zeile gemadjte Leiftung der res ber Realtontratte gleichzu⸗ 
fielen. Da nun auf bie zuerft gemachte Leiftung ein klagbater An- 
ſpruch nicht gegeben war, ber Leiftungsempfänger auf fie alfo auch 
tein Recht hatte, fo gab man bem, ber geleiftet hatte, das Recht, ent⸗ 
weder das Geleiftete zurüdgzuforbern (condictio ob causam dato- 
rum, jus poenitendi) ober auf die Gegenleiftung zu klagen (mit 
einer a. praescriptis verbis). Denn lag in ber Leiftung bie ver- 
tragbegründende res, jo entftanb mit der Annahme ber Leiftung 
die Verpflichtung zur Gegenleiftung. Diefe Verträge wurden alfo 
den Realtontraften gleich behandelt, und zmar bezeichnet man fie im 
Gegenfage zu den oben aufgeführten vier benannten als bie unbe— 
nannten Realfontratte oder Innominattontratte Denn 
jeber Vertrag auf Leiftung um Gegenleiitung fonnte hierunter fallen, 
beftimmte Namen aber hatten nur jene vier Verträge. Man teilte fie 
deshalb in vier Klaſſen nach} den Formeln: do ut des, do ut facias, 
facio ut des, facio ut facias. 

Sowohl bie Konfenfual- als die Junominattontrakte find in das 
juftinianifche Recht übergegangen. 

H. Das deutſche Recht hat eine ähnliche Entwidlung durch⸗ 
gemacht und ähnliche Erſcheinungen hervorgerufen wie das römifche 
Recht. 


Zwar machte daB beutfche Recht nicht einen Gegenſatz zwifchen 
Hagbaren und Hlaglofen, fondern nur einen folgen zwifchen gültigen 
und ungültigen Verträgen. Gültig aber war ber Vertrag nur dann, 
wenn er in feierlicher Form, vor Zeugen oder mit Brief und Siegel, 
d. h. fchriftlich gefchloffen war. In manden fällen wurbe ber Ver- 
trag erſt duch ein in Gegenwart von Zeugen eingenommenes Mahl 
ober durch einen gemeinſchaftlichen Trunk oder durch Hingabe eines 
Handgeldes (Launegild) perfelt, jo zmar daß man alle Berein- 
barungen, bie biefen Handlungen vorangingen, als bloße Vertrags⸗ 
berebungen anfah. Da biefe Grunbfäge dem regeren Geſchäfts— 
verlehr unbequem waren, gelangte man zu ber Anſchauung, daß bie 
Ungültigteit eineß zweiſeitig verpflichtenden Vertrags durch Leiftung 
von der einen und Annahme ber Leiftung von der andern Geite ge- 
heilt werde. Auf dieſe Weife kam man zur Umbilbung einfacher 
Schuldverträge in Innominat-Stontrafte, man gewährte aber nicht 
das Reuerecht, fondern außfchlieplich einen Anfprud auf Erfüllung 
von ber Gegenfeite. 


8 70. Das BVertragsfgitem des modernen Rechts. 


Die römifche Unterſcheidung von klagbaren und klagloſen Ver- 
trägen, alfo von pactum und contractus, wurbe in Deutſchland 
13% 
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nit anerfannt. Vielmehr wurde ber deutſchrechtliche Satz, daß 
jeder Vertrag, wenn er nur gültig fei, auch mit Klage geltend ge= 
macht werben fünne, gemeine Recht. Dadurch wurde dem fünft- 
lichen, übrigens ſchon im juſtinianiſchen Rechte durchbrochenen 
römiſchen Kontralisſyſtem die Grundlage entzogen: es gab im ge— 
meinen und gibt im jegigen Rechte nur no ſchlecht hin Ver- 
träge. Damit ift au bie Rechtserſcheinung der Innominat- 
Tontrakte weggefallen. Ihre Schöpfung war ein Notbehelf gewefen, 
den man in Deutfchland nicht brauchte. Denn da die Verpflichtungs⸗ 
kraft ber Verträge nicht mehr von dem Vorhanbenfein einer causa 
civilis abhing, fo lag fein Hindernis vor, in allen ben Fällen, in 
denen das römische Recht einen Innominatkontrakt annahm, bie ver⸗ 
pflichtende Kraft in die übereinftimmende Willenserklärung zu b 
legen. Die unbenannten Verträge find demnach Konfenfualverträge 
geworben. Die Leiftung besjenigen Vertragsteiles, ber zuerſt leiftet, 
ift alfo nicht mehr Vertragsbegründung, ſondern Vertragserfüllung. 

Ferner ift die Form der stipulatio nicht in das gemeine Recht 
übergegangen. Man beburfte diefer Vertragsform auch nicht. Denn 
das Bebürfnis, klagloſe Anſprüche buch Einkleibdung in bie 
Stipulationsform zu klagbaren Anſprüchen zu maden, lag in 
Deutſchland nicht vor. Dem Bebürfniffe des modernen Verkehrs 
aber, leicht erzwingbare Verpflichtungen zu ſchaffen und deshalb die 
Schuld von dem materiellen Schulbgrunbe zu befreien, trägt bor 
allem ber Wechſel und tragen andere ſog. Stripturobligationen 
Rechnung. 

Beftehen geblieben aber ift der Gegenfaß von Konfenfual» und 
NRealverträgen, benn er ift feine nationalrömifche Erfindung, ſondern 
Hiegt in ber Natur der Sache. Bon bielen Geiten wirb zwar ber 
Saß verfochten, daß e3 heut nur noch Konſenſualverträge gebe und 
daß bie verpflichtende Kraft der römiſchen Realtontratte in ber 
Willendeinigung der Parteien liege. Man muß jedoch zwifchen dem 
auf Abſchluß eines Realvertrags gerichteten Vorbertrage (pactum 
de contrahendo), ber ftet8 Ronfenfualvertrag ift, und dem Ab—⸗ 
ſchlufſe des Realvertrags jelbft unterſcheiden. Sein Abſchluß ift bie 
Erfüllung des Vorvertrags, der Hauptvertrag kann aber nur durch 
Hingabe einer Sache geſchlofſen werben, denn ohne biefe Hingabe 
ann feine Verpflichtung zur N ü dd gabe entftehen. 

Bon ben Real» und ben Yormaltontraktten abgefehen, kennt alfo 
das heutige Recht nur noch Konfenfualverträge. Indeffen hat ver 
Gegenfat heut geringere Bedeutung als in Rom. Wichtiger find bie 
Einteilungen in 

1. abftratte (Formalverträge) und materielle, individualifierte, 
2. in einfeitig und zweiſeilig verpflichtende Verträge. 
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$ 71. Der abftrafte Vertrag. 


Kein Schulbverfprechen wirb abgegeben, ohne daß ein juriftifcher 
Grund hierzu vorhanden wäre. Denn mer 100 Mark zu zahlen ver⸗ 
fpricht, wird dazu beflimmt von ber Abſicht, entweder dem andern 
eine reine Vermögenszuwendung zu maden (donandi causa) 
ober ben andern zu einer Leitung zu verpflihten (contra- 
hendi causa) oder einen bereits empfangenen ober verfprochenen 
Gegenwert abzugelten (solvendi causa). Dieſes bem Ver— 
ſprechen zugrunde liegende Schulbverhältnis ift fein Rechtsgrund 
ober feine causa debendi, bie nicht zu verwechſeln ift mit 
ber in $ 69 I befprochenen causa civilis. 

Nicht jedes Schulbverfprechen aber ift von ber causa debendi 
abhängig. Freilich bildet diefe Abhängigkeit die Regel, und es 
befteht demnach eine Verpflichtung auß bem Verſprechen nur bann, 
wenn, und nur darum, meil eine causa debendi vorhanden ift. 
Diefe Regelfälle bilden bie fog. materiellen, indbinibuali- 
Tierten (auch konkreten) Verträge, denn e3 gibt in biefen Fällen 
nicht eine Verpflichtung ſchlechthin, ſondern eine Darlehns⸗, eine Kauf⸗, 
eine Miet- ufm. Schuld. Die Beteiligten können aber das Verſprechen 
von der causa debendi unabhängig machen, loslöfen, abftrahieren. 
Alsdann ift eine Verpflichtung nur bann, wenn, und nur barum, 
weil die Beteiligten eine Verpflichtung gewollt haben, vorhanden. 
In dieſen Fällen fpricht man von abftraften ober reinen Ver— 
trägen. Sie haben im Verkehre vor ben materiellen Verträgen das 
borauß, daß fie eine einfache, klare, leicht zu beweiſende Verpflich⸗ 
tung begründen, bie nicht entfräftet werben lann durch Mängel, 
welche dem zugrunde liegenden Schulbverhältnifie anhaften: fie dienen 
deshalb ala Eintleivungsform für jebe Art von Schulbberpflichtung. 

Abſtrakte Verträge bes römifchen Rechts maren ber Literal- 
Tontraft und die Stipulation. Wer fi diefer Vertragsformen be- 
diente, befreite Damit ohne weiteres das abgegebene Verfprechen von 
der causa debendi. Das altbeuifche Recht machte biefe ftrenge 
Scheidung nicht, es ließ aber abſtrakte Schulbverfprechen zu. 

Das gemeine Recht war anfangs, da weder ber Titeral- noch 
der Verbaltontratt des römifchen Rechts rezipiert wurde, gegen bie 
allgemeine Zulaffung abftrafter Verträge, man erllärte fogar 
Schuldſcheine, in melden bie Angabe der causa debendi fehlte 
(die fog. cautio indiscreta oder quae indisorete loquitur), fir 
nicht beweiskräftig. Diefe Auffaflung machte in ber neueren Zeit der 
entgegengefeßten Lehre Platz, dab bie Parteien je de s Schulbber- 
ſprechen von ber causa debendi Ioglöfen fönnen. Der Hanbeld- 
verfehr hatte ſich Thon Tängft im Wechſel und in der faufmännifchen 


198 Bweites Bud: Das Recht ber Schuldverhältnifie (Obligationenredht). 


Affignation abftratte Verſprechen, die dem Geldumlaufe bienten, 
geſchaffen. Dazu traten die Inhaberpapiere und in neuefter Zeit in 
ber Grundſchuld fogar ein Inſtiiut des Immobiliarverlehrs. Nach- 
dem Art. 1 WO einem jeden, ber ſich durch Verträge verpflichten 
Tann, auch bie Fähigkeit, ſich durch Wechfel zu verpflichten, gegeben 
hatte, war das moderne Verfehräleben ebenfo wie das römifche mit 
einer Rechtseinrichtung außgeftattet, die wenigftens jeder Geldſchuld 
bie Möglichkeit gewährte, ein abftrafter „Wert“ zu werben. 

Das neue Recht enthält 

1. allgemeine Leftimmungen über abftratte Schuld ver - 
ſprechen und Schuldanerkenntniſſe ($$ 780-782 
BGB). Diefe unterfheiden ſich zwar dadurch, daß das Anerkenntnis 
auf eine beftehende Schuld Bezug nimmt, das Verfprechen aber fich 
äußerlich von einer vorhandenen Verbindlichkeit unabhängig macht. 
Es ift aber zuzuſehen, ob das Anerfenntnis in ber Tat ein ab» 
ftrafter Vertrag fein will, insbeſondere den Zwed haben foll, etwaige 
Mängel des tatfächlich beftehenden Schulbverhältniffes zu befeitigen 
und einen neuen Verpflichtungsgrund zu fchaffen. 

Anerkenntnis und Verfprechen find einfeitig verpflichtende Ver⸗ 
träge und ftehen unter gleichen Grunbfägen, da bad Anerfenntnis 
ein Leiſtungsverſprechen in fi) enthält.) Das BGB erfennt bamit 
in Übereinftimmung mit der neueften Rechtsentwicklung das abftratte 
Verſprechen als rechtsverbindlich an und weicht om biäherigen Rechte 
nur darin ab, daß es ſowohl für das Verfprechen als für bag Aner- 
tenntnis bie ſchriftliche Form fordert. Diefe Form ift nicht 
notwendig: 

a) wenn das Verſprechen ober Anerkenntnis auf Grund einer 
Abrehmung ober eines Vergleiches gegeben wird ($ 782). 

b) wenn das Verſprechen ober Anertenntnis auf feiten bes 
Schuldners ein Hanbeldgefhäft und der Schulbner Boll- 
taufmann ift ($$ 350, 351 HG%). 

Iſt aber für das Verſprechen felbft ober für diejenige Verpflich- 
tung, melde anerkannt wird, burch befonbere Beſtimmung eine an= 
dere Form norgefchrieben, fo iſt dieſe Form erforberlich ($$ 780, 781, 
518, 311, 313 BGB). 

Ob die Erklärung eine abftratte fein fol ober nicht, hängt von 
dem Willen der Parteien ab. Wirb auf den Verpflichtungsgrund 
Bezug genommen, fo wird angenommen werben müffen, daß das 
Verfprechen von biefem Grunde abhängen fol. Die irrige An— 
nahme, daß die anerfannte Schuld beftehe, kann ſich als Jrr= 


Bähr: Anerkennung als Verpflichtungsgrund. ©. 243 ff. 2. Aufl. 


(1868.) 
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tum im Beweggrunde barftellen, regelmäßig wird fie die condictio 
indebiti auf Wieberaufebung des Verſprechens begründen ($ 812 
Abf. 2). 

2. Ferner läßt das neue Recht buch befondere Beftim- 
mungen abftralte Verſprechen in befonderen Fällen zu. 

a) Hierher gehört ber Wech ſel, nad) der vom BGB nicht be— 
rührten Wechjelorbnung; 

b) bie fchriftlih ertlärte Annahme einer Anmweifung 


c) die Grundſchuld, d. h. eine Grunpftüdsbelaftung in 
ber Weife, daß eine beftimmte Gelbfumme aus dem Grundftüde zu 
zahlen ift (88 1191, 1199 BGB); 

d) die Ausftellung einer Schulbverfchreibung auf den Inhaber 
(88 793, 796 BGB). 

Über die Unertennung bes Saldo und ben fauf- 
männifhen Verpflichtungsſchein fehlen dem neuen 
Rechte befondere Beftimmungen, weil ihre Zuläffigfeit als abftratte 
Verſprechen aus ben allgemeinen Beftimmungen des BGB folgt. 

In allen diefen Fällen ſchöpft das abftrafte Verfprechen feine 
Verpfliätungstraft nicht auß dem materiellen Verpflichtungsgrunde, 
ſondern auß dem reinen Verpflichtungsmillen des Schulbners. 

Hieraus folgt, daß der Schulbner fi} nicht durch Berufung auf 
das zugrunde liegende Schulbverhältnis von feiner Leiftungspflicht 
befreien, daß er vielmehr das abjtrafte Verfprechen nur dann an- 
fechten kann, menn ihm ber Verpflichtungs wille (3. 3. wegen Irr- 
tums, Zwanges, Simulation) fehlte ober weil das Verfprechen felbft 
dom Gefege mißbilligt wird (3. B. 88 138, 134). Aus letzterem 
Grunde ift die Erklärung, melde das Anerkenntnis eines ungültigen 
Börfentermingefhäfts enthält, nichtig (8 66, 68 des Börſengeſehes 
vom 22. Juni 1896). 

Der abftratte Vertrag tann, wie ein in das Vermögen bes 
Promiffarß übergegangener Vermögenswert, nach den Grunbfägen 
von ber ungerechtfertigten Bereicherung klage⸗ ober eintebemeife 
tondiziert, d. 5. zurüdgenommen (vgl. $ 812 Abf. 2 BGB) werben. 


$ 72. Der zweifeitig verpflichtende Vertrag. 


1. Jeder Schulbvertrag begründet wenigſtens eine Ver— 
pflichtung, und bie abftratten Verfprechen begründen immer nur 
eine Verpflichtung. Andere Verträge wollen zwar von vornherein 
nur bie Verpflichtung eines Vertragsteiles begründen, fie fönnen 
aber auch zu einer Verpflichtung des andern Vertragsteiles führen. 
Man nennt fie contractus bilaterales inaequales, unmefentli- 
zweiſeitige Verträge. Der Anſpruch auf Erfüllung der weſentlichen 
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ober Hauptperpflichtung, 3. ®. auf NRüdgabe der in Verwahrung 
gegebenen Sache, heißt nach römischer Sprechweiſe actio directa, 
der Anſpruch auf Erfüllung ber möglicherweife entftanbenen un- 
weſentlichen Verpflichtung 3. B. auf Erftattung ber auf bie ver— 
mahrte Sadje gemachten Aufwendungen actio contraria. Die 
Beiden in einem folhen Yale vorhandenen Verpflichtungen entftehen 
zwar aus bemfelben Vertrage, aber bie eine Leiſtung bilvet nicht ven 
Gegenwert der andern Leiftung, bie Erfüllung ber einen Verpflich- 
tung ift daher nicht von der Erfüllung der andern Leiftung abhängig. 
Vielmehr Tann jede Verpflichtung jelbftänbig und außerdem nad 
altem und neuem Rechte ($ 273 Abf. 2 BGB) bie Nebenverpflichtung 
im Wege des Zurüdbehaltungsrehts gegenüber ber Hauptberpfliche 
tung geltend gemacht werben. 

2. Zweiſeitig verpflicitende (gegemfeitige) Verträge (c. bila- 
terales aequales) find diejenigen Verträge, durch welche ſich jeber 
Kontrahent zu einer Leiftung, welche bie Gegenleiftung für die vom 
andern Kontrahenten gemachte Leiftung bildet, verpflichtet. Hier⸗ 
aus folgt, daß ein gegenfeitiger Vertrag dann nicht vorhanden ift, 
wenn bie von bem einen Kontrahenten eingegangene Verpflichtung 
nur ven Beweggrund bildet für ben andern Kontrahenten, ſich 
feinerfeit8 zu verpflichten. Zum Wefen be3 gegenfeitigen Vertrags 
aehört vielmehr, daß bie eine Leiftung den Gegenmert (bad 
Aquivalent) der andern Leiſtung menigftend nad dem Willen ber 
Parteien bilde. Leiftung und Gegenleiftung ftehen alfo in einem 
Abhängigkeitsverhältnis zu einander (fynallag= 
matifche Natur bes gegenfeitigen Vertrags). Die Abhängigkeit 
ift eine gemetifche, da bie Verpflichtung bes einen nicht beſieht, 
menn bie des andern ungültig ift, und fie ift eine funftionelle, 
infofern die Geltendmachung ber Verpflichtung bes einen bon 
der Leiftung bed andern abhängt. 

Nah altem und neuem Rechte ($ 320) gilt der Grundſatz, daß 
niemand verpflichtet iſt, bie ihm obliegende Leiſtung zu machen, 
wenn ber andere Teil die Gegenleiftung biöher nicht gemacht hat und 
fie auch jet nicht anbietet. Daher Hat ber in Anfpruc genommene 
das Necht, die Leiſtung zu verweigern. Macht er von dieſem Ver— 
tmeigerungsrechte Gebrauch, fo erhebt er bie Einrede des nicht 
erfülltenBertrag 3 (bieexceptio non impleti contractus). 
Diefe kann dadurch entkräftet werben, daß ber Kläger ben Beweis 
vorangegangener Leiftung ober gehörigen Angebots erbringt, denn der 
Kläger braucht die gefchehene Vorleiftung oder das außerhalb bes 
Prozeſſes bewirkte Angebot zu behaupten, erft nachdem der Beflagte 
die e. non impleti contractus erhoben hat. Hieraus folgt, daß 
die Behauptung vorher bewirkter Gegenleiftung oder wirkſamen Ans 
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gebots nicht zur Klagebegründung gehört, daß ber Kläger alfo nad 
heutigem Recht auch auf Grund einer Klagefchrift, melde nur ben 
Vertragsabſchluß behauptet, ein Verfäumnisurteil erzielen kann 
(88 253, 331 ZPO). War bie e. begründet, fo wurde nach ber herr⸗ 
ſchenden Lehre des gemeinen Rechts bie auf Vertragserfüllung ge- 
richtete lage abgetviefen. Das neue Recht (8$ 320, 322) wird 
dem Wefen des gegenfeitigen Vertrags beffer gerecht daburdh, daß es 
nur bie Befugnis gewährt, die Leiftung bi8 zur Bewirtung 
der Gegenleiftung zu verweigern; der Vellagte ift baher zur 
Erfülung Zugum Zugzuberurteilen. 

Kommt es zur Vollfttedung eines folden Urteils, jo 
mirb zwar bie (funktionelle) Abhängigkeit der beiden Leiftungen nach 
Möglichkeit — doch iſt ſie nicht vollſtändig durchführbar 
(8$ 322, 274 BG%) 

a) Die Dolifiredare Ausfertigung mirb ohne 
weiteres erteilt. Beſteht die Leiftung bed Beklagten aber in ber Ab⸗ 
gabe einer Willenserklärung (3. ®. daß Urteil Tautet: ber Beklagte 
hat gegen Empfangnahme von 5000 Mark dem Kläger das Grund⸗ 
ftüd X aufzulaffen), fo darf Die Volftredungsflaufel nur erteilt wer⸗ 
den, wenn ber Kläger zuvor den Nachweis führt, daß er den Schuldner 
befriedigt ober in Annahmeverzug gefeßt (alfo die 5000 Mark bes 
zahlt oder gehörig angeboten) hat. Denn wäre biefe Ummanblung 
der klägeriſchen Leiftung in eine Vorleiftung nicht vorgeſchrieben, To 
würde die Willenerflärung als abgegeben gelten, ber Kläger würbe 
alfo die Leiftung bes Beklagten erlangt haben und könnte ſich der ihm 
obliegenben Leiftung entziehen ($$ 726, 894 ZPO). 

b) Erfolgt die Vollftredung felbft buch einen Ge— 
richtsvollzieher, fo kann ber Kläger durch dieſen bie ihm 
obliegende Leiftung anbieten; nur wenn infolge biefed ober eines 
Thon vorher erfolgten Angebots ber Beklagte befriebigt ober in An⸗ 
nahmeverzug gefeßt ift, darf ber Gerichtönollzieher bie Vollſtreckung 
keginnen. Eine vom Vollftredungsgericht anzuorbnenbe 
Vollftredungsmaßregel hängt von dem Nachweife ber vorherigen 
Befriedigung ober norherigen Angebots ab ($$ 756, 765 ZPO). ft 
alfo Diefer Nachweis erbracht, jo wird das Urteil fo vollftrect, als 
ob es ſchlechthin die Verurteilung zu einer Leiftung ausfpräche. 

Der Einwand des mangelhaft oder unvollſtändig erfüllten Ver- 
trags (e. non rite impl. contr.) ift von ber Einrede bes nicht 
erfüllten Vertrags nicht grunbfäßlich verſchieden. Denn jeder Ver— 
trag läßt nur eine Erfüllung zu, mangelhafte Erfüllung ift daher 
Nichterfüllung. Leitet der Schuldner aber auß ber Tatſache mangel= 
hafter Erfüllung befondere Rechte Her, 3. B. auf Schadenserfatz 
Preisminderung, Nüdtritt vom Vertrage, To hat er die tatfächliche 
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Grundlage feines Rechts, d. i. die Mangelhaftigteit der Erfüllung zu 
bemeifen (RG 20,5). i 

Diefe Grundſätze des bisherigen Rechts gelten auch im neuen 
Rechte. Letzteres unterfcheibet: 

1. Die Leiſtung des einen wird vom andern wegen Mangel— 
haftigkeit zurüdgemiefen. Dann ift nicht erfüllt, ver Fall 
liegt alfo ebenfo, als ob die Leiftung überhaupt nicht angeboten wor⸗ 
ben wäre. 

2. Die Leiftung wird angenommen. Dann ift bie Einrede 
bes nicht erfüllten Vertrags verloren, und der Empfänger muß bie 
aus ber Mangelhaftigkteit der Erfüllung etwa gegebenen 
Rechte beiweifen ($ 368). 

3. Es ift nur teilmweis erfüllt worben; ob hier bie Einrebe 
des nicht erfüllten Vertrags gegeben ift, hängt von ben Umftänden ab, 
in&befonbere davon, ob die Einrede angefihts der verhältnigmäßigen 
Geringfügigteit der noch rüdftändigen Leiftung gegen Treu und 
Glauben verftoßen würde ($ 320 Abf. 2). 

Sowohl nad) Geſetz als nach Abrede ber Parteien tann ber 
eine Zeil verpflichtet fein, vorzyleiften. Zwar ftehen auch in biefem 
Falle die beiden Leiftungen wie Wert und Gegenwert einander gegen- 
über, aber ber eine Zeil wird erjt baburch zu ber ihm obliegenben 
Leiſtung verpflichtet, daß ber andere Teil die von ihm gefchulbete Leiftung 
wenigſtens im mefentlichen gemacht hat. Gefeglich zur Vorleiſtung 
verpflichtet ift ber Vermieter ($$ 536, 551 BGB). Die Klage gegen 
ben zur Vor leiſtung Verpflichteten kann natürlich nicht mit ber 
e. non i. contr. geſchlagen werben; biefer kann feinerfeit3 auf 
Zeiftung nach Empfang ber Gegenleiftung Hagen, wenn ber andere 
Teil im Annahmeverzuge ift. Alles dieſes gilt nach) altem und neuem 
Rechte (8$ 320, 322 Abſ. 2). Das BGB räumt aber dem Umftande, 
daß die Nachleiftung aefchehen Tann, infofern einen Einfluß ein, 
als e8 dem zur Vorleiſtung Derpflichteten bie Befugnis gibt, bie 
Leiſtung zu berieigern, wenn in ben Vermögensverhältniffen bes 
andern Teils eine weſentliche Verſchlechterung eingetreten ift, welche 
den Anfpruch auf die Gegenleiftung gefährbet. Die Verweigerung ges 
ſchieht auch hier im Wege der e. non impl. contractus; ift fie be= 
gründet, fo verwandelt fi bie Vor- und Nachleiftungspflicht in bie 
Pflicht zur Leiftung Zug um Zug oder zur Leiftung gegen Gicher- 
ftelung ber Gegenleiftung ($ 321). 


$ 73. Die Gültigkeit der Verträge. 


Die Gültigkeit des Vertrags hängt von der Gültigfeit ber 
beiden Willenserflärungen ab, bie ihn fchaffen. ft das Angebot 
ober die Annahme ungültig, fo tommt ein Vertrag nicht zuftande. 
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1. Das negoticum elaudicans. Nach gemeinem Rechte konnte 
der Fall eintreten, daß ber eine Kontrahent durch den Vertragsſchluß 
verpflichtet, der anbere nicht verpflichtet wurde, insbeſondere wenn 
dem einen Zeile die Gefchäftsfähigkeit fehlte. Der nicht verpflichtete 
Zeil konnte aber Erfüllung nur erlangen, wenn er feinerfeit? Er— 
füllung anbot. Das BGB fennt hintende Verträge nicht, denn der 
Geſchäftsfähige ift, wenn er die mangelnde Geſchäftsfähigkeit nicht 
gelannt, gleichfalls nicht gebunden ($$ 109, 1830). 

2. Unmöglicjfeit der Leiftung. Der biöherige Sprachgebrauch 
unterfhieb objektive und ſubjektive Unmöglichkeit. Die erftere befteht 
für alle Perfonen, die legtere nur für ben Schuldner. Das BGB 
wendet bad Wort Unmöglichteit nur im Sinne ber objet- 
tinen Unmöglichkeit an; bie ſubjeltive Unmöglichkeit bezeichnet es als 
Unvermögen ($ 275 Abf. 2). 

a) Ein Vertrag über eine Leiftung, zu melcher ber Schuldner 
unbermögenb ift,‘) ift nad altem (1. 137 $ 5 D. 45, 1) und 
neuem Rechte, dem es an einer ausbrüdlichen Vorfchrift fehlt, deſſen 
Standpunkt aber aus $ 275 Abf. 2 und $ 306 folgt, gültig; ber 
Schuldner haftet daher auf das Erfüllungsintereffe. 

b) Ein Vertrag über eine (objettin) unmögliche Leiftung 
(mag fie auß natürlichen ober Rechtögründen unmöglich fein) ift 
nad) gemeinem und neuem Rechte nichtig ($ 306). Derjenige aber, 
der die Unmöglichkeit weder kannte noch kennen mußte, hat nach 
der berrfchenben Lehre bes gemeinen Recht? und nad) neuem Rechte 
(8 307) Anſpruch auf das negative Vertragsintereffe 
gegen denjenigen Vertragsteil, der bie Unmöglichkeit fannte ober 
tennen mußte. 

Kann die Unmöglichkeit der Leiftung, fo kann mit ihr auch bie 
Nichtigkeit des Vertrags gehoben werden. Sie wurde nad bis— 
herigem Recht in ber Zat gehoben, wenn die Befeitigung der Unmög- 
lichkeit in beren eigener Natur begrünbet war. Nach dem BGB 
($ 308) ift der Vertrag von Anfang an gültig: 

aa) wenn bie Unmöglichteit gehoben werben fann und der 
Vertrag für den Fall geſchlofſen ift, daß Die Leiftung möglich 
mirb, 

bb) dann, mann er unter einer andern auffchiebenben Be— 
dingung (Hierin mit bem gemeinen Recht übereinftimmenb) oder unter 
Veftimmung eine Anfangstermins geſchloſſen ift und bie Leiftung 
noch vor bem Eintritte ber Bebingung oder bes Termin möglich 
mird, benn eine Verpflichtung aus dem Vertrage entfteht in jedem 
Fall erft mit diefem Ereignis (88 308 Abf. 2, 168, 163). 

») 3. 8. es verpachtet jemand ein Grundftüd, bad dem Nießbrauch 
eines andern unterliegt (alii possibile est, nämlid) dem Nießbraucher) 
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Diefe Grunbfäge gelten für einfeitige und für gegenfeitige Ver⸗ 
träge. Iſt bei einem gegenfeitigen Dertrage nur bie eine Leiftung 
unmöglich, fo ift auch ber andere Zeil nicht verpflichtet ($ 306).') 

3. Verbotener Vertrag. Nah altem und neuem Rechte (58 309, 
134, 138 BGB) find Verträge, welche gegen die guten Sitten ober 
gegen ein gefeßliches Verbot verftoßen, nichtig. Die Unmöglichkeit ber 
unfittlichen kann nicht gehoben werben, und ein Anſpruch auf 
ba8 negative Intereſſe kann bei ihnen nicht entftehen. Die unge- 
fetz lich en aber Tönnen gültig werben und laſſen auch einen An- 
ſpruch auf das negative Intereffe zu ($$ 309, 307, 308). 

Während nad; gemeinem Recht ein Vertrag, durch ben fi 
jemand verpflichtete, fein künftiges Vermögen ober einen Bruchteil 
davon zu übertragen, auß dem Grunde für zuläffig erflärt wurde, weil 
aud) ber Erbvertrag zugelaflen mar (RG 18, 180), erklärt das BGB 
(8 310) einen ſolchen Vertrag, auch wenn er nur bie Belaftung bed 
tünftigen Vermögens mit einem Nießbrauche zum Gegenftande hat, 
für nichtig. Das römifche Recht erklärte ferner Verträge über den 
Nachlaß eines noch lebenden Dritten (pactn de hereditate tertii) 
für nichtig, wenn nicht der Dritte zuftimmte. Daran hielt das 
gemeine Recht feit, denn dieſe Verträge betreffen nicht das Erbrecht 
der Kontrahenten, ſondern begründen nur ein Schuldverhältnis 
(RG 4, 126). Das BGR ($ 312) erklärt nicht nur biefen Vertrag, 
fonbern auch den Vertrag über den Pflichtteil oder ein Vermächtnis 
aus dem Nachlaſſe eines noch lebenden Dritten ſchlechthin für nichtig, 
ohne nach der Zuftimmung des Dritten zu fragen. Zugelafien find 
nur Verträge, bie unter fünftigen geſetzlichen Erben über ben geſetz⸗ 
lichen Erbteil ober ben Pflichtteil eines bon ihnen gefchloffen werben. 

4. Mangel der Form. Die Gültigkeit des Vertrags kann von 
der vertragmäßig oder gefehlich vorgeſchtiebenen Form abhängen 
(f. oben $ 40). 

Somohl nad; gemeinem als nad jetzigem Recht ift grund- 
Täglich jede formlos geſchloöoffene Vereinbarung 
bi — nd. Einfache ober geſteigerte Schriftform bilden die Aus— 
nahme. 

Für einzelne Schuldverträge verlangt das BGB gerichtliche ober 
notarielle Beurkundung ($$ 311—813). Dies find: 

a) ber Vertrag, durch den fidh ber eine Zeil verpflichtet, fein 
gegenwärtige Vermögen ganz ober zu einem Bruchteile zu über 
tragen ober mit einem Nießbrauche zu belaften; 


9) ZeilsUnmöglicfeit bewirlt Zeil-Rictigfeit, Bei alternativer Ver⸗ 
tragspflicht Nichtigkeit bed nur die unmögliche Leiſtung betreffenden Ver⸗ 
Ps gegen Anſpruch auf negatives ntereffe auch in diefen Fällen 

7 . 
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b) der unter ben fünftigen geſetzlichen Erben über ben geſetz⸗ 
lichen Erbteil ober den Pflichtteil eines von ihnen geſchloſſene Ber- 
trag; 

c) ber Vertrag, durch ben fich der eine Zeil verpflichtet, 
das Eigentum an einem Grunbftüde zu übertragen (Grund 
füdsperäußerungäperträge). Das Geſetz weicht hier 
aber von dem abfoluten Richtigfeitöprinzip ab, denn durch Auflaffung 
und Eintragung wird ber ber Form ermangelnde Vertrag feinem 
ganzen Inhalte nad, d. h. es werben alle Haupt und Rebenbeftim- 
mungen, mögen fie in Schriftform niedergelegt oder nur mündlich ge= 
troffen fein, gültig. Das Grundbuchamt ift alfo berechtigt, Die Auf- 
laſſungserklärung entgegenzunehmen und ben Erwerber ala Eigen- 
tümer einzutragen, auch wenn bie Form nicht beobachtet iſt. Doc 
lann nad $ 98 RITBD dieſes Recht durch Landesgeſetz genommen 
werben. 

Der einer Form unterliegenbe Vertrag ift nicht zu verwechſeln 
mit dem Formalvertrage. Denn der letztere ſchöpft feine Verpflich- 
tungstraft ausfhließlich aus ber Form, der erjtere aber aus 
bem augrunbe liegenden Verpflichtungsverhältnis und ber für bie 
Willenserklärung borgefchriebenen Form. 


$ 74. Inhalt der Schuldverträge. 


Der Schulbvertrag Tann jebe Art der Verpflichtung, deren Über: 
nahme nicht durch Geſetz verboten ift, begründen. In bezug auf 
Veftimmtheit und Unbeftimmtheit gelten die allgemeinen, für Schuld⸗ 
verhältniffe überhaupt gegebenen Vorfchriften. 

Somohl die Lehre des gemeinen Rechis als das BGB und das 
HGB geben für beftimmte, beſonders benannte Schuldver⸗ 
träge beftimmte, ihrer befonberen Natur und ihrem befonberen mirt- 
ſchaftlichen Swedt entfpredhende Vorſchriften (Kauf, Miete ufw). Da- 
mit ift aber die Zahl der im täglichen Verkehre möglichen Verträge 
nicht erſchöpft. Die nicht benannten und nit beſonders be- 
hanbelten Verträge wollen auß ihren eigenen Zwecken beurteilt fein 
und unterliegen im übrigen den allgemeinen, über Verträge 
überhaupt gegebenen Beftimmungen (88 305—361 BGB, 58 343 bis 
372 HGB). Hierhin gehören 3. 8. bie Verträge über Gewährung des 
Gebrauchs von Saden gegen Dienftleiftungen, von Handlungen 
gegen Handlungen oder gegen Unterlaffungen. 

Der Schuldvertrag kann insbefondere die Verpflichtung zum 
Abſchluß eines andern Vertrags begründen; er ift dann ein fog. 
Vorvertrag (pactum de contrahendo). Der Abſchluß des 
beabfichtigten Vertrags bildet bie Erfüllung bes Vorvertrags. Das 
BGB gibt für Vorverträge feine befonderen Vorſchriften, fie unters 
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liegen demnach nur ben allgemeinen Beftimmungen über Verträge, 
zugleich aber auch der Formvorſchrift, die für ben beabfichtigten Ver- 
trag gegeben ift.') Betreff ber Beſtimmtheit ber Verpflichtung 
bürfen nicht diejenigen Anforberungen geftellt werben, benen ber be= 
abfichtigte Vertrag würde genügen müflen, fonft mürbe ber Vorver⸗ 
trag mit dem beabfichtigten Konfenfualvertrage zufammenfallen. Be: 
ſonders häufig ift der Darlehnsvorvertrag (p. de mutuo con- 
trahendo) und der Wechfelvorbertrag (p. de cambiando). 

Die Pflicht zum Vertragsabſchluſſe kann auch durch Gefeg be- 
gründet fein. Dies gilt insbeſondere von den Fällen, in benen 
einem Rechtsſubjelt die ausſchließliche Befugnis zufteht, für den Ver⸗ 
tehr notwendige Verträge abzuſchließen (Eifenbahn, Poft, Tele 
graphenanftalten: $ 453 HGB, 8 3 Poſtgeſetz v. 28. Oktober 1871, 
$ 5 Zelegraphengefeß v. 6. April 1892). Hierher gehört auch bie 
Pflicht der Rechtsanwälte, unter gewiſſen Vorausfegungen (Armen- 
echt, 5 33 RAD) die Parteivertretung zu übernehmen. 


8 75. Der Vertrag zu Laften und der Vertrag zugunften 
eines Dritten. 


1. Daß gemeine Recht hat den römifhen Sag übernommen: 
nemo alienum factum promittendo obli- 
gatur, es fei benn, daß ber Promittent fich verpflichtet hat, auf 
den Dritten einzuwirken ober fogar für den Erfolg feiner Einwirkung 
einzuftehen. Der Dritte wird nicht verpflichtet, er fei denn Erbe des 
Verſprechenden. Diefe Säge gelten aud im neuen Recht, da das 
BGB fie nirgends ausfchließt. 

I. Das römische Recht gab nad dem Grunbfage: alteri 
stipularinemo potest außeinem zugunften eines Dritten 
gefchloffenen Vertrage weber dem Dritten noch dem Empfänger bed 
Verſprechens ein Recht auf eine an ihn zu bewirkende Erfüllung. 
Doch gemährte ſchon bag römifche Aecht dem Promiffar einen 
Anſpruch auf Keiftung an ben Dritten, wenn er an biefer 
Leiſtung ein befonderes Yntereffe hatte. Der Dritte hatte nur in 
Ausnahmefällen ein Recht auf die Leiftung.?) Das gemeine Recht 


’) Dies fann natürlich dann nicht gelten, wenn ber beabfichtigte Ver⸗ 
trag ein Formalbertrag G 8. ein Wechſeh if. Dal. über bie ganze Lehre 
insbefonvere Degentolb im Arc. f. ziv. Braris. Bb. 71 ©. 1ff. 

Der verfaufende Pfanbgläubiger behält dem Verpfänber bad Recht 
ber Wiebereinlöfung vor. — Der Deponent ober Kommodant bebingt bie 
gerausgabe der Sache an ven Eigentümer. — Der Schenker macht bem 

jefchenkten die Auflage, das Geföent an einen Dritten Beraußzugeben. — 
Der eine Dos beftellende Aszenbent bebinat bie ‚auögabe ber Dos an 
feine Tochter oder deren Kinder. — Es läßt ſich jemand etwas für feine 
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ging jedenfalls infofern weiter als das römifche Recht, als es bem 
PBromiffar aud dann ein flagbares Recht auf Keiftung an ben 
Dritten gewährte, wenn ber Promiffar an diefer Leiftung ein bes 
ſonderes rechtliches Intereſſe nicht Hatte (RG 21, 188). Ihm folgt 
das BGB ($ 335), indem es dem Verfprechensempfänger das Recht 
auf Leiftung an ben Dritten felbft in dem alle gemährt, wenn dieſes 
Recht dem Dritten felbft zufteht.!) 

Streitig aber war, ob dem Dritteneinunmittelbareß 
Recht auf bie Leiftung zufteht. Das beutfche Recht erkannte in meh- 
reren Fällen ben unmittelbaren Rechtserwerb des Dritten an, all- 
gemeiner Grundſatz war es keineswegs. Vielmehr verlangte man viel⸗ 
fach den Beitriti des Dritten zu dem Vertrage, während andere ein 
Recht des Dritten auf Erfüllung auch dann annahmen, wenn er dem 
Vertrage nicht beigetreten war. Jedenfalls ließ man den unmittel⸗ 
baren Rechtserwerb doch bei beſtimmten Rechtsinſtituten, insbeſondere 
für die in Gutsüberlaſſungsverträgen bedungenen Abfindungen der 
Geſchwiſter des Gutsübernehmers und bei Lebensvberſicherungsber⸗ 
trägen zugunſten Dritter zu. 

Das BGB hat dem Streit ein Ende gemacht, indem es aus dem 
Verfprechen einer Leiftung an einen am Vertrage nicht beteiligten 
Dritten biefem ein Forberungsrecht auf bie Teiftung gibt, felbft wenn 
er bon dem Vertragsſchluſſe feine Kenntnis hat ($ 328). Diefe 
Wirkung des Vertrags hängt aber ausfäliekli von dem Willen 
der Kontrahenten ab. Der Wille fol in Ermanglung einer 
befonbern Beftimmung aus den Umftänben, insbefonbere aus bem 
Zwecke des Vertrags entnommen werben, und immer bann entnom⸗ 
men werden müffen, wenn nur ber Dritte ein Intereſſe an ber 
Zeiftung hat. Der Parteiwille kann daher auch barüber beftimmen, 
ob das Recht des Dritten fofort oder nur unter gewiffen Voraus—⸗ 
ſetzungen (alfo 3. B. infolge Beitritt8) entftehen und ob den Vertrag- 
ſchließenden bie Befugnis vorbehalten fein foll, das Recht des Dritten 
ohne deſſen Zuftimmung aufzuheben ober zu ändern, Diefem Stand» 
punkte des BGB entfpricht e8, daß Auslegungsregeln ges 
geben werben und daß nad) biefen in ben Fällen, in denen man auch 
bisher ſchon dem Dritten ein unmittelbares Recht einräumte, der ſo— 
fortige Rechtserwerb bes Dritten als gewollt angenommen werben ſoll. 
Es find dies ($ 330) der Lebensverſicherungs⸗ und der Leibrentenver⸗ 
trag, die Vermögens⸗ oder Gutzübernahme und bie mit einer Auf- 
Tage verbundene unentgeltliche Zumenbung. Verpflichtet ſich aber 


Erben versprechen. — Es gibt jemand eigenes Geld auf den Namen eines 
Dritten ald Darlehn. J 

) Über bie ganze Lehre jeht Hellmig, Die Verträge auf Leiſtung 
an Dritte. 1899. 
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jemand, bie Schuld deö andern zu bezahlen, fo fol jener Wille, dem 
Dritten, d. i. bem Gläubiger des Verfprechensempfängerd ein uns 
mittelbares Forderungsrecht gegen ben Verſprechensgeber einzuräus 
men, nicht angenommen werben ($ 329). 

Bon ber Stellvertretung unterfcheibet ſich der Vertrag 
zugunften eines Dritten dadurch, daß bei erfterer nur der Dritte, 
bei letzterer auch ber Verfprechensempfänger berechtigt werben fol 
und berechtigt wird. Gefchieht die Leiftung auf Koften bes Ber- 
ſprechensempfängers, fo wird man Stellvertretung, bleibt fein Ver- 
mögen unberührt, fo wird man Vertrag zugunften des Dritten ans 
nehmen bürfen. 

Das Recht des Dritten ift fein eigenes Recht, es unterliegt 
alfo grundſätzlich nicht der Verfügung ber Kontrahenten; jelbft dann 
nicht, wenn der Dritte das Recht erft nad dem Tode des Promiſſars 
erwerben foll und er zu diefer Zeit noch gar nicht geboren ift ($ 331). 
Aber e3 ift ein Recht au dem fremden Vertrage, baber ift es 
ton ber Gültigfeit und dem Wefen diefes Vertrags abhängig, folglich 
ftehen dem Verpflichteten gegen ben Dritten auch die Einwendungen 
aus bem Vertrage zu ($ 334, 3. 8. die e. non impleti contr.). 
Das Recht des Dritten hängt aber auch bon dem Rechtsverhältnis ab, 
in welchem er zum Verfprechensempfänger fteht. War eine Schenkung 
an ben Dritten beabfichtigt, fo kann der ſchenlende Verſprechensem⸗ 
pfänger ben Rechtserwerb des Dritten widerrufen ($ 530); wollte er 
ihm ein Darlehn geben, fo kann er unter den Vorausſetzungen bes 
8 610 zurüdtreten. Ferner kann ber Rechtserwerb bes Dritten bebingt 
ober betagt fein. Sol bie Leiftung erft nad) dem Tode bes Ver— 
ſprechensempfängers erfolgen, fo vollzieht fi} der Erwerb der Forbe- 
zung mit bem Tode bes Promiffars, die Forderung gehört alfo nicht 
zu deſſen Nachlaß ($ 331).') 

Nah dem BGB ift ein Vertrag zugunften eines Dritten nur 
dann vorhanden, wenn ber Nechtserwerh des Dritten befonders 
ftipuliert, nicht aud) dann, wenn er bie gefegliche Folge des Ver⸗ 
trag ift. Daher unterliegen bie Falle der Schulbübernahme, bei 
denen ber Gläubiger ein Recht gegen den Übernehmer erwirbt (8 419 
BGB, $ 25 HGB), nicht den vom BGB über die Verträge zu- 
gunften Dritter gegebenen Beſtimmungen (ſ. $ 33 am Schluß). 
Dasfelbe gilt vom Frachtvertrage. Für ae Fälle beftehen befonvere 
Vorſchriften (f. insbefondere $ 433 HGB), 


’) Befonderer Fall eines Vorbehaltes $ 332. 
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$ 77. Beſtärkung der Verträge. 


Das ältere deutſche Recht war reich an Zeichen, welche den Zweck 
Hatten, ben erfolgreichen Vertragsabſchluß kenntlich zu machen ober 
die Erfüllung des Vertrags zu fihern. Die meiften diefer Bekräfti— 
gungsmittel find früh außer Gebrauch gefommen, andere haben ihre 
frühere rechtliche Bebeutung verloren. Bon ben feierlichen Ver— 
ſprechen, mit benen fi} der Schulbner irgendeinem Nachteile,') ins⸗ 
befonbere ber Beeinträchtigung feiner Ehre unterwarf, hat fi nur 
der in einzelnen Geſellſchaftslreiſen noch vorlommende Gebraud bes 
Ehrenworis erhalten. Der Bruch des Ehrenwortd hat aber nur 
noch foziale, nicht mehr rechtliche Folgen (vgl. 3 302 StGB). 

Das ältere beutfche und das römifche Recht ließen bie eibliche 
Beſtärkung von Verträgen zu, das Tanonifche Recht erweiterte die 
Zuläffigteit des promiſſoriſchen Eides und gelangte zu bem, in das 
frühere gemeine Recht übergegangenen, vom fpäteren Recht aber aufs 
gegebenen Grundſatze, daß jedes unverbindliche Werfprechen durch 
eibliche Bekräftigung gültig werde. Das BGB kennt einen folden 
Eid nit. Daß der Vormund duch Handfchlag an Eides Statt zu 
treuer und gewiflerhafter Führung der Vormundſchaft verpflichtet 
wird ($ 1789), hat nur bie Bedeutung eined befonbers feierlichen 
Verſprechens. 

Zu erörtern bleibt nur noch die Draufgabe, die Vertragsſtrafe 
und die Verwirkungsklauſel. 

1. Die Dranfgabe (Arrha, Angeld, Draufgeld, Hanbgelb) wirb 
entiweber gegeben mit Rüdficht auf einen erft abzufchließenden Ver— 
trag (arrha pacto imperfecto data) oder als Zeichen eines 
tereit3 abgefchloffenen Vertrags (a. pacto perfectod.). Daß 
römiſche Recht erblidte in ihr gewöhnlich ein Zeichen des Vertrags— 
Tchluffes, während fie im beutfchen Recht außer diefer Bedeutung in 
vielen Fällen ben Zwed hatte, den Vertragsſchluß zu vollenden. Diefe 
Anfhauung wirkte in denjenigen Partikularrechten nach, melche bes 
flimmen, daß ber Gefinbebienftvertrag erft mit Hingabe eines Miet- 
gelbes an das gemietete Gefinbe bindend merbe.>) 

Gemeintetlih ging die a. p. imperfecto d. für den, 
der den Vertragsabſchluß weigert, verloren. Das BGB Hat über fie 
keine Vorfchrift, läßt alfo ausſchließlich den Willen der Kontrahenten 
entfcheiben. 

Die a. p. perfecto data oder Draufgabe gibt nach altem 





9 Hierher gehört bei onbers das Einlager (Einreiten, obstagium), 
d. i. das Verfprechen, fic eefenalurent 2 J begeben (aus einem Haufe 
nicht Be, bis bie huld getil— at fe 
X, wo es galt, beftehen geblieben. Art. 9 EG 3. BGB. 
Engelmann, D. bargerliche Recht Drutfglands. IV. Kufl. 14 
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und neuem Recht ($ 336) als Zeichen des gefchloffenen Vertrags und 
verliert baher ihren Ziwed, wenn ber Vertrag erfüllt und wenn er 
wieder aufgehoben wird. Daher wird fie im erften alle auf bie 
geſchuldete Leiftung angerechnet, und nur wenn eine Anrechnung nicht 
geſchehen kann, ſowie im Yale der Aufhebung bes Vertrags zurüd— 
gegeben ($ 337). Die Draufgabe wird aus einem Beweismittel 
zu einem Bekräftigungsmittel bann, wenn bie Unmög— 
lichfeit der Vertragserfüllung ober die Aufhebung bes. Vertrags bon 
einem Zeile verfhuldet wird. Iſt biefer Zeil ber Geber, fo 
verliert er die Draufgabe nad) altem wie neuem Rechte ($ 338), fie 
muß aber auf den vom andern Teile verlangten Schabenderfag ans 
gerechnet und nur wenn bie nicht angängig, bei ber Leiftung bes 
Schabenzerfaßes zurücgegeben werben ($$ 338, 273, 274). Liegt bie 
Schuld am Empfänger, fo Hat er nach gemeinem Rechte wenigſtens das 
Doppelte der Draufgabe ald Schabenserfaß zu leiften, während das 
BGB für diefen Fall eine Beſtimmung nicht gibt. Sie bilbet als— 
dann eine ungeredhtfertigte Bereicherung be Empfängers ($ 812) 
ober den Minbeftbetrag bed von ihm zu leiftenden Schabenzerfaßes. 

Reugeld (a. poenitentialis) ift Die Draufgabe dann, wenn 
ber Geber ſich durch ihre Aufopferung von ber Leiftungspflicht be= 
freien kann. Es war dem römifchen Recht unbekannt; nad) gemeinem 
und neuem Recht ($ 336 Abf. 2) ift die Draufgabe nur dann Reugelb, 
wenn fie als folches zweifellos gewollt ift. 

2. Vertragsitrnfe (Ronventionalftrafe) ift eine Leiſtung, 
die der Schuldner dem Gläubiger für den Fall 
ber Nichterfüllung oder ber nit gehörigen Er= 
füllung einer Verpflihtung verfpridt ($ 339). 
Die Leiftung braucht meber nad altem noch nad) neuem Recht 
(88 339, 342) in der Zahlung einer Gelbfumme zu beftehen. 

Die Vertragsftrafe Hat nad) altem und neuem Rechte nicht nur 
den Ziwed, das Intereffe des Gläubigerd an der Erfüllung oder 
der gehörigen Erfüllung bes Vertrags im voraus zu [Häfen und 
damit den Gläubiger von dem Nachtweife der Höhe feines Schadens 
zu befreien, fondern auch ben Zmwed, die Erfüllung bes Ver— 
trags zu erzwingen. Hieraus folgt vor allem, daß, wenn ber 
Vertrag ſelbſt unwirkſam ift, auch ein Anfpruc auf die Strafe nicht 
befteht ($ 344); während aber nach der herrfchenden Auffaſſung bes 
gemeinen Rechts bie Strafftipulation dann gültig war, wenn ber 
Verſprechende bie Unmirkfamfeit bes Vertrags tannte, ift fie nad 
neuem Recht ($ 344) auch in dieſem Fall ungültig, eine Umgehung 
gefeplicher Verbote durch Vertragäftrafen alfo ausgeſchloſſen. 

a) Iſt die Strafe für den Fall ber Niterfüllung bes 
dungen, fo hat ber Gläubiger beim Ausbleiben ber Leiftung bisher 
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und gegenwärtig ($ 340) ein Wahlrecht, die Erfüllung 
oder die Strafe zu verlangen. Das BGB gibt aber nicht ein 
alternatives Recht im eigentlichen Sinne, bei dem die Wahl ber einen 
Keiftung das Recht auf bie andere ausſchlöſſe. Denn verlangt der 
Gläubiger Erfüllung, fo geht er feines Rechts, nachher doch noch die 
Strafe zu verlangen, wenn nicht erfüllt wird, nicht verluftig; erklärt 
er aber dem Schulbner, daß er bie Strafe verlange, fo erklärt er da⸗ 
mit, daß er bie Erfüllung ni ch t wolle und verliert den Anſpruch auf 
Erfüllung. Hat der Gläubiger einen Schabenserfaganfprud, und 
befteht Die Strafe in Gelb, fo kann er in jedem Yalle die Strafe ohne 
befonbern Nachtveis feines Schadens beanſpruchen, er kann aber 
mehr als bie Strafe verlangen, wenn der Schaden die Strafe über- 
fteigt; diefen Mehranfpruch aber muß er bemeifen. Befteht die Strafe 
nit in Geld, fo fann ber Gläubiger Strafe oder Erfaß ver— 
langen; wählt er bie Strafe, jo kann er nicht Schabenderfaß ver⸗ 
langen ($$ 340 Abf. 2, 342). 

b) X die Strafe auf einen Mangelinder Erfüllung, 
insbefondere auf nicht rechtzeitige Erfüllung gefegt, fo ift ber Gläu— 
biger nad} altem und neuem Rechte befugt, Strafe und Erfüllung zu 
verlangen. Denn bie Strafe vertritt hier nur das Intereſſe an der 
nicht gehörigen Erfüllung, und aud neben bem Schadenserſatz- 
anfpruche wegen mangelhafter Erfüllung bleibt der Anſpruch auf 
Erfülung beftehen. Ein Wahlrecht zwiſchen Strafe und Erfüllung 
ift hier alfo nicht gegeben. Aber auch Hier bildet die Strafe, wenn fie 
in Geld befteht, nur den Minbeftbetrag des Schadens ($$ 341, 342). 
Während indeffen nach gemeinem Rechte der Gläubiger die Strafe 
felbft dann noch verlangen konnte, menn er bie Hauptleiftung bor- 
behaltloß angenommen hatte (ROHG 24, 55, RG 9, 199), büßt 
er nad neuem Rechte (8 341) mit vorbehaltlofer An— 
nahme ber Erfüllung den Anſpruch auf die Strafeein. 

Die Vertragsftrafe, die ein Hanblungsgehilfe in einem fog. 
Konturrenzausfdließungdpertrage berfpricht, bedt 
nit bloß das volle nterefie bes andern Zeiles, fonbern gilt 
gleichzeitig als Wanbelpön (Reugeld). Denn handelt der Verpflich- 
tete dem Vertrage zuwider, fo kann ber andere Teil weber ben Erfah 
eines weiteren Schabens noch bie Erfüllung, fonbern nur bie Strafe 
verlangen ($ 75 Abſ. 2 HGB). 

Die Strafe ift nad) altem und neuem Rechte ($ 339) ver- 
wirft, wenn ber Vertrag verleßt ift. ft ein Unterlaffen bebungen, 
fo ift der Vertrag durch jedes, wenngleih |Huldlofes, Handeln 
verlegt; ift ein Handeln bebungen, fo ift nad) beiden Rechten ber 
Vertrag verlegt, wenn ber Echulbner in Verzug fommt, alfo ein 
Berfhulden vorliegt. Zur Begründung des Anſpruchs auf die 

14* 
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Strafe aber genügt nad) der herrſchenden Lehre bes früheren Rechts 
mie nach neuem Rechte der Nachweis bes Vertragsabſchluſſes, ber 
Schuldner hat den Beweis zu führen, daß er erfüllt ($ 345) oder daß 
er bie Nichterfüllung nicht verfchufdet habe (RG 20, 33). Beſteht 
die geſchuldete Leiſtung aber in einem Unterlaffen, fo hat der Gläu— 
biger die Zumiberhanblung zu beweifen ($ 345). 

Die Höhe der Strafe unterliegt nad altem und neuem Rechte 
ber freien Vereinbarung. Doc gibt dad BGB dem Richter 
aud dann, wenn die Feſtſetzung ber Strafe feinen Wucher darftellt 
($ 138), das Recht, auf Antrag des Schuldners eine bereil? ber= 
wirkte, aber noch nicht entrichtete Strafe durch Urteil 
auf den angemefienen Betrag herabzuſetzen, ed macht ihm da= 
bei zur Pflicht, jedes berechtigte Antereffe des Gläubigers, nicht bloß 
das Vermögendintereffe, in Betracht zu ziehen ($ 343 BGB, $ 75 
Abf. 2 HGB, $ 4 Gef. über Abzahlungsgefchäfte vom 16. Mai 1894). 
Das Grmäßigungsreht findet nicht ftatt, wenn bie Strafe von 
einem Kaufmann, ber nit Kleinfaufmann ift, im Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes verfprochen ift (S$ 348, 351 BGB). 

Bon einer uneigentliden Vertragsſtrafe fpricht 
man dann, wenn eine Leiftung ald Strafe für den Fall verſprochen 
ift, daß man eine Handlung vornehmen ober unterlaffen werde, zu 
deren Unterlaffung ober Vornahme eine Verpflichtung nicht be 
ſteht.) Sie ift nicht? weiter als ein bebingtes Verfprechen (Grenze 
gezogen durch $$ 133, 138 Abſ. 1BGB). Auch diefe Strafe unter- 
liegt nad} dem BGB ($ 343 Abſ. 2) der Ermäßigung. 

3. Die Verwirfungsflaufel (lex commissoria) befteht in 
der Vereinbarungeines Rüdtrittsrehiz fürden 
Tall, daß berandere Vertragsteil den Vertrag 
nit ober nicht rechtzeitig erfüllen follte War 
nur ber Rüdtritt bebungen, fo wurde nad) gemeinem Rechte der Ab- 
rebe im Zmeifel die Bebeutung einer Refolutiobebingung beigelegt, ber 
Vertrag galt dann alfo als nicht gefchloffen. Das BGB dagegen 
begründet bier, tie in anderen Fällen bes vertragsmäßigen Rüd- 
trittß, nur die Zug um Zug zu erfüllende perfönlihe Verpflich— 
tung, bie empfangenen Leiftungen zurüdzugemähren (88 357, 358, 
346— 348). Die Rüdtrittzerflärung bat den Zweck und bie Wir- 
tung, bie buch den Vertrag begründeten Verpflichtungen aufzuheben, 
fie fegt alfo das Beſtehen der Leiftungspflicht voraus. Wäre der 
zur Leiftung Verpflichtete in ber Tage, ſich von feiner Leiſtungspflicht 
duch Aufrechnung zu befreien, fo würde er durch die Rüdtrittd- 


’) 3.8. ver Zimmernachbar verpflichtet fi zur Zahlung einer Strafe 
für „eben Ton, den er zu einer beftimmten —E oſaune Galle 
werde. 
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erklärung de3 andern Teils drefe Möglichkeit verlieren. Nach $ 357 
BGB behält er aber feine Aufrechnungsbefugnis troß ber bereitß ges 
ſchehenen Rüdtritt3erflärung, wenn er nur unverzüglich nad) dem 
NRüdtritte die Aufrechnung erklärt. Die Folge ift, dab dann die Rüd- 
trittserklärung unwirkſam ift. 

Die lex commissoria bewirkt an fi nur, daß beibe Teile 
ihre Rechte auß dem Vertrage für bie Zukunft verlieren. Es fann 
aber bebungen werben, daß ein Zeil.für ben Yall, daß er nicht er= 
ſüllt, feine Rechte au für die Vergangenheit verliere, d. h. 
daß er daß, maß er bereit3 geleiftet, nicht zurüdfordern dürfe. Diefe 
Folge trat nach gemeinem Rechte kraft Geſehes ein, wenn fi ber 
Verkäufer den Rüdtritt für den Fall nicht rechtzeitiger Zahlung des 
Kaufpreifes norbehielt. Die Abrebe tommt aber befonber8 bei Ver⸗ 
fiherungsverträgen häufig vor, indem für den Fall nicht rechtzeitiger 
Prämienzahlung der Verficerer zurüdtreten darf, der Verficherte aber 
bie bisher geleifteten Prämien verliert. Das Geſetz vom 16. Mai 
1894 trat der Anwendung biefer ftrengeren Verwirkungsklauſel auf 
fog. Abzahlungsgeſchäfte infofern entgegen, als es unter 
tem Verbote anderweitiger Abreden nur bie Einräumung bes ein- 
fachen Rücktrittsrechts geftattete, alfo jedem Zeile die Befugnis, 
feine Leiftung urüdzufordern, einräumte (88 1, 3). Das BGB läßt 
dieſe befonbere Vorſchrift beftehen, verbietet aber für andere Fälle 
die Verwirkungsklauſel nit. Ihre Wirkungen treten nad neuem 
Rechte nicht ſchon mit ber Nichterfüllung kraft Gefeges, ſondern erft 
mit der Erflärung des Rüdtritts ein ($ 360). Der Berechtigte ift 
alfo befugt, entweder Erfüllung oder Schabenserfa zu verlangen oder 
aurüdgutreten. 

Während die 1. commissoria (auch kaſſatoriſche Klaufel) 
Rechte entzieht, belaftet die Konventionalfttafte mit einer 
neuen Verpflichtung. Die Vertragäftrafe wird bebingt 
verfproden, bie Draufgabe unbedingt gegeben. 


$ 78. Die Aufhebung der Verträge. 


Zahlreiche Verträge Haben befondere, nur ihnen eigene 
Aufhebungsgründe, mie das Mandat den Widerruf. Einen all- 
gemeinen Aufhebungägrund bilvet keineswegs der Tod eines der 
Kontrahenten. Denn er hebt ben Vertrag nur dann auf, wenn biefer 
Handlungen zum Gegenftanbe hatte, die, wenngleich nur nad} der An= 
fit de8 andern Kontrahenten, nur der Verſtorbene leiften konnte 
(vgl. $$ 673, 727, aber aud) 88 611, 631, 652 BGB). Dagegen kann 
jeber Vertrag nad) neuem und altem Rechte durch gegenfeitige Ein- 
twilfigung wieder aufgehoben und die Aufhebung einzelner Verträge 
ann durch Kündigung herbeigeführt werben, boch nur in den gefeh- 
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lic} zuläffigen Fällen (88 542, 544, 549, 553, 554, 564 ff., 581, 595, 
596, 605, 609, 620 ff., 649, 671, 712, 723, 749 BGB, 88 66, 77, 
92, 131°, 132, 161, 339 968). Zwiſchen dem Zeitpuntt, in welchem 
bie Kündigung dem andern Zeile zugeht ($ 130 BGB) und ber Auf- 
löſung des Vertragsverhältniffes muß grundſätzlich eine durch Ver- 
trag oder Gefeß beftimmte Yrift (bie Kündigungsfriſt) Liegen, mit 
deren Ablauf das Vertragäverhältnis endet (Ausnahme z. B. 8 542 
BOB). 

Anfechtung, Kündigung und Rüdtritt find empfangsbebürftige 
einfeitige Willenzerlärungen. Die Kündigung fegt dem Vertrags— 
verhältnis für die Zufumft ein Enbe; der Rüdtritt bewirkt, daß 
das PVertragsverhältnis auh für die Vergangenheit aufge 
hoben mwirb, ba aber ber Vertrag zu Recht beftand, fo find die Kon- 
trahenten perfönlich zur Rüdgemähr ber empfangenen Leiftun- 
gen und nicht aus dem Geſichtspunkt ungerechtfertigter Bereicherung, 
ſondern aus dem Vertrage verpflichtet. Die Unfehtung megen 
Willensmangels ftelt die von Anfang an beftehende Nichtigkeit bes 
Vertrages feft (8$ 142, 143), weshalb bei angefochtener Grundſtücks— 
veräußerung $ 894 BGB anmendbar ift. Die Anfechtung megen 
Gläubigerbenachteiligung entzieht dem zwifchen anderen gefälof- 
ſenen Vertrage nur die dem Anfechtenden nachteiligen Wirkungen. 

Das Rüdtrittsrecht kann durch Vertrag oder durch Gefe 
grünbet fein. Dur Vertrag fann es, im Gegenfage zur Ki 
gung, überall eingeräumt werben, das Geſetz aber gemährt ein Rüd- 
trittörecht nur in beftimmten Fällen. 

A. Der duch Vertrag borbehaltene Rüdtritt hatte nach 
gemeinem Rechte bie Bebeutung einer Refolutiobebingung, folglich die 
Wirkung, daß ohne weitere, und aud) gegenüber Dritten der Zuftand 
tieber eintrat, ber vor bem Vertragsabſchluß beſtand (dingliche 
Wirkung); das Recht, das der Kontrahent an ber ihm gemachten 
Zeiftung erworben hat, fällt an ben andern Kontrahenten zurüd, 
ſelbſt wenn jener zugunften eineß Dritten bereit3 über den Leiftungs- 
gegenftand verfügt hatte. Nach BGB (88 346 ff.) find die Kontra= 
henten verpflichtet, ben früheren Zuftand wie derherzuſtellen 
(perfönlicde Wirkung). Denfelben Grundſatz Hatte das bißherige 
Recht nur bei der Wandelungstlage und nad} $ 1 Gef. vom 16. Mai 
2 für die Abzahlungsgeſchäfie. Nach ihm befteht bie Pflicht 
($ 346) 

a) zur Rüdgemähr der empfangenen Leiftungen, fomeit 
diefe vorhanden ($$ 346, 347), 

b) zur Vergütung der Leiftungen, bie ihrer Natur nach 
nicht zurüdgemährt werben können (Überlaffung der Benugung einer 
Sage, Dienfte), 
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©) zur Leiftung von Shabenderfag wegen verſchul— 
beter Unmöglichteit der Herausgabe nach den Grundſätzen von ber 
Vindikation ($ 347). 

Die Rüdleiftungsverpflichtungen find Zug um Zug zu erfüllen. 
Die e. non impleti contractus findet baher in berfelben Weiſe 
Anwendung, als ob es ſich um die Erfüllung eines gegenfeitigen Vers 
trag handelte ($$ 348, 320, 322). In ber Tat gründen ſich die 
Nüdleiftungspflichten auf das im Vertrage enthaltene Rüdgabever- 
Tprechen (anders $$ 818, 819). 

Das Rücktrittsrecht wird nicht dadurch außgefchloffen, daß der 
Gegenftand, den der Rüdtrittö berechtigte empfangen hatte, durch 
Zufall untergeht ($ 350, ein Satz, den das gemeine Recht nur im 
Falle der Wanbelungstlage anerkannte), der Berechtigte verliert das 
NRüdtrittörecht aber durh Handlungen, melde ihm bie Rüd- 
gemähr unmöglich machen, nämlid, 

a) burh verfhuldete mefentliche Verfchlechterung ober ver⸗ 
ſchuldete Unmöglichkeit der Rüdgemähr ($$ 351, 278), 

b) durch eine Verarbeitung oder Umbilbung ber Sache zu einer 
Sache anderer Art (88.352, 353), o h n e Rüdficht auf ein Verſchulden. 

Hat ber Berechtigte den Gegenftand ganz ober zu einem erheb- 
lichen Zeile veräußert ober mit dem Recht eines Dritten belaftet, 
ober ift das Necht eines Dritten durch Maßregeln ber Zwangsvoll⸗ 
firedung, ber Arreſtvollziehung ober durch den Konkursverwaller bes 
gründet worden, fo ift bamit an fich der Rücktritt nicht außgefchloffen, 
vielmehr hat ber Berechtigte die Sache zu befhaffen ober von dem 
Nechte des Dritten zu befreien. Das Rücktrittsrecht wird aber dann 
genommen, wenn der Dritte bie Unmöglichkeit oder mefentliche 
Verſchlechterung verfchulbet und wenn er fpezifiziert hat ($ 353). 
Der Verzug bes Nüdtrittöberechtigten in ber Rüdgemähr 
befugt ben andern zur Beftimmung einer Friſt. Die Ausübung des 
Rücktrittsrechts kann bon bornherein an eine Friſt gefnüpft fein. 
Der andere Zeil kann aber, wenn eine Frift nicht vereinbart ift, dem 
Berechtigten eine angemeffene Frift [een mit bem Erfolge, daß mit 
Ablauf der Friſt dag Nüdtrittsreht erlifcht (ugl. 88 354, 355). 

Das Rücktrittsrecht ift unverjähtbar und unteilbar ($ 356). 

Beſondere Grundfäge ftellt das BGB auf . 

1. für die Vermwirfungsflaufel ($$ 357, 358, 360 fiehe 
vorigen $); 

2. für ven Rüdtritt gegen Reugeld, d. h. gegen Hingabe einer 
Geldfumme, indem es bie Wirkfamteit bes Rücktritts bon ber 
vorherigen ober gleichzeitigen Bezahlung bed Reugelds abhängig 
macht ($ 359; fofortige Zurückweiſung ber bloßen Rüdtrittö« 
erflärung geboten); 
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3. für das Firgefhäft, indem es die Vermutung aufs 
ſtellt, daß die nicht rechtzeitige Leiſtung dem anderen Zeile bie 
Rücktrittsbefugnis gewähren folle ($ 361). Tritt der Richt: 
fäumige zurüd, jo braucht er nicht zu bemeifen, daß er fein 
Intereſſe mehr an ber Leiftung habe ($$ 286, 326). Befon=- 
deres gilt (nad) $ 376 HGB) für ben Handel s kauf mit 
der Eigenſchaft des Firgefhäftes, bei welchem das Rücktritis— 
recht nicht auf vermuteter Vereinbarung, ſondern auf Geſetz be— 
ruht. Der Anfprud auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
hängt in allen Fällen vom Verzuge bes Schuldners, bag Rüd- 
trittärecht nur bon ber Tatſache der Nichtleiftung ab ($$ 361, 
286, 285 BGB, 8 376 HGB). 

B. Das neue Recht gibt ein gefegliches Rücktrittsrecht in 
zahlreicheren Fällen als das bisherige Recht, und zwar auf Grund 
allgemeiner Beflimmungen. 

a) Der Verzug bed Schuldners gibt nad gemeinem Rechte 
dem Gläubiger nur bie Befugnis, die für ihn nicht mehr brauchbare 
Leiftung zurüdzumeifen. Diefen Sat enthält auch das neue Recht 
(8 286), nad} ihm wirft dieſes Zurückweiſungsrecht aber als Rüdtritt. 
Das neue Recht gewährt ferner bei gegenfeitigen Ver— 
trägen bem Nichtſäumigen ein Rüdtrittsrecht ($ 326). 

b) Das von ber Wirkung des Verzugs Gefagte gilt auch von ber 
teilmweifen vom Schuldner zu vertretenden Unmöglich— 
teit ber Leiftung ($ 280). ft die Unmöglichkeit der Erfüllung 
eines gegenfeitigen Vertrags verſchuldet, fo Hat der andere Zeil bie 
Wahl zwifchen einem Schabenserfaganfpruh und dem Nüdtrittß- 
recht ($ 325). 

Hierzu treten befonbere Vorfchriften: nach altem und neuem 
Rechte hat der Käufer einer fehlerhaften Gade ein 
Nüdtrittärecht ($ 467, das Recht ber Wandelung); wer die Hingabe 
eines Darlehns verfproden hat, kann wegen Verfchlechterung ber 
Vermögensverhältniffe des Darlehnsfuchers fein Verſprechen wider⸗ 
rufen ($ 610).') 

879. Der Einfluß des Konkurfes auf den Beftand der Verträge. 

Hierüber beftehen einzelne befonbere und einige allgemeine Be— 
ftimmungen. 


1. Die befonderen Vorfchriften haben ihren Grund in der 
Gigentümtiäteit einzelner Bertragsarten. Diefe 





Br Dal. —A die 88 634 ff. BGB. Ein Rügtrittsrecht geben auch 
88 Die 8 542 ff., 553 ff., 581, 605, 626 BGB geben ein 
Kü an gungsregt. 
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Eigentümlichteit macht das Yortbeftehen bes Verirags über bie Konz 
Yurzeröffnung hinaus unmöglich ober ziwediwibrig. Das Gefek fpricht 
deshalb die Aufhebung bes Vertrags auß. Died gilt 

1. vom Gefellfhaftsvertrage Nach römiſchem, ges 
meinem unb neuem Rechte ($ 728 BGB, 88 131°, 138, 161 
HGB) wird ber Geſellſchaftsvertrag ſowohl bei der gewöhnlichen 
Geſellſchaft als bei der offenen Hanbelagefellfchaft und der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft durch den Konkurs eines Geſellſchafters, die 
offene Handelsgeſellſchaft, die Kommanditgefellfchaft werben auch 
durch ben Konkurs der Gefelfhaft, die Attiengeſellſchaft, bie 
Kommandit-Attiengefelfchaft, die eingetragene Genofjenfchaft 
und bie Geſellſchaft mit beſchränkier Haftung nur durch ben 
Konkurs der Geſellſchaft aufgelöft ($$ 131°, 161, 292°, 330 
968, $ 101 Geſ. v. 1. Mai 1889; $ 60* Gef. v. 20. April 
1892);') 

2. vom Auftrag, dem Dienftvertrag, dem Werkvertrag, wenn ber 
Gemeinſchuldner Auftraggeber, Dienftberectigter, Beſteller ift 
und ber Vertrag das die Konkursmaſſe bildende Vermögen bes 
trifft (8 23 RO). 

II. Die allgemeinen Grunbfäge kommen zur Anwendung, 
menn für ben betreffenden Vertrag eine Sonberbeftimmung nicht 
befteht. Dabei ift zu unterfcheiden: 

1. Einfeitige Verträge werben durch den Konkurs bes einen 
oder andern Teils nicht berührt. ft der Gemeinfchulbner 
Gläubiger, jo wird fein Recht vom Ronturverwalter geltend 
gemacht; ift er Schuldner, fo macht der andere Zeil feinen An- 
ſpruch als Ausfonberungdberechtigter (3. B. mit der a. commo- 
dati) oder als Konfurägläubiger geltend; er behält aber feine 
Forderung, auch wenn er fie im Konkurſe nicht geltend macht. 
Dasfelbe gilt von ſolchen gegenfeitigen Verträgen, die ſchon von 
einem Zeile vollftändig erfüllt find. 

2. Hein gegenfeitiger Vertrag von beiben Zeilen noch 
nicht ober nicht vollftänbig erfüllt, fo ändert an dem beftehenven 
Rechtsverhältnis ber Konkurs an ſich nichts. Die dem Gemein- 
ſchuldner obliegende Verpflichtung unterliegt aber infolge des 
Konkurſes nicht mehr dem fonft beftehenben geſetzlichen Er— 
fülungszwange. Es ift deshalb durch $ 17 RD, der ben all» 
gemeinen Grundſatz außfpricht, dem Er meſſen des Kon- 
turspermalters überlaffen, den Vertrag an Stelle bes 


) Die Innung wird infolge Konkurſes traft Gefehes Fa en 
& 2 FE 26. Juli 1897) und Vereine verlieren bie Mechtsfähigteit 
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Gemeinfhulbners fo zu erfüllen, wie biefer felbft ihn hätte er= 

füllen müffen, ober die Erfüllung abzulehnen. 

Wählt der Verwalter bie Erfüllung, fo ift die von 
ihm zu machende Leiftung eine Maſſeſchuld (8 59° KO); natür= 
lich ift in biefem Fall auch der andere Kontrahent zur Erfüllung 
verpflichtet. 

Lehnt ber Verwalter die Erfüllung ab, fo wirkt 
diefe Ablehnung ebenfo, wie wenn der Gemeinfchulbner felbft 
die Vertragserfüllung verweigert hätte. Der andere Kontrahent 
tann alfo nicht Erfüllung verlangen. Er fann aa) vom Ver» 
trage zurüdtreten, wenn ihm ein folches Recht nad) Ver⸗ 
trag ober Geſetz auch fonft zugeftanden hätte. Hatte er bereits 
etwas geleiftet, fo kann er dies als Ausſonderungsberechtigter 
aurüdforbern, wenn es nit in das Eigentum bes Gemein- 
fchuldners übergegangen war; mar aber ber Eigentumsübergang 
eingetreten, fo fann jebenfall® bie Leiftung felbft nicht zurüd- 
geforbert, ſondern nur ein Anſpruch aus grundlofer Vereiche- 
rung nicht ber Maffe, fondern des Gemeinſchuldners, mithin 
nicht als Maffe-, fondern als Konkursforderung geltend gemacht 
merben. bb) Er kann Schadenserſatz wegen Nicht- 
erfüllung, aber gleihfalls nur als Konturägläubiger for= 
dern, denn der Schabe ift nicht durch die Weigerung bes Ver—⸗ 
walters, fonbern durch ben Gemeinfchulbner verurfaht. Daher 
tann ber anbere Kontrahent auch eine vom Gemeinfhulbner 
berfprochene Vertragaftrafe als Konkursgläubiger forbern, ba 
die Konkurseröffnung feine die Nichterfüllung entſchuldigende 
Xatfache ift (88 17, 26—28 RD, RG 21, 5; 26, 94; 35, 28). 
Der allgemeine Grundfa (Wahlrecht des Verwalters) 

erleidet folgende Yusnahmen: 

a) Aus Firgefhäften auf Lieferung bon Waren, bie einen 
Markt oder Börfenpreis haben, kann nicht Erfüllung, fondern nur 
Schabenzerfag wegen Nichterfüllung verlangt werben, daher hat hier 
der Verwalter fein Wahlrecht. Der Grund ift, daß bie rechtzeitige 
Erfüllung eines folden Gefhäftes im Konkurſe nicht möglich fein 
würde. Das Recht auf Erfüllung verwandelt fih baher ohne 
meiteres in einen Differenzanfprudg. Die Höhe biefes Anfpruches 
bemißt ſich nicht nach dem tatfächlich eingetretenen Schaben (fon= 
Irete Berechnung), fondern danach, was zu leiften fein würde, 
wenn ber Kontrahent des Gemeinfchulbners die Gelegenheit benupte, 
fi anderweit zu beden (abftrafte Berechnung). Schließt er 
jet ein neues (Dedungs-)Gefhäft mit Erfüllungszeit und Erfül- 
lungsort bes alten, fo hat er entweder mehr oder weniger zu leiften: 
muß er jeßt teurer faufen, fo verlangt er den Mehrbetrag als Kon- 
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kursgläubiger; kauft er jegt billiger, fo hat er den Minberbetrag an 
die Maffe zu leiften. 

b) Wiet- und Pachtverträge unterliegen bem allgemeinen 
Grundfage des $ 17 KO deshalb nicht, weil fie nicht durch Die Hin- 
gabe der Sache, fonbern nur durch die einen längeren Zeitraum hin= 
Durch dauernde Gewährung der Sache und durch fortlaufende Zins— 
zahlung erfüllt werben. 

aa) Iſt demnah vor der Konturseröffnung bie 
Sadeüberlaffen, fo ift ber Vertrag bamit noch nicht für bie 
ganze Vertragsdauer erfüllt. Die Yolge ift, daß, wenn nachher ber 
Mieter over Pächter in Konkurs gerät, beiden Zeilen bie Mög- 
Tichteit gewährt werben muß, ben Vertrag fobald als möglich zu 
löſen. Daher kann hier, falls nicht eine kürzere Friſt bebungen ift, 
ſowohl der Vermieter als der Verwalter unter Wahrung ber gejeh- 
lien Frift ($ 565 BGB) kündigen. Wenn ber Verwalter fünbigt, 
To ſteht dem Vermieter das Recht zu, als Konkurägläubiger ben 
Schaden geltend zu machen, den die verfrühte Löfung des Vertrags 
verurſacht hat (88 19, 49 Nr. 2 KO). Künbigt ber Vermieter, fo 
ift er nicht fchabengerfaßpflichtig, weil feine Kündigung durch bie 
Konkurseröffnung gerechtfertigt ift. 

Gerät ber Vermieter oder Verpächter in Konkurs, fo bleibt 
ber Vertrag in Kraft!) Die vom Verwalter vorgenommene frei 
millige Veräußerung wirkt aber wie eine Zwangsverſteigerung ($ 21 
KO), der Erwerber kann alfo nad; neuem Rechte ($ 57 3w. V. Geſ. 
v. 24. März 1897) das Vertragsverhältnis zum erften Kündigungs- 
termin unter Wahrung der gefeßlichen Friſt ($ 565 BGB) tünbigen. 

bb) War die Sache nod nit überlaffen, und 
bricht über daß Vermögen bes Mieters ober Pächters Konkurs 
aus, fo kann der Vermieter zuzüdtreten, boraußgefeßt, daß er 
auf Verlangen bes Verwalter ſich fofort erklärt, ob er zurüdtreten 
mill. Unterläßt er dies, fo kommt ber allgemeine Grunbfat, alfo das 
Wahlrecht des Verwalter, zur Geltung, ebenfo wie bann, wenn bor 
der Übergabe der Vermieter in Konkurs gerät (88 20, 17 RD). 

Denn ber Mieter ober Pächter in Konkurs gerät, fo hat ber 
Vermieter wegen bes vor dem Konkurſe fällig geworbenen Zinfes 
eine gewöhnliche Konkursforberung, wegen biefer aber und wegen 
feiner anderen Forderungen aus bem Mietsver— 
hältnis (3. 8. auf Erftattung von Auslagen) ein Recht auf abges 
Tonberte Befriedigung aus den dem gefelichen Pfandrechte des Ver⸗ 
mieter8 unterliegenben Gegenftänben. Dieſes Recht kann vom Ver- 


) Vorherige Verfügung des Vermieter Über ben Zins unter Um— 
Ränden unmiehäm & al. 2). 
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pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks unbefchräntt vom 
Vermieter ober einem Werpächter anderer Gegenftänbe aber, ſoweit 
es fi um Zins handelt, nur für das letzte Jahr vor der Eröffnung 
des Verfahrens geltend gemacht werben, weil fonft ber Fall leicht ein⸗ 
treten Tann, daß wegen eines mehrere Jahre rüdftändigen Zinfes bie 
ganze Konkursmaſſe dem Abfonderungsrechte diefez einen Gläubiger 
unterläge. Wegen des infolge verfrühter Kündigung 
entftandbenen Schabenderfatanfpruds hat er das 
Recht auf abgefonderte Vefriebigung nicht (8 49 Nr. 2 RO). Der 
nad der Konfurderöffnung fällig gemorbene Zins ift Maffefchuld 
(8 59 Nr. 2 RD). 

ec) Dienftmietverträge bes Gemeinfhulbner mit Per- 
fonen, bie in feinem Haushalt, Wirtfchaftäbetrieb oder Erwerbs⸗ 
gefhäfte Dienſte Ieiften, können von jevem Zeile gefünbigt werben. 
Die Frift ift Die gefehliche oder bebungene, je nachbem biefe ober jene 
türzer ift ($ 22). Von dem durch bie Kündigung bes Vermalterd 
verurſachten Schabenzerfaganfprude gilt das, was unter bb bon 
dem Entſchädigungsanſpruche des Vermieterd gefagt iſt. Er ift 
nicht bevorrechtigt, dagegen ift der Anſpruch auf bie für das legte 
Jahr nor der Konkurseröffnung fällig geimorbenen Dienftbezüge 
bevorrechtigte Konfurdforberung, wegen der nad ber Konkurs— 
orbnung fälig werdenden Schuld ift er Maffeforberung (88 61, 
59? KO). 


Fünfter Abſchnitt: 


Die Sußjehte des Schuldverhältniſſes. 


$ 80. 1. Beftimmtgeit und Unbeftimmtheit des Subjelts. 


Der Auffaffung, die das römifche Recht von dem Wefen ber 
Obligation hatte, entfprach e8, daß grunbfäglich ein Schulbverhältnis 
nur zwifchen von vornherein beftimmten Perfonen beftehen Tonnte. 
Die Fälle, in denen fi} ber Gläubiger oder ber Schuldner ober beide 
durch ben Beſitz einer Sache beftimmten, in welchen bie Obligation 
alfo nicht mit beftimmten Subjetten verfnüpft war, bilbeten die Auß« 
nahme. Sole Fälle find 

a) bie Noralanfprüche, welche fi) gegen den Herrn eines bes 
ftimmten Sklaven oder Tieres richteten (noxa caput sequitur) 
unb von benen fich der Herr durch Hingabe bes Sklaven ober Tiered 
befreien fonnte (noxae deditio). Sie find dem BGB als folde 
unbelannt; 


Fünfter Abſchnitt: Die Subjelte des Schuldverhälmiſſes. 8 81. 221 


b) ferner die Fälle, in denen eine fog. actio in rem scripta 
gegeben wurde (f. oben ©. 39); 

c) bie mit ber servitus oneris ferendi verbundene Wieber- 
berftellungspflicht, welche dad BGB ($ 1021) ermeitert. 

Das deutſche Recht ift über dieſe Falle hinausgegangen, und 
ihm folgend hat das Heutige Recht den römifcherechtlihen Grundfaß 
dahin durchbrochen, daß eine Obligation entftehen kann, wenn bie 
Perſon des Gläubigers ober des Schuldners au nur beftimmbar 
iſt. Die Beftimmung erfolgt aud) hier regelmäßig durch den Beſitz 
einer Sache. Derartige Fälle find 

a) die Lehns- und Fideikommißſchulden, d. h. die mit dem Beſitz 
eines Fideikommiſſes oder Lehns verbundenen Schulden; 

b) die Bodmereiſchuld, fofern dem Empfänger ber verbobmeten 
Güter bei ber Annahme ihre Belaftung mit einer Bodmereiſchuld be= 
Tannt ift ($ 676 968). 

©) Inwieweit bie Neallaft, die Hnpothel und bie Grunbfchulb 
hierher gehören, wird im Sachenrecht erörtert werben. 

d) Jedenfalls aber kann nad) alten und neuem Rechte ($ 1105 
BGB) die Realberehtigung mit bem Vefih eines Grunbftüds 
berfnüpft werben. 

©) Der aus einem Inhaber⸗ oder Orberpapier Berechtigte bes 
ftimmt fi) durch den Beſitz des Papiers. 

Nicht Hierher gehört, daß Erwerber non Aktien zur Vollein- 
zahlung bes Attienbetrages verpflichtet fein können und daß bie Er- 
werber von Kuren zur Zahlung von Zubuße verpflichtet find. Denn 
in biefen und ähnlichen Fällen geht bie Pflicht nicht mit dem Beſitze 
ber Sache, fondern mit bem Eintritt in das Rechtsverhältnis ber Mit- 
gliedſchaft auf das neue Mitglied über. 


$ 81. II. Mehrheit von Subjelten. 


Das aus dem Schuldverhältnis entfpringende Recht kann 
mehreren Perfonen zuſtehen, die Pflicht mehreren Perſonen obliegen. 
Hierbei ift zu unterfcheiben: 

1. Es befteht eine gemeinſchaftliche Berechtigung oder eine ges 
meinſchaftliche Verpflichtung. In diefem Falle können die mehreren 
Gläubiger ſei e3 das Ganze ober einen Zeil nur gemeinſchaftlich ein= 
forbern, es kann mit befreienber Wirkung für den Schuldner nur an 
alle Gläubiger zufammen geleiftet werben. Das römifche Recht er- 
tannte eine gemeinfchaftliche Berechtigung bei unteilbaren Forde⸗ 
rungen nur infofern an, als ber Schulbner an einen ber Gläubiger 
nur dann zu leiften brauchte, wenn biefer Sicherheit gegen noch⸗ 
maliges Erfüllungsbegehren ftellte. Das BGB hat eine gemeinfchafts 
liche Berechtigung anerkannt: 
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; 

b) menn ein teilbarer ober unteilbarer Anſpruch auf mehrere 
Erben übergeht ($ 2039); 

e) für Forderungen einer Geſellſchaft (88 709, 718); 

d) für Gefamtgutsforberungen nad Aufhebung ber Güter- 
gemeinſchaft bis zur Außeinanberfegung ($ 1472). 

In biefen Fällen befreit fih der Schuldner nur dadurch, daß 
er an alle Gläubiger zufammen leiſtet. Folglich ift er nur bann zu 
leiften verpflichtet, wenn alle Gläubiger forbern; e8 können alfo in 
biefen Fällen nur alle Gläubiger zufammen tagen, und fie bilden 
dann eine notwendige Streitgenofienfchaft ($ 62 ZPO). Das Gefeh 
gibt aber dem einzelnen Gläubiger die Befugnis, zu verlangen, daß 
ber Schuldner an alle Gläubiger leifte, ober bie gefchulbete Sache für 
alle hinterlege ober für alle in Verwahrung gebe. Auch das Recht. 
Sicherheitämaßregeln im Intereſſe aller zu ergreifen (3. B. Arreft 
ober einftroeilige Verfügung, Beweis zum emigen Gebächtniß zu bean= 
tragen), muß dem einzelnen (als ſog. Individualrechth ein- 
geräumt werben. Eine von einem Gläubiger ausgehende ober an 
einen Gläubiger gerichtete Kündigung ift feine Kündigung, bie von 
einem Gläubiger unterlaffene Annahme begründet feinen Annahme- 
verzug ($$ 432 Abſ. 2, 2033 Abſ. 2, 2049). 

Eine gemeinfchaftlihe Verpflihtung mar dem römifchen 
Rechte fremd, dagegen kam fie in beutfchen Partitularregten vor. 
Sie läßt ſich durchführen nur in ben Fällen, in melden bie Haftung 
der Schulbner eine auf beftimmte Vermögensobjekte beſchränkte ift. 
Das BGB hat fie nicht anerkannt (8$ 420, 431, 2058). 

2. Es befteht ein teilbares Schulbverhältnis. Ein Schuld- 
verhältnis ift nicht ſchon dann teilbar, wenn ber Gegenftand ber £eiftung 
eine (reelle oder ibeelle) Teilung zuläßt, fondern nur dann, wenn 
ber Zeil den feinem Berhältniffe zum Ganzen entſprechenden Wert 
für den Gläubiger bat (3. B. bei Duantitäten). Dies gilt für das 
alte und das neue Recht, dem eine Vegriffäbeftimmung ber Zeilbar- 
teit fehlt. Das römifche Recht hielt jedoch daran feft, daß bie auf 
bag dare einer inbibibuell beftimmten Sache gerichtete Obligation 
teilbar fei, wenn Die Sache auch nur eine ibeelle Teilung zuließ. 

Eine teilbare Forderung fann zum Zeil abgetreten werben, auch 
geht fie ohne weiteres in mehrere Forderungen außeinander, wenn fie 
mehreren Perfonen zufteht ober gegen mehrere Perfonen gerichtet ift 
(nomina sunt ipso jure divisa, $ 420 BGB), nad römiſchem, 
nicht dagegen nad) neuem Recht ($ 2032), auch dann, wenn bie For—⸗ 
berung auf mehrere Erben übergeht. 

3. €3 ift ein Gefamtfhuldverhältnis (Solivar- bzw. Korreal⸗ 
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obligation) vorhanden. Bei ihm find mehrere Schulpner zu derfelben 
Zeiftung in ber Weife verpflichtet oder mehrere Gläubiger auf diefelbe 
Zeiftung in ber Weife berechtigt, daß ber Gläubiger von jebem be— 
liebigen Schulbner die ganze Leiftung forbern oder ber Schuldner an 
jeben beliebigen Gläubiger bie ganze Leiftung bewirken fann, daß 
aber einmalige Leiftung alle Schulbner befreit ober bie Yorberungen 
aller Gläubiger tilgt. 

Das Gefamtfhulbverhältnis bildete nach römiſchem, älterem 
beutfchen und gemeinem Rechte die Ausnahme. Denn waren mehrere 
zu einer teilbaren Leiftung verpflichtet - ober auf eine teilbare 
Zeiftung berechtigt, fo beftandb ein teilbares Schuldver— 
hältnis, d. h. fo viele Zeilobligationen, als Gläubiger ober 
Schuldner vorhanden waren. Ein Gefamtfchulbverhältnis ent= 
fand bei ber Beteiligung mehrerer an einer unteilbaren Obli— 
gation, ferner in gewiſſen Fällen kraft Geſetzes auch bei teilbarer 
Obligation unb konnte in allen Fällen durch Willenserklärung be— 
gründet werben. Die Solidarhaftung mehrerer Schulbner wurde 
jeboch dadurch abgeſchwächt, daß zuerft Habrian (in ber fog. epistola 
divi Hadriani) mehreren Mitbürgen und AYuftinian in der Nov. 99 
andern Korrealfulbnern dag beneficiam divisionis, 
d. 5. das Recht einräumte, vom Gläubiger bie Verteilung der Schuld 
auf bie zahlungsfähigen Schuldner zu verlangen. Das moberne 
Recht begünftigt im Intereſſe bes Kredits das Gefamt- 
Thuldverhältnis. Zuerft führte die WO (Art. 81) die ſoli— 
darifche Haftung mehrerer Wechfelfchulbner ein, ohne das benef. 
divisionis zu befeitigen. Das HGB ging weiter. Denn es ſprach 
den allgemeinen Grunbfag der Solidarhaftung aus Handels— 
gefhäften aus, verfagte aber die Einrebe der Teilung (Artt. 280, 
231). Derfelde Grundfag war von modernen Partikularrechten 
(3. 8. $424 1 5 preuß. Landr.) aufgeftellt worben, und bag BGB ift 
diefer Rechtsentwicklung gefolgt: auch nad; ihm entfteht bei der Ver- 
pflichtung mehrerer zu einer unteilbaren Leiftung in jebem 
Falle ein Gefamtjhulbverhältnis, gleichviel aus welchem Rechts-⸗ 
grunde die Schuld Herborgeht ($ 431) und im Zweifel wird ein Ger 
famiſchuldverhältnis begründet, mern mehrere fi duch Vertrag 
zu einer teilbaren Leiſtung verpflichten ($ 427). Zugleich ift 
das benef. divisionis befeitigt morben ($ 421). Das neue HGB 
hatte infolgebeffen eine Wieberholung allgemeiner Säthe gleis 
Ken Inhalts nicht nötig. 

Im römifchen Rechte beftand innerhalb ber Golibarobligation 
ein Unterfhieb von bloß folidarifhen und Korreal- 
obligationen. Das gemeinfame Merimal jeber folidarifchen 
Haftung, daß die Verpflichtung oder Berechtigung auf einen und ben» 
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felben Leiftungsgegenftand gerichtet ift und baher Durch Leiftung aufs 
gehoben wird, beftanb bei beiden Arten. Aber während die Solidar— 
obligation ſchlechthin To viele einzelne getrennte Verpflichtungen 
ober Berechtigungen enthielt, als verpflichtete oder berechtigte Per- 
fonen vorhanden waren, beftand die Korrealobligation in ber Ber= 
bundenheit ber mehreren Berechtigungen und Haftungen zu dem 
Ganzen einer einzigen Obligation (una obligatio unus con- 
tractus). Die Folge davon ift, daß Tatſachen, welche auf den Be— 
ftand der Obligation wirkten, im Yale der Solibarobligation nur 
das zwifchen denjenigen Perfonen, unter welchen jene Tatſache ein- 
getreten war, beftehende Verpflichtungsverhältnis, im Falle der Kor— 
tealobligation aber die eine Obligation ergriffen und baher für 
ober gegen alle Beteiligten wirkten. Daher befreite 3. 8. ber Schuld- 
erlaß nur denjenigen Solidarſchuldner, dem er beivilligt wurde, aber 
alle Korrealſchuldner. Die bloße Solidarſchuld ift bie natürliche 
Folge der Tatſache, welche für mehrere ein Aecht ober eine Schuld 
begrünbet, die Korrealobligation dagegen das künſtliche Erzeugnis 
menſchlichen Willens. Daher entfteht eine Korrealſchuld nur durch 
Vertrag ober letztwillige Verfügung. 

Die römifche Lehre ging in das gemeine Recht über, Yuftinian 
hatte aber die wichtige Änderung getroffen, ba bie Litisfonteftation 
awifchen bem Gläubiger und einem Korrealſchuldner nicht mehr das 
Klagerecht gegen die andern aufhob (fonfumierte). Damit war ein 
für das römische Recht praftifch wichtiger Unterfchieb zwiſchen Soli— 
dar⸗ und Korrealobligation für das gemeine Recht weggefallen, und 
der Neigung, jene Unterfcheibung zwifchen Korrealität und Solidari— 
tät ganz abzulehnen und nur eine einzige Art von Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis anzuerkennen, ift ba? BGB ($$ 421432) gefolgt, das 
neue Recht fennt alfo nit mehr eine Solidar⸗ und eine 
Korrealobligation, fonbern nur ein Gefamtfhuldper- 
hältnis. 

Dieſes Geſamtſchuldverhältnis begründet ſo viele Verpflichtungen 
ober Forderungen als Schuldner ober Gläubiger vorhanden find. 


A. Mehrheit von Schuldnern (yaſſtves Gefamifchuld- 
verhälfnis). 

1. Ein foldes entfteht entweber durch Rechtsgeſchäft (Vertrag 
ober legimillige Verfügung) ober Durch Gefep. 

1. Die vertragsmäßige Verpflichtung mehrerer begrünbet im 
Zweifel eine Geſamtſchuld, auch wenn bie Leiftung teilbar ift. 
Das Geſetz geht bavon aus, daß hier die Gefamtfhuld gewolit 
fei; daß fie nicht gewollt fei, fann aus dem Wortlaute des Vertrags 
ober auß ben Umftänben folgen ($ 427). Die vertraggmäßige Ver- 
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pflichtung mehrerer zu einer unteilbaren Leiftung dagegen hat 
mit Rechtsnotwendigkeit eine Geſamtſchulb zur Foige 
(831). 

Es ift nicht notwendig, daß ber Vertrag von allen gleichzeitig 
geſchloſſen wird. Ya es kann bie folibarifche Haftung durch mehrere 
notwendig fufgeffive Afte begründet werben, wie bie Haftung ber 
mehreren Indoſſanten eines und beöfelben Wechſels (Arti. 14, 49, 
32 WO). 

2. Kraft Geſetzes haften folivarifch die mehreren Mittäter einer 
unerlaubten Handlung ober anderen Pflichtverlegung ($$ 840, 42, 
53, 86 BGB) ſowie in zahlreichen Fällen die mehreren Schuldner, bie 
durch ein gemeinfames Vermögensintereffe verbunden find ($$ 1388, 
1480, 1530 [Eheleute], 2058 [Haftung der Erben für die Nachlaß⸗ 
ſchulden]). Hierher gehört die ſolidariſche Haftung der Mitglieder 
don Handelägefellfhaften und ber eingetragenen Genofienfchaften für 
alle Arten gemeinſchaftlicher Schulden. 

In allen Fällen einer Geſamtſchuld kann der Gläubiger von 
jedem Scäulbner einen Zeil oder das Ganze forbern, und ber in 
Anfpruch genommene Schuldner kann den Gläubiger weber an einen 
Mitſchuldner noch auf eine Teilung verweifen. Denn jeder Schulbner 
haftet auf das Ganze. Daher bleiben alle Schulbner verpflichtet, bis 
die Leiftung vollſtändig bewirkt ift. 

Die Leiftungbefreitalle, gleichviel, ob fie von einem 
einzigen Schulbner oder von mehreren oder bon allen bewirkt wird. 
Der Leiftung ſelbſt ftehen in ihren Wirkungen diejenigen Rechtshand⸗ 
lungen glei, melde die Befriedigung bes Gläubigerd be— 
miren, d. h. bie Leiftung an Erfüllungs Statt, bie Hinterlegung und 
die Aufrechnung mit einer Forderung, die allen Schulbnern zufteht 
($ 422), denn in biefem alle bezahlen bie Schuldner mit ihrer 
eigenen Forberung. Wirb ber Gläubiger befriebigt, fo ift das 
Säulbverhältnis und damit jede einzelne Shulbver- 
pflihtung aufgehoben. Kommt ber Gläubiger gegenüber einem 
Schuldner in Verzug, fo fommt er gegenüber allen in Verzug, denn 
eine Forderung gebt auf die eine, allen obliegenbe Leiftung 
(8 424). Der Erlaß wirkt nicht mie bie Vefriebigung des Gläu— 
bigers, benn er ift ber Verzicht auf die Befriedigung. Daher fleht e8 
im Belieben des Gläubiger, durch den Erlaß die Forderung 
aufzugeben oder nur einen einzelnen Schulbner gu befreien 
(8 423). Welche von biefen beiden Wirkungen ber Gläubiger beab- 
Tichtigt, iſt Tatfrage. 

Andere Tatſachen haben im Zweifel nur ſubjektive 
Wirkung, d. h. fie ergreifen nur eine ber getrennten Forde— 
zungen, auch wenn bie Wirkung in ber Aufhebung dieſer Forderung 
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befteht. Daher wird durch Kündigung gegenüber einem Schuldner 
nur deſſen Schuld fällig, der Verzug eines Schuldners äußert nur 
gegen biefen nachteilige Wirkungen, Unmöglichkeit ber Leiftung hebt 
bie Schuld nur besjenigen auf, deſſen Leiftung unmöglich geworben 
ift, Verjährung gibt nur dem Schuldner eine Eintebe, zu beflen 
Sunften fie eingetreten ift, die Vereinigung von Forberung und 
Schuld in der Perfon eines Schulbner befeitigt nur feine Verpflich- 
tung, und bie Rechtskraft des Urteil wirkt nur unter den Prozeß» 
parteien ($ 425). 

II. Welches Nechtsverhältnis unter den Gefamtfhuldnern 
ſelbſt befteht, ift für ihre Stellung nad} außen, b. i. dem Gläubiger 
gegenüber, ohne Belang. Dagegen mar dieſes innere Verhältnis nad 
zömifchem Rechte für bie Frage nach der Ausgleichung des Geleifteten 
unter den Schuldnern (dem Regre$) aus bem Grunde entfcheibend, 
weil dem Schulbner, ber geleiftet, ein Anfprud auf Erftattung gegen 
feine Mitſchuldner nur dann zuſtand, wenn das unter ihnen bes 
ftegenbe Rechtäverhältnis (3. 8. ein Gefellinaftsverhältnis) einen 
derartigen Anſpruch (3. B. bie a. pro socio) begrünbete. Das BGB 
dagegen gibt ben Gefamtfhulbnern ein gefeglihes Regreß— 
recht und nimmt für das Verhältnis der Schuldner untereinander 
Haftung zu gleihen Anteilenan. Durch bie Leiftung erwirbt 
der Schuldner die getilgte Forderung und damit bie Befugnis, von 
feinen Mitfhuldnern Erftattung der auf fie entfallenden Zeile zu 
verlangen ($ 426). Das Regreßrecht kann von ben Schulbnern aufs 
gehoben ober befchräntt werben. 


B. M it von Gl: aktives 6 Id- 
ehrheit von en, 25 Geſamtſchul 


1. Diefes Rechtsverhältnis kann durch Vertrag, Vermächtnis 
(8 2151) ober durch Geſetz entitehen. 

1. Der Vertrag muß nad; altem und neuem Rechte die Ab⸗ 
fiht, eine ſolidariſche Berechtigung zu begründen, unzweifelhaft kund⸗ 
geben, denn auch das BGB Hat troß der entfprechenben für Die paſſive 
Solidarobligation gegebenen Vorſchrift eine Beftimmung, nach wel⸗ 
her durch ein mehreren gegebenes Verſprechen eine ſolidariſche Ber 
rechtigung entftehe, nicht aufgenommen. 

2. Fälle gefeglicher Solidarberechtigung find dem römis 
ſchen Rechte nur wenige bekannt, und auch diefe find beftritten.‘) Nach 


)% Speringi in ben Jahrb. f. Dogmatif Bd. 24 6.128 ff. Dam- 
bitch: Breslauer Ynaug.-Differtation 1897. 
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neuem Rechte fteht unter Umfländen das Recht, die Vollziehung einer 
Auflage zu verlangen, mehreren folibarifch zu (6 525, 2194).*) 

Die aktive Solidarobligation konnte in den Fällen kraft Geſetzes 
eintretender Solibarberedtigung im bisherigen Rechte immer nur 
eine Korrealobligation fein. Daß BGB macht auch hier feinen 
Unterſchied, es lennt nur eine Art aktiven Geſamtſchuldverhält⸗ 
niffes. Da jedoch die Leiftung nur einmal geforbert werben 
ann, bewirken alle diejenigen Zatfachen, welche Befriedigung eines 
Gläubiger herbeiführen, bie Aufhebung des gefamten Rechtäverhält- 
niffes und damit ber einzelnen Yorberungen. 

Das gemeinrehtlihe Präpbentionsprinzip, d. h. bie 
Feſtlegung ber Forberung in demjenigen Gläubiger, welcher zuerft 
Klage erhebt, eine Folge der für diefen Fall von Yuftinian nicht 
befeitigten Tonfumierenden Wirtung der Litisfonteftation, ift im 
neuen Rechte dem Grunbfage gemwichen, daß jeder Gläubiger vor Be— 
einträchtigungen feines Rechts durch einen andern Mitgläubiger ge— 
ſichert fein fol. Daher fteht e8 dem Schulbner auch dann noch frei, 
an einen beliebigen Gläubiger zu leiften, wenn ſchon ein Gläubiger 
Klage erhoben hat ($ 428), und grundſätzlich haben diejenigen Recht3- 
vorgänge, welche nicht Vefriebigung wirken, auf die Rechte ber Mit- 
gläubiger feinen Einfluß, folglich hat auch die Abtretung ber Rechte 
durh einen Gläubiger nur bie Wirkung, daß ber Zeffionar an 
Stelle des Zebenten in das Gefamtgläubigerverhältnig eintritt, nicht 
die, daß fie den andern Gläubigern die Forderung entzöge. Doc 
wirft zugunften des Schulbners ber Verzug eines Gläubiger zum 
Nachteil der andern, weil der Schulbner nur zum Angebot an einen 
Gläubiger verpflichtet ift; und die Vereinigung bon Forderungen und 
Schuld bewirkt hier die Aufhebung aller fyorberungen, weil bem 
Schuldner das Recht gewahrt bleiben muß, benjenigen Gläubiger als 
Leiftungsempfänger zu mwählen, in beffen Perfon die Vereinigung 
eingetreten ift ($ 429). 

II. Auch bier wirb die Stellung des Schuldners durch das 
unter den Glänbigern beftchende Rechtsverhäitnis nicht berührt. 
In biefem inneren Verhältnis aber find bie Gläubiger, fofern nichts 
anderes bejtimmt ift, zu gleichen Anteilen berechtigt ($ 430). Die 
Empfangnahme der ganzen Leiftung durch einen ber Gläubiger ent- 
hält daher eine Gefhäftsbeforgung für die andern Gläubiger, 
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III. Wechſel des Subjelts. 
A. Die Übertragung der Forderung. 


$ 82. Die Zeifion oder Abtretung. 


I. Geſchichte. Da das römifche Necht in der Obligation ein den 
Gläubiger mit dem Schulbner verbindenbes, unlösbares juris vin- 
culum fah, mar eine Übertragung ber orberung auf einen anbern 
Gläubiger nicht möglih. Um ben Zweck ber Übertragung zu er 
reichen, bedurfte es vielmehr der Aufhebung der alten und ber Be— 
grünbung einer neuen Forderung mit bem Inhalte ber alten. Hierzu 
mar bie Mitwirkung des Schuldners in Geſtalt einer Gtipulation 
der Leiftung an ben neuen Gläubiger, d. i. eine Nobation er— 
forderlih. Nach der Einführung bes Formularprozeſſes erreichte 
man jenes Biel in der Weife, daß man den Erwerber bevollmächtigte, 
die Forberung im Wege bes Prozeſſes einzuziehen, und ihm ge— 
ſtattete, das Eingezogene für fi zu behalten. Diefer Rechtsvorgang 
mar ein Mandatund unterlag alfo dem Widerruf und der Gefahr 
einer Entfräftung durch den Tod des Mandanten. Hatte der Pros 
turator „in rem suam‘ aber. bie Stlage erhoben unb mit bem 
Schuldner litem fonteftiert, fo hatte er ba dominium litis er= 
morben, d. h. es mar bie prozefjualifche Novation eingetreten, welche 
das bisherige Forderungsrecht aufhob und an feine Stelle die Ver- 
pflichtung des Schulbnerz feßte, das, wozu er verurteilt würde, an 
den Kläger, d. h. den Vectreier zu leiften. Daher die intentio for- 
mulae den urfprünglicien Gläubiger als ben Berechtigten bezeichnete, 
mährend bie condemnatio auf den Namen bes Profuratord Tautete. 
Man ſprach deshalb von mandare, delegare actionem, und 
gab ben Gebanten ber Unübertragbarfeit ber Forderung auch dann 
nicht auf, ald man in ber weiteren Entwicklung des römifchen Rechts 
dem Ermwerber ber Forderung eine utilisactio gewährte. Denn 
gerabe diefes Ausfunftsmittel bewies, daß ber bisherige Gläubiger, 
der Zebent, Gläubiger blieb. 

Nach deutſchem Rechte, nach welchem urfprünglich zur Wirkfam- 
teit der Zeffion die Einwilligung des Schuldners gehörte, bes 
wirkt bie Zeffion eine Sondernadfolge in die Forberung.?) 
In ber neueren Doltrin hat dann zwar die Mandalstheorie bed 
römiſchen Recht? noch einige Vertreter gefunden,?) fie ift inbeffen 
ſowohl im gemeinen Recht als in den modernen Gefeßgebungen der 
Sutzeffionstheorie gewichen. Diefe erblidt in ber Forde—⸗ 


) Stobbe III $ 177. 
9 Müblenbrud, Puchta, v. Bangerom. 
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rung einen felbftändigen Vermögensgegenſtand, ber auch ohne Ders 
törperung in einem Papiere gleich einer Sache übertragen werben 
tann. Nach ihr hört der Zebent auf, Gläubiger zu fein, und ber 
Zeffionar tritt als „neuer Gläubiger an die Gtelle des bisherigen 
Släubigers“. Mit diefen Worten beiennt $ 398 BGB fich gleichfalls 
zur Sufzeffionstheorie. 

II. Der Übertragungsalt. Die Übertragung einer Forderung 
kann gefchehen: 

1. durch Vertrag bes biöherigen und bes neuen Gläubiger (frei= 
millige Zejfion; Zeffion im engern Sinne); 

2. durch Geſetz (geſetzliche Zeffion); 

3. durch richterliche Verfügung. 

1. Die freiwillige Zeſſion. Zu unterſcheiden ift der Zeſſions⸗ 
grund und ber Zeffions akt. Jener ift das Rechtsverhälinis, ba 
ben bisherigen Gläubiger bejlimmt, feine Forderung zu übertragen, 
biefer bie Willenserklärung, welche bie Übertragung ausſpricht. Wie 
bei ber Übertragung des Eigentums einer Sache, fo kann bei ber 
Übertragung einer Forderung ber Zeffionsgrund fo mannigfaltig 
fein, wie das zu einer Veräußerung beftimmende Rechtsverhält- 
nis nur überhaupt fein kann (Kauf, Schentung, Hingabe an Zah- 
lungs Statt, fogar Auftrag, Vollmacht, Dienftvertrag), der Zeſ⸗ 
ſionsakt aber ift in jedem Falle die Veräußerung felbft, d. 5. 
ein auch in biefer Beziehung der Tradition körperlicher Sachen glei= 
Gender abftratter dinglicher Vertrag. Mit dem Ab— 
ſchluſſe dieſes Vertrags, ber an eine Form nach gemeinem Recht 
überhaupt nicht und nach neuem Recht ($$ 1154, 1185, 1192) an 
die Schriftform ober die Grunbbudeintragung nur bann gebunden 
ift, wenn eine Hypothekenforderung ober eine Grundſchuld, ben 
Gegenftand der Abtretung bildet, ift der Zeſſionsakt auch dann 
vollendet, wenn eine Schuldurkunde vorhanden ift ($ 398, vgl. aber 
$ 410). Einer Mitwirkung de& Schulbners bebarf es nicht, auch bie 
ihm über die gefchehene Zeffion gegebene Nachricht gehört nicht zur 
Vollendung ber Zeffion ($ 398 Sat 2). Der Zebent ift verpflichtet, 
dem Zeffionar auf beffen Koften eine öffentlich beglaubigte Urkunde 
über Die Abtretung außzuftellen ($ 403). 

2. Eine geſetzliche (fingierte, notwendige) Zeſſion (cessio ne- 
cessaria) vollzieht fih, wenn die Forderung ohne Zutun bes Gläu- 
biger8, nur infolge Eintritt8 gewiſſer Vorausfegungen, auf einen 
anberen übergeht. Damit darf nicht der Fall verwechſelt werben, in 
welchem der Gläubiger zur Abtretung einer Forderung verpflichtet 
iſt. Denn in diefem Falle vollzieht fi der Übergang nicht von felbft, 
fondern durch bie vom Gläubiger abgegebene Erklärung. ft biefer 
aber zur Abtretungserklärung rechtäfräftig verurteilt, jo vollzieht 
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fi} ber Übergang nad; $ 894 ZPO mit beim Eintritt ber Rechtskraft 
von ſelbſt, alfo im Wege geſetzlicher Zeſſion. Andere Fälle eine ges 
ſetzlichen Forberungsübergangs enthalten die SS 268 Abſ. 3, 426, 
774, 1143, 1438, 1485, 1519 868.) $ 804 HG8. 

3. Durch richterliche Verfüguug erfolgt der Yorberungsüber- 
gang, indem das Vollftredungsgericht zum Zwecke der Zwangsvoll⸗ 
ftredung eine dem Schuldner gegen einen Dritten zuſtehende Gelb» 
forberung dem Gläubigeran Zahlungs Statt überweift. Dieſe 
Übermeifung hat die Wirfung einer Zeſſion ($ 835 ZPO). 

III. Gegenftand der Zeifion. Gegenftanb der Zeffton können 
nur Ansprüche auf Vermögenzleiftungen fein, daher alle For— 
derungsrechte und bie aus ber Verlegung dinglicher Rechte herbor- 
gegangenen (binglien) Anfprüche, 3. B. die rei vindicatio, nit 
aber das bingliche Recht felbft. Wbtretbar find auch die aus zivei= 
feitigen Verträgen entftehenden Anfprüde; übertragen wird aber 
auch Hier nur die Yorberung, nit das aus bem Vertrag ent⸗ 
fpringende Nechtsverhältnis. Daher bleibt ber Zebent zur Vertrags- 
erfüllung verpflichtet und der Schulbner berechtigt, die Befriedigung 
der abgetretenen Forderung bis zur Vornahme jener Gegenleiftung zu 
verweigern (RG 51, 170). 

Die Übertragung anderer Rechte ift nicht Zeffion im 
eigentlichen Sinne. Es finden auf bie Veräußerung eines ſolchen 
Rechts daher ($ 413) die über Forderungsabtretung aufgeftellten 
Grunbfäge nur entfprechende Anwendung. Damit ift nichts weiter 
gefagt, als daß bie Übertragung biefer Rechte nicht den Grund» 
fätzen vom Eigentumserwerb unterliegt. Es gehören hierher Patent» 
und Urheberrechte, ſowie Mitgliedſchaftsrechte. 

Unübertragbar find 

a) nad altem und neuem Rechte ($ 399) die Forderungen, 
welche an bie Perfon bes Berechtigten gefnüpft find, b. h. eine Ver- 
änberung ihres Inhalts erleiden würden, wenn bie Leiftung an eine 
anbere Perfon als an ben urfprünglichen Gläubiger gemacht mwürbe;?) 

b) nad altem (RG 31, 164) und neuem Rechie (8 399) For⸗ 
derungen, beren Abtretung durch Vereinbarung mit dem Schulbner 
ausgeſchloſſen ift; 

ec) nicht nad) altem (RG 4, 143), bagegen nach neuem Rechte 
(8 400) die Forderungen, welche ber Pfändung nicht unterworfen 
find ($ 850 ZBO).) 


)898 ‚Unfeliverfigerungsgefeh v. 6.6.84. $ 10 Gef. v. 15. 3. 8: 
?) Vgl. 88 38, 514, 613, 664, 717, 847, 1059, 1092, 1098, 1300, 1408, 

A es, 1623 BGB. 

©. aud) $ 6. R.-Beamten-Gef. v. 31.3. 73; 8 45 R.-Milttär-Gef. b. 
2.5.74; Art. 18 Gef. v. 22. 5. 93; 8 10 Geſ. Über eingefchriebene Hilfs⸗ 
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Eine nicht übertragbare Forderung Tann nicht gepfänbet werben 
(& S51_%6f. 1, vgl. jeboch Xbf. 2). 

IV. ®irkung der Zeffion. Die Forderung geht auf den 
Zeifionar in demjenigen Zuftand über, in welchem fie fi zur Zeit 
der Abtretung befand. Der Erwerber tritt daher nah altem mie 
neuem Recht ($$ 401, 404) in biejenigen Rechte bes Zebenten ein, 
melche biefem zur Sicherung der orberung eingeräumt maren 
(Pfanb-, Hypothelen⸗, Bürgſchaftsrechte), und in bie mit ber Forde⸗ 
tung für den Fall der Zwangsvollſtredung ober bes Konkurſes ver⸗ 
bunbenen Vorzugsrechte. Das fpätere römifche Necht (lex Ana- 
stasiana) befchränkte aber das Recht der Beitreibung, indem 
es bie Einforberung nur desjenigen Betrags geftattete, den ber 
Zeffionar für die Forberung als Staufpreis bezahlt hatte. Diefe 
Beſtimmung ift durch Partifulargefege und Art. 299 HGB befeitigt 
und vom BGB nicht aufgenommen morben. 

Der Forderung ſtehen auch in der Perfon bed Zeffionars bie- 
jenigen Einwendungen entgegen, welche dem Schulbner (dem debitor 
cessus) gegen ben Zebenten zuftanden ($ 404), und zwar nad) ge 
meinem Rechte diejenigen, die zur Zeit der Benachrichtigung von der 
Zeffion, nach neuem Rechte diejenigen, bie zur Zeit ber Abtretung bes 
grünbet waren. Zum Zwecke bes Schuged des guigläubigen Forde— 
rungserwerbers verfagt aber das BGB ($ 405) demjenigen Schulb- 
ner, ber über bie Schuld eine Urkunde außgeftellt hat, gegenüber 
dem Zeffionar den Einwand, bie Begründung ober Anerkennung des 
Schulbverhältniffes fei nur zum Schein erfolgt ober es fei ein 
pactum de non cedendo geſchloſſen. Diefer Einwand ift nu, 
dann geftattet, wenn ber Erwerber bei ber Abtretung ben Sachverhal 
tannte ober fennen mußte, ber Beweis ber mala fides ober groben 
Sahrläffigfeit aber liegt dem Schulbner ob. Der qutgläubige Erwerb 
einer beurfunbeten, fimulierien Forderung enthält demnach einen 
originären Rechtserwerb. 

Der Schuldner kann insbeſondere aufrecgnen mit Forderungen, 
die ihm gegen ben Zebenten zuftanden; nach gemeinem Rechte ge= 
nügte aud) hier Eriftenz der Gegenforberung zur Zeit der Benach⸗ 
richtigung. Damit flimmt das BGB inſofern überein, als es weder 
die Aufrechnung derjenigen Forderungen des Schuldners zuläßt, 
bei deren Erwerb diefer von ber Abtretung Kenntnis hatte, noch 
derjenigen, bie er zwar zu biefer Zeit ſchon hatte, bie aber erft nach 
Erlangung ber Kenntnis und fpäter als bie abgetretene Forderung 
fällig murben ($ 408). 


1a} en v. 7. 4. 76 und zahlreiche Beftimmungen ber Arbeiterberfiherungs- 
geiehe. 
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Der Schuldner Tann auch die Gültigkeit der Zeffion be= 
mängeln, aber er kann nicht einwenden, baß bie Zeffion eine ſimu— 
lierte fei. Denn auch die Scheingeffion enthält die bem Zeffionar er= 
teilte Vollmacht zur Eintlagung der Forderung ($ 117 Abf. 2, 
NG 53, 416). 

Da die Zeffion fih ohne Mitwirtung des Schuldners vollzieht, 
fo bleibt diefer in ber Lage, durch Rechtögefchäfte mit dem Zebenten 
bie Forderung zu ſchmälern ober aufzuheben. Nach römifchem Recht 
maren berartige Gefchäfte gültig, da der Zebent Gläubiger blieb. 
Wollte fi) der Zeffionar gegen dieſe Gefahr ſchützen, ſo mußte er den 
Schuldner von der Zeifion in Kenntnis ſetzen (denun- 
eiatio). Denn nad ber Benachrichtigung durfte der Schuldner 
den Zebenten nicht mehr als Gläubiger behandeln. Diefe Süße wur- 
den gemeined Recht, und das BGB gelangt zu weſentlich überein- 
flimmenden Sägen, aber nicht im Antereffe des Zeffionars, ſondern 
in dem des gutgläubigen Schuldners: es läßt Rechtsgeſchäfte, die 
der Schulbner ohne Wiffen von ber Zeffion mit dem Zebenten 
bornimmt (3. B. eine an ben Gläubiger geleiftete Zahlung), gegen 
den Zeffionar wirken, entzieht dem Schulbner aber den Schuß, 
menn er bon ber Zeffion Kenntnis bat. Die denunciatio als 
ſolche ift daher ihrer früheren Bedeutung entkleidet, es entfcheibet 
lebiglich die Kenntnis bes Schuldners, gleichviel, in welcher Weife 
und woher fie ihm geworben. Was von einem Rechtsgeſchäfte gilt, 
gilt auch von einem nach der Abtretung zwifchen Zebent und Schulb- 
ner anbängig gewordenen Rechtsſtreit (8 407), fo daß alfo 3. ®., 
wenn ber biöherige Gläubiger mit feiner Klage abgewiefen wird, auf 
der Zeffionar nichts fordern kann (vgl. $ 265 ZPO). Aus demfelben 
Grunde entſcheidet bei mehrmaliger Zeffion ber- 
Telben Forberung durch benfelben Zebenten über das Recht des 
Schuldners, an den Zebenten oder an ben erften oder einen fpäteren 
Zeffionar zu leiften, bie Kenntnis des Schuldners ($ 408). Es liegt 
alfo im Intereſſe des Zeffionars, den Schuldner von ber Zeſſion fo 
balb als möglich in Kenntnis zu fegen. Die Kenntnis muß eine 
figere fein, und das Kennenmüffen fteht hier dem Kennen nicht gleich. 
Zugunften bes Schuldners, d. h. mit der Wirkung, daß er fi auf 
die Zatfache der Zeffion berufen fann, ohne ben Zeffionar als ben 
neuen Gläubiger gelten laffen zu müffen, wirkt die vom Zebenten 
geſchehene Benachrichtigung ftets, bie vom Zeffionar ausgehende bann, 
wenn er bem Schulbner die vom Zebenten außgeftellte Zeſſions— 
urkunde vorlegt. Die Anzeige Tann zurüdgenommen merben bom 
— ſtets, vom Zebenten nur mit Zuſtimmung bes Zeſſionars 
( ). 

Den Berechtigungsnachweis (Legitimation) führt der Zeffionar 


Fünfter Abſchnitt: Das Cubjeft des Schuldverhältnifie. 8 83. 233 


dem Schuldner entweder durch eine fchriftliche Anzeige des Zebenten 
von ber geſchehenen Abtretung oder durch Vorlegung einer vom 
Zebenten außgeftellten Zejfionsurtunde (8 410). 

V. Verpflichtung des Zedenten. Nach altem und neuem 
Recht ift der Zebent dem Zeffionar zur Ausfunfterteilung und zur 
Herauägabe ber in feinem Beſitze befindlichen Wemeißmittel, nad 
neuem Recht auch zur Außftellung einer Zeffionsurfunbe verpflichtet 
(88 402, 403). 

Ob der Zedent dem Zeffionar für dag Dafein (nomen 
verum) ober auch für die Beitreibbarkeit ber abgetretenen 
Forderung (nomen bonum) haftet, entſcheidet fih nad; altem 
und neuem Rechte nad; dem ber Zeffion zugrunde liegenden Rechts— 
gefhäft: der Schenter haftet jegt wie früher nur für dolus und 
culpa lata ($$ 521, 523), der Verkäufer jegt wie früher für das 
Dafein der Forderung (8 437). 


$ 83. Das Indoffament?). 

Das Indoſſament ift bie dem Orderpapier eigentümliche Über- 
tragungsform. Die Orbertlaufel, d. i. bie ſchriftliche Er— 
tlärung bes Ausftellers, daß ber Schuldner zahlen folle an 
den Gläubiger ober denjenigen, ben biefer be= 
nennen mirb (aut cui ordinaverit), biente im 12. unb 
13. Jahrhundert zur Umgehung des vom germanifchen, insbeſondere 
auch vom langobarbifchen Recht aufgeftellten Verbotes gerichtlicher 
Stellvertretung und Forderungsabtretung. Die Klaufel enthielt da= 
ber urfprünglich nur ein Mandat zur Einziehung und Klageerhebung. 
Sie wurbe zu einem regelmäßigen Veftanbteile der Schulburkunden 
jener Zeit und blieb e3 auch, als jene Veranlaffung megfiel. Die Be— 
nennung des Mandatars gefhah anfangs in einer befonberen Voll- 
machtäurfunbe, Später auf dem Papiere ſelbſt. Dan nannte fie in 
Italien girata, weil fie den Umlauf (giro) des Papiers bewirkte, 
in Frankreich endossement, weil ber Vermerf auf den Rüden des 
Papiers gefegt wurbe.?) Wer das Papier in dieſer Form erlangte, 
murbe Eigentümer ber Urkunbe und Gläubiger bes Papieraußftellerz, 
gleichbiel, welches Rechtägefhäft dem Übertragungsafte zugrunde lag. 

Die Grunbfäe vom Indoffament find im mobernen Rechte 
vorzugsweiſe für das wichtigfte Drberpapier, ven Wechfel, aus— 
gebilbet morben und befinben fi in ben Artt. 9-17 WO für ben 
Wechſel und in ben 88 363—365 HGB für andere Orberpapiere. 


) &. darüber jept Grüi nhut: Wechſelrecht 1897. Bb. I ©. 87 ff., 
18 ft, II ©. 841%, 
eo gerfamibt: Univerfalgefhichte des Handelsrechts 1891. 
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Nah diefen Sägen ift das Inboffament eine auf den Wechfel 
a atlärung bon boppelter juriftifcher Bedeutung. Denn 
ie entbäl 


1. in Verbindung mit der Übergabe des Wechſels die Über- 
tragung bes Wechſels und macht den Wechfelnehmer (ben In— 
doffatar) zum Wechjelgläubiger (TZransportfunttion), 


2. die Übernahme einer Garantie für bie rechtzeitige Zahlung 
der Wechfelfumme und begründet demnach eine wechſelrechtliche Ver =- 
pflichtung bes Inboffanten (Garantiefunttion), 


In beiden Beziehungen ähnelt das Indoſſament einer Zeffion. 
Aber währenb die Iegtere ben Zeffionar zum Rechtenachfolger bed 
Zebenten macht, läßt das Indoſſament das Recht aus dem Papier 
in ber Perfon bes Indoſſatars bon neuem entftehen. Denn ber 
Schuldner der abgetretenen Forberung ift nur dem urfprünglihen 
Gläubiger verpflichtet, ein anderer Gläubiger kann alfo nur das 
Necht erwerben, das ber erſte Gläubiger hatte. Der Ausfteller eines 
Orberpapieres aber hat fi burch ben einfeitigen At der Kreation 
jebem gegenüber verpflichtet, der das Papier durch Indoſſament 
erwerben wird. Demnach leitetfein Recht der Zeſſio— 
nar bom Zebenten, ber Indoſſatar vom Aus— 
ftellerher. Folglich hat der Wechſelſchuldner nur diejenigen Ein- 
wenbungen gegen ben Indoſſatar, die 


a) einen Mangel des Kreaktionsakts rügen, 

b) aus bem Papiere jelbft Herborgehen, 

c) dem Schuldner gegen ben Indoſſatar unmittelbar zuftehen, 
d. 5. das Gläubigerrecht gerade dieſes Gläubiger betreffen (Art. 82 
WO, 8 364 HGB). 

Unter a fällt der Einwand mangelnder Wechfelfähigfeit, man- 
genden Vertragswillens, formeller Ungültigfeit der Wechfelerflärung, 
unter b 3. ®. bie noch nicht eingetretene Fälligfeit, unter c ber 
Erlaß, der Vergleich, Dad pactum de non petendo, jofern fie 
auf Erklärungen gerabe des jeßt forbernden Indoſſatars beruhen; 
ferner die Aufrechnung mit einer gegen dieſen Indoſſatar zuftehenben 
Begenforberung. Ausgeſchlofſen find alfo diejeni— 
gen Einmwenbungen, melde fi) auf bas fog. Dedungs— 
geſchäft, d. h. auf dasjenige Rechtsverhältnis gründen, welches 
zwiſchen dem Schuldner und bem urfprünglihen Gläubiger 
beftand. Demnad) ift biefer mie jeber folgende Wechjelgläubiger in 
der Lage, dem Schuldner durch ein Ynbofjament einen begründeten 
Einwand zu entziehen. Dem Schuldner fteht jedoch bie exceptio 
doli zu, wenn ber jeßt Zahlung forbernde Indoſſaiar die formale 
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Legitimation, melde ihm das Indoſſament gibt, nur zu dem Zwecke 
benugt, dem Schuldner Einwendungen abzufchneiben.t) 

Ob die Zeffion eine Regreßpflicht bed Zedenten über« 
haupt begründet, hängt von bem ihr zugrunde liegenden Rechts⸗ 
geſchäft ab (ſ. $ 91 V). Wenn danach eine Regrekpflicht befteht, fo 
ann fie Doch immer nur gegen ben unmittelbaren Bormann geltend 
gemadt werben. Das Anboffament eines Wechfels aber begründet 
eine felbftändige Garantiepfliht. Jedes Indoſſament ſchafft dem⸗ 
nad im Indoſſanten einen neuen Schuldner, und dieſe mehreren 
Schuldner haften dem legten Yndoffatar als Gefamtfhulbner. Die 
Folge ift, daß ber Berechtigte fih an jeden auf das Ganze halten, d. 5. 
in ber Reihe ber Indoſſanten Sprünge maden Tann (daher 
Sprungregreß, regressus per saltum). ber bie Hafs 
tung ber Indoſſanten ift eine [ubfidiäre, fie tritt nur dann 
ein, wenn ber Hauptverpflichtete, ber Akzeptant, nicht zahlt. Die 
Grunbfäße bes Wechſelrechts über ben Regreß finden jedoch auf bie 
andern Drberpapiere keine Anwendung ($ 365 HGB). Ob hier ein 
Regreßrecht befteht, entfcheidet ſich demnach aus dem Begebungs⸗ 
geſchäft Galutenverhältnis), d. i. dem Rechtsgeſchäfte, das ber 
Übertragung des Papiers zugrunde lag. 

Die Negrekpflicht hängt in allen Fällen davon ab, daß bie 
Zahlung beim Hauptverpflichteten vergeblich gefucht worden ift, die 
Wechfelregreßpflicgt aber noch davon, daß biefer Verſuch Durch eine 
öffentliche Urkunde (den Brote ft) feftgeftellt ift. 

Das Indoſſament unterſcheidet fi von ber Zeifion aber auch 
durch die Form. Die Zeifion ift an feine Form gebunden ($ 398 
BGB), das Andoffament kann nur auf dem Papier erflärt werben, 
das Vollindoffament Hinten oder vorn, das Blankoindoſſament nur 
auf dem Rüden.?) 

Das Bollindoffament nennt den Andoffatar,’) das 
Blankoindoſſament nenntihnnidt. Wer auf Grund Blanto- 
inboffament3 erwirbt, kann dieſes durch Hineinfegung eines Namens 
ausfüllen, und ba er hierzu jederzeit in der Lage ift, ohne vorherige 
Ausfülung lagen, er kann aber den Wechjel ohne Ausfüllung 
weiterbegeben, alfo burd bloße Übergabe. Der Erwerber 
erlangt den Wechfel gleihmohl durch das (Blanko⸗) Indoſſament. 


) So bie herrfe ne Anfiht (RG 57, 65) gegen Staub u. a. 
mi hie e. Sei Tan —F — wenn ber Indoffatar die einwand⸗ 
begrünbenben Tai Id Beim tiverbe bed W fennt. 
% 9 Weil es mit andern Wechſelerklärungen verwechſelt werben 
fönnte, 
„Für mi an Herrn Schmidt.“ 
> ich an Hei 2 a 
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Legitimiert ala Wechfelgläubiger ift nur derjenige, auf den eine un= 
unterbrodhene Kette von Indoſſamenten binabreiht (Art. 36 WO). 
Iſt der Wechfel durch Blankogito begeben worden, fo gilt deshalb ber 
gegenwärtige Inhaber als unmittelbarer Nachmann beffen, der das 
Blankoindoſſament unterfchrieben. Denn bie Unterfchrift des Indoſ— 
fanten darf auch bei biefem Inboffament nicht fehlen, 

Wie bei ber Zeffion, fo ift beim Indoſſament bag ver Übertragung zus 
grunde liegende Geſchäft (Balutagefchäft) für den Schuldner gleich- 
gültig. Beide Rechtsalie können Daher dem Zived eine bloßen Auftrags 
dienen, unb zwar a) indem ber Indoſſatar durch das Indoſſament 
elbft („zur Profura“, „zur Einfaffierung”) zum Bevollmäch-— 
tigten bes Indoſſanien beftellt wird (Profuraindoffament); ber 
Profurainboffatar hat daher die Rechte eines Indoſſatars als 
fremde Rechte, folglich Tann er nur wieder per procura meiter= 
inboffieren (Axt. 17), und ein gleichwohl unbefchränttes Giro ift in 
Wahrheit nur ein profuratorifches; ober b) indem ein Eigentums= 
(gemöhnliches) Indoſſament auf den W. geſetzt, alfo dag Auf= 
tnag8 verhältnis nicht erfennbar gemacht mirb (fiduziariſches, 
Intaffoindoffament). Ein folder Indoſſatar Hat gegenüber Dritten 
die aus dem Indoſſament folgenden Rechte als eigene. 

Das Recht auß dem Drberpapier kann auch durch Zeffion über- 
tragen und ber Wechfel durch bie Worte: „nicht an Orber“ ober 
durch einen gleichbedeutenden Ausdrud zu einem Rektapapiere (Rekta= 
wechſel) gemacht werben, das nur burch Zeffion übertragen werben 
tann. Daher hat das Indoſſament eines ſolchen Wechfels teine 
mechfelrechtliche, fonbern nur zivilrechtliche Wirkung, d. h. es ift 
Zeffion. Wie eine Zeffion wirkt ferner dag Nahinboffament 
eines vom lebten Wechſelinhaber proteftierten Wechſels. Ein folder 
Wechfel ift fein umlaufsfähiges Papier mehr, daher Tann buch 
Weiterbegebung ein neues Wechſelrecht nicht mehr entftehen, fonbern 
nur bad Net, dad dem legten Inhaber gegen Haupt unb 
Regreßſchuldner gegeben ift, übergehen. Das gleichwohl auf den 
Wechfel gefehte Indoſſament überträgt deshalb nur dieſe Rechte (Art. 
16 Abf. 2 WO). 


B. 8 84. Die Ehuldübernahme. 


1. Geſchichtliches. Das römifche Recht ließ wie den Übergang 
der Forderung, fo ben Übergang der Schuld nur im Wege ber Nova— 
tion, d. 5. der Aufhebung ber alten unter gleichzeitiger Begründung 
einer neuen Obligation mit dem Inhalte der alten, zu. Doch konnte 
durch Vertrag mit dem Gläubiger ein zweiter Schuldner neben den 
erften treten. 

Das beutfche Recht lie eine Übernahme ber Schuld unter Wah— 
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rung ber Identität der Schuld zu. Insbeſondere fand ein ſolcher 
Übergang dann ftatt, wenn ein einzelner Vermögenzgegenftand oder 
ein ganzes Vermögen, aus welchem bie Mittel zur Xilgung ber 
Schuld genommen werben follten, feinen Herrn wechſelie. Vom 
gemeinen Rechte wurde zwar das Rechtsinftitut der Novation über- 
nommen, baneben aber die deutſchrechiliche Auffaſſung einer Rechts⸗ 
nachfolge in die Schuld gewohnheitsrechtlich zu einem allerdings viel⸗ 
umftrittenen Rechtsinſtitut ausgebildet.) Das BGB behandelt das 
Inſtitut der Nobation nicht, indem es ben Kontrahenten überläßt, 
ihrem Vertrage novierende Wirkung beizulegen, dagegen behandelt e8 
ala Schulbübernahme in $$ 414 bis 419 die Sondbernadhfolge 
in die Schuld. 

II. Begriff. Von der Schuldübernahme verſchieden iſt tie 
Übernahme der Erfüllung einer fremden Verbinblichfeit ($ 329). 
Diefes Rechtsgeſchäft wirkt nur unter ben Parteien und änbert auch 
unter ihnen nichts an dem Beftande der Shuld. Schuldüber-— 
nahme ift das Eintreten in bie Verpflichtung eines andern. Der 
Eintritt ſetzt entweder neben ben erften Schulbner einen zweiten 
(tumulative Schulbübernahme) ober an bie Stelle bed biß- 
herigen Schulbners einen andern (prinatine Schulbübernahme). 

Die kumulative Schulbübernahme führt zu einem Gefamt- 
ſchuldverhältnis. Sie geſchieht gewöhnlich durch Übernahme jelbft- 
ſchuldneriſcher Bürgſchaft und unterliegt dann der Schriftform 
(& 773 Nr. 1, $ 766). Sie kann aber ohne Bürgfcaftsabficht ger 
ſchehen (RG 59, 232) und ift dann formfrei. In beiden Fällen be 
darf es eine Vertrags zwifchen bem zweiten Schulbner und dem 
Gläubiger. 

Sie kann aber auch) gefchehen durch einen Vertrag zwiſchen bem 
erften und dem zmeiten Schulbner, wenn biefe ein unmittelbares 
Forderungsrecht des Gläubiger gegen ben zweiten Schuldner ſchaffen 
mollen ($$ 328, 329). 

Das moderne Recht Inüpft endlich die Wirkung einer kumu— 
lativen Schulbübernahme in Ausführung bes beutfchrechtlichen Ge— 
dantens, daß die Schulden an dem Vermögen haften, das urſprüng⸗ 
lid} der Befriedigung der Gläubiger dienen follte, an gewiſſe Ber- 
träge, durch melche ber eine Zeil bag Vermögen bes anbern 
übernimmt, ohne dabei die Übernahme der Schulben beſonders zum 
Ausdrud zu bringen. Diefe Folge tritt nämlich ein, 

a) wenn jemand ſchlechthin das Vermögen eines andern durch 


858.) Bol. inäbefondere Delbrüd: ie Eiernaime ftember Schulben. 

Dernbura: Panb. IT $ 53. Stobbe: Deutſches Privat 

Pr m 8 181. Bähr: in den gefammelten Abhandlungen I 52 ff. 
Unger: Schulbübernahme 1889. 
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Vertrag übernimmt (8 419); er haftet den Gläubigern ſelbſt dann, 
wenn im Vertrage biefe Haftung beſchränkt ober ausgeſchloſſen wird. 

b) wenn jemand unter Lebenden das Handelsgeſchäft eines 
andern übernimmt unb unter der bisherigen Firma fort= 
führt (8 25 HGB). An jenem falle wird ber Übernehmer aus 
allen, in biefem auß ben im Betriebe des Handels— 
geſchäfts begründeten Verbindlichteiten des Veräußerers haft- 
bar. Ein Übergang der Schulden findet zwar auch dann ftatt, wenn 
der Erwerber eines Hanbelsgefchäfts bie bisherige Firma nicht fort= 
führt, doch iſt ber Übergang Hier nicht an bie Tatſache der Fort— 
führung des Geſchäfts, fondern an einen die Schuldübernahme 
beiwirfenben Verpflichtungsgrund gebunden, und als folder gilt, biß- 
beriger Auffaffung entſprechend, bie in handelsüblicher Weife ge— 
ſchehende Bekanntmachung ber Shulden- (nicht der bloßen Ge— 
ſchäfts⸗) Übernahme durch den Erwerber. 

Die Haftung ift bei Übernahme eines ganzen Vermögens eine 
auf deſſen Beſtand befchräntte, bei Fortführung einer Firma eine un⸗ 
beſchränkte. 

Der Veräußerer bleibt verpflichtet. Bei Übernahme eines Han— 
delsgeſchäfts tritt aber zugunſten des Veräußerers, ſofern nicht nach 
den allgemeinen Vorſchriften eine kürzere Verjährungsfriſt beſteht, 
eine Verjährung von fünf Jahren ein ($ 26 HGB). 

Wer in eine beftehende offene Handelsgeſellſchaft 
oder Kommanbditgefellfchaft eintritt, übernimmt bie vor 
feinem Eintritte begründeten Verbindlichleiten der Geſellſchaft, aber 
aud) berjenige, der in das Gefchäft eines Einzgeltaufmanns 
als perfünlich Haftender Gefellfhafter oder als Rommanbitift eintritt, 
übernimmt bie im Betriebe bes Gefchäfts bisher entftandenen 
Schulden. 

IV. Die privative Schuldübernahme!) kann fein die Folge 

1. eines vom Übernehmer mit dem Gläubiger geſchloffenen 
Vertrags; dieſer Vertrag — Erpromiffion ohne Nobations- 
mirfung — kann ohne Zuziehung, ſogar gegen ben Willen bes biß- 
herigen Schuldners gefchloffen werben; 

2. eines zwifchen dem alten und dem neuen Schulbner (bem 
„Dritten“) gefchloffenen Vertrags. Aber die beabfichtigte Folge bes 
Schul d überganges hängt von der Genehmigung bes Gläubigerd 
ab; wirb fie verfagt, fo verliert ber Vertrag nicht feine Wirkung 
unter den Kontrahenten: wenngleich alfo ber Übernehmer nicht 
Schuldner des Gläubigers wird, fo if er doch dem Schulbner zur 


) ©. d. Blume und Regeläberger in Iherings Jahrb. 39, 
390 ff., 463 ff. 
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Befriedigung des Gläubiger3 verpflichtet; fie gilt als verweigert, 
wenn ber Gläubiger die ihm zur Erklärung gefeßte Friſt verftreichen 
läßt. Die Genehmigung ift ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, die Mit- 
teilung der Schulbübernahme duch einen der Beteiligten an ben 
Gläubiger tein Vertragsangebot. 

Diefe Grundfäge gelten auh indembejonberenfalle, 
daß ber Erwerber eines Grundſtücks durch Vertrag mit dem Ver— 
äußerer deſſen durch Hypothek geficerte perfünliche Schuld über- 
nimmt. Doc gilt hier Die Abweichung, daß ber Gläubiger bie 
Schulbübernahme nur dann genehmigen kann, wenn der Ver— 
äußerer fie ihm mitteilt, daß die Mitteilung be Veräußerers 
erft erfolgen Tann, wenn ber Erwerber al3 Eigentümer im Grund» 
buch eingetragen ift, daß fie ber Schriftform bebarf, daß eine Friſt⸗ 
ſetzung durch die beteiligten Perfonen wirkungslos ift, und daß, wenn 
ber Gläubiger bie ihm bom Gefege gegebene Erklärungsfrift von 
6 Monaten verftreichen läßt, die Genehmigung als erteilt gilt 
(8 416). Denn bie Annahme, daß er benjenigen auch als perfün= 
lien Schuldner wolle, der ihm dinglich haftet, muß durch eine Er⸗ 
Härung entkräftet werben. Die Wirkung feines Veitritts befteht in 
dem Eintritt der perfönlicden Haftung des Ermwerber3 und dem Auf⸗ 
hören ber Haftung bed Veräußerers. In einer Mitteilung bes Er— 
werbers an ben Gläubiger fann das Angebot zu einer Erpromiffion 
($ 414, oben unter 1) liegen. 

Aus dem Prinzip der Sukzeſſion folgt, daß ber 
neue Schuldner die dem bisherigen Schulbner zuſtehenden Ein- 
menbungen bat, nur bie Aufrechnung mit Forderungen bes biöherigen 
Schuldners ift ihm dverfagt, weil er bamit Vermögendobjefte eines 
andern zur Tilgung feiner Schuld verwenden würde. Während alfo 
die expromissio des römifchen Rechts zwifchen dem Gläubiger und 
dem Erpromittenten ein neues, von dem alten rechtlich unabhängiges 
Schulbverhältnis begründete, verpflichtet fich der Schulbübernehmer 
des heutigen Rechts nur zu bem, m a3 ber Gläubiger, und wieer es 
vom bisherigen Schulbner zu forbern hat.!) 

Aus dem zwiſchen ihm und dem alten Schufbner beftehenben, 
der Schulbübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältnifſe kann 
er Einwendungen nit herleiten. Denn der Shulbüber- 
nahmedertrag ift, mag ber Übernehmer ihn mit dem Gläubiger 
(8 414) ober mit dem biäherigen Schuldner fchließen ($ 415), ein 
von feinem Rechtsgrunde unabhängiger, abftrakter Vertrag, der Ver— 
pflichtungs wi le allein verpflichtet den Übernehmer ($ 417). Auch 
diefe Säge de BGB Tann man als bisheriges Recht betrachten. 


) Regelsberger in Iherings Jahrb. 39, 469. 
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Trotz des Prinzips ber Sutzeſſion wirft doch has Eintreten 
einer andern Perfon infofern ändbernmd auf die Schuld, ala 

1. ein mit ber Forderung verbundenes Vorzugsrecht im Kon- 
Yurfe bes neuen Schuldners nicht geltend gemacht werben Tann, benn 
der Schulbübernehmer fol nicht feine eigenen Gläubiger benach— 
teiligen; 

2. die Pfand» und Bürgfchaftsrechte der Schuld untergehen, denn 
die Sicherheit ift mit Rüdficht auf die Perfon des bisherigen Schulb- 
ners gegeben. Daher beſtehen biefe akzeſſoriſchen Rechte weiter, wenn 
der Bürge oder Eigentümer ber verpfänbeten Sache zuftimmt, und 
gefebliche Pfanbrechte werben durch die Schulbübernahme nicht bes 
rührt ($ 418). 

Schuldübernahme und Vertrag zugunften 
Dritter ähneln einander. Aber bei erfterer wird nur ein vorhande⸗ 
nes Recht verändert, bei letzterem dem Dritten ein neues Recht ver⸗ 
ſchafft. Die erfte ift ein abſtraltes Verſprechen, das den Rechts— 
grund ber Forderung bes Gläubiger unberührt läßt, ber Iehtere 
begründet eine Forderung mit felbftändigem Rechtsgrunde. 


Sechſter Abſchnitt: 
Das Erlöfhen der Shuldverhältnife. 


8 8. Die Erfülung. 

1. Erfüllung over Zahlung (solutio) ift pie Leiftung bes 
geſchuldeten Gegenftanbes. Sie ift ein Vertrag und 
bewirkt Tilgung ber Forberung, wenn ihre Vorausfegungen bor= 
Tiegen. Hierzu gehört 

a) baß bie Leiftung an bie zu ihrer Empfangnahme bered= 
tigte Perſon bewirkt wird. Berechtigt aber ift der Gläubiger 
ſelbſt ober beffen Bevollmächtigtetr. Als bevollmägtigt gilt ber 
Hanblungsteifende, aber nur zur Empfangnahme bed Kaufpreifes 
aus den bon ihm abgefchloffenen Hanbelsgefhäften (8 65 HGB); 
der in einem Lager ober offenen Warenlager Angeftellte, aber nur 
für diejenigen Leiftungen, bie in einem berartigen Xaben ober 
Warenlager geröhnlich gefchehen ($ 56 HGB); endlich gilt (8 370 
BGB) allgemein derjenige zur Empfangnahme einer Leiftung er= 
mädhtigt, welcher eine Quittung überbringt, gleichviel ob fie ihm 
vom Außfteler eingehänbigt worden ift ober nicht, es fei denn, daß bie 
dem Leiftenden befannten Umftänbe ber Annahme einer Ermächtigung 
zur Zahlungsempfangnahme entgegenftehen. Ein Hanblungagent be= 
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fißt nicht ohne weiteres ($ 86 HGB) die Ermächtigung zur Zahlungs⸗ 
empfangnahme. ine Vollmacht zur Empfangnahme ber bem 
Schuldner obliegenden Leiftung liegt in bem einem Gerichtsvollzieher 
erteilten Vollftredungsauftrage ($ 754 ZPO). Diefe Ermächtigung 
bewirkt, daß ſowohl die Wegnahme von Geld im Wege der Pfändung 
als auch die Empfangnahme bed Verſteigerungserlöſes durch ben 
Gerichtsvollzieher die Wirkungen einer vom Schuldner ge- 
leifteten Zahlung hat ($$ 815, 819 ZPO). Die vom Erfteher eines 
Grunbftüd zu leiftende Zahlung des Erlöſes gefchieht mit befreien- 
der Wirkung an daß Gericht ($ 107 FG). 

Das neue Recht läßt bie Leiftung an einen Dritten mit befreien» 
der Wirkung für ben Schulbner zu, wenn bie Leiftung an ben Dritten 
mit Einwilligung des Gläubiger& gefchieht oder nachher von ihm ge= 
nehmigt wird ($$ 362, 185). Daher ift au bie Zahlung an den 
Dritten, welcher durch Vertrag mit dem Schulbner und zu beffen Er— 
leihterung zur Empfangnahme ermächtigt wirb und deſſen Vollmacht 
daher nit ohne Zuftimmung des Schuldners mwiberrufen werden 
tann, d. h. an einen solutionin causa adjectus, wie 
nad) bißherigem Recht, zuläffig. Damit ift auch bie Veftimmung bes 
gemeinen Rechts (1.11 $ 5 D. de pigm. act. 13, 7), baß ber Unter⸗ 
mieter durch unmittelbare Zahlung des Mietzinfes an ben erften 
Vermieter den Mieter befreit, befeitigt. 

b) &n vielen Yällen würbe bie Leiftung dadurch, daß fie von 
einem andern als dem Schulbner bewirkt würde, zu einer anbern 
werben und alfo ben Schulbner nicht befreien. Hier hat der Schulb- 
ner in Perfon zu leiften. Regelmäßig aber hat nad) altem (1. 53 
D. 46,3) und neuem Recht ($ 267 BGB) die Leiftung auch dann be— 
freiende Wirkung, wenn fie von einem anbern wider Wiflen und 
Willen des Schuldner? gemacht wird; jelbft der Widerſpruch bes 
Schuldners hat nur bie Wirkung, daß ber Gläubiger bie Leiftung 
ablehnen tann. Der Dritte hanbelt, inbem er leiftet, im Intereſſe 
des Schuldners und als deſſen unbeauftragter Gefchäftzbeforger 
(88 677, 678). Denn nicht jede Zahlung durch einen Dritten hat 
Äbſicht und Wirkung der Schuldtilgung und alfo einer Vefreiung 
des Schulbners, in gemiffen Fällen befriedigt fie nur biefen Gläubi= 
ger und überträgt die Forderung auf den Zahlenden. Diefe Abficht 
vermutet das Gefeh, wenn ber Bürge ($ 774) und wenn ber Eigen- 
tümer des verpfänbeten Grundſtücks, der nicht zugleich perfönlicher 
Schuldner ift, zahlt (F 1143), fowie in allen ben Fällen, in welchen 
der Dritte ein Recht darauf hat, den Gläubiger zu befriebigen, d. h. 
wenn gegen ben Schulbner vom Gläubiger die Zmangspollfttedung 
betrieben und burch biefe der Beſitz ober ein Recht des Dritten ge» 
Tährbet wird ($ 268), 3. B. ber Nießbrauch (Erweiterung be römische 

Engelmann, D, bürgerliie Recht Deutfhlands. IV. Aufl. 416 
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zehtlihen jus offerendi). In diefem Falle kann ber 
Gläubiger die ihm vom Dritten angebotene Leiftung nicht ablehnen, 
und ber Dritte Tann die Befriedigung des Gläubiger auch buch 
Hinterlegung oder Aufrechnung herbeiführen. Jener Abficht ent— 
Tpricht die Wirkung: die getilgte Forderung geht Traft gefeßlicher 
Zeſſion auf den Dritten über, feine Stellung gegenüber dem Schuld—⸗ 
ner ift daher biefelbe, in melcher fich der bisherige Gläubiger befand. 

c) Die Leiftung muß dem Gegenftande ber Schuld gleich- 
tommen. Daher ift der Gläubiger weder nad) gemeinem noch nad; 
neuem Recht ($ 266), ausnahmsweiſe dagegen nad Art. 38 WO, zur 
Annahme von Zeilleiftungen verpflichtet. Eine mangelhafte 
Leiſtung bringt den Schuldner in Verzug. Nimmt ber Gläubiger die 
angebotene Leiftung al3 Erfüllung an, fo trifft ihn die Beweislaſt, 
menn er bie Mangelhaftigteit ober Unvollftänbigteit ber Leiftung be= 
hauptet ($ 363). 

2. Für den Fall, daß ber Gläubiger, der mehrere gleich= 
artige Forderungen gegen ben Schulbner Hat, von biefem eine 
nicht alle Forderungen bedende Leiftung empfängt, war es im ge= 
meinen Rechte ftreitig, ob der Schuldner das Recht habe, diejenige 
Forderung, die er tilgen wollte, einfeitig zu beitimmen. Die 
Vertragdnatur der Zahlung fcheint diefem Rechte zu widerſprechen. 
Da aber ber Schuldner aud dann, wenn er mehrere Gläubiger 
hat, frei ift in der Wahl derjenigen Schulb, welche er tilgen will, hat 
ihm das BGB ($ 366) die Befugnisdereinfeitigen Be— 
fimmung eingeräumt. Hat er von biefem Rechte feinen Ge— 
brauch gemacht, fo tritt nad) ber herrſchenden Lehre des alten und 
nad neuem Recht ($ 366) ohne meiteres die Beftimmung bes Ge— 
ſetzes ein. Nach biefem wird die Leiftung auf bie fällige, unter 
mehreren fälligen auf die weniger fichere, unter gleich ficheren auf bie 
dem Schulbner läftigere, unter gleich läftigen auf bie ältere und unter 
glei alten auf alle Schulben nad, Verhältnis angerechnet. Das 
Beſtimmungsrecht des Schuldners fällt fort (8 367), wenn ber 
Schuldner außer ber Hauptleiftung Zinfen und Koften zu entrichten. 
hat: in biefem alle wirb bie Leiftung zuerft auf bie Koften, dann auf 
bie Zinfen, zulegt auf die Hauptleiftung angerechnet. Will ber 
Schuldner eine andere Anrechnung beftimmen, fo kann der Gläubiger 
die Annahme ablehnen. 

Im Prozeß hat ber Schuldner gu bemeifen, daß ge 
rade bie eingeflagte Schuld getilgt fei. 

3. Ob der Schuldner ein Recht auf Quittungs leiftung habe, 
war nad) römifchem Recht zweifelhaft, dagegen war es in Deutfch- 
land durch Gewohnheitsrecht eingeführt, und durch BGB ($ 368) ift 
es zu einem gefeglichen Rechte geworden. Es ift ein auß dem Rechts-⸗ 
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geſchäft der Zahlung entftanbener perfönlier Anfpruc, der Schulb- 
ner Tann beshalb die Leiftung verweigern, wenn ber Gläubiger dem 
Verlangen, Quittung zu leiften, nicht entſpricht. Die Quittung 
braucht nur in einfacher Schriftfo rm erteilt au werben, es fei 
denn, daß ber Schuldner ein rechtliches Intereſſe an einer gefteigerten 
Förmtichteit bat (3. 8. 88 29, 30 REBO). Die Koften der Quit⸗ 
tung trägt regelmäßig ber Schuldner (8 368). 

Die Quittung ift ein ſchriftliches Bekenntnis 
empfangener Leiftung und dient dem Beweiſe. Nach römi- 
Them Rechte hatte die Quittung in ben erften 30 Tagen feine, nach 
Ablauf biefer Friſt eine unmiberlegliche Vemeißkraft. Nach dem 
Zorgange bon Art. 295 HGB hat $ 17 EG 5. ZPO der Quittung 
Beweiskraft vom Augenblide der Aushändigung an beigelegt, aber 
ben Gegenbeweis zugelaflen. An biefem Rechtszuſtande hat das BGB 
nicht geändert. Letzteres hat dem Schulbner aber auch den perfün= 
lichen Anfpruh auf Rüdgabe bes Schuldſcheines ep. 
öffentlich beglaubigte Anerkenntnis, daß bie Schuld erlofchen fei, 
eingeräumt ($ 371). 

Verſchieden von der Quittung iſt das Unertenntnis, daß 
die Schuld erloſchen fei; denn diefes bildet nicht nur einen Beweis— 
grund, fondern enthält eine Willenserklärung. Es ähnelt der alt= 
römiſchen acceptilatio, einem in Yorm von Frage und Antwort 
erteilten, nur für Stipulationsfgulben verwendbaten Empfangs- 
befenniniffe (quod ego tibi promisi, acceptum habes ober 
facis? Acceptum habeo ober facio) und bient baher mie biefe 
hauptſächlich dem Bebürfniffe nach Sicherung gegen fünftige Gel- 
tenbmadung bon orberungen, bie auf andere Weiſe ala durch 
Leiftung getilgt find. Daher kann ſich unter der Form ber Quittung 
jenes Anertenntniß ober aud ein Erlaßvertrag verbergen. Die 
Willenserklärung unterliegt ber Anfechtung mie andere Willend- 
erflärungen. 


$ 86. Die Hingabe an Erfüllungsftatt. 


1. Der Schulbner wird befreit nur durch Leiſtung bes gefchul= 
beten Gegenftanbs. Gibt er einen andern Gegenftand und nimmt 
diefen ber Gläubiger ftatt des gefchulbeten Gegenftanbs als 
Erfülung an, fo wird durch das in diefer Hingabe an Er» 
füllungs Statt (datio in solutum) liegende Rechtsgeſchäft 
bie Schuld nad; altem und neuem Recht (8 364) unmittelbar ge- 
tilgt.) Vorausſetzung ift, daß ber Schuldner den Gegenftand 








>) Römer: Die Leiftung an Zahlungs Statt nad römiſchem und ges 
meinem Recht mit Berüdfichtigung der neueren Gefebbücher. 
16° 
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(Sade, Recht, Forderung), den er gibt, dem Gläubiger zu bollftän= 
digem Rechte gewähren kann. Iſt fein Recht an dem Gegenftand ein 
mangelbaftes, fo hat ber Gläubiger nad; gemeinem Rechte die Wahl, 
die Forderung als noch beftehenb zu behandeln ober vom Schulbner 
auf Grund der Erklärung, daß das Gegebene Eigentum des Gläu- 
bigers werben folle, das Intereſſe zu verlangen. Nach neuem Recht 
(8 365) ift und bleibt bie Schuld getilgt, ber Schulbner ift aber zur 
Gemährleiftung verpflichtet wie ein Verfäufer. 

Nach befonderer Vorfchrift (Nov. 4 c. 3) hatte der Schuldner, 
welcher zur Keiftung von Geld verpflichtet war, ſich ſolches aber durch 
Verkauf anderer Sachen nicht beſchaffen fonnte, das Recht, Immo— 
bilien dem Gläubiger zum Schätzungswerte zu überlaſſen (daher 
beneficium dationis i. s.). Dieſes Recht iſt vom BGB be— 
Teitigt. u 

2. Die Wirkung der Schulbtilgung hat au bie im Wege ber 
Zwangsvollſtreckung duch gerichtlichen Beſchluß erfolgte 
Überweifung einer Forderung des Schuldners an den Gläubiger, 
wenn fie nach dem Willen bes Gläubigers an Zahlungs Statt er— 
Tolgt ($ 835 ZPO). 

3. Wird dem Gläubiger vom Schuldner eine biefem zuſtehende, 
menngleih in einem Papiere verkörperte Forderung zahlungss 
halber gegeben, fo ift die Schuld nicht ſchon mit der Hingabe, 
fondern erft mit ber buch den Dritten bewirkten Zahlung getilgt. 
Zu diefem bloßen Zahlungsverfuche werben beſonders Wechſel ver- 
wendet. Dabei ift zu unterfcheiben, ob ber Schulbner felbit, oder 
ob ein Dritter aus dem Wechfel verpflichtet if. In beiden Fällen 
ift nicht ohne meitereß anzunehmen, daß der Wechſel an Zahlungs 
Statt gegeben ſei, im erften alle kann der Gläubiger unter Rüdgabe 
des Wechfels feine Yorberung geltend machen, im zweiten Yale hat er 
die Pflicht, die Einziehung des Wechſels beim Dritten zu ver— 
fugen.') 


$ 87. Verweigerung der Leiftung wegen Zurückbehaltungsrechts. 


Das Zurüdhehaltungsreht ift bie Befugnis, dem Be— 
rechtigten eine Leiftung fo lange vorzuenthal— 
ten, bis biefer eineihm gegenben Shulbner ob=- 
liegende Leiftunggemadt hat. Das Zurüdhehaltungs- 
recht beruht auf dem Gebanten, daß derjenige gegen Treu und Glau= 
ben handelt, ber die ihm gejchufbete Leiſtung forbert, die ihm ob⸗ 





’) Reichhaltige Judikatur, |. beſonders ROHG 3, 145; 4, 371; 7, 47; 
10, 133; 17, 272. RG 14, 210; 27, 91; 31, 109. 
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liegende Leiftung aber nicht gewährt. Diefer Gebante ift ein be— 
rechtigter aber nur dann, wenn bie beiden Verpflichtungen einem 
einheitligen Rechtsverhältnis entjpringen. Die herr- 
ſchende Lehre bes gemeinen Recht? machte daher die „Konnerität“ 
der beiden Leiftungen zur Vorausſehung des Retentionsrechts und 
verftand darunter eine natürlicde oder gemollte Einheit. Das BGB 
(8 273) ftimmt damit überein, indem es erklärt, Anſpruch und 
Gegenanſpruch müßten „aus bemfelben rechtlichen Verhältniffe” ent» 
ftanden fein. Das fog. taufmännifche Zurüdhehaltungsrecdht 
aber ift von einer ſolchen Einheit unabhängig, es befteht ($ 396 
HGB) auch dann, wenn Anſpruch und Gegenanſpruch nur überhaupt 
aus beiberfeitigen Hanbelögefchäften entftanden find, auch wenn aus 
vide Seisäften verſchiedene rechtliche Verhältniffe begründet wor⸗ 
den find, 

Entfpringen die beiden Anſprüche vemfelben gegenfgi- 
tigen Vertrage, fo geht das Zurüdbehaltungsrecht in ber 
e. non impleti contractus auf. Neben biefer kannie das römifche 
Recht einzelne beftimmte Fälle eines Netentionsrehts und gab zu 
feiner Durchführung die e. doli generalis. 

Die Lehre des gemeinen Rechts verallgemeinerte dieſe Fälle, 
und das BGB folgt ihr, indem es ein Zurüdbehaltungsrecht gewährt 

1. in jedem Falle des Vorhanbenfeind gegenfeitiger, aus 
demſelben rechtlichen Verhältnis entftandener Anfprüche; 

2. gegenüber dem auf Herausgabe eines Gegen=- 
ſtandes gerichteten Anſpruche wegen eines Anſpruches auf Er— 
ftattung von Verwendungen ober eines durch den Gegenſtand ver⸗ 
urſachten Schadens. 

Im erften Falle kommt es auf bie Art der beiden Leiſtungen 
nicht, vielmehr nur darauf an, daß zwei Anſprüche derſelben Per⸗ 
ſonen einander gegenüberſtehen, und die Verpflichtungen beiber fällig 
find. Dem Erfordernis der Einheitlichkeit des Rechtsverhältniſſes ge= 
ſchieht hier dadurch Genüge, daß ein natürlicher Zufammen- 
bang ber beiberfeitigen Anfprüche befteht (RG 57, 6). Diefer ift 
immer gegeben beim zmeifeitigen Vertrage. Diefer befondere, 
in $$ 320, 322 behandelte Fall des Zurüdbehaltungsrechts bedt ſich 
mit der Einrebe des nicht erfüllten Vertrages: hier kann aus bem 
Grunde nicht gefordert werben, meil fein Kontrahent verpflichtet ift, 
feine Leiftung zu maden, ohne gleichzeitig bie Leiftung bes anbern 
au empfangen. Jener Zufammenhang kann aber aud in anderen 
Fällen vorhanden fein; für fie [nd die allgemeinen Säge in 
8 273 gegeben. Im zweiten falle wird die Einheitlichteit dadurch 
begründet, daß ſich beide Anſprüche auf diefelbe Sa ch e beziehen. 
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Ob im Falle zu 2 der herauszugebende Gegenftand dem Gläu— 
biger ober dem Retentionsberechtigten gehört, macht nach BGB feinen 
Unterfhied. Das eigentümlihe taufmännifce Zurüdbehal- 
tungsrecht fegt allerhings voraus, daß die den Gegenftand bes Rechts 
bildenden Sachen ober Wertpapiere dem Schulbner des Retentiond- 
berechtigten gehören, und es läßt das Zurüdbehaltungsreht auß- 
nahmsweiſe an folhen, dem Retentionäberechtigten ſelbſt gehörigen 
Saden zu, die biefer vom Gegner erworben hatte und auf ihn 
aurüdzuübertragen hat, alfo 3. B. an Sachen, die er ‚gelauft und 
übergeben erhalten, nachher aber wegen Mängeln zur Verfügung ges 
ftelt hat und jet megen ber auf fie gemachten Verwendungen ober 
wegen feines Anſpruchs auf Erftattung des Preifes zurüdbehält. 

Das BGB feht im Falle 2 nur voraus, daß der Retentiond- 
berechtigte fih im Befite befindet, bag HGB aber verlangt, 
daß ber Gegenftand mit dem Willen bes andern und auf 
Grund eines Handelsgeſchäfts in ben Beſitz bes Retentionsberechtig⸗ 
ten gelangt ift. Das BGB fließt das Zurücbehaltungsreit au, 
wenn ber Befiger den Gegenftand durch eine vorſätzliche unerlaubte 
Handlung erlangt hat, das HGB ſchon dann, wenn bie Zurüdbehaltung 
einer bei ber Übergabe vom andern Zeile gegebenen Anweiſung ober 
der vom Befiger übernommenen Verpflichtung, mit bem Gegenftanbe 
in einer beftimmten Weife zu verfahren, widerſprechen mürbe ($$ 273 
BGB, 369 HGB). 

Nach altem und neuem Rechte (88 273 BGB, 369 HGB) kann 
das Zurüdbehaltungsreht nur wegen fälliger Anſprüche geltend 
gemacht werben, das faufmännifche Zurückbehaltungsrecht befteht aber 
auch wegen nicht fälliger Forderungen, wenn über das Vermögen bes 
Schuldners der Konkurs eröffnet ift ober ber Schulbner feine Zah— 
lungen eingeftellt hat oder wenn eine Zwangsvollſtredung in fein 
Vermögen ohne Erfolg verſucht morben ift ($ 370 HGB). 

Das Zurücdbehaltungsreht gibt an ſich nur bad Recht, bie 
Leiſtung einftweilen zu verweigern. Es kann daher nur durch (ver= 
zögerlihe) Einrede geltend gemacht werben und bemirkt, daß 
der Retentionsberechtigte nur zur Leiftung Zug um Zug verurteilt 
mird. Der andere Teil kann die Retentiongeinrede durch Siher= 
heitsleiftung (aber nicht durch Bürgenftellung) befeitigen, denn 
dad Zurüdbehaltungsreht dient nur dem Zwede ber Sicherung 
(88 273, 274 BG%, 369 HUB). Das Zurüdbehaltungsredt ift aus⸗ 
gefhloffen, wenn die Verweigerung ber Leiftung biefe ſelbſt uns 
möglid maden mürde. Dad kaufmänniſche Zurüds 
behaltungsrecht ift gebo zu einem pPfandrechte 
gefteigert, denn ber Verechtigte darf fich nach den Grunbfähen 
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vom Pfanbverfauf aus dem Gegenftande befriebigen,t) wenn er einen 
vollſtredbaren Titel hat, und er kann auf Geftattung ber Befriebi- 
gung tlagen ($ 371 968). Das Zurüdbehaltungsreht ift aber 
in jebem alle verloren, wenn ber Berechtigte den Befig ber Sache 
aufgibt. 

Das Zurüdbehaltungsreht ift nach altem und neuem Recht ein 
perfünlihes Recht und wirkt alfo nur gegenüber dem Schuld⸗ 
ner bes Retentionsberechtigten. Veräußert ober belaftet der Eigen- 
tümer aber bie im Beſitz eines anbern befindliche Sache, fo wirkt 
das Zurückbehaltungsrecht auch gegen ben Erwerber, denn biefem 
tönnen diejenigen Einwendungen entgegengefegt werben, bie auch 
gegen den Veräußerer zuläffig waren ($$ 986 Abſ. 2, 931, 1227 
BGB), alfo aud dad Zurücdbehaltungsreht (vgl. 88 369 Abi. 2, 
372 H68). 


$ 88. Bahlungsunfähigteit des Schuldners. 


Der vorübergehende Mangel an Gelbmitteln bilbet feine ben 
Schuldner befreienbe Unmöglichkeit ber Erfüllung, entlaftet ihn auch 
nicht bon ber Schabenserfaßpflicht wegen Nichterfüllung ober Ver⸗ 
zugs. Werben eine ſolchen Mangels wegen Zahlungen unterlafien, 
To befteht eine Zahlungsftadung. Ohne Einfluß auf be 
ſtehende Obligationen ift aud bie Zahlungsunfähigkeit, 
db. h. der dauernde Mangel an Gelbmitteln zur Vornahme der nots 
wendig werbenden laufenden Zahlungen. Hören die Zahlungen aus 
diefem Grunde auf, fo fprigt man von Zahlungseins 
fellung. Führt die Zahlungsunfähigkeit zum Konkurſe, fo 
ändert bie an bem Veftanbe ber Schulbverhältniffe nichts, es findet 
nur eine durch das öffentliche Yntereffe wie burch bie Beteiligung 
von meiften® zahlreichen Gläubigern gebotene Anderung in der Art, 
die vorhandenen Schulben zu befriedigen, ftatt. Denn während bie 
bon einem einzelnen Gläubiger betriebene Zwangsvollſtrecung nur 
das private Intereſſe des betreibenden Gläubigers verfolgt und das 
her die Gefahr birgt, daß ein Gläubiger voll, andere überhaupt nicht 
befriedigt werben, bezmedt das (gerichtliche) Konkursverfahren bie 
möglihftgleigmäßige Befriedigungaller Gläu— 
biger bed Gemeinfhulbners.?) 

Der Konkurs ergreift das bem Gemeinfgulbner zur Zeit 
der Konkurseröffnung gehörige, ber Zwangsvollſtreckung 
unterliegenbe Vermögen (8 1 RO), die Konkursmaffe. Im 
Falle der Eröffnung bes Konkurſes über das Vermögen eines Ehe= 


’) Das Nähere im Pfandrecht. 
) Engelmann: ber beutfche Zivilprogeß. 1901. ©. 463478. 


248 Zweites Buch: Das Recht der Schulbverhältnifie (Obligationenrecht). 


mannes gehört bei beftehender Gütergemeinfhaft, Errungen- 
ſchafts⸗ oder Fahrnisgemeinfhaft das Gefamigut zur Maffe. 

Dadurch, daß das nom Gemeinſchuldner nad ber Konkurs— 
eröffnung erivorbene Vermögen nicht zur Maffe gehört, bilden ſich 
amei verfehiebenartig zu behanbelnde Beftandbteile des ge— 
meinfhulbnerifhen Vermögen: ber eine Bilbet bie 
Konkursmaſſe und wird daher der Verfügung des Gemeinfhulbners 
entzogen, ber andere gehört nicht zur Mafle und unterliegt der freien 
Verfügung bes Gemeinfulbnerd. ber biefer letztere Zeil ift nur 
dem Zugriffsrechte ber Stonturägläubiger entzogen, mährenb ihn die— 
jenigen Gläubiger, melde nicht SKonturägläubiger find, zu ihrer 
Befriebigung in Anſpruch nehmen bürfen (88 1, 3, 6, 14, 15 KO). 
Es tann baber über das Vermögen bes Gemeinfchulbners ein zweiter 
Konkurs audbrechen, noch ehe ber erfte beendet ift. 

Der Gemeinfulbner bleibt Eigentümer aud feines zur 
Mafle gehörigen Vermögens, eine Rechtsnachfolge der Gläubiger in 
feine Rechte findet nicht ftatt. Da nur ihm gehörige Gegenftänbe 
zur Mafle gehören, fo findet eine Ausſonderung derjenigen Objekte 
fait, welche ihm nicht gehören (F6 4346 KO). Der Anſpruch 
auf Ausfonderung fann ein dinglicher (3. B. rei vindicatio) 
ober ein perfünlicher (3. B. a. commodati, depositi) fein. Die 
Ausfonderungsberehtigten murben früher ungenau Vindikanten 
ober Separatiften ex jure dominii genannt, 

Die Konkursmaſſe dient zur gemeinfchaftlichen Befriebigung der 
Konkursgläubiger. Konkursgläubiger aber find biejenigen Per— 
fonen, melde einen zur Zeit ber Konkurderöffnung begründeten 
perfönlichen Vermögensanſpruch gegen ben Gemeinfhulbner haben 
($ 3 KO). Damit find von dem Kreife der Konfurögläubiger und 
Daher von ber Befriedigung aus der Mafle ausgeſchloſſen 1. die 
Gläubiger, deren Forderungen nicht auß dem Vermögen bes Ge= 
meinf&hulbners und 2. aud die, deren Forderungen nicht 
aus dem Geſamtvermögen bed Gemeinſchuldners befriebigt 
werben fünnen. 

Zu jenen gehören bie Gläubiger, deren Anſpruch ſich nicht in 
Geld umfegen läßt (8 69), und biejenigen, welche mit einem Zeile 
ihres Vermögens an dem Rifito eines vom Gemeinſchuldner betrie= 
benen Geſchäfts teilnehmen, daher nicht Gläubiger, fondern Gefell- 
Thafter find (Rommanbitiften, Aktionäre, Mitglieder einer ein- 
getragenen Genoffenfhaft oder einer Geſellſchaft mit befchräntter 
Haftung, 88 171, 300 HGB, $ 90 Gefeh vom 1. Mai 1889, $ 73 
Gefek vom 20. April 1892, beſchränkt ber ftille Geſellſchafter F 341 
HB). Hierzu treten diejenigen Gläubiger, melde kraft gefez⸗ 
tiger Vorſchrift, ohne übrigens ihr Forderungsrecht zu vers 
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lieren, fi am Konkurſe ihres Schulbners nicht beteiligen bürfen 
(8 63 RO) 

Nicht auß dem Gefamivermögen, fondern aus einzelnen zur 
Maffe gehörigen Gegenftänden werben diejenigen Gläubiger befries 
digt, melde ein Nedjt auf abgefonderte Befriedigung haben (die 
früh. fog. Separatiften ex jure erediti). Diefenehmenam 
KRonkurfenichtteil; ift ihnen aber der Gemeinfulbner auch 
perfönlich verpflichtet, fo find fie auß dieſem Grunde Konkursgläu—⸗ 
biger und fünnen, wie andere Konkursgläubiger, am Konkurſe teil» 
nehmen, Befriedigung aus der Gefamtmaffe jedoch nur für ben- 
jenigen Betrag erlangen, zu welchem fie auf abgefonberte Befriebi» 
gung verzichten ober mit welchem fie bei biefer Befriedigung 
ausgefallen find (8$ 4, 64 KD). Die abgefonderte Befriebi- 
gung gefhieht unabhängig vom Konkuräverfahren auf Betreiben des 
Berechtigten, doch kann auch der Konkursverwalter die Verwertung 
des dem Abſonderungsrecht unterliegenden Gegenſtandes und alfo 
die Befriedigung bes Abſonderungsberechtigten veranlaflen (88 126, 
127 80, 88 172 ff. 30). 

Zu den Abfonberungsberegtigten gehören, in Übereinftimmung 
mit dem römifchem Recht, die Pfandgläubiger ($$ 48, 49 
KO), während dieſe nach gemeinem Rechte fi auf den Konkurs ein⸗ 
laffen mußten und nur bevorzugte Befriedigung erlangen burften. 
Ferner find abfonberungäberechtigt alle diejenigen, welche ein Recht 
auf Befriedigung auß dem unbewegliden Ver— 
mögen bed Gemeinſchuldners haben, alfo nicht bloß bie Hypo— 
thefen=, ſondern auch bie Grunbfchulbgläubiger und andern Real» 
berechtigten ($ 47 RO, 1105, 1113, 1117, 1191, 1192, 1199 BGB), 
ferner partitularrechtlih die Lehne-, Stammguts- ober Fidei⸗ 
tommißgläubiger ($ 52 KO), während die fog. Allobialgläubiger 
Konkursgläubiger find. Nach heutigem Rechte ($ 51 KO) find ab» 
ſonderungsberechtigt auch diejenigen, welche mit dem Gemeinf&hulbner 
in einem Gemeinſchaftsverhältnis ftanben, wegen ihrer 
Forberungen au 8 biefem Verhältnis an bem für ben anbern ers 
mittelten Anteile. Nach römifchem und gemeinem Rechte hatten ein 
Abſonderungsrecht au die Erbicaftsgläubiger und Vermächtnis—⸗ 
nehmer hinſichtlich des Nachlaſſes ihres Schulbners; nad neuem 
Nechte dagegen können biefe Gläubiger fi} nur durch einen Antrag 
auf Anordnung der Nachlafverwaltung oder auf Eröffnung bes 


?) Der Grund liegt in der Rüdfihtnahme auf die andern Gläubiger. 
Die während bed Konkurſes laufenden Zinfen würben an der Quote der Bes 
teiligung der Gläubiger nichts änbern. Anders ift es bei ber ‚Smangs- 
verfteigerung eines Grunbftüds ($ 12 Zw0), ba Hier bie Gläubiger nicht 
neben= fondern Bintereinander flehen. 
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Nachlaßlonkurſes den Gläubigern des Erben gegenüber bie abge- 
fonberte Befriedigung aus dem Nachlaſſe fihern (88 1967, 1981, 
1984, 1985 BGB, 217, 219, 231 RO). Hiernad) haben bie Grund- 
ſchuld⸗ und Hypothekengläubiger ein Recht auf abgefonderte Vefrie- 
digung an dem zur Mafle gehörigen Grundftüd. Haftet ihnen ber 
Gemeinſchuldner zugleich perfönlich, fo find fie nach dem oben Ge— 
ſagten zugleich Konturägläubiger, dürfen aber im Konkurſe nur 
den bei der Subhaftation erlittenen Ausfall beanſpruchen. Wirb 
nun bie Zwangsverſteigerung bes zur Maſſe gehörigen 
Grunbftüds vom Verwalter betrieben, fo hat das geringfte Ge— 
bot, das nad neuem Recht erzielt werben muß, alle vorhandenen 
Realanſprüche zu beden, weil hier bie Konkursgläubiger, alfo bie 
nur perfönlien Gläubiger, durch den Verwalter als betreibenbe 
Gläubiger auftreten. Diejenigen Realgläubiger aber, denen ber 
Gemeinſchuldner zugleich perſönlich Haftet, die alfo das Antereffe 
haben, feitzuftellen, ob und mit welchem Betrage fie bei ber Zwangs⸗ 
berfteigerung außfallen werben und baher auß ber Geſamtmaſſe be= 
friebigt werben fünnen, bürfen verlangen, daß das geringfte Gebot 
fo bemefjen werbe, daß es nur bie ihnen vorgehenven Anfprüche deckt 
(88 174, 44 3nG). 

Aus ber Maffe werben nicht bie Konkursgläubiger allein bes 
friebigt, ſondern aud) die Maffeglänbiger. Die Forderungen biefer 
find durch das Konkursverfahren, insbeſondere durch die Verwaltung 
der Maffe, entftanden, alfo nicht wie gewöhnlich angenommen wird, 
gegen ben Gemeinfulbner, fondern gegen bie Konkursgläubiger— 
ſchaft gerichtet. Der Gegenftanb ihrer Vefriebigung wirb aber durch 
die Maſſe begrenzt. Daher haften die Konkurögläubiger nicht uns 
beſchränit mit ihrem eigenen Vermögen, fonbern nur mit der Kon— 
Iurämaffe. Die Befriedigungsmittel für die Maffegläubiger werben 
daher vorweg aus der Mafje genommen. Man unterfcheibet wieber- 
um Maffetoften und Maſſeſchulden. Die erfteren find bie 
eigentlichen Verwaltungsunkoſten und die dem Gemeinſchuldner bes 
milligte Unterftügung. Die letzteren find Verpflichtungen aus 
Rechtsgeſchäften oder Handlungen bes Verwalters, aus zweifeitigen 
Verträgen, bie der andere Zeil zur Maſſe zu erfüllen Hat, und aus 
grunblofer Bereicherung ber Maſſe (88 57—60 KD). 

Die Konkursforderungen werden auß ber „Zeilungämaffe“, 
d. h. demjenigen Gelberlöfe, melden die Verfilberung der Konkurs— 
maffe eingebradt hat, nach Verhältnis befriebigt. Tine Anzahl 
diefer Forderungen genießt bag Worzugsreht, daß ſie vor 
anderen befriebigt werben; bie nicht bevorzugten teilen 
das, was nad; Tilgung der bevorzugten übrig bleibt. Daß gemeine 
Recht kannte 5 Klaflen: die abfolut privilegierten Gläubiger, bie 
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privilegierten Pfanbgläubiger, die Pfandgläubiger, bie privilegierten 
und bie nicht pribilegierten (fog. chirographariſchen) Gläubiger. 
Aber auch innerhalb diefer Klaſſen ftuften fich die Forderungen nad 
ihrem Range ab, jo daß das gemeine Recht zu einer ſehr verwidelten 
Rangorbnung gelangte. Zu den privilegierten Pfandgläubigern ge- 
hörte insbefonbere die Ehefrau megen ber an fie fallenden Dos. 
Die KO hat die Rangorbnung ſehr vereinfacht. Sie vermeift bie 
Pfanbgläubiger zur abgefonberten Befriedigung und befeitigt das 
Vorrecht der Ehefrau (8 61). 

Unter den Konkursgläubigern entfteht mit ber Konturderöffs 
nung eine Gemeinfhaft zur gefamten Hand. Den Gegenftanb ber 
Gemeinſchaft bildet nicht die Maffe, denn fie bleibt im Eigentum bed 
Schuldners, aud nicht, wie von vielen gelehrt wird, ein gemein- 
ſchaftliches Pfandrecht („VBeichlagsrecht”), denn zur Annahme eines 
ſolchen gibt das Geſetz feinen Anhalt, ſondern ein gemeinfchaftliches 
Verfügungs- und ein gemeinfchaftliches Anfechtungsrecht. Jeder 
Gläubiger hat die Befugnis, jebem andern, ber eine Yorberung 
geltend macht, die Teilhaberſchaft ftreitig zu machen und daher zus 
gunften ber Gläubigerfchaft die angemeldeten Forderungen zu bes 
fireiten. Daher wirkt die Rechtskraft besjenigen Urteils, das über 
den Wiberfpruch entfcheidet, für und gegen alle Konkursgläubiger 
(88 144—147 KO). Die Rechte der Konkursgläubiger werben durch 
prozeffualifche Maßregeln, durch bie Befignahme ſeitens bes Ver- 
walter8 und baburch gefichert, ba ber Gemeinfchulpner das Recht 
verliert, über die zur Mafle gehörigen Vermögensgegenſtände zu ber= 
fügen. Seine Rehtshandlungen find den Konkursgläubigern gegen- 
über unwirkſam ($ 7 RO), bas Verwerlungsrechi ber Gläubiger- 
ſchaft wirkt alfo auch gegen den Ermerber von Gegenftänden, welche 
der Gemeinfchulbner veräußert, den beim Erwerb beweglicher Sachen 
auch der gute Glaube nicht ſchützt. Yür den Schuldner ſelbſt und den 
anderen Kontrahenten haben bie Verfügungsatte bes Gemeinſchuld⸗ 
ners volle Wirkfamteit. 

Der Vermalter ift weder außfchließlich Vertreter ber Gläubiger, 
noch ausſchließlich Vertreter des Gemeinfchulbners, er hat im öffent⸗ 
lichen Intereſſe die Zivede des Konkursverfahrens durchzuführen und 
entnimmt feine Rechte und Pflichten nur dem Geſetze (RG 29, 29). 


8 89. Unmöglihwerden der Leiftung. 

Die nach Entftehung des Schulbverhältniffes eintretende objel- 
tive ober ſubjeltive ($ 275 Abf. 2) Unmöglichkeit ber Leiftung hat in 
jedem alle die Befreiung des Schuldners von dieſer Leiflung, 
Dagegen nicht immer auch die Befreiung von der Schuld überhaupt 
zur Folge. 
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I. Die Leiftung einer nur ber Gattung nad beftimmten 
Sade wird nur dann unmöglich, menn Saden berfelben 
Gattung nicht mehr vorhanden find und nicht mehr entftehen können. 
Genus non perit. Bleibt hiernad) bie Leiftung aus ber Gattung 
möglich, fo bleibt der Schuldner auch dann verpflichtet, wenn er zur 
Leiftung ohne fein Verfchulben undermögend wirb ($ 279).) 

II. Wird eine andere Leiftung unmöglich, fo iſt zu unter- 
ſcheiden, ob die Unmöglichkeit herbeigeführt ift durch einen Umftand, 
den ber Schulbner zu vertreten hat, ober durch einen Umftanb, ben 
er nicht zu bertreten hat. 

LIſtder Schuldnerfürdas Unmöglichwerden 
verautwortlich, jo hat er dem Gläubiger Schadenserſatz zu leiſten, 
vermöge des Surrogationsprinzips aber dem Gläubiger 
dasjenige Vermögensobjekt (Sache over Recht), das er als Erfaß für 
den geſchuldeten Gegenftand erhält,?) zu überlaffen. Hierin ſtimmen 
altes und neues Recht überein ($$ 280, 281 BGB). 

Das BGB entfcheibet die Bemeislaftfrage im Sinne 
der herrfchenden Lehre bes bißherigen Rechts (RG 31, 184) dahin, 
daß ber Gläubiger, welcher Schabengerfaß forbert, nur die Ent- 
ftehung feines Leiſtungsanſpruchs und bie eingetretene Unmöglich- 
teit zu bemeifen, der Schulbner dagegen ben Beweis zu führen hat, 
daß die Unmöglichkeit durch einen von ihm nicht zu vertretenden 
Umftand verurfacht fei ($ 282). 

In zahlreichen Fällen ſtellt fi die Unmöglichkeit erft bei ber 
vom Gläubiger betriebenen Zmangsbollftrefung heraus. Will der 
Gläubiger in diefem Falle vom Erfüllungs- zum Schabenserfagan- 
ſpruch übergehen, fo muß er die eingetretene Unmöglichteit beweiſen; 
er kann ſich biefen Beweis erleichtern, indem er alle Exekutions⸗ 
mittel erfchöpft (val. $ 893 ZPO). Das BGB befreit ben Gläu- 
biger von dieſer Nötigung; fofort nach ber rechtöfräftigen Verurteilung 
des Schuldners kann ber Gläubiger biefem eine Friſt mit der Er— 
Härung beftimmen, daß er nad) dem Ablaufe ber Frift die Annahme 
ber Leiftung ablehne; ift die Friſt verftrichen, fo kann der Gläubiger 
ohne weiteres Schabenderfaß verlangen, den Anfprud auf Erfüllung 
aber hat er verloren ($ 283). 

2. Iſt der Schuldner fürbas Unmöglichwerden 
der Leiſtung nicht verantwortlid, jo wird er nach altem und 
neuem Rechte von feiner Berpflihtung frei (275 BGB). In 


——— Beſitzer einer Olfabrit wird daher von ber Verpflichtung zu 
einer En nicht frei, wenn feine Fabrik mit den Ölborräten abbrennt. 
nfpru auf eine Verfiherungsfumme, auf Schabenzerfag 

gegen ur Fl der Sache. 
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diefem Falle fteht daS Unvermögen des Schulbners ber Unmöglichkeit 
gleich. 

Dies find die allgemeinen, für alle Arten von Rechtsver⸗ 
hältniſſen, für die nicht Beſonderes gilt, maßgebenven Grundſätze. 
Aus ihnen folgt zugleich, daß die Gefahr, d. i. der Nachteil 
zufälligen Untergangd bes Leiftungdgegen- 
ſtandes nad altem und neuem Rechte vom Gläubiger getragen 
wird, Species perit ei cui debetur. 

Befonderes gilt für die gegemfeitigen Verträge, weil hier bie 
Frage zu löfen ift, ob die Unmöglichkeit der Leiftung be einen Teiles 
einen Einfluß auf die Rechtsftellung bes andern Teils ausübt. 

a) Iſt bie Unmöglichkeit von einem Kontrahenten verſchuldet, 
fo haftete er nad} bisherigem Rechte dem andern Zeile für den Schaben 
nad den Grunbfägen, die über das Verſchulden bei Verträgen über- 
haupt beftehen. Das BGB unterfcheibet: 

aa) ber Schulbner Hat die Unmöglichkeit der ihm obliegenden 
Leiſtung verfchulbet. 

In biefem Falle hat ber andere Zeil ein breifaches 
Wahlrecht: a) Shabenserfag zu verlangen, ober 8) vom 
Vertrage zurüdgzutreten, ober endlich y) fih fo zu ver— 
halten, als ob bie Leiftung buch Zufall unmöglich geworben 
märe, b. i. bie Gegenleiftung zu veriveigern oder gegen eigene Er- 
füllung Herausgabe beffen zu verlangen, was ber Schulbner ftatt 
der unmöglichen Leiftung hat ($$ 325, 322); 

bb) ber Gläubiger hat die Unmöglichkeit ber dem Schuld» 
ner obliegenbden Leiftung verfhulbet. In biefem Yalle wird ber 
Schuldner von feiner Verpflichtung frei, der Gläubiger aber bleibt 
zur Gegenleiftung verpflichtet ($ 324). 

b) Iſt die Unmöglichteit der Leiſtung eine unverfchulbete, durch 
Zufall herbeigeführte, fo war nah römifhem Rechte zu unter 
ſcheiden zwiſchen dem Kauf und den auf Vor- und Nachleiſtung ge 
tichteten Verträgen. Ging bie verfaufte Sache nad) dem Vertragd- 
ſchluß unter, fo trug die Gefahr der Käufer, d. 5. er verlor den An 
ſpruch auf Leiftung bes Kaufgegenftands, blieb aber zur Bezahlung 
des Kaufpreifes verpflichtet. Ging bei der Miete oder einem ihr ähn- 
lichen Vertrage der Mietögegenftanb unter, jo wurde ber Vermieter 
zwar frei, aber er verlor au den Anfpruch auf die Gegenleiftung 
(RG 3, 182). Diefe Grundfäße wurden gemeines Recht. Das BGB 
bat bie Eigentümlichkeit, bie das bisherige Recht für den Kauf auf- 
fteltte, fallen laffen und für alle gegenfeitigen Verträge den Grund- 
ſatz aufgeftellt, bak jeder Kontrahent pie Gefahr bis 
zur Erfüllung trägt ($ 323). Der zufällige Untergang der 
bem einen Teil obliegenven Leiftung hat demnach feine Befreiung, 
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aber auch den Verluſt feines Anſpruchs auf bie Gegenleiftung zur 
Folge. War die Gegenleiftung bereit3 gemacht, fo bewirkt fie eine uns 
gerechtfertigte Bereicherung des Empfänger und kann als ſolche 
zurüdgefordert werben. Der Zufall befreit aber nur von biefer 
Reiftung, er hebt nicht ben Vertrag auf, der andere Teil kann baher 
Herauögabe bes feinem Gegner zuftehenden Erſatzes (3. B. einer Ver⸗ 
fiherungsfumme) verlangen, muß dann aber eine biefem Erfaß ent= 
ſprechende Gegenleiftung maden ($ 323 Abf. 2). 


$ 90. Die Hinterlegung. 


I. Hinterlegung ift bie Übergabe bez 
Leiftungßgegenftandes an eine dburh Verein— 
barung oder allgemeine Rechtsvorſchrift be— 
ſtimmte Berfon oder Behörde. Nah gemeinem Rechte 
ſollte bie Hinterlegung bei Gericht Erfolgen, das BGB ſetzt eine hier⸗ 
zu beftimmte „öffentliche Stelle“ voraus (8 372) und überläßt bie Be— 
ftimmung ben Lanbesgefegen (Urt. 144 EG 3. BGB). 

Gegenftand ber Hinterlegung können nad bem BGB (372) 
allerbings nur Gelb, Wertpapiere und fonftige Urkunden ſowie Koft 
barkeiten, alfo Gegenftänbe fein, deren Aufbewahrung weder be= 
ſondere Schwierigkeiten noch Koſten verurſacht. Das HGB aber ge= 
ftattet die Hinterlegung auch von anderen beweglichen Sachen unb 
verlangt deshalb, daß die Nieberlegung in einem öffentlichen Lager⸗ 
hauſe oder überhaupt in ficherer Meife erfolge ($ 373). 

Die Hinterlegungsftelle hat den ihr angebotenen Gegenftand an= 
aunehmen, gleichviel ob die Hinterlegung berechtigt ober unberechtigt 
if. Privatrehtlihe Wirkung aber Hat nur bie 
berehtigte Hinterlegung. Eine Berechtigung zur Hinter— 
legung befteht nad altem und neuem Rechte ($ 372) 1. wenn ber 
Gläubiger im Annahmeverzug ift, 2. wenn in ber 
BVerfon des Gläubigers ein anderes der Erfüllung entgegenftehenves 
Hindernis obmaltet (3. B. Abmefenheit) ober menn bie Perfon 
des Gläubiger unge mwiß ift (3. ®. nach dem Tode des urfprüngs 
lichen Gläubigers), der Schuldner alfo nicht ober nicht mit Gicherheit 
erfüllen Tann. Ob ein folder Fall vorliegt, hat der Schuldner auf 
eigene Gefahr zu entfcheiben; Zmeifel, die nicht allen Grundes ent» 
behren und nicht auf Yahrläffigkeit beruhen, berechtigen ihn zur 
Hinterlegung. 

Die Hinterlegung bezwedt Befreiung des Shulbners 
bon feiner Verpflichtung durch mittelbare Zuführung bes Leiftungs- 
gegenftandes an ben Gläubiger. Die Hinterlegung enthält einen 
Verwahrungsvertrag zwiſchen dem Schuldner und der fog. Hinter 
legungsſtelle. Das aus biefem Vertrage folgende Rüdforderungs- 
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recht fonnte nach älterem römischen Rechte dem Gläubiger abgetreten 
imerben, das fpätere (1. 19 C. 4, 32) gab ihm ohne meiteres eine 
actio utilis. Das neue Recht fieht in der Hinterlegung einen Ver» 
trag zugunften eines Dritten ($ 328), der fein Recht aber verliert, 
menn ber Schuldner vom feinem Rückforderungsrechte Gebrauch 
macht. Daher wirkt die Hinterlegung nur bann befreiend, 
menn das Rüdnahmereht ausgeſchloſſen wird; bie 
mwiberrufliche Hinterlegung gibt dem Schuldner eine bila= 
toriſche Einrede gegen den Änſpruch auf Keiftung, indem ber 
Schuldner den Gläubiger auf bie hinterlegte Sache verweiſen kann; 
fie befreit ferner den Schulbner von der Gefahr, von ber Zinspflicht 
unb bon ber Pflicht, Erfah für Nugungen zu leiften. Das Rüd- 
nahmerecht wird aber nicht bloß durch Verzicht und ein die Hinter- 
legung für rechtmäßig erflärendes Urteil, fonbern auch durch die vom 
Gläubiger ausgeſprochene Annahme ausgeſchloſſen ($ 376), denn in 
ber Hinterlegung Tiegt zugleich bie dem Gläubiger gemachte Offerte 
einer Abtretung bes Herausgabeanſpruchs ($$ 376, 378, 379). Die 
hinterlegte Sa he ift dem Zugriff anderer Gläubiger entzogen und 
das Rüdnahmerecht des Schuldners ift unpfänbbar, dagegen iſt ber 
Anfpruch des Gläubigers gegen bie Hinterlegungaftelle der Pfändung 
zugänglich (88 377 u. 400). 

Die Hinterlegung tritt an bie Stelle der unmittelbaren Er- 
füllung, daher fann nad) neuem Rechte der Schuldner einer Zug- um⸗ 
Zug-Leiftung dad Empfangnahmereht bes Gläubiger? von deſſen 
Gegenleiftung abhängig machen. Dieſes Empfangnahme- 
recht iſt bie unmittelbare Folge der Hinterlegung für ben Gläubiger, 
es tritt an Stelle des getilgten Erfüllungsanfpruchs, ift aber nicht 
ſelbſt ein Anſpruch und unterliegt daher nicht ber Verjährung, 
erlifcht jeboch mit Ablauf einer Präflufiofrift von 30 Jahren. Denn 
dem Schuldner follen bie Vorteile, die er durch Verjährung des 
Zeiftungsanfpruches erlangt haben würde, nicht verloren gehn. Iſt 
alfo die Frift verfteichen, fo fann ber Schulbner bie hinterlegten 
Sachen zurüdnehmen, auch wenn er auf das Rüdnahmerecht ver> 
zichtet hatte, 

Die Hinterlegung wirft aud) dann, wenn fie bei einer örtlich un⸗ 
zuftändigen Stelle gefchieht und auch dann, wenn ber Schuldner bie 
Pflicht verfäumt, den Gläubiger von der Hinterlegung zu benach- 
richtigen. In beiben Fällen tritt eine Schadenserſatzpflicht ein.‘) 

I. Zur Berfteigerung (Selbfthilfeverfauf) der gefchulbeten 
Sache und Hinterlegung bes Erlöfes ift der Schuldner befugt 

*) Koften der Hinterlegung treffen den Gläubiger ($ 381), bei Über» 
fnung ung bie Voſt Noir Ye en ne auf den rn der Ab» 
jenbung zurüd (8 375). 
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1. nach dem BGB (8 383) bei jedem Schuldverhältnis, 

a) wenn bie Sache zur Hinterlegung ungeeignet und ber Gläu— 
biger im Annahmeverzuge, 

b) wenn die Sache dem Verberben auögefeht ift und einer ber 
anberen Hinterlegungägrünbe vorliegt; 

2. nach dem HGB ($ 373), wenn bei einem Hanbeld= 
Tauf ber Käufer im Annahmeverzug ift, und zwar bei jeber Art 
don Sachen. 

Der Selbſthilfeverkauf iſt wirkſam und befreit den Schulbner 
nur bann, wenn feine befonderen Vorausfegungen gegeben 
find. Diefe find: 

a) Androhung der Verfteigerung; bie Androhung barf 
jedoch unterbleiben, wenn die Sache bem Verberben ausgefegt und 
mit dem Verzuge Gefahr verbunden oder wenn die Androhung aus 
einem anbern Grunde untunlich ift; 

b) Offentlichkeit der DVerfteigerung, d. 5. öffentlicher, 
durch den Gerichtsvollzieher des Verſteigerungsorts oder burch einen 
au Verfteigerungen befugten andern Beamten ober durch einen öffent» 
lich angeftellten Verfteigerer vorgenommener Verkauf ($ 383 Abf. 3 
BGB); hat die Sache einen Böcſen- oder Marktpreis, fo kann ber 
Verkauf auß freier Hand durch einen Hanbelsmätler oder durch eine 
zur Öffentlichen Verfteigerung befugte Perfon zum laufenden Preife 
(Zagesturfe) erfolgen.) 

Die Androhung foll dem Gläubiger die Möglichkeit gemähren, 
Teine Rechte wahrzunehmen. Es muß beöhalb zwifchen ihr und der 
Verfteigerung ein angemeffener Zeitraum liegen. Sie ift eine ein= 
feitige, empfangsbebürftige Erklärung. 

Bon ber vollgogenen Verfteigerung hat der Schulbner ben Gläu- 
biger unverzüglich zu benachrichtigen, anbernfalls ift er ſchadenserſatz⸗ 
prlictig. 

III. Von ber Hinterlegung zum Zwede der Erfüllung ift bie 
Hinterlegung zum Zmwede ber Sicherung mefentlic ver— 
ſchieden, daher im erfteren Yalle ber gefchuldete im letzteren ein 
anberer Gegenftand hinterlegt wird. 


8 91. Die Aufrechnung (Kompenfation). 


Wenn dem Schuldner gegen den Gläubiger eine Forderung zu= 
fteht, fo wirb dadurch an dem Beſtande meber ber Forderung noch 
der Gegenforberung an fi) etwas geändert. Beide Forderungen 
tönnen aber, fo meit fie fi deden, aufgehoben werben durch 


’) Auf den Selbfthilfeverfauf ift in der Lehre vom Kauf zurüdzus 
tommen. 
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Aufrechnung, Kompenfation. Der Gläubiger erhält in biefem Falle 
nicht den Gegenftand feiner Forderung, fondern Befreiung von ber 
eigenen Schuld, ein jeber tilgt alfo feine Schulb mit feiner Forde— 
zung. 

Die Aufrehnung kann mit dem Willen (comp. voluntaria) 
oder gegen ben Willen des Gläubiger8 (comp. necessaria) er= 
folgen. 

A. Der Kompenfationsvertrag ift die Vereinbarung zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner, daß gewiſſe Forderungen durch Aufrech— 
nung getilgt fein oder werden follen, denn es können beftehenbe For⸗ 
derungen für erloſchen ertlärt (comp. in praeteritum) ober bag 
Erlöſchen künftiger Yorberungen vereinbart werben (comp. in 
futurum, eigentliches pactum de vompensando). Der Berirag 
ift nach altem und neuem Rechte zuläffig und bietet den Vorteil, 
Forderungen ohne Anwendung von Barmitteln aud in dem Falle 
zu tilgen, wenn bie Vorausfegungen ber gefeglichen Rompenfation 
(f. unter B) nicht vorhanden find. 

1. Eine Unwenbung ber comp. in praeteritum ift bie 
Stontration, d. h. bie Aufrechnung der gegenfeitigen Forde— 
rungen unter mehr als zwei Perfonen, ein Rechtsgeſchäfi, das ben 
vorangegangenen Wechfel der Subjekte durch Zeffion, Delegation, 
Schulbübernahme vorausfegt. Der Durchführung biefer Operas 
tionen dienen bie an größeren Handelsplähen beftehenden Abrech— 
nungsftellen. 

2. Eine Anwendung ber comp. in futurum ift der Konto= 
lorrentbertrag. Er befteht in ber Vereinbarung auf Her— 
ftelung einer Geſchäftsverbindung und damit gegenfeitiger Krebit- 
gemwährung in ber Weife, „daß bie aus ber Verbindung entfpringen- 
den beiberfeitigen Ansprüche und Leiftungen nebit Zinfen in Rech— 
nung geftellt und in regelmäßigen Zeitabfchnitten durch Verrechnung 
und gyeftftellung des für ben einen ober anderen Zeil fich ergebenden 
überſchuſſes ausgeglichen werben“ ($ 355 HGB). 

Der Kontoforrentvertrag war fon dem römifchen Rechte be- 
tannt, nach welchem ber Banfier (argentarius) au dem Konto- 
Iorrentverhältni3 nur cum compensatione agere, d. 5. nur auf 
den Saldo Hagen durfte. Das Inſtitut hat aladann im Hanbels- 
vertehr bes Mittelalters feine Ausbildung und im mobernen Rechte 
nur für den Handelsverkehr gefegliche Regelung erfahren (vgl. Art. 
291 96B a. F.). Auch das neue HGB (8$ 355-357) fept 
die Raufmannseigenfhaft wenigſtens eines ber 
Rontrahenten voraus. Man mwirb aber auf ein gleiches 
Rechtsverhältnis unter Nichttaufleuten die Grunbfäge des HGB 
analog anwenden dürfen. 

Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutilands. IV. Aufl. 17 
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Die Wirkung bed Vertrags befteht darin, daß die eins 
zelnen Forderungen und Schulden ihre Eigen- 
Thaft als felbftändiger Vermögensgegenftände 
verlieren und zu bloßen Rechnungspoſten herab— 
Tinten. Hieraus folgt, daß feiner der Kontrahenten über bie ein⸗ 
zelnen Forberungen verfügen, insbeſondere fie abtreten, verpfänben, 
einflagen tann, baß jeber Zeil ein feiner freien Verfügung unter- 
liegendes orberungärecht vielmehr nur auf ben Saldo Hat. Der 
Rechtsgrund der Saldoforberung ift alfo ber Kontoforrentvertrag 
und bie Salbofeftftellung. Folglich fünnen auch die Gläubiger eines 
der Kontrahenten zum Gegenftanbe ber Zwangsvollſtreclung nur bie 
Salboforberung ihres Schuldner? machen. 

Die Verwandlung der ehemals felbftändigen Forderungen in 
bloße Rechnungsfaktoren tritt jelbft bei denjenigen Yorberungen ein, 
die duch Pfand, Bürgſchaft oder ſonſt gefihert find oder für bie 
ein Gefamtfhulbner haftet. Vor ber GSalbofeftftellung kann ber 
Gläubiger eine ſolche Yorberung ebenfo geltend machen, wie jebe 
andere felbftänbige Forderung. Nach der Salbofeftitelung kann 
der Gläubiger jene atzejforifche Recht nicht mehr zum 
Zimede der Befriedigung der Hauptforderung felbft, wohl aber zum 
Zwede ber Beitreibung des Salbo geltend machen, infomeit dieſe 
und jene Forderung ſich deden. Hafteten alfo für eine Yorberung bes 
X. auf 1000 Mt. ber ®. und der E. als Geſamtſchuldner und geht 
diefe Forderung in die Rechnung von A. u. B. über, fo kann biefe 
Forderung gegen E. nicht mehr geltend gemacht werben, und C. ift 
für immer frei, wenn fi ein Guthaben für B. heraugftellt. Ergibt 
fi aber für A. ein Guthaben von 820 Mt., fo haftet für biefen 
Betrag auch der ©. 

B. Die geſetzliche Kompenfation. Sie ift die vom Willen 
des Gläubiger8 unabhängige Kompenfation, und tritt beim 
Vorhandenſein ihrer gefeglichen Vorausfegungen ein, wenn ber 
Säuldner ben Kompenſationswillen betätigt. 

I. Ansübung der Aufredinungsbefnguis. Das römische Recht 
tannte ein zivile Kompenfationsrecht nit. Bei den bonae fidei 
judiciis hing es vom Ermeffen des Richters ab, die Kompenfation 
zuzulaſſen oder zu verfagen. Wollte ber Schuldner gegenüber einer 
a. strieti juris fompenfieren, fo beburfte e8 der Aufnahme einer 
exceptio doli in bie Formel; die Folge mar aber bie, daß beim 
Vorhanbenfein der Gegenforberung die gänzliche Freifprehung bes 
Beklagten auch dann erfolgte, wenn bie Gegenforberung geringer 
mar als bie Yorberung. Der Kläger war alfo genötigt, von born- 
herein nur auf den Überfchuß zu lagen. Erſt Mark Aurel gab ber 
e. doli in biefem alle bloße Kompenſationswirlung und fchrieb 
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die Berüdfichtigung der Gegenforberung bor. Nach bem fpäteren 
Kaiferreit und dem Rechte des corpus juris befteht alfo ein Kom=- 
penfations recht des Schuldners. 

Auf demfelben Standpunkte ftand das gemeine und fteht das 
neue Recht ($$ 387, 388 BGB). Nach gemeinem Rechte war aber 
ftreitig, ob ſich die gegenüberftehenden Forderungen von felbft mit 
dem Augenblid ihres Dafeins aufheben (fog. ipso-jure-Wirtung) 
ober ob e3 ber Kompenfationserflärung bebarf oder enblich, ob erft 
das bie Aufrechnung zulaffende Urteil bie Tilgung der Forderungen 
bewirkt. Das neue Recht fchließt fich der ſchon bisher, insbeſondere 
in ber Prariß (vgl. namentlih RG 11, 119, 120 und die dort An= 
geführten) vertretenen Auffafjung an, daß es zur Ausübung bes 
Kompenfationsrehts3 zwar ber Willensertlärung bes 
Schuld ners, aber au nur biefer Erklärung bebürfe, um bie 
Aufrenung mit der Wirkung eintreten zu laffen, daß bie Forde— 
zungen, foweit fie fih deden, in dem Zeitpunfterlofden 
find, in welchem fie zur Aufrechnung geeignet einanber gegenüber» 
traten ($$ 387—389). Jene Erklärung ift eine einfeitige, 
empfangsbebürftige Willenserklärung. Sie fol eine klare Rechts— 
lage ſchaffen, fie ift daher unmirkfam, wenn fie unter einer Be— 
dingung ober einer Zeitbeftimmung abgegeben wird ($ 388). Sie 
Iann ſowohl außerhalb wie innerhalb des Progeffe abgegeben wer⸗ 
den. Geſchah fie außerhalb, fo ift Die Berufung auf fie im Prozeſſe 
nichts weiter mehr als eine Zatfachenbehauptung, gefchieht fie erft 
im Progeffe, fo ift fie ein im Progeffe betätigtes Privatrechtägefchäft. 
Das bie Aufrechnung zulaffende Urteil ftellt aber in jedem Falle nur 
die bereits vollzogene Kompenſation feft. 

II. Die Aufrechnungsbefugnis hängt nach altem und neuem 
Rechte von folgenden Vorausſetzungen ab: 

1. Gegenüberftehen zweier auf gleihartige Gegenftände 
gerichteten orberungen, auch wenn fie auß verfchievenen Rechts— 
gründen herrühren, und auch wenn ber Erfüllungs- ober Ab- 
Hieferungsort für jebe Yorberung verſchieden ift (88 387, 391); 

2. Forderungen, deren Erfüllung er zwungen werben kann; 
denn bie Aufrechnung wirkt gegen ben Willen bes anbern Teils. 
Daher kann eine Forberung, der eine Einrede entgegenfteht, ſowie 
eine berjähtte Forderung nicht aufgerechnet werben. Die einmal 
entftandene Aufrechnungsbefugnis erliſcht aber nicht durch Ver— 
jährung. Daher kann aud nad Eintritt der Verjährung kompen- 
ſiert werben, wenn bie Yorberung zu ber Zeit, zu melcher fie auf- 
gerechnet werben konnte, nicht verjährt war ($ 390 BGB). 

3. Die aufzurechnenden Forberungen müffen fällig fein 
(val. 88 387, 271), enblid; müffen 

17° 
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4. bie Forderungen gegenfeitige fein, d. h. bie Gegen- 
forberung muß dem Schuldner gegen den Gläubiger zuftehen. Von 
biefem Erforberniffe find jevoh Ausnahmen zugelaffen: 

a) ber Schuldner kann nad altem und neuem Rechte ($ 406) 
mit einer gegen ben Zebenten zuftehenden orberung gegen ben 
Zeffionar aufrechnen; . 

b) mit einer fremben Gegenforberung konnte nad biäherigem 
Rechte kompenfieren: der Bürge mit ber Forderung bes Haupt= 
ſchuldners, der Korrealſchuldner mit ber Forderung be Mit- 
ſchuldners, wenn unter ihnen ein Regreßrecht beftand, und ber britte 
Pfandbefiger mit einer Yorberung bes Schuldner. Das neue 
Recht fuht dad Prinzip, daß niemand bie eigene 
Säuld mit fremdem Vermögen bezahlen bürfe, 
au wahren, indem es dem Storrealfchulbner wie dem Schulbüber- 
nehmer jene Aufrechnungsbefugnis entzieht (8 422 Abſ. 2, 417 
BGBy), und dem Bürgen ebenjo wie dem Mitglieve einer offenen 
Hanbelsgefelfchaft ober einer Kcommanditgefellihaft ($ 770 BGB, 
88 129 Abf. 3, 161 HGB) ftatt des Kompenfationsrechts ein dem 
beneficium excussionis vergleichbares Vermeifungsredt, 
d. h. die Befugnis gibt, die Befriebigung bes Gläubiger zu ver— 
meigern, folange biefem bie Möglichkeit zufteht, ſich durch Kom— 
penfation mit einer eigenen Schuld zu befriedigen (f. auch $ 1137). 

Das BGB geht aber infofern weiter als das bisherige Recht, 
al es einem jeben, beffen Rechte an einer Sache durch das Zu— 
griffsrecht eines andern gefährdet find, die Befugnis gibt, das 
Forderungsrecht biefes andern durch Leiftung oder burh Auf- 
rechnung mit feiner eigenen Forderung, bie alfo nicht eine 
Gegenforberung des Schulbnerz ift, zu befeitigen ($ 268). Daher 
hat auch ber Eigentümer ber mit einem Pfand- oder Hnpothefen- 
echte belafteten Sache das Recht, die Forderung des Pfand= oder 
Hypothelengläubigers durch Kompenfation zu filgen (88 1142, 
1224, 1249). 

Das frühere gemeine Necht verlangte ferner bei Kompenfation 
im Prozeffe Liquidität, d. h. Feſtſtellbarkeit der Gegenforbe- 
rung bis zu bem Zeitpunkt, in welchem bie Forberung feftgeftellt 
märe, boraußgefegt, baß Forderung und Gegenforberung nicht in 
echtlichem Zufammenhange ftänden. Dieſes Erforberniß ift von 
der ZPO befeitigtv und vom BGB nicht wieder aufgenommen 
morben, ba die ZPO dem berechtigten Verlangen, bie Entfheibung 
über die Forderung nicht durch eine meithergeholte und ſchwer feft- 
ſtellbare Gegenforberung aufzuhalten, in anderer Weiſe Rechnung 
trägt. Das Prozekrecht unterfcheibet: 

a) Wenn beide Forderungen in rehtlihem Zufammen= 
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bange ftehen, jo muß über fie in bemfelden En burteile ent 
jchieben werben, dem Gericht ift aber Trennung ber Verhandlung 
und Wburteilung über die eine Forderung buch Zwifhen- 
urteil geftattet; 

b) wenn aber bie Forderungen nicht in rechtlichem Zufam- 
menhange ftehen, fo kann das Gericht getrennte Berhband- 
lung anorbnen ($ 145 Abf. 3 ZPO). Hat es dies getan und 
tommt es zuerft zu einer bie Yorberung bejahenben Entfcheibung, fo 
hat e3 nur über biefe ein Enburteil zu erlaffen. Das über die 
Forderung erlaffene Endurteil erlebigt aber den Rechtsſtreit nicht, 
fondern ergeht unter bem Vorbehalt der Entſcheidung über bie Auf- 
rechnung ($ 302 ZPO, RG 31, 1). Bejaht das Gericht naher durch 
das vorbehaltene Urteil bie Gegenforberung, jo muß zugleich in 
demfelben Enburteil das frühere Urteil aufgehoben und bie Klage 
abgewieſen werben. 

III. Die Aufrechnungsbefugnis ift ausgeſchloſſen: 

1. burh Verzicht des Berechtigten. Ein folder Verzicht 
wird vom BGB insbefonbere dann angenommen, wenn ſich ber 
Schuldner verpflichtet, an einem beftimmten Drte und zu einer be= 
ftimmten Zeit zu leiften, ihm felbft aber eine Forderung mit an= 
derem Leiftungsorte zufteht. Denn bier ift die Abſicht auf Be— 
am eines augenblidlihen Bedürfniffes gerichtet ($ 391 
Abf. 2); . 

2. gegenüber gewiffen $orberungen: 

a) Nah gemeinem Rechte gun Yorberungen aus rechts⸗ 
mibriger Wegnahme von in frembem Befige befindlichen Sachen 
(RG 19, 237; 22, 227), nach neuem Rechte ($ 393) gegen jebe 
Forderung auß einer vorſätzlich begangenen un 
erlaubten Handlung (vgl. $ 273); 

b) nad} gemeinem Rechte gegen Alimentenforberungen, nad 
neuem Rechte ($ 394) gegenüber jeber der Pfändung nicht unters 
imorfenen Forberung (Ausnahme $ 394 Sat 2); 

ec) nad) gemeinem Rechte gegen Yorberungen bes Fiskus, wenn 
diejenige Kaffe, melde zu leiften Hat, verſchieden ift von ber, an 
welche zu leiften ift. Das neue Recht behnt dieſes dem Fiskus bed 
Reichs und ber Bundesſtaaten zuftehenbe Ausnahmerecht auf bie 
Gemeinden unb anderen Rommunalverbänbe aus ($ 395); 

d) gegen bie Anfprüche der Attiengeſellſchaft, Attientommanbit= 
geſellſchaft, der eingetragenen Genoſſenſchaft und der Geſellſchaft 
mit bejegtänfter Haftung gegen ihre Mitglieder auf Einzahlung ber 
Einlagen (88 221, 320 HGB, 8 22 Gefeh vom 1. Mai 1889, 
8 19 Gefeß vom 20. April 1892). 

Enblich darf nicht aufgerechnet werben mit Forderungen, bie 
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Gewerbetreibenben auf Grund verbotener Krebitierung gegen ihre 
Arbeiter zuſtehen (8 118 CD). 

Vom neuen Rechte befeitigt ift das gemeinfchaftliche Verbot der 
Kompenfation gegen die actio depositi. 

Wird eine Forderung in Beſchlag genommen, fo barf nad 
allgemeinen Gtunbfägen ber Drittſchuldner an feinen Gläubiger 
nicht mehr Teiften ($$ 829, 845, 930, 936 CPO), das BGB be- 
läßt ihm aber das zur Zeit der Befchlagnahme [don vorhandene 
Aufrechnungsrecht ($ 392 BGB). 

IV. Der gemeintedhtlihe Sa compensatio compensa- 
tionis non datur folgt aus dem Wefen ber Aufrechnung. Denn 
biefe ift mit Abgabe ber Kompenſationserklärung vollzogen, fie kann 
nicht dadurch wieder aufgehoben werben, daß ber Gläubiger mit 
einer zweiten ihm zuſtehenden Forderung gegen die Gegenforberung 
aufrechnen zu wollen erklärt. 

Hat der eine ober ber anbere Zeil mehrere Forderungen, fo 
tann ber aufrechnende Teil die zu kompenſierende Yorberung be= 
flimmen. Unterbleibt die Beftimmung ober wird fie Durch fofortigen 
Widerſpruch des andern Teils entkräftet, jo fommen bie Grund- 
füge zur Anwendung, bie für eine auf mehrere Yorberungen ge= 
Teiftete Zahlung gelten ($ 396). 

V. Der Konkurs bes einen Teils ſchließt eine Befriedigung des 
anbern burch Aufrechnung nicht aus. Aber auch Hier wird vorausgeſetzt, 
daß das Kompenfationsrecht ſchon zur Zeit der Konkurseröffnung 
begrünbet, die „Aufrechnungslage” vorhanden war (88 53 ff. KO). 


$ 92. Der Erlaß. 


Im römifchen Rechte diente die ın Gtipulationsform abge- 
ſchloſſene aoceptilatio (quod ego tibi promisi, habesne 
acceptum? habeo) ber Aufhebung von Stipulationsſchulden. Sie 
wirkte als Formalakt ipso jure aufhebenb,*) gleichviel, ob ber 
Gläubiger in Wirklichkeit befriedigt mar ober nit. Um ſich ber 
Atzeptilation bedienen zu fönnen, pflegte man die auf anderem 
Rechtsgrunde beruhende Schuld durch Nobation in eine Stipulationd- 
ſchuld umgumanbeln. In das gemeine Recht ift bie Form ber 
Afzeptilation nicht übergegangen. Im heutigen Recht erreicht man 
dasfelbe Ziel auf anderem Wege. 

1. Der (im römifhen Rechte für Nicht-Stipulationsſchulden 
vorfommende) Erlaßvertrag befteht in der vom Schuldner angenom= 
menen menen Grffärung des Gläubigers, daß er feine Forderung aufgebe. 

ie! Die Aufhebung einer Schuld mirkte ipso jure, wenn Biefe Folge 


traft gulkanı fie wirkte ope exceptionis, wenn jene Bolge nur irafi ber 
dom Een in bie formula eingerüdten exceptio eintrat. 
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Verſchieden von ihm ift dad pactum de non petendo, 
die Zuficherung des Gläubigers, nicht mit den Mitteln des gericht- 
lichen Zwanges gegen ben Schulbner vorgehen zu wollen, ein Ver— 
trag, der bie Schulb beftehen läßt und entmweber in ber Aufgabe ber 
Zwangsbefugniſſe ſchlechthin (p. de n. p. in rem) ober in einem 
Entgegentommen gerabe nur gegen bie Perfon des Schuldners (p. d. 
n. p. in personam) befteht. Der Erlaß kann ein Akt ber Freigebig⸗ 
teit, er lann Gegenftand einer Verpflichtung (insbeſondere aus einem 
gegenfeitigen Vertrage) fein, jebenfalls ift er ein abftrafter Vertrag 
(8 397). ft er eine Vetätigung ber Yreigebigkeit, fo ift er Schen- 
tung und bedarf nicht der für Schenkungs verſprechen bor- 
geſchtiebenen Form (8 518). Haben Gläubiger und Schuldner einen 
Rechtsgrund für den Erlaß angenommen, welcher tatfählich nicht 
beftand ober ungültig war (3. B. Gläubiger nahm irrtümlich an, 
aus einem Vergleiche zum Erlaffe verpflichtet zu fein), fo hat der 
Gläubiger (nad) $ 812) den Anſpruch auf Wieberherftellung bes 
Sculbverhältniffes (RG 53, 296). 

2. Das Anerkenntnis des Nichibeftehens einer Schulb wirkt 
nad; ber herrfhenden Lehre des gemeinen Rechts und nad neuem 
Recht (8 397 Abf. 2 BGB) aufhebend, wenn es gegenüber bem 
Schulbner erklärt wird, Denn in diefem Fall ift e8 ein abftratter 
Vertrag, während bie einem Dritten gegenüber vom Gläubiger ab- 
gegebene Erklärung, daß er eine Forderung nicht habe, als bloße 
Tatſachenbehauptung nur die Bebeutung eines Beweisgrundes hat. 

Ob in ber Rückgabe oder abfihtlihen Vernichtung ber Schuld- 
urtunde ein Erlaß ober ein Anerfenntnis ber Nichtſchuld Itegt, tft 
Tatfrage, jevenfalls fchafft fie einen Beweisgrund dafür, daß bie 
Schuld aus irgendeinem Grunde erlofchen fei. 


$ 93. Der Zwangsvergleid. 

Der Zmangsvergleich ift ein ben Konkurs beenbenber Rechtsalt, 
melcher bie vom Gemeinfchulbner abzugebenbe Erklärung, in welcher 
Weife bie Gläubiger befriedigt und ob und mie fie fichergeftellt werden 
fellen, fowie die Zuftimmung der Mehrheit ber Konkursgläubiger 
vorausſetzt und der Beftätigung durch das Gericht bebarf. Er ge— 
hört hierher, weil er in den meiften Fällen eine Zeilaufhebung der 
den Gläubigern zuftehenven Forderungen herbeiführt. 

Seine rechtliche Natur ift Gegenftand ungelöften Streited. Der 
Urteilstheorie, melde in ber gerichtlichen Beftätigung ein 
den Konlkursanſpruch erlebigendes Urteil und in dem Mebrheita- 
beſchluß eine Erfenntnisquelle für den Richter erblidt, fteht die Ver- 
tragstheorie, bie im Zwangsvergleich einen von der Mehrheit 
der Gläubiger mit dem Gemeinfhulbner geſchloſſenen Vertrag fieht, 
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gegenüber. Letztere Theorie ift nur dann zu halten, wenn man, wie 
oben $ 88 angenommen, in ber Gläubigerfchaft eine Gläubiger- 
gemeinſchaft erblidt. Denn nur fo läßt fi erklären, daß ber 
Zwangsvergleich nicht nur für und gegen biejenigen Gläubiger, bie 
fh am Konlurſe nicht beteiligt, fondern aud für und gegen bie, 
melde fi gegen den Zwangsvergleich erflärt haben, wirkt ($ 193 
KO). Die Annahme einer Zmangsvertretung (ber widerſprechenden 
durch die zuftimmenben Gläubiger) ift unhalibar. Ein Inſtitut bes 
mobernen Rechts, ift er zuerft von ber franzöfifchen Gefehgebung 
audgebilbet und aus biefer in bie preußifhe KO von 1855 und 
andere deutfche Partitulargefege, aus dieſen aber in die RRO über» 
nommen mworben. 

Zu feinen Vorausſetzungen gehört ein Vergleichs— 
vorfſchlag des Gemeinſchuldners (88 173, 174 KO) und Die 
Zuftimmung einer Perfonen- und einer Summenmajorität 
(8 182).) Die gerichtliche Beftätigumg hat einen rechtspolizei— 
lichen Charatter: fie hat nicht nur feftzuftellen, baß bie vom Geſetz 
aufgeftellten Erforberniffe gegeben find, ſondern auch bafür zu 
Torgen, daß Benachteiligungen vermieden und bie gemeinfamen Inter⸗ 
effen der Gläubiger nicht verlegt werben (88 184, 188). 

Der Zmangsvergleih berührt nur die niht bevorrech— 
tigten Gläubiger, muß biefen aber gleiche Rechte gemähren 
(Sleiägheitspringzip). Werben die Forberungen ber Gläus 
biger prozentual herabgeminbert, fo erlifcht der aufgehobene Zeil der 
Forderung wie dur einen Erlaßvertrag, Der Erlaß wirkt aber 
nur zugunften ber Perfon des Gemeinfhulbners, bie Mitſchuldner 
und Bürgen bleiben auf den urfprünglihen Schulbbetrag ver— 
haftet, beögleichen bleiben Pfand- und Hypothekenrechte ſowie Grund⸗ 
ſchulden und Vormerkungen unberührt, auch wenn biefe dinglichen 
Rechte an einem zur Maſſe gehörigen Gegenftande bejtehen. Der 
Zwangsvergleich kann aber den Gläubigern neue Rechte (insbeſondre 
Sicherungsrechte. Rechte gegen Mitfchulbner) gewähren und ge- 
währt ihnen ſtets einen vollſtredbaren Schuldtitel gegen biejenigen 
Perfonen, welche dur den Zwangsvergleich Pflichten übernommen 
haben ($ 194). 


$ 9. Andere Aufhebungsgründe. 


Aufhebend wirken noch: 

1. Die Rovation. Sie befteht in ber Aufhebung ber bisherigen 
und ber Begrünbung einer neuen Forderung mit bem Inhalte der 

) 1. Einfache Mehrheit ver im Termine an me & nden Gläubiger, 
2. Gefamtfumme der Forderungen der zuftimmenben Gläubiger = % Ger 
Geſamtſunime ber Forderungen aller überhaupt ftimmbereditigten Gläubiger. 
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alten (1. 1 pr. D. 46,2: novatio est prioris debiti in aliam 
obligationem vel civilem vel naturalem transfusio atque 
tranelatio). Die Novation vollzieht fi) dur Vertrag, und zwar 
im römiſchen Rechte durch Stipulation ober Literalfontratt. Gie 
hatte damals eine größere Vebeutung als heute, weil fie in älterer 
Zeit Zeſſion und Schulbübernahme zu erfeken hatte, zugleich aber 
auch die Form bilbete, durch welche klagloſe Forderungen in klagbare 
verwandelt wurden. 

Das BGB erwähnt fie nur beiläufig ($ 364 Abſ. 2), indem 
es ben bem heutigen Nechtövertehr entnommenen Gab wieberholt, 
daß, wenn ber Schuldner zum Zwecke ber Vefriebigung bes Gläubi— 
gers eine neue Verbindlichkeit übernimmt, die Vermutung gegen 
eine Hingabe an Zahlungs Statt, alfo gegen bie Aufhebung 
der alten Obligation ſpricht. Die Parteien fünnen aber eine Nova— 
tion erflären. Der Vertrag, der die neue Obligation begrünbet, ift 
ſtets ein abftrafter, häufig mirb die Wechfelform gewählt. Da— 
gegen können bie Parteien auch vereinbaren, baß das, maß ber 
Schuldner aus anderem Rechtsgrunde ſchuldet, ihm fortan ala Dar- 
lehn belaffen merbe ($ 607). Als Novation wird nicht angefehen 
(beftr.) die Aufnahme einer Yorberung in die laufende Rechnung 
(8 356 HGB). 

Die Novation geſchah und geſchieht mit Perſonenwechſel, 
wenn an Stelle bes bisherigen Gläubiger ein neuer Gläubiger oder 
an Stelle des bisherigen Schuldners ein neuer Schulbner tritt. 
Ein neuer Gläubiger Tann nur eintreten auf Grund einer Yor- 
berungsüberweifung, einer Delegation (Attiv-Delegatton), ein 
neuer Schuldner fann eintreten ſowohl auf Grund einer Schuldüber- 
meifung (Paffiobelegation) von feiten des bisherigen Schuldners 
als auch ohne Mitwirkung des alten Schuldners b. i. im Wege ber 
Erpromiffion. 

Da im römiſchen Rechte die Litißtonteftation die bisherige 
Schuld, das dare oportere, in dad condemnari oportere um- 
manbelte, fo nannte man fie im Mittelalter eine novatio neces- 
saria im Gegenfage zu ber buch Vertrag gefchehenben 
n. voluntaria. 

2. Die Vereinigung von Forderung und Schuld (confusio)!) 
in einer Perfon (3. B. durch Beerbung, aber auch durch Abtretung) 
ſchafft einen dem Wefen der Obligation miberfprechenden Zuftand 
und führt damit deren Untergang herbei. Die Römer erbliden in 
der confusio eine Art Kompenfation (1: 33 D. 24, 3) oder eine 
.. 9) Shmwedler: Das Erlöfgen der Schulbverhältniffe durch Ver— 
einigung, 1897. 
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solutio (1. 50 D. 46, 1). Die befreiende Wirkung tritt jedoch nad 
juftinianifchem und und gemeinem Rechte beim Erbſchaftsantriti cum 
beneflcio inventarii nit ein. 

Das moberne Recht unterfcheidet zwiſchen enbgültiger 
und vorübergehender Dereinigung und läßt nur bei ber 
erfteren das Erlöfchen, dagegen bei ber leßteren ein bloßes Ruhen 
ber Obligation eintreten. Cine vorübergehende Bereinigung tritt 
in ben Fällen ein, in benen die Obligation in einem ‘Papiere ver⸗ 
törpert ober im Grundbuch eingetragen morben ift. Daher erlifcht 
bie Obligation nicht, wenn ber Auäfteller eines Inhaberpapiers ober 
ber Wechſelſchuldner das Papier erwirbt, denn buch Veräußerung 
bes Papier trennt er Forderung und Schuld und führt er daher 
das Wieberaufleben der Obligation herbei. Über bie Hypothel des 
Eigentümers vgl. im Sachenreht. Im alle des Erbganges tritt 
zwar Konfufion ein, doch wird fie durch Unorbnung der Nachlah- 
verwaltung oder bes Nachlaßkonkurſes ausgeſchloſſen (5 1973, 
1991 BGB). 

3. Durd den fog. coneursus duarum causarum lucrati- 
varum (l. 61 D. 46, 3) ging nad) römifhem und gemeinem Rechte 
die auf Leiftung einer beftimmten Sache gerichtete Obligation unter, 
wenn bem Gläubiger diefelbe Sache von anderer Seite fo zugeführt 
murbe, daß ber Gläubiger fein Vermögensopfer erlitt. Das BGB 
bat hierüber feine Beſtimmung. Es muß aber aud nad ihm bie 
Forderung erlöſchen, wenn ber Bmed, dem bie Forderung biente, 
ohne Beeinträchtigung ber Vermögenslage bes Gläubigers auf irgend⸗ 
einem Wege erreicht wird. 


$ 9. Die pofitiven Vertragsperlegungen. 


Das BGB verpflichtet zum Schadenserſatz 
1. denjenigen, befjen Leiftung infolge eines von ihm zu ver— 
tretenden Umftanbes unmöglich wird ($ 280), 
2. benjenigen, ber mit feiner Leiftung in Verzug gerät ($ 286). 
Diefe allgemeinen Grundſätze kommen bei allen pere 
ſönlichen Verpflichtungen zur Anwendung, gleichviel auf welchem 
Schuldgrunde fie beruhen. Das BGB aber hat ferner befonbere 
Beitimmungen gegeben für ben Fall, daß eine auf Grund gegen— 
feitigen Vertrags geſchuldete Leiftung unterbleibt, meil ſich der 
Schuldner im Ver zu ge befindet ($ 326) ober meil fie infolge 
eines vom Schulbner zu vertretenden Umftandes unmöglich ift 
($ 325). Hier wird dem Gläubiger die Wahl geftellt, Schabens- 
erſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen ober bon dem Vertrage 
aurüdzutreten, . 
Man hat gemeint, daß das BGB damit nur bie Fälle negativer 
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Vertragsverletzung treffe, d. h. die Fälle, in denen der Schuldner 
unterlaffe, maß er tun follte, daß aber bie Fälle pofitiver Ver- 
tragsverletzung, d. i. alle Fälle von Vertragswidrigkeiten, bie in 
pofitivem Tun beftehen, in denen der Schulbner tue, was er unter 
laffen folle, nicht berüdfichtigt worden fein. Man Hat als Beifpiele 
folcher pofitiven Vertragsverletzungen angeführt: es handelt jemand 
der Vertragspflicht zumider, bie an ihn berfauften Lampen nicht 
nad einem beftimmten Lande meiterzuberfaufen, oder nicht im 
einem Konturrenzgefhäft tätig zu fein u. a. m., und barauf hin— 
getviefen, daß bier eine Lücke im Gefege vorhanden fei, bie unmöglich 
beabfihtigt fein lönne. 

Aber jene Meinung ift jedenfalls infomweit eine itrige, als es dem 
Geſetz angeblich an einer Beſtimmung fehlen folle, die im Falle pofi- 
tiver Vertragdverlegung eine Schadenserſatzpflicht ausſpräche. Man 
braucht nicht zu der kůnſtlichen und unrichtigen Konftruftion zu 
greifen, daß bie pofitive DVertragsmibrigfeit die Vertragserfüllung 
unmöglich made,‘) man braucht auch nicht?) zu einer analogen An= 
wendung bes $ 286 zu greifen, ber das fehulbhafte Unterlaffen mit 
einer Schabenserfagpflicht trifft unb damit angeblich jedes ſchuld⸗ 
bafte Zumiderhandeln treffen wolle. Denn die Schabens- 
erfaßpflicht ift, wie die herrfchende Meinung (fo auch RG 52, 18; 
58, 202) mit Recht annimmt, in $ 276 mit ben Worten audge- 
ſprochen: „Der Schuldner hat Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu ver— 
treten.“ 

Was jedoch das Rüdtrittsrecht anlangt, fo fehlt e& dem BGB 
in ber Tat an einer ausdrücklichen Vorfchrift. Aber es unterliegt 
teinem Bebenten, hier dem Reichägerichte (Bd. 54 ©. 98) zu folgen, 
das bie analoge Anwendung bed $ 326 für geboten erachtet, indem 
e3 ausführt, daß biefe Vorſchrift nicht nur für ben einen Fall 
ſchuldhafter Vertragsverlegung, nämlich für den Fall ſchuldhafter 
Unterlaffung, ſondern für alle Fälle ſchuldhafter, bie Erreichung des 
Vertragszweds gefährbender, Zumiberhanblungen gegeben fei. Doch 
fei es Tatfrage, ob nad; Lage bed Falles das Wahlrecht des Ver⸗ 
tragstreuen zwiſchen NRüdtritt und Schadenserſatz megen Nicht- 
erfüllung bon einer vorherigen Friftbeftimmung abhängig gemacht 
merben müffe. In jedem Falle kann hiernach der Vertragstreue 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, nicht nur Schabenzerfaß wegen 
verfpäteter Erfüllung verlangen. 


9 Selbmann- Rilientbal: Ba BGB fyftematifch dar⸗ 
gem 2 ._ Aufl. 8 Säöller in Gruhot3 Beiträgen 


9 Int Staub: Die pofitiven Wertragsverlegungen. 1904. 


B. Befonderer Teil, 
Die einzelnen Schuldverhãltuiſſe. 
I. Die Phligafionen aus Rechtsgeſchäften. 
1. Die einfeitigen Redhtsgefchäfte. 


A. $ 96. Die Auslobung. 


Eine Auslobung nimmt berjenige vor, ber durch öffent- 
lie Betanntmadhung eine Belohnung für bie 
Vornahme einer Handlung, inäbefonbere für 
bie Herbeiführung eines Erfolges ausſetzt“. Diefe 
Vegriffäbeftimmung des $ 657 BGB entfpricht dem bißherigen 
Rechte. 

Die Auslobung ift ein Inſtitut gemeinen deutſchen Gewohnheits⸗ 
rechts. In diefem ftanden die Bertragstheorie, melde die 
Auslobung felbft ala bloßes Angebot auffaßt und eine Verpflichtung 
erft mit der Annahme der Offerte entfiehen ließ, und die Polli= 
sitationstheorie, melde in der Auslobung eine einfeitige 
verbindliche Willenderflätung erblidte, einander gegenüber. Das 
BGB hat fi der Theorie bes einfeitigen Ver— 
ſprechens angeſchloſſen. 

Der Anſpruch auf die Belohnung iſt daher erworben mit der 
Vornahme der zu belohnenden Handlung, gleichviel, ob ber Han- 
delnde von der Auslobung Kenntnis und den Willen hatte, bie 
Belohnung zu erlangen, oder nicht ($ 657). Die Außlobung ift daher 
in dem Augenblide für den Außlobenden bindend, in welchem bie 
öffentliche Bekanntmachung gefchehen ift. Diefe fofort eintretende 
Verpflichtung hat mit der Wiberruflichkeit ber Auslobung nicht? zu 
tun. Der Auslobenbe ann daher die Auslobung zurüdnehmen, aber 
er fann nicht einen auf bie Belohnung fehon entftandenen Anfpruch 
aufheben. Der Widerruf fteht ihm daher nur bis zur Vor— 
nahme der Handlung zu ($ 658). Das Recht des Widerrufs ift mit 
der Auslobung an ſich gegeben, es bebarf daher zu feiner Befeitigung 
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eines Verzichts. Der Verzicht erfolgt entweder ausdrücklich in ber 
Auslobung felbft oder ſtillſchweigend dadurch, daß ber Außlobenbe 
für die Vornahme der Handlung eine Frift ſezt. Der Widerruf ift 
wirkſam nur, wenn er in berfelben Weife befannt gemacht wirb mie 
bie Auslobung felbft oder wenn er Durch befonbere Mitteilung (gegen- 
über dem mit ber Vornahme der Handlung PBeichäftigten) er- 
folgt ($ 658). 

Unter mehreren aus ber Auslobung Berechtigten geht ber- 
jenige vor, ber die Handlung zu er ſt vorgenommen hat. Bei 
gleichzeitiger Vornahme ift die Belohnung zu teilen, und ift bie 
Teilung nad Tage der Umftände nicht angängig, fo entſcheidet das 
208 ($ 659). Eine der Billigfeit entfprechende Verteilung fol 
aud dann ftattfinden, wenn mehrere zu dem zu belohnenben Erfolge 
mitgewirkt haben ($ 660). 

Die eine Preisbemerbung bezmwedende Auslobung hat 
bie Befonberheiten, daß zu ihrer Gültigkeit nicht bloß bie öffentliche 
Belanntmahung, ſondern auch eine Friftbeftimmung (damit alfo der 
präfumtive Wiberrufäperzicht) erfordert wird, daß über bie Zu— 
erfennung des Preifes bie in ber Auslobung bezeichnete Perfon oder 
der Auslobende entfceibet, und daß dieſer die Übertragung bes 
Eigentum3 an dem Werke nur verlangen kann, wenn dies in ber 
Auslobung beftimmt ift. 


B. Die Ausftellung von Wertpapieren. 
8 97. a. Der Wedel. 


Der Wechfel ift eine Urfunde, in welcher einem be— 
fimmten Gläubiger fomwie jedem, an ben bie 
Urkunde dur Indoffament gelangt, ein Sum— 
menberfpredhen gegeben wird, 

1. Er ift ein Summenverfpredjen, d. 5. er enthält eine ab- 
ftrafte, einfeitige Verpflichtung zur Zahlung einer beftimmten Gelb- 
fumme. Er bleibt Yormal- (Striptur-) Obligation aud dann, 
wenn ber Verpflichtungsgrund in ihm zum Ausbrude gelangt ift. 
In welch beſchränktem Maße der Schuldner aus dieſem Verpflich— 
tungägrunde einen Einwand gegen die Zahlungspflicht herleiten 
Tann, ift oben $ 81 erörtert. 

Jede auf ben Wechſel geſetzte Wechfelerklärung enthält ein 
Verſprechen und begründet eine Wechjelverpflihtung. Die Wechfel- 
verpflichtungen find entweber prinzipale ober [ubfidbiäre 
Der Wechſel Hat nämlih entweber bie Yorm eines einfachen 
Zahlungsverſprechens ober die eines Zahlungsauftrags. Im erften 
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Falle erklärt der Ausfteller: Gegen diefen Wechfel zahle ich... ., im 
zweiten Falle erklärt er: Gegen biefen Wechfel zahlen Sie... 
Jener Wechjel heißt eigener (trodemer), biefer gezgogener 
Wechfel ober Tratte; jener gleicht einem Schuldſcheine, biefer einer 
Anweiſung. 

Wie für die Anweiſung, ſo ſind auch für den gezogenen 
Wechſel drei Perſonen notwendig: a) der Anweiſende oder Traſſant, 
b) ber Angewieſene, Bezogene oder Traſſat, welcher zahlen, c) ber 
Anmeifungsempfänger, Remittent, an welchen gezahlt werben fol. 
Der Ausfteller eines eigenen Wechſels geht ſiets eine prizipale 
Verpflichtung ein. Der Ausfteller eined gezogenen Wechſels da⸗ 
gegen ift von vornherein nur Auftraggeber, und auch ber Remittent 
ift von vornherein nur Gläubiger. Uber mit der Begebung bes 
Wechſels von feiten des Traſſanten an ben Remittenten und durch 
die Begebung bes Wechſels vom Remittenten an eine andere Perfon 
(Inboffatar) übernimmt ver Traffant und übernimmt der Remittent 
die mechfelmäßige Garantie für die Annahme und Zahlung bes 
Wechfels (Art. 8 WO), und bie gleiche Garantie übernimmt ein 
jeber, ber den Wechfel durch Indoſſament meitergibt. Daher erwirbt 
ber Indoſſatar mit dem Wechfel nur Rechte aus dem Wechſel, eine 
Wechſelperpflichtung geht er erft ein, indem er ben Wechfel 
meitergibt (Arit. 9, 14). Alle dieſe Perfonen, die zuerft nur Rechte 
erlangen und erft durch bie Vegebung bes Wechfels eine Wechfel- 
pflicht übernehmen, haften nur fubfibiär (im Wege bes Regref- 
fe3), d. h. nur dann, wenn ber Hauptverpflichtete den Wechſel nicht 
annimmt ober nicht bezahlt. Bezahlen aber foll ihn ber Trafjat. 
Diefer ift zur Bezahlung des Wechſels vielleicht zivilrechtlich, aber 
nicht wechjelmäßig verpflichtet, er wird Wechſelſchuldner erft durch bie 
Annahme des Wechſels (Afzept, Artt. 21, 23), dann aber au 
Hauptverpflichteter. Bei diefem Hat ber Gläubiger zunächſt bie 
Zahlung nachzuſuchen, und nur wenn er fie hier nicht erlangt, kann 
er einen ber Regreßſchuldner in Anſpruch nehmen. Aber aud) biefe 
legteren find zur Zahlung oder Sicherftellung (Artt. 25, 29, 41) nur 
dann verpflichtet, wenn ber Gläubiger barüber, daß er rechtzeitig 
beim YHauptverpflichteten Annahme ober Zahlung gefucht (bie 
Wechſeldiligenz beobachtet) hat, eine öffentliche Urkunde, ven Pro» 
teft, hat aufnehmen laffen (Art. 41). 

Der Ausfteller kann ſich felbft als Remittenten bezeichnen 
(Art. 6). Diefer ſog. Wechfel an eigene Drber, welcher dahin lautet: 
Gegen diefen Wechfel zahlen Sie an meine Order (oder „an bie 
Orber von mir ſelbſt“) ift im Verkehr gebräuchlicher ala ber mit 
benanntem NRemittenten und unterfcheibet ſich von jenem nur dadurch, 
daß die Begebung bes Wechſels an ben Remittenten in formlofer 
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Übergabe, die Begebung des Wechſels an eigene Order aber nur im 
Wege bes Inboflaments erfolgt. 

2. Jede Wechfelertlärung ift infofern ein Kreatious · 
aft (RG 9, 56; 24, 87) als durch die bloße Nieberfchrift der Wechfel- 
erklärung eine Wechjelverpflihtung des Erklärenden gegenüber dem⸗ 
jenigen entfteht, ber den Wechjel im guten Glauben erwirbt (f. oben 
83626. 96f.). Die Folge if: 

a) Der Ausfteller kann fich ſelbſt als Bezogenen bezeichnen 
(Art. 6 Abf. 2); das beutfche Wechjelrecht läßt biefen fog. traf=- 
fiertseigenen Wechſel, ber nicht als eigener, ſondern als ges 
zogener Wechfel behandelt wird, aber nur dann zu, wenn Aus— 
ftellungs- und Zahlungsort verfchieden find und die Perfonen- 
ibentität im Wechſel felbft erklärt ift, benn nur in biefem Yale de— 
friedigt er ein Verkehrsbedürfnis. 

b) Der Wechfelfchuldner ift gegenüber demjenigen Befiger zur 
Zahlung verpflichtet, ber ſich burd eine zufammenhängende 
Reihe von Indoſſamenten als guigläubiger Erwerber und damit 
als Eigentümer des Wechſels legitimiert; er ift aber zur Zahlung 
berechtigt gegenüber bem, ber ſich nur äußerlich in ber bes 
ſchriebenen Weife legitimiert, denn der Wechſelſchulbner ift zur 
Prüfung der Echtheit der Indoſſamente nicht verpflichtet (Art. 36). 

Aus einer Wechfelerklärung entfteht alfo eine Wechfelverpflich- 
tung nicht etwa nur gegenüber bemjenigen, dem ſich der Schulbner 
verpflichtet Hat, und gegenüber den Rechtsnachfolgern des urfprüng- 
li Berechtigten, fondern unmittelbar gegenüber einem jeben, 
der den Wechfel durch Inboffament erwirbt. 

e) Eine Wechfelverpflichtung entfteht au dann, menn ber 
Wechfel gegen ben Willen befien, der bie Wechfelerflärung nieber- 
geſchrieben, in den Verkehr tommt (RG 9, 56). 

3. Zu ben Erforberniffen eines gezogenen Wechſels ge- 
hört nad} Art. 4 Nr. 8 die Angabe bes Orted, mo die Zahlung 
geſchehen foll. ft diefer Ort nicht ibentifch mit dem Wohnorte des 
Bezogenen, fo heißt ber Wechfel bomizilierter oder Domizil» 
mechfel. Eine befonvere Art biefer Wechfel ift ber bomizilierte 
Wechſel mit benanntem Domiziliaten, d. h. mit Bes 
nennung einer vom Traſſaten verſchie denen Perfon, melde 
am Wechſeldomizil zahlen fol. Es ift bie regelmäßig eine Perfon 
(namentlich ein Bankier), bie e8 übernommen hat, für den Bezogenen 
Zahlungen zu leiften. Der Mechfelgläubiger hat deshalb Zahlung 
beim Domiziliaten nachzuſuchen und bei ihrem Ausbleiben bei ihm 
Proteſt zu erheben, obwohl der Domiziliat nicht Wechſelſchuldner ift. 
Hat er dies unterlaffen, fo hat er bie auch dem Afzeptanten gegen- 
über zu beobachtende Wechſeldiligenz verabfäumt: die Folge ift, daß 
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er feine Rechte nicht nur gegen bie Regrekfchulbner, fondern fogar 
gegen ben Atzeptanten verliert (Artt. 24, 43). Iſt im Domizils 
bermert die Perfon, melde am Wechſeldomizile zahlen wird, nicht 
genannt, fo bat ber Bezogene felbft am Wechſeldomizile zu zahlen. 
Die Unterlaffung des Proteftes kann daher in biefem Yalle nur 
den DVerluft des Regreßrechts nach fich ziehen. 

4, Obwohl ber Bezogene erft durch die Annahme bes Wechfels 
wechſelmäßig verpflichtet wird, befteht grunbfäglich für ben Wechfel- 
gläubiger eine Verpflichtung, den Wechfel dem Bezogenen zur An- 
nahme zu präfentieren, nicht. Doc fann der Ausſteller eines Do— 
mizilmechfeld die Präfentation vorſchreiben, und für Wechfel, welche 
auf eine beftimmte Zeit nah Sicht lauten, befteht eine geſetzliche 
Präfentationzpflict (Artt. 24, 19). Nichtbeachtung diefer Diligenz 
hat in beiden Fällen den Verluſt bes Regreſſes gegen Ausfteller 
und Indoſſanten zur Folge (Artt. 20, 24). Macht der Wechſel⸗ 
inhaber inbefjen von feinem Rechte, zu präfentieren, Gebraud, und 
mirb die Annahme vertoeigert, fo fann er RegreBaufGSider- 
ftellung bafür, daß der Wechfel zur Verfallzeit werde bezahlt 
werben, gegen ben Ausſteller und bie Indoſſanten nehmen 
(Artt. 25 ff). Verſchieden hiervon ift der Regreß wegen Un« 
fiderheit des Alzeptanten (Art. 29). Denn während 
ber Regreß auf Sicherftellung feinen Grund darin hat, daß infolge 
der Annahmeverweigerung bie prinzipale Wechfelverpflihtung nicht 
zur Entftehung kommt, hat der Regreß ivegen Unficherheit das er- 
folgte Atzept zur Vorausſetzung; der lehtere Regreß kann baher nur 
bei eingetretener Unficherheit des Atzeptanten (Konkurs, Zahlungs- 
einftelung, fruchtloſe Erefution) genommen werben. 

Die Präfentation des Wechjels zur Zahlung muß erfolgen, 
meil ſich der Gläubiger nur burch ben Beſitz des auf ihn inboffierten 
Wechjels als Gläubiger ausweiſt und meil nur gegen Aushändigung 
des Wechſels gezahlt zu werben braucht (Artt. 36, 39, 41). Ob ber 
Bezogene ben Wechfel angenommen hat, ift für bie Frage nad) ber 
Notwendigkeit der Präfentation gleichgültig. Denn bie Regreb- 
pflicht des Ausſtellers und der AIndoffanten befteht in jedem Yalle 
(Art. 8, 14). Wirb bie Zahlung verweigert, fo geht ber Regreß⸗ 
anfpruch des Wechſelgläubigers nicht auf Sicherſtellung, ſondern auf 
Zahlung. 

Voraußfehung eines jeden Regreßanſpruchs 
ift bie Protefterhebung (Xrit. 26, 29, Al). Der Proteft 
mangels Zahlung muß fpäteftens am zmweiten Werktage nad dem 
Fäligfeitstage aufgenommen werben (Artt. 41, 91, 92). Zur Er= 
Haltung des Wechfelrechts gegen ben Afzeptanten bebarf es ber 
Protefterhebung nur, wenn ber Wechfel bomiziliert ift. Wird ein 
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nicht proteftierter Wechfel meiterbegeben, fo hat dag Nachin⸗ 
doffament alle Wirkungen eines Inbotfamentes, aber ed bes 
gründet einen neuen Wecjellauf, da es Regreßrechte nur gegen 
bie Nachindoſſanten entftehen laſſen fann (Art. 16 Abſ. 1). 

5. Der Wechfelgläubiger lann gegen einen beliebigen Vormann 
Negrefi nehmen. Vormann ift für ben Wechfelgläubiger ein jeder, 
welcher den Wechfel vor ihm erworben und durch Indoſſament übers 
tragen hat. Bezahlt der Vormann im Regreßwege, fo befreit er 
feine Hintermänner von ber Regreßpflicht, kann aber gegen feine 
Zormänner Regreß nehmen. Der Ausfteller befreit demnad alle 
Regreßſchuldner, denn er ift der legte in ihrer Reihe. Durch mehr- 
faces Regreßnehmen verzögert ſich die endgültige Abwidlung bes 
Geſchäfts und vergrößert fich die zu zahlende Summe (Artt. 50, 51). 

Der Abkürzung bed Regreßweges bient das Inſtitut der 
Wedjielintervention.*) Diele befteht darin, daß ein anberer ala 
der Zraffat ben Wechſel annimmt oder daß ein anderer ala ber 
Zraffat ben Wechſel bezahlt. Die Annahme geſchieht entweder von 

einer Notabreffe, d. h. einer im Wechſel genannten, nur bebingt 
mit der Zahlung beauftragten Perfon („im Falle der Not bei Herrn 
N.) oder im Wege der Ehrenannahme im engern Ginne, 
d. 5. von einer nicht ala Noiadreſſe im Wechfel benannten Perfon. 
In beiden Fällen tritt der Intervenient als Schuldner nur auf Grund 
der von ihm erklärten Wechjelannahme ein. 

Iſt aber eine Notabrefje vorhanden, fo hat der Wechjelinhaber 
vor dem Regreß auf Sicherſtellung die Annahme bei der Notadreffe 
nachzuſuchen, eine wechfelmäßige Pflicht zur Annahme befteht in» 
deſſen für bie Notabreffe felbftverfländlih nit. Die Ehren— 
3ahlung geſchieht ftet3 von einer zur Zahlung nicht verpflichteten 
Perſon. 

Die Intervention erfolgt zugunſten (zu Ehren) eines 
Regreßfſchuldners (Honoraten), und zwar entweder bed be— 
ftimmt Benannten oder, wenn die Nennung unterblieben ift, bes 
Ausftellerd. Durch die Ehrenannahme ſowohl als durch die Ehren- 
zahlung werben bie Nachmänner bes Honoraten befreit; erfolgt bie 
Intervention alfo zugunften bes Ausftellers, fo werben alle Regreß- 
ſchuldner befreit. Die Chrenannahme fann der Mechjelgläubiger 
zurüdmeifen, bie Ehrenzahlung muß er nehmen (Artt. 5665). 

6. Eine Wech felkopie ift eine Abſchrift des Wechſels und hat 
nur bie Veftimmung, Kenntnis von dem Inhalte bes Wechſels zu 
geben, ihre Herftellung liegt daher im freien Belieben eines jeben 


)6, ſonders Goldſchmidt: Shi des Handelsrechts. 
3. aun Bote 267— 274. fen ® 
Cngelmann, D. burgerliche Reit Deutilands. IV. Kufl, 18 
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Wechfelbefigerd. Ein Wech ſelduplikat aber ift ein mit bem 
Wechſel gleichlautendes Driginaleremplar; es ift Träger felb- 
ftändiger Wechfelertlärungn und kann daher nur bon 
demjenigen bergeftellt werben, der ben Wechſel gejchaffen, d. i. vom 
Ausfteller. Indeſſen ift diefer zur Ausftellung von Duplifaten auf 
Verlangen verpflichtet (Art. 66). Die Duplifate dienen dem Inter⸗ 
eſſe, ben Wechfelbefiger vor den Folgen de Verluftes des Wechſels 
au fügen (insbeſondere wenn bie Prima zum Alzept verfanbt 
wird), und dazu, dem Inhaber, der den Wechſel zum Alzept ver= 
ſandt bat, die Möglichkeit der Anboffierung zu erhalten. Das 
Duplitat an ſich ift nur eine Wechfelabfchrift, daher finbet aus 
den auf bem Wechfel befindlichen Wechfelerklärungen, bie im Dupli> 
tat nurmieberbolt find, nur eine einmalige Haftung ftatt. .Das 
Duplitat Hat aber die Beftimmung, felbftändige Wechſelerklä— 
rungen aufzunehmen, baber tritt auß ben auf ihm befinbligenneuen 
Wechſelerklärungen eine felbftändige Haftung ein. Indoſſiert alfo ber 
Inhaber mehrerer Eremplare jedes biefer Exemplare an einen anbern 
Inbofjatar, fo haftet er aus jedem Indoſſamente, und atzeptiert ber 
Traſſat mehrere Eremplare, fo bleibt er aus jedem Atzepte verhaftet, 
wenn er fich nicht bei ber Zahlung alle alzeptierten Eremplare zurüd= 
geben läßt (Art. 67). 

Die Selbftändigfeit einer jeben Wechfelerklärung bewirkt aber 
aud eine Haftung aus dem auf einer Wechfelfopie befindlichen 
Originalinbofjamente (Artt. 70, 71). 

7. Eine jede Wechfelerflärung kann von mehreren Berfonen ab⸗ 
gegeben werben, und zwar entweder fo, daß fie ald Hauptverpflichtete 
erſcheinen, ober fo, daß nur ber eine die Haupt⸗, ber anbere bie 
älzefforifche Verbindlichteit (Bürgſchaft) übernimmt (Art. 81), Im 
erften Fall entftand nad gemeinem Rechte bei gemeinfchaftlidher 
Unterzeichnung eine Korreal-, bei hintereinanber erfolgenver Über— 
nahme der Verbindlichkeit eine einfache Solibarobligation, nad) 
neuem Rechte ſchlechthin ein Gefamtfchulbverhältnis. Im zweiten 
Yale fprit man von Adal:), wenn bie rein atzeſſoriſche Natur 
ber Haftung (bed Xpaliften) aus dem Wechſel felbit erkennbar ift. 
Er haftet nur dann, wenn bie Hauptunterſchrift in formell gültiger 
Weife abgegeben ift; in biefem alle haftet er aber felbftänbig jo, 
als ob er der einzige Verpflichtete wäre, alfo aud dann, wenn der 
Urheber ber Hauptunterfhrift materiell nicht verpflichtet ift (4. 8. 
megen mangelnder Wechſelfähigkeit). Die Gültigkeit ber einen 
Wechſelerklärung ift auch im übrigen von ber Gültigkeit anderer 
Wechfelerlärungen unabhängig (Artt. 3, 75, 76). 

*) ®on firmare a valle, Unterzeihnung am je ber tte d. h. 
die —— eines Meile, nung Sub au ’ 
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8. Der Wechſelanſpruch gegen ben Afzeptanten ſowie ben Auss 
fteller eines eigenen Wechfels verjährt in brei Jahren vom Tage der 
Fälligkeit, bie Regrekanjprüche verjähren in 3, 6, 18 Monaten Artt. 
T—II). Die Unterbreung ber Verjährung unterliegt nad neuem 
Rechte den allgemeinen Grunbfägen (Art. 8 Nr. 2 Einf. G. z. neuen 
998, 585 209 ff. BGB). 

9. Jede Wechfelertlärung begründet eine „wechfelmäßige” d. h. 
ben Grunbfägen des Wechſelrechts unterliegenbe Verpflichtung. Diefe 
ift eine strieti juris obligatio, fie ift auögeftattet mit der mate= 
riellen Wedjelftrenge, d. h. ber zibiltechtlich erleichterten Durch 
führbarfeit des Wechjelanfpruchs durch Beſchränkung ver Einreden 
(Art. 82), und ber formellen Wecfelftrenge, d. 5. der 
prozeffualifch erleichterten Durchführbarkeit des Wechſelanſpruchs 
durch Gewährung eines ſchleunigen, der Verteidigung des Schuldners 
ungünftigen Prozeſſes ($$ 602605 ZPO). 

As abftratte Obligation dient bie Wechfelverpflichtung als 
Form für jedes nur bentbare Schuldverhälinis. Das- 
jenige Nechtöverhältnis, das zwiſchen dem Ausſteller und 
dem Bezogenen vorhanden iſt oder durch bie Zahlung 
ſeitens des Bezogenen entſteht, heißt Dekungsverhältnis; 
das, was ber Ausſteller dem Bezogenen leiſtet, iſt die Dedung. 
Das Rechtsberhältnis aber, das zwiſchen dem Ausſteller und dem 
Nehmer des Wechſels, oder zwiſchen dem Indoſſanten und dem In— 
dofſatar obwaltei, Heißt Valutaverhältnis; das, was der 
Nehmer dem Geber für den Wechſel leiſtet, iſt die Baluta. Dieſe 
beiden Rechtsverhältniſſe gehören nicht dem Wechſelrechte, ſondern 
dem allgemeinen bürgerlichen Recht an. Bezahlt ( honorieri“) alfo 
der Traffat den auf ihn gezogenen Wechſel, fo hat er damit gegen ben 
Ausfteller den zivilrechtlichen Rebalierungsanſpruch auf die 
Dedung erworben; war ber Traſſat Schuldner des Ausſtellers, To 
ift Die Schulb entweder durch ben gezahlten Betrag, ſoweii er teicht, 
unmittelbar getilgt, ober fie fann durch Aufrechnung mit dem Reva- 
Tierungsanfpruche beglicden werben, oder ber Schuldner kann gegen 
fie mit dem Revalierungsanſpruch aufrechnen; war der Traſſat nicht 
Schuldner des Ausſtellers, fo hat er doch den ihm erteilten Zahlungs» 
auftrag erfüllt, ber Revalierungsanſpruch ftellt alfo nad) altem und 
neuem Rechte die actio mandati contraria bar ($$ 669, 
670 BGB). Iſt der Wechfel nicht bezahlt worden, fo ift in jenem 
Falle das frühere Rechtsverhältnis beftehen geblieben und, wenn ein 
ſolches nicht beftand, ein Dedungsverhältnig nicht entftanden. Iſt 
der Wechfelanfpruch verjährt ober ift bie Wechfelfraft bes Wechſels 
infolge Nichtbeobachtung ber Wechfelbiligenz erlofchen Ne ſel 
„Aräjudigiert‘), jo kann ber Wechſelgläubiger auf das zu—⸗ 

18* 
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grunbe liegende zivilrechtliche Schuldverhältnis zurüdgreifen; ift auch 
biefes erlofchen, ober Tann der Wechfelinhaber aus ihm gegen ben 
Schuldner Rechte nicht herleiten, fo hat er gegen ben Afzeptanten 
(Ausfteller des eigenen Wechſels) und ben Traffanten einen zivil⸗ 
rechtlichen Anſpruch auf denjenigen Betrag, um melden biefe zu 
feinem, (bed ehemaligen Wechfelgläubiger8) Schaben reicher fein 
mürben (Art. 83). Gegen bie Inboffanten findet ein folder Anſpruch 
night ftatt. 

MWehfelmäßig verpflichtet ift nur ber Aus— 
fteller, ber Wfzeptant, ber Indoſſant, ber 
EChrenalzeptant und der Wehfelbürge. 


10. Unter einem Blanto-Afgept verfteht man das auf 
einen nicht oder unvolftändig ausgefüllten Wechfel geſetzte Atzept. 
Diefes Atzept ift nichtig, weil das Papier fein Mechfel if. Hat 
aber ber Atzeptant dem Nehmer bes W. das Ausfüllungsrecht ein- 
geräumt, fo barf diefer das Papier der Abrede gemäß durch 
Ausfülung ber fehlenden Erforberniffe zu einem Wechfel machen, 
3. 2. bie Summe einftellen, die ihm der Afzeptant 3. 3. ſchuldet. 
Abrebemibrige Ausfüllung gibt eine e. doli nur dem Ausfüller 
ober dem unteblichen Inboffatar gegenüber. Änderung der bes 
reits ausgefüllten Zeile bes W. ift Mechfelverfälfchung und 
gibt dem Wechſelſchuldner die gegen jeven Gläubiger wirkende e. falsi, 
meil er nur haftet auf Grund bes erklärten Verpflichtungswillens 
(Art. 82). 

Ein Gefälligkeitsakzept ift dasjenige, dad ber Atzeptant nur 
gibt, um dem Nehmer Kredit zu verjhaffen, und gegen welches ber 
Nehmer fi verpflichtet hat, dem Atzeptanten vor ber Verfallgeit 
Dedung zu gewähren ober ben Wechſel felbft einzulöfen (KOhG 14, 
225). 


Ein Depotwedjfel ift ein folcher, beffen Indoſſierung durch einen 
Vermerk „nicht an Order“ ober durch einen gleichbebeutenden Aus- 
drud ausgeſchloſſen ift (Art. 9). Das trogbem borgenommene In— 
doffament hat nur bie Bebeutung einer Zeflion. 

Eine Rimeffe ift ein Wechfel, der ald Dedung gegeben wird. 
Interimswechſel ift derjenige Wechſel, der über die Valuta 
gezogen wirb. 


I1. Ein abhanden gefommener Wechſel kann auf Antrag des 
legten Berechtigten für Fraftlos erflärt werben. Der MWechfel- 
gläubiger Tann aber auch während des der Amortifation des Wechfels 
vorangehenden Aufgebotsverfahrens Zahlung verlangen, wenn er 
Sicherheit Teiftet, andernfalls Tann er Hinterlegung forbern (Art. 73). 
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$ 98. b. Das Inhaberpapier. 


1. Begriff und Geſchichte. Das Anhaberpapier (vom BGB 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber genannt) ift eine Urkunde, 
inmwelderfihber Außftellergueiner Leiftungan 
den jeweiligen Befiger (Anhaber) der Urkunde 
derpfliätet. Auch biefes Inftitut iſt bem römifchen Rechte fremd, 
denn es wiberfprict ber römifchen Auffaffung von der obligatio, 
doch ift es ſchon dem Iongobarbifchen Rechte des 9. Jahrhunderts be- 
tannt, und hat ſich zuerft in ben Statutarrechten Italiens entiidelt, 
aber erft in neuerer Zeit, namentlih im 18. Jahrhundert, ausge⸗ 
ftaltet. Es famen Papiere mit alternativer Inhaberklauſel (baf zu 
leiften fei an eine beftimmte Perfon oder den Inhaber) oder mit 
zeiner Inhaberklauſel vor. ebenfalls verbanft dieſes Papier feine 
Entftehung dem mirtfchaftlichen Bebürfnis nad Herftellung von 
Schuldverſchreibungen ohne bie für ben Schuldner beftehende 
Nötigung, bie Berechtigung bes Papierinhabers zur Erhebung 
ber verfprochenen Leiftung zu prüfen. Das Inhaberpapier hat 
eine noch größere Umlaufsfähigteit als ber Wechſel, es ift für ben 
Verkehr Sache, im Verhältnis von Gläubiger und Schulbner 
aber bleibt es eine Urkunde über eine gegen den Aufteller zuſtehende 
Forderung. 

Die Regelung bes Inſtituts unterlag bisher dem Partikular⸗ 
recht, und nur im einzelnen Beziehungen griff das Reichsrecht ein 
(Art. 307 H68 a. F. Gef. vom 8. Juni 1871); ein gemeinfames Ges 
wohnheitsrecht fehlte. Das BGB hat in ben 88 793—808 die wich⸗ 
tigften Grunbfäße aufgeftellt, in den Artt. 98—102 des Einf.Gef. 
indeffen mehrere Vorbehalte für die Lanbesgefehgebung gemacht. 

2. Während der Wechjel ſtets eine abftrafte Obligation begrüns 
bet, befteht eine ſolche Einſchränkung für das Anhaberpapier weder 
nad altem nod nad neuem Recht ($ 793). Gleichwohl ift das 
Einrederedjt nad neuem Recht in ähnlicher Weiſe beſchränkt wie 
beim Wechfel ($ 796); ba jebod; bie aus ber Urkunde felbft ſich er- 
gebenden Einwenbungen zugelaffen find, fo ift ein Zurüdgehen auf 
die causa debendi bann ermöglicht, wenn die Urkunde bie Stipu⸗ 
lationen des zugrunde liegenden Gefchäfts miebergibt. 

3. Zweifellos Tann bie Verpflichtung aus dem Anhaberpapiere 
durch einen zwiſchen dem Außfteller und dem Nehmer bes Papiers 
geſchloſſenen Vertrag entftehen. Das BGB ($ 794) fpricht aber 
aus, baß ber Auäfteller auch dann verpflichtet wirb, wenn bag Papier 
ohne ober gegen feinen Willen in ben Verkehr fommt; e8 bebarf 
alfo eines Vertrages nit, bie Verpflichtung aus dem Papier 
entfteht vielmehr mit dem einſeitigen Alte der Nieder— 
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ſchrift. Eingefchräntt wird bie hiermit anerfannte Kreations— 
theorie aber durch den ſelbſtverſtändlichen Satz, daß die Ver— 
pflihtung nur bem reblien Erwerber bes Papier 
gegenüber entjteht. Daher erwirbt auch jeber fpätere Erwerber bes 
Papieres das Recht aus biefem Papiere nicht vom Veräußerer, fon= 
dern unmittelbar vom Auäfteller, das Recht entfteht alfo in jedem 
Erwerber von neuem. Und ber Außfteller ober fein Erbe haftet, 
wenn das Papier nah Eintritt der Geſchäſtsunfähigleit oder nach 
dem Tode des Ausſtellers ausgegeben („emittiert“) wird. 

4. Auch beim Inhaberpapier ift zu unterſcheiden zwiſchen 
Recht s erwerb und bloßem Rechts aus weis. Das Recht aus 
dem Papier erwirbt nur derjenige, welcher das Verfügungsrecht über 
das Papier erlangt, d. h. derjenige, welcher das Papier in gutem 
Glauben erwirbt und daher deffen Eigentümer wird ($$ 793, 
932—935). Diefem gegenüber ift der Außfteler zur Zahlung vet =- 

pflichtet. Aber aud) ber nicht verfügungsberechtigte Inhaber bes 
— iſt zur Erhebung ber Leiſtung legitimiert, ber Ausſteller iſt 
ihm gegenüber zur Zahlung berechtigt, er wird alfo durch 
Zahlung an den bloßen Inhaber befreit. 

Den Gefahren, bie hierin für ben Eigentümer Tiegen, fuchten 
zahlreiche Partikulargefege dadurch vorzubeugen, daß fie dem Beſitzer 
bed Papierd geftatteten, biefem durch einen auf bie Urkunde ges 
ſetzten Vermerk die Umlaufsfähigfeit zu nehmen. Diefer Yußer- 
tursſetzungs vermerk verwandelte das für ben ausgebehnieten 
Umlauf beftimmte Papier ohne oder gegen den Willen des Aus— 
ftellerß in ein Nektapapier. Das BGB ($ 806) befeitigt dieſes In— 
ftitut, indem eg nur dem Außfteller bie Befugnis ein- 
räumt, das Papier in ein aufbenNameneinesbefimm- 
ten Berechtigten lautendes, alfo in ein Reftapapier zu ver⸗ 
wandeln Das umgeiwanbelte Papier kann nur noch durch Ab⸗ 
tretung übertragen werben, und ber Ausſteller kann mit befreiender 
Wirlung nur an den gehörig legitimierten Zeffionar zahlen. 

In jebem Fall ift nach altem wie neuem Rechte der Ausfteller 
nur gegen Aushändigung des Papier zur Leiftung verpflichtet: das 
Sinhaberpapier ift ein fog. Präfentationdpapier. Durch 
die auf Grund der Zahlung erfolgenve Rückgabe des Papiers erwirbt 
der Außfteller nad) neuem Recht (8 797) im jevem Falle das Eigen- 
tum bes Papierd. Dann ruht bie Verpflichtung des Eigentümers 
ſo Tange er das Papier befigt; erwirbt fpäter ein anderer das Ver⸗ 
fügungsrecht, fo lebt die Verpflichtung bes Ausftellers wieder auf. 

5. Im Inland ausgeftellte Inhaberpapiere, melde auf Zahlung 
einer beftimmten Geldfumme lauten, bürfen nur mit ftaat- 
licher Genehmigung in ben Verkehr gebracht werben ($ 795). 
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Das ohne diefe Genehmigung außgegebene Papier begründet feine 
Verpflichtung. Die Erteilung oder Verweigerung ber Genehmigung 
iſt Sache des Bundesſtaats in deffen Gebiete der Ausfteller feinen 
Wohnfig ober feine gewerbliche Nieberlaffung Hat. Die für bie Frage 
der Genehmigung maßgebenden Normen gehören demnach dem 
Landesrecht an. ebenfalls gewährt die Tatfache ber Genehmigung 
dem Erwerber eines Inhaberpapiers eine gewiſſe Sicherheit bafür, 
daß bie vom Außfteller in Umlauf gefepten Papiere die Zahlungs⸗ 
mittel bes Ausftellers nicht überfteigen. 

Das Erfordernis der Genehmigung fällt weg bei Papieren, bie 
vom Reich ober einem Bundesſtaat außgegeben find ($ 795). 

6. Wäre daB Papier ausſchließlich eine mit einem gewiſſen Wert 
ausgeftattete Sache, fo müßte ber Verluſt des Papiers ven Verluſt 
des in ihm enthaltenen Vermögenswerts und bie ungerechtfertigte Be— 
reicherung bed Ausfteler um biefen Wert zur Folge haben. Das 
Papier ift aber eine Urkunde über eine Forberung, und biefe Ieptere 
geht mit dem Verlufte ber Urfunde nicht verloren. Vielmehr tan 
nach altem und neuem Rechte der Inhaber eine unbraudbar ge= 
morbenen und daher nicht mehr umlaufsfähigen und ber legte In— 
haber eines verloren gegangenen Papier? vom Außfteller die Er— 
teilung eines neuen Papier an Stelle des alten verlangen, wenn das 
unbraucbare Papier zurüdgegeben wird, das verlorene auf Grund 
eined Aufgebotöverfahrens für kraftlos erklärt („amortifiert”) 
toorben ift (88 798 biß 800 BGB. 58 946 ff. insbeſondere 1033 ff. 
ZPO). Nur Zind-, Renten» und Gemwinnanteilfceine ſowie auf 
Sicht zahlbare unverzinslihe Schuldverſchreibungen unterliegen der 
Kraftloserflärung nicht ($ 799 BGB), desgl. Banknoten nah $ 4 
Bantgef. v. 14. 3. 75. Die Koften der Erneuerung trägt ſteis ber 
Inhaber (85 798, 799, 800). Auf Verlangen bes Antragftellers hat 
das Gericht zugleich die Bahlungsfperre auszufprechen, d. h. 
an ben Auäfteller und die etwaigen Zahlftellen ein bie Leiftung unter- 
fagenbes Gebot zu richten (8 802 BGB, 85 1019 ff. ZPO). 

7. Das BGB unterfcheibet zwiſchen ber Borlegungsfrift und ber 
Verjährung. Die erftere ift eine Präftlufiofrift, bie bei 
Zind-, Renten- und Gewinnanteilſcheinen 4, bei den andern In— 
haberpapieren 30 Jahre beträgt, und deren Bedeutung darin befteht, 
daß mit ihrem Ablaufe bie Forderung aus bem Papier erlifcht 
($$ 801, 802). Wird aber innerhalb ber Zrift bie Urkunde dem 
Ausfteller zum Zwecke ber Einlöfung vorgelegt, fo beginnt damit bie 
I rjährnng ber Forderung. Die Verjährungsfrift beträgt 2 

jahre. 

8. Das Inhaberpapier ift für ben Umlauf beftimmt. Urkunden, 
welche diefe Beſtimmung nicht Haben, bie aber den Inhaber ala Ems 
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pfangsberechtigten außmeifen, find baher nicht Anhaberpapiere, fon= 
dern bloße Legitimationszeihen. Hierher gehören Eifenbahn- und 
andere Villetts, Marken, Bons uſw. Sole Urkunden werben auf 
Grund eine regelmäßig gegenfeitigen Vertrags (3. 8. eines Trans⸗ 
porivertragß) audgegeben, aber ber eine Kontrahent will ſich bie 
Prüfung ber Legitimation des andern Kontrahenten erleichtern, 
indem er benjenigen als ben Empfangsberechtigten gelten läßt, ber 
jene Zeichen vorweiſt. Daburd erlangen biefe Zeichen, denen 
meiften® bie Unterfchrift des Ausſtellers und die beftimmte Angabe 
ber Leiſtung fehlt, taffächlich bie Umlaufsfähigteit bes Inhader- 
papierd. Das BGB ($ 807) gibt dem Inhaber die Befugnis, bie 
Zeiftung zu forbern, unterwirft die Zeichen ber Sereationstheorie 
(88 793, 794), macht fie zu Präfentationspapieren (8 797) und bes 
ſchränkt die Einreden des Ausgebers (8 796). 

Kraftloserklärung und Vorlegungsfrift entfallen. 

Der Schulbner Tann gleichwohl das Intereſſe haben, nur an bie 
Perſon des urfprünglichen Gegentontrahenten zu leiften. Er kann 
daher bie Übertragung des Papier unterfagen. Wirb das Papier 
trotzdem veräußert, fo erwirbt der Erwerber bad Recht auf die 
Zeiftung nicht ($ 793). 

Keine Inhaberpapiere, fondern gleichfalls bloße Legitima= 
tionsze ichen (hinfende Inhaberpapiere, qualifizierte Legitima— 
tionspapiere) find ferner diejenigen Urkunden, in melden ber 
Gläubiger benannt ift, die jedoch mit ber Beſtimmung 
außgegeben werben, daß die Leiftung an jeden Inhaber 
bemirtt werben fann. Hierher zählen namentlid bie Spar= 
Yaffenbücher. Auch hier wird nur das Intereſſe an ber Erleichterung 
der Legitimationsprüfung befriedigt. Daher hat ver Inhaber als 
Tolder fein Recht auf die Leiftung, dieſes Recht kann er nur 
dur Abtretung vom PBerechtigten erwerben, bagegen kann ber 
Säuldner an ben bloßen Inhaber mit befreiender Wirkung 
leiften ($ 808). Die Papiere find Präfentationspapiere und 
können für kraftlos erklärt werben, doch befteht für fie feine Wor- 
legungafrift, der in ihnen beurkundete Anfpruch unterliegt der Ver- 
jährung. 

2. Die Derträge, 
A. Die einfeitig verpflictenden Verträge. 
8 99. Das Darlepn. 


1. Darfehn ift nad altem und neuem Rechte ($ 607) die Em— 
pfangnahme (Hingabe) vertretbarer Sahen gegen 
die Verpflidtung, das Empfangene in Saden 


Die einzelnen Schulbverhäftnifie. $ 99. 281 


von gleiher Art, Güte und Menge zurüdguer«- 
ftatten. Es ift nad römifhem und heutigem Recht ein Real⸗ 
tontralt, denn bie Verpflichtung zur Rüdgabe entſteht erft mit dem 
Hingeben und Annehmen, und das die Darlehnshingabe verſprechende 
peactum de mutuo contrahendo ift ein vom Dar- 
lehnsvertrage felbft verſchiedenes Geſchäft. Die durch biefen Konſen⸗ 
fualvertrag begründete Verpflichtung geht auf ein Zun (b. i. ben 
Vertragsſchluß), fie Tann alfo nicht gegen eine auf Keiftung einer 
Quantität von Sachen gerichtete Forderung des Dariehnsgebers aufs 
gerechnet werben. Nach altem und neuem Rechte ($ 610) gilt für 
das p. de mutuando bie clausula rebus sic stantibus: ber 
Berpflictete kann fein Verſprechen wiberrufen, wenn in ben Ver— 
mögendverhältnifien bed andern Teiles eine weſentliche Verſchlech⸗ 
kerumg eintritt, durch die ber Anfprud auf Rüderftattung gefährbet 
wird. 

2. Der Darlehnsvertrag kommt nach altem und neuem Recht 
entweder buch unmittelbare Hingabe, oder dadurch zuſtande, 

daß die Valuta auf Anweiſung des Darlehnsempfängers an einen 
Dritten, oder auf Anmeifung bes Darlehnsgebers v on einem Dritten 
1. 15 D. 12,1) oder daß dem Darlehnsſucher eine Sache mit ber 
Ermädtigung gegeben wird, die Sache zu verlaufen und den Erlös 
als Darlehn zu behalten (fog. contractus mohatrae, 1. 11 pr. 
D.12,1); e8 tann aud) die auß anderem Grunbe entftandene Schuld 
duch Novation in eine Darlehnsſchuld verwandelt werden ($ 607 
Xbf. 2, vgl. 1.15 D. 12, 1 mit 1. 34 pr. D. 17,1). 

Da der Darlehnsempfänger nur eine gleiche Quantität ber ges 
gebenen vertretbaren Sachen zu erftatten hat, wird er zum Ver⸗ 
brauche ber Sachen berechtigt. Durch den guigläubigen Verbraud 
ober durch ununierſcheidbate Vermengung mit eigenen Sachen wirb 
er Eigentümer bes etwa dem Geber nicht gehörigen Geldes, falls 
er es nicht ſchon durch die Übergabe geworben ifl. Durch bie Über- 
gabe aber wurde er nad bisherigem Rechte nur dann Eigentümer, 
menn ber Darlehnägeber Eigentümer war. Nach neuem Rechte wirb 
ber Darlehnsempfänger durch die Übergabe Eigentümer, wenn er in 
gutem Glauben ift ($$ 929, 932, 935 Abf. 2). ft der Empfänger 
nit in gutem Glauben, fo entfteht fein Darlehn, der Empfänger 
haftef vielmehr aus ber Bereicherung ober unerlaubtem Zun. 

Werben ftatt baren Geldes Anhaberpapiere hingegeben, 
fo hängt es vom ben Umſtänden be einzelnen Falles ab, ob bie 
Papiere felbft ober eine Geldſumme Gegenftand des Darlehnz ift. 

Gibt jemand ein Darlehn aufden Nameneines Drit- 
ten, fo erwirbt dieſer Dritte dad Forderungsrecht aus dem Dar- 
lehn, mag der Geber Eigentümer bes Gelbes geweſen fein ober nicht, 
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und zwar nad} altem Rechte Traft befonberer Beftimmung (1. 9 $ 8 
D. 12,1 u. a.), nad) neuem Rechte nad) den Grunbfäßen über Ver— 
träge zugunften dritter. Kommt infolge Irrtums des Empfängers 
über bie Perfon des Gebers ein gültiger Darlehnsvertrag nicht zu= 
ftande, fo haftet der Empfänger dem Gigentümer bes Geldes aus 
ber Bereicherung (cond. Juventiana 1. 32 D. de reb. cred. 12,1. 
$$ 812 BGB). 

3. Der Darlehnövertrag erzeugt eine einfeitige Ber- 
pflichtung auf Rüderflattung. Nach altem römifchen Recht er= 
zeugte das förmlich (per aes et libram) gefhloffene Nerum einen 
unmittelbar vollftredbaren Anſpruch. Aber auch nachdem dieſe Folge 
des Nerum durch die lex Poetelia (313 v. Chr.) aufgehoben und 
beshalb das Nerum felbit außer Gebrauch gelommen mar, blieb das 
formlos gefloffene mutuum ein negotium strieti juris und bie 
aus ihm hervorgehende actio mutui eine condictio certi. Zinfen 
tonnten nad römischen Rechte nur auf Grund befonberer Stipu- 
lation verlangt werben, nach gemeinem und neuem Rechte genügt zur 
Vegründung ber Zinspflicht die formlofe Vereinbarung. Iſt nichts 
anderes bebungen, fo find nad) neuem Rechte ($ 608) bie Zinfen nach 
dem Wblauf eines jeven Jahres ober, wenn das Darlehn vor dem Ab⸗ 
lauf eines Jahres zu erftatten ift, bei ber Rüderftattung'gu entrichten. 

Das römische und gemeine Recht kannte eine befonbere Dar- 
lehnsfähigkeit: denn Hauskinder, welche fi) durch andere Rechtsge⸗ 
ſchäfte verpflichten konnten, beburften nach bem Sct. Macedonianum 
zur Verpflichtung aus einem Darlehn der Zuftimmung des Haus- 
vaterd. Das BGB hat biefe Befonberheit nicht aufgenommen, denn 
nad ihm hängt bie Verpflichtung aus einem Darlehn mie bie aus 
andern Rechtsgeſchäften non ber allgemeinen Gejchäftsfähigfeit des 
Darlehnsempfängers ab (8$ 104 ff., 1626). 

4. Der Darlehnsfhuldidein ift nur Beweismittel 
für das durch Geben und Nehmen ber geliehenen Sachen gültig zus 
ſtande gelommene Darlehn. Das ſpätere römiſche und mit ihm das 
ältere gemeine Recht legte dem Schuldſchein erft nach Ablauf von 
zwei Jahren Beweiskrafl bei in der Meife, daß dor Ablauf der Friſt 
ber Inhaber bes Schuldſcheins die Erklärung des Außftellerz, daß er 
das Darlehn nicht erhalten Habe (querela non numeratae pe- 
cuniae in Geftalt einer exceptio n. n. p., einer condictio auf 
Rückgabe des Scheins ober eines Proteftes), durch den Schulbfchein 
felbft nicht widerlegen Tonnte, n a ch Ablauf ber Friſt aber ber Gegen- 
bemeiß gegen ben Schein zuläflig war. Der Schuldner hatte es alfo 
in ber Hand, dem Schuldſcheine für immer alle Beweiskraft zu ent⸗ 
ziehen. Diefe Grundfäge wurden zuerft durch Art. 295 HGB a. F. 
für das Gebiet ber Hanbelögefchäfte und dann durch $ 17 EG zur 
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ZPO für Nichthandelsgeſchäfte befeitigt. Indem hier beftimmt wird, 
Daß „bie Beweislraft eines Schuldſcheines an ben Ablauf einer Zeit 
frift nicht gebunden” fein fol, ift ber Schuldſchein andern Urkunden 
gleichgeftellt; er erlangt mit der Aushänbigung an ben Gläubiger bes 
meifende Kraft, kann aber burch Gegenbemweiß entkräftet werben. Die 
Beweiskraft des Schuldſcheins erftredt fi auf alles, was er ent» 
hält, Zeit, Summe uſw., in&befondere auch auf das in ihm ber 
zeichnete Schulbverhältnis, fo daß, mer behauptet, es beftehe unter ben 
Parteien ein anderes Rechtsverhältnis, den Gegenbeweis zu führen 
hat. Hieraus folgt, daß, wenn der Schuldſchein einen Verpflichtungs⸗ 
grund nicht angibt, der Gläubiger dad Vorhandenſein des von ihm 
behaupteten Schuldgrunbes anderweit zu beweiſen hat. 

5. Iſt über bie Zeit der NRüdzahlung nichts vereinbart, ſo kann 
vie Zahlung nad) bißherigem Rechte zu jeber Zeit geforbert werben 
(quod sine die debetur, statim debetur). Das neue Recht hat 
dem allgemeinen Brauche und den Intereſſen beiber Zeile entſprechend 
die Fälligkeit des Darlehns, fofern nicht befonbere Vereinbarungen 
getroffen find, von einer jebem Zeile zuftehenden Kündigung 
abhängig gemacht und die Künbigungsfrift bei Darlehen von mehr 
als 300 Mark auf drei Monate, bei Darlehen von geringerem Bes 
trage auf einen Monat feftgefegt. Unpergzinsliche Darlehen 
aber fann ber Schulbner auch o hn e vorangegangene Kündigung 
zurüderftatten (8 609). 

6. Ein bebingtes Darlehn war das aus dem griechifchen Recht 
aufgenommene Seebarlehn (foenus nauticum, pecunia tra- 
jeetitia)‘). Es ift ein bem Reeder zum Zwecke bes Ankaufs von 
Waren ober zur Außbefferung bes Schiffes ober zur Löhnung ber 
Schiffsmannſchaft gegebene, im Beſtimmungshafen rüdzahlbares 
Darlehn, deſſen Eigentümlichkeit darin befteht, daß die Rückzahlungs⸗ 
pflicht von der glüdlichen Vollendung ber Fahrt abhängt. Der Dar- 
lehnsgeber nahm alfo mit feiner Forderung an ber Gefahr ber See⸗ 
reife teil und erhielt bafür in einem beftimmten Vetrage oder jeben- 
falls in einem erhöhten Zinfe eine Gefahrprämie, denn bie Höhe ber 
Zinſen unterlag urfprünglich ber freien Vereinbarung, feit Juſtinian 
durfte fie 12 °/, betragen. Es mar üblih, das Schiff zu ver- 
pfänben, boch bilbete bie Verpfänbung feinen notwendigen Beftand- 
teil des Vertrages. Ging dad Schiff infolge Verfehens bes Reeders 
ober feiner Leute unter, fo haftete er wie aus einem gewöhnlichen 
Darlehn. Das antite Seebarlehn ift im Mittelalter durch ben deutſch⸗ 
rechtlichen Bodmereivertrag?) berbrängt worden, ein Inſtitut, das 

>) Vgl. befonber? Schröder in Endemanns Handbuch des Hanbels- 
Bm Pr eo ! ch $ ich des Handels— 
9 Bon Boden, d. h. Schiffsboden, Kiel. 
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ſchließlich im HGB (88 679 bis 699) feine gemeinzechtliche Regelung 
erfahren hat. Die Bodmereiiftein Barlehnsgeſchäft, 
welches von dem Schiffer als foldem unter Zu= 
fiherung einer Prämie und unter VBerpfänbung 
von Schiff, Fracht und Labung ober von einem 
odermehrerendbiefer Gegenffänbeinber Artein— 
gegangen wird, daß ber Gläubiger wegen feiner 
AUnfprüde nur an die verpfänbeten Gerbodme— 
ten) Gegenftände nad ber Ankunft bes Schiffes 
andem Orte fi halten kann, wo biejenige Reife enden 
fol, für melde das Geſchäft eingegangen ift ($ 679 HGB). Das 
Geſchäft unterfcheibet fih vom foenus nauticum dadurch, daß es 
ein unbebingtes Darlehn, daß ihm bie Verpfänbung weſentlich ift, 
daß ber Darlehnänehmer nur mit den verpfänbeten Gegenftänden. 
haftet und daß bie Prämie unbeſchränkt if. Zur Gültigkeit be& 
Bobmerei-Vertrags ift bie Aufnahme einer Urkunde (des Bod— 
mereibriefes) erforberlich, der an Drber geftellt werben kann. 
Das Papier ift in diefem Yale ein Drber-, andernfalls ein Relta-, 
in jebem Fall ein Präfentationspapier. Das Darlehn ift im Be— 
Rimmungdhafen und am achten Tage nad} Vollendung ber Bodmerei—⸗ 
zeife fällig. Der guigläubige Erwerber ber verbobmeten Gegenftände 
ift von der Haftung frei. Fehlt es an einer ber Vorausfegungen für 
das Geſchäft, jo haftet der Darlehnsnehmer wie aus einem gewöhn- 
lichen Krebitgefchäfte. — Zu den beftimmten Hanbelsgefchäften gehört 
Br nicht, weil es nicht ben Gegenftand eine Hanbeldgemerbes 
ilben kann. 


$ 100. Die öffentliche Anleihe. 


Das Darlehn dient ber Vefriebigung vorübergehenden Kapitals 
bebürfniffes, nicht dem Vebürfniffe des Staates und anberer Korpo- 
rationen nad ber Aufnahme von Kapitalien, bie zu bauernden Ans 
lagen verwenbet werben follen, noch auch bem Bebürfniffe des Gelb» 
beſihers nad) dauernder Kapitalanlage. Diefen Zweden dient bie 
öffentliche Anleihe, denn fie ift fein Darlehn (ROHG 20, 253. RG 
28, 29). Sie tommt vielmehr in der Weiſe zuftande, daß die gelö- 
bebürftige Korporation eine öffentliche Aufforberung erläßt, ihr gegen 
Abnahme von Schulbverfehreibungen Kapital zu gewähren, daß ald- 
dann diejenigen, welche ber Aufforderung entjprechen mollen, einen 
beftimmten Geldbetrag „zeichnen“, b. h. fi} zur Hingabe bes Bes 
trag3 gegen Empfang ber verfprochenen Papiere fchriftlich verpflich- 
ten, und daß die Korporation alabann Anhaberpapiere herftellt, welche 
ben Zeichnern zu Eigentum überlaffen, alfo verfauft merben. 
Die Aufforderung enthält eine Einladung zu Vertragdangeboten, die 
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Zeichnung ein Raufangebot. Die Papiere haben deshalb ſchon bei 
der Ausgabe an ben erften Nehmer einen Kurswert, es Tann alfo ges 
ſchehen, daß fhon ber erſte Nehmer für das Papier nicht den vollen 
Nennwert bezahlt (Unter-Bari-Emiffion). Häufig verfauft bie gelb- 
bebürftige Korporation die Papiere an Vereinigungen (Konfortien) 
von Banthäufern, die dann ihrerfeit die Papiere „auf den Markt” 
bringen, b. h. in Umlauf jegen. Die Verpflichtung bes Außftellers 
unterfceibet ſich aber von der Verpflichtung bes Darlehnsſchuldners 
dadurch, daß die Anleihefhuld für den Gläubiger unkünbbar ift, 
daß bie Schulbtilgung häufig ganz außgefchloflen, oder daß Zeit und 
Umfang ber Schulbtilgung dem Ermeflen des Schuldners überlaflen 
ift, und daß ba, wo fich ber Außfteller zur Schulbtilgung verpflichtet 
hat, die Zahlung im Wege ber Amortifation, d. h. dadurch erfolgt, 
daß mit ben Zinfen ein biefe um ein geringes überfteigender Mehr» 
Betrag gezahlt wird. Hat der Schuldner eine Rüdgahlungspflict 
nicht übernommen, fo heißt bie Schulb eine Rentenanleihe, denn ber 
Inhaber bes Papiers hat hier nur bie fälfchlich meift ald Zins bes 
zeichnete Rente zu forbern und kann das gezahlte Kapital nur auf 
dem Wege ber Veräußerung bes Papiers miebererlangen. Eine be- 
ſondere Art der Anleihe ift die Prämien- oder Lotterie-Anleihe, bei 
welcher der Schulbner ſich verpflichtet, auf die nad) gewiſſen Zeit- 
abf&nitten durch das Los beftimmien Papiere einen Gewinn (eine 
Prämie) ober wenigſtens ben Nennivert zu zahlen (Gef. vom 8. Juni 
1871). Die einzelnen Papiere heißen hier Prämienfcheine ober Toſe. 

Die Befiger folder Schulbverfreibungen, bie von Privatper⸗ 
fonen ober von pribaten juriftifchen Perfonen ausgegeben find, können 
ihre gemeinfamen Rechte auf Grund von Mehrheitsbeſchlüffen oder 
durch einen von ihnen beftellten Vertreter wahrnehmen (RGeſ. v. 4. 
12. 99). Die Mehrheit ift regelmäßig eine einfache, in einzelnen 
Fällen eine qualifizierte; fie wird nach den Beträgen ver Schulbper- 
fcreibungen beftimmt. Der Mehrheiisbeſchluß ijt für die Minber- 
heit bindend, bie Gläubiger bilden danach eine genoffenfchaftliche Ge- 
famtheit. 

Nach dem Staatsrechte bes Deutfchen Reiches erfolgt die Auf- 
nahme einer Neichsanleihe im Wege bes Gefeges (Art. 75 BU). 
Dur) dad Gefeh wird aber nur bie verfaffungsmäßige Zuftim. 
von Bundesrat und Reichstag beſchafft, bie Aufnahme felbft t 
ein Vermwaltungsaft. Nach allen bisherigen Anleihegefepen bes 
Deutfchen Reiches fteht nur dem Reiche, nicht auch ben Inhabern ber 
Anleihefcheine ein Kündigungsrecht zu. Die Reichsanleihen find alfo 
mieberberfäufliche Nentenanleihen. Durch Gefeg vom 21. Mai 1891 
Mt das Reihsfhulbbuc eingeführt morben, d. h. eine von 
der Reichsſchuldenverwaltung geführte Urkunde, in melde bie bem 
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Inhaber von Reichsanleihefcheinen aus dem Inhaberpapiere zuftehende 
Forberung gegen Rüdgabe der Papiere auf feinen Namen als Buch— 
ſchuld eingetragen wird. Die Inhaberſchuld verwandelt fi bamit 
in bie auf einen beftimmten Gläubiger lautende Buchſchulb. Die 
Ummanblung erfolgt ebenfo wie die Wieberherftellung ber Inhabers 
ſchuld nur auf Verlangen bes Gläubigers. 


$ 101. Die Schenkung. 


1. „Eine Zumendung, burd die jemanb aus 
feinem Vermögen einen anderen bereichert, i ſt 
Schentung, wenn beide Zeile barüber einig 
find, daß die Zuwendung unentgeltlich er— 
folgi.“ m dieſer Begriffserklärung ſtimmen altes und neues 
RKecht ($ 516) überein, durch fie wird bie Schenkung in überein— 
flimmung mit ber herrſchenden Lehre des bisherigen Rechts zugleich 
als Vertrag bezeichnet. Es kann eine unentgeltliche Zumwenbung 
allerdings auch ohne den Willen bes Bereicherlen erwirkt werben, 
3. B. indem ohne fein Wiffen ein ihm obliegenbes Gefchäft unter Ver— 
mögensopfern, aber ohne animus obligandi, beforgt mirb, zur 
Schenkung wird bie Zuwendung aber erft durch die Annahme, Bon 
bemjenigen, ber bie Zumenbung nicht außbrüdlich ablehnt, muß vers 
mutet werben, daß er fie angenommen habe. Das BGB ($ 516) 
gibt dem Schenter ein Mittel, Klarheit über bie Meinung bes anbern 
zu erhalten, indem es ihm die Befugnis einräumt, ben andern zur 
Erklärung über bie Annahme unter Beftimmung einer angemeffenen 
Frift aufguforbern. Nichtantwort gilt ala Annahme der Schenkung, 
und die Ablehnung gibt dem Zuwendenden einen Anfprud aus 
grunblofer Bereicherung (condictio sine causa). 

In jevem Falle gehört zum Begriffe der Schenkung das Heraus= 
gehen eines Vermögensobjekts aus dem Vermögen bes 
eineninbasbesandern. Eine Schenkung ift baher, wie das 
368 ($ 517), in Übereinftimmung mit dem früheren Recht, außs 
drücklich beftimmt, nicht die Ausſchlagung eine angetragenen Cr= 
werbes, nicht der Verzicht auf ein angefallenes, noch nicht erimorbenes 
Recht, auch nicht die Ausfchlagung einer Erbfchaft oder eine Ver⸗ 
mãchiniſſes, felbft wenn in allen biefen Fällen bie Ablehnung bes 
Erwerbes in ber Wbficht gefchieht, einem andern einen Vorteil zu 
verfchaffen. 

Ift die Zumendung als unentgeltliche gewollt (animus do- 
nandi), fo ift fie auch dann Schenkung, wenn jener Wille einem 
eigennüßigen oder gar unlauteren Beweggrunde entfpringt (RG 23, 
OT). Die Zumendung ift eine entgeltliche, wenn fie ſich als Er- 
füllung einer Nechtäpflicht barftelt. Wer ohne ſolche Pflicht mit der 


Die einzelnen Schuldverhältnifie. 3 101. 287 


Zumenbung einen ihm geleifteten Dienft belohnen will, nimmt eine 
(belohnenbe, remuneratorifde) Schenkung vor, bie 
nad} gemeinem und neuem Rechte den Grunbfäßen von ber Schenkung 
überhaupt unterliegt; wer durch ben Dienft des anbern aber einen 
Dermögensoorteil erlangt hat und zur Erftattung ber Bereicherung 
verpflichtet if, tilgt durch bie Zuwendung feine Verpflichtung 
unb ſchenkt nur ben feinen Vorteil etwa überfteigenden Betrag. 

Die Schenfung Tann verfhiebene Formen annehmen, in ber 
Übereignung einer Sache, in ber Überlaffung bes Gebrauchs einer 
Sade, in dem Erlaß einer Schuld oder in dem Verſprechen Tonftiger 
Zuwenbungen beftehen.”) Im letzteren alle begründet fie eine ein⸗ 
feitige Verpflichtung, die im älteren römifchen Rechte nur durch 
Stipulation, feit Juſtinian durch formlofen Vertrag begründet mer- 
ben konnte. 

2. Bon jeher haben Schenkungen gemwiffen Einfdränfungen 
unterlegen. Sole murben hauptfählih durch die lex Cincia 
(204 v. Chr.) eingeführt, in ber fpäteren Kaiferzeit jedoch meift 
wieder befeitigt. Eigentümlih war bem römifchen Rechte das in 
daß gemeine Recht übergegangene, vom BGB aber aufgehobene Ver⸗ 
bot der Schenfung unter Eheleuten. Enblich murbe feit dem Ende 
ber Kaiſerzeit (306 n. Chr.) gerichtliche Verlautbarung der Schenkung 
verlangt, Juſtinian aber ‚verlangte gerichtliche Form nur für 
Schenkungen über 500 Solibi. Diefe Beftimmung ging in das ge 
meine Recht über. Nach ihm unterlag die Schenkung nur wenn und 
infotoeit fie diefen Vetrag (46663 Mark) überftieg, ber richterlichen 
Beurkundung des Schenkungsakies („ber Ynfinuation“). Jar bie 
Scentung Hanbelsgefhäft, fo war fie von jener Yorm befreit 
(Art. 317 HGB a. 3. RG 26, 15). 

Auch das BGB ($ 518) will durch eine Formvorſchrift Über» 
eilungen verhiten, es unterwirft ber Form, d. i. ber gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung, jedoch nur bag Schenkungs ver⸗ 
ſprechen, biefes aber ohne Rüdfiht auf die Höhe 
des Betragd. Die Annahme bes Verſprechens und die 
dando ober liberando geſchehene Schenkung ift an feine 
Form gebunden. ener Form unterliegt das Schentungs- 
verſprechen aber au dann, wenn es ſich in eine abſtrakte Willens- 
erklärung (Schulbverfprehen ober Anerkenntnis) kleidet und felbft 
bann, wenn es Handelsgeſchäft ift ($ 350 968). Der Mangel 
derFormwirddurch Vornahmederverſprochenen 
Leiſtung geheilt. Iſt alſo die verſprochene bewegliche Sache 


Aus dieſem Grunde iſt ſie hier behandelt. Häufig wird ſie in den 
en ER (4.8. PA im 3 vd. Prngl m. Rechts Bd. 4). 
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übergeben, bie unbewegliche aufgelaffen, fo fann aus bem Grunde 
formeller Ungültigteit des Schenkungsverſprechens das Gegebene nicht 
zurüdgeforbert werben. 

3. Gegenftand ber Schenkung kann alles fein, was auf ber 
einen Seite eine Vermögensbermehrung, auf ber andern Geite eine 
DVermögensminberung bewirkt, daher auch Dienftleiftungen. 

4. Daß bie Schenkung ein Akt der Freigebigfeit ift, hat zur 
Folge, daß bie Rechtsſtellung bes Schenters eine günftigere ift, ala bie 
eines durch Yäftigen Vertrag Verpflichteten. 

a) Nach altem und neuem Recht haftet daher der Schenker nur 
für Vorſatz und grobe Fahrläffigteit ($$ 521, 276); 

b) ber Schenfer ift nad altem und neuem Rechte von ber Ver⸗ 
pflichtung, Verzugazinfen zu zahlen, frei ($$ 522, 288); 

c) ber Beſchenkte muß die Sache nehmen mie fie ift, Daher haftet 
der Schenker wegen eines Mangels ber Sache nach altem und 
neuem Rechte nur bei Argliſt. Hat er aber eine nur ber Gattung nach 
beftimmte Sache verfprochen, die er felbft erft erwerben muß, fo ift 
anzunehmen, baß er eine fehlerfreie Sache hat geben wollen. Gibt er 
gleichwohl eine fehlerhafte Sache, fo ift der Beſchenkte nah BGB 
(8 524), 

aa) wenn dem Schenker ber Fehler beim Ermerbe ber Sache 
befannt war ober ohne grobes Verſehen nicht unbefannt fein konnte, 
berechtigt, eine fehlerfreie Sache, 

bb) wenn der Schenker den Mangel argliftig verſchweigt, bes 
rechtigt, eine fehlerfreie Sache ober Schadenserſatz zu verlangen. 

Nach der herrfchenden Lehre bes gemeinen Rechts haftet ber 
Schenker für Mängel im Rechte nur bei Schenkung einer Gat- 
tungsſache. Das BGB (8 523) entſcheidet bie Gtreitfrage: nad 
ihm haftet ber Schenter aa) einer Sache, pie ihm bereitäge- 
hört, nur bei argliftiger Verſchweigung bes Mangels, und zwar 
mie angenommen werben muß, nur auf das negative Intereſſe; ber» 
ſpricht er bb) eine Sache, bie er erft erwerben muß, fo haftet 
er, wenn er beim Erwerbe den Mangel kannte ober infolge grober 
Sahrläffigkeit nicht kannte, auf Schabenzerfag wegen Nichterfüllung. 
Dagegen unterfcheidet das BGB ($ 523) hier nicht zwiſchen Gats 
tungsfachen und inbivibuell beftimmten Sachen. 

Die Ansprüche bes Schenkers unterliegen in beiden Fällen ben 
für Gewährleiftungsanfprüche bes Käufers gegebenen Beftimmungen 
(88 528, 524). 

d) Der Schenker kann eine ihm auß ber Schenkung drohende 
übermäßige Vermögendperminderung verhüten. 
Nach gemeinem Rechte war er in biefer Beziehung auf bag bene- 
ficium competentiae beſchränki, d. h. auf die Befugnis, 
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bon dem Gegenftanb eines noch nicht erfüllten Schenkungsverſprechens 
fo viel abzuziehen, ala er notwendig zum Leben beburfte. Das 
BGB geht weiter, inbem es bem in feinem Dafein bebrohten Schenter 
die Befugnis gibt, nicht bloß bie Erfüllung eines Schenkungsver⸗ 
ſprechens zu verweigern ($ 519), jonbern auch eine bereit vollzogene 
Schenkung mie eine grunblofe Bereicherung bes Beſchenkten zurüd- 
auforbern ($ 528), unb indem es bem Schenker biefe Rechte ſchon 
dann gibt, wenn e8 ihm am ftandesmäßigen Unterhalt und 
an ben Mitteln zur Erfüllung feiner gefeglichen Unterhaltspflicht 
fehlen würbe. Dem Schenkungsverſprechen gegenüber kommen bei 
Bemeſſung des Unterhalts die fonftigen Verpflichtungen bes Schenters 
in Anſchlag.) Die Rüdgabe der vollgogenen Schenkung Tann ber 
Beſchenkte durch Zahlung bes für den Unterhalt erforberlichen Be- 
tragd abwenden. Das Recht auf den Unterhalt gegenüber einem 
Schenlungs verſprechen geht durch Zeitablauf nicht verloren, 
der Schenker kann e8 der Klage des Beſchenkten gegenüber durch Ein- 
tebe, der Zwangsvollſtreckung gegenüber duch Vollftredungsgegen- 
tage gemäß $ 767 CPO, in jevem Falle durch negative Feſtſtellungs⸗ 
Lage geltend maden. Dagegen geht das Unterhaltsrecht gegenüber 
der vollzogenen Schenkung dadurch verloren, daß bon dem 
Zeitpuntte ber Leiftung des geſchenkten Gegenftanbes bis zum Ein— 
tritte ber Vebürftigfeit bes Schenkers 10 Jahre verftreicen; es 
lommt gar nicht zur Entftehung, wenn der Schenter feine Bebürftig- 
teit durch Vorſaß ober grobe Fahrläfligfeit herbeigeführt, und es 
wird ausgefchlofien durch das entgegenftehende Unterhaltsrecht 
des Beſchenlien ($ 529). 

©) Enblih kann der Schenker aus gemiffen Grünben bie 
Schenkung widerrufen. Sole Gründe waren nad bißherigem 
Nechte grober Unbant des Beſchenkten und bie fpätere Geburt ie 
licher Kinder bes Schenkers. Den Iehteren, auf gemeinem Gewohn⸗ 
heitsrechte beruhenden Wiberrufägrund hat als folden das BGB 
befeitigt, doch fann jene Tatſache das oben (d) behandelte Unter- 
haltsrecht begrünben. Den römifchrechtlichen Widerrufsgrund bes 
groben Unbants hat das BGB (8 530) beibehalten und davon ab- 
hängig gemacht, baß ber Vefchentte eine ſchwere Verfehlung gegen 
den Schenter felbft oder einen nahen Angehörigen des Schenkers be= 
geht. Der Widerruf ift ein einfeitiges, empfangsbebürftiges Rechte- 
gefchäft. Iſt er begründet, fo hebt er nad) altem und neuem Rechte 
($ 531) die Schenkung auf: es fann dann ſowohl das Schenkungs⸗ 
verfprechen als bie bereit3 vollzogene Schenkung als grunblofe Be— 
zeiherung bes Beſchenkten zurüdgenommen merben. 


) Die Faflung von $$ 519, 528 ftimmt nicht überein. 
Engelmann, D. bürgerliche Medt Deutſchlands. IV. Aufl. 19 
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Das Widerrufsrecht it (8530 Abſ. 2) ein höch ſt per- 
ſönliches Recht. Auf die Erben bes Schenkers geht es nah BGB nur 
über, wenn ber Beſchenkte ben Schenker vorſätzlich und widerrecht⸗ 
lich getötet ober am Wiberrufe verhindert hat. Auf das Wiber- 
rufsrecht fann nicht verzichtet werben, bevor der Schenter von bem 
Undant erfahren; bie mürbe dem Wefen ber Schenkung miber- 
ſprechen. Dagegen geht das Widerrufsrecht nad altem und neuem 
Rechte dadurch verloren, daß ber Schenker verzeiht ober daß ber 
Befchentte ftirbt. ft feit der Kenntnis von dem Unbant ein Jahr 
verftrichen, jo ift nach dem BGB ($ 533) ſtillſchweigend verziehen. 

5. Um zu verhindern, daß durch Schenkungen eine Beeinträchti— 
gung bon Rechten Dritter herbeigeführt werde, ift bem Benachiei— 
ligten die Befugnis eingeräumt, Schenlungen anzufechten. Diele 
Befugnis ift gegeben 

a) nad neuem und altem Rechte bemjenigen, der infolge bon 
Schenkungen des Erblafferd in feinem Pflichtteile verkürzt 
ift (das Nähere im Erbrecht); 

b) ben Gläubigern, bie auß bem Vermögen ihres Schuld- 
ners nicht volle Befriedigung erhalten fünnen, gegenüber Schenkungen 
ihres Schuldners (dad Nähere unter „Verfürzung der Gläubiger”). 

Die Anfechtung geht von einem Dritten, der Widerruf vom 
Schenter aus; die Anfechtung Hebt die Schentung nur fomeit auf, 
als fie dem Dritten nachteilig ift, der Widerruf hebt die Schenkung 
ganz auf; das Anfechtungsrecht ift an das bebrohte Recht, das 
Widerrufsrecht an die Perfon des Schenkers gebunden. 

6. Befondere Arten von Schenkungen finb: 

a) die Schenkung unter einer Auflage (donatio sub modo). 
Sie unterſcheidet fi} von der bebingten Schentung dadurch, daß ber 
Beſchenkte den Gegenftand der d. sub modo ſchon mit ber An— 
nahme erwirbt, mit der Annahme aber bie erzwingbare Verpflichtung 
übernimmt, bie Auflage (den Modu8) zu erfüllen, während ber 
Erwerb ber bebingten Schenfung von dem Eintritte der Bedingung 
abhängt, ba für ben Beſchenkten aber ein Zmang zur Erfüllung der 
Bedingung nicht vorhanden ift. („Der Modus zimingt, aber fußpen= 
diert nicht, die Bedingung fuspenbiert, aber zwingt nicht.“) Der 
Zwang befteht nach altem unb neuem Recht aa) in ber Befugnis des 
Schenters, das Geſchenk, foweit es zur Vollziehung der Auflage hätte 
verwendet werben follen, als ungerechtfertigte Bereicherung des Be— 
ſchenkten zurüdzuforbern, wenn biefer bie Vollziehung ber 
Auflage unterläßt ($ 527), und bb) in dem Rechte, die VoIl- 
atehung ber Auflage zu verlangen ($ 525). Dieſes letztere 
Recht fteht nach altem und neuem Rechte dem Schenter oder feinen 
Erben ober dem Dritten, beffen Vorteil bie Auflage dient, nad) 


Die einzelnen Schuldverhälmifie. 8 102. 291 


neuem Rechte nad) dem Tode des Schenkers auch der zuftändigen Be— 
hörbe zu, wenn die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Intereſſe 
liegt (88 525, 527 Abſ. 2, 328). Vorausfegung bed Anſpruchs 
auf Erfüllung aber ift die borangegangene Leiftung des Schenters 
(8 525), das römifche Recht verwandie daher hier die Grundfäße von 
Innominattontraften (a. praescriptie verbis). 

Iſt Die Auflage nad; Abſicht der Beteiligten das Aquiva— 
Lent für bie empfangene Leiſtung, fo iſt nicht eine Schentung, fon= 
bern ein gegenfeitiger Vertrag vorhanden. Die 
Schenkungsnatur ber wirklichen donatio sub modo hat aber bie 
Folge, daß der Beſchenkte nicht verpflichtet ift, eigenes Vermögen 
zur Vollziehung der Auflage zu verwenden ($ 526). 

b) Die Schenkung von Todes wegen (mortis causa donatio) 
ift eine unter der Bedingung gemadte Schen— 
tung, baß der Beſchenkte den Schenter überlebt. 
Sie vollendet fi alfo nad altem und neuem Recht erft mit bem 
Tode des Schenkers und ift bemnad eine Verfügung bon Todes 
wegen ($ 2301). Vollzieht fie der Schenker burch Leiſtung bes zu⸗ 
gewenbeten Gegenftandes, fo ift fie nach neuem Recht ein Rechtsge— 
ſchäft unter Lebenden, d. h. ver Beſchenkte erwirbt daB zugemenbete 
Recht fofort, ift aber zur Rüdgabe nach ben Grunbfägen ber unge- 
rechtfertigten Bereicherung verpflichtet, wenn bie Bebingung nicht ein- 
tritt ($ 2301). 

©) Die Anſtandsſchenkung, d. i. Diejenige, burg melde 
einer fittliden Pfliht ober einer auf den An= 
ftand zu nehmenden Rüdfiht entfproden wird, 
ift nad) dem BGB in manden Beziehungen ausgezeichnet. Gie unters 
liegt meber ber Rückforderung noch dem Wiberrufe ($ 534); eine 
ſolche Schentung zu machen, ift auch berechtigt der Ehemann felbft 
ohne Zuftimmung der Frau, wenngleich der Gegenftand der Schen- 
tung aus dem Gefamtgute genommen mwirb ($ 1446), der Vater in 
Vertretung bes Kindes ($ 1641), der Vormund in Vertretung bed 
Mündels ($ 1804), ber Vorerbe ($ 2113), ber Zeftamentsbollftreder 
(8 2205); fie unterliegt nicht der Anfechtung durch den Pflichtteild- 
erben ($ 2330). 


$ 102. Spiel uud Wette. 


1. Spiel und Wette find bedingte Verträge. Die Bes 
dingung entſcheidet, melder Kontrahent verliert, d. h. zu einer 
Leiftung verpflichtet ift, und welcher Kontrahent gewinnt, d. h. auf 
eine Leiſtung berechtigt if. Spiel und Wette begründen baher, trotz⸗ 
dem jeber Rontrahent eine bebingte Verpflichtung eingeht, boch nur 
auf einer Seite eine unbebingte Leiftungspfliht. Das Spiel be- 

19% 
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zwedt die Erzielung eines Gewinnes durch eine Tätigkeit, bie an 
ſich nicht wirtfhaftliher Natur ift und nur ein Unterhaltungs- 
bedürfnis befriedigt, die Wette aber bezwedt die Entſcheidung einer 
Meinungsverſchiedenheit und nur nebenbei vielleicht einen Ver— 
mögensgewinn. 

Dad römiſche Recht unterſchied erlaubte und uner— 
laubte Spiele, erlaubt aber waren nur beſtimmte gymnaſtiſche 
Spiele (ludi virtutis causa), und auch bei biefen durfte nur um 
einen solidus gefpielt werben; fie begründeten einen klagbaren An= 
ſpruch auf den Gewinn. Aus unerlaubten Spielen entftanb feine 
Verpflichtung, und mas geleiftet war, konnte zurüdgeforbert werben 
(ogl. Seuffert Archiv 50, 280). Das ältere deutſche Recht gab einen 
Anſpruch auf den Gewinn und ſchloß damit bie Rüdforberung be 
Geleifteten auß. Das gemeine Recht und mit ihm das BGB ($ 762) 
faflen die Verpflichtung aus einem erlaubten, d. h. jetzt ftra f⸗ 
Iofen Spiele al? Naturalobligation auf, indem fie den Anſpruch 
auf ben Spielgewinn, zugleih aber auch die Rüdforderung bed ge- 
gebenen Spielverluftes verfagen (RG 39, 163). Das unerlaubte, 
d. 5. firafbare (nad) $ 284 StGB nur das gewerbämäßige Glüd3-) 
Spiel erzeugt für ben ftrafbaren Zeil keine Rechte, auch nicht das 
Recht auf Rüdhaltung des an ihn gezahlten Gewinnes. 

Die Wette ift ein Vertrag, burh melden jeber 
Teihoderauch nurein Teileine Leiftung für ben 
Fall verfpriht, daß eine von ihm aufgeftellte 
beftimmte Behauptungunridtigfeinfollte Gie 
mar in Rom in Form ber sponsio fehr gebräuchlich und war klag— 
bar; auch nad} deutſchem Rechte war die Wette ein gültiger Vertrag, 
häufig jebo nur dann, wenn bie Ernſtlichkeit der Wette durch eine 
befonbere Handlung außer Ziveifel geftellt mar. Im gemeinen Rechte 
hat fi die Gültigkeit und Klagbarkeit ber Wetten erhalten, bas 
BGB (8 762) aber behandelt fie ebenfo mie das 
Spiel. 

Diefe Behandlung von Spiel und Wette beruht auf ben Ge- 
banfen, daß diefe Verträge eines Rechtsſchutes nicht würdig und 
daß namentlih das Spielen auf Borg fittliche und wirtſchaftliche 
Gefahren birgt. Daher werben von ber Klagloſigkeit betroffen nicht 
bloß bie aus biefen Verträgen unmittelbar entftehenden (fog. 
Wett- ober Spiel-) Schulen, fondern auch diejenigen Berein- 
barungen, durch bie ber verlierenbe Zeil zum Zweche der Er— 
füllung einer GSpielfhulb eine befonbere Verbind— 
Tichteit (4. B. eine Wechſelſchuld, ein Schuldanerkenntnis) gegen- 
über bem Gewinner eingeht; endlich aber auch bie Aufträge, die auf 
Spiel ober Wette gerichtet find, fo baß ſowohl die a. m. direeta 
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auf Ausführung des Auftrags als auch die a. m. contraria auf 
Erſtattung von Aufwendungen ausgeſchloſſen, dagegen bie a. m. 
directa auf Ausantwortung des an ben Beauftragten gezahlten 
Gewinns gegeben ift (RG 51, 156 und $ 762 Abſ. 2). 

2. Nicht eigentlich Spiel ift der Xotterievertrag, denn er geht 
nicht auf eine ber Unterhaltung dienende Tätigkeit, er läßt aud 
nicht Die Frage, wer verlieren wird, fondern nur bie frage, o b ber 
Einfeger gewinnen oder verlieren wird, bis zu einem gemiflen Zeit» 
punft unentſchieden. Er befteht in ber Vereinbarung, wo⸗— 
nah bereine Zeilgegen Zahlung einer beftimm- 
ten Summe (Einfat) den bebingten Anfprud 
aufeine vom anbern Zeile zu leiftende Summe 
(den Geminn) erwirbt, und bei welchem ber Ein— 
tritt ber Bedingung vom Zufall, nämlid bon 
der Ziehung bes dem Einſetzer gegebenen 
Loſes abhängt Das Geſchäft gehört dem möbernen Recht 
an und ift nad; Partitularrechten nur dann gültig, wenn es obrig- 
teitlich genehmigt ift. Dasſeibe gilt vom Ausipielgefhäft, nach 
welchem ber eine Teil gegen einen Einfah ben 
bedingten Anfprud auf eine vom andern Zeile 
als Gewinn außgefegte Sade erwirbt, und bei 
dem der Eintritt der Bedingung gleihfalls vom 
Ziehen bes Loſes abhängt. 

Dad SIEB ($ 286) erflärt das ohne obrigkeitliche Erlaubnis 
unternommene öffentliche Lotterie und das öffentliche 
Ausfpielgefäft für ftrafbar. Verträge, die gegen dieſes Verbot ver⸗ 
ftoßen, find baher ($ 134) nichtig. Das nicht ftrafbare Lotterie- 
ober Außfpielgefhäft ift nach neuem Nechte verbindlich, wenn das 
Unternehmen obrigfeitlih genehmigt ift; fehlt die Genehmigung, fo 
fteht das Geſchäft unter den für das Spiel gegebenen Vorſchriften 
(85 763, 762). 

Der Lotterie- oder Außfpielvertrag ift geſchloſſen mit der Über- 
gabe und Annahme bes Loſes. Daher hat derjenige, dem ohne Bes 
ſtellung ein 2008 zugefenbet wird, feinen Anfprud auf ben Ge- 
winn, wenn er nicht ben Entſchluß, das Los jpielen zu wollen, aus— 
drücklich oder ſtillfchweigend betätigt hat. Wird bad Los gezogen, 
bevor bie in ber Zuſendung bes Lofes liegende Offerte angenommen 
ift, fo wird bie Offerte hinfällig (NG 50, 193). 

3. Hierher gehört auch ba fog. reine Differenzgeihäft. In 
jedem Jall enthält das Differenzgefhäft die Verabredung, daß 
Waren ober Wertpapiere, die einen Markt ober Vörfenpreis haben, 
zu einem je$t vereinbarten Preife an einem fünftigen Ter— 
mine geliefert werben follen. Diefe Geſchäfte heißen daher 
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Termingeſchäfte. Wollen die Parteien wirtliche („effektive”) Lie- 
ferung, fo unterfcheibet fih das Geſchäft nicht von einem anbern 
Kaufvertrage, und es bleibt Kaufvertrag und daher Realge- 
ſchäft, menn die Parteien am ober kurz vor bem Lieferungs- 
(Stih-) Tage vereinbaren, daß an bie Stelle der wirklichen Lie— 
ferung bie Zahlung des Unterſchiedes treten folle, der zwiſchen dem 
Kaufpreis und bem Marktpreife der Ware am Stichtage befteht. 
Iſt aber von vornherein Gegenftand bed Vertrags nur 
jener Preisunterfchieb, fo ift ein Differenzgefhäft vorhanden. 

Die Reichsgeſetzgebung behanbelt das Differenzgefhäft 

a) in einer allgemeinen Vorſchrift ($ 764 BGB). 

Nach der BVegriffsbeftimmung des BGB ift ein Differenz- 
geſchäft aber nicht nur bann, wenn die Parteien bie wirkliche Lie 
ferung ausſchließen, fonbern fon bann vorhanden, wenn e3 in ber 
Abficht geſchloſſen ift, daß bie Preisdifferenz gezahlt werben fol, 
und fogar dann, wenn biefe Abſicht nur bei einem ber Kontras 
henten befteht, der andere aber dieſe Abfiht fannte ober ten= 
nen mußte. Ein folder Vertrag fällt unter ben Begriff des 
Spiels. (Art. 14 Nr. V Einf.-Cef. 3. HGB). 

b) Das Börfengefeß vom 22. Yuni 1896 betrachtet als Diffe- 
renzgeſchäft auch das Börfentermingefhäft. Börfen- 
termingeſchäfte find bie über Waren oder Wertpapiere geſchloſſenen 
Kauf⸗ oder fonftigen Anfchaffungsgefhäfte auf eine feftbeftimmte 
Lieferungszeit ober mit einer feftbeftimmten Lieferungsftift, 
wenn fie nad Geſchäftsbedingungen geſchloſſen merben, bie 
von bem WBörfenvorftande für ben Terminhandel feſtgeſetzt 
find, und wenn für bie an ber betreffenden Börſe gefchloffenen Ge— 
ſchäfte folcher Art eine amtliche Feftftellung von Terminpreifen er= 
folgt ($ 48 angef. Gef). Für fie befteht die Vorſchrift, daß 
wenn nit beide Kontrahenten zur Zeit bes Gefchäftsfchluffes 
im Vörfenregifter eingetragen find, weder aus bem Gefhäfte felbft 
noch aus einem Schulbanerfenninis eine Verpflichtung entfteht, mäh- 
rend das, was bei ober nad völliger Abmidlung des Geſchäfts 
zu feiner Erfüllung geleiftet worden ift, nicht zurüdgeforbert werben 
Tann. Wird aber auß einem hiernach tlagbaren Börfentermin= 
geſchäft ein Anſpruch erhoben, fo ift demjenigen Zeile, der zur Zeit 
bes Vertragsfchluffes im Börfenregifter eingetragen war, ber Ein- 
wand, daß ein Differenzgeſchäft vorliege, verfagt (88 66, 69). 

Diefe Behandlung führt zu dem Ergebnis, daß jedes Bör— 
Tentermingefhäft als bloßes Differenzgefchäft behandelt werben 
muß, was keineswegs zutrifft, daß dieſes Differenzgeſchäft aber in 
dem einen Falle Spiel, in dem andern ein gültiges, klagbares, ein— 
wandsfreies Gefhäft if. Andere Zermingefchäfte unterliegen 
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den Vorfehriften de3 HGB und des BGB über den Lieferungstauf, 
unb menn ge die Eigenfchaft von Differenzgefchäften haben, dem 
$ 764 BC! 

Die ehe behandelten Verträge gehören zu den fog. gewagten 
Geichäften (aleatorifchen Verträgen). Im meiteren Sinne umfaßt 
dieſe Klaffe von Verträgen alle diejenigen Gefdäfte, 
deren Erfolg ganzoberbohmejentligponeinem 
Glüdsfalle abhängt. m engern Ginne zählt man da— 
hin bie zweiſeitig berpflichtenben Qerträge, bei denen bie Leiftung 
ober doch der Umfang ber Leiftung bes einen Zeil vom Zufall ab- 
hängt, während bie Leiftung des anbern Teils feft beftimmt ift und 
durd den Zufall nicht beeinflußt wird (RG 9, 287). Es gehören 
hierher insbefonbere no der Verſicherungsvertrag und 
der Hoffnungstauf(emtio spei und emtio rei speratae). 


B. Die unvollkommen zweifeitigen Verträge. 
$ 103. Die Leibe. 

1. Begriff. Leibe ift die Hingabeeiner Sache zu un— 
entgeltlidem Gebrauch mit ber Verpflichtung, biefelbe 
Sade aurüdzugeben. Gegenſtand der Leihe können nur körperliche, 
bewegliche wie unbewegliche (1. 17 pr. D. de praeser. verb. 19,5) 
Saden fein, verbrauchbare Sachen dann, wenn ber Gebrauch bie 
Rückgabe nicht ausſchließt (L. 3 8 6, 1.4 D. comm. 13,6; 1.1881 
D. de reb. cred. 12,1. RG 13, 128). Bertretbare Sachen können 
von den Parteien zum Gegenftande ber Leihe gemacht werben, wenn 
die Rüdgabe ber hingegebenen Stücke bebungen wirb. Hat ber Ent: 
leiher bie Befugnis, bie Sachen zu verbrauchen und alfo nur biefelbe 
Menge von gleicher Beſchaffenheit zurüctzugeben, fo ift ober wird das 
Geſchäft Darlehn. Die Leiftung eines Entgelts für ben Gebrauch 
madt das Geſchäft zur Miete. Hierin überall flimmt das BGB 
(88 598, 607, 535) mit dem gemeinen Recht überein. 

Der Vertrag ift nach altem und neuem Recht ein Realvertrag. 

2. Es entftehen Rechte und Pflichten möglicherweife auf beiden 
Seiten. 

Der Verleiher haftet für den durch Vorſatz ober grobes Ver- 
fehen, ſowie für ben durch argliftiges Verſchweigen!) eines Mangels 
im Recht ober eines Fehlers ber geliehenen Sache (88 599, 600) dem 
Entleiher zugefügten Schaden; er haftet aber auch bei ungeitiger Rüd- 
forberung, denn ber Entleiher hat ihm gegenüber ein Recht 
auf den Gebraud ($ 598). Der Verleiher ift ferner verpflich- 
tet, dem Entleiher diejenigen Auslagen zu erftatten, bie er auf di 


) Ebenfo $$ 523, 524, denn auch hier liegt eine Freigebigleit vor. 
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Erhaltung der, Sache verwendet hat. Dagegen hat ber Entleiher bie 
gewöhnliden laufenden Koften, insbefonbere alfo die 
Fütterungstoften für ein Tier, zu tragen. Die gleiche Beftimmung 
enthält $ 601 BGB, welcher folgerichtig die Vornahme anderer 
Verwendungen buch den Entleiher ala unbeauftragte Geſchäfts— 
führung behandelt. Der Entleiher kann feine Anſprüche durch Klage 
(bie a. commodati contraria) und durch Einrede (Zurüdbehals 
tungßrecht $ 273 Abf. 2 BGB) geltend machen. 

Der Entleiher haftet nad; altem und neuem Rechte ($$ 276, 
602, 603), fo lange er nur den vertragsmäßigen Gebrauch 
bon der geliehenen Sache macht, ſchlechthin für Verſchul— 
den, nicht au für Die dutch ben Gebrauch verurfachten Ver—⸗ 
änderungen ober Verſchlechterungen. Macht er einen vertrags— 
widrigen Gebraud) ober befinbet er fi im Verzuge, fo trägt er auch 
denjenigen zufälligen Schaben, ver Yolge ber Vertragswidrig⸗ 
teit if. Vertragswidrigkeit ift auch bie ungenehmigte Weiterber- 
leihung an einen Dritten?) 

Der Entleiher ift ferner zur Rüdgabe nad Beendigung bed 
bertragsmäßigen Gebrauchs verpflictet. Die Dauer bes Gebrauchs 
bemißt fi” nad der Vereinbarung ber Parteien ober nad bem 
Ziwede des Gebrauchs, und wenn hiernach eine Feſtſtellung nicht ges 
troffen werben kann, nach dem Belieben des Verleihers. Auch darin 
ftimmt das BGB $ 604 mit bem gemeinen Recht überein. Lebteres 
gibt aber dem Verleiher nicht nur das Recht, die Sache nach Ablauf 
desjenigen Zeitraums zurüdguforbern, in welchem ber Entleiher ben 
Gebrauch Hätte mahen fünnen, fonbern in Übereinftimmung 
mit dem gemeinen Recht?) aud ein Kündigungsrecht in ge- 
wiſſen Fällen ($$ 604, 605). Neu ift die Gemährung eines Rüd- 
forderungsrechts des Verleihers gegenüber dem Dritten, an ben ber 
Entleiher die Sache überlaffen hatte (F 604 Abf. 4); der Anſpruch 
ift ein perfönlicher, benn er ftüßt ſich auf den Leihvertrag, und fann . 
nur nad) Beendigung ber Leihe geltend gemacht werben, aber er ift 
eine a. in rem scripta.?) 

Während die Anſprüche der Kontrahenten aus bem Vertrage 
ber gemöhnligen Verjährung unterliegen, hat $ 606 BGB 
für die Anfprüche des Verleihers wegen Veränderung oder Ver— 
ſchlechterung der Sache und für bie des Entleihers auf Erfah von 
Verwendungen oder auf Geftattung ber Wegnahme einer an ber ge= 
liehenen Sade vorgenommenen Einrichtung eine Verjährungsfrift 


) L.5$ 7 comm. 18, 6. $ 2 J. quib. mod. de 3 14. Ebenſo 
BGB. 58 603, 287, 280. 

?) L. 3 C. de loc. 4, 65. 

®) Dertmannzu$ 566 nimmt eine gefeglihe Schulbübernahme an. 
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bon ſechs Monaten feftgefegt, die gegen ben Verleiher mit der Rüd- 
gabe der Sache, gegen den Entleiher mit ber Beendigung der Leibe 
zu laufen beginnt. Der Anſpruch des Verleihers heißt a. comm. 
directa. 

3. Nach früheren Rechte wurde der Entleiher Detentor, ber 
Verleiher blieb juriftifcher Befiger der Sade, nah neuem Recht 
ift der Entleiher Befiger, ber Verleiher mittelbarer Beſitzer 
ber Sache ($$ 854, 868). 

4. Das römifche Recht unterfhiev vom commodatum das 
precarium, db. b. bie Leihe auf beliebigen Wider— 
ruf. Es biente damals befonberen, auß bem älteren Recht erkläre 
lichen Ziweden.!) Diefen Zweden entfprach e&, baf ber Entleiher 
juriftifcher Vefiger wurde und der Verleiher feinen Anfpruch aus dem 
Vertrage, fonbern die Eigentumsflage und fpäter das interd. de 
precario hatte. Die Beranlaffung zu jener Unterſcheidung ift 
jeboch ſchon im gemeinen Rechte forigefallen, die beliebig widerruf⸗ 
liche Leihe bilbet daher Hier wie nach neuem Recht eine Unterart bes 
Zeihvertrags ($ 604 Abf. 3 BOB). 


$ 104. Der Verwahrungsvertrag. 


1. Begriff. Verwahrungsvertrag (depositum) ift der Ver⸗ 
trag, durch ben jemand die Aufbewahrung einer ihm 
übergebenen bewegligen Sade übernimmt. 
die Aufbewahrungspflicht notwendige Folge eined andern Det 

(4. B. eine Kaufs, bes Kommifjionägefhäfts 88 379, 390 HGB), 
fo find bie befonderen Grunbfäge biefes Vertrag maßgebend. 
Das Depofitum ſetzt voraus, ba bie Aufbewahrung 
den ausfhlieglihen ober hauptſächlichen Gegen— 
ftand bes Vertrags bildet. In ber Aufbemahrungspflicht ift 
aber bie Pflicht zur Obhut (custodia), d. h. zum Schuge gegen nadj- 
teifige Einflüffe enthalten (ROHG 4, 93). 

Nach römiſchem Rechte war Unenigeltlichleit weſentliches Merk⸗ 
mal bes Geſchäfts; wurde ein Entgelt bebungen für bie Gewährung 
des Raumes, jo lag Sachmiete, murbe fie bebungen für eine vom 
Verwahrer zu leiftende Tätigkeit, fo lag Dienftmiete vor. Nach 
gemeinem und neuem Recht (88 688, 689) ändert bie Ab- 
tebe einer Vergütung nichts am Wefen bes Ber- 
trag3; eine Vergütung gilt fogar als ſtillſchweigend verabrebet, 
wenn bie Aufbewahrung ben Umftänben nad nur gegen eine Ver⸗ 
gütung zu ertvarten ift, insbeſondere fann ein Kaufmann Lagergelb 
auch ohne vorherige Verabredung beanfpruden ($ 354 HGB). 


») $hering: Der Beſitzwille. 1889 ©. 389 ff. 
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Das Depofitum ift nach bißherigem (RG 12,88) mie neuem 
Recht ein Realkontrakt. 

2. Der Depofitar haftet nad) bisherigem Rechte grundſätzlich nur 
für grobes Verfehen, ba er feinen Vorteil aus dem Geſchäfte hat; 
das BGB madt für die entgeltliche Verwahrung keine Aus— 
nahme von ber allgemeinen Pflicht zur Anwendung jeber Sorg⸗ 
falt ($ 276), dag unentgeltliche Depofitum verpflichtet nur 
zur diligentiaquam suis ($ 69%). Für bie Verfehul- 
bung feines Gehilfen fteht der Verwahrer in jevem Fall ein (88 691, 
278); übergibt er bie Sache einem Dritten zur Aufbewahrung, fo 
haftete er nach bißherigem Rechte nicht ſchlechthin für den Dritten, 
nah neuem Redt ift dem Verwahrer bie Subftitutiond= 
befugnis grunbfäglid entzogen ($ 691); ift fie ihm gleich- 
wohl eingeräumt — und diefe Eintäumung fann aus den Umftänden 
folgen — fo haftet er nur für ein bei diefer Hinterlegung begangenes 
Verſehen, alſo auch für culpa in eligendo, weiter aber reicht feine 
Haftung für den Dritten nicht. 

Die DVertragspflicht des Verwahrers erftredt ſich im übrigen 
auf die vereinbarte Art der Aufbewahrung. Daher darf er hierin 
eine Önderung nur vornehmen, wenn er auf bie Zuftimmung bes 
Hinterlegers rechnen barf; doch ift er, wenn nicht Gefahr im Verzuge 
ift, verpflichtet, bem Hinterleger Anzeige von der bevorftehenden Än—⸗ 
derung zu machen und beffen Entſchließung abzuwarten; anbern= 
falls kann er fie unter jener Vorausſetzung felbftändig vornehmen. 

Die Sade in eigenem Intereſſe zu gebrauden, ift ber 
Verwahrer nicht berechtigt; verwendet er hinterlegte Gelb für ſich, 
fo trifft ihn die gefeplice Verzinfungapflicht ($ 698). 

3, Nach altem und neuem Rechte ($ 695) kann der Hinterleger 
die Sache jederzeit zurückfordern. Cine Zeitbeftimmung ſchiebt 
nicht die Geltendmachung biefes Rechts hinaus, fie begrenzt nur 
bie Aufbewahrungs p flicht bes Verwahrers: Rücknahme der Sache 
verlangen kann ber Depofitar vor Eintritt bes Termins nur aus 
einem wichtigen Grunde, nad; Eintritt bes Termins unbedingt. Nach 
neuem Rechte kann er bie Rücknahme bei unbefrifteter Ver— 
mahrungspflit jederzeit beanſpruchen ($ 696). 

Die Rücgabepflicht ift nach altem und neuem Recht eine Hol- 
ſchuld ($ 697). 

Die Anfprüche des Hinterlegerö (a. depositi direeta) werben 
durch den Einwand, der Verwahrer (auch ber Entleiher) fei Eigen- 
tümer, mia entfräftet, e3 fei denn, daß ber Verwahrer nach ge 
fchehener Übergabe dag Eigentum vom Hinterleger erworben hätte, 
meil in biefem alle ber DVerwahrungsvertrag aufgehoben wird 
(RG 15,208). Dasfelbe muß nad neuem Rechte gelten. Das 
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gemeine Recht verfagte dem Verwahrer das Zurüdbehaltungs- und 
das Kompenſationsrecht gegenüber dem Anſpruche des Hinterlegers, 
eine Beſchränkung, die das BGB aufgehoben hat. 

4. Der Hinterleger ift nach $ 699 BGB verpflichtet, die ver= 
einbarte Vergütung nad ben für bie Depofition feitgefegten 
Zeitabfehnitten oder bei der Beendigung ber Aufbewahrung zu ent= 
richten, nach altem und neuem Recht auch, dem Verwahrer die zum 
Zwede der Aufbewahrung verwendeten notwendigen Auslagen und 
denjenigen Schaben zu erſetzen, ben bie hinterlegte Sache durch ihre 
Beichaffenheit dem Depofitar zugefügt hat; biefe Verpflichtung tritt 
jedoch dann nicht ein, wenn der Hinterleger die gefahrbrohende 
Eigenfchaft der Sache weder kannte noch kennen mußte ober wenn 
der Verwahrer fie vom Hinterleger felbft oder anderswoher erfahren 
hatte (8 694). Die Anfprüche des Depofitars führen die techniſche 
Bezeihnung a. dep. contraria. 

5. Werben vertretbare Sachen mit ber Abrebe hinterlegt, dag 
der Verwahrer nicht biefelben Stüde, fondern Sachen von gleicher 
Art, Güte und Menge zurüdzuerftatten habe, fo heißt der Vertrag 
depositum irregulare. Vom Darlehn unterſcheidet ſich dieſes Ge- 
ſchäft dadurch, daß bie Hinterlegung allein das Intereſſe bes Ein- 
legerd, das Darlehn allein das ntereffe des Nehmers ober bie 
Intereffen beider befriedigt?) Das gemeine Recht machte alfo - 
zwiſchen beiden Geſchäften einen Unterfgied. Nach dem BGB 
(8 700) ift diefe Art Hinterlegung Darlehn.?) Wirb aber bem 
Verwahrer der Verbrauch der hinterlegten Sachen nur geftattet, 
fo geht das Gefchäft erſt vadurd in ein Darlehn über, 
daß der Verwahrer von ber Erlaubnis Gebrauch macht, denn 
dadurch betätigt er das jebenfalls jetzt vorhandene eigene Intereſſe. 
Gleichwohl ift in beiden Fällen das Geſchäft derartig bon bem 
Intereſſe des Gebers beherrfcht, daß Zeit und Drt der Rüdgabe ſich 
mie beim Depofitum beftimmen (alfo jeberzeitige Rüdforderung 
und Holſchuld). 

6. Dem neuen Recht unbefannt ift das fog. depositum 
miserabile,d. h. die Hinterlegung zur Zeit- eines Notftanbs; 
die Verurteilung ging auf das Doppelte. Seine Beftimmungen 
enthält dad BGB über die Sequeftration, b. h. bie Nieber- 
legung einer ftreitigen Sache bei einem Dritten, ber fie an ben 
tünftigen ‚Sieger herauszugeben hat. Ein folhes Geſchäft ift jetzt 
als Auftrag oder Dienftmiete zu behandeln. 


’) Db Spareinlagen ald Darlehn oder Depofitum anzufehen, ift nach 
den fontreten Umftänden zu entſcheiden (RG 1, 204). 
?) Beitritten (auch don Dernburg), doch herrſchende Meinung. 
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7. Der Bermahrer ift nach gemeinem Rechte Detentor, nah 
neuem Rechte Beſitzer, der Hinterleger nach bisherigem Rechte juris 
ftifcher, nad} neuem Rechte mittelbarer Befiger (55 854, 868). 


$ 105. Das Lagergeicäft. 


1. Daß neue HBG hat in $$ 416—424 Beftimmungen über das 
Lagergeſchäft aufgenommen, weil das Lagergeſchäft jet nicht mehr 
unter das Kommiſſionsgeſchäft fällt und die Beſtimmungen bes 
bürgerlichen Rechts über den Verwahrungsvertrag den Bebürfniffen 
des größeren Ganbelöverfehrs nicht genügen. Das Lagergefchäft 
ift zwar eine Art des Vermahrungdbertrags, bie für biefen gegebenen 
Beſtimmungen bes BGB finden aber auf das Lagergefhäft nicht 
ſubſidiäre Anwendung. 

Das Lagergeſchäft kann nur mit einem Lagerhalter 
gefhloffen werden. Lagerhalter ift, mer gewerbs— 
mäßig bie Lagerung und Aufbewahrung von Gütern übernimmt 
(8 416). Er ift Kaufmann ($ 1 Xbf. 2 Nr. 6 HGB). übernimmt 
ein Kaufmann, beffen Hanbelögeiverbe nicht das eines Lagerhalters 
ift, in einem einzelnen alle bie Verwahrung einer Sache, fo ift ein 
zivilrechtlicher Verwahrungsvertrag vorhanden, un ift die Lagerung 
und Aufbewahrung Folge eines auf anbere Zmede gerichteten Rechls⸗ 
geſchäfts (Rommiffion, Spebition, Frachtgeſchäft), jo kommen bie 
befonberen Grunbfäge vom Lagergefchäfte nicht zur Anwendung. 

2. Der Lagerhalter hat in bezug auf die Empfangnahme, bie 

- Aufbewahrung und bie Verfierung bes Gutes bie bem Kom— 
miſſionär obliegenden Pflidten. Er hat demnach ($$ 388 biß 
390 HGB): 

a) bei Einlagerung mangelhaften ober befhäbigten Gutes bie 
Rechte gegen Frachtführer und Schiffer zu wahren, den Zuftand des 
Gutes feitzuftellen und. den Cinlagerer unverzüglich zu benach— 
richtigen; 

b) bie Verantwortung für den Verluft und bie Beſchädigung 
bes in feiner Verwahrung befindlichen Gutes zu tragen, es fei denn, 
daß ber nachteilige Einfluß durch die Sorgfalt eines orbentlichen 
Lagerhalters nicht abgewenbet werben fann. Der Lagerhalter haftet 
daher zwar nicht bis zur Grenze ber höheren Gewalt, er haftet aber 
für mehr als bloßes Verſchulden ($ 276). Zur Verfiherung bes 
Gutes ift der Lagerhalter nur auf Grund befonderer Anweiſung bes 
Einlagerer3 verpflichtet. 

c) Der Lagerhalter kann in Fällen, in denen ber Einlagerer 
die Pflicht, über bad Gut zu verfügen, verfäumt, Hinterlegen ober 
zum Gelbfthilfeverfaufe fehreiten. 
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Der Lagerhalter ift darüber hinaus verpflichtet ($$ 417, 418): 

d) von Veränderungen, die am Gut eintreten und beffen Ent- 
mertung befürchten laffen, ven Einlagerer fofort zu benachrichtigen; 

e) dem Einlagerer die Befihtigung des Gutes, die Entnahme 
don Proben und bie zur Erhaltung des Gutes notwendigen Hand⸗ 
lungen während ber Geſchäftsſtunden zu geftatten. 

Der Lagerhalter hat ein Net auf Erftattung der 
Zagerfoften, d. i. bes bebungenen ober ortsüblichen Lager- 
gelbes, der Auslagen für Fracht und Zölle und der fonft für das 
Gut gemachten Aufwendungen, ſoweit er fie für erforberlich halten 
durfte. Der Anfpruch auf Erftattung der baren Auslagen ift fofort 
fällig, der Anſpruch auf die andern Lagerkoften immer nach je brei 
Monaten ($ 420). Wegen ſeines Rechts auf Qagerkoften (nit 
aud; wegen anderer Forderungen $ 397) hat ber Lagerhalter ein 
Pfandrecht, folange er fi im natürlichen oder durch Dispoſi⸗ 
tion8papiere vermittelten Vefige bes Gutes befindet ($ 241). 

3. Der Lagerhalter ift wie jeder Verwahrer nur Befiper 
des Gutes und darf darüber nicht verfügen; er barf bertretbare 
Saden nur auf Grund befonberer Erlaubnis mit andern ber- 
mifchen, aber felbft in biefem alle geht das Eigentum nicht auf ihn 
über, ſondern es entfteht Miteigentum der bißherigen Alleineigen- 
tümer am Ganzen ($ 419 99%, 88 948, 947 BGB). Der Lagerhalter 
kann aber ohne Zuftimmung ber anderen Zeilhaber einem jeben 
Miteigentümer den ihm gebührenden Anteil am Gefamtvorrat auß- 
anttorten. Diefe Beftimmungen fihern den Einlagerern im Falle 
des Konkurſes des Lagerhalters das Ausſonderungsrecht 
und find dem Lagergefchäfte derart weſentlich, daß bie Verein— 
barung, ber Lagerhalter folle das Eigentum erwerben und nur zur 
Herauögabe der gleihen Quantität und Qualität verpflichtet fern, 
dem PVertrage die Eigenſchaft des Lagergefhäfts entzieht (8 419 
Abf. 3 HGB), es tommt dann nad $ 700 BGB ein Darlehn 
zuſtande. 

Der Einlagerer hat das Rücforderungsrecht mie 
ber Hinterleger (ſ. $ 104), es würde aber dem Zwece des Geſchäfts 
miberfprechen, wollte man dem Lager halter das unbegrenzte Rüd- 
gabereht einräumen. Er kann daher die Rüdnahme vor Ab— 
lauf ber Lagerzeit nur aus einem wichtigen Grunde, dagegen mit 
Ablauf der Lagerzeit fofort, und ift eine ſolche nicht bebungen, erft 
nad Verlauf von 3 Monaten verlangen, muß dann aber kündigen 
und eine Künbigungsftift bon einem Monat abwarten. 

Der Heraußgabeanfpruc gegen ben Lagerhalter verjährt in 30, 
die Schadenserſahanſprüche verjähren in einem Jahre ($$ 423, 414). 
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4. Der Lagerhalter kann einen Lagerſchein (Warrant) aus—⸗ 
ftellen und ihn zu einem Orberpapier machen, fogar auf ben Inhaber 
ftellen (RG 59, 374). ft der Schein indoffabel oder auf den In— 
haber geftellt, jo hat er zugleich bie Eigenfchaft eines Dispofi- 
tionspapiers, b. 5. feine Übergabe an denjenigen, der durch 
den Schein zur Empfangnahme des Gutes legitimiert wird, fteht 
ber Übergabe bes Gutes gleich. 


$ 106. Der Bauftpfandvertrag. 


Der Fauftpfanbvertrag (pignus) befteht in der Hingabe einer 
Sade zum Pfande, und ift ein Realkontrakt. 

Das BGB zählt ihn zwar unter den Schulbverträgen nicht mit 
auf, fondern behandelt bie aus dem contractus pigneraticius 
folgenden Rechte und Pflichten im Pfandrecht ($$ 1215 ff.). Die 
durch ihn begründeten Pflichten — Verwahrung des Pfandes, Rüd- 
gabe nach dem Erlöfchen des Pfandrechts — werben mit ber Klage 
aus dem Pfanbvertrage (a. pigneraticia directa) geltenb gemacht. 

Es kann aber auch eine Verpflichtung des Verpfänders 
entſtehen auf Erſtattung von Auslagen und Schäden, die das Pfand 
verurfacht hat. Zur Geltendmachung dieſer Verpflichtung bient bie 
a. pigneraticia contraria. Das BGB bemißt bie Pflichten nad) 
den Grunbfägen ber unbeauftragten Gefchäftsführung ($ 1216). 


$ 107. Das Depofiten- und Depotgefchäft. 


Mit dem Worte Depot verbindet ber Sprachgebrauch bes 
modernen Handelsverkehrs zwar ftetß den Begriff einer Werwah- 
rung von Wertpapieren, doch ohne das Rechtsverhältnis 
anzubeuten, auf bem bie Vermahrung beruht. Auch das Gefeh vom 
5. Juli 1896 (turzweg Depotgefeg genannt) gibt Beftimmungen 
ſchlechthin über die „Aufbewahrung fremder Wertpapiere”. Diefe 
Aufbewahrung kann aber beruhen auf einem Verwahrungsvertrag, 
auf einer Verpfänbung oder auf einem Kommiſſionsgeſchäfte. Die 
Rechte und Pflichten bes Depot-Inhabers richten fic) deshalb nach den 
für ba3 betreffende Rechtsverhälinis maßgebenben befonderen Grund» 
fügen. Die Parteien fünnen baber vereinbaren, daß ber Verwahrer 
ober Pfandgläubiger nicht biefelben Stüde, fonbern gleichartige Pa- 
piere herauögeben fol ober daß er über bie Bingegebenen "Papiere 
verfügen darf. Es entftand damit nad} früherem Recht ein depo- 
situm irregulare ober ein pignus irregulare, und auch nad 
neuem Rechte bleibt dem Depotgeber jedenfalls nur ein perfünlicher 
Anfpruc auf Erftattung der Hingegebenen Papiere ($ 700 BGB). 
Die mit diefer Wirkung verknüpfte Vereinbarung feßt jedoch nad 
dem Depotgeſetz, d. 5. bei Übergabe eines underſchloſ— 
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fenen Depot3 an einen Kaufmann im Betriebe feines Handels— 
gewerbes ($ 1), zu ihrer Gültigkeit eine für jedem einzelnen 
Fall ausdprüdlih und ſchriftlich gegebene ($ 2), nad) 
dem BGB ($ 700 Abf. 2), d. 5. bei jedem nicht unter das Depot» 
gefeg fallenden Depot, dieaus drüchl iche Erklärung bes Hinter 
legers oder Verpfänders voraus.) 

Hiernach find zu unterfcheiben: 

1. Das verfhloffene Depot: Übergabe der Papiere in 
einem gefchlofienen Behältnis (wenn aud nur Briefumfchlag) 
ober Einlegung der Papiere in ein dem Hinterleger eingeräum- 
tes verfchließbares Fach (Stahltammer); 

2. dad unverfchloffene Depot. Dieſes kann wieber fein 
a) Sonberbepot, welches ber Empfänger gefondert aufzu= 

bewahren hat, 

b) Sammelbepot, welches den Verwahrer berechtigt, die Papiere 
mehrerer Hinterleger zufammen als gefondertes Ganzes auf- 
zubewahren, die Papiere ber mehreren Deponenten aber mit» 
einander zu vermiſchen, 

€) Summenbepot, das den Verwahrer berechtigt, über bie ein- 
zelnen Stüde zu verfügen und ihn nur verpflichtet, gleich 
artige und gleichwertige Papiere herauszugeben. 

Beim verfhloffenen und beim Sonberbepot bleibt ber Hinters 
leger oder Verpfänder Eigentümer der Papiere, er hat alfo neben dem 
perfönlichen den Eigentumsanfprud und im Falle des Konkurſes des 
Depotnehmers das Ausſonderungsrecht. Um den Eigentumsanfprud 
bes Depotgebers außer Zweifel zu ftellen, verpflichtet das Depotgeſetz 
den Depotnehmer nicht nur zur Eintragung ber Papiere 
in ein befonderes Handelsbuch, jondern eben zu jener Sonbe- 
trungjebes einzelnen Depotä bon ben eigenen Beſtänden 
des Nehmers und ben Depots anderer Kunden unter äußerlich ertenn- 
barer Bezeichnung jedes Hinterlegers oder Verpfänbers (8 1), mäh- 
rend das BGB die allgemeinen Verpflichtungen bes Verwahrers und 
des Pfandgläubigers nicht verfchärft (8 690, 691, 276). Beim 
Sammelbepot werben die mehreren Deponenten Miteigentümer ber 
ſämtlichen Papiere, und beim Summenbepot geht unter ber oben er= 
mähnten Vorausſehung (außbrüdliche und ſchriftliche Erklärung) das 
Eigentum auf den Verwahrer über. 

R) Das Depotgefeh befreit don biefer Form nur bie Erklärung bes 
Hinterleger ober Verpfaͤnders, ber felbft gemerbämäßig Bant- over Gelb- 
mechfleraefchäfte betreibt ($ 2). Das Gefeh nimmt ferner Banknoten und 
Papiergeld aus, dad BGB begreift Hier alle Wertpapiere. 
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Ein Depot und damit eine Verwahrungspflicht bes Depot- 
Inhabers Tann ferner durch die Ausführung des einem Kommiffionär 
erteilten Auftrags, für ben Kommittenten Wertpapiere einzufaufen 
ober umzutaufchen oder ein Bezugsrecht auf beitimmte Papiere gel- 
tend zu machen, entftehen. Hanbelt in einem folchen alle der Kom 
miffionär im Namen des Auftraggebers, fo erwirbt diefer, handelt er, 
mas bie Regel ift, in eigenem Namen, fo erwirbt nach altem und 
neuem Rechte ($$ 164, 929 BGB) der Kommiffionär das Eigentum 
der Papiere. Im letzteren Falle vollzieht ſich der Eigentumserwerb 
für den Kommittenten (88 929, 930 BGB) durch körperliche Über- 
gabe ober durch Willenserklärung (constitutum possessorium), 
das Depotgefeß aber verpflichtet den Kommiflionär zur Abſendung 
eines fog. Stüdeverzeihniffes an ben Kommittenten und 
tnüpft an biefen Akt ben Eigentumserwerb bes Sommittenten 
(88 3, 5, 7), falls diefer Erwerb fi nicht ſchon früher z. B. durch 
const. possessorium vollzogen hat. Das Stüdeberzeichnis ift im 
Falle der Eintaufstommiflion innerhalb dreier Tage, in ben an= 
bern Fällen innerhalb zweier Wochen abzufenben; Verzug bed Kom⸗ 
miffionärß (nach näherer Vorfchrift bes $ 4) gibt bei ber Eintaufs- 
tommiffion dem Kommittenten dad Net, vom Gefchäfte zurüd- 
auftreten, in ben anderen Fällen das Recht, bie Propifionszahlung zu 
bermeigern (88 4, 6). 

3 Berfhieden vom Depotgefchäft ift dag Bantdepofiten- 
geſchäft. Es befteht in der Hingabe einer Summe an einen 
Bankier ober eine Sparkaſſe zum Zwecke der Verzinfung und Rüd- 
erftattung ber gleihen Summe, gleichviel ob dieſe in Geld ober in 
Wertpapieren gegeben iſt. Dieſes Geſchäft mar nad bisherigen 
Rechte gewöhnlich depositum irregulare, nad; neuem Recht ($ 700) 
ift es Darlehn. 


$ 108. Ginbringung von Sachen bei Gaftwirten. 

Die Haftung der Schiffer, Gaft- und Stallwirte für die 
Sicherheit der von Reiſenden eingebrachten Sachen ift eine Schöpfung 
des prätorifchen Edilts, das in einer an diefen Sachen gleichviel von 
mem berübten Entwenbung ober Beſchädigung ein Quaſidelikt 
des Wirtes erblicdte. Der Wirt konnte ſich gegen bie auf das recep- 
tum (cauponum, nautarum, stabulariorum) geftügte Schabend- 
erſatzllage bes Gaftes anfangs überhaupt nicht, ſpaͤter und insbeſon⸗ 
dere auch nach gemeinem Recht jedoch durch Berufung auf Höhere 
Gewalt fügen. 

Hiermit ftimmt das BGB (88 701 ff.) grundfäglich überein. 
Nach ihm aber ift, mie nad neuerem Recht überhaupt, bie Haftung 
auf einen zwiſchen Gaft und Wirt gefchloffenen Vertrag zurüd- 
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geführt und auf biejenigen Gaftwirte, melde gewerbe- 
mäßig Fremde zur Beherbergung aufnehmen, 
beſchräntt. Diefe Wirte haften wie nad bißherigem Rechte bem 
im Betriebe jenes Gewerbes aufgenommenen Gafte für 
jeden Schaben, den dieſer durch Verluft oder Beſchãdigung einge» 
bradter Sachen erleidet. Die Haftung ift von einem Ders 
ſchulden des Wirte unabhängig, die Erfagklage alfo genügend bes 
gründet, wenn das Einbringen und ber Verluft bewiefen wird. Der 
Wirt kann fi nur fügen, wenn er bemeift, 

a) baß ber Schaben vom Gafte felbft, einem Begleiter bes Gaftes 
ober einer Perfon, die diefer bei ſich aufgenommen hat, 

b) durch bie Befchaffenheit der Sache felbft, 

c) durch höhere Gewalt verurfacht if, denn da in allen biefen 
Fällen der Raufalzufammenhang zwiſchen dem Verlufte und dem 
Gaſtwirtsbetriebe fehlt ($ 701), ift ein Anfprud gegen den Wirt 
nicht entſtanden. Der Wirt wirb nad) neuem Recht ($ 703) 
von der einmal begründeten Schadenserſatzverbindlichkeit 
mwieber frei, wenn ber Gaft bon bem Berlufte nicht unverzügs 
lich nad) erlangter Kenntnis dem Wirt Anzeige macht; denn hierdurch 
erſchwert ober benimmt er dem Wirte die Möglichkeit, ven Schaden 
und ben Täter feftzuftellen. Die Haftung kann, wie nad altem 
Rechte, durch Vertrag, nicht aber durch einen bloßen Anfchlag, durch 
den der Wirt die Haftung ablehnt, ausgeſchloſſen werben. 

Die Haftung ift wie nach biäherigem Rechte grunbfäg- 
lich eine unbefhräntte. Nach neuem Recht ($ 702) ift fie 
auf einen Höchftbetrag von 1000 Mark befchräntt bei Verluft von 
Geld, Wertpapieren und Koftbarkeiten. Die volle Haftung aber 
tritt auch bei diefen Sachen ein, 

a) wenn ber Wirt fie in Kenntnis ihrer Eigenſchaft zur Auf- 
bemwahrung übernimmt; benn bamit übernimmt er die Haftung aus⸗ 
drücklich; 

b) wenn er die Aufbewahrung ablehnt, gleichwohl aber den Gaſt 
aufnimmt, 

c) wenn der Schaben von ihm ober feinen Leuten verſchul⸗ 
det wird. 

Zur Begründung einer Schadenserſatzklage auf einen 1000 Mt. 
überfteigenden Betrag bebarf es alfo des Beweiſes eine biefer Um=- 
fänbe. 

Die Haftung ſetzt voraus 

1. den Abflug eines Gaftaufnahmevertrags; 

2. das Einbringen von Saden von feiten des aufgenommenen 
Gaſtes. Eingebracht ift jede Sache, die ber Gaft dem Wirt oder 
Leuten des Gaſtwirts, die zur Entgegennahme ber Sachen beitellt 
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ober ala beftellt anzufehen find, übergeben oder an einen ihm bon 
diefen angeiviefenen Ort ober in Ermangelung einer Anmweifung an 
den hierzu beftimmten Ort gebracht hat ($ 701). Der Vertrag ähnelt 
bem Verwahrungdvertrage, denn er verpflichtet den Wirt zur Ge— 
mwährung der Obhut. Während aber der Verwahrungsver⸗ 
trag ein Alt des Vertrouens zu der Perfon bes Verwahrers if, in ber 
Befigübertragung befteht und ben Verwahrer zur Obhut der be= 
ſonders übernommenen Sachen verpflichtet, enthält bie Einbringung 
bon Sachen einen Akt des Vertrauens zu ber im Gafthaufe herrſchen⸗ 
den Sicherheit, fie beläßt die Sachen im Beſitze bes Gaftes und ver⸗ 
pflichtet zu einem fämtliche eingebrachten Sachen umfaffenden Schutze. 


8 109. Der Auftrag. 


1. Begriff. Auftrag (mandatum) ift nad römifchem Recht 
und bem BGB ($ 662) ber Vertrag, durch welchen fich ber eine Teil 
(ber Beauftragte, Manbatar) verpflichtet, ein ibm von 
dem andern Teile (dem Auftraggeber, Mandanten) über« 
tragenesGefhäftunentgeltlihzgubeforgen (man- 
datum, nisi gratuitum, nullum est). Dadurch, daß daß ge— 
meine Recht dad DVerfprechen einer Belohnung mit bem Wefen be& 
Manbats für vereinbar hielt, daß es ferner das Begriffämertmal ber 
operae illiberales beim Dienftvertrage fallen ließ, vertifchte es ben 
Gegenſatz zwifhen Mandat und Dienftmiete. Das neue Recht will 
zwiſchen Dienftmiete und Auftrag einen begrifflichen Unterſchied aufs 
ftellen, indem es als Gegenftand der erfteren Dienfte, ala Gegenftanb 
des Auftrags Gefchäfte bezeichnet und indem es ferner ben Gegenfag 
zwiſchen der Entgeltlichteit der Miete und der Unentgeltlich— 
teit bes Auftrags aus bem römifchen Rechte wieder aufs 
nimmt ($8 611, 612, 662). Doch ift auch die Beforgung von Ge- 
ſchäften ein dem andern geleifteter Dienft. Deshalb fallen ber dem 
Rechtsanwalt erteilte Auftrag und das Kommiffionsgefhäft nad 
neuem Recht unter bie Dienftverträge ($ 675). Da jedoch das BGB 
Dienft- und Werfverträge, welche eine Gefchäftsbeforgung zum Gegen= 
ftande haben, in Gegenfat zum Dienftvertrage ftellt und in mefent- 
lichen Puntten (Abweichung von den Weifungen bes Auftraggebers, 
Anzeige- und Rechenſchafts⸗, Herausgabe⸗, Verzinfungspflicht des 
Beauftragten, Vorſchuß⸗ und Erfahpflicht des Auftraggebers, Ein- 
fluß des Todes des Auftraggeberd oder des Beauftragten) den dem 
Beauftragten eine freiere Stellung einräumenden Grunbfägen vom 
Auftrage unterwirft ($ 675), muß ber Begriff Geſchäft beftimmt 
werben. Als folhes Tann nur biejenige Hanblung bezeichnet werben, 
melde den Handelnden in Beziehung zu einem Dritten ſetzt, ohne 
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daß er gerabe Stellvertreter des Auftraggebers fein müßte.) Daher 
ift jede Rechtöhanblung, es ift aber 3. B. auch bie Überbringung einer 
Nachricht an einen Dritten Geſchäft. 

2. In Übereinftimmung mit bem bisherigen Recht unterfcheibet 
das BGB zwifchen Auftrag und Vollmacht (f. oben ©. 123). Wirb 
dem Beauftragten bie Macht eingeräumt, namen? des Machtgebers 
Rechtshandlungen vorzunehmen, fo ift ihm neben dem Auftrage 
zugleich Vollmacht, fol er NRechtögefhäfte in eigenem Namen vor- 
nehmen, fo ift ihm nur ein Auftrag erteilt. Der Erteilung ber Voll⸗ 
macht kann ſowohl ein Antrag, al3 auch ein Dienflvertrag zugrunde 
liegen, in jedem alle ift bie Vollmacht grundſätzlich dem freien 
Wiberrufe ausgeſetzt (8 167 BGB). Wiberfpricht der Widerruf dem 
Dienftvertrage, fo verbleiben dem Verpflichteten bie aus biefem 
Vertrage ſich ergebenden Rechte ($ 167 BGB, 88 52, 231 HB). 

Durch den Auftrag wird ein auf Vertrauen gegründete, baher 
ein perfünliches Rechtäverhältnis geſchaffen. Die Yolge if, daß 
jebenfalls nad) neuem Rechte ($ 664) nur ber Auftraggeber (beziv. 
fein Erbe) die Ausführung bes Auftrages verlangen kann, daß alfo 
der Anſpruch auf Ausführung feine Übertragung zuläßt, daß aber 
auch ber Beauftragte den Auftrag nicht auf eine andere Perfon über- 
tragen barf. Die herrfchende Meinung bes gemeinen Rechts aber gab 
dem Mandatar die Subftitutionsbefugnis, mährenn dad BGB 
grunbfäglid bie Subſtitutionsbefugnis ver— 
Tagt, jedoch wegen ber Mannigfaltigteit der Fälle alles auf die Aus— 
legung des Vertrages antommen läht ($ 664). Die unbefugte Sub- 
fiitution ift eine Vertragßverlegung, die befugte Gubftitution madjt 
den Mandatar nur für ein ihm bei der Übertragung zur Zaft fallen- 
des Verſchulden, insbeſondere alfo für culpa in eligendo, haftbar, 
darüber hinaus fteht er für bie Handlungen des Subftituten nicht 
ein. Hierin folgt das BGB dem bisherigen Rechte. Die Annahme 
von bloßen Gehilfen ift geftattet, belaftet den Manbatar aber 
mit der Verantwortung für deren Handeln ($ 278). 

3. Der Beauftragte ift verpflichtet: 

a) den Auftrag außzuführen unb dabei nad altem 
und neuem Recht jede Fahrläſſigkeit zu vertreten; er ift 
den Weifungen des Auftraggeberd unterworfen und eine auftrags 
widrige Handlung ift nieht Erfüllung des Vertrags, braucht alfo vom 
Auftraggeber nicht genehmigt zu werben (RG 57, 392). Doch ift ein 
Recht, von der Weifung abzumeichen, gegeben, wenn der Beauftragte 
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nad den Umftänden annehmen barf (fubjeltiver Stanbpuntt), daß 
der Auftraggeber die Abweichung genehmigen würde ($ 665), e3 fann 
ſogar bie Pflicht beftehen, von der Weifung abzumweichen, wenn dies 
im Intereſfe des Mandanten geboten ift; 

b) dem Auftraggeber die erforberliden Nahrihten zu 
geben, auf Befragen Auskunft zu erteilen, und nach ber Ausführung 
des Auftrags Rechenſchaft abzulegen ($ 666); 

ce) dem Auftraggeber alles, was er zum Zivede der Ausführung 
des Auftrags ober infolge ber Gejchäftsbeforgung erlangt, her» 
auszugeben, alfo au bie Rechte zu übertragen, die der Man» 
datar für den Mandanten, aber duch Handeln in eigenem Namen, 
erworben hat ($ 667); 

d) Geld, das er für fi), nicht für den Mandanten, verivenbet, 
zu verzinfen ($ 668). 

Hierin flimmen altes und neues Necht überein. Die Anſprüche 
tes Auftraggebers führen die Bezeichnung a. mandati directa. 

4. Der Auftraggeber ift zum Erfage der Aufwendungen, bie ber 
Manbatar nad den Umftänben für erforderlich halten burfte (fub- 
jeftiver Stanbpunft), und zur Leiftung von Vorſchüſſen auf bie zur 
Ausführung des Auftrags notivendigen Aufwendungen verpflidtet 
(88 669, 670). Auch hierin folgt das neue bem alten Recht. Der 
Geltendmadjung biefer möglicgermeife entftehenden Forderungen bes 
Beauftragten dient bie a. mandati contraria und das Zurück— 
behaltungsrecht ($ 273). 

5. Der Auftrag erliſcht 

a) nad altem und neuem Rechte durch feine Ausführung, durch 
eine Refolutinbebingung ober Zeitbeftimmung; 

b) nad; altem und neuem Rechte buch Widerruf bes Man- 
danten und durch Kündigung des Manbatard. Ein Verzicht 
auf das Widerrufsrecht entzieht nach herrſchender Auffaffung dem 
Vertrage bie Nechtänatur de Mandat? (ROHG 23, 324, RG 3, 
186). Auf das Künbigungsreht des Manbatard kann inbeflen 
gültig verzichtet werben ($ 671). Wirb es ohne wichtigen Grund 
zur Unzeit außgeübt, fo haftet der Beauftragte für den Schaden, ber 
dadurch entfteht, daß ber Mandant für bie Fortführung bed Ge- 
ſchäfts nicht rechtzeitig forgen konnte; 

c) nad altem und neuem Rechte buch den Tod des Be— 
auftragten, wenn nit aus dem Vertrage das Gegenteil folgt; 
erlifcht ber Auftrag, jo befteht für den Erben die Pflicht ungefäumter 
Anzeige von dem Zobe des Mandatars ($ 673;); 

d) nad) altem, grunbfägli aber nicht nach neuem Rechte 
(8 672) dur} den Tod des Auftraggeber, inbeflen rechnet 
aud) hier das BGB mit ber Möglichkeit eines abweichenden Vers 
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tragswillens. Nach altem und neuem Recht ift auch ber Eintritt ber 
Geſchäftsunfähigkeit des Mandanten nicht von Einfluß auf das 
Mandat; 

e) nach neuem Rechte ($ 23 KO) durch den Konkurs des Auf- 
traggeber3. 

6. Umfang. Der Auftrag kann ein einzelnes beftimmtes Ge— 
ſchäft, eine ganze Klaſſe von Gefchäften, ſowie endlich die gefamten 
Geſchäfte des Auftraggebers zum Gegenftande haben. 

7. Bom Mandat unterfcheibet fih ber Rat dadurch, daß erfteret 
in ber Regel bie Angelegenheiten des Manbanten, letzterer ſtets nur 
bie des Beratenen betrifft (jog. mandatum tuagratia) und baß 
erſteres aus ber Abficht, ein Rechtsverhältnis zu begründen, hervor⸗ 
geht, bei legterem aber eine ſolche Abſicht fehlt. Aus einem bloßen 
Rat entfteht für den Ratgeber nur dann eine Verbinblichteit, wenn 
er verſprochen bat, für die Folgen ber angeratenen Handlung zu 
haften („Garantie* übernommen hat), ſowie dann, wenn er wiſſent⸗ 
li} einen ſchlechten Rat erteilt. Im erften Falle Haftet er aus dem 
Vertrage, im letztern Fall auß ber unerlaubten Handlung (a. doli). 
Das neue Recht ftimmt hierin mit ber herrſchenden Auffaffung des 
gemeinen Rechts überein ($ 676). 

Diefe Grundſätze fommen aber dann nicht zur Anmenbung, 
wenn zmwifchen bem Ratgeber und bem Beratenen ein Bertrags— 
verhältnis befteht, das den Ratgeber zur Ratß- 
erteilung verpflichtet (Arzt, Rechtsanwalt). Denn in 
biefem Falle kann blofes Verfehen eine Haftung begründen, wenn 
ber Ratgeber nach Anhalt bes Vertrags für Verfehen einfteht. 

Was vom Rate, gilt von ber Empfehlung (8 676). 


8 110. Die Anweifung‘). 


1. Geſchichte. Erteilt jemand in eigenem ntereffe einem 
andern ben Auftrag, eine Leiftung zu erheben, ober ben Auftrag, 
eine Leiftung zu maden, fo kommt durch Annahme des Auftrags 
ein Mandat zuftanbe, und ber Beauftragte wird zur Ausführung 
des Auftrags verpflichtet. Nur ein Doppelmanbat zum Er— 
heben unb zum Leiſien erblidte bie frühere gemeintechtliche Lehre 
in der Anmeifung. Sie ift zwar römischen Urfprungs, hieß bort 
Jussus, delegatio, feltener mandatum, fie hat ſich aber erft im 
Verkehrsrecht ber italienifhen Stäbte des Mittelalters und ins— 
befonbere im modernen Handelsverkehr ausgebilbet und ben Namen 
Affignation angenommen. 

) Wendt: Das allgemeine Anmeifungsredht, 1895. Winbfdei 
in un Bee für Otto Müller, 1898. ber in SHerings Jahri — 
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überall, wo von Anweiſung die Rebe ift, wirb eine indirekte 
Vermögensleiſtung angeftrebt: nämlich die Leiftung durch 
bie Perfon eines andern und Leiftung in der Perfon eines andern. 
Die Anweiſung dient deshalb der Erjparung von Zeit, Mühe, Ge- 
fahr und Koften dadurch, daß einmaliges Leiften biefelbe Wirkung 
berbeiführt, bie fonft nur durch zwei Leiftungen zu erreichen wäre. 

Die delegatio bes römiſchen Rechts war nicht eigentlich 
eine Zahlung 8 anmweifung, fondern eine Krebitanmeifung, b. h. 
eine Weifung des Deleganten an den Delegaten, dem Delegatar 
zu berfpreden (promittere), Sie war unabhängig von einem 
Schuldverhältniſſe des Deleganten gegenüber dem Delegatar unb 
auch unabhängig von einer Schuld bes Delegaten gegenüber dem 
Deleganten, und wurde ausgeführt durch eine Stipulation zwiſchen 
Delegatar und Delegat. Diefe Stipulation begründete in jedem 
Falle eine Schuld bed Delegaten gegenüber dem Delegatar. Gie 
hatte aber beim Worhanbenfein ber Novationsabſicht die fernere 
Wirkung, bie bisherigen Schulbverhältniffe ber Beteiligten zu löſen. 
War alfo ver Delegat Schuldner des Deleganten oder der Delegant 
Schuldner des Delegatars, fo wurde durch das vom Deleganten bem 
Delegatar gegebene Verfprechen ber bisherige Schulbner befreit. Da— 
ber ber Saf: solvit et qui reum delegat. Die Novationsabficht 
mar aber regelmäßig vorhanden, weil die Befreiung bes bisherigen 
Schuldners ber regelmäßige Zived des Delegaten war. 

Nach mittelalterlifem und neuem Recht ift aus ber Srebits 
anteifung eine Zahlungsanmweifung geworben. Das fchliekt nicht 
aus, daß ber Angewieſene (der Affignat) ftatt zu zahlen, ſich vorerft 
aur Zahlung verpflichtet. 

2. Das neue Recht. Das BGB gibt im mefentlichen bie fpätere 
gemeinrechtliche Lehre, welche bie Mandatsnatur verwarf, mieber, 
aber im Anſchluſſe an die Gepflogenheiten bes heutigen Verkehrs 
behandelt eg nur bie fhriftlihe Anmweifung. Nad ihm 
und nad altem Recht ift Anmeifung bie Ermädtigung, eine 
Reiftung beieinem Drittenimeigenen Namen zu 
erheben, unb bie bem Dritten erteilte Ermäd- 
tigung, eine Leiftung für Rechnung bes Anwei— 
fendengumaden ($ 783). Gie erfolgt dadurch, daß ber An» 
meifenbe eine Urkunde ausftellt, in ber er den Dritten (ben An- 
getviefenen) anmeift, Geld, Wertpapiere ober andere vertretbare 
Saden an ben Anmeifungempfänger zu leiften, und daß er biefe 
Urkunde dem Anmeifungsempfänger aushändigt. 

Die Anmeifung begründet alfo nicht, wie der Auftrag, eine 
Verpflichtung zu leiften und eine Leiſtung zu erheben, ſondern 
eine doppelte Ermädtigung. Sie ift ein abſtraktes Rechts— 
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geſchäft, das ben verſchiedenſten Zwecen dienſtbar gemacht werden 
lann; das ihr zugrunde liegende Rechtsverhältnis iſt gleichgültig, da⸗ 
ber iſt nicht erforderlich, daß der Anweiſende Schulbner des An—⸗ 
weiſungsempfängers, der Angewieſene Schuldner des Anweiſenden iſt. 

Eine Verpflichtung zur Leiftung entfteht für 
den Angemwiefenen aber durch bie Annahme ber 
Anmweifung, und bie Annahme erfolgt buch einen ſchrift⸗ 
lichen Vermert auf ber Anweiſungsurkunde. Der Vermerk kann 
ſchon vor ber Aushändigung ber Urfunde an den Empfänger nieber- 
gefchrieben werben, in biefem alle aber wirb ber Angewieſene erft 
mit ber Aushänbigung ber Urkunde Schuldner bes Anmweifungs- 
empfängers (8 784). 

Die Annahme begründet ein abftraftes 
Schuldverhältnis und alfo ein felbftändiges Recht des Em—⸗ 
pfängers. Daher ift das Verteibigungsrecht des Angewieſenen ein 
befchränfteß, es befteht eine ber materiellen Wechſelſtrenge analoge 
Anweiſungsſtrenge. Es können nämlich ($ 784) dem Gläubiger nur 
diejenigen Einmwenbungen entgegengefegt werben, bie 

a) bie Gültigfeit ber Annahme felbft betreffen (3. B. Simu— 
Tation); 

b) fih aus dem Inhalte der Annahme ergeben (3. B. Zeit⸗ 
beſchränkungen); 

e) ſich aus dem Inhalte der Anweiſung ergeben (z. B. nur nad 
Empfang einer Vorleiſtung zu leiſten); 

d) dem Angewieſenen unmittelbar gegen ben Anmeifungs- 
empfänger zuftehen (3. B. Erlaß, Aufrechnung). 

Ausgeſchlofſen find alfo alle Einwendungen aus bem ber An» 
meifung zugrunde liegenden Schulbverhältnis (vgl. 1. 19 D. 46, 2), 
es fei denn, baß dieſes Verhältnis in ber Anweiſung zum Ausbrud 
gelommmen mwäre (f. oben zu c). 

Wird die beabfichtigte indirekte Vermögensleiſtung vereitelt, fei 
es, weil der Anmweifungsempfänger bie Anmeifung nicht geltend 
machen Tann ober will ober weil der Angewieſene die Annahme ober 
die Leiftung verweigert, fo hat ber Affignatar dem Anweiſenden fo- 
fort Anzeige zu machen ($ 789). 

Auch nad dem BGB Tann eine Antveifung gegeben werben nur 
um ein Rechtöverhältnis zu begründen. Soll fie dazu bienen, 
den Angewiefenen von einer Schuld gegenüber dem Anweiſenden ober 
den Anweiſenden von einer Schuld gegenüber dem Anmeifungs- 
empfänger zu befreien, fo erreicht fie dieſes Ziel boch erft mit 
der Leiftung des Angewieſenen an ben Empfänger. Denn felbft bie 
Annahme ber Anweifung enthält feine Nobation. Es gilt daher nicht 
der römifhe Satz qui delegat solvit, fondern der gemeines Recht 
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gewordene beutfchrechtliche Satz „Anmeifung ift feine Zahlung” 
(88 787, 788). Der Unmweifungsempfänger ift nicht verpflichtet, zu⸗ 
erft ben Ungetviefenen zu belangen, er kann vielmehr die Schuld des 
Anweiſenden geltend machen. ft ber Anweiſende nicht Gchulbner 
des Unmeifungsempfängers, fo hat ber leiftende Affignat ven 
fog. Revalierungsanſpruch (ber a. mandati contraria analog) auf 
Dedung, bei vermweigerter Leiftung ober Annahme aber beſteht an 
fi tein Negreßrecht bes Anweiſungsem pfängers gegen ben 
Anmeifenben, ein ſolches kann nur auf das zwiſchen ihnen beſtehende 
Rechtsverhältnis gegründet werben. Hierin liegt ein erheblicher 
Unterfhieb zwiſchen ber Anmweifung und dem 
Wechſel. 

Die vom Angewieſenen geleiſtete Zahlung gilt in jedem Fall als 
Zahlung des Anweiſenden. ft die Zahlung zu Unrecht erfolgt, fo 
feht die condictio auf das Gezahlte dem Anweiſenden gegen ben 
Zahlungsempfänger zu, wenn ber Rechtsgrund der condictio in dem 
Balutenverhältniß Tiegt, und dem Angewwiefenen gegen den Anweiſen⸗ 
den, wenn bie condictio ihren Grund hat im Dedungsverhältnid.‘) 

Der Anſpruch aus dem Anmeifungsatgept verjährt mie ber 
Anfprud aus dem Wechfelatzept in drei Jahren ($ 786). 

Die Anweiſung erlifcht nicht durch den Tod oder den Eintritt 
ber Gefhäftsunfähigteit der Beteiligten ($ 791). Sie erlifcht dagegen 
dur Widerruf gegenüber bem Angemiefenen; ift aber die An= 
meifung von biefem angenommen, fo ift der Widerruf ausgeſchloſſen, 
da der Anmeifende dem Empfänger das durch das Alzept gemährte 
eigene Recht nicht nehmen Tann. Ebenſo ift nach Vornahme ber 
Leiftung der Widerruf außgefchloffen. 

Die Anweiſung kann vom Anweiſungsempfänger fehriftlich 
übertragen werben. Iſt bie Unmeifung noch nicht angenommen, 
fo liegt hierin nur eine Übertragung der Ermächtigung, d. h. eine 
neue Anmeifung, war fie dagegen angenommen, fo enthält bie fber- 
tragung an fi) nur eine Subftitution, fie Tann aber eine Zeffion 
des durch bie Annahme begründeten Forderungsrechts enthalten. 
Nimmt daher der Angewieſene bem Erwerber gegenüber bie An- 
meifung an, fo ſcheidet der erfte Anmeifungsempfänger aus, fo daß 
aus dem zwiſchen ihm unb dem Angewieſenen 'beftehenben Rechtsver⸗ 
hältnis Einwendungen gegen bie Aktzeptverpflichtung nicht hergeleitet 
merben fönnen ($ 792). 

3. Unter einem Sreditbriefe verfteht man a) einen Auftrag, 
welcher ben Zweck hat, dem Anmeifungsempfänger nicht gerabe eine 
beftimmte Summe zu gewähren, fondern Kredit zu eröffnen, 3.8. 


) RG in Seuffert Archiv 44, 419. 
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Darlehen zu verfchaffen. In biefem Halle tommen jegt bie Grund» 
ſäte von der Bürgſchaft zur Anwendung (8 778 BGB); b) einen 
Zahlungsauftrag. In biefem Falle geht der Beauftragte durch Zah- 
lungsleiſtung fein Srebitgefhäft mit dem Empfohlenen ein, jonbern 
er zahlt für Rechnung bes Auftraggebers. 

4. Unter einer faufmännifden Anweifung mar bisher nad 
Art. 301 HGB a. F. die non einem Kaufmann über Geld, vertret⸗ 
bare Saden oder Wertpapiere außgeftellte Anweiſung zu verftehen, 
Nach dem neuen HGB $ 363 ift faufmännifche Anmeifung die auf 
einen Kaufmann auägeftellte Unmweifung. Denn es tommt dem Ber- 
tehre weit mehr auf bie Perſon bed Angewieſenen, als auf bie des 
Unmeifenden an. Was bie taufmännifche von ber gewöhnlichen An= 
meifung unterſcheidet, ift bie Möglichkeit, erftere an Order zu 
fielen und alfo inbofjabel zu machen, vorausgeſetzt, daß bie An- 
meifung über Gelb, Wertpapiere oder andere vertretbare Sachen 
lautet und daß die Leiftung nicht von einer Gegenleiftung abhängig 
gemacht if. Zwar kann auch bie zivilrechtliche Anweifung übertragen 
werben ($ 792 BGB), aber fie ift dem Indoſſament mit feinen bes 
fonberen Wirkungen unzugänglid. Die Ianbesgefeplichen Vor— 
ſchriften über taufmännifche Anmweifungen find außer Kraft getreten 
(Art. 21 CC zum neuen HGB). Nah dem HGB ift bie indof- 
fierte Anmweifung ein Bräfentationspapier; be 
treffs der Form bes Indoſſaments, der Legitimation des Beſitzers 
und ber Prüfung der Legitimation kommen bie wechfelrechtlichen Bor» 
foriften zur Anwendung (Artt. 11—13, 36 WO). Dagegen findet 
ein Sprungregreß ftatt, ber Indoſſant haftet nur feinem 
unmittelbaren Nachmann. 

5. Eine im Bankverkehr übliche Anweiſung ift ber Scheck (ſelte⸗ 
ner Bankanweiſung genannt); er ift eine auf eine Bank ober einen 
Bankier außgeftellte, daher eine Unterart ber faufmännifcen An— 
meifung im Sinne des neuen HGB und hat ben Ziwed, die Ver- 
fügung über eine bei einem Bantier für ben Cinleger bereit Tie=- 
gende ober vom Bankier (buch Krebiteröffnung an ben Ans 
weiſenden) bereit geftellte Summe zu ermöglichen. Der Bantier 
ift verpflichtet, in Höhe biefer Summe auf ihn geftellte Scheds bed 
Gläubigers zu bonorieren, aber nicht verpflichtet, über jene Summe 
hinaus mit feinem eigenen Vermögen einzutreten. Daher iſt es nicht 
üblich, dieſe Anmeifungen zu afgeptieren, und ein gleichwohl gegebenes 
Atzept ift mach Abſicht der Parteien unverbindlich, denn durch das 
Alzept entftänbe eine perfönliche Verbindlichkeit des Angewieſenen. 
An einer reichögefeglichen Regelung des Schedivefeng fehlt es, Art. 17 
EG 3. HGB läßt daher die landesgeſetzlichen Vorfchriften über Scheds 
beftehen. Sie benennen als Empfangsberechtigten gewöhnli ben 
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Inhaber ober eine beftimmte Perfon mit dem Zuſatze, daß auch an 
den Inhaber gezahlt werben könne. Das Afzept eines folgen In⸗ 
haberſchecis wird durch 8 784 BGB auögefchloffen, und auf einen 
beftimmten Anweifungsempfänger ausſchließlich geftellte Schecks find 
ungebräuchlich. 

Der Sched dient ferner nicht ausſchließlich der Abhebung, ſon⸗ 
dern auch der Umſchreibung des angewieſenen Betrags auf das Konto 
eines anderen Girokunden desſelben Bankiers (insbeſondere der 
Reichsbant, welche für jene Schedö weiße, für dieſe rote Formu— 
lare hat). 

Der auf Umſchreibung gerichtete Sched ſetzt das Vorhanden⸗ 
ſein eines Giroverkehrs zwiſchen der Bank und einer Anzahl von 
Girokunden voraus. Der Giroverkehr wird begründet durch den 
Abſchluß eines ſog. Girokonto-Eröffnungsvertrags 
zwiſchen dem Girokunden und der Bank und Einzahlung einer 
Summe in Gelb ober Wertpapieren, deB fog. Giro-Depot3. 
Dur den Vertrag ift die Bank verpflichtet, die Forderungen ihrer 
Girofunben gegeneinander durch Umſchreibung auszugleigen. Die 
Umſchreibung gefieht auf Grund von Sched3 ber Girofunben, in- 
dem ber Betrag, auf ben ber Sched Iautet, von dem Girokonto bes 
Anweiſenden ab- und bem Konto des Anweiſungsempfängers zuge- 
ſchrieben wird. Hierdurch werben Unbequemlichteiten, Gefahren und 
Koften der Barzahlung vermieden. Der Giroverkehr erlifct buch 
Kündigung, wie durch Erſchöpfung bes Depots. 


C. Die weiſeitigen Verträge. 
$ 111. Der Kauf. 


1. Begriff. Kauf (emtio- venditio) ift derjenige Vertrag, 
durch welchen dereine Teildie Überlaffungeines 
Vermögensgegenſtandes an den andern, dieſer 
aberdie Zahlungeiner Geldſummeanjenenüber— 
nimmt. Unter überlaſſung verſtand jedoch das römiſche und ge— 
meine Recht nur das habere licere praestare, nur bie Verſchaf- 
fung des ungeftörten Genuffes (fog. Entwerungsprinzip), während 
das BGB ($ 433) im Anſchluß an das deutfche Recht und bie meiften 
neueren Gefeßgebungen bie Berfhaffung des Eigentums 
der verfauften Sade ober die Verfchaffung bes verfauften Rechts 
verlangt (fog. Verfhaffungsprinzip). 

Zum Abfchluffe bes Vertrags gehört nur bie Vereinbarung 
über ben Raufgegenftand und den Preis. Die Ent- 
ftehung des durch den Vertrag begründeten Rechisverhältnifſes kann 
aber von einer Bedingung abhängig gemacht werben. 
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1. Gegenftand des Kaufe können Sachen und übertragbare 
Nechte fein; es ift alfo ingbefondere der Kauf on Forderungen tegel- 
mäßig zuläffig. Auch Vermögensinbegriffe, Sahgefamtheiten und 
tünftige Sachen können Gegenftanb eines Kaufes fein. Bei 
lepterem ift aber zu unterfcheiben, ob die Sache felbft oder ob die Aus⸗ 
fit auf ihre Entftehung verkauft wigd. Wirb die Sache verfauft, 
fo wird ein durch die Entftehung ber Sache bedingter Kauf abge 
{cloffen, bie aus dem SKaufvertrage folgenden Rechte und Pflichten 
tommen alfo nur dann zur Entftehung, wenn auch bie Sache entfteht. 
Der Hoffnungstauf (emtio spei) aber ift ein unbe- 
dingter Kauf, benn bie Geminnmöglicteit ift von vornherein 
da. Daher ift ber Kaufpreis auch dann zu zahlen, wenn bie Hoff- 
nung fehlflägt. Uber es Tiegt fein Hoffnungskauf, fondern be— 
dingter Sachtauf vor, wenn die Parteien Zahlung bes Preifes ohne 
NRüdfigt auf Menge und Güte der künftigen Sache bedingen. Denn 
in biefem Falle hängt die Pflicht des Käufers davon ab, daß bie er= 
hoffte Sache entfteht (emtio rei speratae). Alles dies gilt auch 
nad dem BGB. 

Geuuskauf ift der Kauf einer nur ber Gattung nach beftimmten 
Sade. Werben aber alle zu einer beflimmten Gattung gehörigen 
Sachen verfauft, fo liegt ebenfo, wie wenn ein einzelner beftimmter 
Gegenftanb verkauft wird, ein Speziestauf vor. Ob das 
römische Recht reine Genusfäufe zuließ, ift zweifelhaft, aber zu ver— 
neinen.!) Im heutigen Recht ift diefer Kauf ausbrüdlic anerkannt 
8$ 480, 491 BGB. 

Endlich kann aud) eine fremde Sache Gegenftand bes Kaufes 
fein. Der Verkäufer hat die Sache zu beſchaffen oder Schadenserſatz 
zu leiften. Dasfelbe muß nad) BGB gelten, da die Fremdheit ber 
Sache nur das Unvermögen des Schuldners, nicht eine bie Nichtigkeit 
des Vertrags begründenbe Unmöglichfeit bewirkt ($$ 306 bis 308). 

2. Der Kaufpreis muß vor allem als wahres Entgelt (pretium 
verum) bon ben Parteien gemeint fein. Sind die Parteien einig, 
daß ber bedungene Preis den Wert ber Sache nicht erreicht (venditio 
uno nummo des römifchen Recht3), fo ift der ben Preis überſteigende 
Wert geſchenkt. 

Ob bie Schägung der Parteien dem mahren Wert entfpricht 
(pretium justum), ift ohne Belang. Das fpätere römifche Recht 
gewährte jedoch bie Möglichkeit der Anfechtung eines Kaufvertrags 
wegen Verletzung über bie Hälfte (laesio enormis), in- 
dem Diokletian und Marimian (l. 2 C. 4, 44) dem Verkäufer das 
Recht gaben, vom Vertrage zurüdzutreten, tmenn ber Preis nicht ein- 


) Dernburg: Band. II I 94 Nr. 1. 
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mal die Hälfte deö gemeinen Sachwertes erreichte. Seit ber Gloffa- 
torenzeit entwidelte ſich jebodh ein gemeines Gewohnheitsrecht, das 
auch dem Käufer das Rüdtrittsrecht gewährte, wenn er mehr als das 
Doppelte bes wahren Werts verfprocden Hatte. Diefe Säge murben 
zunächſt durch das alte HGB (Art. 286) für Handelskäufe befeitigt 
und find vom BGB nicht wieder aufgenommen worden. Es gilt 
daher jet betreffs ber Höhe des Preifes volle Vertragsfreiheit. 

Der Kaufpreis mußte im älteren römifchen Recht beftimmt 
fein (pretium certum), allein nad} fpäterem römifchen, gemeinem 
und neuem Rechte genügt bie Beftimmbarteit bes 
Breifes. Haben bie Parteien einen Preis nicht beftimmt, jo haben 
fie fi, wenn es fi um eine marftgängige Ware Hanbelt, regelmäßig 
dem Marftpreife der Ware unterworfen, d. i. nad) altem mie neuem 
Rechte dem für den Erfüllungsort zur Erfüllungszeit maßgebenven 
Preife ($ 453 BGB). Hat der Kaufgegenftand einen Marktpreis 
nicht, fo tritt nach altem und neuem Rechte bag arbitrium boni viri 
ein, d. 5. ber Verkäufer beftimmt ben Preis, aber er Hat ihn nad) 
bilfigem Exrmeffen zu beftimmen ($$ 316, 315), denn nur bem ans 
gemeſſenen Preife Hat fi ber Käufer unterworfen. 

Der Preis muß in Gelb beflimmt werben. Wird eine anbete 
Sache ald Gelb zur Gegenleiftung beftimmt, fo ift das Geſchäft nicht 
Kauf, fondern Tauſch. Ob ber Preis in barem Gelbe bezahlt 
wird, ift one Belang, denn die Kaufpreisſchuld kann durch Hingabe 
an Zahlungaftatt getilgt werben. 

I. Verbot. In Übereinstimmung mit dem römiſchen Rechte, 
welches denjenigen Perfonen, die kraft Amtes verkauften, das Kaufen 
unterfagte, richtet aud) das BGB ($$ 456, 457) an diejenigen, welche 
mit ber Vornahme oder Leitung eines im Wege ber Zwangsvoll⸗ 
ftredung gefchehenven Verkaufes beauftragt find, ſowie an ihre Ge— 
bilfen (3. 8. den Protofollführer), und an diejenigen Perfonen, welche 
bei dem Verkauf auf Grund gefegliher Ermächtigung, den Gegen- 
fand für Rechnung eines andern verkaufen zu laſſen, handeln,!) das 
Verbot, den zum Verkaufe geftellten Gegenftand für fi perfün- 
lich ober durch einen anderen ober ald Vertreter eined anberen zu 
taufen. Der gleichwohl gefchehene Kauf ift nicht nichtig, aber er 
hängt von ber Zuftimmung ber am Verkauf als Gläubiger, Schuld» 
ner ober Eigentümer beteiligten Perfonen ab ($ 458 BGB). 

III. Übergang der Gefahr. Nahrömifchem Rechte ging bie 
Gefahr bes Untergangs und ber Verfälehterung mit dem Kauf⸗ 
abſchluß auf den Käufer über: der Ausbrud perfecta est emtio 


’) Damit ift 3. B. ber Verkauf im Auftrage des Konkursverwaltets 
ober er Pfandgläubigerd gemeint. 
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bebeutet, baß ber Käufer bie Gefahr trägt. Das ältere veutfde 
Recht ließ die Gefahr mit der Übergabe ber verfauften Sache auf 
den Käufer übergehen. Diefer Grundfag des deutſchen Rechts 
bat fi} in mehreren, Partikularrechten erhalten und i ſt in da s BGB 
(8446) Üübe rgegangen.) Bei dem Verkauf eines Grundſtücks 
geht die Gefahr ſchon mit der Eintragung des neuen Eigentümers 
über, wenn dieſe vor ber Übergabe erfolgt. Der angeblich aus dem 
Weſen ber Tonallagmatifchen Verträge folgende Grunbfaß des römi— 
ſchen Rechts machte eine Beftimmung über die Gefahr der Verſendung 
der verkauften Sache überflüffig. Denn ber Transport geſchah nach 
ihm immer auf Gefahr bes Käufers. Yolgerichtig müßte nah BGB 
die Gefahr auf den Käufer erft mit der Aushändigung an ihn über- 
geben, denn bie Verfenbung bildet ben Akt der Übergabe. Doch ift 
nad) ihm ($ 447) zu unterfcheiben: verfendet der Verkäufer bie Sache 
an ben Erfüllungsort (b. i. feinen Wohn- ober Nieberlaffungsort, 
$ 269), fo trägt er bie Gefahr, weil er bamit ſich felbft in bie Lage 
verfeßt, zu übergeben; verfenbet er die Sache dagegen an einen an= 
deren als den Erfüllungsort, 3. 8. an ben Wohnort bes Käufers, 
fo geht bie Gefahr mit Übergabe der Sache an die Transportperſon 
auf den Käufer über. — ft ber Kauf auffchiebenb=bebingt, jo kann 
— troß Übergabe — die Gefahr nicht vor Eintritt der Bedingung 
übergehen. 

IV. Übergabe. Nach römifchen, gemeinem und neuem Recht ift 
ber Verkäufer verpflichtet, die verfaufte Sache zu übergeben: ber 
Käufer muß den Beſitz der Sache erhalten. Nach deutſchem und 
neuem Recht ift der Verkäufer auch zur Vornahme derjenigen Hand» 
Tungen verpflichtet, bie zur Übertragung des Eigentums 
erforberlich find, alfo insbeſondere zur Auflafjung der unbeweglichen 
Sache (88 433, 929 ff., 873). Die Auflaffung kann jedoch durch bie 
techtsträftige Verurteilung bes Verkäufers zur Auflaffung erſetzt wer⸗ 
den ($ 894 ZPO). . 

Iſt ein Recht verkauft, fo bat nad römifhem und gemeinem 
Rechte ber Verkäufer dem Käufer nur bie Möglichkeit der Ausübung, 
nad) deutfhem und neuem Rechte das vertaufte Recht felbft 
zu verfchaffen ($ 434). Damit Hängt bie Verfchiebenheit ber fog. 
Evittionzpflicht des DVerfäufer nad römiſchem und neuem Rechte 
aufammen. 

Übergabe und Ablieferung find nicht bazfelbe. Ubergabe 
ift derjenige Aft, durch melden ber Beſitz eingeräumt wirb, Abliefe- 
zung berjenige At, durch ben der Käufer bie tatfähliche Möglichkeit 


) Abweichend von $ 323, benn ber Verkäufer hat mit ber bloßen 
Übergabe noch nicht erfüllt. 8 433 Abf. 1. 
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einer Unterſuchung ber Sache erlangt. Die Ablieferung fann nur bei 
beiveglichen Sachen vorkommen, fie fällt mit ber Übergabe nicht immer 
zufammen, fonbern folgt ihr häufig nad. 

Auch Annahme und Empfangnahme find nicht dasſelbe. Die 
Annahme vollendet den Übergabeatt, die Empfangnahme ſchließt die 
Bilfigung der Ware ein. 

V. Haftung für Mängel im Rechte. 1. Der Verkäufer hatte nad 
römiſchem Rechte bie Pflicht des habere licere praestare, d. h. bafür 
einzuftehn, baß nicht Rechte Dritter auf den Beſitz beftanden. Wurbe 
dem Käufer ber Beſitz ber Sache entzogen auf Grund eines Anſpruches 
aus dem Eigentum, dem reblichen Beſitz, dem Pfandrecht, einer per⸗ 
ſönlichen Dienftbarfeit oder auf Grund eines Noralanfpruches, m. e. 
Worte: wurde bem Käufer die Sache evinziert (entwert), fo ftand 
der Verkäufer für das Intereſſe ein. Und zwar hatte ber Käufer in 
dem Falle, wenn er bie Sache durch Manzipation erworben, nad} ben 
XII Tafeln eine actio auctoritatis auf das Doppelte des Kauf⸗ 
preife, mar aber bie Sache nur trabiert, die a. emti auf das 
Intereſſe. Diefes pflegt man durch Vertrag (stipulatio duplae) 
auf das Doppelte des Preifes feftzufegen. 

Das gemeine Recht hielt daran feft, daß ber Verfäufer nicht zur 
Verſchaffung bes Eigentums, fondern nur zum habere licere 
praestare verpflichtet ſei. Die Eviktionspflicht konnte daher nicht 
ſchon dann geltend gemacht werben, wenn fi) heraußftellte, daß der 
Verkäufer Eigentum nicht übertragen, fonbern erft dann, wenn ber 
Käufer den Veſitz infolge bes Rechts eine Dritten verloren hatte 
(RG 20, 217). Vorausſetzung ber Eviktionshaftung war ferner im 
gemeinen mie im älteren römifchen Rechte eine vollftänbige Entziehung 
des Genuffes der Sade. Sie trat daher nach herrſchender Auffaf= 
fung dann nicht ein, wenn ber Dritte an der Sache eine Grunbbienft- 
barfeit mit Erfolg geltend machte (RG 4, 194; 7, 174), vielmehr 
haftete der Verkäufer in biefem Falle nur dann, wenn er dem Käufer 
bie Freiheit der Sache von ber Realferbitut zuficgerte oder wenn er 
ihm das Beſtehen dieſes Rechtes argliftig verſchwieg. 

2. In beiden Beziehungen weicht das nene Recht vom bisherigen 
ab. Das BGB verpflichtet nämlich den Verkäufer a) zur Ver— 
Thaffung bes Eigentumß ober bed verfauften Rechtes 
(@. 8. der Forderung), und es verpflichtet ihn b) den berfauften 
Gegenftand frei von allen Rechten zu verfchaffen, bie von 
Dritten gegen den Käufer geltend gemacht werben fünnen (88 433, 


434). 

a) Auf Grund ber erfteren Pflicht haftet ber Verfäufer auch 
dann, wenn ber Dritte fein Eigentum nicht geltend macht, benn er 
bat nicht Eigentum übertragen. 
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b) Auf Grund der Tegteren Verpflichtung haftet ber Ver⸗ 
täufer nad} dem BGB Thon dann, wenn nur überhaupt Rechte Dritter 
an ber veräußerten Sache befte i en. Der Verkäufer hat aber auch 
bieniätbeftehenden, im Grundbuch oder Schiffäregifter noch 
eingetragenen Rechte auf feine Koften löſchen zu Iaffen, wenn fie 
im Falle ihres Beſtehens das dem Käufer zu befchaffende Recht bes 
einträchtigen würben (88 434439). Danach ift allgemeiner 
Grundfaß, baß ber Verkäufer jedes Recht eines Dritten, das 
gegen ben Käufer geltend gemacht werben könnte, und das dem Käufer 
unbelannt ift, zu vertreten unb alfo zu befeitigen hat. Won biefem 
Grundſahze beftehen zwei Yusnahmen: 

a) es find nicht zu vertreten bie öffentlichen Zaften und Ab» 
gaben von Grunbftüden ($ 436), 

B) es find zu vertreten bie Hhpothef, die Grundſchuld, die 
Rentenſchuld, das Pfandrecht, die Vormerkung, auch wenn fie 
ber Käuferkennt. 

Ein Mangel im Rechte des Verkäufers in der einen (a) ober 
anberen Beziehung (b) bewirkt, daß ber Vertrag nicht erfüllt ift, ber 
Käufer kann alfo ($ 440) 

1. naträglide Erfüllung verlangen, 

2. bie Zahlung bes KRaufpreifes verweigern (e. 
non impleti contractug), 

3. Schabenderfag megen Nichterfüllung verlangen. Letzteren 
Anſpruch lann beim Kauf einer bemeglihen Sache ber Käufer 
nur dann geltend machen, wenn er bie Sache dem Verkäufer oder 
dem Dritten herausgegeben hat oder wenn fie untergegangen ift 
(8 440), weil fonft der Käufer bie Vorteile des Vefies ziehen und 
daneben noch Schadenserſatz erlangen würde. 

VI. Eigentumsübergang. Dad Eigentum ber verfauften 
und übergebenen Sache geht nad) römifchem und gemeinem Recht erft 
mit ber Zahlung ober Krebitierung bes Preifes, nad} deutſchem und 
neuem Rehte mit ber Übergabe ber beweglichen, 
der Auflaffung der unbewegliden Sache auf den 
Käuferüber. Die Eigentumsübertragung ift aber die Folge bes 
von ber Gültigfeit des Kaufvertrag unabhängigen, in ber Übergabe 
ober Auflaffung, bei Forderungen in ber Zeſſion beftehenden bing- 
lichen Vertrags. Beim Verlaufe von Seeſchiffen oder Schiffsparten 
tann bedungen merben, daß das Eigentum fofort, d. i. mit dem 
Vertragsabſchluß und ohne Übergabe auf den Käufer übergehen fol 
(8 474 908). 

Der Verkäufer kann ſich bei der Übergabe dag Eigentum 
518 zur Zahlung bes Preiſes vo tbehalten (pactum reservati 
dominii). Nach gemeinem mie neuem Rechte, bad den Vorbehalt 
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nur beim Kaufe beweglicher Sachen behandelt, Liegt in dem Vor— 
behalt im Zweifel eine aufſchiebende Bedingung, nad); neuem Rechte 
zugleich der Vorbehalt eines Rücktrittsrechts, für den befonberen Fall, 
daß der Käufer mit ber Zahlung in Verzug kommt ($ 455). 

VII. Haftung wegen Mängeln der Sache. Nach altem und 
neuem Recht haftet der Verfäufer einer Sache dem Käufer dafür, daß 
bie verkaufte Sache nicht mit phyſiſchen Mängeln behaftet ift. 
Diefe Haftung bildet den Gegenſatz zu ber oben erörterten Haftung 
für Mängel im Rech t e. 

1. Geſchichte. Das römifche Zivilrecht gab dem Käufer nur 
einen Intereſſeanſpruch (actio emti), und zwar wenn ber Verkäufer 
Eigenſchaften der Sache, die ihr tatſächlich fehlten, verfproden 
hatte, und wenn er ihm befannte Mängel der Sade argliftig 
verfhmieg. Da biefe für den Verkauf von Grunbftüden paffen= 
den Säfte im Marktverkehr nicht außreichten, verbefferte das Ebitt ber 
turulifchen Adilen und das ſich anlehnende (das fog. ädilitiſche) Recht 
die Stellung bes Käufers, indem es 

a) die Haftung bes Verkäufers ausbehnte und biefe 
eintreten ließ beim fehlen nicht nur von ausdrücklich zuge⸗ 
fagten (promissa), fonbern auch ber verkauften Sache nur bei= 
gelegten Eigenfchaften, 

b) die Rechte bes Käufers erweiterte, db. h. ihm 
neben dem vom Zivilrechte gewährten Schabenderfaganfpruche wegen 
mangelhafter Erfüllung (actio emti), das Recht gab, vom Ver⸗ 
trage abzugeben ober menigftens Herabfeßung bes Preifes zu ver⸗ 
langen (fog. äbilitifche Rechtsmittel). 

Kenntnis bes Käufer? von dem Vorhanbenfein bes Mangels 
ober Offentunbigfeit des Mangels ſchloſſen alle dieſe Rechte aus. 

Die Grunbfäge des römifchen Rechts murben gemeined Recht, 
das beutfche Recht dagegen, das vom Käufer eine größere Aufmerk⸗ 
ſamkeit verlangte („ter bie Augen nicht auftut, muß den Beutel aufs 
tun“) und welches vielfach die Geltendmachung ber Rechte des Käufers 
von ber bald nach ber Übergabe erfolgten eftftellung des Mangels 
abhängig machte, erhielt fich für ben Viehhandel und hatte auf bie 
Geftaltung des Handelsrechts Einfluß. 

2. Neues Recht. Das BGB gibt 

A. allgemeine Vorfchriften über die Gemährleiftung über- 
Haupt und fließt fi darin an das gemeine Recht an ($$ 459 bis 
480); diefe Vorfchriften fommen aud dann zur Anwendung, wenn 
der Kauf Handelsgeſchäft ift, und nur für den Fall, daß der Kauf 
für beide Zeile Handelsgeſchäft ift, hat das BGB in 88 377, 378 
einige befonbere Beftimmungen; 

B. befondere PVorforiften über bie Gemährleiftung für 
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Viehmängel ($$ 481—492), bie auf deutſchrechtlicher Grundlage bes 
zuben und au bann zur Anmwenbung fommen, wenn das Geſchäft 
Hanbelsgefdhäft ift ($ 382 HGB). 

A. Die allgemeinen Gewährleiftungsgrundfäße. 

1. Nach gemeinem und neuem Recht ($ 459) haftet der Verkäufer 
für die zugeſicherten Eigenfhaften der Sade (dieta pro- 
missa) und für ihre Fehler, auch wenn ber Mangel verborgen 
unb dem Verkäufer jelbft unbefannt war. Die Haftung für bie zu= 
geſicherten Eigenfchaften ift eine unbebingte, mag das Fehlen der 
Eigenſchaft die Brauchbarkeit ober den Wert ber Sache beeinträchtigen 
ober nicht. Die Haftung für Fehler aber ift Davon abhängig, daß ber 
Fehler die TZauglichteit ber Sache zu bem gewöhnlichen ober 
dem nad dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauh oder ihren 
Wert abhebt oder mindert ($ 459). Nach altem und neuem Recht 
aber fommen unerhebliche Minberungen bes Werts ober ber Taug⸗ 
lichteit nicht in Beiracht (minima non curat praetor). ‘ft eine 
beftimmte Größe bes verkauften Grundſtücks zugefichert, fo ift Damit 
nad) BGB ($ 468) eine Eigenſchaft zugefichert. 

Aug) darin ftimmen alte3 und neues Recht überein, daß die Haf⸗ 
tung des Verfäufers ausgeſchloſſen ift, nicht nur, wenn ber Käufer 
den Mangel kannte, fonbern auch wenn er ihn nur bei grober Fahr⸗ 
Täffigteit überfehen konnte (vitia — quae ignoravit vel ignorare 
potuit. 1. 14 $ 10 D. 21,1. $ 460 BGB). Für biefe Iehteren, 
leicht erfennbaren Mängel haftet ver Verkäufer jedoch dann, wenn er 
die Abweſenheit des Fehlers zugefihert oder wenn er den Fehler arg⸗ 
Hiftig verfchwiegen hat (8 460). Kennt ber Käufer den Mangel bei 
der Annahme, fo liegt in diefer ein Verzicht auf feine Rechte, es fei 
denn, daß er fich diefe vorbehält (8 464). In einer Veräußerung ber 
beanftanbeten Ware liegt regelmäßig, aber nicht immer, die Annahme 
und alfo ein Verzicht. 

Diefelben Grunbfäge gelten im Hanbeld- 
recht. Das HGB (8 377) ift nur bei denjenigen Kaufberträgen, die 
für beide Zeile Handelsgeſchäfte find (RG 49, 158), infofern gegen 
den Käufer ftrenger als das BGB, als es ihm die Pflicht auferlegt, 
die Ware unverzüglich nad) der Ablieferung zu unterfuden und von 
einem entvedten Mangel dem Verkäufer unverzüglich Anzeige zu 
maden (Mängelrüge), und indem es an bie Verſäumung ber 
Anzeigepflicht die ber Wiberlegung entzogene Vermutung knüpft, daß 
die Ware genehmigt fei. Die Mängelrüge enthält nämlich bie Er- 
Wärung, daß mit ber Ware fo, wie fie befchaffen, der Kaufvertrag 
richt erfüllt ſei; nichts weiter ift bie Erklärung, baß die Ware bem 
Verkäufer zur Verfügung geftellt werbe. Die Sicherheit des Hanbels- 
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verkehrs erheifcht biefe ſtrenge Behandlung, denn es fol ſobald ala 
möglich feftftehen, ob das Geſchäft mit ber Lieferung erfüllt if. Die 
Anzeigepflicht entfteht mit dem fpäteren Herbortreten eines Mangels 
bon neuem. Gie ift aber erfüllt, wenn die Anzeige noch rechtzeitig 
abgefendet wird. Diefe Grunbfäge fommen nad) dem neuen 
HG8 zur Anmwenbung, fowohl wenn bie Ware verfenbet (Diftanz- 
tauf), als auch wenn fie nicht verfenbet wird (Plagtauf), end» 
lich aud dann, wenn eine andere als die bebungene Ware ober eine 
anbere als bie bebungene Menge von Waren geliefert ift. Die Ab» 
weichung barf aber nicht eine fo flarke fein, daß der Verkäufer bie 
Genehmigung des Käufers als ausgeſchloſſen betrachten mußte 
($ 378 HGB). 

2. Entf&eidend für die Gemwährleiftungspflicht de Verkäufers 
ift nad) gemeinem Rechte, daß ber Mangel zur Zeit bes Vertrags⸗ 
ſchluſſes, nah neuem Recht, daß er zur Zeit bes Gefahr- 
übergange3 borhanben ift (8 459). 

3. Hat der Verkäufer ben vorhandenen Mangel überhaupt zu 
vertreten, fo ift nach altem und neuem Rechte ber Käufer berechtigt, 
a) Rüdgängigmahung des Kaufs (Wandelung [actio redhi- 
bitoria]) oder b) Herabfegung be Preifes (Minderung [actio 
quanti minoris]) zu verlangen ($ 462). c) Statt eines biefer 
beiden Rechte kann ber Käufer nach altem und neuem Rechte ($ 463) 
Schadens er ſa tz wegen Nichterfüllung verlangen (mit der actio 
emti), wenn ber Sache beim Vertragsabſchluß, im Falle 
eines· Genusfaufes (8 480) beim Übergange ber Gefahr, 
eine zugefiherte Eigenfchaft fehlte oder ein argliftig verſchwiegener 
Fehler anhaftete. 

Beim Gattungstauf hatte nad) ber richtigen Auffaflung 
bes bisherigen Rechtes (NG 30, 154) der Käufer bei Lieferung einer 
der Gattung zugehörigen, aber fehlerhaften Sache nur bie ädilitiſchen 
Rechlsmitiei (1. 72 $ 5 D. 46, 3), nad) dem BGB ($ 480) hat er 
mahlmeife das Wanbelungs-, das Minberungs- und das Recht auf 
Lieferung einer mangelfreien Sade. Iſt eine Sade anderer 
Gattung geliefert, fo hat ber Käufer nach beiden Rechten wie im Falle 
der Lieferung einer anderen Spezies das Recht auf Rüdgabe ber 
gelieferten und auf Lieferung ber bem Vertrag entfprechenden Sache 
(. 50 D. 46, 3). 

Unter jenen Rechten fann ber Käufer wählen; er kann 
bon ber einmal getroffenen Wahl mieder abgehen (jus va- 
riandi), biß die Wanbelung ober Preisminberung vollzogen ift. 
Vollzogen aber war fie nach der herrſchenden Lehre bes gemeinen 
Rechts mit der vom Käufer einfeitig getroffenen Wahl. Dielen 
Stanbpunft hat das BGB verlaſſen. Nach ihm ($ 465) ift die ein- 
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feitige Erklärung bes Käufers, daß er manbeln oder mindern wolle, 
nichis weiter als ein Vertragdantrag, Wanbelung oder Minderung 
find vollzogen erft mit der Annahme bes Antraged. Kommt 
eine Einigung nicht zuſtande, fo kann der Käufer auf Wandelung 
oder Minderung tlagen; nad ber Auffaffung des BGB ift die Klage 
auf Abgabe einer Willenserklärung gerichtet, die Wanbelung ober 
Minderung ift in biefem Fall alfo erft vollzogen mit ber rechtäträf- 
tigen Verurteilung des Verfäufers ($ 894 ZPO). Diefe ſog. Ver⸗ 
tragstheorie ift die herrſchende Lehre. Sie nötigt keineswegs zu ber 
Annahme, daß immer erft auf Wandlung geklagt werden müfle; 
vielmehr Tann fofort Rüchnahme verlangt werben (vgl. RG 58, 423). 
Hat der Käufer aber die Schadenserſatzklage erhoben, fo hat er damit 
auf das Net der Wanbelung ober Minderung verzichtet ($ 463 
BB). 

Das BGB hat dem Verkäufer ein Mittel in bie Hanb gegeben, 
Klarheit über bie Abfichten des Käufers zu erlangen. Der Käufer 
fol nicht zum Nachteil bes Verkäufers auf bad Steigen ober Fallen 
des Preifes ber gelieferten Ware fpekulieren (d. h. beim Steigen bes 
Preiſes Minderung, beim Sinten Wanbelung verlangen) dürfen. 
Der Verkäufer Tann daher Wandelung anbieten unter Beſtimmung 
einer angemeffenen Erklärunggfrift. Geht ber Käufer auf ben An= 
trag ein, fo ift bie Wanbelung vollzogen, geht er innerhalb der Friſt 
auf den Antrag nicht ein, fo hat er das Nedht auf Wanbelung 
verloren (88 466, 465). 

4, Die Wandelung ift Rüdtritt vom VBertrage, fie 
ſetzt alfo einen noch beftehenden Vertrag voraus, die Anfechtung bed 
Vertrages megen Irrtums oder argliftiger Täuſchung ($$ 119, 128) 
macht den Vertrag von Anfang an nichtig ($ 142), daher hat ber 
Käufer hier auf Rückgabe des Preiſes den Anſpruch aus ungerecht- 
fertigter Bereicherung, und dad BGB ($ 467) hat fie unter bie 
Grunbfäge vom vertragsmäßigen Rüdtritte geftellt. Nach altem und 
neuem Recht ift ber Käufer zum Rüdtritt jedoch nur bann befugt, 
wenn er ben Staufgegenftand in im mefentlichen unveränderter Be- 
Tchaffenheit gurüdzugeben bereit und imftande ift, ober wenn die Un- 
möglichfeit ber Wieberherftellung bie Folge eines Zufalles ift, ber den 
Untergang der Sache herbeigeführt hat (88 467, 350 ff.). Die ein» 
mal ertlärte Wanbelung wird unmirkfam, wenn ber Käufer mit der 
Nüdgabe ber Sache in Verzug fommt ($ 354). Die Wandelung 
eines Tierkaufes bagegen bleibt zuläffig, auch wenn das Tier ges 
ſchlachtet oder veräußert ift; es tritt der Wert an Gtelle bes Tiers 
($ 487). Sind mehrere Sachen verkauft, fo tommt es darauf an, 
ob fie als einzelne oder als zufammengehörige verfauft waren: in 
jenem Falle kann nur Wanbelung ber einen mangelhaften unb 
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infolgebeffen verhältnismäßige Herabfegung bes Preifes ber nicht ges 
wanbelten Sachen (88 469, 471), in biefem fall aber kann von 
jedem Zeile Wanbelung aller Sachen verlangt werben, wenn fich bie 
mangelfreien von ben mangelhaften Sachen nicht ohne Nachteil 
trennen laffen. Daß ein Gefamtpreis vereinbart worden, ift noch 
fein Beweis dafür, daß die Sachen als Einheit gemeint find. 

Die vollzogene Wanbelung hat die Verpflichtung bes Verkäufers 
zur Folge, den gezahlten Preis zurüdzuzahlen. Zum Erſatze bes 
dur die mangelhafte Sache verurfachten Schadens aber ift ber 
Käufer nur auf Grund eines Verſchuldens verpflichtet, 

5. Die Minderung befteht nach bem früher ſchon herrfchend 
gemefenen unb auch vom BGB ($ 472) angenommenen relativen 
Prinzip in einer verhältnismäßigen Herabjegung bes 
Preiſes, d. h. es ift zunächft der Wert der mangelfreien und ber 
Wert ber mangelhaften Sache feftzuftellen; in dem Verhältniffe, in 
dem biefe Werte zueinander, muß auch ber Preis ber mangelfreien 
zu bem zu fuchenden Breife der mangelhaften Sache flehen.!) Die 
Minderung ift jo oft zuläffig, als Mängel hervortreten; ja es ift, 
wenn megen eines Mangel3 Minderung erfolgt if, wegen eines 
anderen Mangels Wanbelung geftattet ($ 4756). Jeder von mehreren 
Käufern hat ein felbftänbiges Recht auf Minderung (8 61 ZPO), 
manbeln aber fünnen nur alle Käufer gemeinfchaftlih ($ 62 ZPO). 
Iſt daher von einem einzelnen Käufer bie Minderung vollzogen, fo 
iſt damit nicht nur für ihn, fonbern megen ber Unteilbarkeit des 
Wandelungsrechts bie Wanbelung für alle außgefchloffen (8 474). 

6. Die Rechte auf Wanbelung oder Minderung unterliegen nach 
altem und neuem Rechte ($ 476) dem Verzicht, der jedoch bie 
Rechte wegen argliftigen Verſchweigens eines Mangels nicht befeitigt, 
und einer kurzen Verjährung. 

Nach römifchem Rechte verjährte die a. redhibitoria in 6 Mo- 
naten, bie a. quanti minoris in einem Jahre, bie a. emti dagegen 
als gewöhnliche Vertragsklage in 30 Jahren. Das BGB unter- 
ſcheidet nicht nach Anfprüchen, fonbern nad Kaufgegenftänden. Da—⸗ 
her unterliegt auch die Schabenderfaßklage der kurzen Verjährung, 
und zwar von 6 Monaten bei beweglichen Sachen (feit der Ab- 
lieferung), von einem Jahre bei Grunbftüden (feit der fiber 
gabe). Nur die auf argliftiges Verfchmeigen geftügte Schadenserſatz⸗ 
Hage unterliegt der orbentlichen Verjährung. Die Verjährung trifft 
unbedingt aber nur bie Befugnis des Käufers, einen jener An- 
ſprüche im Wege ber Klage durchzuſehen. Das Wanbelungs- oder 


) Mert der fehlerlofen a = 200, der mangelhaften Sache 150, 
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Minderungsrecht befugt aber auch zur Verweigerung ber Kaufpreißs 
aahlung, alfo zur Erhebung einer Einrebde gegen bie a. venditi, 
und der Schabenderfaganfprud lann dem Kaufpreisanfpruche gegen- 
über aufgerechnetmerben. DiefesEinrene- und Auf- 
rechnungsrecht bleibt troß eingetretener Verjäh— 
rung ber ihren Gegenftand bildenden Anfprüche (88 478, 479) be⸗ 
fteben, wenn 

a) ber Käufer vor Eintritt der Verjährung dem Verkäufer ven 
Mangel angezeigt ober Die Anzeige an ihm abgefenbet, ober 

b) gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes bes 
antragt, ober . 

c) in einem zwifchen ihm unb einem fpäteren Erwerber der Sache 
wegen bes Mangels ber Sache anhängigen Rechtsftreite dem Der- 
täufer den Streit verlündet hot. 

Die einheitliche Grundlage, auf welcher das Wandelungs⸗, Min- 
derungs⸗ und Schadenserſahrecht beruht, hat zur Folge, daß bie 
Hemmung ober Unterbrechung ber Verjährung bes einen Rechts auch 
auf die Verjährung ber anderen Rechte hemmend ober unterbrechend 
wirkt ($ 477). Der Übergang bon der Wanbelungs- in die Minde— 
rungs⸗ oder Schabenzerfagflage wird gleihmohl in der Regel eine 
Klageänderung enthalten, doch kann fie nach neuem Rechte ($ 264 
ZPO) vom Gericht zugelaffen werben, wenn bie Verteidigung bes 
Beklagten nicht wefentlich erſchwert wird. 

B. Die befonderen Grundſätze von Viehmängeln. 
Diefe kommen 1. nur beim Verkaufe von Zieren beftimmter 
Art, nämlich nur beim Verlaufe von Pferben, Efeln, Maulefeln 
und Maultieren, von Rindvieh, Schafen und Schweinen zur An- 
wendung ($ 481), und auch beim Verlaufe biefer Tiere ſteht der Ver- 
täufer 2, nur für beftimmte Fehler (HauptmängeN 
und 3, nur dann ein, wenn fie fi} innerhalb beftimmter Friften (Ge = 
mwährfriften) zeigen ($ 482). Die Hauptmängel und bie Ge: 
mährfriften werben durch eine mit Zuftimmung be Bundesrats er- 
laſſene Kaiſerliche Verordnung beftimmt.‘) Die Friſt beginnt mit 
Ablauf des Tages, an welchem bie Gefahr übergegangen ift. Tritt 
innerhalb dieſer Friſt ein vertretbarer Hauptmangel herbor, jo wird 
vermutet, baß er fehon bei Beginn ber Frift vorhanden mar. 
Der Käufer hat 4. nur den Wandelungdanfprud, er 
verliert aber auch biefen, menn er nicht ſpäteſtens zwei Tage nach ber 
Tötung ober bem Verenden bed Tieres ober dem Ablaufe ber Ge— 
mährfrift bie Mangelrüge erklärt, lage erhoben, Sicherung bed Ber 
weiſes beantragt ober ben Streit verkündet hat. Diefe Frift ſowie 
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bie Gewährfrift find Ausfchlußftiften. 5. Die Verjährungder 
BWanbelungs- und der Schadenserſatzklage tritt mit dem Ablaufe bon 
6Wochen feit dem Ende ver Gewährfrift ein. Mit der Aufſtellung 
dieſer Grunbfäge (die Einzelheiten |. $$ 481—492) ſchließt ſich das 
BGB dem beutfchen Recht an. 

Beim Verlaufe von Tieren, welche im BGB nicht bezeichnet 
find, ober beim Vorhandenfein folcher Mängel, die nicht als Haupt= 
mängel gelten, fommen bie allgemeinen Grunbfäge über Gemähr- 
leiftung zur Anwendung. Anders wenn ber Verkäufer beim Verkauf 
eined jener beſonders bezeichneten Tiere bie Gemährleiftung eines 
nicht zu ben Hauptmängeln gehörenden Fehler übernimmt 
oder eine Eigenfhaft zufich er i; denn dann kommen bie befon= 
deren Viehmängelgrundfäge (Beſchränkung auf die Wandelung, kurze 
Verjährung), und wenn eine Gemährfrift vereinbart wird, auch bie 
geſetzlichen Beftimmungen über diefe zur Anmwenbung. 

VI. Pflichten des Käufers. Weſentlich ift dem Kaufe nur bie 
eine Verpflichtung des Käufers: die Pflicht, gegen Übergabe oder 
Auflaffung der Sache den Raufpreis zu bezahlen ($ 433). 
Dazu tritt die Nebenpflicht, den Preiß von dem Tage ab zu ver⸗ 
zinfen, an welchem bie Nuungen ber Sache dem Käufer gebühren, 
es fei denn, daß ber Kaufpreis geftundet wäre ($ 452). Hierin 
ftimmen alte und neues Recht überein.) 

Eine weitere Verpflichtung des Käufers ift bie Abnahme ber 
Sade, d. i. die körperliche Wegſchaffung der vom Verfäufer gehörig 
angebotenen Kaufſache. Diele Pflicht beftand nad; gemeinem Rechte 
nur, wenn ber Verkäufer ein befonderes, bon ihm zu beweifen- 
des Intereſſe an ber Abnahme hatte, nach neuem Rechte ($ 433) be- 
fteht fie immer. 

Der Käufer ift enblich bei einem zweiſeitigen Handelsgeſchäfte 
verpflichtet, Die ihm bon einem anderen Orte überfendete und von 
ihm beanftanbete Ware einftweilen aufzubewahren, und, 
menn Gefahr im Verzuge oder die Ware dem Verberb außgefegt 
ift, verfaufen zu laſſen (8$ 373, 379 HGB, 333 BGB). 

IX. Verzug. Iſt ein Vertragsteil mit ber Erfüllung feiner 
Verpflicitungen im Verzuge, fo fommen nad) altem unb neuem 
Rechte die allgemeinen Grunbfäße zur Anmenbung (f. oben ©. 178). 
Nah neuem Rechte Hat der nicht ſäumige Teil insbeſondere auch 
das Net des Rüdtritts, wenn ber ſäumige Teil bie ihm ge— 
ſetzte Nachfrift verftreichen läßt (F 326). Diefes Necht geht dem 
Verkäufer verloren, wenn er ben Vertrag erfüllt und den Kaufpreis 
flundet ($ 454), daß Recht auf Schabenderfaß behält er. 








') fiber die Berechnung bed Preifed nad) dem Gewicht $ 380 HGB. 
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Die Beſtimmungen bed BGB (88 326, 286) tommen 
auch im Hanbelöverfehre zur Anmenbung, fie ſtimmen im mefent- 
lichen mit ben in rt. 354-356 HGB für den Hanbelstauf 
maßgebend geweſenen Grundfägen überein. Das neue HGB gibt 
aber für Hanbelötäufe, alfo für Kaufverträge, welche jedenfalls für 
einen Kontrahenten Ganbelögefhäfte find (85 343—345 HGB), 
einige befonbere Beftimmungen. 

1. Iſt ber Kauf ein Fixgeſchäft, fei ed daß die Lieferung ober 
die Abnahme oder die Zahlung zeitlich feft beftimmt ift, fo hängt das 
Rüdtrittsreht des Nichtfäumigen nicht bon einem Verzuge 
des anbern Zeils, fonbern nur von ber Tatſache ab, ba bie 
Zeiftung nicht rechtzeitig erfolgt. Nur ber Schadens 
erfaganfpruch ift durch ben Verzug des andern Teils bebingt. Der 
Anſpruch auf Erfüllung geht verloren, wenn nicht dem Säumigen 
ſofort nad Ablauf der Leiftungszeit vom andern Zeil erflärt wirb, 
daß er auf der Erfüllung beftehe. Denn ber fäumige Zeil kann gerabe 
diefe Entſchließung nicht erwarten. Der Nihtfäumige kann entweder 
a) Erfah des ihm tatfächlich entftandenen Schadens verlangen 
unb biefen durch jebes ihm zu Gebote ftehenbe Mittel bemeifen (fon 
trete Schadensberechnung), er kann zu diefem Zivede das Ergebnis 
eine8 bon ihm mwir£lich vorgenommenen Dedungstaufs 
oder Dedungsverfaufs, d. h. eines Kaufs, ben er zum Zwede der 
anberweitigen Dedung feines Bedürfniſſes ober zum Zwecke ber Fort⸗ 
ſchaffung der Ware ſchließen mußte, heranziehen, wenn das Deckungs⸗ 
geihäft fofort nad) dem Ablaufe der Leiftungszeit vorgenommen ift 
und bie Ware einen Börfen- oder Marktpreis hat; ober er kann 
b) feinen Schaben fo berechnen, al 3 o ber ein Dedungsgefhäft vor⸗ 
genommen hätte, daß er in Wahrheit aber nicht geſchloſſen hat, d. h. 
den Unterſchied zwiſchen dem Kaufpreife und dem Marki- ober 
Börfenpreife zur Zeit und am Orte ber geſchuldeten Leiftung, d. h. 
demjenigen Drt, an bem ber Leiftungägegenftanb verwertet werben 
Tollte, fordern (abftratte Schadensberechnung). 

2. Iſt der Käufer mit ber Annahme, db. h. ber Beſitz— 
ergreifung ber Ware im Ver zu ge, fo richtet fi das Rücktritts- 
und Schadenserſatzrecht des DVerfäuferd nad den Vorfchriften des 
BGB ($ 374 HGB, 326 BGB), das HGB ($ 373) aber gibt dem 
Verkäufer außerbem ein Hinterlegungs- und ein Verkaufsrecht und 
damit ein Mittel, fi} der Obhut und bes Beſitzes ber bereitgeftellten 
Ware zu entſchlagen. Der Verlauf (Selbithilfenerkanf) gefchieht 
zwar im Namen des Verkäufers, aber für Rechnung bes Käufers, 
denn er hat den Zweck, den Preis feftzuftellen, zu dem bie Ware ver⸗ 
Yäuflih war. Die Folge ift, daß der Verkäufer nicht mehr zur 
Kieferung der Ware, fondern zur Leiftung ber Summe verpflichtet 


328 Zweites Buch: Das Recht der Schuldverhältnifie (Obligatlonenrecht). 


ift, die ſich als Verkaufserlös ergibt und bie fi) um den Betrag ber 
Koften des Selbfthilfeverfauf? und um den durch den Verzug dem 
Verkäufer fonft zugefügten Schaden vermindert, daß ber Käufer 
aber den Verkauf nicht anzuerkennen braucht, wenn biefer unter 
Verlegung derjenigen Maßregeln vorgenommen ift, die der Wahrung 
der Rechte des Käufers dienen ſollen (Androhung und öffentlicher 
ober durch einen Handelmafler bewirkter Verkauf). — Käufer und 
Verkäufer können bei der Verfteigerung mitbieten ($ 373 HGB, 
$ 457 BOB). 


$ 112. Beſondere Arten des Kaufes. 


I. Der Kanf nad) Probe ift nah altem und neuem Recht ein 
unbebingter Kauf, burd den ber Verküufer bie Ver— 
pflihtung übernimmt, eine ber Probe ober dem 
Mufter entfprehende Ware zu liefern. Die Eigen- 
ſchaft der Probe bildet alfo ein dietum promissum ber Ware 
(8 494). Daß dieſe der Probe entfpricht, hat der Verkäufer zu be= 
meifen. Auf ben Käufer geht bie Beweislaſt über, wenn er ben Ver— 
luft der ihm zur Aufbewahrung überlaffenen Probe verſchuldet hat 
(RG 11, 38). 

II. Der Kauf auf Probe oder auf Beſicht ift nad) früherem 
und neuem Recht ($ 495) unter berim Beliebendes Käu— 
fersftehenden Bedingung gefähloffen,baßerbie 
Ware billigen werbe. Dur das dem Käufer eingeräumte 
freie Belieben, das dieſen von ber Angabe des Grunde feiner Miß— 
billigung befreit, unterfcheibet fi) das Geſchäft von ber Verein— 
barung, daß der Käufer durch eine Prüfung das Vorhandenſein ge 
wiſſer Eigenſchaften feitftelen werbe. Seine Eigentümlichkeit befteht 
darin, daß nur ber Verkäufer gebunden, ber Käufer 
aber nad; freiem Belieben zu beftimmen berechtigt ift, ob bag Geſchäft 
gefhloffen und alfo auch er gebunden fein folle; er bilbet alfo eine 
Ausnahme von dem Grundfage, daß bie unter ber Bebingung si 
velim geſchloſſenen Gefäfte ungültig find. Gleichwohl ift er nicht 
eine bloße Offerte an ben Käufer, fondern ein bedingter Kauf— 
vertrag. Die Vebingung ift im Zweifel eine auffhiebende 
(8 495 BGB), nad) neuem Recht aber ift er nicht von dem bloßen 
Willen, fondern davon abhängig, daß ber Käufer ſich innerhalb 
einer (vereinbarten ober vom Käufer beftimmten angemefjenen) Friſt 
erflärt. Schmeigt der Käufer biß zum Ablaufe der Frift, fo 
wird auch ber Verfäufer frei, wenn er ben Beſitz behalten hatte; doch 
wird bie gefchehene Villigung angenommen, wenn bie Sache bem 
Käufer übergeben war ($ 496). 

III. Der Spezififationsfanf (ein Erzeugnis bes neueften Ver- 
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kehrsbrauches namentlich ber Eifeninduftrie) ift dverjenigeüber 
einebemweglide Sahegefäloffene Kauf, beimel- 
dem dem Käufer bie nähere Beftimmung über 
Form, Maß oder ähnliche Verhältniffe ver ver— 
tauften Wareporbehaltenift (3. 8. Kauf von Stabeifen 
nad ben vom Käufer angegebenen Maßen). Die Beftimmung ift ein 
Recht, aber auch eine Pflicht des Käufers. Daher gerät nad) $ 375 
des neuen HGB, ber biefes Gefhäft zum erften Male einer geſetz⸗ 
lichen Norm unterwirft, ber Käufer in Verzug, wenn er in ber 
Erfüllung jener Pflicht ſäumig ift. Die Folge ift, daß der Verkäufer 
die Spezifitation vornehmen ober bie ihm nach dem BGB zuftehenben 
Rechte geltenb machen, d. 5. Schadenserſatz megen Nichterfüllung 
fordern ober vom Vertrage zurüdtreten tann ($ 326 BGB). Bon 
der durch ihn vorgenommenen Spezifikation hat der Verkäufer ben 
Käufer zu benachrichtigen und ihm zugleich eine Frift zur Vornahme 
einer anbermeitigen Beftimmung zu feten. Gibt der Käufer nicht 
innerhalb der Frift eine andere Beftimmung auf, fo ift bie Beftim- 
mung des Verkäufer maßgebend. Der Käufer muß alfo die nad 
diefer Beftimmung hergeftellte Ware annehmen (8$ 375, 373). Die 
Anmendung biefer im HGB enthaltenen Grunbfäße auf Nicht-Han= 
delsgeſchäfte ift natürlich nicht außgefchloffen. 

IV. Zorbehalt eines befferen Gebots (addietio in diem) ift 
bie bem Kauf beigefügte Abrebe, daß ber Ver— 
täufer ben Kaufgegenftanb einem anbern ver— 
taufen pürfe, wenn biefer ein befferes Angebot 
macht als ber erfte Käufer. Die gemeinrechtliche Lehre 
fah in biefer Abrede im Zmeifel eine auflöfende Bebingung. Das 
BGB enthält Teine Veftimmung, es ift alfo im einzelnen 
Falle zu entfcheiden, ob die Parteien eine auflöfenbe Bes 
dinaung, bie Begründung eines Rücktrittsrechts oder vielleicht eine 
auffehiebende Bedingung gewollt Haben. 

V. Das Wiederfanfsreht und das (feltenere) Wiederverkaufs— 
recht (p. de retroemendo — retrovendendo) gibtbemeinen 
Kontrahenten das (meift an eine Frift gefnüpfte) Recht, 
bie Sache wieder zu faufen ober wieder zu ver— 
taufen. Iſt es an die Perfon bes Berechtigten gefnüpft, fo geht 
e3 nicht auf deſſen Erben über. Grundſätzlich aber ift es ſowohl 
nad} qemeinem Rechte wie nad) BGB veräußerlich und vererblich. Ob 
der Vorbehalt bes Wieberfaufsrechtes die Einräumung eine Rüd- 
trittörechtes ober ein pactum de contrahendo enthält, mar nad) 
gemeinem Rechte ftreitig. Nach dem BGB begründet e8 eine perſön⸗ 
liche Verpflichtung zur Wieberüberlaffung der — beweglichen ober 
unbeweglichen — Sache an ben Verkäufer auf beffen einfeitige, form⸗ 
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Iofe Erklärung hin, daß er das MWieberfaufsrecht ausübe (S$ 497, 
498). Es folgt hieraus bie Notwendigkeit einer Feſtſetzung desjenigen 
Preiſes, zu dem der Wieberfauf erfolgen foll (be Wiebertaufs- 
preife3): im Zmeifel ift ber Wieberfaufspreis dem Kaufpreife 
gleich (8 497 Abf. 2). Iſt der Wiederkaufspreis höher als der Kauf- 
preis, fo liegt bie Annahme nahe, daß dad Geſchäft als Kaufvertrag 
fimuliert und als Darlehn mit Verpfänbung gemeint ift. Der Preiß- 
unterfchieb ift dann bie Gegenleiftung für die Rapitalgemährung und 
Tann einen wucherlichen Vorteil darftellen. In Ermanglung einer 
vertragämäßigen Frift ift vom BGB für die Ausübung bes Rechts 
bei. Grundftüden eine Ausfhlußfrift von 30 Jahren, bei anderen 
Gegenftänden eine ſolche von 3 Jahren feftgefegt ($ 503). Über das 
Wieber ver faufsrecht gibt bad BGB feine Beftimmungen. 

VI. Das Vorfanfsredt. In Übereinfiimmung mit dem bis— 
herigen Recht unterfheibet das BGB ben perſönlich 
mirfenden Vorbehalt eines Vorkaufsrechts (88 504ff.) und bag 
eine binglihe Belaftung eines Grunbftüds enthaltende Vor- 
Taufsreht (88 1094 ff.). 

Das bier zu behanbelnde perföünlihe Vorkaufsrecht 
gibt dem Berechtigten bienur gegen ben VBerpflidteten 
und deffen Erben wirtenbe Befugni3, in einen 
von dem Verpflihteten mit einem Dritten ab— 
gefhloffenen Kaufvertrag einzutreten ($ 504). 
Nah dem BGB ſetzt die Ausübung des Vorkaufsrechts alfo einen 
fertigen Kaufpertrag voraus, während bie herrſchende Lehre 
des gemeinen Rechts die Vereitwilligkeit des Dritten zum Kauf: 
abſchluß für ausreichend erklärte. Der Vertrag muß fi als Kauf- 
vertrag barftellen, d. h. als entgeltliche, freitvillige Veräußerung. 
Das Vorkaufsrecht greift deshalb im Zmeifel nicht bei einem Kaufe 
Platz, der nur das künftige gejehliche Erbrecht des Käufers gegenüber 
dem Verkäufer verwirklicht (fog. Kindslauf $ 511), und ift gegen- 
über einem im Wege der Zwangsvollſtreckung ober durch ben Kon— 
tursverwalter bewirkten Verkaufe außgefchloffen (8 512), dagegen ift 
es nad BGB, das hiermit eine Streitfrage des bisherigen Rechtes 
entfcheibet, auch gegenüber bem fog. Mengefauf begrünbet ($ 508). 

Da das Vorkaufsrecht regelmäßig nur ben perfönlicden Inter— 
eſſen des Berechtigten dient, ift e8 im Zweifel nad} altem und neuem 
Rechte (8514) weberneräußerlihnohbererblic. Doch 
geht es auf bie Erben des Berechtigten bann über, wenn ed auf 
eine beftimmte Zeit beſchränkt ift. 

Mie das Wieberfaufsrecht wird auch das Vorkaufsrecht nach 
neuem Rechte durch eine einfeitige, formlofe Erflärung 
ausgeübt ($ 505). Mit diefer Erklärung ift ber Kaufvertrag zwifchen 
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dem Vorlaufäberechtigten und dem Verpflichteten gefchloffen, und 
zwar unter ben Bedingungen, bie zwiſchen dem Derpflichteten und 
dem Dritten vereinbart find ($$ 505, 507—509). Die Erklärung 
des Berechtigten iſt demnach bie Annahme einer ihm geftellten 
Offerte.) Daher if der Verpflichtete zur Anzeige bes gefchloffenen 
Kaufs an ben Berechtigten verpflichtet, und die Annahmefrift beträgt 
e zwei Monate, bei anderen Gegenftänben eine Woche 
( . 

Das BVorlaufsrecht Tann außer durch Vertrag auch durch letzt⸗ 
willige Verfügung begründet werben. 


$ 113. Die Abzahlungsgeichäfte.”) 


Unter Abzahlungsgeſchäften verfteht man Verträge, welche die 
Übertragung bes Eigentums einer beweglichen Sache gegen Entgelt 
bezweden, bei benen aber bem Erwerber geftattet iſt, das Entgelt in 
Zeilgahlungen zu leiften, und dem Beräußerer bei nicht pünktlicher 
Erfüllung der dem Erwerber obliegenden Verpflichtungen das NRüd- 
trittörecht zufteht. Sie unterliegen dem Reichsgefetze vom 16. Mai 
1894. Der Bertrag ftellt ſich äußerlich als Kauf- oder ala Miet 
vertrag dar. Als Kaufvertrag ift er entweder unbedingt, aber mit 
Vorbehalt bes Rücktrittsrechts ober unter der auffchiebenben Bes 
dingung gefchloffen, daß der Käufer alle Teilzahlungen pünftlich ent- 
richte. Iſt das Geſchäft ald Mietvertrag gefchloffen, fo ift die Sache 
dem Erwerber zunächſt nur zum Gebrauch überlaffen, während ber 
Eigentumsübergang an bie Vebingung vollftänbiger Tilgung bed von 
vornherein in einer feiten Summe bebungenen Preifes gefnüpft ift. 
Auch in biefem Fall aber ift ein auffchiebenb-bebingter Kaufvertrag 
geichloffen. 

Den Abzahlungsgeſchäften war biß zu jenem Geſetze die Ber = 
wirtungß8flaufel eigentümlich (f. oben S. 212, 213), und 
zwar in ber Form, baß heim Nüdtritt des Verkäufers alle bisher 
geleifteten Zeilgahlungen verfallen fein follten. Das Gefeg erklärt 
eine folche Abrede für nichtig und verlangt, daß bei Ausübung des 
Rücktrittsrechts alle bisher gemachten Leiftungen zurüdgemährt und 
daß nur Beichädigungen, Aufwendungen und Abnutzungen vergütet 
werden follen. Die Rüdgewähr ber Leiftungen hat Zug um Zug zu 
gefchehen, es fteht alfo jedem Zeile bis zum Realangebote der Gegen- 
leitung das Zurüdbehaltungsrecht zu ($$ 273, 274, 320 BGB). 
Eine dem Käufer auferlegte, unverhältnismäßig hohe Vertragäftrafe 


3 Streitig. Andere Anficht: bebingte8 pactum de contrahendo. 
Lazarus: Das Recht bes Abzahlungsgeihäfte. 1898. 
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Tann nach bem Gefege von 1894 wie nad $ 343 BGB auf ben 
angemeffenen Betrag herabgefeßt werben. 

Eine fernere Vefonberheit dieſer Geſchäfte beftand darin, daß 
Nichteinhaltung eines Teilleiftungsterming bie Fälligkeit ber ganzen 
Reſtſchuld herbeiführte. Nach dem Gefehe von 1894 tritt jene Folge 
nur dann ein, wenn zwei aufeinanberfolgenve Raten ganz ober teil= 
meife ausbleiben, und wenn ber Zeil der Schuld, mit dem ſich ber 
Käufer im Verzuge befindet, wenigftend dem 10. Zeile bes ganzen 
Kaufpreifes gleichlommt. Entgegenftehende Abreden find nad; diefem 
Gefeß und nad) $ 134 BGB nichtig. 

Die befonderen Beftimmungen des Gefeges von 1894 fommen 
nicht zur Anmenbung, wenn ber Ertverber al Kaufmann im Han= 
delsregiſter eingetragen ift. 


$ 114. Börfengeihäfte. 

Über Börfengefchäfte ſ. oben S. 294 unter b. Börfe ift aber 
nicht ber Ort, wo bie Kaufleute zum Abſchluſſe von Geſchäften tat= 
ſächlich zufammentommen, fonbern die von faufmännifchen Vereini= 
gungen zum Zivede ber Erleichterung bes Geſchäftsverkehrs und ber 
Preisfeſiſtellung errichtete Anſtalt. Das deutfche Börfengefeg vom 
22. Juni 1896 ftellt die Börſen unter StaatSaufficht und unterwirft 
fie einer Reihe von gefeglicden Vorſchriften. Es werden an ber 
Börſe nicht Gefchäfte über beliebige, ſondern nur folche über beftimmte 
Warengattungen gefhloffen, die von ben Börfenorganen als Gegen- 
ſtände bes Börſenverkehts beſonders zugelafien find. Es find dies 
Waren, bie beſonders ftarfen Preisfchtvantungen ausgeſetzt find, ins⸗ 
befonbere alfo Wertpapiere („Effelten“, daher Effelten- oder 
Fondsbörſe) und Rohprobufte (Probuftenbörfe). Denn nur 
für den Gefchäftsvertehr mit biefen Waren befteht ein mirtfchaftliches 
Bedürfnis an ber Feftftelung und Bekanntmachung ber Preife. Die 
Feſtſtellung erfolgt durch bie amtlich beftellten und vereibeten Kurs = 
mafler durch ergleihung ber an fie zum Zwede der Geſchäfts- 
bermittelung gerichteten Kauf» und Verkaufangebote. Die fo fi 
aus Angebot und Nachfrage ergebenden Preife werben bon ben 
Börfenorganen amtlich bekannt gemaht (Rurszettel) und er- 
geben bie Auffaffung, die der Handel von dem jetveiligen Werte der 
BWarengattungen hat, fie find deshalb auch von Bedeutung für Nicht« 
Vörfengefchäfte. fiber bie Zulaffung einer Ware als Gegenftand bes 
eigentlichen Börſenhandels entfcheiden die Börfenorgane. 

Die an ber Yonbsbörfe vorgenommenen Geſchäfte find ent— 
meber KRaffa- (Komptant-) oder Zeitgefhäfte Die 
erfteren merben an bemfelben oder am nächſtfolgenden Tage 
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ober ausnahmsweiſe einige Tage nad) dem Abſchluß erfüllt‘) und 
dienen ber Anlage, ſowie der fofortigen Flüſſigmachung von Kapital. 
Zeit» ober Termingeſchäfte find diejenigen Geſchäfte, 
welche eine beftimmte Zeit nach dem Gejchäftsfchluß erfiillt werben,?) 
fie dienen vorzugämeife der Spekulation, indem der Käufer darauf 
rechnet, daß ber Kurs der Papiere bis zum Lieferungs- (Stid-) 
Tage fteigen, der Verkäufer aber darauf rechnet, daß ber Kurs ber 
Papiere biß zum Stichtage fallen werde (A hausse — à baisse 
fpekulieren). Zermingefchäfte werben auch in Produkten vorgenom⸗ 
men, doch ift burch das Börſengeſetz ber börfenmäßige Terminhandel 
in Getreide und Mühlenfabrifaten unterfagt ($ 50). 

Das Börſengeſetz gibt über Kaſſageſchäfte keine Beftimmungen, 
fie unterliegen danach ben allgemeinen Grunbfähen de8 HGB und 
des BGB. Termingefchäfte unterliegen den Vorſchriften des Börſen— 
gefeges, wenn fie Börfentermingefhäfte find. Alle andern 
Geſchäfte find einfache Lieferungsgefhäfte und unterliegen aus— 
ſchließlich den Beftimmungen bes 998 unb bes BGB, indbefonbere 
benen über das Yirgefhäft. An ein Spetulationsgefchäft fegen fich 
regelmäßig mehrere, diefelbe Gattung von Papieren betreffende Spe- 
Yulationsgefhäfte an, da es das Beſtreben eines jeben Kontrahenten 
iſt, ſich möglichſt vorieilhaft zu „beden“, d. h. bie nicht in feinem Be— 
fige befinblicden Papiere anzufgaffen "ober fi) von der Abnahme- 
pflicht zu befreien. Wenn A am 2. Yuni zu 95 gefauft hat, ift er 
verpflichtet, am 30. Juni gegen Zahlung von 95 abzunehmen; er wirb 
das Steigen bes Kurſes benutzen und vielleicht am 6. Juni an B zu 
98 per ultimo verfaufen. Sein Gewinn befteht Daher in dieſen 3 Proz. 
B bertauft, da das Papier andauernd fällt, am 15. Juni zu 94 und 
erleibet einen Verluft von 4 Proz.; fein Käufer C aber martet das 
Steigen ab und verfauft am 24. Juni zu 102 an D, gewinnt alfo 
8 Proz. A hatte von P gefauft. P kauft, um liefern zu können, am 
16. Juni zu 92 und gewinnt 3 Proz. Alle dieſe Gefchäfte werben an 
ultimo nad) einem einheitlichen, dem Tageskurſe am borlegten Bör⸗ 
fentage vor ultimo ſich möglicäft annähernden fog. Liquidationskurſe 
(Bier alfo etwa zu 100) im Wege der Stontration abgemwidelt (fog. 
Ultimoregulierung), indem nach Gegenüberftellung aller in bemfelben 
Papiere während des Monats gemachten Gefchäfte der Kontrahent, 
der noch zu liefern hat, demjenigen übermwiefen wird, ber noch zu for 
bern bat, auch wenn biefe beiben Perfonen nicht miteinander fon= 
trahiert hatten; die Abwidlung unter ihnen erfolgt zum Liqui— 


® PR) Auch „Tagesgefhäfte*, weil fie fi nur auf einen Tag er» 
reden. 

Auh „Ultimogefhäfte*, meil der Zahltag gewöhnlich ber 
letzte Pr —X if. se 
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dationsturſe. Die Unterfchiebe, die zwiſchen biefem und bem wirklich 
gehandelten Kurfe beftehen, find unter den Kontrahenten 
außzugleichen. Der Liquibationsfurs ift alfo nicht ein an bie 
Stelle des vereinbarten Preifes tretenber Kurs, ſondern nur ein 
im Intereſſe ber einfachen Abwicklung (Stontrierung) aufgeftellter 
Rechnungsfaktor. 

Da die Spefulation in ber Berechnung derjenigen Umſtände be= 
fteht, melde auf das Steigen und Sinken bed Preifes ber „Werte“ 
Einfluß haben, aber auch bie umfichtigfte Berechnung buch unvorher⸗ 
gefehene Umftänbe vereitelt werben tann, ift bei den Spekulations⸗ 
gefhäften der Vorbehalt des Nüdtritts beſonders häufig. 
Das Rücktrittsrecht pflegt aber nur dann gewährt zu werben, wenn 
der Berechtigte bem anderen Teil eine beftimmte Summe (Prämie) 
zahlt. Der Prämiengeber ift alsdann befugt, entweder bei dem Ge- 
ſchäfte ftehen zu bleiben ober gegen Aufopferung ber Prämie zurüd- 
zutreten. Diefe Gefchäfte heißen Prämiengefhäfte. Unter 
ben Begriff des Prämiengeſchäfts fallen aber auch alle andern Börfen- 
gefchäfte, die gegen eine Prämie bem Prämiengeber ein Recht ein 
räumen, das er nach ber Natur des Vertrags nicht haben würde. Die 
Prämie wirb gezahlt entweber für die Einräumung ober für bie Auß« 
übung des bebungenen Rechts, fie iſt alfo feine Vertragäftrafe, ſon⸗ 
bern eine Vergütung für bie Übernahme des Riſikos, und wenn fie für 
das ausgeübte Rüdtrittsrecht gezahlt wird, eine fog. Wanbelpön. 

Das einfache Prämiengeſchäft befteht in dem Vorbehalte des 
Rücktrittsrechts, das zufammengefegte P. in der Befugnis, 
das gefchloffene ober ein anderes Gefchäft zu wollen. Zu ben Ich- 
teren gehört: 

a) dad Nochgeſchäft, beſtehend in ber Befugnis, nur bie 
bebungenen ober außer biefen zu bem gleichen Preife noch andere 
Papiere zu verlangen; 

b) ber Schluß auf feft und offen, beftehenb in bem 
Nechte nur einen Zeil ber bedungenen Papiere zu nehmen ober zu 
geben, hinſichtlich des andern Teils aber vom Gefchäfte zurüdzutreten; 

ec) das Stellgeſchäft, beftehenb in der Befugnis, zu ver⸗ 
Yaufen oder zu kaufen; 

d) das Wandelgeſchäft, d. i. bie Befugnis, die Erfül- 
lung fon vor dem Stichtage zu forbern ober zu bewirken. 

Verſchieden vom Gtellgefhäft ift daB zweiſchneidige 
Brämiengefhäft, imfofern e8 auch noch das Rücktrittsrecht 
gewährt. Zmweiprämiengefhäft aber ift bie Verbindung 
zweier Prämiengefchäfte: der Käufer behält ſich gegen je eine bon 
ihm zu zahlende Prämie nicht bloß gegenüber dem Verkäufer, fon- 
bern auch gegenüber feinem Abnehmer das Rücktrittsrecht por, ober 
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er räumt gegen eine von jevem an ihn zu gebende Prämie jebem von 
ihnen das Rüdtrittsrecht ein. 

Man pflegt die vom Verkäufer entrichtete Prämie Rüd- oder 
Empfangs-, die vom Käufer entrichtete Vor⸗ oder Lieferungsprämie 
zu nennen, 

Das Heuer- ober Promeſſengeſchäft befteht in ber 
gegen Prämie übernommenen Verpflichtung, denjenigen Gewinn her⸗ 
außzuzablen, ber nad) einer Verlofung auf ein Papier (ein ſog. Los) 
fallen wirb. 

Durd das fog. Brolongationä- (Meport-, Deport-, auch 
mohl Koft-) Geſchaft wird dem Bebürfniffe nad Yortfegung einer 
begonnenen Spekulation genügt. Würde nämlich der Käufer, der an 
Ultimo abnehmen und zahlen müßte, bei dem gegenwärtigen Kurs— 
ftande Schaben leiden ober nicht den ganzen erhofften Gewinn haben, 
fo verfauft er die Papiere, bie er abnehmen follte, an einen Dritten 
und fauft fie zu einem fpäteren Termine von ihm zurüd, und zwar 
gewöhnlich zu einem Preife, der ben vom Dritten zu zahlenden Kauf⸗ 
preiß überfteigt. Der Preisunterſchied heißt Report. Diefen ge- 
winnt ber Dritte, aber der Spefulant kann doc; dadurch gewinnen, 
daß die Papiere zu dem fpäteren Termine fo hoch im Kurfe ftehen, 
daß ber Report überfchritten wird. Der Dritte nimmt die Papiere 
unmittelbar vom Berfäufer und zahlt an dieſen ober an ben ſpekulieren⸗ 
ben Käufer. Ferner kann derjenige, ber am nächften Ultimo Papiere 
liefern fol, aber durch Lieferung Schaben ober nicht ben ganzen er= 
hofften Gewinn haben würde, bie Papiere bon einem Dritten faufen 
und zu einem fpäteren Termine wieber an ihn berfaufen. Der 
Dritte erhält regelmäßig einen höheren Preiß, als er an bem 
Tpäteren Termine zu zahlen bat, er gewinnt alfo ven Preißunter- 
ſchied, Deport, aber der Spefulant kann durch ſtarkes Fallen ber 
Papiere bis zu biefem fpäteren Termine doch vielleicht noch gewinnen, 
Nach der herrſchenden Anſicht ift ber Dritte nicht Darlehnögeber, 
Tondern Käufer bzw. Verkäufer ber Papiere (RG 19, 145 ff.). 


8 115. Ber Taufhvertrag. 


Der Tauſch befteht in der Veräußerung von Sade 
gegen Sade. Er war im römifchen Recht ein nudum pactum, 
murbe aber fpäter zum Innominaikontrakte. Es konnte alfo nur 
derjenige auf Erfüllung lagen, ber feinerfeit8 geleiftet Hatte (a. 
praescriptis verbis). Im gemeinen und neuen Recht ift ber 
Tauſch Konjenfualvertrag, alfo mit dem Abfchluffe bindend. Im 
gemeinen Rechte wich er infofern vom Kauf ab, ala er die Verpflich- 
tung zur Eigentumsübertragung begrünbete. Diefe Verpflichtung 
befteht auch nad; neuem Recht, da nach ihm die Vorfehriften über ben 
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Kauf auf den Tauſch entfprechende Anwendung finden ($ 516). Es 
haften alfo beide Zeile für Mängel im Recht und für Mängel der 
Sade. 

Das Wechſeln von Geld kann Taufe oder au Kauf fein. 


8116. Miete. 


‚I. Begriff. Während das römifche Recht als locatio con- 
duetio rei jeden Vertrag bezeichnete, durch melden ber 
eine Kontrahent bem anderen die Benußung 
eined Gegenftandbes gegen Bezahlung überließ, 
unterfeibet man im gemeinen und im neuen Rechte (88 535, 581) 
Miete und Pacht, je nachdem nur ber Gebraud ober au 
ber Fruchtgenuß überlaffen ift. 

Die modernen Gefeggebungen und mit ihnen das BGB 
(8 581 ff.) geben denn auch ber Pacht, insbeſondere ber Pacht land⸗ 
wirtſchaftlicher Grundftüde, eine bon ber Miete in einigen Beziehun⸗ 
gen abweichende Regelung. Die Überlafjung des Genuſſes bon 
Rechten fieht das BGB immer als Pachtvertrag an ($$ 535, 581). 
Die Überlaffung ber bloßen Räume zu dem Ziede, in ihnen ein Ge— 
werbe zu betreiben, ift ‘Miete; wird aber das dem einen zuftehenbe 
Recht zu einem beftimmten Gewerbebetriebe (4. B. bie Yährgerech- 
tigteit an einem öffentlichen Fluſſe) überlaffen, fo ift ein Pachtvertrag 
vorhanden. Ein Haus ift verpachtet, wenn es zum Vermieten, ver⸗ 
mietet, wenn es zum Wohnen überlaſſen iſt. 

Das Rechtsverhältnis der Miete ober Pacht kann nur duch 
Vertrag entftehen: die Einquartierung von Truppen ift eine öffent- 
lich⸗ rechtliche Laft. Der Vertrag war ſchon im römifchen Rechte Kon— 
fenfualtontratt. Wefentlich ift ihm bie zeitliche Begrenzung bes 
eingeräumten Recht? und bie Feſtſetzung eined ſog. Miets- ober 
Pacht zin ſes, ber nad; römiſchem Rechte nur in Gelb und nur bei 
der Pacht in einer Quote der Früchte beftehen Tonnte (colonia par- 
tiaria). und aud nad neuem Recht, wie das in $ 535 gebrauchte 
Wort „Miet zin 3“ bemeift, nur in Gelb ober ähnlichen vertretbaren 
Sachen beftehen tann. Daher ift die Überlaffung eines Gebrauchs, 
3. B. gegen Leiftung von Dienften (an einen Haußmeifter, Gärtner) 
nicht Miete. 

U. Form des Vertrags. Der Vertrag ift nad) altem und neuem 
Nechte formfrei. Iſt er aber über ein Grunbftüd auf länger als ein 
Jahr gefchloffen, fo unterliegt er mach neuem Rechte ($ 566) ber 
Shriftform. Verabfäumung diefer Form hat zur Folge, daß ber 
Vertrag jebenfalls ein Yahr ausgehalten werben muß, daß er im 
übrigen aber auf unbeftimmte Zeit gilt. Er enbet alfo keineswegs 
mit Wblauf bes erften Jahres von felbft, fonbern unterliegt für das 
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Enbe des erften Jahres und für bie Zeit barüber hinaus ber (gefeh- 
lichen) Kündigung. 

III. Gegenftand. Gegenftand der Miete fünnen nad; neuem 
Rechte ($ 535) nur Förperliche (bemegliche wie unbewegliche) 
Sachen, Gegenftanb der Pacht können auch Rechte fein. Es kann 
jemanb aud; feine eigene Sache gültig mieten, wenn ein anberer baß 
Recht auf den Gebrauch ber Sache hat (3. 8. infolge Pfanbbeftellung, 
Nießbrauchs). Wußte ber Mieter nicht, daß die Sache feine eigene, 
To ift ber Mietvertrag ungültig. 

IV. Pflichten des Vermieters. Der Mietvertrag wird nicht 
dur einmalige Leiftung und Gegenleiftung erfüllt, ſondern be— 
gründet eine während ber Vertragszeit fortbauernde Ber 
pflichtung zu Leiftung und Gegenleiftung. Der Vermieter hat alfo 

A. nad altem und neuem Rechte nicht nur die Pflicht, bie 

Sache rehtzeitig und in braudbarem Zuftande 
auübergeben, fonbern er hat ferner bie Pflicht, die Sache mäh- 
rend der ganzen Vertragsdauer in demjenigen Zuftanbeguers 
Halten, ber dem Mieter ben vertraggmäßigen Gebrauch ber Sache 
ermöglicht. Ob die Unbrauchharkeit ber Sache durch das Verhalten 
des Vermieter ober burch ben bertragsmäßigen Gebraud von feiten 
des Mieterd oder durch einen Zufall herbeigeführt ift, macht feinen 
Unterſchied, ba in jevem alle der Mieter den Gebrauch entbehrt 
(8 586). 
1. $ft alfo bie Sache mit einem Fehler behaftet, welcher ihre Taug⸗ 
lichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt ober mindert, fo 
ſteht jedenfalls nad) neuem Rechte dem Mieter der Anſpruch auf Er— 
füllung des Vertrages, d. h. auf Herftellung ber Sache zu, und nach 
altem wie neuem Recht ift ber Mieter von ber Verpflichtung zur Zah⸗ 
Iung des Mietzinfes befreit. Einen Anſpruch auf ShabenB- 
erfat aber hatte ber Mieter nach altem Rechte, wenn ber Ver⸗ 
mieter bie fehlende Eigenfchaft zugefihert ober den Mangel, wenn- 
glei nur aus ſchuldhafter Unkenntnis, nicht angezeigt (1. 19 $ 1 
D. 19,2) ober ihn felbft verſchuldet Hatte. Das neue Recht geht 
weiter: nad) ihm befteht ber Schadenserſahanſpruch, wenn ber Ver- 
mieter ben Mangel verfchulbet (88 276, 538) oder mit ber Vefeiti- 
gung des Mangels in Verzug gerät und felbft dann, menn der Mangel 
ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorhanden mar, gleichviel, ob 
ber Vermieter den Mangel kannie ober nicht, ihn kennen mußte ober 
nicht, alfo ohne Rüchſicht auf ein Verſchulden. 

. Diefes Recht fieht dem Mieter neben dem Rechte auf Ver— 
meigerung ber Gegenleiftung zur Wahl. Beim Verzuge bed Ber- 
mieter8 Tann ber Mieter den Mangel felbft befeitigen und Erfah 
feiner Aufienbungen verlangen. 

Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl. 22 
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Kauf auf ven Tauſch entfprechende Anwendung finden ($ 515). Es 
haften alfo beide Zeile für Mängel im Recht und für Mängel ber 


sache. 
Das Wechſeln von Gelb kann Tauſch oder au Kauf fein. 


8116. Miete. 


‚I Begriff. Während das römische Recht als locatio con- 
ductio rei jeben Vertrag bezeichnete, durch melden ber 
eine Kontrahent dem anderen bie Benußung 
eines Gegenstandes gegen Bezahlung überließ, 
unterfheidet man im gemeinen unb im neuen Rechte ($$ 535, 581) 
Miete und Bat, je nachdem nur der Gebraud ober au 
der Fruchtgenuß überlaffen ift. 

Die modernen Gefeßgebungen und mit ihnen dad BGB 
(8 581 ff.) geben denn auch ber Pacht, insbeſondere der Pat land⸗ 
wirtſchaftlicher Grundſtücke, eine von der Miete in einigen Beziehun— 
gen abweichende Regelung. Die Überlaffung bes Genuſſes bon 
Rechten fieht das BGB immer als Pachtvertrag an ($$ 535, 581). 
Die Überlaffung ber bloßen Räume zu bem Zwede, in ihnen ein Ge— 
werbe zu betreiben, ift Miete; wird aber das bem einen zuſtehende 
Recht zu einem beftimmten Gewerbebetriebe (3. B. die Führgerech- 
tigfeit an einem öffentlichen Fluffe) überlaffen, fo ift ein Pachtvertrag 
borhanden. Ein Haus ift verpachtet, wenn es zum Wermieten, ver= 
mietet, wenn e3 zum Wohnen überlaffen ift. 

Das Rechtsverhältnis ber Miete oder Pacht kann nur durch 
Vertrag entftehen: die Einquartierung von Truppen ift eine öffent» 
lich⸗ rechtliche Laſt. Der Vertrag war ſchon im römifchen Rechte Kon= 
fenfualtontratt. Wefentlich ift ihm bie zeitliche Begrenzung bes 
eingeräumten Recht? und bie Feſtſetzung eines fog. Mietß- ober 
Pahtzinfes, ber nach römifchem Rechte nur in Gelb und nur bei 
der Pacht in einer Quote der Früchte beftehen konnte (colonia par- 
tiaria). und au nach neuem Recht, wie bad in $ 535 gebrauchte 
Wort „Miet Jin 3“ bemeift, nur in Gelb ober ähnlichen vertretbaren 
Sachen beftehen fann. Daher ift bie Überlaffung eines Gebrauchs, 
3. B. gegen Leiftung von Dienften (an einen Hausmeifter, Gärtner) 
nicht Miete, 

II. Form des Vertrags. Der Vertrag ift nad} altem und neuem 
Rechte formfrei. ft er aber über ein Grunbftüd auf länger als ein 
Jahr gefchloffen, fo unterliegt er nach neuem Rechte ($ 566) der 
Schriftform. Werabfäumung diefer Form Hat zur Folge, daß der 
Vertrag jebenfall3 ein Jahr außgehalten werben muß, daß er im 
übrigen aber auf unbeftimmte Zeit gilt. Er endet alfo keineswegs 
mit Wblauf bes erften Jahres von felbft, fonbern unterliegt für das 
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Enbe bes erften Jahres und für die Zeit darüber hinauß ber (geſetz⸗ 
lichen) Kündigung. 

IH. Gegenftand. Gegenftanb ber Miete fünnen nad} neuem 
Rechte ($ 535) nur förperliche (bewegliche wie unbemegliche) 
Saden, Gegenstand ber Pacht können auch Rechte fein. Es kann 
jemand auch feine eigene Sache gültig mieten, wenn ein anderer das 
Necht auf ben Gebrauch der Sache hat (3. 8. infolge Pfanbbeftellung, 
Nießbrauchs). Wußte ber Mieter nicht, daß bie Sache feine eigene, 
To ift der Mietvertrag ungültig. 

IV. Pflichten des Vermieters. Der Mietvertrag wird nicht 
durch einmalige Leiftung und Gegenleiftung erfüllt, fondern be— 
grünbet eine während ber Vertragszeit fortbauerndbe Ver— 
pflichtung zu Leiftung und Gegenleiftung. Der Vermieter hat alſo 

A. nad altem und neuem Rechte nicht nur die Pflicht, Die 
Sache rechtzeitig und in braudbarem Zuſtande 
au übergeben, fondern er hat ferner bie Pflicht, die Sache mähs 
rend der ganzen Vertragsbauer in demjenigen Zuftanbeguers 
halten, ber dem Mieter ben vertragsmäßigen Gebraud ber Sache 
ermöglicht. Ob die Unbraucibarkeit der Sache durch das Verhalten 
des Vermieter ober durch den vertragsmäßigen Gebrauch von ſeiten 
des Mieters ober durch einen Zufall herbeigeführt ift, macht feinen 
Unterſchied, da in jedem alle der Mieter den Gebrauch, entbehrt 


536). 

1. Xft alfo die Sache mit einem Fehler behaftet, welcher ihre Taug⸗ 
lichteit zu bem vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt oder minbert, fo 
ſteht jedenfalls nach neuem Rechte dem Mieter der Anſpruch auf Er— 
füllung des Vertrages, d. h. auf Herftellung ber Sache zu, unb nach 
altem wie neuem Recht ift ber Mieter von ber Verpflichtung zur Zah⸗ 
lung be3 Mietzinfeß befreit. Einen Anfpruh auf ShapenB- 
erfat aber hatte der Mieter nach altem Rechte, wenn ber Ver—⸗ 
mieter bie fehlende Eigenfchaft zugefichert ober den Mangel, wenn⸗ 
gleich nur aus ſchuldhafter Unkenntnis, nicht angezeigt (1. 19 8 1 
D. 19,2) oder ihn felbft verſchuldet hatte. Daß neue Recht geht 
weiter: nad) ihm befteht ber Schabenderfaganfpruch, wenn ber Ver- 
mieter ben Mangel verſchuldet (38 276, 538) oder mit ber Befeiti- 
gung des Mangels in Verzug gerät und felbft dann, wenn der Mangel 
ſchon zur Zeit des Vertragsabfehluffes vorhanden mar, gleichviel, ob 
ber Vermieter ben Mangel tannte ober nicht, ihn fennen mußte ober 
nicht, alfo ohne Rüdficht auf ein Verſchulden. 

. Diefes Recht flieht dem Mieter neben dem Rechte auf Ver— 
meigerung ber Gegenleiftung zur Wahl. Beim Verzuge bed Ver— 
mieter8 Tann ber Mieter ben Mangel felbft befeitigen und Erfah 
feiner Aufmenbungen verlangen. 

Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl. 22 
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Kenntnis ober auf grober Fahrläffigkeit beruhenbe Unkenntnis 
bes Mieters von dem Vorhandenfein bes Fehlers und wiſſentliche An⸗ 
nahme einer mangelhaften Sache bringen den Mieter um feine Rechte, 
wenn nicht der Vermieter den Mangel argliftig verſchwiegen ober bie 
Abmefenheit des Fehlers zugefichert oder ber Mieter ſich jeine Rechte 
vorbehalten hat. 

Dem Vorhandenſein eines phyſiſchen Mangels ftelt 
das BGB das Dafein des Rechts eines Dritten glei, vor⸗ 
außgefeht, daß dem Mieter auf Grund dieſes Rechts ber vertrags—⸗ 
mäßige Gebrauch der Sache ganz ober zum Zeil entzogen wirb 
(8 51). 

2. Die Sache wird nicht ober nicht rechtzeitig zum vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch übergeben ober fie wird dem Mieter mies 
derentzogen. In dieſem alle hat der Mieter, gleichviel ob bie 
Nichterfüllung vom Vermieter verfchuldet ober nicht verſchuldet iſt,) 
ein friftlofes Kündigungsrecht ($ 542) und zwar un— 
bedingt, wenn bie Sache für ihn fein Intereſſe mehr hat, durch den 
fructlofen Ablauf einer- Nachfriſt bedingt, wenn ber Mieter noch 
Intereſſe an dem Gebrauche der Sache hat. Auch hier bewirkt bie 
Kündigung eine Auflöfung des Mietvertrags für die Zukunft. War 
der Mietvertrag Firgeſchäft, fo fällt die Friftbeftimmung weg, und 
ber Mieter hat das Recht bes NRüdtritss (8 361). Trifft ben 
Vermieter ein Verſchulden, ift er indbefondere im Verzuge, fo 
tritt neben das Kündigungsrecht das nah ben allgemeinen 
Grundſätzen dem Mieter zuftehende Rüdtritts- und Schadens- 
erfag recht ($$ 326, 286). 

Das Kündigungsreht geht aus benfelben Gründen verloren, 
melche dem Mieter die wegen eines Mangel gegebenen Rechte ent= 
ziehen. Auf diefe Rechte wie auf das Künbigungsreht kann gültig 
verzichtet werben (88 542, 539, 540), wenn nicht dem Vermieter Arg- 
liſt zur Laft fällt; fie ftehen dem Mieter aber troß Kenntnis und 
troß Verzichts zu, wenn ein zum Aufenhalt von Menfchen dienender 
Raum gemietet, bie Benugung dieſes Raumes aber nad; feiner Be— 
Tchaffenheit mit einer erheblichen Gefährbung der Geſundheit ver— 
bunden ift (8 544). 

B. Der Vermieter ift verpflichtet, bie vom Mieter auf die Sache 
vermenbeien notmenbigen Auslagen (3. 2. für Wieberher- 
ftellung unbraudjbarer Öfen) zu erfeßen (1. D. 19, 2 8 547 
BGB). Die Fütterungstoften für ein vermietetes Tier aber hat nach 
neuem Rechte ($ 547) ber Mieter zu tragen. Die Erftattung nütz⸗ 





) Nah den allgemeinen Grunbfäßen Rüdtrittsrecht nur bei 
Verſchulden (86 325, 326). 
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Tier Verwendungen richtet fich nad) den Grunbfäßen von ber Ge- 
ſchäftsbeſorgung ohne Auftrag, hängt alfo vom animus obligandi 
des Mieterd ab, Auch hat der Mieter das Wegnahmerecht (1.1984 D. 
19,2 8 547 BGB). 

C. Der Vermieter ift weiter nad) altem und neuem Rechte ver⸗ 
pflichtet, die auf der Sache ruhenden Laften zu tragen (1. 32 $ 6 
D. 26, 7, 8 546 BGB). 

V. Pflichten des Mieters. Der Mieter ift verpflichtet, 

A. den bebungenen Mietzindgubegahlen und zivar, ba 
der Vermieter vorleiften muß, nach gemeinem Recht erft nad 
Beendigung der ganzen Diietzeit, nad neuem Recht entweder nach 
Ablauf der ganzen Mietzeit ober derjenigen Zeitabfehnitte, nach denen 
der Zins bemeifen ift (8 551). Der Mietzins für ein Grundftüd 
ift, fofern er nicht nach kürzeren Zeitabſchnitien bemeſſen ift (es iſt 
3. 8. gemietet gegen einen monatlichen Mietzins von 50 Dart), nach 
dem Ablaufe je eines Stalenbervierteljahts am erften Werktage bes 
folgenden Monats zu entrichten (8 551). Der auf den Mietzins 
Hagenbe Vermieter muß feine Vorleiſtung bemeifen, e8 genügt aber, 
barzutun, baß er dem Mieter die Möglichkeit der vertragsmäßigen 
Benutzung gewährt hat. Der Anfprucd wird daher nicht durch ein 
in ber Perfon bed Mieters liegendes Hindernis, wohl aber badurd) 
außgefchloffen, daß ber Vermieter den Gebrauch an einen anbern 
überläßt. Dies gilt für altes unb neues Recht ($ 552). 

B. Der Mieter haftet bei dem Gebraude ver Sache nad; altem 
und neuem Rechte ($ 276) für jedes Verfehen. Eine durch ver— 
tragsmäßigen Gebrauch verurfachte Ahnugung ift feine Beſchädigung. 
Vertragswidriger Gebrauch verpflichtet zum Schabenzerfaß und gibt 
dem Vermieter nicht bloß einen Anſpruch auf Unterlaffung ($ 550), 
fondern nad; fruchtlofer Abmahnung und bei erheblicher Gefährbung 
der Rechte bes Vermieter auch ein friſtloſes Kündigungsrecht ($ 553). 

©. Er hat nad) Beendigung ber Mietzeit pie Sache zu rück— 
augemähren ($ 556), und ein Zurüdbehaltungsreht wegen 
feiner Unfprüche gegen den Vermieter fteht ihm wenigſtens an Grund» 
ftüden nicht zu (8 556). Das wenigfte, was ber Vermieter bei Vor⸗ 
enthaltung ber Sache verlangen fann, ift der vereinbarte Mietzin, 
einen meitergehenben Schabenserfaganfpruch hat er beſonders zu bes 
grünben ($ 557). 

D. Der Mieter ift zur umverzüglicen Anzeige an ben Ver- 
mieter verpflichtet, wenn fi im Laufe ber Mietzeit ein Mangel 
zeigt ober wenn eine Vorkehrung zum Schutze der Sache notwendig 
wird ober wenn ſich ein Dritter ein Recht an ber Sache anmaßt. 
Unterlaffung ber Anzeige verpflichtet ben Mieter zum Schadenserſatz 

22% 
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und entzieht ihm bie fonft etwa auf Grund dieſer Umftänbe zu— 
ſtehenden Rechte ($ 545). 

Die Anfprüche aus dem Mietvertrage unterlagen nach biöherigem 
Rechte der orbentlihen Verjährung. Dies gilt nach neuem 
Rechte (8 558) nicht für die Anfprüche bes Vermieter wegen Ver- 
änderungen ober Verſchlechterungen ber vermieteten Sache, auch nicht 
für die Unfprüde des Mieters auf Erfa von Verwendungen und 
auf Geftattung der Wegnahme einer Einrichtung. Diefe Anfprüche 
verjähren in 6 Monaten. 

VI. Pfandrecht. Nach römiſchem, gemeinem und neuem Recht 
bat ber Vermieter eined Grunbftüds wegen feiner Forderungen aus 
dem Mietverhältniffe ein Pfanbrecht an den in das Grunbftüd ein= 
gebrachten Sachen des Mieters. Die verbreitete gemeinrechtliche Auf- 
faffung, welche dieſes Pfandrecht auf eine ſtillſchweigende Verpfän- 
dung der Sachen buch den Mieter zurüdführte (1. 4 pr. D. 2, 14. 
\.3,1.4 pr. 1.6 D. 20, 2), und welche folgerte, daß das Pfandrecht 
ſich auf alle Sachen erftrede, die der Mieter zu verpfänden befugt fei, 
insbefonbere alfo auf bie unpfänbbaren und auf die Sachen feiner 
Ehefrau und Kinder, fofern ihm über dieſe Sachen ein Verfügungs- 
echt zuftehe, ift vom neuen Rechte (8 559 VGB 5 49° KO) ver- 
worfen worden, indem biefes das Recht des Vermieterd als ein ge= 
ſetzliche s Pfandrecht bezeichnet. Dieſes Pfandrecht befteht ohne 
Beſitz des Pfandgläubigers, es erftreckt ſich nicht auf die der Pfändung 
entzogenen und befchräntt ſich auf bie bem Mieter fe Ib ft gehörigen 
Saden. Es hat den Zwed, Sicherheit zu gewähren für bie Forde⸗ 
rungen be Vermieters, der Mieter klann baher bie Geltendmachung 
bed Pfandrechts überhaupt buch Sicherheitleiftung abwenden und 
aud) jebe einzelne Sache vom Pfandrechte befreien, wenn er in Höhe 
ihres Wertes Sicherheit leiſtet ($ 562). 

Dem Mieter gegenüber fann ber Vermieter das Pfandrecht 
geltend machen wegen aller bereits fälligen Yorberungen auf Mietzing 
ober Entſchädigung, ſowie wegen ber Forberungen auf ben Mietzing 
bes laufenden und des folgenden Mietjahred, anderen Gläu=- 
bigern besfelben Mieters gegenüber aber nur wegen fälliger Ent- 
ſchaͤdigungsforderungen und wegen bes Mieizinfes für das ber Pfän- 
dung ober Konfurseröffnung vorangehende legte Jahr (85 559, 563 
BGB, 8 49 NL. 2 RO). 

Einer Pfändung von Saden bes Mieter kann ber Ver— 
mieter nicht wiberfprechen ($ 563 BGB, 8 305 ZPO), er Tann, fo- 
weit er dem andern Gläubiger gegenüber fein Pfandrecht überhaupt 
geltend machen barf, nur bevorzugte Befriebigung aus dem Erlöfe 
der gepfänbeten Sache verlangen. 

Nach der herrſchenden Auffaſſung des gemeinen Rechts und 
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neuem Recht erlifcht das Pfandrecht mit der Entfernung ber 
Saden vom Grunbftüd ($ 560). Geſchieht die Entfernung ohne 
Wiflen ober gegen ben Widerſpruch bes Vermieters, fo bleibt das 
Pfandrecht beftehen. Ein Widerſpruch bes Vermieterd aber ift dann 
ungeredhtfertigt, wenn bie Entfernung im regelmäßigen Betriebe des 
Geſchäfts des Mieter ober nach den gewöhnlichen Lebensverhält- 
nifen erfolgt, oder wenn bie zurüdbleibenden Sachen bes Mieterd 
zur Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen. Um bie Ent- 
fernung ber Sachen zu verhindern, ift dem Vermieter nach altem und 
neuem Recht ein Jurückhaltungsrecht eingeräumt, gegen das 
fi) der Mieter durch einftweilige Verfügung ſchützen lann (8 561). 

VI. Endignug des Mietverhältnifies. Nach altem und neuem 
Recht enbet das auf eine beftimmte Zeit eingegangene Mietverhältnis 
ohne weiteres mit Ablauf ber Zeit, das auf unbeftimmte Zeit 
begründete Verhältnis mit einer jedem Zeile freiftehenden Kün- 
digung ($ 564). Die Künbigungs frift wird durch Vertrag, in 
Ermangelung einer Vertragäbeftimmung durch das Gefeh feſtgeſetzt. 
Nach neuem Recht ift die gefeg liche Frift fo bemeffen, bag 

1. bie Miete beweglicher Sachen fpäteftens am britten 
Tage vor bem Tage zu kündigen ift, an welchem das Mieiverhältnis 
enbigen foll, und ift ber Mietzins nach Tagen bemeffen, fo fann an 
jedem Zage für den folgenden Tag gefünbigt werben; 

2. bei der Miete von Grunbftüden ift zu unterfceiben: 
a) der Mietzins ift nah beftimmten Zeitabfänit- 
ten bemeffen. ft er nad) Tagen bemeffen (3. ®. bei Hotel 
zimmern), fo ift bie Kündigung an jedem Tage für ben folgenden Tag 
auläffig; ift der Mietzins nad; Wochen bemeifen (3. 8. bei Wohnungen 
in Babeorten), fo ift bie Kündigung nur für den Schluß einer 
Kalenderwoche zuläffig und muß fpäteftens am erſten Werktage ber 
Woche erfolgen; ift der Mietzins nad) Monaten bemeflen (3. B. bei 
möblierten Zimmern), fo ift die Kündigung nur für den Schluß 
eine Kalendermonais zuläffig und muß fpäteften? am 15. bes 
Monatd erfolgen. 

b) Iſi der Zins nicht nad biefen Zeitabſchnitten, alfo wie 
bei größeren Wohnungen, nach dem Yahresbetrage bemeffen oder für 
Me ganze Mietsbauer beftimmt, fo tft bie Kündigung nur für den 
Schluß eines Kalenbervierteljahtes zuläffig und muß fpäteftens am 
3. Werktage des Vierteljahres erfolgen. 

Über den formlofen Mietvertrag f. oben unter II. ft ber 
Vertrag auf länger ala 30 Jahre gefchloflen, fo fteht nach Ablauf von 
30 Jahren jedem Zeile das gefegliche Künbigungsredt zu. Iſt ber 
Vertrag aber auf bie Lebenszeit des Vermieter ober bes Mieter 
geſchloffen, fo ift die Kündigung unzuläffig ($ 567). 
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Eine tatfächlihe Fort ſetzung bes Mietverhältnifies (relo- 
catio) nad) feiner Beendigung hat nad) altem und neuem Rechte 
($ 568) bie Bebeutung einer Verlängerung bes Vertragsverhältnifies 
auf unbeftimmte Zeit. Diefer Annahme kann nur durch Erklärung 
bes entgegenftehenben Willens des einen ober bed anbern Teils ent= 
gegengetreten werben; nad neuem Rechte Tann die Erklärung nur 
gegenüber bem anderen Zeile und nur innerhalb einer Friſt von zwei 
Wochen abgegeben werben. 

VI. Einfluß ungewöhnlider Ereigniife. 

1. Wird dem Mieter ber vertragsmäßige Gebrand) der Sache 
nicht rechtzeitig gewährt ober wieder entzogen, fo ſteht ihm —, 
und madt er troß Abmahnung bed Vermieters einen vertrags- 
twidrigen Gebrauch, ober überläßt er den Gebrauch unbefugt einem 
andern oder gefährbet er bie Sache erheblich durch Vernachläſſigung 
der ihm obliegenben Sorgfalt, fo fteht dem Bermietereinfrift- 
loſes Kündigungsrecht zu ($$ 542, 553). 

2. Verzug des Mieter3 mit bem ganzen Mietzinfe oder einem 
Zeile bes Zinfes an zwei aufeinanderfolgenden Terminen gibt dem 
Vermieter ein friftlofes Kündigungsrecht ($ 554). 
Nimmt aber ber Vermieter por ber Kündigung ben rüdftänbigen 
Mietzins an, fo verliert er das Kündigungsrecht. 

3. Der Tod des Mieters hat nach gemeinem Rechte leinen Ein- 
fluß auf den Beſtand be Miietverhältniffes, nach neuem Rechte aber 
gewährt er ſowohl dem Erben ala auch dem Vermieter das Recht, ven 
auf eine beftimmte Zeit ober unter Feſtſetzung einer längeren Kündi— 
gungsfriſt gefehloffenen Vertrag unter Einhaltung ber gefeh- 
lien $riftzufündigen. Erfolgt aber bie Kündigung nicht 
für den erften Termin, für den fie zuläffig ift, fo ift jenes außer- 
erbentliche Kündigungsrecht erloſchen ($ 569). J 

4. Veränderung der perſönlichen Verhältniſſe gibt feinem Zeil 
ein Recht zur Kündigung. - Nach neuem Rechte ($ 570) aber gewährt 
Militärperfonen, Beamten, Geiftlichen und Lehrern an öffentlichen 
Unterritsanftalten bie Verſetzung nad einem anderen Ort ein 
außerorbentliches, nur für. den erften zuläffigen Termin beftehendes 
Recht, mit Einhaltung der geſetzlichen Friſt zukündigen. 

5. Der Konfurs bes einen ober bes andern Teils hat bie oben er= 
Örterten Folgen. 

6. Die freiwillige Beränferung der bermieteten Sache 
dur den Vermieter. Da der Mieter nur ein perföünliches Recht aus 
dem Vertrage, alfo nur gegen den Vermieter hat, fonnte nach römi— 
ſchem und gemeinem Rechte der Singularſukzeſſor des Vermieters 
zwar ohne vorangegangene Kündigung, doch unter Gewährung einer 
angemeffenen Friſt vom Mieter die Herausgabe der Sache verlangen, 
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und ber Mieter war auf einen Schabenzerfaganfpruch gegen feinen 
Vermieter beſchränkt („Kauf bricht Miete”). Wollte aber der Suk— 
zeſſor in den Vertrag eintreten, fo war ber Mieter nicht berechtigt, 
den Vertrag aus eigener Entſchließung zu löfen. Nach deutſchen 
Partikularrechten, 3. 8. dem preußifchen ALR, Hatte ber Mieter ein 
dingliches, alfo gegen den Singularſutzeſſor wirkendes Recht 
an der Mietfache („Rauf bricht nicht Miete”; „Heuer geht nor Kauf“). 

Das BGB fteht bei ber Miete beweglicher Sachen auf 
dem gemeintehtligen Standpunft, und hat auch 
für unbeweglide Saden tie Dinglicheit bes bem Mieter 
auftehenden Rechts abgelehnt, da nad ihm durch bloße Befigüber- 
tragung bingliche Rechte an unbetveglicden Sachen nicht entftehen. 
Dagegen tritt bei ihnen ber Rechtsnachfolger des Ver— 
mieterd in bie burdh ben Mietvertrag begrün= 
beten Rechte und Pflichten ein. Alſo ift der Erwerb 
einer bermieteten Sache zu einer Rechtsnachfolge in das durch den 
Vertrag begründete Rechtsverhältnis geftaltet (88 571, 572)..) ft 
ber Eintritt aber einmal erfolgt, fo entftehen tie burch ben Miet- 
vertrag begründeten Rechte und Pflichten in der Perfon bes Er— 
werbers nicht als abgeleitete, fonbern als eigene, fo als ob er felbft 
ben. Vertrag mit dem Mieter gefchloffen hätte. 

a) Für bie Verpflichtungen auß dem Vertrage haftet dem 
Mieter neben bem Erwerber, der fie durch den Erwerb ber Sache 
übernommen, ber Weräußerer, ber fie durch den Mietvertrag über- 
nommen, wie ein ſelbſtſchuldneriſcher Bürge. Von diefer Haftung 
wird ber Veräußerer frei, wenn er dem Mieter von dem Eigentums- 
übergange Mitteilung macht und ber Mieter nicht für ben erften zu= 
läffigen Xermin fünbigt ($ 571 Ubf. 2). Denn bann hat biefer ſich 
mit dem Eintritte te Erwerbers in ben Mietvertrag einverftanben 
erllärt. 

b) Der Anſpruch auf den nach dem Eigentumsübergange 
fälligen Mietzins fteht dem Erwerber zu, denn er ift nad 
obigem eine Forderung aus feinem Vertrage, fie fteht ihm daher 
nicht als abgetretene, ſondern als urfprünglich eigene zu. Von biefem 
Grundſatze macht inbeflen das BGB Ausnahmen: 

aa) Gegen ben Erwerber und zugunften des Ver— 
mieters läßt es Verfügungen bed Veräußerers, die er por bem 
Eigentumßübergange über den Mietzins getroffen, für das zur Zeit 
des Eigentumsüberganges laufende und das nädjfte 
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Kalenbervierteljahr gelten. Es find damit beſonders Abtretungen, 
Verpfänbungen und Pfändungen bes Mietzinfeß gemeint. 

bb) Gegen ven Erwerber und zugunften bes Mieters 
find Rechtögefchäfte des Veräußerers mit dem Mieter, insbeſondere 
alfo Woraußbezahlungen, Aufrechnungsverträge, Erlaffe ($$ 573, 
574) mirkfam,*) wenn fie nur den Mietzins für das zur Zeit der 
Kenntnis bes Mieterd vom Eigentumsübergange laufende und 
für das nächſte Kalenbervierteljahr betreffen.) War der Eigentums» 
übergang beim Abſchluß eines ſolchen Geſchäfts ſchon gefchehen, fo 
wird ber Mieter gefhüßt, wenn er in gutem Glauben war ($ 574). 
Someit aber ein Rechtsgeſchäft gegen den Erwerber wirkt, ift auch bie 
Aufrechnung mit Schulden bes Veräußerers gegenüber bem Erwerber 
auläffig ($ 575). 

Der Eigentumsübertragung fteht die Belaftung des ver— 
mieteten Grundſtücks mit bem Recht eines Dritten gleich, wenn durch 
die Ausübung des Rechts dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch 
entzogen ($ 577), insbefonbere alfo, wenn das Grunbftüd mit 
einem Nießbrauchsrechte belaftet wird (vgl. 1.598 1D.7,1). Der 
dinglich Berechtigte tritt alfo in ben Mietvertrag ein. Wenn das 
Necht bes Dritten aber nur eine Beſchränkung bed Mieterd zur 
Folge hat, 3. B. bei Begründung einer Grunbbienftbarfeit, fo tritt ber 
dinglich Berechtigte in ben Mietvertrag nicht ein, er hat aber dem 
Mieter den Gebrauch ber Sache zu geftatten. 

Diefe Grundfäge gelten unbefräntt nur, wenn ber Eigentums—⸗ 
Übergang nach Überlaffung ver Sache an ben Mieter erfolgt; ge⸗ 
ſchieht er nor ber Überlaffung, fo tritt der Erwerber in das Miet- 
verhältnis nur dann ein, wenn er dem Bermieter gegenüber bie 
Erfüllung ber aus dem Mietvertrage folgenden Verpflichtungen be= 
fonber3 übernommen bat: andernfalls gilt hier der Grundfag „Kauf 
bricht Miete” (8 578). Daß er dann, wenn er dem Mieter gegen- 
über bie Pflichten aus bem Vertrage übernimmt, in bad Mietver- 
hãlinis eintritt, bebarf feiner Ausführung. 

7. Die Bwangsverfteigerung bes vermieteten und bem Mieter 
ober ober Pãchter übergebenen Grunbftüd3 wirkt mie eine freiwillige Ver⸗ 


BETT er auf bie Verſchiedenheit von $ 573 u. 574 aufm gemacht. 

(qu aa) jeräußerer hat am 12. Mai feine Mi Horterungen 

ür vo "Zeit vom 1. Yu bis nor —— Dritte abgetreten und am 
15. Juli das Grund aufgelaflen. Die fon ift Fi :gen ben Erwerber 
wirkſam $ 573. — bb) er hat am 12. Mai vom Mieter A ben nadj« 
träglich zahlenden Mietzins für die Zeit vom 1. pri bis 1. Januar er« 
ben und am 15. Mai aufgel en, wovon A am Mai Kenntnis *. 


langt hat. Die Zahlung muß ſich ber Erwerber gieten | lafen, jo je 
den Mietzind für bie yet bom 1. April bis 30. Eeptembe c bei 
Zins für das legte Vierteljahe muß A nochmals, an ben Erwerber, zahlen. 
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äußerung, doch hat ber Erfteher ein außerordentliche, nur für den 
exrften zuläffigen Zermin beftehenbes Recht, mit Einhaltung ber geſetz⸗ 
lichen Friſt zu fündigen. Das Kündigungsrecht befteht nicht, wenn 
die Zwangsverſteigerung bie Aufhebung einer Gemeinſchaft bezmedt 
(88 57, 183 tes Ztoft. Gef.). 

IX. Untermiete. Der Mieter kann beim Mangel einer ent- 
gegenftehenden Vertragsabrede bie Sache in Aftermiete geben, 
nad neuem Recht ($ 549) jedoch nur auf Grund ber Erlaubnis de 
Vermieters. Dertveigert ber Vermieter die Erlaubnis, fo kann der 
Mieter fündigen, e3 fei denn, — was ber Vermieter zu bemeifen hat 
— daß in ber Perfon bes lintermieter8 ein michtiger Grund zur 
Verſagung vorläge. Für Verfhuldungen bes Untermieters haftete 
ber Mieter nach altem Rechte nur, wenn ihn bei der Auswahl bes 
Untermieters ein Verſchulden traf, nach neuem Recht ($ 549) haftet 
er unbebingt. 

Das Recht de Untermieterd endete nicht ohne meitere mit bem 
Rechte des Mieter. Da aber der Hauptvermieter nicht in ein Rechts⸗ 
verhältnis zum Aftermieter trat, fo fonnte er bisher auf Grund feines 
Eigentums nad Beendigung ber Hauptmiete gegen den Untermieter 
auf Räumung lagen, und das dem Hauptmieter die Räumung ge— 
bietenbe Urteil wirkte gegen ben Aftermieter ($ 236 ZPO a. F.). 
Nach neuem Recht ($ 556 Abf. 3) erlifht mit dem Haupt— 
mietverhältniß au die Untermiete. Der Vermieter 
hat baher ein auß dem Mietvertrage folgendes Recht gegen ben Unter- 
mieter auf Räumung bes Beſitzes. 

X. Beſitz. Nach römiſchem und gemeinem Rechte behielt ber 
Vermieter den juriftifchen Vefig, und der Mieter erhielt nur bie 
Detention. Beftgfhuß genoß alfo nur der Vermieter. Nach neuem 
Rechte hat ber Mieter Veſitz, alfo auch Beſitzſchut, fogar gegen den 
Vermieter, der Vermieter hat mittelbaren Befig, alfo gleichfalls Befig- 
ſchuß (88 854, 865, 868). 


$ 117. Die Badıt. 


1. Die Pacht gewährt nad altem und neuem Rechte nicht dad 
Recht anf alle Erzeugniffe und Rutzungen der Sache, fonbern nur auf 
diejenigen Früchte, die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt» 
ſchaft als Ertrag anzufehen find (8 581). Da unter den Begriff ber 
Frucht aber überhaupt jede Ausbeute fällt, welche auß ber Sache 
ihrer Veftimmung gemäß gewonnen wirb ($ 99 BGB), fo ift nad 
altem und neuem Rechte ber Vertrag, ber die Ausnutzung eines Berg⸗ 
mertß, eines Steinbruch, eine Torfſtichs zum Gegenftande hat, nicht 
ein Kauf ber zu gewinnenden Subftangteile, fondern ein Bachtvertrag 
(RG 6, 4; 27, 279. Preuß. Berggefe vom 24. 6. 65 $ 114). 


346 Zweites Bud: Das Recht der Schuldverhältnifie (Obligationenreiht). 


2. Die Pacht richtet fih nah den für bie Miete gegebenen 
Beftimmungen. Doc weicht das BGB von ihnen in einzelnen 
Punkten ab: 

a) Für jedes Pachtverhältnis gilt, daß ber Pächter nicht wegen 
verweigerter Unterberpahtung, nicht wegen Verſetzung, ber 
Verpächter nicht beim Tode des Pächters fündigen barf (88 596, 549 
Abſ. 1, 569, 570). 

b) Iſt ein Grundftüd verpachtet, jo Tann ſich das Rechts— 
verhälinis hinſichtlich des Ynpentars, d. h. ber dem wirtſchaft⸗ 
lichen Zwede bes Grundſtüds dienenden Gegenſtände ($ 98), ver⸗ 
ſchieden geſtalten, je nachdem das Grundſtüd ſamt Inventar, 
d. i. ala Einheit verpachtet oder das In ven tar zum Schätzungs— 
wert übernommen wird. 

Im erſten Falle hat der Pächter die Pflicht, die einzelnen Stüde 
zu erhalten und ben gewöhnlichen Abgang der Ziere au ben Jungen 
zu erfegen, der Verpächter aber die Pflicht, das durch ungewöhnlichen 
Abgang verminderte Inventar zu ergänzen (fog. Summiffion), 
der Pächter hat aber nicht das Recht, über das Inventar zu verfügen. 

Im zweiten alle (dem ſog. Eiſernviehvertrage; 
Rechtsſprichwort: eiſern Vieh ftirbt nie) ift der Pächter nur ver— 
pflichtet, daß Inventar als [olches zum Schätzungswerte zurüd- 
zugewähren, er trägt bie Gefahr und hat daß Inventar ald Ganzes 
au erhalten, dagegen hat er das Recht freier Verfügung über die ein— 
zelnen Stüde. 

In beiden Fällen bleibt das Inventar Eigentum des Ver— 
pächters, und in dem zweiten alle geht das Eigentum eine anges 
ſchafften Stüdes mit der Einverleibung in daß Inventar auf ben 
Verpãchter über (8$ 586—589). 

Wegen ber Forderungen be Pächter, bie fi) auf bad mit— 
gepachtete Inventar beziehen, fteht dem Pächter nach altem und 
neuem Recht ein gefeplihes Pfandrecht an ben in feinem 
Beſitze befindlichen Inventarftüden zu ($ 590). 

©) Iſt die Pachtzeit nicht beftimmt, fo Tann nach neuem Rechte 
(8 595) bie Kündigung nur für den Schluß eines Pachtjahres 
unb fpäteftens am erften Werktage besjenigen halben Jahres erfolgen, 
mit deffen Ablauf bie Pacht endigen foll. An biefelben Grenzen ift 
die Kündigung dann gebunden, wenn die Pachtzeit zwar beftimmt, 
aber ein Fall gegeben ift, in welchem unter Wahrung der geſetzlichen 
Friſt gefünbigt werben barf (f. oben $ 124 VIII. 3, 5, 7).) 

d) Iſt Gegenftand der Pacht ein landwirtſchaftliches 
Stundftüd, fo hat der Pächter bie Pflicht, das Gut in betriebs⸗ 


) Dies gilt auch bei der Pacht von Rechten ($ 595). 
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fähigem Zuftanbe zu erhalten, daher bie gewöhnlichen Ausbeſſerungen 
vorzunehmen ($ 582), folge Änderungen in der wirtfhaftlichen Be— 
ftimmung zu unterlaffen, die auf bie Art der Bewiriſchaftung über 
bie Bachtzeit hinaus von Einfluß find ($ 583), und das Grunbftüd, 
gleichdiel in meldem Zuftand er es übernommen, in dem Zuftande 
aurüdzugewähren, der einer während ber Pachtzeit fortgefegten orb- 
nungsmäßigen Bewirtſchaftung entfpricht (88 591, 593, 594). Über 
die Rechte und Pflichten ber Kontrahenten bei der Rüdgemwähr enthält 
das BGB ausführliche Vorſchriften ($$ 591—594). 

Auch das gefeglihe Pfandrecht des Verpächters 
eines landwirtſchaftlichen Grundſtüds reicht weiter als das anderer 
Verpächter. Es ergreift, wie nach altem Recht, auch die Früchte des 
Grunbftüds, es umfaßt ferner auch bie nach $ 811 ZPO unpfänd⸗ 
baren Sachen, und es fann Dritten gegenüber wegen des gejamten 
Pachtrüdftandes geltend gemacht werden ($$ 585, 563 ZPO, 8 49 
Nr. 2 KO). 

Iſt, wie üblich, der Pachtzins nach Jahren bemeſſen, ſo iſt er, 
in Ermangelung einer abweichenden Vertragsbeſtimmung, nach Ab- 
lauf eines Pachtjahrs am erften Werktage des folgenden Jahres zu 
entrichten. 

Nah römiſchem und gemeinem Rechte hatte der Pächter eines 
landwirtſchaftlichen Grundſtücks Anſpruch auf Nachla am Pachtzinfe 
(remissio mercedis), wenn ber Fruchtgenuß durch außergemöhn- 
liche Greigniffe erheblich gefhmälert murbe, wogegen er verpflichtet 
mar, ben Ausfall aus ben Erträgen beſonders reicher Jahre zu beden. 
Diefe Beftimmungen hat das BGB befeitigt. 

3. Seit dem Mittelalter hat ſich in Gegenden mit ausgebildeter 
Viehzucht der fog. Viehverftellungsvertrag entmidelt, durch melden 
der eine Zeil gegen eine Gegenleiftung Vieh des andern Teils zur 
Wartung, Fütterung, insbefondere aber auch zur Nußung übernimmt. 
Das Geſchäft kommt in ben verfchiebenften Formen vor, wirb aber 
gewöhnlich als Pachtvertrag behandelt. Das BGB überläßt ihn ge- 
mohnheitsrechtlicher Bildung. 


$ 118. Der Dienftvertrag. 


1. Geſchichtliches. Im alten Rom galt die produktive Lohn— 
arbeit, die faft ausſchließlich von Sklaven geleiftet wurde, als eines 
freien Menfchen unmwürbig, al3 opera illiberalis. Gegenftand eines 
Dienftvertragd, der locatio conductio operarum, b. 5. eines auf 
Leiftung von Dienften gegen Entgelt gerichteten Vertrages, 
tonnten daher nur dieſe operae illiberales (locari solitae) fein, 
mähtenb operae liberales, d. h. die Betätigungen einer Wiſſenſchaft 
ober Kunft, ohne Entgelt geleiftet murben. Als man fpäter aud für 
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die operae liberales eine Gegenleiftung au beanfpruchen pflegte, 
fehlte e8 zur Durchſetzung dieſes Verlangen an einer actio, doch 
fand ſich in der extraordinaria cognitio ein Mittel, die Leiftung 
ber verabrebeten Vergütung, bie man, ber früheren Auffaffung ent 
fprechenb, nicht merces, fondern honorarium nannte, zu erzwingen. 
Die moderne Anſchauung macht innerhalb ber Dienftleiftungen feine 
Unterfchiebe. Das gemeine Recht wendete daher die römifchen, nur 
für operae illiberales gegebenen Grundfäße bon der loc. c. ope- 
rarum auf alle Dienftverrichtungen, auch bie wiffenfchaftlicher oder 
tünftlerifeher Art, an. Ihm folgt das BGB, indem nad) ihm ($ 611) 
Dienftejeber Art Gegenftanb des Dienſtvertrags 
feintönnen. 

Eine Reihe von Dienftverträgen befonderer Art hat ihre reichs— 
gefebliche Regelung in befonderen Gefegen gefunden, jo namentlich 
die Rechtsverhältniſſe ber Handlungsgehilfen und der Seefehiffer im 
HGB, bie ber gewerblichen Arbeiter in ber Gem.-D., die der Schiffs- 
mannſchaft in der Seemannsorbnung bom 27. Dezember 1872. Diefe 
Geſetze find für die durch fie geregelten befonderen Arten von Dienft- 
verträgen neben dem BGB beftehen geblieben. Die Beftimmungen 
diefes fommen, mie biöher bie Vorfchriften de Pandektenrechts, nur 
auf bie nicht durch Sonbergefeß georbneten Arten der Dienftverträge 
zur Unmenbung. 

2. Begriff. Der Dienftvertrag befteht in der Übernahme 
der Verpflihtung, beſtimmte Dienfte gegen eine 
von bem andern Zeile verfprodene Vergütung 
auleiften. Die Vereinbarung einer Vergütung ift hiernach wefent- 
li. Doch bebarf e& weder nad) altem noch nach neuem Recht, wenn 
die Dienftleiftung den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten ift, außbrüdlicher Feftfegung (F 612 BGB). Die Ber- 
gütung mußte nad; römiſchem Recht in Gelb beftehen (merces), 
anbernfall war ber Vertrag ein Innominatkontrakt. Nach gemeinem 
und neuem Rechte kann die Vergütung in jeder Art von Leiftungen 
beftehen, fie muß nach ber Auffaflung ber Parteien den Gegen=- 
mert gegen den Wert ber Dienfte, nicht einen bloßen Beweggrund 
für die Dienftleiftung, bilben. 

3. Pflichten. a) Der Dienftperpflichtete hat bie ver— 
Tprochenen Dienfte, und zwar im Zweifel in BPerfon und nur an 
bie Perfon bes Dienftberechtigten, zu leiften. Die Mitwirkung bloßer 
Gehilfen ift natürlich nicht ausgeſchloſſen; ihre Handlungen 
find Handlungen des Dienftverpflicteten. überträgt Iehterer aber 
mit Einwilligung des Dienftberetigten die Dienftleiftung einem 
anbern, fo ift diefer der Dienftverpflichtete. 

b) Der Dienftherr iſt verpflichtet, 
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aa) bie bedungene Vergütung zu gewähren. Sie ift nad 
altem und neuem Rechte Nahleiftung, alfo grundſätzlich erft 
nad) Beendigung des Dienftes zu entrichten; ift fie aber nad; Zeit- 
abſchnitten bemeffen, fo ift fie nach neuem Rechte ($ 614) nad) Ablauf 
der einzelnen Zeitabſchnitie zu leiften. Fehit es am einer Verein⸗ 
barung über ihre Höhe, fo eniſcheidet die etwa porhandene Taxe und 
beim Fehlen einer ſolchen der übliche Satz; bie Vergütung ift in voller 
Höhe zu entrichten, auch dann, wenn bie Dienfte zwar geleiftet, aber 
mangelhaft geleiftet find. Ein Minderungsrecht wie beim Kauf und 
Werkvertrage gibt e8 beim Dienftvertrage nicht; es finbet ausreichenden 
Erfaß in dem befrifteten und dem unbefrifteten Kündigungsrechte bes 
Dienſtherrn und der Schabenzerfagpflicht bes Dienftpflichtigen wegen 
vertragswidrigen Verhaltens; 

bb) er hat nad; mobernem Gewohnheitsrecht und neuem Ge- 
ſetzesrechte (5 120a—e Gew.⸗O. $ 618 BGB) für die Siherheit 
bes Dienftverpflichteten gegen lebens⸗ und gefunbheitägefährlice Ein- 
flüffe bei Ausrichtung der Dienfte zu forgen;!) 

cc) nad) neuem Rechte ($ 617) dem Dienftverpflichteten während 
einer Erkrankung bie erforberlihe Verpflegung unb ärzt— 
lie Behandlung biß zur Dauer von 6 Wochen zu gewähren, 
vorausgeſetzt, daß das Dienftverhältnis ein dauerndes ift, bag 
es bie Erwerbstätigkeit bes Verpflichteten vollſtändig ober Hauptfäch- 
lich in Anſpruch nimmt, daß der Verpflichtete in die Hausgemeinfchaft 
des Dienfiberechtigten aufgenommen ift, und baß ber Dienftver- 
pflichtete nicht Die Krankheit vorſätzlich ober Durch grobe Yahrläffig- 
teit herbeigeführt hat. Die hierburch entftandenen Koften können von 
ber für die Zeit ber Krankheit geſchuldeten Vergütung abgezogen 
merben. 

Ein Vertrag, der die unter aa und bb aufgeführten Verpflich- 
tungen bed Dienftberechtigten im voraus ausſchließt ober einfchräntt, 
if nichtig ($ 619 BOB). 

4. Folgen der Nicjtleiftung. Werben bie bedungenen Dienfte 
nicht geleiftet, fo entfällt bie Verpflichtung zur Gegenleiftung, denn 
diefe ift Nachleiſtung ($ 614). Hat ber Dienftpflichtige bie Nicht- 
leiftung ver ſchul det, fo hat er Schabenderfaß zu leiften, und ber 
Dienſtherechtigte kann vom Vertrage zurüdtreten. Wird Die Leiftung 
der Dienfte durch einen Zufall unmöglich, fo entfteht weder 
nad altem noch nach neuem Recht ($ 323) eine Vergütungspflicht. 
Will oder lann aber ber Berechtigte, wenngleich ohne feine Schuld, 
bie Dienfte nit annehmen, mährend ber Pflichtige zur 
Zeiftung bereit und imftande ift, fo hat nach altem Recht unbebingt 

Weiter geht biefe Fürforaepflict gegenüber jonen, bie in ber 
ste Gemeinſchaft a pen ſtehen Rn Abſ. 2). 
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A.19 89,1. 38 pr. D. 19, 2. RG 3, 179) und nad; neuem Rechte bei 
Unnahmeverzug be Berechtigten (88 615, 293 ff.) der Pflichtige ben 
Anſpruch auf die Vergütung, ohne zu nachträglicher Leiftung ver— 
pflichtet zu fein. Der Anſpruch ift ein Schabenzerfaganfprud aus 
dem Bertrage, ber Dienftverpflichtete muß fich baher anrechnen laffen, 
was er erfpart und was er bei anbermweitiger Verwendung feiner Ar⸗ 
beitstraft verbient ober zu berbienen böswillig unterlaffen hat. 

Eine Ausnahme von dem allgemeinen Grunbfaße, daß nur 
die wirklich geleifteten Dienfte zu vergüten find, macht ber Satz bes 
neuen Rechts, daß 

a) beim gewöhnlichen Dienftvertrag unbebeutende, vom 
Pflichtigen nicht verſchuldete Unterbrechungen feiner Dienfttätigteit 
feinen Anſpruch auf bie Vergütung nicht beeinträchtigen ($ 616 
BGB), 

b) daß ber Handlungsgehife bei einer dur unber- 
ſchuldetes Unglück verurfachten Verhinderung feiner Dienfttätigfeit 
den Anfpru auf Gehalt und Unterhalt, doch nicht über 6 Wochen 
hinaus, behält ($ 63 HEB). 

Im Falle a (nicht au) bei b) Hat nad} neuem Rechte der Dienft- 
verpflichtete fi) den Betrag anrechnen zu laffen, der ihm für bie 
Dauer feiner Behinderung auf Grund ber gefeplichen Kranten- ober 
Unfallverfiherung zufommt ($ 616 BGB, $ 63 HGB). 

5. Die Dauer des Dienftvertrags beftimmt ſich nach altem und 
neuem Recht ($ 620) entweder nach der Varteifeftfegung oder nad 
der Natur oder dem Zwede der Dienfte. Yehlt ein derartiger Maß— 
ftab, fo kann jeder Zeil das Dienftverhältnis fündigen. Die 
Künbigungsfrift richtet fi nah dem Vertrage; geſetzliche 
KRündigungzfriften hat im Gegenfage zum römifchen Recht 
erft die neuere Gefehgebung eingeführt: fie beträgt bei Gefellen, Ge— 
merbägebilfen und Yabrifarbeitern 14 Tage, für gewerbliche Betriebs⸗ 
beamte und Hanblungsgehilfen 6 Wochen. Das BGB fucht der Ver- 
ſchiedenartigkeit der Dienftverhältniffe möglichft zu entfprechen, indem 
es a) überall ba, wo die Vergütung nah Zeiträumen bemeflen 
iſt, biefe Zeiträume auch als Kündigungsfriſten gelten läßt ($ 621); 
es kommen bier biefelben Beſtimmungen tie bei ber Miete zur An- 
menbung (8 565 Abf. 1) mit der Abweichung, daß, wenn die Ber- 
gütung nad Vierteljahren bemeffen ift, die Kündigungsfriſt ſechs 
Wochen beträgt. Diefe Frift gilt auch bei dem Dienftverhältnis der 
mit feften Bezügen zur Leiftung von Dienften höherer Art angeftellten 
Perfonen, deren Ermerbätätigteit durch das Dienftverhältnis boll- 
ftändig ober Hauptfächlich in Anfpruch genommen wird (insbeſondere 
der Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Geſellſchafterinnen), felbft wenn 
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die Vergütung nach fürzeren Zeitabſchnitten als Vierteljahren be— 
meffen ift. 

In allen Fällen ſechswöchiger Friſt kann die Kündigung nur 
zum Schluß eines Kalenbervierteljahrs erfolgen. Für den Hanb- 
Iungsgehilfenvertrag gilt (88 67—69 HGB) noch das Vefondere, daß 
eine bebungene $rift für beide Zeile gleich fein und menigftens 
einen Monat betragen muß, es fei benn, daß ber Hanblungsgehilfe 
ein Gehalt von minbeftens 5000 Mark jährlich bezieht ober daß er 
für eine außereuropäifche Hanbelsnieberlaffung angenommen ift und 
der Prinzipal für den Fall, daß er fünbigt, die Koften der Rüdreife 
zu tragen Hat. Ebenfo bei den gewerblichen Betriebsbeamten. 

.b) Iſt die Vergütung nicht nad Zeitabfehnitten bemeffen, jo 
Iann, wie nad; bisherigem Rechte die Kündigung jederzeit er- 
folgen. Wird bie Arbeilskraft bes Pflichtigen aber durch jenen Dienft 
ganz ober Hauptfählih in Anſpruch genommen, fo ift eine Kündi— 
gungsfriſt von 2 Wochen einzuhalten ($ 623). 

Endlich ermöglicht dad BGB $ 624 die Löfung eines auf bie 
Lebenszeit einer Perfon oder für länger als fünf Jahre eingegangenen 
Dienftverhältniffes, indem e3 eine Kündigung nad Ablauf von fünf 
Jahren zuläßt und eine Frift von 6 Monaten feftfegt. 

Bon ber Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt befreit 
ift berjenige, dem ein wichtiger Grund zu fofortiger Auflöfung 
bes Dienftverhältniffes zur Geite fteht (88 626 BGB 70 HGB). Die 
Gew.⸗O. (88 123, 124) zählt biefe Gründe auf, und das HGB gibt 
in $$ 71, 72 einige Beifpiele. Ob ein folder wichtiger Grunb vor= 
Tiegt, ift im Streitfalle durch Urteil zu entfcheiben. 

6. Die Rechtsverhältniffe der Handlungsgehilien find in ben 
88 59-75 HGB geregelt. 

Handlungsgehilfeift, „merineinem Handels— 
gemwerbe zur Leiftung faufmännifder Dienfte 
gegen Entgeltangeftellt ift“ (8 59). Durch bie Leiftung 
Yaufmännifcher Dienfte unterfcheibet er fi von den Perfonen, melche 
bem Kaufmann techniſche Dienfte, und von benen, welche ihm Gefinde- 
dienſte leiften. Durch die Anftellung tritt er in ein Dienſtverhältnis 
zum Prinzipal; dadurch unterfcheibet er ſich vom Handlungsagenten, 
der in feinem Dienftverhältnis fteht, daher nicht einem Prinzipal 
unterfteht und nur für einzelne beftimmte Dienfte Belohnung (Probi= 
fion) erhält. 

Umfang und Urt der mechfelfeitigen Leiftungen beftimmen fich 
in Ermangelung befonberer Vereinbarung nad; dem Ortsgebrauch; 
fehlt e8 an einem folchen, fo gelten bie den Umſtänden nad) ange= 
meffenen Leiftungen als vereinbart. Die Dienfte bes Gehilfen 
lönnen in bem Abſchluſſe von Hanbelögefhäften namens bes 
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Prinzipals, alfo in einer Stellvertretung, beftehen. Der 
Gehilfe ift dann fraft der ihm erteilten Vollmacht Handlungsbevoll⸗ 
mãchtigter ober Profurift des Prinzipals. Die Vollmacht unterliegt 
dem Wiberrufe, damit wird aber ber Dienftvertrag an fi nicht 
berührt. 

Das Gehalt ift am Schluß eine jeven Monats zu zahlen, und 
eine Vereinbarung, wonach bad Gehalt fpäter zu zahlen, ift nichtig 
(8 64). 

Der Handlungsgehilfe unterliegt während feiner dienſtlichen 
Stellung einem Konkurrenzverbote ($ 60). 

7. Die gewerblichen Arbeitsverträge, d. h. bie Verträge ber 
jelbftändigen Gemerbetreibenben mit gewerblichen Arbeitern unter- 
liegen ben $$ 105—139 Gem.-D. Selbftänbiger Gewerbe- 
treibenberiftderjenige, welcher für eigene Rech— 
nung in Erwerbsabſicht eine gewerbliche Tätig— 
teit, wenngleich nur vorübergehend, ausübt. Daher iſt der— 
jenige, welcher Arbeiter anmwirbt und alsdann den von ihnen ber= 
dienten Lohn an fie abführt, Vermittler oder Stellvertreter biefer 
Arbeiter, nicht felbftänbiger Gemerbetreibenber. 

Unter Arbeitsverträgen überhaupt verfteht man Ver— 
träge, buch bie fi jemand zur Leiftung einer fremdem Intereſſe 
dienenden Zätigfeit verpflichtet. Das Verfprechen eines Entgelts if 
ihm nicht wefentlic. Der gewerbliche Arbeitövertrag iſt nur eine 
Unterart biefer Verträge und fann Dienft- ober Werkvertrag fein. 
Doc ift die Art der Lohnzahlung (Zeitlohn oder Akkordlohn) nicht 
unbedingt entfcheidend dafür, ob Werk- oder Dienftvertrag vorliegt. 

Der fog. Tarifvertrag ift nicht Arbeitsvertrag, denn er befteht 
in ber Vereinbarung einer Gruppe von Arbeitgebern mit einer Gruppe 
von Arbeitnehmern dahin, daß fie innerhalb einer beftimmten Zeit nur 
Arbeitöverträge unter gewiſſen im voraus feftgeftellten Bedingungen 
ſchließen werben (auch Kollettin-Arbeitsvertrag genannt). 

Das gewerbliche Dienftverhältnis unterliegt zwar ber freien Ver⸗ 
einbarung, doch ift biefe Freiheit in einigen Beziehungen (namentlich 
hinſichtlich der Sonntagsruhe, der Annahme jugendlicher Arbeiter) 
durch Geſetz eingeſchränkt. Zu den Vefchräntungen gehört dad Ver⸗ 
bot des Zrudfpftem3: bie Arbeitslöhne find bar in Reichs— 
mährung zu zahlen, und Waren bürfen ben Arbeitern nicht frebitiert 
werben. Hieraus folgt zunächſt bie Richtigkeit entgegenftehender Ver⸗ 
einbarungen, bie Nichtigkeit der Hingabe an Zahlungaftatt und ber 
Mangel gerichtlichen Schutzes berjenigen orberungen, welde für 
trebitierte Waren entftanden find. Von biefem Verbot ift nicht be= 
troffen die Verabfolgung von Lebensmitteln an bie Arbeiter zu einem 
die Anfhaffungstoften nicht überfteigenden Preife, ferner können bie 
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Überlaffung von Wohnung, Feuerung, Landnutzung, regelmäßige Bes 
töftigung, Arzneien, ärztliche Hilfe, Werkzeuge und Stoffe zu den 
übertragenen Arbeiten gewährt, und e8 Tann der Wert diefer Leiftun- 
gen auf ben Lohn angeredjnet werben. 

Sefellen und Gehilfen find zu häuslichen Arbeiten für ben 
Dienftherrn nicht verpflichtet, fie unterliegen aber deſſen Weifungen 
betreffs ber ihnen übertragenen Arbeiten und ber häuslichen Ein- 
richtungen. 

Der Dienftherr ift verpflichtet, dem Gefellen ober Gehilfen nach 
Beendigung bes Dienftverhältnifles ein Zeugnis außzuftellen, dag 
auf Verlangen auch auf die Führung außzubehnen ift. 

8. Die Unftellung eines Beamten gegen Gehalt ift nicht Abſchluß 
eines Dienftvertrags, fondern Übertragung ber Befugnis und Pflicht, 
ſtaatliche Rechte auszuüben. Die Gewährung einer Vergütung ift 
nicht weſentlich (Ehrenämter!). Wird fie gewährt, fo befteht fie nicht 
in einem Gegenwert für bie geleifteten Dienfte, fonbern in einer ber 
ftandemäßigen Beftreitung bes Lebensunterhaltes dienenden Rente 
(RG 38, 320; 45, 242; 48, 2). Jene Seite des Verhältniffes gehört 
ausſchließlich dem öffentlichen, dieſe (ogl. 88 149 ff. Reichsbeamten⸗ 
gef. v. 31. März 1873. 89 GNWG) dem Privatredt an. 


$ 119. Der Gefindedienftvertrag. 

Durch den Gefinbebienftvertrag verbflichtet ſich das Gefinde zur 
LeiftungvonDienftenim Haudftandbe bes Dienſt— 
bere&tigten, tritt in deſſen Hausſtand ein und untertoirft ſich 
der hausherrlichen Gewalt bed Dienftberedtigten. Die Vergütung 
befteht in Gelb, freier Wohnung und Koft. Die Unbeſtimmtheit der 
zu leiftenden Dienfte, die Unterwerfung des Gefinbes unter die An= 
orbnungen des Hausherrn, die häusliche Gemeinſchaft von Gefinbe 
und Herrfchaft, der rechtliche Einfluß bed Herrn auf das fittliche 
Leben bes Gefindes unterfcheiden die Gefindemiete von dem nur obli= 
gatoriſche Wirkungen begrünbenden gewöhnlichen Dienftvertrag und 
nähern das Gefinbebienfiverhältniß einem perfonenrechtlichen Gewalt» 
verhältnig. 

Dem römifchen Rechte war biefe Urt des Dienftvertrags un- 
befannt, und auch in Deutfchland Hat er ſich ſpät entwidelt, da bie 
häuslichen Dienfte regelmäßig von Leibeigenen geleiftet wurden. Erft 
in ben legten Jahrhunderlen hat fi das Inſtitut in Deutfchland 
partitularrechtlich, aber ziemlich gleihmäßig entwidelt. Der Ver- 
trag unterliegt feiner form, aber bie Hingabe eines Mietgelves an 
das Gefinde ift faft überall in Übung. Das Mieigeld gilt nad 
manchen Rechten ala bloßes Angelb, das auf den Lohn angerechnet 
wird, nad; andern Rechten als Zugabe zum Lohn. Beiden Zeilen 

Engelmann, D. bürgerlige Recht Deuticlands. IV. Aufl. 23 
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fteht ein Kündigungsrecht zu; vielfach war ber Herrfchaft ein mäßiges 
Züchtigungsrecht gewährt, dagegen die Pflicht auferlegt, auch für das 
Trantgeiorbene Gefinde zu forgen. 

Das BGB läßt die landesgeſetzlichen Bor- 
ſchriften, melde dem Gefinderecht angehören, unberührt 
(Art. 95 Einf.-Gef.), ftellt aber einzelne Normen auf, die auf den 
Gefindebienftverttag Anwendung finden und bie natürlih dem 
Landesrechte vorgehen. So befeitigt dad BGB bad Züch— 
tigungädredt ber Herrfchaft, es unterwirft ben Gefinbebienft- 
vertrag den allgemeinen Vorfchriften über bie Gefchäftsfähigteit 
(88 104—115, 131), es macht den Dienftherrn haftbar für das bei 
Ausführung der Dienftverrihtungen vom Gefinbe begangene Ver- 
ſchulden ($$ 278, 831), es legt dem Dienftheren Hinfichtlich der Fürs 
forge für erkranktes Gefinde und des Schutzes gegen Gefahren bie- 
ſelben Pflichten auf, denen der Dienftberechtigte überhaupt unter- 
morfen ift (56 617—619); es erklärt ein auf Lebenszeit ober auf 
länger als fünf Yahre eingegangenes Dienftverhältnis für fünbbar 
(8 624), und es gibt bem Ehemann ein friftlofes, aber an die Ermäd- 
tigung des Vormundſchaftsgerichts gefnüpftes Kündigungsrecht, 
wenn bie rau ſich ohne feine Zuſtimmung zu Geſindedienſten ver⸗ 
pflichtet Hat ($ 1358). 

Die Anſprüche aus dem Gefindebienftverhältniffe genießen im 
Zwangsverſteigerungsverfahren und im Konkurſe bes Dienftheren ein 
Vorzugsrecht (8 10 Nr. 2 Zwſt.G. $ 61 NL. IND). 


$ 120. Der Lehrvertrag. 


Durh den Lehrvertrag übernimmt ber Lehrherr bie 
Pflicht, den Lehrling in einem beftimmten Ge— 
merbeguunterridten, während ber Lehrling die 
Verpflihtungeingeht, für ben Lehrherrngzuar- 
beiten und feinen Anorbnungen zu folgen. Das 
römifche Recht behandelte den Lehrvertrag, weil er bie Ausbilbung 
bon Eflaven, alfo die Verbefferung einer Sade zum Gegenftanbe 
hatte, als locatio conductio operis; feine Ausgeftaltung hat er 
durch das beutfche Recht erfahren (vorzugsweiſe durch bie Zunftord⸗ 
nungen). Neichögefegliche Beftimmungen enthält bie Gewerbeord⸗ 
nung ($$ 126—133) und für Handlungslehrlinge jegt bad HGB 
(88 76—82). Diefem deutſchrechtlichen Lehrvertrag ift ber Eintritt 
des Lehrlings in das Hausweſen des Lehrherrn und bie Unterwerfung 
des Lehrlings unter die väterliche Zucht des Lehrherrn eigentümlich, 
mährend bie Zahlung eines Lehrgeldes nicht weſentlich iſt.) Wie der 

’) Die Unterwerfung unter bie väterlihe Zucht befteht gefeplich nur 


bei den Handwerlkslehrlingen. Hanblungslehrlinge find zur Arbeitfamteit 
und zu guten Sitten anzubalten. 
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Gefindebienftvertrag, begründet auch der Lehrvertrag nicht bloß rein 
vermögensrechtliche Beziehungen, fonbern auch Höchftperfönliche Rechte 
und Pflichten, er ift Daher ein Dienftvertrag eigener Art. 

Der Lehrvertrag ift zwar formfrei, doch fünnen An- 
ſprüche wegen unbefugter Löfung bes Lehrverhältniffes nur, wenn 
ber Vertrag ſchriftlich gefchloffen ift, geltend gemacht werben (8$ 130, 
132 Gew.-D. 5 79 HGB). Innerhalb ber erften 4 Wochen, bei Hand⸗ 
Iungslehrlingen innerhalb des erften Monats, kann ber Vertrag friſt⸗ 
108 gefünbigt werben, eine Ausbehnung biefer Probezeit auf 
mehr als 3 Monate ift unzuläffig. Nach Ablauf der Probezeit währt 
das Lehrverhältnig bie vereinbarte ober ortsübliche Zeit und kann 
vorher nur auß den Gründen aufgehoben werben, die zu einer bor= 
zeitigen Löſung des Gefellen- oder Hanblungsgehilfenverhältniffes 
berechtigen; ber Lehrling ann ben Vertrag auch dann löfen, wenn ber 
Lehrhert feine Verpflichtungen gegen den Lehrling in einer beffen 
Gefundheit, Sittlichieit oder Ausbildung gefährbenben Weiſe ver- 
nadläffigt, ber Handwerkslehrling endlich auch, wenn ber Lehrherr 
feine väterliche Zucht mißbraucht ober zur Erfüllung feiner Verpflic- 
tungen unfähig wird. Der Lehrling behält jeboch die Freiheit, zu 
einem andern Gewerbe ober Beruf überzugehen; macht er von biefer 
Befugnis Gebrauch, fo muß bie dem Lehrheren ſchriftlich mitgeteilt 
werben, ber Lehrvertrag endet dann nach Ablauf von 4 Wochen (nach 
HGB nad einem Monat). Nach Beendigung bed Lehrverhältniffes 
ift dem Lehrling ein Zeugnis auszuftellen. . 


$ 121. Der Werkvertrag. 


1. Begriff. Der Werkverttag (locatio conductio operis) ift 
nad) altem und neuem Rechte ($ 631) berjenige Vertrag, burd 
melden fi ber Unternehmer (conductor) zur Her— 
ffellung eines Wertes, der VBefteller (locator) zur 
Entrihtung der vereinbarten Vergütung ver— 
pflichtet. MWerfverbingung ift aber nicht bloß ber auf Herftellung 
ober Bearbeitung einer Sache, fonbern jeberaufden Erfolg 
einer Urbeitsleiftung gerihtete Vertrag, daher 
aud bie Transportbeſorgung. Zum Weſen des Vertrages gehört 
aud hier die Vereinbarung einer Vergütung, doch genügt ftillfehmeis 
gende Vereinbarung, wenn bie Herftellung des Wertes ben Umftänden 
nad nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift ($ 632). 

a) Gegenftand bes Dien ſt mietvertrages find Dienfte für ſich 
betrachtet oder bie Arbeit als folde, Gegenftand ber Wer fberbins 
gung ift das Erzeugnis ber Dienfte ober der Arbeit. Daher wirb 
auch bie Vergütung für das Arbeitgergebmis gewährt, maß nicht 
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ausſchließt, daß die Höhe ber Vergütung nah Map, Zahl, Gewicht, 
Zeit beftimmt werben fann (1.51 $1D. 19,2). 

b) Beſchafft der Unternehmer felbft den Stoff zu dem her⸗ 
auftelfenben Werte, jo enthält bie Lieferung bes Werkes nad römi— 
ſchem und gemeinem Recht eine Veräußerung ($ 4 I. 3,24; 1.281 
D. 19, 2; 1. 20, 65 D. 18, 1. RG 1, 29), der auf Herftellung des 
Werkes gerichtete Vertrag demnach einen Ka u f vertrag, ber auf Er— 
richtung eines Bauwerkes auf frembem Boden abzielende. Vertrag 
einen Werkvertrag. In gleichem Sinne entfcheibet das BGB ($ 651). 
Doch find nach ihm mehrere Fälle zu unterſcheiden: a) Das Geſchäft 
ift Kauf, wenn der Unternehmer eine vertretbare 
Sache herzuftellen übernimmt. Denn es ift glei, ob 
der Befteller eine ſchon fertige ober eine erft herzuſtellende Sache er= 
mirbt. b) Hat ber Unternehmer eine unbertretbare Gade 

„berzuftellen, fo ift bie Arbeitsleiſtung wichtiger als ber Stoff, ber 
Herftellungsvertrag ift baher ein Wertbpertrag, aber ber Unter- 
nehmer hat nicht das Pfandrecht und nicht den Zitel zur Hypothet, 
ex bleibt Eigentümer bis zur Übergabe, er Tann ſich alfo durch Zurüd- 
haltung feiner Zeiftung fihern (8 273). Man nennt biefen Vertrag 
jet Werklieferungsvertrag,') denn er fei ein gemifchtes Gefchäft. 
c) Wie nad) römifchem Rechte, bleibt das Geſchäft Werkvertrag, wenn 
die Stofflieferung de& Unternehmers fih auf Zutaten und Neben- 
ſachen befchräntt. Die Herftellung eines Bauweris auf einem Grunb- 
ftüde des Beſtellers ift jedenfalls dann Werfvertrag, wenn ber Bau 
weſentlichet Beftanbteil des Grunbftüds wird ($ 94, 95), andernfalls 
tann Kauf vorliegen. 

2. Pflichten. 

A. Der Unternehmer ift verpflichtet: 

a) das Werk vertragsmäfig auszuführen; ob er es perſönlich 
ausführt ober es nur unter feiner Leitung ausführen läßt ober ob 
feine Zätigfeit ausnahmsweife ganz außer Betracht bleibt, beftimmt 
ſich nad) dem Anhalt des einzelnen Vertrages. 

Entfpriht das Wert dem Vertrage nidt, fo 
griffen nach bisherigem Rechte nicht bie äbilitifchen Rechtsmittel Platz. 
der Befteller hatte vielmehr das Recht, Vefeitigung bes Mangels und, 
falls dem Werk eine zugeficherte Eigenſchaft fehlte oder bem Unter- 
nehmer ein Verſchulden zur Laft fiel, Schabenzerfaß zu verlangen. 
Das neue Recht ($ 633) beftimmt zunächft den Begriffder 
Mangelhaftigfeit; nah ihm ift das Werk dann mangelhaft, 
mwennihmeinezugefiderte@igenfhaftfehltober 
wenn ed mit einem Fehler behaftet iſt, der ben 
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MWertoder bie Tauglichkeit bes Werts zu dem ge— 
wöhnlichen oder dem nach dem Vertrage voraus— 
geſetzten Gebrauch aufhebt oder — wenngleich nur un—⸗ 
erheblich — mindert. Ferner gibt das neue Recht dem 
Beſteller die Wahl zwiſchen Wandelung und Minderung. 
Dieſe Rechte Hängen nicht von einem Verſchulden des Unternehmers, 
wohl aber in der Regel davon ab, daß ber Befteller den Unter- 
nehmer zur Befeitigung bes Mangels unter Beftim= 
mungeiner $rift und mit ber Drohung vergeblich aufgeforbert 
bat, daß er nad) Ablauf der Frift die Vefeitigung nicht mehr dulden 
merbe. Diefe Regel greift dann nicht Platz, wenn bie Befeitigung 
unmöglich oder vom Unternehmer verweigert ift ober wenn ber Bes 
fteller ein befonberes Intereſſe an ber fofortigen Minderung ober 
Wanbelung hat, 3. B. menn ein Reifeanzug bis zur Abreiſe fich nicht 
änbern läßt. Der Befteller ift auf den Mindberungsanfprud 
befhräntt, wenn der Mangel ben Wert ober bie Tauglichteit des 
Werts nur unerheblich mindert. Er hat dagegen außer jenen 
beiden Anſprüchen zur Wahl aud) noch das Recht auf Schadens⸗ 
erfag, wenn ber Unternehmer den Mangel verfhulbet hat 
(88 634, 635). Diefe Anfprüche verjähren nad} neuem Recht (85 638, 
639) in ſechs Monaten, bei Arbeiten an einem Grunbftüd in einem 
Sabre, bei einem Bauwerk in fünf Jahren. 

b) Er ift zur rechtzeitigen Ablieferung verpflichtet. Vers 
legt er biefe Pflicht, fo Hatte ber Befteller nach altem Recht unter 
Umftänden ein Rücktritts⸗, jedenfalls ein Schabenserfagret. Nach 
neuem Rechte tommen bie Grunbfäge vom Verzuge zur Anwendung, 
wenn ein folder vorliegt. Aber auch wenn ſich der Unternehmer nicht 
im Verzuge befinbet, hat ber Vefteller das Recht ber Friftfegung und 
bes Rüdtrittz ($ 636). 

Nach alten und neuem Rechte Liegt in ber vorbehaltlofen 
Annahme bed Werks eine ſtillſchweigende Billigung, bie bem 
Vefteller bie Beweislaſt aufbürbet und das Rügerecht Hinfichtlich der 
ihm befannten Mängel entzieht (88 363, 640 BGB). 

B. Der Beſteller ift nach altem und neuem Rechte verpflichtet: 

a) bad Werft abzunehmen, wenn es vertragsmäßig her⸗ 
geftellt und wenn nicht etwa durch feine Vefchaffenheit (4. B. Trans⸗ 
portausführung) bie Abnahme ausgefchloffen ift ($ 640); 

b) die Bergütung zu leiften; ob bei ober nad) ber Ab— 
lieferung, ift nach altem Rechie ftreitig. Nach neuem Recht (8$ 641, 
646) ift bei der Abnahme und bei nicht abnahmefähigen Merten bei 
der Vollendung zu zahlen. Die Leiflung bes Unternehmers ift alfo 
in jebem Yalle Vorleiftung. 

Leiftet der Unternehmer mehr ober anderes, als urſprünglich 
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vorgefehen, fo kommen bie Grunbfähe von ber Geſchäftsbeſorgung 
ohne Auftrag in Anmenbung. 

3. Gefahr. Nach gemeinem Rechte war ftreitig, wer bie Ge— 
fahr zu tragen habe. Die jüngft vertretene Meinung!) legte bie Ge- 
fahr für alle in die Sphäre bes Unternehmers gehörenden Unfälle 
diefem, für alle anderen Unfälle dem Befteller auf. Eine andere 
Meinung ließ bie Gefahr mit der Billigung, eine andere mit ber 
Vollendung bed Werts auf ben Beſteller übergehen, eine brifte ver- 
pflichtete ben Befteller zur Bezahlung bes Werks, fo weit es vor dem 
Untergange fertig war. Nah BGB (8 644) trägtgrundfäß- 
lid bis zur Abnahme, und two eine ſolche wegen ber Be— 
ſchaffenheit des Werts nicht ſtattfinden kann, bis zur VBoll- 
enbung ber Unternehmer bie Gefahr. Died entfprict 
dem Wefen des Merkvertrags, denn der Befteller verlangt und ber= 
gütet nicht eine Arbeit, fondern ein fertiges Wert. 

Eine Ausnahme erleidet ber Grunbfag, wenn bag Werk 
duch einen Mangel des vom Befteller gelieferten 
Stoffe3 ober infolge einer vom Befteller für die Ausführung 
erteilten Anmeifung untergeht ober fich verſchlechtert: ift ber 
Schaben ausfhlieglich auf einen biefer Umflände zurüdzu=, 
führen, fo trägt der Vefteller bie Gefahr ($ 645). Auf diefen geht 
bie Gefahr in jedem Falle über, fobalb er in Annahmenerzug 
tommt, und er trägt bon vornherein die Gefahr für den von 
ihm gelieferten Stoff. Die Verſendungsgefahr trägt, wie 
beim Kauf, der Vefteller, wenn das Werk auf fein Verlangen an einen 
dom Erfüllungsorte verfchiedenen Ort gefenbet wirb. 

Spmeit ber Unternehmer die Gefahr trägt, nimmt ihm ein Zu = 
fall nur ben Anfpruh auf bie Vergütung. Zur LKeiftung bes 
Intereſſe verpflichtet ihn nur ein von ihm begangenee Ver— 
ſchulden. 

4. Sicherung. In übereinſtimmung mit Partikulargeſetzen und 
der KO gibt das BGB dem Unternehmer wegen feiner Forderungen 
aus dem Vertrage 

a) ein geſehliches, an den Beſitz geknüpftes Pfandrecht an 
den von ihm hergeſtellten ober ausgebeſſerten bewegl iſch en Sachen 
(8 647 BGB, g 40⸗ KO), 

b) dem Unternehmer eines Bauwerks ein Recht auf Ein—⸗ 
räumung einer Siherungshhypothet ($ 648). 

5. Nüdtritt. Nach gemeinem Rechte war zweifelhaft, ob dem 
Beſteller das bei der Dienfimiete gewährte freie Rüchtritts— 
recht zuftehe, und bie herrſchende Meinung berneinte diefe Recht. 
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Das BGB (8 649) gibt dem Befteller bis zur Voll- 
enbung ein unbefhränttes Künbigungäredt, 
denn er bleibt Herr bes für ihn in Arbeit genommenen Wertes. Die 
Kündigung befreit aber nur ben Unternehmer von ber Pflicht der 
Fertigftellung, fie beläßt ihm ben Anſpruch auf bie vereinbarte Ver— 
gütung unter Abrechnung deſſen, was er an Aufmenbungen erfpart 
ober durch feine frei gewordene Arbeitstraft erwirbt. Mit ber Ber- 
wenbung hört das Kündigungsrecht auf, meil nun die Pflicht zur 
Abnahme eintritt ($ 640). 

6. Tod. Waren für den Vertragsſchluß bie perfünlichen Eigen- 
ſchaften gerade biefes Unternehmers entfcheidend, fo erlifcht ver Ver— 
trag mit bem Tode des Unternehmers. Der Tod bes Beftellers ift 
regelmäßig einflußloß. 


$ 122. Der Frachtvertrag. 


A. Begriff. Der Frachtvertrag ift eine Unterart des Werk⸗ 
vertrages, denn er ift gerichtet auf einen „burch Arbeit oder Dienft- 
leiftung herbeizuführenden Erfolg“. Er unterliegt daher, foweit er 
nicht unter da3 vom HGB behandelte Frachtgefhäft fällt, nach altem 
und neuem Rechte den Grunbfägen von ber locatio conductio 
operis, auch wenn das Geſchäft Hanbelögefchäft ift. Relatives Gan- 
delsgeſchäft nach bißherigem, Handelsgewerbe nad neuem Handels⸗ 
echt aber find bie Übernahme der Beförderung bon Gütern ober 
Reiſenden zur See, bie Geſchäfte der Frachtführer oder der zur Be— 
förderung von Perfonen zu Lanbe oder auf Binnengemäflern be 
ſtimmten Anftalten, fomie bie Geſchäfte ber Schleppfchiffahrtsunter- 
nehmer ($ 1 Nr. 5 HGB). 

B. Fraditführer. 

1. Begriff. Vom HGB beſonders geregelt ift ber mit einem 
Frachtführer gefhloffene Vertrag, „grahtführer ift, wer 
es gemwerbömäßig übernimmt, bie Beförberung 
bon Gütern zu Lande oder auf Ylüffen oder ſon— 
figenBinnengemäffernausßzuführen” ($ 425 908). 
Damit ift der gefamte Perfonentransport ausgeſchloſſen. Unter 
Gütern find alle transportfähigen beweglichen Sachen zu verftehen. 
Da ber Frachtführer den Transport auszuführen übernimmt, erlangt 
ex den Beſitz (nad; altem Rechte bie Detention) ber Sache. 

Die Befonderheit bed Frachtvertrags beficht darin, daß 
er zunächft nur Rechte und Pflichten zwifchen Frachtführer und Ab⸗ 
Tender, dann aber aud; Rechte und Pflichten für den Empfänger be- 
gründet, falls biefer eine vom Abſender verſchiedene Perſon ift. Diefer 
Sigentümtichteit entfprechen bie bei bem Bertrage vorlommenden 

tfunden. 
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Der Frachtbrief enthält den Frachtvertrag und ift nur Beweis⸗ 
urfunde für bag Rechisverhältnis zwiſchen Frachtführer und Ab— 
fender ($ 426 HGB); er wirb daher vom Abfender außgeftellt, 
wenn dies ber $rachtführer verlangt. 

Der Ladeſchein wird vom Frachtführer auf Grund einer 
von biefem mit dem Abſender getroffenen Vereinbarung ausgeftellt, 
er wird dem Abſender ausgehändigt, beurfunbet bie Verpflichtung 
des Frachtführers zur Ablieferung bes Gutes und enthält bie für dag 
Rechtsverhältniszwiſchen Frachtführerund Em- 
pfänger maßgebenden Veitimmungen. Er iſt ein Verpflich— 
tungsfchein, daher ift berechtigt aus ihm berjenige, ber in ihm 
als Empfänger („Deftinatär“) bezeichnet ift, oder auf ben der Schein, 
wenn er an. Order lautet, durch Inboffament, übertragen ift; er ift ein 
Dispofitionspapier, db. h. er berfürpert bag Verfügungs- 
echt über das Gut; bie Übergabe des Scheins fieht der Übergabe bes 
Gutes gleich (88 444450 HGB). Er ift endlich infofern Strip- 
turobligation, als für den Empfänger bes Schein nur fein 
Inhalt maßgebend ift. 

Frachtbrief und Labefchein können nebeneinander beftehen, aber 
verfchiebenen Inhalt haben. In dieſem Fall ift ber Frachtführer den 
Weiſungen bed Abfender fo lange unterworfen, bis fi der Em» 
pfänger durch Vorlegung des Ladeſcheines legitimiert hat. Bon biefem 
Zeitpuntt ab unterliegt ber Transport den MWeifungen be Em- 
pfängers, denn durch Übergabe des Ladeſcheines begibt fi ber Ab- 
Tender ber Verfügung zugunften bes Empfängers ($ 450 HGB). 

2. Rechte und Pflichten aus bem Vertrage. 

a) Der Grahtführer ift verpflichtet, den Transport aus—⸗ 
zuführen und das Gut rechtzeitig am Veftimmungsorte dem Em- 
pfänger „abzuliefern.. Er ift einer firengen Haftung unter 
morfen, denn er ift im alle des Verluſtes oder ber Beſchädigung 
bes Gutes ober bei Verabfäumung ber Lieferfrift [hlehthin 
zum Schabenserfate verpflichtet. Von biefer Verpflichtung 
befreit er fi nach neuem Rechte buch den Rach weis von Um— 
fänden, bie durch die Sorgfalt eine ordent— 
liden Frachtführers niht abgemendet werben 
tonnten ($ 429 HGB). Für Verluft oder Beſchädigung be= 
fonber8 wertvoller Gegenftände (Koftbarkeiten, Sunftgegenftänbe, 
Geld, Wertpapiere) tritt dieſe ftrenge Haftung nur dann ein, 
wenn dem Frachtführer deren Wert (Meriveflaration) ober Ber 
ſchaffenheit angegeben morben ift, anbernfall3 greifen bie alle 
gemeinen Grunbfäge über Verſchulden Platz. 

Zu erftatten ift grundfäglih der gemeine Handelswert 
unb in Ermangelung eines folchen der gemeine Wert, ben Gut ber» 
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felben Art und Befchaffenheit am Orte und zur Zeit ber Ablieferung 
hatte, und nur bei Vorfag ober grober Yahrläffig- 
teit ift der volle Schaden zu erfegen. Der Frachtführer 
muß aber auch für ein Verfchulden feiner Leute, ſowie für ein Ver» 
ſchulden anderer Perfonen, deren er ſich bei der Ausführung des 
Transports bedient, wie für eigenes Verſchulden einftehen ($ 431 
HGB 8 278 BGB). Der Frachtführer haftet ferner für die Unter» 
frachtführer, nit auch für die Zwiſchenfrachtführet. Unter- 
fradtführer ift berjenige, dem ber Hauptfrachtführer zum 
Zwede ber Ausführung bes von ihm übernommenen Transports das 
Gut übergibt, Zwiſchenfrachtführer derjenige, ber ben 
Transport von demjenigen Orte ab übernimmt, an welchem ber vom 
erften Frachtführer übernommene Transport endet. Durch Annahme 
eines Unterfrachtführers wird der zwiſchen dem Hauptfragtführer 
und dem Abſender geſchloſſene Frachtvertrag nicht gelöft, daher bleibt 
jener haftbar, bis der von ihm übernommene Xrandport beendet ift. 
Der Zwiſchenfrachtführer aber ſchließt einen felbftänbigen Vertrag 
mit dem Abfender. Nach pofitiver Gefepesbeftimmung tritt inbeffen 
auch der Unterfrachtführer durch Übernahme des Guts und des ur- 
ſprünglichen Frachtbrief3 in den Frachtvertrag ein, fo bag dem Ab» 
ſender oder Empfänger bie fämtlichen Frachtführer folivarifch haften. 
Hat einer von ihnen Schabenserfaß geleiftet, fo fteht ifm ber Rüd- 
griff gegen benjenigen zu, der den Schaden verfehulbet hat, und 
wenn biefer nicht ermittelt und auch die Strede nicht feftgeftellt wer⸗ 
den kann, auf welcher der Schaben gefchehen ift, gegen jeden Yradıt= 
führer anteilig nah Maßgabe der Fracht. 

Mit der Annahme de Guts und Bezahlung ber Fracht er- 
löſchen alle gegen ben Frachtführer begründeten Anſprüche, es fei 
denn, baß ber Schaben vor ber Annahme burch amtlich beftellte 
Sachverſtändige feitgeftellt wäre. Infolgedeſſen reicht bei einer 
Srantofendung bie bloße Annahme nicht aus (RG 25, 32), und die 
auf eine äußerlich nihtertennbare Beſchädigung oder Minde— 
zung bed Gutes gegründeten Anſprüche erlöfchen dann nicht, wenn 
ber Empfänger den Mangel unverzüglih nad ber Ent— 
dedung durch amtlich beftellte Sacverftänbige hat feftftellen 
laflen. Sie erlöfhen auch infolge Mangels diefer Diligenz nicht, 
wenn ber Schade durch Vorſatz ober grobe Fahrläffigfeit des Fracht⸗ 
führer8 herbeigeführt worben ift ($ 438). 

Die Anſprüche gegen den Frachtführer verjähren in ber Regel 
in einem Jahre, und nur wenn der Schaben durch Vorſatz verurſacht 
ift, in ber orbentlichen Verjährungäfrift. Die kurze Verjährungs- 
frift kann durch Vertrag verlängert werben (88 439, 414). 

b) Die Pflichten des Frachtführers beftehen auch gegenüber dem 
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Empfänger. Diefer bat ein felbftänbiges, durch den Fracht⸗ 
vertrag begründetes Recht auf Auslieferung des Guts, er kann 
dieſes Necht aber nur Zug um Zug gegen Erfüllung der auß dem 
Frachtvertrage folgenden Pflichten geltend machen, bod kann er ſchon 
vor ber Ankunft des Gutes ficherftellende Maßregeln treffen. Die 
Pflicht des Empfängers, dem Frachtführer nah Maßgabe bes 
Frachtbriefes Zahlung zu leiften, entfteht mit der Annahme des Guts 
und bes Frachtbriefes ($ 436). 

e) Der Frachtführer ift berechtigt, bie bebungene ober 
übliche Vergütung (Frachtlohn, „Frach t“) und Erfah feiner Aus— 
lagen, ſowie Liegegelder, zu verlangen und hat wegen aller feiner 
durch den Fradjiverirag begründeten Forderungen an dem Gut ein 
gefeglihes Bfandredt, das nicht nur fo lange, als ber Fradıt- 
führer das Gut noch im wirklichen Beſitz oder mittels eines Dispo— 
ſitionspapieres noch in feiner Verfügung hat, fondern auch noch brei 
Tage nad; ber Ablieferung befteht, fofern ber Frachtführer es in dieſer 
Zeit gerichtlich geltend macht und das Gut fi) noch im Beſitze bes 
Empfängers befindet. Die Befriedigung des Frachtführers aus dem 
Pfanbe erfolgt nad; ven Vorfchriften bes BGB (8 440 HGB). Iſt 
da3 Gut nacheinander bon mehreren Frachtführern befürbert worden, 
fo geht bie geficherte Forderung mit dem Pfandrecht auf den Nach- 
mann über, wenn biefer den Vormann befriedigt; andernfalls bleiben 
Forderung und Pfandrecht des Vormannes beftehen, doch hat ber 
legte Frachtführer Recht und Pflicht, die Rechte feiner Vormänner 
auszuüben (88 441, 442). Unterliegt dasfelbe Gut gleichzeitig 
mehreren Pfanbrechten des Kommiffionärs, des Spediteurs und be 
Frachtführers, fo richtet fich bie Nangorbnung ber Pfandrechte nach 
befonderen Grundſähen. Es gehen nämlich die durch bie Verfenbung 
und bie Beförderung des GutZ entftanbenen Pfandrechte den durch 
andere Tatfachen begründeten Pfanbrechten vor, unb unter ihnen hat 
toieber ba jüngere Pfanbrecht ben Vorzug vor dem älteren ($ 443). 
Denn bie ortsberändernde Tätigkeit erhöht den Wert des Gutes, 
und je näher es an feinen Beftimmungsort herangebracht wird, befto 
wertvoller wird es. Unter ben amberen Pfanbrechten gilt ber 
Satz prior tempore potior jure ($ 1209, 1257 BGB). 

C. Frachtführer find die dem öffentlichen Güterberfehr dienenden 
Eifenbahnen. Deshalb kommen auf bie von ihnen gefchlofjenen 
Frachtverträge, ſoweit fie nicht befonderen Vorſchriften unterliegen, 
die Beftimmungen des HGB zur Anwendung. Solche befonberen 
Vorfchriften aber waren aus mehreren Gründen nötig. Bor allem 
war e8 geboten, gegenüber bem tatfächlich beftehenden Monopole ber 
Eifenbahnen im Groß⸗ und fernberfehre die Bertragsfrei— 
heit der Eifenbahnen einzuſchränken, b. h. ihnen 
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unter gewiſſen Vorausſetzungen die Verpflichtung zum Abſchlufſe 
bon Frachtverträgen aufzuerlegen und ihnen bie Befugnis zu einer 
vertragsmäßigen Ablehnung ober erheblichen Einfhräntung ihrer 
Haftung zu nehmen. Diefer Ablehnung waren bisher und find auch 
nad) neuem Rechte gewiſſe Grenzen gezogen. Bis zu biefer Grenze 
regelten bie Eifenbahnen biöher ihre Haftung buch Vertrag, 
indem fie allgemeine Zransportbebingungen aufftellten und deren 
Inhalt zum Beſtandteile jedes einzelnen Frachtvertrages machten. 
Daher begannen mehrere Artikel des bisherigen HGB mit ben Wor- 
ten: „e& lann bebungen werben, daß ...“ Die Befugnis der Eifen- 
bahnen zu vertragsmäßiger Feſtſehung der Haftungsgrenze ift in- 
beffen bamit weggefallen, baß bie Transportbebingungen und Haf- 
tungägrenzen buch eine vom Bundesrat erlaffene Verordnung in 
binbenber Weiſe vorgefchrieben find (Verfehräorbnung für die Eifen-. 
bahnen Deutſchlands vom 26. Oftober 1899). Diefe Verorbnung 
enthält alfo nicht eine Aufftelung von Transportbedingungen, ſon⸗ 
dern ift eine Rechtsverordnung, jo daß das neue HGB wiederholt auf 
fie als Ergänzung feiner eigenen Beftimmungen verweifen konnte und 
ihre Sätze zu rebifiblen Rechtsnormen im Sinne ber 88 549, 550 
ZPO geworben find. Der $ 459 des neuen HGB beginnt nunmehr 
mit den Worten: „Die Eifenbahn haftet nicht... .“ 

Durch die genannte Beftimmung wird bie Haftung ber 
Eifenbahn aus beftimmten Gefahren abgelehnt, zus 
gleich aber zugunften ber Bahn die Rechtbvermutung auf- 
geftellt, daß der Schaden aus ber Gefahr, für melde die 
Haftung abgelehnt ift, entftanden fei, wenn er den Umſtänden nach 
aus biefer Gefahr entftehen lonnte. Iſt der Schaben aber durch 
Vexſchulden ber Eifenbahn entftanben, fo ift fie haftbar. Auch 
ie haftet nur für den gemeinen Wert, und in Außnahmetarifen kann 
fie einen Höchftbetrag ihrer Haftung feftfegen. 

Die Rerionenbefürderung unterliegt gleihfal3 einem Eifen- 
bahn⸗Frachtvertrage. Diefer beſtimmt fi nad; der Eifenbahn-Ber- 
tehr8orbnung vom 26. Oftober 1899 ($ 472 HGB). 

D. Frachtführer find die Poitanftalten. Die Poſtverwal— 
tung bes Reiches und ber Bunbdesftaaten unterliegt 
jebod einem im Geſetze vom 28, Ottober 1871, in ber Poftorbnung 
vom 11. Juni 1892, einem mehrfach geänderten Geſetz über dag Poft- 
taxweſen vom 28. Ottober 1871 und im Gefege vom 20. Dezember 
1899 enthaltenen Son der recht. Hierhin gehört 

a) bie Beſtimmung bed neuen HGB (8 452), daß biefe Poft- 
verwaltungen nihtals Kaufleute gelten. 

b) Die VBertragsfreiheit aud der Poftverwaltungen ift 
im öffentlichen Interefle in ber Weife eingefhräntt, daß ber 
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Beförberungsvertrag gefchloffen werben muß, menn der Gegen- 
tontrahent die gefeglicden und kerorbnungsmäßigen Beftimmungen 
befolgt. 

ec) Die Haftpflicht der Poftverwaltungen ift erheblich be= 
ſchränkt. Sie beftcht überhaupt nicht für nicht eingefchriebene 
oder nicht mit Wertangabe verfehene Briefe, Poftlarten, Waren- 
mufter und Drudfacen, und ift eine auf ein beftimmteß niebriges 
Maß begrenzte beim Verluſt oder bei ber Beſchädigung von Briefen 
mit Wertangabe, von Paketen mit ober ohne Wertangabe, fowie im 
Falle bes DVerluftes eingefchriebener und zur Beförberung durch 
Eftafette eingelieferter Sendungen. Die einfeitig vom Abfender ge— 
machte Wertangabe hat aber feine bie Poftvermaltung unbedingt bin- 
dende Wirkung, die Poft braucht vielmehr nur den tatfächlichen ges 
meinen Wert zu erfegen, für ven fie jedoch die Beweislaſt hat, wenn 
er geringer ift alö die Wertangabe. Der Erſatzanſpruch fteht nur 
bem Abfenber, al3 dem Gegententrahenten, zu. Diefer hat auch das 
Recht, die Ausführung des Beförderungsvertrags bis zum Zeitpuntte 
der Auslieferung der Senbung zu verhindern. 

d) Der Abreffat hat fein eigenes Recht auf Auslieferung ber 
unter feiner Adreſſe gehenden Sendung, vielmehr hat der Abfenber 
das Recht, die Sendung zurüdzunehmen, fo lange fie dem Adreſſaten 
noch nicht außgehändigt ift ($ 35 der Poftorbnung. RG 43, 98). 

Der Poſtanweiſungsvertrag ift gleich dem Poftbeförberungsver- 
trag ein Werfvertrag, gerichtet auf Auszahlung einer beftimmten 
Gelbfumme an ben Adreſſaten. Er wird gefchloffen burch Entgegen» 
nahme ber Urkunde (Poftanmweifung), in welcher der Abfenber bie 
Poft um Auszahlung erſucht, und einer dem außzuzahlenden Betrage 
gleihlommenben Gelbfenbung durch bie Poft und Erteilung eines 
Bofteinlieferungsfcheine, d. i. einer Urkunde, welche bie geleiftete 
Einzahlung beweiſt. Auch aus dieſem Vertrage erwirbt der Adreſſat 
kein jelbftändiges Recht gegen bie Poft auf Auszahlung. Die Poft 
zahlt für Rechnung ihres Auftraggebers. 

E. Unter ben Begriff eines befonberen, nicht dem HGB, fonbern 
dem Gefege vom 6. April 1892 unterliegenden Frachtvertrags fällt 
bie Übermittelung von Telegrammen und Telephonnach— 
richten. 

F. Eigenartige Rechtsgrundſätze gelten für dag Seefrachtgeſchäft 
und den Binnenfhiffahrtövertrag, erftere find im HGB, Iehtere im 
Gefege vom 15. Juni 1895 (nur wenig geändert durch das Einf. Gef. 
zum neuen HGB) enthalten. 

Der Eigentümer eine ihm zum Erwerbe durch bie Seefahrt 
dienenden Schiffes, der Reeder ($ 484 HGB), fomwie der Eigen- 
tümer eine® zur Schiffahrt auf Flüſſen und fonffigen Binnen 
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gemäffern beftimmten und Hierzu von ihm verwendeten Schiffes, ber 
Shiffseigner($langef. Gef), Haftenfürdieeigent=- 
lichen Schiffsſchulden nur mit ber fortune de mer, 
d.h. nur mit Shiffund Fracht, für andere Schulden aber, 
insbefonbere für die Yorberungen der Schiffsbeſatzung auß deren 
Dienftvertrag, unbeſchränkt perſönlich. Auch ber Nichteigentüimer, 
ber das in feinem Befige befindliche Schiff zum Erwerbe durch bie 
Seefahrt oder Binnenfchiffahrt für feine Rechnung verwendet und ed 
entweber felbft führt oder von einem Schiffer führen läßt, gilt 
Dritten gegenüber als Reeder ober ala Schiffeigner (35 484 his 488, 
510 908, 88 1-6 &ef.). 

Schiffer ift diejenige Perfon, welcher vom Reeder ober 
Schiffseigner die Führung des Schiffes übertragen iſt. Er iſt einer 
Neihe einzelner Pflichten unterworfen!) und haftet bei Ausführung 
feiner Dienftverricytungen, insbefondere bei der Erfüllung ber bon 
ihm auszuführenden Verträge, für die Sorgfalt eine orbentlichen 
Schiffers, ſowohl Dritten, als auch dem Reeder oder Schiffseigner 
gegenüber. Er ſieht zum Reeder over Schifffseigner nicht bloß in einem 
Dienftvertragsverhältnis, ſondern ift, fobald das Schiff den Heimatd- 
hafen ober den Heimatort verlaffen hat, bei allen zur Ausführung 
der Reife notwendig werbenden Rechtögefchäften fein Stellvertreter. 

Die Seeſchiffsmannſchaft unterliegt ber Seemanndorbnung vom 
27. Dezember 1872, die Binnenſchiffsmannſchaft der Gewerbe— 
orbnung. 

Der Schiffsfrachtvertrag it Stüdgüterbertrag, wenn 
er bie Beförderung einzelner Güter zum Gegenftanbe hat, Char- 
terbertrag, wenn zum Zwede der Güterbeförberung das Schiff 
im ganzen ober ein berbältnismäßiger Zeil ober ein beflimmt be— 
zeichneter Raum bed Schiffes gewährt wird. Wirb ein Charter- 
vertrag gefchloffen, jo fann im Seeverkehr jeber Kontrahent 
die Ausflelung einer Urkunde, ber Chartepartie, verlangen. 
Sie ift nur Veweisurfunde (85 556 ff. HGB). 

Der Verfrachter (db. i. der Reeber aber ber Schiffer) oder 
ber Frachtführer (b. i. der Schiffseigner oder fein Schiffer) hat das 
Schiff zur bebungenen Zeit in feetüchtigem Zuftande zur Befrachtung 
bereit zu ftellen, der Befrachter die Einladung der Güter recht» 
zeitig zu bewirken. Eingehende Beftimmungen regeln die Ladezeit, 
bie Überliegezeit, die Wartezeit, bie Löfchzeit und den Anfprud auf 
Liegegelder. Der Vertrag endet, wenn vor oder nad) Antritt der 
Reife das Schiff ober dad Gut durch Zufall verloren geht; beſonders 


) Hierher gehört die fog. Bertlarung, d. h. ein unter Zuziehung 
aller PR ber a ober einer — —8 Anzahl au ung 
abgefaßter Bericht über alle Unfälle, welche #3 


mwährend der Reife ereignen. 
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wichtige Ereigniffe geben jebem Zeile das Rücktrittsrecht ohne bie 
Pflicht der Entſchädigung. Der Befrachter hat fogar ein freied Rüd- 
trittörecht, er muß aber, wenn er bon biefem vor Antritt der Reife 
Gebrauch macht, bie Hälfte, wenn er es nad) Antritt der Reife aus— 
übt, bie ganze Fracht, als fog. Fautfracht zahlen. Geht nad 
Antritt der Reife durch einen Zufall das Schiff verloren, fo hat ber 
Befrachter die fog. Diſtanzfracht zu zahlen, fomweit Güter 
geborgen ober gerettet werben; gehen bie Güter verloren, fo befteht 
teine Frachtzahlungsflicht, im Binnenverlehr ift aber auch in biefem 
Falle Diſtanzfracht zu zahlen ($ 633 HGB, 8 64 Gef.). 

Der Seeverkehr hat in dem Konnofjement ein dem Labefcheine 
im mefentlichen gleichjtehenbe8 Papier, der Labefchein des Binnen—⸗ 
verkehr unterliegt ben vom HGB für den Ladefchein bed Fracht⸗ 
führers aufgeftellten Grundſähen. 

Auch dem Verfrachter wie dem Binnenſchiff-⸗Frachtführer ſteht 
das gefeglihe Pfandrecht zu, und zwar im Seeverfehr noch 30 
Tage nad) Ablieferung de Gutes, wenn es innerhalb biefer Zeit 
gerichtlich geltend gemacht ifi. Die Grenze ber Haftbarkeit ift biefelbe, 
mie für ben Frachtführer. 

Havarie ift ein durch die befonberen Gefahren bes Schiffstrans— 
portes dem Schiffe oder ber Ladung zugefügter Verluſt. Total- 
verluft fälltnihtunterben Begriffber Havarie 
Das BGB und das angef. Gefeb unterfcheiben: 

a) große ober gemeinſchaftliche Havarie, d. h. alle Schäden, 
welche dem Schiffe oder ber Ladung ober beiden zum Zmede der Er- 
rettung beider aus einer gemeinfamen Gefahr von bem Schiffer ober 
auf beffen Geheiß von anderen vorſätzlich zugefügt werben, bie buch 
derartige Maßregeln ferner verurſachten Schäden und bie zu gleichem 
Zmede aufgewanbten Seoften; 

b) befonbere Havarie, b. h. alle nicht zur großen Havarie 
gehörenden Schäden. Beide Geſetze zählen eine Reihe von Schäben 
auf, bie ftet3 zur großen Havarie, das HGB auch folche, die ftet3 zur 
befonberen Havarie zu rechnen find. 

Die große Havarie wird von Schiff, Fracht und Ladung gemein- 
ſchaftlich, die befonbere Havarie nom Gigentümer bes Schiffs und von 
den Eigentümern der Ladung, bon jebem für ſich allein, getragen. 

Die Verteilung der großen Habarie feßt voraus, daß das Schiff 
und bie Ladung und zwar jeber biefer Gegenftänbe ganz ober zum 
Zeil gerettet find, und richtet fich nach dem Verhältniſſe des Werts 
des Schiffes und der Labung und nach dem Betrage ber Fracht. Die 
Urkunde, welche bie Feftftellung de Schadens enthält und feine Ver- 
teilung außfpricht, heißt Dispache und erfolgt innerhalb bes 
Deutſchen Reichs durch gerichtlich beftellte Sachverſtändige (Dispa— 
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cheurs). Im Ausland ift es Sache ber Konfuln, die Verteilung her⸗ 
beizufügren. 

Die Grunbfäge von ber Habarie find im weſentlichen römifches 
Recht, das in diefer Beziehung das rhobifche Recht (lex Rhodia de 
jactu) übernommen hatte. Nach biefem Recht aber war für die 
geopferten Waren ber Eintaufspreiß, für die gereiteten ber Verkaufs⸗ 
mert maßgebend, während nah HGB ber Verkaufswert, ben bie 
geopferten und die geretteten Saden am Veftimmungsorte haben, 
entfcheibet. 


$ 123. Das Speditionsgeidäft. 


„Spebiteur iſt, mer ed gewerb3ömäßig über- 
nimmt, Güterverfendungen durch Fradtführer 
oberburd Verfrachter non Seeſchiffen für Rech— 
nung eine& anderen (bed Verſenders) in eigenem 
Namenzubeforgen* ($ 407 HGB). Die Spebition ift hier- 
nad eine Art Kommiffion, unterfcheibet ſich von diefer jet aber da= 
durch, daß die Kommiffion grunbfäglid nur den Ein- und Verlauf, 
die Spebition nur bie Beforgung ber Güterberfenbung zum Gegen- 
ftande hat. Es waren deshalb für die Spebition eine Reihe befon- 
derer Vorfchriften geboten, im übrigen unterliegt fie den Grundſätzen 
vom Kommiffionsgefhäft. Regelmäßig tritt ber Spediteur bem 
Frachtführer ober Verfrachter gegenüber an bie Stelle des Abſenders; 
führt er ben Transport felbft aus, fo ift er zugleih Frachtführer 
(oder Verfrachter). 

Er ift berechtigt, Erſatz der baren Auslagen (insbefonbere ber 
Fracht) und eine Provifion zu verlangen, melde mit ber Übergabe 
des Gutes an ben Frachtführer ober Verfracter fällig ift, und hat 
ein Pfandrecht am Gute, fo lange es feiner Verfügung unterliegt. 
Das Pfandrecht befteht aber nur wegen ber Yorberungen aus bem= 
jenigen Vertrage, ber fi gerade auf dieſes Gut bezieht, während das 
Pfandrecht be Kommiffionärd wegen aller Forderungen aus laufen⸗ 
der Rechnung in Kommiſſionsgeſchäften überhaupt beftebt. 

Der Spebiteur haftet für bie Sorgfalt eineß ordentlichen Kauf- 
manns und trägt die Beweislaſt bafür, daß er biefe Sorgfalt anges 
wendet habe. Hinfichtlich der von ihm angenommenen Zwiſchen⸗ 
fpebiteure und Frachtführer ober Verfrachter haftet er für culpa in 
eligendo, barüber hinaus haftet er für bie von biefen Perſonen be= 
gangenen Handlungen nicht. 

Der fog. Annoncenfpediteur ift nidt Spebiteur im 
Sinne des HGB, nad) neuem Recht auch nicht Kommiffionär. Die 
von ihm gefehloffenen Geſchäfte können jedoch zu den Geſchäften bes 
Buchhandels gerechnet werben und bilben jedenfalls nad; neuem Rechte 
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regelmäßig ein Handelsgewerbe im Sinne bes $ 2 des HGB. Er ift 
demnad Kaufmann. 


$ 124. Das Kommilflonsgeihäft. 


1. Begriff. Nach früherem Rechte mar Kommiffionär derjenige, 
melcher gemwerbemäßig in eigenem Namen für Rechnung eines Auf- 
traggeberd Handelsgefhäfte ſchloß (Art. 360 HGB), nad 
jehigem Recht ($ 383 HGB) if es berjenige, der „es gewerbämäßig 
übernimmt, Waren ober Wertpapiere für Rechnung eines 
andern (be Kommittenten) in eigenem Namen zu faufen ober 
zu verfaufen“. Es wird fi) regelmäßig um vertretbare Sachen 
banbeln, aber auch bie Lieferung einer nicht vertretbaren Sache kann 
Gegenftand eined Kommiffionsgefchäfts fein, wenn fie auß einem 
vom Unternehmer zu beſchaffenden Stoffe herzuftellen ift ($ 406 
HGB, 5 651 BL). Nah neuem Recht alfo braudt 
das aufgetragene Gefhäft nit Handelsge— 
Thäftzufein, undesgibtnurnodeine&intaufß- 
und eine Berfaufstommiffion. übernimmt aber ein 
Kommiffionär oder ein Kaufmann, der nit Kommifftonär ift, bie 
Shliegung eined andern Gefhäfts für fremde Rechnung, aber in 
eigenem Namen, fo fommen die Beſtimmungen des HGB über bag 
KommiffionsgefHäft zur Anwendung; Kommiffionär wird der Kauf⸗ 
mann baburd nicht. 

Die Eigentumlichteit be3 Kommiſſionsgeſchäfts befteht darin, 
baß ber Kommifjionär zwar infolge Auftrags und für Rechnung 
eines andern, aber dochimeigenen Namenhandelt, 
daß das von ihm geſchloſſene Geſchäft wirtſchaftlich ein fremdes 
juriſtiſch ſein eigenes Geſchäft iſt. Er iſt demnach 
nicht Stellvertreter des Kommittenten, bie bon ihm geſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfte äußern in ſeiner Perſon daher ihre Wirkung für ihn und gegen 
ihn, und nur eine beſondere Rechtshandlung Tann biefe Wirkung auf 
den Kommittenten übertragen. Da biefe Übertragung zu ben Ver- 
tragspflichten bed Kommiffionärs gehört und in jeber Form gefchehen 
Tann, gelten bie vom Kommiffionär erworbenen Forderungen, obwohl 
ihre Geltendmadung vor der Abtretung nur dem Kommiſſionär zu⸗ 
fteht, ſowohl im Verhältniffe von Kommittent und Kommiffionär, als 
auch im Verhältniſſe diefes zu feinen Gläubigern als Yorberungen 
des Kommittenten. Ob ber Kommiffionär Veit und Eigentum für 
fid) oder für den Kommittenten erwirbt, mar nach bisherigem Rechte 
ftreitig (RG 24, 314; 30, 142); nad) neuem Rechte vollzieht ſich auch 
biefer Erwerb zunächſt für den Kommiſſionär (8$ 164, 929 BEL), 
durch das für ben Regelfall an feine Form gebundene constitutum 
possessorium aber geht Beſitz und Eigentum auf fehr einfache Weife 
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auf ben Kommittenten über, und nur in ben dem Depotgefeg unter» 
liegenden Fällen ift hierfür die bort ($ 7) verlangte Form erforber- 
lich (f. oben S. 304). 

Nach früherem Rechte war dad ber Kommiffion zugrunde liegende 
Geſchäft Mandat, nach neuem Recht ift e8 ein Dienftvertrag, da ber 
Kommiffionär eine Belohnung erhält ($$ 662, 675, 611 BB). 

2. Die Pflichten des Kommiffionärs beftehen in ber den Wei— 
fungen bes Kommittenten entſprechenden Ausführung des Gefchäfts, 
mobei er bie Sorgfalt eined orbentlicen Kaufmanns anzuwenden 
und ba Intereſſe bed Kommittenten zu wahren hat,!) in der Benadj- 
richtigungs⸗ und Rechenſchaftspflicht und in der Verpflichtung, das, 
maß er burch bie Gefhäftsbeforgung erlangt hat, feinem Auftrag- 
geber heraus zu geben, alfo Befik und Eigentum zu übertragen, bie 
Forderungen abzutreten. Abweichungen von ben Weifungen des Auf- 
traggeber3 verpflichten zum Schabenderfag, find jedoch unter Um- 
ſtänden geftattet ($ 385 HGB, $ 665 BGB). 

Jeder Vorteil aus dem Gefchäfte gebührt dem Kommittenten, 
alfo aud der Gewinn, ber dadurch erzielt wird, daß der Kommiſ⸗ 
fionär zu günftigeren Bedingungen abſchließt, al3 ihm ber Kommit- 
tent gejegt Hatte. Hat ber Kommiffionär unter ungünftigeren Bes 
dingungen abgefchloffen, alfo teurer eingelauft oder billiger verkauft, 
fo ift ber Kommittent berechtigt, das Gefchäft als nicht für feine Rech» 
nung gefchloffen zurüdzumeifen, es ſei denn, daß ber Kommiſſionär 
mit ber Anzeige vom Geſchäftsabſchluß auch feine Bereitwilligkeit zur 
Dedung des Unterfchiebes erklärt. Won dem Zurüdweifungsrechte 
tann ber Kommittent aber nur dann Gebrauch machen, wenn er fich 
auf die Anzeige des Kommiſſionärs fofort in diefem Sinn erklärt, 
andernfall® muß er da8 ungünftigere Geſchäft als das feinige gelten 
laffen (88 387, 386 HG8). 

Der Kommiffionär hat bie Pflicht, die Rechte des Kommittenten 
gegenüber bem Abfenber des Gutes, dem Frachtführer ober bem 
Schiffer außzuüben und das Gut zu ver wahren. Die Verwah⸗ 
rungspflicht macht ihn für jeden Schaden, der das Gut trifft, und der 
durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns abgemwendet werben 
tonnte, haftbar; für die Unabwendbarkeit des Schadens hat er bie 
Beweislaft (88 388, 389, 390). 

Zur Kreditgemährung ift der Kommiſſionär nicht bes 
rechtigt, es fei denn daß fie der Handelsbrauch am Orte des Geſchäfts 
geftattete. Das unter Krebitgewährung gefchloffene Geſchäft iſt 
gleichwohl für Rechnung des Kommittenten geſchloſſen, aber ber 
KRommiffionär handelt aufeigene Gefahr, d. h. er haftet ſubſidiär 


) YIntereffante Entfeldung in RG 43, 108. 
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für bie Verbindlichkeit des Kreditempfängers und ift fogar verpflichtet, 
an den Rommittenten ben bem Dritten Trebitierten Kaufpreis fofort 
zu zahlen (8 393). Bon biefem Fall abgefehen, haftet er für dem 
Dritten nur, wenn dies dem Handelsbrauch entfpricht ober er Die Ver⸗ 
pflictung bes Dritten übernommen bat, d. i. wenn er Delfrebere 
fteht. In dieſem Fall ift feine Haftung nicht eine ſubſidiäre, ſondern 
eineprinzipale, er hat dafür das Recht, eine befonbere Pro— 
viſion vom Kommittenten zu verlangen, da er beffen Yorberungen 
Sicherheit gewährt ($ 394). 

3. Der Kommiffionär hat das Recht, die vertragsmäßige oder 
handelsübliche Propifion zu verlangen, wenn das aufgetragene 
Geſchäft auftande gelommen ober aus einem nur in ber Perfon bes 
Kommittenten liegenden Grunde nicht zuftanbe gefommen ift, er hat 
ferner Anſpruch auf Erfaß feiner Aufwendungen ($$ 396 HGB, 
675 BGB). 

Der Sicherung biefer Anfprüche des Kommiſſionärs dient das 
ihm am Kommiffionzgute zuftehende gefeglihe Pfandrecht, 
das im Konkurſe bes Kommittenten ein Recht auf abgefonberte Bes 
friedigung gewährt. Das Pfandrecht ift an den Befi gefnüpft, er— 
liſcht alfo mit dem Verlufle de3 Beſitzes ohne meiteres, Beſitz aber 
iſt auch die Möglichkeit, durch Dispofitionspapiere (Konnofjemente, 
Lager, Qabefcheine) über das Gut zu verfügen. An den gegen Dritte 
auftehenben Forderungen kann ber Kommiſſionär ein Pfandrecht nicht 
haben, meil biefe biß zur Abtretung ihm felbft zuftehen, nad) der Ab⸗ 
tretung aber nicht mehr feiner Verfügung unterliegen. Das Geſetz ges 
mährt ihm beshalb das Recht, fi) aus dieſen Forderungen vorzugs⸗ 
weiſe au befriebigen, und zwar bor dem Kommittenten, indem er bie 
Abtretung beriveigert, und bor beffen Gläubigern, inbem er gegenüber 
dem Zugriffe diefer ein Interventionsrecht geltend macht ($ 399). 
Steht daß Kommiffionsgut im Eigentum des Kommiffionärs, jo hat 
er zwar fein Pfandrecht, er darf aber feine Befrievigung aus bem 
Gute nur mie ein Pfandgläubiger fuchen (8 398). 

Ein befonderes Recht des Kommiſſionärs ift bad Selbftein- 
trittsrecht, d. h.er barf die zu verkaufende Ware 
ſelbſt kaufen, die zu kaufende Ware ſelbſt ver— 
kaufen. Der Kommitient erteilt feinen alternativen Auftrag, 
fondern er erteilt ausſchließlich die Weifung, ihm eine beftimmte 
Ware zu befchaffen ober eine beftimmte Ware zu veräußern; daß 
der Kommiffionär zu diefem Zmede mit einem Dritten fontrahiert, 
ift für den Kommittenten regelmäßig gleichgültig und ift baher nur 
felten Inhalt des Auftrags. Der Kommiffionär handelt alfo nicht, 
wie man fünftlich zu fonftruieren gefucht hat, aleichzeitig alieno und 
suo nomine, fonbern er führt ben Kommiffionsauftrag dadurch 
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aus, daß er bie Ware felbft beſchafft ober felbft erwirbt. Da er 
hiernach im Dienfte des Kommittenten handelt, ift er berechtigt, die 
Proviſion zu fordern. Vorausſetzung des Selbjteintrittßrechts ift, 
daß bie Ware einen Börſen⸗ oder Marktpreis hat und daß ber Kurs 
der Wertpapiere amtlich feftgeftellt if. Der Kauf- oder Verkaufs- 
preis barf fein für den Kommittenten ungünftigerer fein als ber 
Markt- ober Börſenpreis. Da alfo nicht mehr ein dem Kommiffionär 
frembes Geſchäft gefchloſſen wird, füllt die Rechenſchafispflicht fort, 
der Kommifftonär Hat nur nachzuweiſen, daß er ben Marft- ober 
Vörfenpreis eingehalten. Zeigt er aber ſchlechthin an, daß bad Ge- 
ſchäft ausgeführt ei, fo ift darin die Erflärung zu finden, daß das 
Geſchäft mit einem Dritten abgefchloflen fei. Das Selbfteintrittä- 
recht geht verloren, wenn ber Kommittent die Kommiſſion miderruft 
und der Widerruf dem Kommiffionär zugeht, bevor die Ausführungs- 
nachricht zur Abfenbung abgegeben ift (88 400405 HGB). Daß 
der Kommiffionär auch im Falle des Selbfteintritts daß geſetzliche 
Pfandrecht und die Befugnis der Veräußerung des ihm gehörigen 
KRommiffionsguts hat, folgt daraus, daß ihm aud ber Provifiond- 
anſpruch zuſteht. 


8 125. Der Trödelvertrag. 


Der Tröbelvertrag befteht darin, vaßjemanbeinemane 
bern eine Sache unter Beftimmung ihres Preifes 
übergibt, wogegen ber Empfänger fi verpflich— 
tet, dem Geber entweber bie Sache gurüdgugeben 
oderden Preiszuzahlen. Dem Geber bietet diefer Vertrag 
die Möglichkeit gewinnbringenber Veräußerung, dem Empfänger Ges 
legenheit, aus bem Verkauf einer fremden Sache Gewinn zu ziehen. 
Denn ber Mehrerlös verblieb nach biäherigem Rechte dem Empfänger, 
Gefahr des Untergangs und ber Verfchlehterung dem Geber (?). Das 
Geſchäft galt im römiſchen Recht als Innominattontratt, bie Hingabe 
der Sache war ber rechtäbegründende Akt. Die Rechte bes Gebers 
wurden mit der a. aestimatoria (ober de aestimato) geltend ge⸗ 
macht. Das gemeine Recht behandelte ben Tröbelvertrag als felb- 
fländigen Vertrag, Das BGB Hat Ahftand genommen, Beftim- 
mungen über ihn zu treffen. Rechte und Pflichten aus Verträgen 
mit dem Inhalte des ehemaligen Trödelvertrags werben baher nur 
nad den Vertragäbeftimmungen felbft beurteilt werben müflen, fo- 
fern fie nicht unter den Begriff des bedingten Kaufs, des Auftrags, 
des Dienft- oder MWerfvertrags fallen. \ 

Ein dem Tröbelvertrage verwandte Geſchäft ift das buchhänd⸗ 
leriſche Sortimentsgeſchäft. Der Sortimentsbuchhändler d. h. der⸗ 
jenige, welcher Verlagsartikel unmittelbar an das Publikum abſetzt, 
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erwirbt vom Verleger entweder à condition, d. h. unter ber Abrede, 
daß er bie unverfauften Exemplare zurüdgeben darf und für bie 
verfauften Eremplare ven Buchhänblerpreis zu zahlen hat, ober auf 
fefte Beftellung, b. h. in ber Weife, daß er bie ihm vom Verleger über- 
fanbten Eremplare unbebingt zu behalten hat. Im erften Falle 
bleibt ber Verleger, im letzteren Falle wird der Sortimenter Eigen- 
tümer ber ihm zugefandten Exemplare. 


8 126. Der Mällervertrag. 


Nach römiſchem Rechte war der mit dem proxeneta geſchloſſene 
Vertrag ein klagloſes pactum, war aber ber berfprochene Dienft ges 
Teiftet, fo gab man eine extraordinaria persecutio auf das pro- 
xeneticum (den Mäflerlohn). Das gemeine Recht fußte auf diefen 
Grundſätzen, wendete jeboch vielfach die Grunbfäge des Dienft- ober 
Werkvertrags oder des Mandates an. 

Der Mätklervertrag ift indeſſen ein eigenartiger Vertrag. Er iſt 
nicht Dienſt⸗ oder Werkvertrag, weil er ven Mäkler zur Vermittler⸗ 
tätigfeit nicht verpflichtet, er ift nicht Auftrag, weil der Mäkler das 
Geſchäft nicht für ben Auftraggeber abſchließt, ſondern nur bewirkt, 
daß das Gefhäft vom Auftraggeber felbft mit dem Dritten gefchloffen 
wird. Der Mätler ift auch nicht Bote, weil er die vorbereitenden Er⸗ 
tlärungen nicht nur übermittelt, fonbern felbfttätig das Zuftande- 
Iommen bes beabfichtigten Geſchäfis anftrebt. Der Vertrag befteht 
enttveber barin, daß ber Mätler es übernimmt, eine Gelegenheit zum 
Abſchluß eines beftimmten Vertrages nachzuweiſen, ober ben Ab⸗ 
ſchluß des beabfichtigten Vertrags felbft herbeizuführen (zu ver—⸗ 
mitteln). Hat fi) ber Mätler zur Herbeiführung eines beftimmten 
Erfolges verpflichtet, fo hat er einen Werkvertrag gefchloflen, 
doch unterliegt biefer Vertrag den Sonberbeftimmungen vom Mäkler⸗ 
vertrage. 

Das BGB hat in den $$ 652-656 einige allgemeine Grund⸗ 
fätze aufgeftellt, daß neue HGB hat in den 85 93—104 bie Rechts⸗ 
verhältniffe der Hanbelsmäfler und in den $$ 84—92 bie der Hand⸗ 
Tungßagenten geregelt. Beide find Kaufleute. 

Hanbelamäfler ift, mer gewerbsmäßig für andere 
Perſonen, ohne von ihnen auf Grund eines Ver— 
tragsverhältiniſſes ſtändig damit betraut zu 
fein, die Vermittlung von Verträgen über An— 
fhaffung oder Veräußerung von Waren oder 
Wertpapieren, Über VBerfigerungen, Güter 
beförberungen, Bobmerei, Schiffämiete oder 
fonftige Gegenftänbe des Handelsberkehrs über. 
nimmt. Die Grunbftüdd- und Hypothelenmäkler find demnach 
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feine Handelsmäkler. Handlungsagent ift, wer, ohne als 
Hanbelsgehilfeangeftelltgu fein, fänbigbamit 
betraut if, für das Handelsgewerbe eines an= 
dern Gefhäfte zu vermitteln oder im Namen des 
andern abzuf&ließen. Er ift fländig für das Handels— 
gemwerbe einer beftimmten Perfon tätig und zwar auf Grund eines 
Vertrages, ben er durch bie Vermittlung einzelner Gefhäfte ausführt. 
Der Hanbelsmätler dagegen geht mit einem jeben, ber ſich feiner 
Hilfe bebienen will, einen auf Abfchließung eines beftimmten Ge— 
ſchäftes gerichteten Vertrag ein. 

1. Wie nach früberem, fo hat auch nad) neuem Rechte ($ 652 
BGB) der Mäkler wie ber Handelsmäkler einen Anſpruch auf bie 
bedungene, tarmäßige ober üblihe Belohnung (Probifion) nur 
dann, wenn burh feine Tätigleiteinrehtsgültiges 
Geſchäft zuſtande getommen ift; daher geht er feiner 
Belohnung auch dann verluflig, wenn das von ihm wohl vorbereitete 
Geſchäft durch freien Entſchiuß de3 Auftraggebers vereitelt wird (da⸗ 
her das Rechtsſprichwort „Mätlers Müh iſi oft umfonft“); hat der 
Auftraggeber aber babei argliftig gehandelt, ſo hat der Mäfler einen 
Anſpruch auf Schabenserfaß, b. h. regelmäßig auf bie ihm entzogene 
Propifion. Der Handlungsagent kann nur, wenn das Gefchäft auch 
außgeführt, d. i. beim Verkauf die Zahlung eingegangen ift, 
Proviſion verlangen, aber aud) von denjenigen Geſchäften, die durch 
ein ungerechtfertigteß Verhalten des Geſchäftsherrn vereitelt morben 
find (85 88 HGB). 

2. Der Auftraggeber muß die von dem Mäkler geleifteten Dienfte 
angenommen haben; er muß ſich alfo befien bewußt fein, daß 
ber Mätler für ihn tätig ift ober gemefen ift (RG 31, 289, vgl. auch 
Seuff. Abſ. 57 Nr. 6). Auch diefe den Mäklervertrag vom Dienft- 
vertrag unterſcheidende Eigenheit gibt ihm die Natur eine Neal 
tontraftes. 

3. Der Mätler hat nur Anſpruch auf bie Provifion, nicht auch 
auf Erfah derjenigen Aufwendungen, bie er im Iniereſſe ber-Ge- 
ſchäftsvermittlung gemacht hat. Der Handlungsagent kann bie Pro= 
pifion von jedem einzelnen Gefchäfte verlangen, und ift er außbrüdlich 
für einen beftimmten Bezirk beftellt, fo hat er ein Recht auf Proviſion 
aud für diejenigen Geſchäfte, bie in biefem Bezirk ohne feine Mit- 
wirkung vom Geſchäftsherrn ober für dieſen gefchloffen werben. Für 
Berläufe Tann er Probifion erft fordern, wenn bie Zahlung ein- 
gegangen ift. j 

4. Der Mäller hat die Pfliht,bieintereffenfeines 
Gefhäftsherrn wahrzunehmen. Iſt er bon biefer 
Pflicht nicht durch feinen Auftraggeber befreit, fo ift er feiner An— 
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ſprüche verluftig, falls er auch für den andern Zeil tätig ift. Diefelbe 
Pflicht Folgt für den Handlungsagenten ſchon aus dem einen At bes 
Dertrauend bildenden, Vertrage, durch ben er vom Geſchäftsherrn 
beftellt wird. Der Hanbelämätler aber handelt nach der Auffaflung 
des Gefeped für beide Parteien, er hat daher im Zweifel von jeber 
Partei die Hälfte der Probifion zu forbern. 

5. Die Tätigkeit des Mäklers und des Hanbelsmätlers ift mit 
dem Vertragsfchluffe beendet, er fchließt aber nicht felbft den Ver⸗ 
trag, fonbern er führt nur die Kontrahenten zum Vertragsfchluffe 
zuſammen, er ift alfo nicht Stellvertreter feines Auftraggebers. Der 
Hanblungsagent fteht in einem Vertrag&verhältniffe von gewöhnlich 
unbeftimmter Dauer zum Gefchäftsheren, das außer beim Vor— 
banbenfein wichtiger Grünbe von jevem Zeile unter Wahrung einer 
fechswöchigen Frift zum Schluſſe jeves Kalendervierteljahres ge— 
tündigt werden kann. 

6. Der Handelsmäkler hat die beſondere Pflicht, ein Tagebuch 
zu führen und ſogleich nad Abſchluß des Geſchäfts jeder Partei eine 
og. Schlußnote zuguftellen, welche bie Parteien, ven Gegenftand des 
Geſchäfts und die Vertragsbebingungen enthält. Er hat ferner 
bie Pflicht, die dem Gefchäfte zugrunde gelegte Warenprobe aufs 
aubewahren, 

7. Endlich tennt das Börfengefeg vom 22. Yuni 1896 Kurs - 
mäller. Sie find Hilfäperfonen bes Vörfenvorftandes und wirken 
neben biefem mit bei ber amtlichen Feſtſtellung bes Vörſenpreiſes 
bon Waren und Wertpapieren. Sie müflen, fo lange fie Kursmäkler 
find, die Vermittlung von Börſengeſchäften in ben betreffenden 
Waren oder Wertpapieren betreiben, alfo Handelsmätler fein, werben 
aber von ber Landesregierung beftellt und entlaffen und leiften vor 
Antritt ihrer Stellung einen Eid (85 29—34 angef. Gef., Art. 14 I 
Einf.⸗Geſ. zum neuen HGB). 

8 Ein Heiratöpermittlungsauftrag begründet, 
mas nad altem Rechte zweifelhaft war, nur eine Naturalobligation 
(8 656 HGB). 


8 127. Der Verlagsvertrag. 


I. überſicht. Das Verlagsrecht ift ein Inftitut des modernen 
Rechts und verbanft feine Ausbilbung in Deuiſchland dem Gewohn⸗ 
heitörecht und der Landesgeſetzgebung. Obwohl bie gewerbsmäßige 
Vornahme von Verlagägefhäften nad) bem früheren und bem jetzigen 
HGB (Art. 272°, $ 1° HB) ein Hanbelögewerbe bilvet, den Ver⸗ 
leger alfo zum Kaufmanne macht, hatte ſich das HGB ber gefeglichen 
Regelung des Verlagsrechts enthalten, und auch das BGB ließ bie 
landesgefetzlichen Vorſchriften über das Verlagsrecht unberührt 
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(Art. 76 Einf.-Gef.). Durch Gefeh vom 19. Juni 1901 aber ift es 
reichögefehlich geregelt. Diefes Geſetz behandelt nur den Verlags⸗ 
vertrag über ein Werk der Literatur oder der Zontunft, wird aber 
auf den Verlag von Werken ver bildenden Kunft entſprechende Ans 
menbung finden bürfen. 

II. Begriff. Der Verlagsvertrag befteht in der Überlaffung des 
Urheberrechts der Ausübung nad und verpflichtet den Verfafler, dem 
Verleger das Werk zur Vervielfältigung und Verbreitung für eigene 
Rechnung zu überlaffen, den Verleger, das Werk zu verbielfältigen 
unb au verbreiten. 

Erfolgt der Verlag auf den Namen und für Rechnung bes 
Urhebers, jo fpricht man von Selbftperlag, und ein Verlags— 
vertrag wird alfo nicht gefchloffen; gefchieht er auf den Namen bes 
Verleger, aber für Rechnung bes Urhebers, fo Tpricht man von 
KRommiffionsperlag. 

III. Rechtsverhältniſſe. Daß ber Verleger an den Urheber eine 
Vergütung zahle, ift dem Verlagsvertrage nicht mefentlih ($ 22). 
Schon aus biefem Grunde darf man den Verlagsvertrag nicht als 
Kauf bezeichnen. Da er regelmäßig aud nicht auf eine Teilung bon 
Gewinn und Zerluft gerichtet ift, fällt er nicht unter den Begriff des 
Geſellſchaftsvertrages: er ift ein dem Werkvertrag am nächſten ſtehen⸗ 
des eigenartiges Gefchäft. 

Der Urheber ift zur Herftellung und Übergabe 
des zu verlegenben Werkes verpflichtet. Die Verpflichtung zur Her⸗ 
ftellung des Wertes ift eine höchftperfönliche, die Erben haben nur bie 
Pflicht, das etwa ſchon fertiggeftellte Werk zu übergeben. Ähnliches 
gilt, wenn das Werk begonnen, feine Vollendung aber infolge eines 
vom Verfaſſer nicht zu vertretenden Umſtandes unmöglich geworben 
ift (8 34). Auch fteht bis zum Beginne ber Vervielfältigung dem 
Verfaſſer das Recht zu, gegen Entfchäbigung bed Verlegers wegen ber 
bereits gemachten Aufwendungen vom Vertrage zurüdzutreten, wenn 
Umftände eintreten, die ihn von ber Herausgabe bes Werkes abge- 
halten haben würden (8 35). 

Die Ablieferung bes Werkes (in einem für die Verbielfältigung 
geeigneten Zuſtande) muß rechtzeitig erfolgen, d. h. wenn das 
Wert fertig ift, ſofort; menn es hergeftellt werben Toll, in einer dem 
Zivede ded Werkes entjprechenben, ſchließlich in einer für bie Ver— 
hältniffe des Verfaſſers angemeffenen Frift ($ ID. Hält er bie Friſt 
nicht ein, fo fteht dem Derleger der meiſtens undurchführbare Ans 
fprud auf Erfüllung zu (vgl. $$ 888, 893 ZPO); ftatt diefes 
Rechtes Tann er von ber Befugnis ber Friftfegung Gebrauch maden 
und im Yalle ber Nichteinhaltung ber Frift vom Vertrage zurüds 
treten. Stellt ſich die Nichteinhaltung ber Ablieferungsfriſt als 
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Berzug bar, fo kann ber Verleger bie ihm für biefen Fall nach 
allgemeinen Grunbfäten zuſtehenden Rechte geltend machen, alfo ing» 
befondere Schabenserfag wegen Nichterfüllung ($ 326 BGB) ober 
wegen berfpäteter Erfüllung verlangen ($ 286). 

Endlich hat ber Verfaſſer die Pflicht, jeinerfeits jede Verviel⸗ 
fältigung und Verbreitung bes Werkes zu unterlaffen, eine 
Pflicht, die mehreren Befchräntungen unterliegt. 

Ihr entfpricht die dem Verfafler gegenüber beftehenbe vertrags— 
mäßige Verpflichtung des Verlegers, das Werk in ber zwec⸗ 
entfprechenben und üblichen Weife zu verbielfältigen und zu ber= 
breiten, damit aber auch bald nach der Ablieferung des Werkes zu 
beginnen, für die Korrektur zu forgen und bie vereinbarte Vergütung 
au zahlen. Die Vereinbarung braucht feine ausbrüdliche zu fein. 

IV. Die Ablieferung bes Werkes an den Verleger gewährt dieſem 
das Verlagsrecht, es befteht in bem ausfchließlichen Rechte des Ver— 
legers zur Vervielfältigung und Verbreitung bes Werkes und wirkt 
nicht nur gegen ben Verfafler, fondern auch gegen Dritte. Denn ba 
es auß dem Urheberrecht abgeleitet ift, teilt es bie rechtliche Natur 
dieſes als eines abfoluten Rechts. Es ift grunbfäßlich übertragbar. 

V. Der Verlagövertrag endet, wenn er auf eine beflimmte Zahl 
von Auflagen ober Abzügen gefchloffen ift, ſobald dieſe vergriffen 
find, woraus zugleich folgt, daß ber Vertrag an ſich alle etwaigen 
Auflagen umfaßt. Der Vertrag endet ferner mit Ablauf ber feft- 
gefeßten Zeit und mit dem von bem einen ober andern Zeile erklärten 
NRüdtritt. Der Verleger hat ein Kündigungsrecht, wenn ber Zwedk 
des Wertes nach dem Vertragsabſchluſſe wegfällt. Doc behält in 
dieſem Falle der Verfaffer den Anfpruc auf die Vergütung. 


Die Gefellfchaft. 


8 128. Überficht. 


1. Unter Geſellſchaft verfteht man eine buch Vertrag ent 
ftanbene Perfonenverbindung. Diefer Vertrag bewirkt für ſich allein 
nichts weiter als ein Rechte und Pflichten erzeugendes, bie Kontra— 
benten untereinander verbindendes Rechisverhältnis. Der— 
artige Verträge kannte das römiſche und das deutſche und kennt auch 
das jetzige Recht, aber das durch ſie geſchaffene Rechtsverhältnis 
unterlag verſchiedener Auffaſſung. 

Das römifche Recht erblidt in ihm nichts weiter als ein Kon⸗ 
traftäverhältnis einander felbftändig gegenüber ſtehender Per⸗ 
onen, daß beutfche Recht eine die Genoffen enger verfnüpfenbe Ge = 
meinfhaft, ein Gegenfag, deſſen praktiſche Bebeutung in dem 
Nechtsverhältniffe des den Gefellſchaftszwecken dienenden Vermögens 
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herbortritt. Die römiſche societas nämlich hat ein Gefell- 
ſchaftsvermögen: bie von ben Genofien bem Geſellſchafts⸗ 
zwede gewibmeten und bie im Betriebe ber gefellfhaftlichen Tätig⸗ 
teit erworbenen Gegenftände werben Miteigentum der socii zu bes 
flimmten ibeellen Anteilen; ber Anteil aber bilbet einen frei ber= 
äußerlichen, daher auch dem Zugriffärechte der Gläubiger ausgeſetzten 
Dermögenägegenftanb bed einzelnen. Daher gibt es feine Gefell- 
ſchaftsforderungen, denn hat eine allen zuftehenbe Forberung einen 
unteilharen Gegenftand, fo tritt eine folibarifche Berechtigung jedes 
einzelnen Gefellfchafters ein; ift ihr Gegenftand teilbar, fo beftehen 
nad) bem Grunbfage nomina sunt ipso jure divisa fo viele ein- 
zelne Zeilforberungen als socii vorhanden find. Es gibt aud) feine 
Geſellſchaftsſchulden: bie im Intereſſe der Geſellſchaft kontrahierten 
Schulden find Obligationen der einzelnen Geſellſchafter; der Gläu— 
biger kann ben einzelnen socius oder alle Geſellſchafter verklagen, und 
bat er einen vollftredbaren Schulbtitel erlangt, jo Tann er fi nur 
an bad Vermögen besjenigen Geſellſchafters halten, gegen ben biefer 
Titel Tautet. 

Anders das in fehr zahlreichen Abftufungen erſcheinende beutfch- 
rechtliche Prinzip der „gefamten Hand“. Seine praktiſche Bedeutung 
zeigt ſich darin, daß es nad) ihm ein Gefellfhaftspermögen 
gibt, b. h. ein Vermögen, das zivar nicht einem von ben Genoffen ver= 
fchiedenen Rechtsſubjelte, fondern den Genoſſen gehört, das aber an 
ben Geſellſchaftszwed gebunden unb daher ber freien Verfügung, mit- 
bin aud) dem Zugriffsrechte der Gläubiger des einzelnen entrüct ift. 
Denn ber dem einzelnen gebührenbe Anteil ift nicht ein Bruchteil und 
läßt fich nicht durch Ziffern beftimmen. Geſellſchaftsforderungen ftehen 
meber dem einzelnen zu einem Zeile noch jevem folibarifch, fonbern 
allen Gefelfgaftern zufammen zu. Geſeilfchaftsſchulden vermindern 
das Geſellſchaftsvermögen, fie fünnen gegen alle socii geltend ge= 
macht werben, unb für ihre Befriedigung haftet jedenfalls zunächſt 
das Geſellſchaftsvermögen. 

Die Aufnahme des römifchen Rechts hat zuerft nicht vermocht, das 
deutfch-rechtliche Prinzip zu verbrängen, das vielmehr noch am Ende des 
18. Jahrhunderts im preußifchen Allgemeinen Landrecht zur Geltung 
gelangte. Dagegen war die inbivibualiftifce Richtung des 19. Jahr⸗ 
hunderts dem römifchen Rechte günftig, das denn auch im fächfifchen 
Geſetzbuche des Jahres 1863 und im erften Entiwurfe des BGB vom 
Jahre 1888 faft ungetrübt zum Ausbrud kam. 

Indeſſen hatte fi im Handelsrecht das wirtſchaftlich zwed⸗ 
mäßigere beutfchrectliche Prinzip erhalten und im HGB von 1861 
bei Normierung ber offenen Hanbelögefelfhaft und der Kommanbit= 
geſellſchaft gefehliche Anerkennung gefunden. Das BGB Hat fi 
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vom römifchen Recht nicht vollſtändig Ioßgefagt, ſich aber im weſent⸗ 
lichen an das deutſche Recht angefchloffen, fo daß zwifchen ver Gefell- 
{haft bes neuen bürgerlichen Recht? und ber Handelsgeſellſchaft 
weniger Unterfchiede beftehen, ala zwiſchen biefer und ber societas 
des römifchen Rechts. 

Es gibt aber auch Gefellfchaften, welche juriftifche Perfonen find. 
Obwohl fie einen Vertrag zur Grundlage haben müffen, tritt bei 
ihnen mit dem Augenblide des Daſeins ber juriftifhen Perfon das 
die Kontrahenten untereinander verfnüpfende Rechtsverhälinis an 
Bebeutung zurüd hinter ber Tatfache, daß nunmehr ein neues Rechts⸗ 
Tubjeft vorhanden ift, dem bie geſellſchaftlichen Rechte und Pflichten 
allein zuftehen. Won ihnen ift im $ 138 die Rebe, während bie eigent⸗ 
lichen Geſellſchaften in $ 137 behandelt werben. 

2. Das BGB kennt nur eine einzige Geſellſchaftsform, 
feine Beftimmungen mußten daher auf Geſellſchaften der verſchie⸗ 
denften Art berechnet werben. Das HGB dagegen enthält Normen 
für die verſchieden ſten Geſellſchaftsgebilde 

Alle Handelsgeſellſchaften ſind Erwerbsgeſellſchaften, daher iſt 
für fie die Krebitgrundlage von entſcheidender Wichtigkeit. Diefe 
Grundlage wird gebilbet entweder durch die perfönlichen Eigen- 
ſchaften der Mitglieber oder durch ein Kapital: die offene Hanbeld- 
geſellſchaft ift ausſchließlich auf bie perfönliche Haftung fümtlicher, 
die Kommanditgeſellſchaft auf bie perfünliche und unbegrenzte Haf- 
tung einzelner und bie beſchränkte Haftung anberer Gefellichafter, 
die Altiengeſellſchaft, welche übrigens bie Eigenfchaft einer juriftifchen 
Perſon hat, ausſchließlich auf die Haftung eines Kapitals und damit 
auf bie unbegrenzte Haftung aller Mitgliever gegründet. Eine Art 
der Kommanditgeſellſchaft, doch mehr ähnlich ber Attiengefellfchaft, ift 
die Kommanbitgejellfhaft auf Aktien. Eine Kapitalgefellfchaft ift 
ferner die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Endlich kann bie 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft auf perſönliche oder auf 
Kapitalhaftung gegründet fein. 

Ünnlichteit mit der Kommanditgeſellſchaft hat die ftille Ge— 
ſellſchaft. Letztere tritt aber nach außen nicht als Geſellſchaft 
auf. Beide Geſellſchaftsformen fanden ihre gefhichtliche Grundlage 
in ber ſchon im Altertum vorkommenden, im Mittelalter entwidelten 
commenda, b. h. einem „jozietät3mäßigen SKrebitgefchäft”,t) 
das in ber Kapitalbeteiligung an einer von einem andern betriebenen 
Erwerbstätigkeit beftand und im fehr verfchiebenen Formen und zu 
fehr verſchiedenen Zwecken vorkam. 


) Goldſchmidt: Univerſalgeſchichte des Handelsrechts. 1891. S. 262. 
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8 129. Die Geſellſchaft des bürgerlihen Rechts und die 
Sogictäten des Handelsrechts. 


1. Entjtehung und Arten. Die Geſellſchaft ann nur burd 
Vertrag entfichen. Nach altem und neuem Rechte grundſätzlich 
formfrei, ift ber Vertrag nach neuem Recht ($ 313 BGB, 106 Abf. 2, 
161 HGB) ber gerichtlicden ober notariellen Beurkundung dann 
unterworfen, wenn fi ein Gefellfchafter zur Einbringung eines 
Grundſtüds verpflichtet. Daß die offene Geſellſchaft und bie Kom- 
manbit-Gefelfgaft in da8 Handelsregifter einzutragen 
find ($$ 106—108, 161, 162 HGB), ift nur eine Ordnungsvorſqhrift 
und hat zur Folge, daß bie Wirkfamteit des Geſellſchaftsvertrags 
Dritten gegenüber, fofern die Geſellſchaft nicht fchon vorher ihre Ge— 
ſchäfte begonnen bat, fpäteftend mit der Eintragung eintritt ($ 123 
HGB), und nur in dem Falle, daß die Eigenfhaft eines Unter 
nehmen? als eines Hanbelögewerbes von der Eintragung einer Firma 
abhängt, erlangt das etwa ſchon vorhandene zivilrechtliche Gefell- 
ſchaftsperhältnis die Eigenſchaft der offenen Handelsgeſellſchaft mit 
der Eintragung. 

In Übereinftimmung mit dem bißherigen Rechte bezeichnet das 
38 8 705 ben Gefellfhaftspertrag als denjenigen 
Bertrag, durch welden ſich „bie Geſellſchafter 
gegenfeitig verpflichten, bie Erreihung eines 
gemeinfamen Zmwedes in ber durch ben Vertrag 
befimmten Beife zu fördern, in3befonbere bie 
vereinbarten Beiträge gu leiften“. Diefe Begriffs- 
beftimmung ift allgemein und enthält daher auch bie mefentlichen 
Mertmale eines jeven Hanbelögefellfchaftsvertrages. Der Zweck muß 
ein erlaubter und möglicher ($$ 138, 306, 309 BGB), er braucht 
nicht notwendig ein vermögensrechtlicher zu fein, der Zimed einer 
Handelsgeſellſchaft aber ift immer Wermögenserwerb. Dur ben 
Vertrag wird jeber Gefellichafter gegenüber jevem andern Gefell- 
ſchafter verpflichtet; Gegenjtand der Verpflichtung kann jede mögliche 
Leiftung fein, felbft bei der Hanbelögefellfpaft in bloßen Dienften 
ober in ber Verwertung befonberer perfönlicher Eigenfchaften (Kennt⸗ 
niffe, Gefchäftserfahrung) beftehen. Daher beruht das Wefen ber 
Sefelichaft auf gegenfeitigem Vertrauen, wenngleich bei ben Er- 
werbsgeſeilſchaften zumeilen nur auf dem Vertrauen in bie Ver- 
mögenskräfte des andern. 

Eine offene Haudelsgeſellſchaft iſt eine ſolche Geſellſchaft, deren 
Zwech auf ben Betrieb eines Handelsgewerbes 
unter gemeinſchaftlicher Firma gerichtet und bei wel- 
cher die Haftung der Gefellfhafter gegenüber ben Ge— 
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ſellſchaftsgläubigern nicht befhränftift (8 105 HGB). Auch 
bie Kommanditgejellidjaft bezwedt den Betrieb eined Handelsgewerbes 
unter gemeinjchaftlicher Firma, aber fie hat die Eigentümlichteit, daß 
bei einem oder einigen Gefellf&haftern die Haf— 
tung auf eine beftimmte Vermögenseinlage be= 
Thräntt (Rommanbitiften), bei ben andern Ge— 
fellfgaftern (perföünlid haftenden ©,, fog. Komple— 
mentaren) unbefhräntt ift (8 161 86B). Iſt das 
Kapital ber Kommanbitiften in Aktien zerlegt, fo ift eine KG auf 
Altien vorhanden (320 HGB). Hiernach ift eine Vereinigung zum 
Betriebe eines einzelnen Hanbelögefhäfts, ſowie jede Vereini— 
gung zum Betriebe eines Handels gewerbes, doch ohne gemein- 
ſchaftliche Firma nie Handels geſellſchaft; auch die Vereinigungen 
von Handwerkern und Kleinkaufleuten zum Betriebe eines Gewerbes 
find nur Gefelfchaften des bürgerlichen Rechts (8 4 HGB). 


Schon durch feine Begriffsbeſtimmung lehnt das HGGB die faft 
allgemein vertoorfene Auffaflung ber Handelsgeſellſchaften als jurifti- 
ſcher Perfonen, und durch feinen Hinweis auf das BGB, alfo auch 
den $ 705, die Auffaflung ab, als beftehe bie Handelsgeſellſchafi 
nicht in einem gegenfeitigen Verpflichtungsverhältnis, fondern nur in 
der Haftung für die Schulben eine unter gemeinfchaftlicher Yirma 
betriebenen Handelsgewerbes. 


Geſellſchaft ift ferner auch die ſtille Geſellſchaft. Sie befteht 
darin, daß ſich jemandan dem voneinemandern be— 
triebenen Handelsgewerbe mit einer Vermögens— 
einlage „als ſtiller Geſellſchafter“, d. h. mit An— 
teil am Gewinnund regelmäßig auch mit Anteil 
am ®erlufte beteiligt ($ 355 HGB). Ihr fehlt die ge— 
meinfhaftliche Firma, das Geſelſſchaftsverhältnis tritt nad 
außen nicht hervor, das Handelsgewerbe wird von beffen Inhaber 
allein unb unter feiner Yirma betrieben, baher wirb er allein be— 
rechtigt und verpflichtet, Die Mitwirkung bes ftillen Geſellſchafters 
befteht nur in ber Einzahlung der Einlage. Das Rechtsverhältnis 
der ſtillen Geſellſchaft hat danach Uhnlichteit mit dem Darlehn. 
Aber während der Anfpruch auf Rüdzahlung des Darlehns ſich gleich 
bleibt, aud) wenn ber Darlehnsempfänger Verlufte erleivet, nimmt ber 
file Geſeilſchafter am Riſiko des Unternehmens teil, er kann alfo 
feine Einlage ganz ober teilmeife verlieren, wenn er am Verluſte be- 
teifigt iſt (¶ 336 HGB). Iſt er, was nad) dem neuen HGB zuläffig 
iſt (ogl. übrigens RG 31, 33), nur am Gewinne beteiligt, fo ift daß 
Rechtsverhälinis allerdings nur das eined qualifizierten Darlehns, 
da es fi) in dieſem Falle vom einfachen Darlehn nur dadurch unter= 
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ſcheidet, daß ber ftille Gefelfchafter nicht feitbeftimmte Zinfen, Ton- 
dern Dividende (Geminnanteil) zu fordern hat. 

Die Folge ift, daß die ftille Gefellfchaft immer nur zwifchen dem 
Inhaber bes Gefhäfts und einem ftillen Geſellſchafter beftehen 
tann. Derfelbe Kaufmann kann aber mit mehreren Perſonen je eine 
ſtille Geſellſchaft eingehen, ein Rechtsberhãltnis unter ben mehreren 
ſtillen Genoffen entfteht nicht. Hierin Liegt ein Unterfchieb zwiſchen 
ber ſtillen Gefelfhaft und der Kommanbit-Gefellfhaft. Der oder die 
Komplementare können ſich mit mehreren KRommanbitiften berbinden, 
die Kommanbitiften treten dann aud) untereinander in das Gefell- 
ſchaftsverhältnis. 

2. Das Rechtsverhältnis der Geſellſchafter untereinander be⸗ 
ginnt mit dem Abſchluſſe bes Geſellſchaftsvertrags oder dem barin 
feftgefeßten Ereignis ober Zeitpuntt und richtet fi nad biefem 
Vertrage. 

Die mit der a. pro socio geltend zu machtenden Gefell- 
T&haftspflichten beftehen nad altem und neuem Recht in der 
durch den Vertrag felbft beftimmten ober auß dem Zwede ber Gefell- 
ſchaft ſich beflimmenven Yörberung des Gefellfchaftszmedes,!) ind 
befonbere in ber Leiſtung ber bedungenen Beiträge. Denn biefe 
bilden bie regelmäßige, fehr häufig bie einzige gefellfchaftliche 
Leiftung. Hieraus folgt, daß bie Befreiung eines Gefelfchafters von 
der Leiftungspflicht, alfo auch vom Verluſte, ven Vertrag der Eigen- 
ſchaft eines Geſellſchafts vertrages enttleidet. Aber auch, 
wenn ein Geſellſchafter von den Vorteilen der gemeinſamen Tätigkeit 
ausgeſchloſſen und nur am Verluſte beteiligt iſt (soc. leonina), 
ift em Geſellſchaftsvertrag nicht vorhanden. 

Die Beiträge können ungleiche fein, im Zweifel find fie nach 
altem und neuem Rechte gleiche (8 706 BGB, 105 Abi. 2 HGB). 
Mit der Leiftung des bebungenen Beitrags ift bie Pflicht des Gefell- 
ſchafters erihöpft (8 707), bie Vereinbarung, höhere ober andere 
Beiträge zu leiften, bildet eine Änderung, vielleicht ben Erfah des Ge- 
ſellſchaftsvertrags durch einen neuen. Der Verzug in ber Beitragd- 
Teiftung hat die allgemeinen an den Verzug gefnüpften Folgen ($ 112 
HGB, 55 234288 BGB, $ 352 Ab. 2 HGB). 

Ob ber a. pro socio bie Einrebe des nicht erfüllten Vertrags 
enigegengefeßt werben Tann, ift beftritien, aber wohl gu verneinen, da 
bie Erfüllung ver Gefellfchaftspflichten nicht als Leiſtung und Gegen- 
leiftung einander gegemüberftehen unb boneinanver abhän= 
gen (vgl. jedoch RG 26, 253). Bei der Erfüllung der Geſellſchafts⸗ 





*) Vol. die intereffante, auch nad neuem Recht anmenbbare 1. 58 
D. 17,2. 
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pflichten haftet der Sozius nad) altem und neuem Rechte für dili- 
gentia quam suis ($ 708). Hierzu tritt ein Kontur— 
rengberbotnad $$ 112, 113, 165 HGB. 

Zur Führung der Gefellfhaftsgeihäfte find 
alle Geſellſchafter berechtigt und nah HGB ($ 114) auch verpflichtet. 
Das einzelne Gefchäft bedarf nad dem BGB ($ 709) in ber Regel 
der Zuftimmung aller Gefellfchafter, weil jedes gemeinſame Ge— 
ſchäft zugleich ein Gefchäft jedes einzelnen ifl. Abweichungen bon 
diefem Prinzip (Entſcheidung nad) Stimmenmehrheit, Übertragung 
der Geſchäftsführung auf einen ober mehrere Gefelfchafter, Aus— 
ftattung jebes einzelnen Geſellſchafters mit ber Befugnis, für bie 
Geſellſchaft zu handeln), müffen daher im Geſellſchaftsvertrage vor— 
geſehen fein (88 709-711 BGB, 114, 119 HGB). Wo Stimmen⸗ 
mehrheit maßgebend ift, entfcheibet im Zweifel abfolute Perfonen- 
mehrbeit. Das HGB ($ 115) weicht im ntereffe raſcher Abwick⸗ 
lung ber Hanbelögefchäfte von biefem Grundfatz ab, indem eg jebem 
geſchäftsführenden Gefellfchafter die Ermächtigung einräumt, allein 
zu banbeln, jevem andern geſchäftsführenden Geſellſchafter aber das 
Necht gibt, die Vornahme des Gejchäfts durch feinen Wiberfpruch zu 
verhindern. Das gleiche kann bei der zivilrechtlichen Sozietät be= 
bungen werben ($ 711 BGB). Das troß des Widerſpruchs bor- 
genommene Geſchäft ift gegenüber dem andern Kontrahenten gültig, 
wenn es im Bereiche der Vertretungsmacht liegt. 

In ber Übertragung ber Gefhäftsführung auf einen ober 
mehrere Geſellſchafter ift zugleich der Ausſchluß der andern Gefell- 
ſchafter von ber Gefhäftsführung enthalten (6 710 BGB, 
141 HGB). Die Kommanbitiften und natürlich ber ftille Gefell- 
ſchafier finb kraft Gefehes (88 164, 335 HGB) ſowohl von der Ge- 
ſchäftsführung als vom Widerſpruchsrecht ausgeſchloſſen. Die 
übrigens widerrufliche und kündbare (88 712 BGB, 117 HGB) über⸗ 
tragung macht ben socius gerens nicht zum Mandatar feiner Ge= 
noffen, die Gefhäftsführung ift vielmehr Ausfluß feiner Stellung als 
Geſellſchafter, daher haftet er auch hierbei nur für diligentia quam 
suis. Seine Stellung ift aber eine manbatsähnliche, e3 finden baher 
auf fie einzelne Mandatsgrundſätze Anwendung (88 713, 664-870 
BGB). Der von ver Gefhäftsführung ausgeſchloſſene Gefellfchafter 
hat ein meitgehendes Anformationdreht ($$ 716 BGB, 118, 166, 
338 HO8). 

3. Das Gefellihaftsvermögen befteht aus den Beiträgen ber Ge— 
ſellſchafter und dem, was durch bie Gefhäftsführung für bie Gefell- 
{haft erworben wird. Beitrag ift alles das, was der Gejell- 
ſchafter in Erfüllung feiner Vertragspflicht für bie Gefellfchaft Teiftet, 
meshalb auch die Leiftung von Dienften Beitrag ift. Grundſätzlich 
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ift zwiſchen Beitrag und Einlage fein Unterjchieb (88 718, 733 Abf. 2 
368, $ 111 HGB), Beitrag vielmehr der weitere Einlage ber engere 
Begriff, der regelmäßig bie bei Begrünbung ber Geſellſchaft ihr zu- 
geivendeten Vermögensgegenftänbe bezeichnet. 


Die Beiträge können zum Gebrauch ober zum Eigentum übers 
laffen werben, im Zweifel wirb das Ießtere angenommen, wenn ver⸗ 
tretbare ober verbrauchbare Sachen geleiftet werben, bei andern 
Sachen gilt diefe Vermutung nur dann, wenn fie nad) einer Schätzung 
beizutragen find, die nicht bloß für Die Geminnverteilung beflimmt ift, 
alfo wenn res venditionis causa aestimatae eingebracht werben 
($ 706 BOB). Werben bewegliche Sachen überlaffen, fo genügt die 
Eigentumsübertragung durch constitutum possessorium ($ 930 
BGB), das im Abſchluſſe des Geſellſchaftsvertrags gefunden mer- 
den kann. Zur Überlaffung des Eigentums an unbeweglichen Sachen 
bedarf es nach neuem Rechte der Auflaffung ($$ 873, 925 BGB). 
Diefe gefchieht bei der zivilrechtlichen Gefellſchaft an bie andern Mit- 
glieber, bei der Handelsgeſellſchaft an die Gefellfhaft und ift nad 
herrſchender Auffaffung au dann nötig, wenn bie Perfonen, melde 
die Gefellfchaft begründen, bisher als Miteigentümer bes Grundftüds 
eingetragen waren; benn bei der Verfchiebenheit bes Miteigentums 
nad Bructeilen und bes gefellfchaftlichen Gefamteigentums findet 
ein Wechſel bes Eigentums ftatt. 


Das Vermögen der Gefellfchaft ift Gefamtgut der Geſellſchafter. 
Daher unterliegt e8, dem Prinzip ber „gefamten Hanb“ gemäß, nur 
ber gemeinfchaftlicden Verfügung aller Geſellſchafter. Hieraus folgt, 
daß fein Geſellſchafter einen Bruchteil an den einzelnen zum 
Geſellſchaftsbermögen gehörigen Gegenfländen, fonbern bag 
er nur einen Anteil am Geſellſchafts vermögen, d. h. am Ganzen 
haben Tann. Aber auch dieſer Anteil ift feiner Verfügung entzogen, 
meil er an bie Geſellſchaftszwede gebunden ift und biefen nicht ent» 
zogen werben barf. Daher barf der Geſellſchafter auch nicht Zeilung 
verlangen. Das HGB hat ben Ausbrud „Anteil am Geſellſchafts- 
vermögen“ vermieben unb dafür bei der Lehre von der offenen und 
ber Kommanbitgefellfhaft das Wort „KRapitalanteil“ gewählt und 
To der Zatfache Rechnung getragen, daß bei ben Hanbelö- und ben 
andern Ermerbägefellfchaften bie einzelnen zum Gefellfhaftspermögen 
gehörenben Gegenftände nur Teile eines dem Betriebe bienenben 
Kapitals find. Daher läßt fich bei ihnen bie Beteiligung des ein= 
zelnen nur als Wert» oder Kapitalanteil bezeichnen und nur in einer 
Ziffer ausbrüden. Diefe Ziffer ift je nach Lage ver Geſchäfte un- 
ausgeſetzten Schmwanfungen unterworfen unb bezeichnet biejenige 
Summe, die an den Sozius auszuzahlen (Altivſaldo) oder von ihm 
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einzuzahlen fein würde (Paſſivſaldo), wenn in diefem Augenblide bie 
Auflöfung ber Geſellſchaft erfolgte. 

Es folgt hieraus weiter, daß ber Anteil bed einzelnen zwar 
einen Vermoͤgenswert hat, daß dieſer Vermögenswert aber erſt nad) 
Auflöfung der Geſellſchaft verwirklicht werden kann, daß alſo auch 
bie Privatgläubiger eines Geſellſchafters den Anteil ihres Schuldners 
zwar als Vefriebigungsmittel verwenden und ihn in beffen Konkurs— 
maſſe ziehen dürfen, aber nur ein Recht auf das haben, was ihrem 
Schuldnet bei der Auseinanberfegung zufallen wird. Daher ift 
ven Gläubigern, welche mie nad, 8 725 ben Geſellſchafts anteil 
ober wie nach $ 135 HGB jenen künftigen Anſpruch ihres Schuldners 
gepfändet haben, die Befugnis gegeben, das Geſellſchaftsverhältnis 
zu kündigen und fo das in ber Geſellſchaft ftedenve Vermögen flüffig 
zu maden. Das BGB ($ 725) gibt ein friſtloſes, das HGB ($ 135) 
ein an bie Friſt von 6 Monaten vor Schluß des Gefchäftsjahres ge- 
bundenes Kündigungsrecht. 

Die Gebundenheit des Geſellſchaftsvermögens zeigt ſich auch 
darin, daß ber Anteil eines ausſcheidenden Geſellſchafiers feinen Ge- 
noffen anwächſt und nur der Gelbmwert bed Anteils ausgezahlt wird 
(8 738 BGB). 

Das HGB geht in der Schaffung eines ſelb— 
fändigen Gefellfhaftspermögend weiter als 
dasbürgerlihe Recht: nad) römiſchem Rechte war ein Kon= 
kurs über das Gefelfhaftsvermögen ebenfowenig möglich, ala es 
nad) jegigem Recht einen Konkurs über bad Vermögen einer ftillen 
Gefelfchaft geben kann; aber auf das BGB kennt einen Gefell- 
ſchaftskonkurs nicht, mohl aber ift ein von bem Konkurſe über das 
Vermögen eines Sozius unabhängiger Konkurs über dad Vermögen 
der offenen Han del s⸗-Geſellſchaft und der Kommandit-Gefell- 
ſchaft zuläſſig (8$ 131? und *, 144 HGB, 209 KO). An dieſem 
Konkurſe bürfen nur bie Gefelfchaftsgläubiger teilnehmen. Zur 
Zwangsvollſtreckung in das Gefelfchaftöpermögen bebarf es eine 
gegen bie Yirma gerichteten Schuldtitels ($ 129 Abf. 4 HGB). 

4. Den Rechnungsabſchluß und die Gewinnverteilung kann nad 
28 $ 721 der Geſellſchafter erft nad Auflöfung ber Gefellfchaft 
verlangen; ift die Geſellſchaft aber von längerer Dauer, fo finbet 
Rechnungsabſchluß und Gewinnverteilung im Zweifel nad Ablauf 
eined jeden Gefchäftzjahres ftatt. Für die Handelsgeſellſchaften ift 
die jährliche Geminn- und Verluſtberechnung, dur allerdings 
uapeline Geſehesbeſtimmung, vorgeſchrieben (88 120, 161, 167 

Nach altem und neuem bürgerlichen Rechte ($ 722) wird Gewinn 
und Verluft nad Köpfen geteilt. Dad HGB räumt den Ver- 
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ſchiedenheit ber Kapitalbeteiligung dadurch Einfluß’ein, daß es jedem 
Genoſſen aus dem Jahresgeminmne zumäcft 4 Progent und bei 
geringerem Gewinn einen entſprechend niebrigeren Progentfah jenes 
Rapitalanteils zubilligt (Vorzugsbividende) und nur ben Neft des 
Gewinnes ſowie den Verluft nach Köpfen verteilt (85 120, 121 HGB). 
Der Gewinn wird dem Kapitalanteile zugefchrieben, ber Verluft ab⸗ 
geſchrieben; abgefchrieben wird natürlich auch das im Laufe bes 
Jahres auf den Sapitalanteil entnommene Geld. Da bie Gefell- 
ſchafter ſich meift mit ihrem ganzen Vermögen ober einer erheblichen 
Vermögensquote an ber Gefellſchaft beteiligen, ift ihnen geftattet, 
jedes Jahr 4 Prozent ihres Kapitalanteild gleichjam wie einen 
Kapitalzins zu erheben. Erreicht der Gewinn nicht jene 4 Prozent, 
fo vermindert fi infolge deſſen der Rapitalanteil. Überſteigt ber 
Gewinn 4 Prozent, fo ift der Geſellſchafier auch zur Erhebung bes 
Mehrbetrages befugt, ſoweit er damit nicht offenbar bie Geſellfchaft 
ſchädigt (8$ 120—122 HGB). 

Diefelben Grundfäge finden Anwendung auf die Komplemens 
tare einer Rommanbdit-Gefellfchaft, währen beim Kom— 
manbitiften zwiſchen Einlage und Rapitalanteil zu unterfcheiven ift: 
die Einlage dieſes ift ber in einer Geldfumme auögebrüdte Bes 
trag, welchen ber Kommanbitift dem Gefelihaftszwede zu widmen 
verpflichtet ift und ber ftetsgleich bleibt, Rapitalanteil 
aber bie dem fteten Wechfel untertvorfene Summe, melde durch 
die auf die Einlage wirklich geleifteten Einzahlungen und durch bie 
Zu= oder Abfchreibungen von Gewinn und Derluft gebilbet wird. 
Nur von dieſem Kapitalanteile wird der Gewinn berechnet, und er 
wird bem Kapitalanteile fo lange zugefchtieben, bis biefer die Höhe 
der Einlage erreicht. Iſt fie erreicht, jo barf der Kommanbitift den 
Gewinn erheben, unb der nicht erhobene Gewinn erhöht nicht die feft 
begrenzte Einlage, fonbern bildet den Gegenftand einer gewöhnlichen 
Forderung bed Kommanbitiften, ber infoweit nicht Genoffe, ſondern 
Gläubiger feiner Genofien if. Am Verlufte nimmt der Kommanbitift 
nur bis zur Höhe feines Kapitalanteils und feiner etwa rüdftänbigen 
Einlage teil (88 167—169 HGB). 

Bei der Gewinnberechnung der ftillen Geſellſchaft ent 
ſcheidet über ben Gemwinnanteil mangels außbrüdlicher Vereinbarung 
das ben Umftänben entfprediende Ermeffen. Die Gewinnberechnung 
erfolgt jährlich, und der feftgeftellte Gewinn wirb an ben ftillen Ge— 
felffhafter außgezahlt, fo lange aber feine Einlage durch Verluft ge⸗ 
mindert ift, zur Dedung bes Verluſtes verivenbet; am Verlufte nimmt 
ber ſtille Gefellſchafter nur bis zum Betrage feiner Einlage teil, unb 
hinſichtlich des nicht erhobenen Geminnes gilt dasſelbe mie bei ber 
Rommanbitgefellfhaft (88 336, 337 HGB). 

Engelmann, D. bürgerlie Met Deutſchlaude. IV. Aufl. 2 
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5. Im Rechtsverkehr mit Tritten gelten nad) altem und neuem 
Rechte bie allgemeinen Grundſätze von ber Stellvertretung. Wurben 
nad dieſen alle Gefellfhafter berechtigt, fo erwarb nad ge— 
meinem Rechte ber einzelne einen ibeellen Eigentumsanteil an ber er= 
morbenen Sache, eine Zeilforberung an ber erworbenen teilbaren 
Forberung, folidarifche Berechtigung betreffs des erworbenen unteil= 
baren Rechtes. Wurde für bie Gefellfchafter eine Verpflihtung 
begrünbet, fo trat nach gemeinem Recht anteilige Haftung ein, wenn 
alle Geſellſchafter Tontrahiert Hatten oder einer namens aller Geſell⸗ 
ſchafter, dagegen folibarifche Haftung, wenn ein Dritter namens ber 
Geſellſchafter gehandelt hatte (7). 

Nah BGB und HGB wird bie für alle Geſellſchafter er= 
morbene Forderung Geſellſchaftsvermögen, es 
tritt alfo für ben einzelnen Genoſſen weder eine anteilige noch eine 
ſolidariſche Berechtigung ein (85 718—720 BGB). Die Shulden 
der Geſellſchaft find Schulden der Gefellfchafter; daher die ſoli— 
darifche Haftung ber Gefelfchafter für die Geſellſchaftsſchulden 
(88 427, 431 BGB, $ 128 HGB). Der Gefellfchafter haftet für bie 
Schuld ber Geſellſchaft mit dem zu Zwecken ber Geſellſchaft gewid⸗ 
meten (dem Geſellſchaftsvermögen) und mit dem zu feiner Verfügung 
gebliebenen, bem jog. Privatvermögen. Nur ber Umftanb, daß bie 
Handelsgeſellſchaft unter ihrer Firma verklagt werben kann, hat dazu 
geführt, Die zwang s meife burchgufeßenbe Befriedigung des Gläu- 
biger8 megen einer Geſellſchaftsſchuld bei der gewöhnlichen Gefell- 
ſchaft von einer andern Vorausfegung abhängig zu machen als bei 
der Handelsgeſellſchaft. Wil nämlich der Gläubiger Befriedigung 
auß dem Vermögen einer Gefellfchaft bes bürgerlichen Rechts fuchen, 
fo muß er einen gegen alle Gejellfchafter gerichteten vollſtredbaren 
Säulbtitel erlangen (8$ 736, 750 ZPO). Die Klage muß daher 
gegen alle Mitglieder der Gefellfchaft erhoben werben. Zur Zmangs- 
vollftrefung in das Handelsgeſellſchafts-Vermögen bebarf es eines 
gegen bie Gefelfchaft gerichteten Schuldtitels (88 124, 161 HGB). 
Diefer Titel reicht auch dann aus, menn nach Erlaß des Urteils ein 
Mechfel ber Mitglieder ftattgefunden Hat. Wil der Gläubiger Be- 
friedigung aus dem Privatvermögen eines einzelnen Gefellfchafters 
fuchen, fo muß er einen gegen biefen perfünlich gerichteten Schulb- 
titel erlangen (vgl. $ 129 HGB). Um alfo die Zmangsbollftredung 
ſowohl in das Vermögen ber Handelsgeſellſchaft, als in das ber 
einzelnen Handelsgeſellſchafter zu bewirken, bebarf es eines gegen bie 
Firma und zugleich gegen bie Perfonen der Mitglieber gerichteten 
Säulbtitels. 

Die Haftung ber Mitglieber einer zivilrechtlichen, einer 
offenen Handelsgeſeliſchaft und der Komplementare einer Kom— 
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manbitgefelfchaft ift eine un beſchränkte, bie ber Komman—⸗ 
vitiften eine auf die Einlage befhränfte,, aber in Höhe bet 
Nüdftandes ber Einlage unmittelbare. Mit der Einzahlung ber Ein- 
Tage erliſcht die Haftung, weil die Einlage im Gefellfhaftövermögen 
aufgegangen ift. 

Der gegen ben Gefellfchafter gerichteten Klage eines Geſellſchafts⸗ 
gläubigers ftehen nicht bloß die dem Beklagten perſönlich, fondern 
auch bie ber Geſellſchaft felbft zuftehenden Einwendungen entgegen, 
ber Beflagte fann baher zwar nicht mit einer Geſellſchaftsforderung 
tompenfieren, wohl aber die Zahlung mit dem Hinweiſe auf bie Mög- 
lichkeit biefer Kompenfation verweigern ($ 129 HGB). 

Im Konturfe bes Geſellſchaft er s haben die Geſellſchafter 
an bem bei der Zeilung ermittelten Gefellfchaftsanteile des Gemein- 
ſchuldners ein Abfonberungsreht ($ 51 KO). nur über das 
Vermögen ber Handelsgefellfhaft Kontur eröffnet, fo find 
die Geſellſchaftsgläubiger nach neuem Rechte nicht gehindert, ben 
vollen Betrag ihrer Forberungen im Konkurſe und daneben von ben 
perfönlich haftenden Geſellſchaftern zu verlangen. Iſt dagegen au 
über das Privatvermögen biefer Geſellſchafter Konkurs eröffnet, fo 
verwandelt fich zugunften ber Privatgläubiger der Geſellſchafter deren 
pringipale Haftung in eine fubfibiäre, d. h. auf den Ausfall, den bie 
Geſellſchaftsgläubiger im Gefelfchaftstonturfe erleiden, beſchränkte 
(88 68, 212 RO, 128 HGB). 

DieStellpertretungsbefugnis iſtnach6B(88714, 
715) im Zweifel in ber Gefchäftsführungsbefugnis mit enthalten, 
nad) dem HGB ($$ 125, 126) dagegen an biefe Vorausſetzung nicht 
gefnüpft. Berechiigt und verpflichtet aus ben für bie Gefellfchaft 
vorgenommenen Rechtsgeſchäften find immer nur bie einzelnen Mit⸗ 
glieder, denn wenngleich bie Handelsgeſellſchaft unter ihrer 
Firma Rechte erwirbt und Verbinblichteiten eingeht, fo ift Damit 
fein Nechtsfubjelt, fondern nur eine zufammenfaflende Bezeich⸗ 
nung für bie burd) das Gefellichaftäverhältniß verbundenen Per- 
fonen gegeben (88 124, 161 HGB). 

Wer in eine beftehende aivifrechtliche Geſellſchaft eintritt, nimmt 
zwar an ben Rechten der Gefellfhaft fortan teil und muß ſich bie 
Befriedigung ber Sefellfchaftsgläubiaer aus dem nun aud) ihm mit⸗ 
gehörigen Geſellſchafisvermögen gefallen laſſen, eine perſönliche Haf⸗ 
tung für bie Gefellſchaftsſchulden aber tritt nur im Falle ber 
Schulbübernahme ein; wer bagegen in eine Hanbelsgefelfhaft ein- 
tritt, wird baburd) ohne weiteres perfönlicher Schulbner ber biß- 
herigen Gefelfchaftägläubiger ($ 130 HGB). 

6. Endigung. Das Geſellſchaftsverhältnis embigt nach altem 
und neuem Rechte mit Ablauf ber Zeit, für melde es eingegangen, 

25* 
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mit Eintritt ber Nefolutivbedingung, mit Erreihung des Zweckes 
ober mit Eintritt ber Unmöglichkeit dieſes Zwedes, durch Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen eines Geſellſchafters, durch ben 
Tod eined Geſellſchafters, durch Kündigung und durch Beſchluß aller 
Genoſſen, nah dem HGB ($ 131) tritt zu dieſen Auflöfungs- 
gründen ber Kontur über das Vermögen ber Geſellſchaft und 
gerihtlide Entfheidung Hinzu Denn nur bei ben 
Handelsgeſellſchaften fann ein Konkurs über die Geſellſchaft vor⸗ 
Iommen, und ein die Geſellſchaft auflöfenbes Urteil kann auf bie 
Klage eines Geſellſchafters erlaffen werben, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt ($ 133 HGB). Eine Abweichung des neuen Rechts und des 
Handelsrechts vom gemeinen Rechte liegt barin, daß das Ausſcheiden 
eines Mitgliedes nicht wie bisher bie Auflöfung der Geſellſchaft unter 
allen Umftänden zur Folge hat. Denn reine Erwerbsgeſellſchaften 
merben burch das Außfcheiben eines Mitglieves meiſtens nicht in der 
Weiſe berührt, daß nicht bie Erreichung des Gefellfchaftszmedes für 
bie übrigen Mitglieder noch immer möglich bliebe. Es ift daher zu= 
gelaffen, daß für die ſe Fälle ber Fortbeſtand ber Ge— 
fellfhaft im Gefellfhaftsvertrage vorgefehen 
merbe ($$ 727, 736, 737 BGB, 131*, 137, 138, 139 HGB), und 
mirb der Konkurs einer Handelsgeſellſchaft durch Zwangsvergleich 
oder Einftellung bed Verfahrens beendet, fo können die Geſellſchafter 
bie Fortfehung der Gefellfhaft befjliehen. 

Gerät eine Rommanbitgefellfhaftin Konkurs, 
fo gehören die Einlagen zur Maffe. Der Kommanbitift hat einen 
Anfprud nur auf ben nach Befriebigung ber Gefellfhaftsgläubiger 
etwa verbliebenen Reſt nach Maßgabe feines Kapitalanteils (SS 155, 
161 HGB). Gerät bei der ftillen Gefelfchaft der Inhaber des 
Hanbelögewerbed in Konkurs, fo bildet zwar bie Einlage des 
ftillen Geſellſchafters einen Beftanbteil der Maffe, von dem Betrage 
der Einlage aber verliert er nur fo viel, als feinem Anteil am Ver⸗ 
luſt entfpricht, auf den biefen Betrag überfteigenden Reſt feiner Eins 
Tage hat er einen Anfpruc als Konkursgläubiger.) Inſoweit fteht 
er ben Gläubigern gleich, während der Kommanbitift ihnen nachfteht, 

Der Tod eines Kommanbitiften ift einflußlos. 

Die Kündigung eines auf unbeftimmte Zeit eingegangenen 
Geſellſchaftsverhältnifſes — und als folches gilt die auf bie Lebens⸗ 
zeit eines Geſellſchafters eingegangene Gefellfhaft — kann nad; BGB 
zu jeber Zeit (8 723), nad) HGB nur für den Schluß eines Gefchäfts- 
jahres und nur wenigſtens 6 Monate vor biefem Zeitpunfte ftatt- 

) 3. 8. er nimmt mit einer Einlage von 10000 M. zu 10 tozent 
am Berlufte Zeil. Die Folge if, daß er 1000 M. verliert, 9000 aber 
als Konkursgläubiger anmelden kann ($ 341 HGB). 
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finden. ft die Gefelfchaft auf beftimmte Zeit eingegangen, fo kann 
nad) BGB ($ 723) gleichwohl vorher eine Kündigung erfolgen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. Das HGB ($ 133) hat dagegen im 
Intereſſe ber Verlehrsſicherheit ſowohl in diefem Fall als auch gegen= 
über einer Geſellſchaft von unbeftimmier Dauer ben Gefellfchaftern nur 
das Recht eingeräumt, bie Auflöfung ber Gefellfchaft im Wege ber 
Klage herbeizuführen. Denn in biefem Fall endet die Gefellfchaft 
erft mit ber Rechtskraft be Urteils, im alle ber Kündigung aber 
ſchon mit ber Abgabe biefer Willenserklärung ($ 130 BGB). Un- 
zeitige Kündigung hatte nach römiſchem Rechte die Folge, da der 
Künbigenbe fortan vom Gewinne ausgeſchloſſen war, am Berlufte 
aber noch weiter teil nahm (socium a se, non se a socio liberat); 
nad neuem Recht Hat fie volle Wirkung, verpflichtet aber zum 
Schabenderfag ($ 723). Künbigen kann nicht bloß jeder Gefells 
Thafter — aud wenn er auf ba3 Kündigungsrecht verzichtet hat 
(8 723) — fonbern auch der Privatgläubiger eines Geſellſchafters 
(f. oben ©. 384). 

7. Nach der Auflöfung ber Geſellſchaft erfolgt die Anseinander- 
fesung nad) Maßgabe ber $$ 730—735 BGB. Sie befteht in ber 
Beendigung ber ſchwebenden Gefchäfte, Berichtigung ber Geſellſchafts⸗ 
ſchulden, Rüderftattung ber Einlagen und Teilung bes Reſtes nad 
Verhältnis der für bie Geminnverteilung maßgebenden Anteile. 
Reicht das Vermögen der Gefelfhaft zur Tilgung ber Schulden unb 
zur Erftattung der Einlagen nicht aus, fo müffen bie Geſellſchafter 
nad) Mafgabe ber für die Verluſtberechnung maßgebenden Anteile 
den Ausfall beden. Während ver Auseinanberfegung „gilt“ bie Ge- 
ſellſchaft als fortbeftehend für bie Zwecke der Teilung, b. h. es beſteht 
eine Gemeinfchaft, melde noch von dem Gefellfchaftsvertrage bes 
herrſcht wird. 

Auch die Mitglieder einer Handelsgeſellſchaft können jede Art 
ber Auseinanderſezung wählen. Machen fie von dieſer Befugnis 
keinen Gebrauch, ſo tritt die Liquidation ein, es ſei denn, daß die 
Auflöſung durch der Konkurs der Geſellſchaft herbeigeführt worden 
wäre. Die Liquidation beſteht in der Beendigung der 
laufenden Geſchäfte, der Einziehung der For— 
derungen, der Verſilberung des übrigen Ver— 
mögens, der Befriedigung der Gläubiger und 
der Verteilung bes Reſtes an die Geſellſchafter 
nad; Maßgabe ihrer Kapitalanteile (8 145 ff.). Bei der Liquidation 
hören bie Befchränfungen ber Gefhäftsführungsbefugnis auf (mie 
nad $ 730 Abſ. 2 BGEB), die Geſeilſchafter find als Zeilhaber der 
Gemeinfhaft zur Beſorgung ber Liquidation befugt, doch können fie 
einzelne von ihnen ober Fremde zu Liquibatoren beftellen, es können 
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aber auf Antrag auch nur eines Gefelfchafters aus wichtigen 
Gründen vom Gericht Liquidatoren beftellt werben (88 145—158, 
161 H88). 

Im Falle der Auflöfung einer ſtillen Gefelfchaft tritt eine ein⸗ 
fache Auseinanderſetzung ein. 


$ 130. Die Aftiengeiellihaft, die Kommanditgefellihaft auf 
Aktien und die Geiellihaft mit beihränfter Haftung. 


1. Geididjte.) Daß den Römern die Gefellfhaftsform ber 
Altiengeſellſchaft befannt geweſen fei, ift nicht nachweisbar, denn bie 
Nachrichten über bie soc. publicanorum find zu dürftig. Diefe 
societates waren Vereinigungen von Perfonen, melde vom römi- 
Ten Staate vorzugsweiſe die Einfünfte auß den indirelten Abgaben 
pachteten. Zur Aufbringung der Pachtſummen beburfte es erheblicher 
Kapitalien, die nur durch Beiträge zahlreicher Perfonen gebilbet 
werben fonnten. Diejenigen Perfonen nun, melde mit dem Staate 
Yontrahierten, bie mancipes ober socii, hafteten jedenfalls nad) ben 
Grundſähen ber gewöhnlichen societas, neben ihnen aber ftanden 
affines, Perfonen, die wahrſcheinlich nur eine Gelbeinlage machten. 
Es ift aber zweifelhaft, ob diefe als Gefellfhafter in die Geſellſchaft, 
ober nur in ein Rechtsverhältnis zu einem einzelnen, beftimmten 
socius traten. Die Entftehung ber Altiengeſellſchaften ift vielmehr 
in den im 15. Jahrhundert im einzelnen italienifhen Städten be- 
gründeten Vereinigungen bon GStaatögläubigern zu ſuchen. Die 
erſte derartige Geſeilſchaft ift bie St. Georgsbank in Genua, welder 
bie Ambrofiusbant in Mailand folgte. Die Mitglieber biefer Ver— 
einigungen brachten ein Kapital (einen mons) auf, welches in gleiche 
Anteile (loca) zerlegt wurde. Jeder Anteil bildete eine Partial- 
obligation, bie vererblich und veräußerlich war. Der Eintritt in bie 
Geſellſchaft der Gläubiger wurde als Kauf (compera) bed Anteils 
behandelt. Die Gläubiger waren genoffenfhaftlich verbunden und 
bezogen aus Staatseinkünften einen Zins, fpäter eine Dividende. 
Mit dem Beginne bes 17. Jahrhunderls entftanben zunächſt in ben 
Niederlanden jene großen Handelskompagnien, welche foloniale Zwede 
verfolgten (zuerft bie Nieberl.-Oftinbifhe 1602, dann bie Nieberl.- 
Meftindifche Kompagnie 1621). 

Diefe Gefellfeaften, benen fpäter Vereine mit anderen Zweclen 
folgten und auf melde die Rechtsinſtitute ber commenda und ber 
Reederei Einfluß übten, tragen das Gepräge von Altiengeſellſchaften. 
Geſehgeberiſche Regelung erfuhr bie Attiengefellfchaft zuerſt durch 
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1898, ff. 
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ben code de commerce, melder fie als soci6t6 anonyme be= 
zeichnet. In Deutfchland behandelten bie Altiengeſellſchaft zuerft 
zwei preußifche Geſetze. ine umfaſſende geſetzliche Regelung er- 
bielt das Attiengeſellſchaftsrecht durch das HGB von 1861. Nah 
ihm war bie Entftehung einer Aftiengefelihaft von ſtaatlich er 
Genehmigung abhängig, während den Landesgeſehen überlaffen 
mar, dasſelbe Erforbernis auch für die Entftehung von Kommanbits 
geſellſchaften auf Aftien vorzuſchreiben. Durch Gef. vom 5. 6. 69 
wurde das HGB zum norbbeutfchen Bunbeögefeß und bei Errichtung 
des Reiches zum Reichsgeſetz erhoben. Mittlerweile hatte die Novelle 
vom 11. Juni 1870 für beide Geſellſchaftsformen das Erfordernis 
ſtaatlicher Genehmigung aufgegeben und war zum Syſtem ber Nor⸗ 
matipbebingunmgen übergegangen. Nah ihm entftanb bie 
Geſellſchaft als folcde mit der Eintragung ins Handelsregiſter, und 
die Eintragung mu Bte erfolgen, wenn einigen im mefentlichen for= 
malen Erforberniffen genügt war. Das in dieſer Weife geänderte 
Geſetz ermöglichte zahlreiche Überborteilungen des Publitums, ins— 
befondere dadurch, daß das Geſetz über bie Gründung ber Aktien 
geſellſchaften keine Veftimmungen gab und die Frage nad) ber Ver— 
antwortlichfeit ber Gründer bem in biefer Hinſicht unzulänglichen 
allgemeinen Recht überließ. Diefen Mangel zu befeitigen, war ber 
Zwed bes Gefehes vom 18. Yuli 1884. Erreichen wollte e8 das 
Ziel dadurch, dab es die Offenlegung und Prüfung 
der Gründungshergänge borfchrieb und bie Verantmwort- 
lichteit aller hierbei beteiligten Perſonen erheblich fteigerte; auf das 
Erfordernis ftaatlicher Genehmigung ift daß Gefeß nicht wieder zus 
tüdgelommen. Da es fi im mefentlicien bewährte, murben feine 
Beſtimmungen mit geringen fachlichen Änderungen, bod in überficht- 
licherer und Hlarerer Form in dad neue HGB vom 10. Mai 1897 
übernommen (Bud) 11 Abſchnitt 3 und 4, $$ 178—834). 

Die Aftientommanditgefellfchaft ift mehr und mehr außer Ge- 
brauch gelommen, benn die perfönliche Haftung eine® oder mehrerer 
Komplementare hat dann nichts zu bebeuten, wenn, wie es Häufig 
geſchieht, ein rafcher Wechfel der Komplementare ftattfindet oder vers 
mögenälofe Perfonen in diefe Stellung gewählt werben. 

Man erblidte indeffen feit längerer Zeit in dem Fehlen einer 
Geſellſchaftsform, melde das geringere Nifito der Attienbeteiligung 
mit dem Vorteile einer fefteren Bindung der Gefellfhafter an das 
Unternehmen vereinigte, eine Lide unferes Gefellfchaftsrechts. Die 
Form ber Aftiengefellfcaft ift vermöge ihrer feften Organifation eine 
äußerft vermidelte, fie eignet fi nur für große Unternehmungen mit 
einer erheblichen Mitglieberzahl, und die Mitglieber verlieren da⸗ 
durch, daß fie nicht mehr als bie Aftie verlieren können, ihr Kapital 
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aber fremder Verwaltung außantworten müflen, dad Intereſſe für 
das Unternehmen. Die rein inbivibualiftifcde offene Handels— 
geſellſchaft aber ift mit ber Gefahr perfünlicher unbefchräntter 
Haftung verbunden. Dazu kam, daß fich zahlreiche Kreife durch Die 
fitengen Vorſchriften bes meuen Alktiengeſellſchaftsrechts beengt 
fühlten. Man ſchuf daher zunächft in dem Geſetze betreffend Die 
Nechtöverhältniffe ber. deutſchen Schubgebiete vom 15. März 1888 
für Kolonialgefellfaften und dann in dem Gefeh beir. 
die Gefellfgaften mit beſchränkter Haftung vom 
20. April 1892 eine Form für Perfonenverbindungen, bie fi ſtark 
an bie bergrechtliche Gewerkſchaft anlehnt, die Vertragsfreiheit in 
außgebehnteftem Maße mahrt und eine allen Bebürfniffen genoffen- 
ſchaftlichen Lebens enigegentommenbe Anpaffungsfähigteit befigt, 
aber auch bie Möglichkeit unlauteren Gebahrens wieder einführt. 

2. Begriff. a) Die Attiengefellfhaft ift eine 
mitbeftimmter Organifationaußgeftattete Per— 
Tonenvereinigung, melde ein in Aftien, db. h. 
gleihe Anteile gerlegtes Grundkapital hat und 
an mwelder fih bie ſämtlichen Mitglieder (Ut- 
tionäre) nur mit Attien beteiligen, ohne perfön= 
lihfürdie Verbindlihfeiten der Geſellſchaft zu 
haften; für ihre Verbinblichfeiten haftet nur das Grundfapital. 
Hierin Tiegt ber Unterfchieb von der Kommanditgeſellſchaft auf Attien. 

b) Die Kommanbditgefellfhaft auf Attien ift 
ein Perſonenverein von beftimmter Berfaffung, 
an weldhem ſich eine oder mehrere Perfonen als 
perfönlih und unbefhränft haftende Mitglie- 
der (Romplementare), andere nur mit Aktien 
(Rommanbitiftenober Attionäre) beteiligen. Für 
die Verbinblichleiten diefer Geſellſchaft haftet alfo nicht bloß das in 
Aktien zerlegte Grunbfapital, fonbern zugleich ber ober bie Kom⸗ 
plementare perfönlich. 

e) Die Gefellfhaft mit befhräntter Haf— 
tung ift ein PBerfonenverein, beffen Stamm- 
tapital in ungleihe Anteile zerlegt fein tann 
und beffen Mitglieder fi nur mit Stammein- 
Tagen beteiligen, fi aber aud zu Nadfhüffen 
verpflichten fünnen, obne perfönlih und uns 
befhränttfür bie Berbinbligfeiten ber Gejell- 
{Haft au haften. Für ihre Verbindlichteiten haftet Tebiglich 
das Gefelfggaftävermögen. Sie gleicht der Alttiengeſellſchaft in ber 
befchräntten Haftung ber Mitglieber, unterfcheibet fi von ihr aber 
durch bie zugelaffene Ungleichheit und erſchwerte Veräußerlichkeit der 
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Anteile, durch bie Organifation und durch die Zulaffung einer Nach 
ſchußpflicht 

Alle dieſe Geſellſchaften find juriftifhe Perſonen. Für 
bie Kommanditaktiengeſellfchaft ift dies lebhaft beſtritien, folgt aber 
jetzt auß $$ 320, 210 HGB. Denn fie ift jeßt nicht mehr eine Art 
der Kommanbitgefellfaft, fondern ben Hauptbeftimmungen über 
Attiengefellfcgaften unterworfen. Unrichtig ift die Anficht, daß fie 
eine geſellſchaftliche Verbindung ber SKomplementare mit einem 
„Verein“ der Kommanbitiften wäre, benn ein folcher „Verein“ bes 
feht nicht. 

Jene Perfonenvereinigungen find infofern Geſellſchaften, als 
fie durch einen Geſellſchafts vertrag entitehen, und fie find fämt— 
lich Handels geſellſchaften, auch wenn bad Unternehmen nicht im 
Betriebe von Handelagefchäften befteht. 

3. Geſellſchaftsanteil. a) Der Anteil bes einzelnen Mitgliedes 
einer Aftiengefelihaft und bes Rommanbitiften einer Rommanbit- 
afiengefellfchaft heißi Aktie. Er ift fein Forderungsrecht bed Mit- 
gliedes gegen die Geſellſchaft, auch nicht ein Eigentumsanteil am Ver⸗ 
mögen ber Gefellfhaft, denn das Vermögen gehört ber Körper- 
ſchaft, nicht den einzelnen Mitgliebern; er ift dad Rechtsver— 
hältnis, in welchem das Mitglied zum Ganzen fteht und das fi 
in ber Begrünbung bon perſonenrechtlichen Rechten und Pflichten 
(Stimmredt, Annahme von Ämtern), fowie in ber Erzeugung ver— 
mögensrechtlicher Anfprüche auf Auszahlung von Gewinn und Aus» 
antwortung eines Teils des Vermögens ber aufgelöften Geſellſchaft 
äußert. Diefe letzteren Rechte bilden bie Einzel, Sonder⸗, Indivi— 
dualrechte der Mitglieder. Der Gefellfchaftsanteil Hat demnach 
einen Vermögenswert, ber nit mit feinem Nennwert überein» 
zuſtimmen braudt; er ift deshalb Gegenſtand vermögensrechtlicher 
Geſchäfte und unterliegt dem Zugriffsrechte der Gläubiger des Ge— 
ſellſchafters. Die Übertragbarkeit des Anteils ermöglicht einen 
fteten Wechfel der Mitglieber, und es können ſich mehrere, ja fogar 
alle Anteile in einer einzigen Perfon vereinigen. Die Übertragbar- 
keit wird dadurch erleichtert, daß man bie Anteile in Wertpapieren 
verförpert; man bezeichnet deshalb mit dem Wort Aktie auch ben 
Altienfhein; er fann auf ben Inhaber ober auf ben Namen 
des Gefellfchafters lauten (88 179, 222, 320 HGB); lautet er auf ben 
Namen, fo Tann er durch Indoſſament übertragen werben. 

Die Austellung der Attien auf den Namen hat eine feftere 
Bindung ber Mitglieder an die Gefellichaft zum Bivede, doch können 
auch biefe Aftien mangels einer entgegenftehenben Beſtimmung bed 
Geſellſchaftsvertrages ohne Zuftimmung der Geſellſchaft Übertragen 
werben, unb nur bie Übertragung der auf weniger als 1000 Mark 
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lautenben Aftien ift an bie Zuftimmung des Aufſichtsrats und ber 
Generalverfammlung gebunden, fie fann ferner nur mittels einer die 
Perſon des Erwerbers bezeichnenben, gerichtlich ober notariel be= 
er Erklärung erfolgen (vintulierte Namensalttie 


b) Der Anteil der Geſellſchaft mit befchtäntter Haftung Heißt 
Gefdjäftsanteil, er ift zu umterfeeiben von ber Etammeinlage. 
Während die Iegtere basjenige Vermögensobjekt bezeichnet, das ber 
Geſellſchafter zum Zwecke der Herftellung des Stammfapitals an bie 
Geſellſchaft überläßt und das fiets in einer beftimmten Summe aus— 
gebrüdt wird, ift der Geſchäftsanteil, wie die Attie, da durch bie 
Mitgliebfchaft begründete Rechtsverhäitnis. Die Einlage ift mit der 
Leiftung aus dem Vermögen bed Geſellſchafters ausgeſchieden, ber 
Geſchäflsanteil aber umfaßt die dem Geſellſchafter zuftehenden Rechte. 
Der Gefchäftsanteil verkörpert fich nicht in einem Wertpapier. Fehlt 
ihm banad) zwar bie leichte Übertragbarkeit biefer, jo ift doch feine 
Veräußerung nicht außgefchloffen. Im Intereſſe der engeren Ver— 
tnüpfung bes Gefeliſchaflers mit ber Gefeuſchaft ift die Gültigkeit 
ber Veräußerung bon gerichtliche oder notarieller Form abhängig 
(88 14, 15, ©. v. 20. 4. 92). Demjelben Intereſſe dient die Zus 
lafjung einer Vertragsbeſtimmung, nach melder bie Veräußerung 
von meiteren Vorausſetzungen, insbefonbere von ber Genehmigung 
der Geſellſchaft abhängen fol; in jevem Falle gilt der Gefellichaft 
gegenüber nur berjenige ala Mitglieb der Gefellichaft, ber ſich Durch 
Vorlegung ber Erwerbsurkunde angemelbet hat ($ 16). 

Die Altie wird auf einen beftimmten Nennwert 
geſtellt. Das Gefeßg verbietet bie fog. Unter-PBari- 
Emiffion, b. 5. die Ausgabe der Aftie gegen Einzahlung einer 
inter bem Nennmerte zuridbleibenden Summe ($ 184), weil hierin 
eine Verminderung bes Grunbfapital Iiegen würde. Dagegen ift bie 
Über-Pari-Emiffion geftattet, wenn bie durch fie bebingte Er— 
höhung des Grunbfapital im Vertrage vorgefehen ift. DerNenn- 
mert ber Attie fol wenigftens 1000 Mar betragen, denn 
es foll dem kleinen Kapital bie Beteiligung an Aftienunternehmungen 
erſchwert werben. Ausnahmen find zugelaffen für gemeinnüßige 
und für ſolche Unternehmungen, für melde das Reich ober ein 
Bundesſtaat ober eine Öffentliche Korporation Garantie geleiftet hat, 
und für vinkulierte Namendattien, in melden Fällen die Aftie auf 
wenigſtens 200 Mark geftellt werben muß ($ 180 HGB). 

Die Stammeinlage eine jeden Mitgliedes einer Gefell- 
ſchaft m. b. 9. muß minbeften3 500 Mar betragen, fie kann 
für die einzelnen Gefellfchafter verfchieben, muß in jedem all aber in 
Mark dur 100 teilbar fein ($ 5 Gef.). Der Geſchäftsanteil if 
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natürlich fein ſich gleihhleibenber, er Tann einen Höheren ober ger 
tingeren Wert haben als die Stammeinlage. 

Wird das Grunblapital einer Altiengeſellſchaft erhöht, fo ge— 
ſchieht dies im der Weiſe, daß neue Altien außgegeben werden. 
Grundſäblich ftehen diefe neuen Aktien den zuerft außgegebenen, ben 
Stamm-Attien, glei; zumeilen werben ihnen gewifſe Vor— 
zugsrechte (insbeſondere auf ben Bezug einer beftimmten Divibende) 
eingeräumt, in welchem Falle fie Prioritätzattien heißen. 
Nicht Attie ift Die fog. Obligation, benn biefe bezeichnet nicht 
einen Gefellfhaftsanteil, fondern eine Schuld der Geſellſchaft; ihr 
Träger ift daher nicht Mitglied, fondern Gläubiger der Geſeilfchaft 
unb Bat alfo nicht Geminnanteile, fonbern Zinfen zu fordern. Da- 
gegen können meber bem Aftionär noch dem Mitgliebe einer Gefell- 
ſchaft m. b. 9. Zinfen bedungen werben ($ 215 968 88 30, 31 Gef.), 
denn überftiege beren Progentfag ben Geminnanteil, fo mürbe eine 
Herabminberung bed Grunbfapitals herbeigeführt; blieben bie Zinſen 
dagegen hinter dem Gewinne zurüd, fo würde bie Prämie für das 
Lerluftrifito zu gering fein und das Unternehmen infolge davon 
nicht genügende Anziehungstraft ausüben. Die Mitglieber der Ge- 
ſellſchaft Haben nur Geminnanteile (Dividende) zu fordern. 
Ausgenommen find fog. Bauzinfen,d. 5. progentuale Zahlungen, 
melde an die Gefellfhafter während ver Vorbereitung 
des alfo jeßt noch nicht nußbringenben Unternehmens geleiftet werben 
und fi) allerdings als vertragsmäßig zugelaffene Kapitalrüdzah- 
lungen barftellen. 

In ber Generalverfammlung ber Aktionäre gewährt jebe Attie, 
in ber Generalverfammlung ber Mitglieder einer Geſellfchaft m. b. 9. 
gewähren jebe 100 Mark des Geſchäftsanteils eine Stimme ($ 252 
HGB 8 47 Gef). Mit dem Mitgliedſchaftsrecht ift ferner als 
Sonderrecht der Geſellſchafter ein — unten zu erörterndes — Wiber- 
ſpruchs⸗ und Anfechtungsrecht verbunden. 

Die Attie ift unteilbar ($ 179 HGB), ber Ge— 
Thäftsanteileiner Geſellſchaft m. b. 9. teilbar ($ 17 Eef.). 
Die Veräußerung folder Zeile hängt von ber ſchriftlichen Genehmi= 
gung ber Gefellfchaft ab. Die burch den Gefchäftsanteil begrünbeten 
Rechte ſtehen allen Zeilhabern nad) dem Grundſatze der gefamten 
Hand gemeinſchaftlich zu, für die an bie Geſellſchaft zu machenden 
Keiftungen aber haften bie Teilhaber ſolidariſch ($ 18). 

4. Pflichten der Gejellihaftsmitglieder. a) Durch die Beitrittö- 
erflärung (bei der Attiengefelihaft „Zeihnung ber Attie“) 
wird bie VerpfligtunggurXeiftung ber vertragsmäßigen 
Einlage begründet. Diefe Einlage ift bei ber Gefellihaft m. 6.9. 
die Stammeinlage, bei der Atiengefelfchaft ber Nennbetrag der Aktie 
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ober beren etwa höherer Außgabepreiß (8 211 HGB). Die Einlagen 
werben in Gelbfummen bargeftellt und grunbjäßli in Gelb 
geleiftet ($$ 180, 211 968, 5 Gef.), es fünnen aber au andere 
Vermögendgegenftände in Anrehnung auf die 
Einlage gegeben merben (ſog. Apports). Es fann ferner 
b) ben Mitglievern der Gejellfchaft m. b. 9. fomie nach neuem 
Attienrecht auch den Aktionären, fofern die Übertragung ber Aftien 
an bie Zuftimmung der Gefellfhaft gebunden ift, die Verpflich— 
tunggumieberfehrenden, nihtin Gelb beftehen- 
den Leiftungen auferlegt und im alle nicht pünftlicher 
Leiftung eine Vertragäftrafe angebroht werben ($ 5 Gef., 212 HGB). 
Damit ift der nad) früherem Rechte mohlbegründete Zweifel erledigt, 
ob nicht die Verpflichtung zu derartigen Leiftungen (3. B. Rüben- 
Hieferung) mit bem Weſen ber Aftie unvereinbar und baher nur aus 
einem Pr Gefelfchaftsvertrag unabhängigen Nebenvertrage herzu— 
leiten fei. 

Die Einlagezahlung kann in Teilbeträgen erfolgen, aber ber 
Geſellſchafter, der nicht bie volle Einlage bezahlt Hat, bleibt zur Zah⸗ 
fung bed Reſtes perfünlich verpflichtet, auch wenn er feinen Anteil 
veräußert hat; biefe Verpflichtung ift jedoch eine fubfibiäre ($$ 16, 
22 Gef., 220 HGB), fie tritt nur dann ein, wen ber Erwerber bez 
Anteils ber durch den Erwerb der Aktie übernommenen Verpflichtung 
zur Zahlung bes Reſtes nicht nachtommt. Aus biefem Grunde 
bürfen Inhaberaktien ober auf den Inhaber lautende Inter i m 8⸗ 
ſcheine id. h. Bekenntniſſe ber Geſeliſchaft über empfangene Zeil- 
zahlungen, verbunden mit dem Verſprechen, nad; Vollzahlung ben 
Aktienſchein auszugeben) vor aller Einzahlung der Einlage nicht aus⸗ 
gegeben werben, unb in ben vor ber Vollgahlung auögegebenen 
Namenaktien müffen bie geleifteten Zeilbeträge vermerkt werden 
(8 179 HG8). 

Wer mit ber Zahlung fälliger Beträge [äumig ift, hat fraft 
Geſehes Verzugszinſen zu zahlen. Läßt er die Aufforderung ber 
Gefeuſchaft zur Einzahlung bes fälligen Betrags unbeachtet, fo kann 
er feines Anteils verluftig erflärt werben (Kabuzie- 
tung). Der Anteil geht dadurch aber nicht unter, fonbern e8 wirb- 
über ihn eine neue Urkunde gefertigt unb bemjenigen Kechtsvorgänger 
des Säumigen außgehänbigt, der den rüdftändigen Betrag zahlt. Es 
finbet nämlich ein fog. Reihenregreß ftatt, indem bie Gefell- 
ſchafi ven Reditövorgänger des Ausgeſchloſſenen zur Zahlung aufs 
forbert, und wenn auch dieſes Begehren unbefriebigt bleibt, fih an 
deffen Kechtsvorgünger hält, fo daß ſchließlich der urfprüngliche Ges 
feliſchafier in Anſpruch genommen werben fann ($$ 219-221 958, 
88 21, 22 Gef). Gleichwohl broht der Aktiengeſellſchaft immerhin 


Die einzelnen Schulbvergältnifie. & 130. 397 


bie Gefahr eines Verluſtes, d. i. einer Verminderung de Grund⸗ 
tapitals. Für dieſen Ausfall bleibt ber Außgefchloffene haftbar, 
während für bie Mitglieber einer Geſellſchaft m. b. 9. bie fubfibiäre 
Verpflichtung eintritt, ben Fehlbetrag nach Verhältnis ihrer Ges 
Thäftsanteile aufzubringen ($ 24). 

Ein Anfporn zu balbiger Einzahlung liegt für den Aftionär 
tarin, baß bei ungleich gefchehener Zahlung vom Reingewinn 4% 
ober ein entſprechend niebrigerer Prozentfag vorweg gezahlt wird 
($ 214 HGB), für bag Mitglied einer Gefelfgaft m. b. 9. darin, 
daß der Gefcäftsanteil ſich nad; dem Betrage der geleiftelen Ein- 
aahlungen richtet. 

Mit der Einzahlung des Attienbetrags und ber Entrichtung der 
etwa fonft übernommenen Leiftungen iſt bie Pflicht des Aktionärs 
erfhöpft. Im Geſellſchaftsvertrag einer Geſeliſchaft m. b. H. aber 
kann bie Pflicht ber Mitglieder zur Zahlung von beſtimmten ober 
fpäter erft zu beftimmenben, dem Verhältnig der Gefchäftsanteile ent- 
ſprechenden Nahfhüffen feſtgeſetzt werben. Diefe alfo nicht 
gefeßliche, fonbern vertragsmäßige Rachſchußpflicht nähert die Ger 
ſellſchaft m. b. 9. ber bergrechtlichen Gewerkſchaft. Sie ift zwar ges 
eignet, bie Gefellfhaft vor der Gefahr de Untergangs zu bewahren, 
birgt aber für bie Mitglieber die Gefahr größerer Verluſte; fie nähert 
eine folche Geſellſchaft der inbinidualiftiichen offenen Hanbelsgefell- 
ſchaft und fteigert gegenüber der Altiengefellſchaft das Intereſſe des 
einzelnen am gemeinfamen Unternehmen. Der Gefellicafter aber, 
der die Stammeinlage vollftänbig bezahlt hat, kann ſich von ber Nach⸗ 
ſchußpflicht dadurch befreien, daß er feinen Anteil der Geſellſchaft zur 
Verfügung flellt. Diefe kann ihn im Wege der Verfteigerung ver— 
äußern, hlägt dieſes Mittel zur Dedung des Ausfall fehl, fo fällt 
der Anteil an bie Geſellſchaft ſelbſt, die ihn dann für eigene Rechnung 
veräußern kann ($$ 26—28 Gef.). 

5. Entitehung. a) Die Gefellfhaft m. b. H. entfteht durch 
einen gerichtlichen ober notariellen Vertrag, ber von allen Geſellſchaf⸗ 
tern zu unterzeichnen ift und über gemilfe Punkte Beftimmungen 
treffen muß. Hierzu gehört das Stammlapital, das wenigſtens 
20000 Mark betragen muß, unb ber Betrag ber von jebem Gefell- 
{after zu leiftenden Stammeinlage (alfo nur Simultangrünbung). 
Daher gibt es feine „Zeichnung“ von Stammeinlagen mie bei ber 
Attiengeſellſchaft, und ein Verfprechen, ih an einer Geſellſchaft 
m. b. 9. zu beteiligen, bebarf nach allgemeinen Grundſätzen felbft 
er gerichtlichen ober notariellen Form (f. ob. ©. 205 u. RG 43, 139). 

Die Geſellſchaft muß eine Firma haben. Die borgefchriebene 
Eintragung ind Handelsregiſter bat rechtsbegründende Wirkung: vor 
der Eintragung befteht eine Geſeilſchaft biefer Art noch nicht; iſt 
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alfo vor ber Eintragung fontrahiert toorben, fo ift namens ber ein- 
zelnen fünftigen Gefelfchaftsmitgliever und mit ber Wirkung, daß 
bie Hanbelnben perfönlich und folidarifch haften, fontrahiert worden. 
Der Eintragung geht die Prüfung ihrer formalen Erforberniffe vor⸗ 
an (88 2—12 Geſ.). Es genügen zwei Geſellſchaftsmitglieder. 

b) Erheblich vermwidelter ift die Art der Ent- 
ſtehung einer Attiengefellfhaft. Auch fie zwar hat 
einen Gefelfhaft3 vertrag zur Vorausfehung, doch entfteht auch 
fie als ſolche erft mit der Eintragung. Diefe erfolgt nur, wenn der 
Nachweis geführt ift, daß der Grünbungsborgang ben gefeßlichen 
Erforberniffen entfpricht. 

Die Gründung beginnt mit dem gerichtlichen ober notariellen 
Abfchluffe des Geſellſchaftsvertrags unter menigftens 5 Perfonen, 
ven fog. Gründern. Der Vertrag muß über gewiſſe Punkte Beſtim⸗ 
mung treffen. Befonbere Veftimmungen find erforderlich im Fall 
einer fog. qualifizierten Gründung, d. h. wenn einzelnen 
Altionären befondere Vorteile zugefichert ober wenn Apports von der 
Geſellſchaft übernommen werben. 

Zum Vertragsſchluſſe gehört die Attienübernahme. Es 
fol vermieden werben, baf bie Gründer mit dem Abfchluffe bes Ver— 
trags verſchwinden und das Unternehmen anbern überlaffen, fie 
müffen vielmehr Aktien übernehmen und alfo Mitglieder der Ge- 
felfchaft werben. Übernehmen bie Grünber alle Altien (Simul- 
tangründung), fo ift mit der — gerichtlichen oder notariellen 
— Übernahmeerflärung die Gründung gefchehen. Sie haben dann 
nur noch den Vorftanb und den erften Aufſichtsrat zu beftellen, und 
biefe Organe haben entiweber felbft ober, falls fie zu den Gründern 
gehören ober einen Vorteil außbebungen erhalten haben, durch be— 
fondere Reviforen den Gründungshergang zu prüfen und alsdann 
im Vereine mit ben Gründern bie Geſellſchaft zur Eintragung in 
das Handeläregifter anzumelden ($$ 188, 190, 191—19% HGB). 
Übernehmen die Gründer nicht alle Attin (Sutgefftp-Grün- 
dung), fo erfolgt die Überlaffung. der andern Altien an andere 
Perſonen dadurch, daß bie Veitrittäluftigen Aktien zeichnen. Die 
Zeichnung befteht in ber einfeitigen, notwendig ſchriftlichen Mils 
Iengerflärung, fi) an ber Gefelichaft mit einer oder mehreren Aktien 
zu beteiligen, und hegrünbet eine Verpflichtung gegenüber ber künf⸗ 
tigen Gefellfchaft. Nach Eingang ber zur Übernahme bes Aktien 
zefte8 erforberlichen Zeichnungen ift von ben Grünbern ein Aktionär⸗ 
verzeichnis herzuftellen und eine Generalverfammlung zu berufen zur 
Wahl des Vorftandes und des Aufſichtsrats. Nachdem aldbann 
durch diefe Organe oder durch Reviſoren eine Prüfung bes Grün- 
dungsherganges bewirlt worben ift, melben Vorſtand, Aufſichtsrat 
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und Grünber bie Gefelfgaft zur Eintragung an. Das Gericht hat 
bie Altionäre zu einer (ber Tonftituierenden) General- 
berfammlung zu berufen und dieſe Berfammlung zu leiten. Sie be- 
fließt endgültig über bie Errichtung der Gefelfaft und zwar, 
wenn ber Geſeliſchaftsvertrag Ünberungen in gemiffen befonbers 
wichtigen Beftimmungen unlerworfen wird, mit Einftimmigfeit, 
anbernfall3 mit Stimmenmehrheit; biefe Mehrheit ift eine wenigftens 
ben vierten Teil aller Aftionäre umfaffende Perfonen- und zugleich 
eine menigften ben vierten Zeil des Grunbfapitals barftellende 
Summenmehrbeit (88 189—202 HGB). 

6. Verfaffuug. a) Die Geſeliſchaft m. b. 9. hat nad; dem Gefek 
eine fehr einfache Organifation, durch Vertrag kann fie ſich eine ver= 
mideltere Verfaſſung geben. Das Geſetz verlangt nämlich nichts 
meiter, als daß die Geſellſchaft einen oder mehrere Ge- 
ſchäftsführer habe, bie nicht notwendig Mitglieber ber Gefell- 
ſchaft zu fein brauden ($ 6). Sie haben für bie Verwaltung ber 
inneren Geſellſchaftsangelegenheiten zu forgen und die Geſellfſchaft 
nad außen zu vertreten. Zum Abſchluß eines Rechtsgeſchäfis 
bebarf es ber Mitwirkung aller Gefchäftsführer, ſoll aber ber Gefell- 
ſchaft gegenüber eine empfangsbebürftige Willenserklärung abgegeben 
werben (3. ®. ein Vertragsangebot, eine Kündigung), fo genügt es, 
daß fie an einen ber Gefhäftsführer gerichtet wird. Die Veftellung 
eines Aufſichtsraihs ift niht borgefchrieben; ift 
ein folder beftellt, fo unterliegt er ben für bie Altiengeſellſchaft ge= 
gebenen Vorſchriften. Hauptwillensorgan ift bie Verfammlung ber 
Geſellſchafter. In dieſer entfcheibet bie Mehrheit der Stimmen 
(8$ 46—52 Gef.). 

b) Die Altiengeſellſchaft muß 

aa) einen Borftand haben; dieſer kann aus einer oder meh- 
teren Perfonen beftehen, die nicht Altionäre zu fein brauchen. Für 
ihn gilt Hinfichtlich der Vertretung das oben von ben Geſchäftsführern 
Geſagte. Die Beriretung3macht biefer letzteren wie des Vor- 
ſtandes ift Dritten gegenüber unbefhräntbar, aber jeberzeit 
widerruflich, doch wird durch einen Widerruf an den aus ihrem 
Dienftvertrage folgenden Rechten ber Vertreter nichts geändert 
(88 231—241 HGB). Der Vorftand führt die laufende Verwaltung. 

Die Kommandiigeſellſchaft auf Aktien hat in ben perfünlich haf⸗ 
tenben Geſellſchaftern geborene Vertreter. Die Vertretungd- 
macht diefer ftunmiberruflich, weil fie von ber perſönlichen 
Haftung nicht getrennt werben Tann. . 

bb) Die Attiengefeligaft muß einen Au fligtsrat 
haben, ber aus menigftend brei Perfonen befteht. Diefe bürfen nicht. 
zugleich Vorftandsmitglieder, brauchen aber nicht Aftionäre zu fein. 
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Der erfte Auffichtsrat wird entweder ($ 190) von den Gründern be= 
ftellt oder von ber Verfammlung der Zeichner gewählt, jeber fpätere 
Aufſichtsrat wird von ber Generalverfammlung der Aktionäre gewählt 
(8 243). Seine Aufgabe ift bie Uberwachung der 
gefamten Gefdhäftsführung. Um feine Unparteilichkeit 
möglichft zu ſichern, begünſtigt das Gefetz einen häufigen Wechfel ber 
Mitglieber, inbem es bie Amisdauer des erften Auffichtsrats auf nur 
ein, bie jedes fpätern Auffichtsrat3 auf höchſtens fünf Jahre bemißt. 

cc) Das oberfte Organ ber Geſellſchaft ift die General- 
vderfammlung ber Aftionäre: ihr find bie wichtigeren Willens- 
eniſchlüſſe vorbehalten, fo namentlich bei ber Gufzeffingrünbung ſchon 
die Errichtung ber Gefelfhaft, ferner die Statutenänderung und 
bie Auflöfung ber Gefellfchaft; fie bilbet enblich die höchſte Nuffichts- 
inftanz für Vorftand und Aufſichtsrat, daher ift ihr bie Jahresbilanz 
mit ber Gemwinn- und Verluftberehnung vorzulegen. Die kon— 
ftituierenbe Verfammlung wird vom Gericht, jebe Tpätere regelmäßig 
bom Vorſtande berufen, doch fteht auch dem Auffichtsrate Das Recht 
der Einberufung einer Verfammlung zu. Die Befchlüffe werben 
regelmäßig mit einfaher Stimmenmehrheit, in befon- 
deren Fällen durch eine höhere (qualifizierte) Mehrheit gefaßt, 
doch bebarf der Beſchluß der gerichtlichen ober notariellen Beurfuns 
dung, einige Beſchlüſſe ſogar ber Eintragung ins Hanbelöregifter. 
Im Intereſſe möglichfter Reinhaltung der Gefchäftsführung find an 
Alttionär-Minderheiten und Witionärfrattionen 
unentziehbare Rehteeingeräumt: a) Ein Zeil ber Altionäre, 
deren Aktien zufammen wenigſtens */,, des Grunbtapitals barftellen, 
tönnen, wenn ber Verdacht unreblichen ober ftatutenmwibrigen Verhal- 
tens der Geſellſchaftsorgane befteht, beim Gericht!) die Ernennung 
von Reviſoren beantragen, welchen die Prüfung ber Grün— 
dungshergänge und ber Gefhäftsführung ber Iehten zwei Jahre 
obliegt (8 266); dieſelbe Minderheit fann eine Vertagung ber über 
die Genehmigung der Bilanz ftattfinbenben Verhandlung verlangen 
(8 264); B) eine ‘Minderheit von '/,, des Grunbfapital kann gegen 
Gründer, Vorflands- und Aufſichtsratsmitglieder, ſowie gegen 
Emiffionshäufer Schabenderfaganfprüde erheben (58 268, 269). 
Die Ausübung biefer Befugnis hängt jedoch von gewiſſen Garantien 
ab (halbjähriger Beſitz und gerichtliche Nieberlegung ver Aftien, Be— 
ſtellung ber vom Gegner verlangten Sicherheit $ 133 ZPO) und 
birgt die Gefahr einer ſolidariſchen Haftbarfeit für ben ber Gefell- 
ſchaft zugefügten Schaben. >) Eine Minderheit von 4, bes Grunb- 
tapital3 Tann durch ihren Wiberfprud; die Aufgabe von Entſchädi— 


) Amtsgericht, welches das Negifter führt, 88 145, 146 EG. 
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gungsanfprüchen aus Grünbungsporgängen verhindern (ß6 206, 
208); 6) eine Minderheit von */,. bed Grunbfapitals kann die Bes 
rufung einer Generalverfammlung verlangen ($ 254). Endlich ift 
fogar jeder einzelne Aktionär befugt, einen Beſchluß 
der Generalverfammlung wegen Verlegung bes Geſetzes 
ober bed Geſellſchaftsvertrags im Wege ber Klage anzufechten, 
fofern der Aktionär in der Verſammlung erſchienen ift und feinen 
Widerſpruch zu Protokoll erklärt hat, und falls ber Aktionär nicht 
erſchienen war, fofern er zur Verfammlung unberechtigterweiſe nicht 
augelaffen ober bie Berufung ver Verfammlung und die Ankündi— 
gung ber Tagesordnung nicht gehörig erfolgt war. Die Klage wirb 
gegen bie Gefellfhaft gerichtet und dieſe durch ben Vorſtand, falls 
er nicht felbft klagt, und durch den Auffichtsrai vertreten. Sie ann 
nur innerhalb eines Monats erhoben werben. Iſt bie Klage be— 
grünbet, fo wird ber angefochtene Beſchluß für nichtig erklärt, die 
Nechtstraft be Urteils wirkt daher notwendig auch für und gegen 
die Aftionäre, bie nicht Partei find (88 271—273 HGB, 113 ZPO). 

7. Herabfegung des Kapitals. Da das Grund⸗ oder Stamm 
tapital bie einzige Krebitgrundlage der Geſellſchaft bildet, ift vom 
Gefeß Fürforge gegen eine Herabminderung dieſes Kapitals getroffen. 
Hierher gehört 

a) dad Verbot von Kapitalrüdgahlungen und 
von Zinfenzahlungen an die Mitglieder der Geſellſchaft (8$ 213, 215 
968, 55 30, 31 Geſ.); 

b) bie Veftimmung, daß bie Geſellſchaft eigene Anteile 
nihtermerben ober amortifieren barf, denn in beiben Fällen 
würde ber Verkaufspreis ober ein anderer Betrag an ben Gefell- 
ſchafter ausgezahlt werben müffen. Das Verbot des Erwerbes greift 
aber dann nicht Platz, wenn es fich bei den Aktien um eine Einkaufs⸗ 
tommiſſion handelt, dad Verbot der Amortifation dann nicht, wenn 
biefe im Geſellſchaftsvertrage norgefehen ift (6 226, 227 HGB, 
85 33, 34 Geſ.): 

e) bie Einlagezahlungbarfnidtgeftunbetober 
erlaffen merben, und eine Aufrechnung ber Einlage 
zahlungspflicht mit Forderungen des Gefellfchafters findet nicht ftatt; 

d) dem Zmwede der Wahrung des Kapitals dient die nunmehr 
vom Geſetze geregelte Pflicht der Gründer, Vorftands- und Auf⸗ 
fihtsratmitglieber, der altienausgebenden Bankhäufer und der Ges 
ſchäftsführer, fowie derjenigen Perfonen, melde eine Geſellſchaft 
m. b. 9. zur Eintragung anmelben, zum Erſa tze bes burd fie 
verurſachten Schadens ($$ 241, 249, 202—204 968, 88 9, 
42 Geſ.); 

e) bie Aftiengefelfhaft und die Kommanditaktiengeſellſchaft, 

Engelmann, D. bürgerlige Recht Deutfglands. IV. Huf. 26 
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nicht aber aud) die Geſellſchaft m. b. H., muß zur Dedung eines aus 
ber Bilanz ſich ergebenden Verluftes einen Refernefonds haben 
(88 262, 320 68). 

8. Eine Anderung des Gefellichaftsvertrags Tann nur durch bie 
Generalverfammlung mit Dreiviertelmehrheit befchloffen werben 
(88 274 ff. HGB, 53 ff. Gef.). Eine Änderung ift: 

a) Die Erhöhung bes Grund- oder Siammkapitals; fie be— 
fteht in einer Vermehrung ber Aktien oder Stammeinlagen, nicht not= 
wendig in einer Vermehrung ber Mitglieberzahl, denn die biöherigen 
Mitglieber einer Geſellſchafi m. b. 9. fünnen zum Erwerbe ber 
neuen Anteile, die bisherigen Aktionäre müffen zum Erwerbe ber 
neu außzugebenden Attien traft ihres gefeglichen, ihrem bisherigen 
Anteile am Grundkapital entfpredenden Bezugsrect3 zugelaflen 
werben ($ 55 Gef., 282 HGB). Betreffs ber Einbringung bon 
Apports gelten biefelben Vorfihtsmaßregeln wie bei ver Gründung 
der Geſeliſchaft ($ 56 Gef., 279 HGB). Die Alliengefelifchaft fol 
ihr Grundfapital nit vor ber Einzahlung bes ganzen biöherigen 
Kapitals erhöhen ($ 273 HUB). 

b) Die Herabſetzung bed Kapitals bebarf bei der Altien- 
geſellſchaft einer Mehrheit, deren Aktien menigftens 94 bed Grunb- 
Tapital# barftellen. Bei ihr ſowohl wie bei ber Geſellſchaft m. b. 9. 
darf der Beſchluß zur Ausführung gelangen nur, wenn die Gefell- 
ſchaftsgläubiger benachrichtigt worden find, die fi zu dieſem Zwecke 
meldenden Gläubiger Befriedigung oder Sicherheit empfangen haben 
und feit der legten öffentlichen Aufforberung ein Jahr verftrichen ift 
(85 288—291 56%, $ 58 Gel.). 

e) Eine änderung des Kapitalbeftandes wird auch durch bie fog. 
Nahgründung herbeigeführt, d. h. einen innerhalb zweier 
Jahre nad) ber Errichtung ber Altiengeſellſchaft von dieſer gefchloffes 
nen Vertrag, welcher den Erwerb einer unbeweglichen Sache ober 
vorhandene oder herzuftellende, dauernd zum Gejchäftsbetriebe ber 
Gefellfhaft beftimmte Anlagen gegen eine ben zehnten Teil bes 
Grundlapitals überfteigende Vergütung zum Gegenftande hat (88207, 
208 HGB). Es foll auch durch dieſe Veftimmung ber Gefahr vorge⸗ 
beugt werben, daß auf Grund von Abmachungen aus ber Zeit bor 
Errichtung der Geſellſchaft das Grundkapital tatſächlich herabgemin⸗ 
dert werde. Ein Erwerb zu einem unverhältnismäßig hohen Preiſe 
heißt Übergrüubung. 

d) Eine meitere Anderung ifl die fog. Fuſion, d. h. bie 
Bereinigung mehrerer Aktiengeſellſchaften in ber Weiſe, daß aus ben 
mehreren Geſellfchaften eine neue entfteht, ober fo, daß bie eine Ges 
ſellſchaft in der andern aufgeht. Da die Fuſion alfo jedenfalls bie 
Auflöfung einer Geſellſchaft herbeiführt, das gefamte Vermögen ber 
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aufgelöften Geſellſchaften aber auf bie andere ober auf bie neue Ge- 
ſellſchaft übergeht, jo bebarf es der Befriedigung ober Sicherftellung 
ber Gläubiger der aufgelöften Geſellſchaft und bes Ablaufs eines 
Jahres (bed fog. Sperrjahre3), in meldem bie Vermögen ber 
verfchiebenen Gefellfhaften getrennt zu verwalten find, und nad 
deſſen Ablauf bie Vereinigung in ber Weife erfolgt, daß die Aktionäre 
der aufgelöften Geſellſchaft Aftien der andern ober ber neuen Ges 
ſellſchaft erhalten ($$ 305, 306 HGB). 

9. Die Auflöfung ber Gefellinaft erfolgt ($ 292 HGB, $ 60 


a) von ſelbſt mit Ablauf ber Zeit, für melde bie Geſellſchaft 
errichtet war; 

b) duch Auflöfungsbefhluß ber Gefellicafter, welcher 
bei der Geſellſchaft m. b. H. Dreiviertelmehrheit, bei der Attiengefell- 
Tchaft eine Mehrheit, die wenigſtens 4 des in ber Verfammlung vers 
tretenen Grundkapitals erforbert, und bie Befriedigung ober Sicher⸗ 
ftellung der Gläubiger, fowie den Ablauf des Sperrjahres vorausſetzt; 

c) im Falle des Konturfes ber Geſellſchaft. Da bie Bes 
friedigung ber Gläubiger nur aus dem Vermögen der Gefellfchaft 
erfolgt, kann der Konkurs nicht Hloß im Falle der Zahlungsunfähig» 
feit, ſondern auch fhon im Falle der Überfhuldung eröffnet 
werben. Der Vorftand oder die Gefhäftsführer find beim Vor— 
hanbenfein einer diefer Vorausſetzungen zum Antrag auf Konkurs⸗ 
eröffnung verpflichtet (88 63, 64 Geſ. $ 240 HGB, $ 207 KD). 

d) Ein Auflöfungsgrund für die Geſellſchaft m. b. 9. ift ferner 
das gerichtlige Urteil ober ber Ausfprud im Verwal— 
tungöftreitnerfahren. Die Auflöfung fann nämlich aus— 
gefprochen werben: 

aa) auß privatrechtlichen Gründen, indbefonbere, 
wenn bie Erreichung des Geſellſchaftszwedes unmöglich wird, ober 
ein anderer wichtiger Grund borliegt, mittels einer gegen bie Gefell- 
{haft gerichteten Klage von Geſellſchaftern, deren Gefhäftsanteile 
menigftens */,. be3 Stammtapitals darſtellen, durch Urteil des Land⸗ 
gericht, in beffen Bezirke bie Geſellſchaft ihren Sit hat ($ 61); 

bb) auß öffentlihrehtlihen Gründen, wenn bie Ge 
ſellſchafi das Gemeinwohl baburd; gefährbet, daß bie Mitglieber 
gejeßtoidrige Beſchlüfſe faffen ober geſeßwidrige Handlungen ber Ges 
ſchaftsführer zulafen ($ 62). Ein Entſchädigungsanſpruch gegen 
ten Staat befteht nicht. , j 

Für die Aitiengefellfchaft fehlt e8 an einer derartigen Vorſchrift. 
Doch ift die Entziehung ber Retsfähigteit gemäß $ 43 UGB mög« 
lich, wenn die Geſeilſchaft das Gemeinwohl gefährbet ($ 292 Abf. 2 
99%). 


26* 
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Außer im Falle des Konkurſes tritt die Liquidation ein. Liqui- 
batoren find im Zweifel die Vorſtandsmitglieder der Attiengefell- 
ſchaft, die Gefchäftsführer der Gefellf haft m. b. 9. Die Liqui— 
dation bat den Zived, bie Auflöfung durchzuführen. Dahin gehört 
vor allem bie Befriedigung oder Sicherſtellung ber Gläubiger und 
ſchließlich die Verteilung bes verbliebenen Vermögens an die Mit- 
glieder der Gefellichaft nad) Maßgabe ihrer Anteile am Geſellſchafts— 
vermögen (88 294-302 HGB). 

Einer Liquibation bebarf es ferner nicht im Falle der Ummand- 
lung einer Altiengeſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. 9. Die leptere 
wird Rechtsnachfolgerin der aufgelöften Aktiengefelihaft. Das 
Stammtapital der neuen Gefellfchaft darf nicht geringer fein als das 
Grunbtapital der alten. 


8 131. Die Erwerbs: und Wirtihaftsgenoffenihaften. 


1. Begriff. Genoſſenſchaften im engeren Sinne find „Gefell- 
ſchaften von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, 
welche die Förderung des Erwerbes oder der 
Wiriſchaft ihrer Mitglieder mittels gemein— 
fhaftligen Geſchäftsbetriebes bezweden.“ 

Sie find ein Erzeugnis ber neueren Zeit, hervorgegangen 
namentlih aus den Beftrebungen von Schulze-Delitzſch, Perfonen, 
melde nicht das für mirtfaftliche Unternehmungen von größerem 
Umfang erforberlihe Kapital befigen, zu Gefellfchaften zu vereinigen 
und ihnen damit die Vorteile des Großbetriebs, insbeſondere bie 
Konturrenzfähigfeit, zu ſichern. Ihre erfte gefegliche Regelung er⸗ 
hielten fie durch ein preußifches Gefeh vom 27. März 1867, alsdann 
durch ein norddeutſches Bundesgeſetz vom 4. Yuli 1868 und ſchließ— 
lich in dem jeßt geltenden, durch has Einf.-Gef. 3. neuen HGB vom 
10. Mai 1897 nur wenig geänderten Reichägefege vom 1. Mai 1889 
(in ber Faflung vom 20. Mai 1898), 

Die Genoffenfhaften find zwar juriftifhe Perfonen ($ 1), 
welchen bie Eigenf&haft der Kaufleute beiwohni, auch wenn fie ein 
Handelsgewerbe nicht betreiben, doch fteht neben der förper= 
fHaftligen Haftung mit dem Genoffenfhafts- 
vermögen bie foltbarifhe Haftung ber Mitglie- 
ber. Denn foll der Genoſſenſchaft, welche auf die Aufnahme mög- 
lichſt vieler Mitglieder von geringer Kapitalkraft berechnet ift, ber 
zum Großbetrieb erforberliche Kredit gefichert werben, fo bedarf es 
einer möglichft außgebehnten Kreditgrundlage. Als ſolche erſchien 
früher das Genoſſenſchaftsvermögen allein nicht ausreichend, die bei- 
ben älteren Gefeße ftatuierten daher bie perfünlihe, unbe- 
ſchränkte Haftung ſämtlicher Genoffen, und zwar unmittelbar 
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den Genoffenfchaftägläubigern gegenüber. Das neue Gefeß hielt biefe 
firenge Haftung für nicht unbebingt notwendig, babei für allzu be 
brohlich gerade für die fapitalfräftigeren Mitgliever der Genofiens 
noſſenſchaft, e8 läßt deshalb die Wahl zwiſchen drei verſchiedenen 
Haftungsformen. 

a) Die Genoffenfhaft mit unbeſchränkter 
Haftpflicht. Die einzelnen Genofien haften zwar ſolida— 
tif und unbefhräntt unmittelbar dem Ge— 
noffenfhaftsgläubiger gegenüber, aber nur auf den 
Ausfall,dendieferim Genoffenfhaftstonturfe 
erleidet. Dabei fucht das Gefeß die Maßnahme einer unmittels 
baren Inanſpruchnahme der Mitglieder und daher die Gefahr un- 
gleicher Verteilung der Genoſſenſchaftslaſten dadurch zu vermeiden, 
daß es bie Heranziehungber Genoffjenzueiner Er— 
gängung ber Kontursmaffe anorbnet. Sofort nad 
Nieberlegung der Bilanz ($ 124 KO) hat nämlich der Konkursver⸗ 
malter eine Berechnung des vermutlichen Ausfalls der Gläubiger und 
alfo derjenigen Beiträge aufzuftellen, welche jever Genoffe vorſchuß⸗ 
weiſe an die Konkursmaſſe zu zahlen haben wird. Diefe fog. Vor⸗— 
ſchußberechnung dient ber Abwendung eines Ausfall. 
Hat fi} aber nach Vornahme der Schlußverteilung dennoch ein Aus⸗ 
fa herausgeftellt, fo nimmt der Verwalter die Nachſchußbe— 
rechnung bor, melde dag Vorhandenſein eined Ausfalls 
zur Vorausfegung hat und daher bem einzelnen Genoffen diejenigen 
Beträge zu zahlen auferlegt, melde zur Dedung bed Ausfall er- 
forberlic find. Beide Berechnungen reicht der Verwalter beim Kon- 
turögericht ein, diefes gibt den Genofien Gelegenheit, Einwendungen 
zu erheben, und erflärt die Brechenung, ſoweit fie nicht ober ohne 
Grund angefochten ift, für vorläufig vollftrelbar. Damit ift dem 
Verwalter die Möglichkeit fofortiger Zwangsvollſtreclung gewährt, 
denn einem Rechtsmittel unterliegt bie konkursrichterliche Vollftred- 
barfeitäerflärung nicht, ber Genofle kann fie nur mittel einer gegen 
den Verwalter zu richtenden Klage anfechten. Das rechtäfräftige 
Urteil wirkt für und gegen alle beitragäpflichtigen Genoffen 
(88 105 ff). Erſt nachdem feit der Vollſtreckbarkeitserllärung der 
Nachſchußberechnung 3 Monate verfloffen find, fann der Gläubiger 
wegen des Ausfall, den er trotz ber bargeftellten Maßnahmen (ind= 
befonbere infolge Zahlungsunfähigteit eines Genoffen) erlitten hat, 
die einzelnen Genoffen unmittelbar in Anſpruch nehmen (8 122). 

b) Die (unbeliebt) Genoffenfhaft mit unbe— 
Thräntter Nachſchußpflicht. Der Genofle Haftet per— 
Tönlihundunbefhgräntt,abernurgegenüberber 
Genoffenfhaft. Es findet daher auch bei ihr jene Vorſchuß⸗ 
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und Nachſchußberechnung ftatt, aber damit find die zur Abwendung 
und Dedung eines Ausfalls zuläffigen Maßnahmen erfchöpft, ber 
außgefallene Gläubiger kann ſich nicht an bie einzelnen Genofjen 
halten ($ 126 ff. Gef.). 

ec) Die Genoffenfhaft mit befhräntter Haft- 
pflicht. Die Genoffen haften zwar der Genoffenfhaft 
und den Gläubigern unmittelbar, aber nur auf 
eine im voraus feftgefegte Summe, und nur auf ben 
Ausfall, den ber Gläubiger im Konkurſe ber Genoſſenſchaft erlitten. 
Daher darf die Vorfhuß- und die Rachſchußberechnung über die 
Haftfumme nicht hinausgehen, und forbert ber Gläubiger von ein- 
zelnen Genoffen den Ausfall, fo darf er nicht mehr fordern, als ber 
Genofje nach Zahlung der auf Grund jener Berechnungen zu ent= 
upsnben Beträge von ber Haftfumme noch zu leiften hat (8 141 

eſ.). 

2. Der Entſtehung der Genoſſenſchaft liegt der Abſchluß eines 
ſchriftlichen Vertrages unter wenigſitens 7 Perſonen, das 
Genoſſenſchaftsſtatut, zugrunde (88 4, 5), alsdann ift ber Vorſtand 
und ber Aufſichtsrat zu wählen und hierauf die Genoſſenſchaft vom 
Vorftande zur Eintragung in das amtsgerichtliche Genoſſenſchafts— 
zegifter anzumelden. Die Eintragung hat aud hier rechts⸗ 
begründenbde Wirkung ($ 13). 

3. Mitgliedſchaftsrechte. Die Genoſſenſchaft ift auf die Auf- 
nahme einer möglichft großen Zahl von Genofjen berecänet; daher ift 
diefe Zahl feinegefhloffene ($ 1), der Ein- und Austritt 
von Genoffen kann zu jeber Zeit ftattfinden, und das durch bie Ein- 
Tagen gebilbete Genoffenſchaftsvermögen ift ftetem Wechſel unter- 
worfen. Der Beitritt von Genoſſen zu ber in ber Entftehung be— 
griffenen Genoſſenſchaft erfolgt burg Unterzeihnung des 
Statut, ber Beitritt ur beftehenden Genofjenfhaft durch eine 
ſchriftliche, unbebingte, bie Art der Haftung zum Ausbrud 
bringende Ertlärung. Da bie Zahl und die Perfonen ber Mit- 
glieder für den Kredit ber Genoſſenſchaft von berfelben Bebeutung 
find wie das Grundfapital der Äktiengeſellſchaft, liegt beim Amts- 
gericht eine Lifte der Genoflen zu jedermanns Einfict offen. Erft 
mit ber Eintragung bes neuen Genoffen in diefe Lifte entiteht feine 
Witgliebfhaft (8 15). 

Jeder Genofje ift am gemeinfamen Betriebe mit einem Ge⸗ 
ſchäftsanteil beteiligt. Diefer Ausbrud bezeichnet hier etwas 
anderes als bei den im vorigen $ behanbelten Gefelfchaften; er be 
zeichnet nämlich denjenigen Geldbetrag, bis zu meldem 
bie einzelnen Genoffen Einlagen in das Ge— 
noffenfhaftspvermögen maden können. Er iſt eine 
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Grenze, bie nicht überſchritten werben darf, innerhalb diefer Grenze 
aber können die Anteile für die einzelnen Genoffen verſchieden fein. 
Verſchieden von dem Anteil iſt das Gefhäftsguthaben: 
dieſes iſt der Gegenſtand eines durch die Mitgliedſchaft bedingten 
Forderungsrechts und beträgt fo viel als der Genoſſe erhalten mürbe, 
wenn ber Genoffe ausſchiede oder bie Genoffenichaft ſich auflöfte. Es 
wird zufammengefeßt auß den auf den Geſchäftsanteil an die Ges 
noſſenſchaft tatfächlich gezahlten Beträgen und dem gutgefchriebenen 
Gewinn und wirb vermindert burch ben abgefchriebenen Verluft. 
„Im erften Geſchäftsjahr ift das Guthaben alfo gleich der wirk⸗ 
li geleifteten Einzahlung, im nächſten Jahre geht der Verluft ab 
ober es tritt der Gewinn hinzu. Die Höhe des Guthabens gibt den 
Maßſtab für die Gewinnverteilung und für die Verteilung bes Ver⸗ 
mögen ber aufgelöften Genoſſenſchaft, der Gewinn aber barf aus—⸗ 
gezahlt werben erſt wenn ber Geſchäftsanteil erreicht if. Zinfen 
von beftimmter Höhe werben auch bier ben Genoffen nicht gewährt. 
Nur die Mitglieber einer Genoffenfchaft mit beſchränkter Haftpflicht 
Lönnen fi) mit mehreren Gefchäftsanteilen beteiligen ($$ 119, 126, 
134). Bei biefen Genoſſenſchafien ift aber wiederum zwiſchen Ges 
ſchäftsanteil und Haftfumme zu unterfeiden. Die Haftfumme 
ift derjenige Betrag, den der Genoffe zum Zwede ber Tilgung ber 
Genoffenſchaftsſchulden im äußerften Falle zu zahlen verpflichtet iſt, 
fie kann nie geringer, wohl aber höher fein als der Gefchäftzanteil 
6131. 

Dem freiwilligen Yustritte bes Genoffen (88 65 ff.) muß 
eine, nur zum Schlufſe des Geſchäftsjahres zuläffige, dreimonatige 
THriftlige Kündigung borangehen. Die Friſt kann auf 
zwei Jahre gefteigert, auf 6 Wochen herabgefept werben. Auch ber 
Gläubiger eines Genoffen Tann, wie ber eines Hanbelägefellfchafters, 
fündigen. Ein Ausfhluß bes Genoffen kann erfolgen, wenn er 
bie bürgerlichen Chrentechte verliert oder an einer Konkurrenz⸗ 
genoffenfhaft beteiligt ift (8 68). Stirbt ein Genoffe, fo ſcheidet 
er erft mit dem Ende des laufenben Geſchäftsjahres aus, bis dahin 
eben bie Mitgliebfehaftörechte den Erben zu. Die Außeinanbers 
fegung eines außfcheivenben Genoffen mit ber Genoffenfhaft erfolgt 
auf Grund ber legten Bilanz, fein Guthaben foll in fpäteftens 
6 Monaten ausgezahlt werben, und fein Anſpruch darauf verjährt 
in zwei Jahren. Die Übertragung des Gefhäftd- 
anteil8 feht einen ſchriftlichen Vertrag voraus und führt 
nicht zu einer Nußeinanderfegung, wenn ber Erwerber ſchon Genoſſe 
iſt oder es an Stelle des Veräußerers wird ($ 76). 

Der Erhaltung der Kreditgrundlage dient auch hier eine Reihe 
von Beftimmungen, insbefonbere das Verbot ber Einlagerüdzahlung 
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unb ber Zinfenzahlung, ſowie das Gebot der Bildung eines Referve- 
fonds, vornehmlich aber ſolche über bie Haftpflicht der Genoffen. 

4. Die Genofienfhaft muß einen Vorftand und einen Aufſichts - 
rat haben, ber erftere beſteht aus wenigſtens zwei, ber Iegtere aus 
wenigſtens brei Mitgliedern, fie werben von ber Generalverfamm- 
IungausderZahlderGenoffen gewählt. Höchftes Willens- 
organ der Genoſſenſchaft ift Die Generalperfammlung, in 
welcher jeber Genoffe eine Stimme hat. Die Tätigfeits- 
gebiete biefer Organe find im weſentlichen biefelben wie bei ber 
Altiengeſellſchaft. 

Die Genoſſenſchaft kann ihren Geſchäftsbetrieb auf Perſonen 
ausdehnen, bie nicht zu ihren Mitgliedern gehören. Hiervon machen 
jebod bie Genoffenfhaften, deren Gefchäftbetrieb die Darlehnäge- 
mährung bezwedt (Vorfegußvereine, Darlehnskaſſen), und die Kon⸗ 
fumbereine eine Ausnahme ($ 8). 

5. Die Auflöfung der Genoſſenſchaft (88 78 ff.) erfolgt durch 
Beihluß der Generalverfammlung mit wenigſtens Dreiviertel- 
mehrheit der erfchienenen Genoflen. Sintt die Zahl der Genoffen 
unter fieben herab, fo ift die Genoffenfchaft durch das Regıfter= 
gericht auf Antrag des Vorftandes oder von Amtswegen aufzu—⸗ 
löfen. Gefährbet die Genoffenfchaft das Gemeinwohl durch Vor— 
nahme gefegmwibriger Handlungen, ober verfolgt fie andere als bie 
ftatutenmäßigen Zmede, jo fann fie von der Vermaltungß= 
behbörbde aufgelöft werben. Die Auflöfung der Genoffenfhaft 
tritt auch im Falle des Konturſes ein. Da die Genoffenfchaft in 
der Lage ift, zur Ergänzung ihres Vermögens die Genoffen heran 
zuziehen, fo reicht bie bloße Überfhuldung nur bei ben Genofien- 
{haften mit beſchränkter Haftpflicht zur Konkurseröffnung aus, wäh— 
rend der Konfurs der anderen Genoſſenſchaften Zahlungsunfähigteit 
vorausfegt (88 98, 140). Eine Aufhebung bes SKonfurfes durch 
Zwangsvergleich findet nicht ftatt, denn der Zwangsvergleich würde 
den Gläubigern aud bie Rechte gegen bie einzelnen Genofjen ent— 
siehen. 

$ 132. Die Reederei. 


Iſt ein Schiff Veftandteil des Vermögens einer Hanbelögefell- 
Schaft, fo richten ſich die Mechtönerhältniffe ber Gefellichafter nach 
den Grundſätzen ber betreffenden Geſellſchaftsform. Wird aber 
von mehreren Perfonen einihnen gemeinfhaft- 
li zuſtehendes Shiff zum Erwerbe burd die 
Seefahrt für gemeinfhaftlide Rechnung ver— 
wendet, fo befteht das eigentümlihe Rechisver— 
hältnisder Reederei ($$ 489 bis 510 HGB). Maßgebend 
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für dieſes Rechtsverhältnis ift fiel? ber unter ben Parteien ges 
ſchloſſene Vertrag, Da zwar nit das Miteigentum am Schiffe, 
wohl aber bie Verwendung bes Schiffes für gemeinſchaftliche Rech⸗ 
nung immer auf einen Dertrag zurüdzuführen ift, fo bildet bie 
Reederei nicht bloß ein Miteigentumsverhältnis, fonbern eine Ge— 
ſellſchaftsform eigentümlicher Urt, welde das gemeinfame Eigen- 
tum am Schiffe nur ebenfo zur Vorausfegung Hat, wie die bergrecht⸗ 
liche Geweriſchaft das Eigentum an einem Bergwerk. 

Das Miteigentum ift beutfchrechtliches Gefamteigentum. Die 
Anteile heißen Schiffäparten, fie find veräußerlih, unter 
liegen alfo aud; der Zmangspolifttedung durch die Gläubiger eines 
Mitreeberd. Der Erwerber der Part tritt in die Gefellihaft ein, 
welche ald reine Vermögendgemeinfhaftvom Wech— 
fel der Mitglieder nicht abhängt. 

Betreff der Shuldenhaftung ift zwiſchen den eigent- 
lichen Shiffsfhulden und andern Schulden zu unterfcheiben. 
Für jene ($$ 486, 494) haftet die Reederei, ebenfo wie ber einzelne 
Reeder, nur mitdem Schiffsvermögen, d. h. mit Schiff 
und Fracht, für diefe haften die Mitreeber perfönlich nach dem Ver— 
hältnis ihrer Part. Gewinn und Verluft wird nach Parten ver- 
teilt, von Zufhußzahlungen tann ſich der Mitreeder durch Aufgabe 
(Abandonierung) feiner Part, die den andern Mitreebern nach Ver- 
hältnis ihrer Anteile anwächſt, befreien. Beſchlüſſe werden mit 
Stimmenmehrheit gefaßt, fogar der Auflöfungsbefhluß bebarf feiner 
qualifizierten Mehrheit. Die Veräußerung des Schiffes enthält eine 
Auflöfung ber Gefellichaft, weil das Schiff die notwendige Grund» 
lage ber Reeberei bildei. Aber bie Organifation ber Reeberei bleibt 
biß zur vollftänbigen, ber Liquidation gleichenden Abwicklung ber 
Neebereigefchäfte beftehen (RG 42, 74). 

Dur Beſchluß der Neeberei Tann zur Beforgung ihrer Ge— 
ſchäfte ein fog. Korrefpondentreeder beftellt werben. Diefer 
vertritt bie Reederei in allen Gefchäften, welche ver Betrieb der Ree—⸗ 
derei gewöhnlich mit ſich bringt. Seine Vertretungsbefugnis reicht 
alfo mweiter als die eines Handlungsbevollmächtigten, die fih nah 
ben Verhältniffen bes beftimmten Handelsgewerbes richtet. 

Die Reederei hat nicht die Eigenfchaft einer juriftifchen Perfon. 


$ 133. Der Verfiherungsvertrag. 


1. Geſchichtliches. Die moderne Verfiherung gegen Prämie hat 
fi) aus dem foenus nauticum, aber erft um bie Wenbe bes 13. und 
14. Jahrhunderts in Stalien,!) fpäter in Deutſchland als Seever—⸗ 


) Goldſchmidt: Univerfalgefchichte des Handelsrechts. 1891. ©. 355. 
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fiherung an den Küften der Norbfee, entwickelt. Rechtsgeſetzlich ge= 
regelt ift nur die Verficherung gegen bie Gefahren der Seeſchiffahrt 
(im alten HGB und in 88 778—900 des neuen HGB). Jmübri- 
gen ift unfer heutiges Verſicherungsrecht partitu— 
bares oben Gemwohnheitsreht und befteht als 
Landesrecht fort (Art. 75 Einf.-Gef. 3. BOB). Doc hat 
die reichsgeſetzliche Regelung des Verſicherungsweſens einen wich- 
tigen Fortſchritt gemacht durch dad Geſeß vom 12. Mai 1901 über 
die privaten BVerfiherungsunternehmungen.:) Dieſes Geſetz unter- 
ftelt Privatunternefmungen, welche ben Betrieb von Verſicherungs⸗ 
gſchäfien zum Gegenftanve haben, einer ſtaatlichen Beauffihtigung. 
Daher enthält das Geſetz überwiegend Verwaltungsrechtönormen 
und nur zu einem geringen Zeile Privatredit. 

2. Begriff. Durch den Verſicherungsvertrag verpflichtet 
Tih der eine Zeil zu einer feftbeftimmten Ver— 
mögendleiftung, der andere zur Dedung einer 
noh ungemwiffen Bermögenseinbuße ober ge— 
mwiffer Aufwendungen. Immer ift Zwed bed Vertrags, 
diejenigen Vermögensſchwierigkeiten zu befeitigen oder zu erleichtern, 
die Durch ein noch ungewiſſes oder von den Parteien mit Beftimmtheit 
erwarteted Ereignis berurfacht werden könnten. Die Vertrags» 
parteien heißen Berfiherer und Berfiherungsnehmer; 
legterer ift nicht immer auch der Verficherte, d. h. ber, dem bie Ver⸗ 
fiherungsfumme zufallen fol. 

Der Verfiherungsbertrag fommt in zwei Formen bor: 

a) Die Verfiderung gegen Prämie beftcht barin, 
daß der Verficherer gegen eine von vornherein beftimmte Gegenleiftung 
die Dedung bes den Verfiherten möglicherweife treffenden Schadens 
übernimmt. Hier ift der eine Kontrahent nur verfichert, der andere 
iſt ausſchließlich Verficherer. Der erftere Hat die Prämie auf einmal 
ober jährlich in feft beftimmien Beträgen zu zahlen, auch wenn ihn 
niemals der verficherte Schaben trifft. Dagegen hat ber Verſicherer 
ten Schabenzbetrag zu zahlen, aud; wenn biefer bie gezahlte Prämie 
bet weitem überfteigt. Das Gefchäft ift daher ein gemagteß; es gehört 
zu den Grundhanbelägefchäften (8 1? HGB). 

b) Die Verfiherung auf Gegenfeitigfeit befteht 
darin, daß die ſämtlichen Kontrahenten — und beren find meiſtens 
eine große Anzahl — fich gegenfeitig verpflichten, bemjenigen bon 
ihnen, ber einen geroiffen Schaben erleiden wird, diefen Schaben zu 
erfeßen, To daß jeber einzelne von ihnen zugleich Verficherer und Ver- 
ſichertet if. Die zur Aufbringung ber Schabenzerfaßfummen not 


3) Eine reichsgeſehliche Normierung bed Verfiherungsrechtd fteht bevor. 
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menbigen Gelber werben durch Beiträge ber einzelnen aufgebracht. 
Die Beitragspflicht hängt aber nad) Dafein und Höhe von dem Ein- 
tritt und der Höhe bes Schadens ab. Diefes Geſchäft ift nicht Han— 
delsgeſchäft. Jetzt gibt daß Gefeß vom 12. Mai 1901 (88 15 ff.) 
eine Reihe von Veftimmungen über diefe Art der Verficherung. 

Hier wird nur bie Verficherung gegen Prämie behandelt, denn 
die Verſicherung auf Gegenfeitigfeit ift ein Geſellſchaftsberhälinis 

3. Gegenftand der Berfiherung kann jede Ver— 
mögenBeinbuße fein, daher Tann nicht bloß gegen Feuer⸗ und 
Waffergefahr, gegen Hagelfchlag und Wiehfterben, fondern auch 
gegen biejenigen befuniären Schmierigfeiten, die durch Herabmin- 
derung der Erwerbsfähigkeit mie durch die Notwenbigfeit großer 
Auftendungen (3. B. zum Zivede ber Gewährung einer Auäfteuer) 
verurfacht werben, eine wahre Verficherung genommen werben. Man 
hat mithin nicht nötig, die Lebens⸗ und Ausſteuerverſicherung als 
aleatoriſches Darlehn oder al Hinterlegungsvertrag zu bezeichnen. 
Diefe Auffaffung überfieht, dak die Verfiherungsfumme in ben 
meiften Fällen der Summe ber Prämien durchaus nicht entfpricht 
(RG 3, 104 ff., 24, 295). 

Die Sachverſiche rung hat nur ben Zwed, den tatſächlich 
an ber Sache entftandenen Schaden zu beden, und begründet auch 
feine meitergehenbe Verpflichtung, daher bildet die im Vertrage feft- 
gefeßte Verfiherungsfumme nur den Höchſtbetrag ber Verpflichtung 
des Verſicherers. Deshalb ift bie Übernerfiherung mie bie 
Doppelverfiherunmg auf bie ben wahren Wert ber Sache 
überfteigende Summe nichtig (vgl. SS 786788 HGB). Bei ber 
Zebend- und Ausfteuerberfiherung, bie beide in fehr 
verſchiedenen Geftalten borfommen, unterliegt das Urteil darüber, 
welche Summe zu beden fein wird, ber freien Schägung bed Ver⸗ 
ſicherungsnehmers, die Verſicherungsſumme alfo ber freien Ver⸗ 
einbarung der Parteien. ft in einem auf ben Zobesfall geftellten 
Lebensverſicherungsvertrage der Verficherte nicht bezeichnet, fo ift der 
BVerfiherungsnehmer ziwar nicht der Empfangs⸗, mohl aber ber For⸗ 
derungsberechtigte, bie Verfiherungsfumme gehört alfo zum Nachiaß; 
dasfelbe muß angenommen werben, wenn als Empfangäberechtigte 
ſchlechthin bie Erben bezeichnet find; ift dagegen eine beftimmte Perfon 
als Verficherter bezeichnet, jo hat diefe nach altem und neuem Recht 
($ 330 BGB) nicht ein abgeleitetes, fondern ein urfprüngliches Recht, 
Die Verfiherungsfumme gehört alfo nicht zum Nachlaß (RG 32, 162). 

4. Abſchluß und Wirkungen. Der Vertrag ift zwar formfrei, 
doch ift es üblich, ihm fchriftlich zu ſchließen. Die Urkunde heißt 
Polize Sie Tann bei der Sacverfiherung an Orber geftellt 
werben, 
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Der Verfiherungsnehmer hat duch Zahlung der Prämie vor- 
auleiften, in ben fog. Verſicherungsbedingungen aber werden ihm 
regelmäßig noch weitere Verpflichtungen auferlegt, die einen Zeil der 
orleiftung bilden. 

Da ber Verficherungdbertrag ein gewagtes Gefchäft ift, erfordert 
er befonbere Redlichkeit in der Angabe berjenigen Umſtände, bie für 
ben Verfiherer von Wichtigkeit fein fönnen (3. ®. einer Krankheits- 
anlage bei der Lebensverſicherung), und der Vertrag ift regelmäßig 
anfechtbar, wenn gegen dieſe Pflicht gefehlt ift. 

Durch bie fog. Rüdnerfiherung kann fich der Verficherer 
gegen benjenigen Schaben verfichern, den er felbft burch Zahlung ber 
Verſiche rungsſumme erleiven könnte. Häufig erfolgt die Rüdverfiche- 
zung im Wege bed fog. Erzebentenvertrages, durch ben 
der Rücverficherer die Zahlung der einen gewiſſen Betrag überfchrei= 
tenden Verfiherungsfumme ganz ober zum Zeil übernimmt. 

Riftorno ift die Zurüdforberung oder Einbehaltung ber 
ganzen ober eines Teils der Prämie, wenn ber verſicherte Gegenftand 
derjenigen Gefahr, gegen die verfichert ift, nicht ausgefet wird (8 894 
HGB), Abandon bie Hingabe ber verſicherten Sade an den Ver- 
ficherer gegen Zahlung des vollen Betrages der Verſicherungs⸗ 
fumme ($$ 861 ff. HC8). 


8 134. Die Arbeiterberfiherung. 


Zum Schuße ber arbeitenden Bevölkerung gegen bie Wechfel- 
fälle bes Lebens hat die fozialpolitifche Gefeßgebung feit 1883 eine 
Zwangsverſicherung gefhaffen. Da die Verfiherung auf gefeglichem 
Zwange beruht, gehört bie gefamte Arbeiterverſicherung dem öffent⸗ 
lichen Recht an. Der Anfpruch bes Verficherten auf Die ihm zus 
ftehenden Vorteile erwächſt nicht aus einem privatrechtlichen Ver⸗ 
ſicherungsvertrage, er entfteht vielmehr Fraft Gefehes, ſobald gemiffe 
tatfächlihe Borausfegungen gegeben find. Auch von einer Vor- 
leiftung des Verficherten ift er nicht in allen Fällen abhängig. Die 
Beiträge, welche von Privatperfonen zum Zwede ber Durchführung 
der Verſicherung geleiftet werben, haben bie Eigenſchaft einer öffent» 
lichen Abgabe. Das Arbeiterverfiherungsrecht wird daher hier nur 
turz erwähnt. Es ift durch mehrere Gefege geregelt, welche eine 
Krantenverfiherung, eine Unfallverfiherung und eine Invaliden⸗ 
verficherung eingeführt Haben. Die Kreife der Verficherten find nad 
den einzelnen Geſetzen verfchieben. Im allgemeinen erſtredt ſich bie 
Verfiherungspflicht auf Lohnarbeiter und Betriebsbeamte, auf Iegtere, 
ſoweit ihr Jahresarbeitsverdienſt einen beftimmten Betrag (2000, 
3000 Mark) nicht überfteigt. Zugelaffen ift auch eine freimillige Ver⸗ 
ſicherung. 
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1. Die Kranfenverficherung (Gef. vom 15. Yuni 1883, in der 
Faſſung ber Novelle vom 10. April 1892) gemährt den erkrankten 
Verſicherten Krankenpflege vom Tage ber Erfrankung an, und für 
pen Fall einer dur; bie Krankheit verurfachten Erwerbsunfähigteit 
Krankengeld in Höhe der Hälfte be ortsüblichen Tagelohnes gemöhn- 
licher Tagarbeiter vom britten Tage nad der Erkrankung auf bie 
Dauer von längftens 13 Wochen. Diefe Leiftungen bilben aber nur 
das Mindeſtmaß, das von ber Gemeinbe-Srantenverfiherung ge- 
währt wird; andere Verficherungsträger können fih zu höheren 
Zeiftungen verpflichten. Gehört nämlich der Verſicherungspflichtige 
weder einer Driß-, noch einer Betriebs⸗ Bau-, Innungs⸗, Knapp⸗ 
ſchafts⸗ oder eingefchriebenen Hilfstaffe an, fo tritt die Verficherung 
durch die Gemeinde ein. Die Verfiherungsmittel werben zu einem 
Drittel von den Arbeitgebern, zu zwei Dritteln von den Arbeit 
nehmern aufgebradt. 

2. Die Unfallverfiherung (Gef. vom 6. Juli 1884, 30. Juni 
1900) verfichert gegen bie Vermögensnachteile, welche eine im gewerb⸗ 
lichen Betriebe erfolgte Tötung ober Körperverlegung nad; ſich zieht. 
Gemährt werben die Heilungstoften, eine mit der 14. Woche nad; bem 
Unfall beginnende, von dem früheren Wrbeitöverbienft und bem 
Grabe ber jemeiligen Erwerbsunfähigkeit abhängige Unfallzente, 
bzw. die Begräbnißtoften und eine Rente für die Witwe, bie Kinder 
ober aud) bie Afzendenten bes Getöteten. Die Laften ber Unfall» 
verficherung tragen die Beiriebsunternehmer. 

3. Die Invalidenverfiherung (Gef. vom 22. uni 1889, 
13. Juli 1889) gewährt den Verſicherten nah Zurüclegung einer 
Wartezeit bei bauernder Erwerbäunfähigfeit bie Invalidenrente, bei 
länger als 26 wöchiger, vorübergehenber Ermerbäunfähigfeit eine fog. 
Kranfenrente und ohne Rüdficht auf Erwerbsunfähigkeit nad Voll» 
endung des 70. Lebensjahres bie Altersrente. Diefe Renten richten 
ſich nad) den für ben einzelnen geleifteien Verfiherungäbeiträgen. 
Lehtere werben in Form von Marken von den Arbeitgebern und ben 
Arbeitnehmern je zur Hälfte entrichtet; außerdem leiſtet das Reich 
zu jeber Rente einen Zuſchuß von 50 Marl. 

Die Krantenverfiherung wird von ben Gemeinden oder Kranken⸗ 
taffen, die Unfallverfiherung von Berufsgenoſſenſchaften, bie In—⸗ 
valibenverfiierung von Unftalten gewährt, welche von ben Lanbeö- 
regierungen für territoriale Gebiete (Provinzen) errichtet find, 


8 135. Der Leibrentenvertrag. 


Durch ben Leibrentenvertrag übernimmt jebenfals ber 
eine der Kontrahenten bie Verpflidtung, bem 
andern odereinem Dritten zu beffen Unterhalt 
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eine Rente zu gewähren, d. h. periobifch wiederkehrende 
Leiſtungen zu maden. Der Vertrag ift in der Regel ein gegen— 
feitiger, ba auch ber andere Kontrahent eine Leiftung zu machen pflegt 
(in&befonbere durch Überlajfung feines gefamten Vermögens an ben 
Rentenpflictigen); man fpricht in dieſem Falle von einem „Kauf“ 
ber Rente. Indeſſen kann bie Übernahme der Rentenpflicht auch eine 
Schenkung barftellen. 

Der Leibrentenvertrag ift ein Inſtitut des deutſchen Rechts und 
ift Thon im 13. Jahrhundert vorgekommen. Das BGB gibt nur 
einige wenige unb zwar außfchlieklic) die Leiftung des Rentenpflich- 
tigen betreffende Beftimmungen (88 759— 761). 

Nach bisherigem Rechte formfrei, unterliegt der Vertrag nad 
neuem Rechte (8 761) der Schriftform, und, enthält das Renten- 
verfprechen eine Schentung ober bildet e8 einen Zeil eines Guts—⸗ 
überlaſſungsvertrags, ber gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
($$ 518, 313, 311). 

Die Rente wirb im Zweifel für die Lebensdauer bes 
Berehtigten gewährt, fie enbet alfo mit dem Tode bes Be— 
rechtigten in jebem alle; enthält fie eine Schenfung, fo enbet fie nach 
neuem Recht ($ 520) in ber Regel mit dem etwa früher eintretenden 
Tode des Verpflichteten. 

Der Vertrag kann in ber Weife gefchloffen werben, daß die Rente 
an mehrere Empfangsberechtigte zu zahlen if. In dieſem alle hat 
jeber ber Berechtigten ben Anfpruch auf eine gleiche Quote. Behält 
der bie anderen Berechtigten Überlebende das Recht auf die ganze 
Rente, fo fpriht man von einem Tontinenpertrage. 


8 136. Der Vergleich. 


Der Vergleich if, wie nach früherem,t) fo nad neuem Recht 
($ 779), „ein Vertrag, burd ben ber Streit ober 
die Ungemwißheit der Parteien über ein Rechts— 
verhältnis’im Wege gegenfeitigen Nachgebens 
befeitigt wird.“ Die Ungemißheit braucht feine objektive zu 
fein, es genügt, daß fie unter ben Parteien vorhanden ift; fie fann 
fein eine Ungemißheit über das Beſtehen eines Rechtsverhältnifies, 
über deſſen fünftige Entftehung, über den Umfang wie über bie Mög- 
lichfeit der Verwirklichung eines an fich gewiſſen Rechtes. Gegen» 
fand bed Vertrags können nur ſolche Rechte fein, über welche bie 
Parteien frei verfügen können. Daher ift 3. B. ber Vergleich über 
die Gültigleit einer Ehe nichtig, dagegen über ein begangened An- 

2) L. 1 D. de transact. 2,15: Qni transigit, quasi de re dubia et 
lite incerta neque finita transigit, qui vero paciscitur, donationis cause 
rem certam et indubitatum liberalitate remittit. 
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tragßbelitt in ber Weiſe gültig, daß ber Verlegte auf fein Antrags- 
echt verzichtet, ber Gegner eine Leiftung auf fi nimmt. Wird ber 
Antrag gleichwohl geftellt, fo bietet der Vergleich dem Strafverfahren 
fein Hindernis. Der Vergleich erreicht feinen Zweck durchgegen- 
feitiges Nachgeben, indem entweber jebe Partei von dem 
bisher eingenommenen Stanbpuntt ein Stüd zurüdtritt oder indem 
von ber einen Geite ein Anertenntni bzw. ein Verzicht hinſichtlich 
des ganzen geltenbgemachten Anſpruchs erflärt und von ber andern 
Seite eine Gegenleiftung itgendwelcher Art (4. ®. Tragung ber Pro—⸗ 
zebtoften) übernommen wird. Diefe Gegenfeitigfeit ift es, welche 
den Vergleich vom bloßen Anerkenntnis ober Erlaß unterfcheibet, 
denn obwohl ber Vergleich ein Anerkenntnis oder einen Erlaß ent⸗ 
halten kann, bilbet dieſe Erklärung boch immer nur bie bon einer 
Partei übernommene, einer Gegenleiftung der andern Partei 
gegenüberftehende Leiftung. 

Da der Vergleich den Rechtsgrund bes bisherigen ungewiſſen 
Rechtsverhältniſſes nicht ändert, fehlt im bie nobierenbe Kraft. Diefe 
Kraft kann ihm aber durch den Willen ber Parteien beigelegt werben. 

Der Vergleich ift nach heutigem Recht ein Konfenfualbertrag. 
Nach römifhem Rechte bildete er ein klaglofes Paltum, fpäter wanbte 
man auf ihn die Grunbfäße über Innominatkontrakte an, indem man 
in ber von ber einen Partei geleifteten Erfüllung die eine tlagbare 
Verpflichtung des andern Teils erſt begrünbende Vorleiftung (bie 
res) erblidte und dem Vorleiftenben bie actio praescriptis verbis 
und traft des jus poenitendi bie Befugniß zur Rückforderung bed 
von ihm Geleifteten gab. Da die verpflichtenbe Kraft des Vergleicht 
aber nad) jehigem Necht in ber Willenseinigung ber Kontrahenten 
Tiegt, To ift das Reurecht weggefallen. Daher tann jeber Zeil Er- 
fülung nur verlangen, wenn er feinerfeitö erfüllt ober Erfüllung an« 
geboten hat. 

Der Vergleich) wirft an ſich nur unter ben Parteien und für 
und gegen biejenigen Perfonen, bie nad) Abſchluß bes Vertrags als 
Rechtänachfolger in das feftgeftellte Rechtsberhaͤlinis eintreten. Doch 
Tann der Bürge fid) auf den zwiſchen bem Gläubiger und dem Haupt- 
ſchuldner abgejäjloffenen Vergleich zu feinen Gunſien berufen, und bie 
Erbſchaftsglãubiger find an den zwifchen ben Erbſchaftsprätendenten 
dereinbarien Vergleich gebunden, weil fie ſich nur an ben Erben halten 
tönnen und daher an denjenigen halten müſſen, ber durch den Ver⸗ 
gleich als Erbe anerkannt wirb.‘) J 

Wird ber Vergleich vor dem Amtsgericht in dem bon einer Partei 


7) 1.7$1,14D. 2,15,1.68 82 D. de fidei 46,1. $ 767 und 
8 1967 BOB. 
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veranlaßten Sühnetermine ($ 50) oder nad Erhebung ber Klage vor 
Gericht zum Zwede ver Beilegung bed Rechtsſtreits gefchlofien, fo 
ift er nicht nur Vertrag, fonbern zugleich vollſtredbarer Schulbtitel 
A 794 Nr. 1,2 3P0). 

Da bie Ungewißheit, welche Vorausſehung des Vergleichs iſt, 
in den meiſten Fällen in einem Irrtum einer oder beider Parteien 
ihren Grund hat, fo kann die Gültigkeit des geſchloſſenen Vertrags 
nicht in Frage geftellt werben durch einen Jrrtum über einen Um= 
fand, welcher Gegenftand des Streites ober ber 
Ungewißheit war, benn ber Befeitigung eben biefer Un— 
gemwißheit diente ber Vergleih. Ein Irrtum in ſolchen Umftänben 
aber, welche die Parteien bei Abſchluß bes Vergleicht als feftftehend 
angenommen haben (bie fefte Grundlage), würde nur ein Irrtum im 
Beweggrunde und daher ſowohl nach bißherigem Recht als nach $ 119 
BGB unerheblich fein. Da e3 aber in einem ſolchen Falle tatfächlich 
an einem Anlaffe zum Vergleiche fehlte, fo ift nach $ 779 BGB, ber 
in biefer Beziehung eine gemeinrechtlicde Streitfrage entfcheibet,!) der 
Vergleich un wirkſam, menn ber Streit oder bie Ungewißheit 
bei Kenntnis ber wahren Sachlage nicht entftanden fein würde. 
Diefen Irrtum nennt man Vergleichsirrtum. Aus biefem Grunde 
mar nad) römiſchem Rechte”) und ift nad) BGB nichtig ein Vergleich, 
nachdem das ben Gegenftand des Vergleichs bildende Rechtsverhältnis 
durch ein den Parteien unbekannies gerichtliches Urteil rechtskräftig 
feſtgeſtellt iſt. Irrten die Parteien über den Inhalt der von ihnen 
abgegebenen, ben Vergleich bildenden Erklärungen, fo ift er an= 
fehtbar nad den allgemeinen Grunbfägen. 


$ 137. Der Schiedävertrag. 


Im weiteren Sinne verfteht man unter Vergleich jebe Beſeiti— 
gung einer unter ben Parteien vorhandenen Rechtsungewißheit durch 
Varteierflärung. In diefem Sinne ift auch der Schiedsvertrag ein 
Vergleich, denn er befteht in ber „Vereinbarung, daß bie Entfheidung 
einer Rechtäftreitigleit burch einen ober mehrere Schiedsrichter er- 
folgen ſolle“ ($ 1025-3PO), und ber Schiedsſpruch ſchöpft feine dem 
rechtsträftigen Urteile des vom Staate beftellten Richters gleich— 
ftehenbe verbindliche Kraft aus ber Willeneinigung der Parteien. 
Daher hat jede Partei mährenb des Veftehens bes durch ben Schieds⸗ 
vertrag begründeten Rechtsverhältniſſes der vor dem ordentlichen 
Gericht erhobenen Klage gegenüber eine Einrede (exc. doli). Dieſe 


) Übereinftiimmend mit BGB indbefondere Winbfheib unb 
Dertmann: Der Vergleich im gemeinen Zivilrecht. 1895. Hebemann: 
Der um. 1903. 

LD. d. cond. indeb. 12, 6. 
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Einrebe ift eine prozeßhindernde ($ 274° ZPO), darf aber nicht mit 
der Einzebe der Unzuläfftgteit des Rechtswegs vermechfelt werben. 


Das römifche Recht verlangte für biefen Vertrag, deſſen Er- 
füllung dur Strafberſprechen verftärtt wurde und ber beöhalb 
compromissum (bon pocna compromissa) hieß, Stipu— 
lationsform, biß Yuftinian aud den formlofen Schiedsvertrag für 
gültig erklärte. Die römifchen Grunbfäge wurden gemeines Recht, 
das Teßtere aber erfuhr mande änberungen durch bie ZPO 
(88 851 ff. a. F.). Das BGB behandelt den Schiebävertrag nicht, 
es gelten baher für ihn in Zukunft Die befonberen Beftimmungen ber 
gr, ss 1025 ff.) und die allgemeinen Grundſähe bes BGB über 

erträge. J 


Der Schiedsvertrag iſt nach gemeinem und neuem Recht an 
keine Form gebunden, doch kann jeder Teil die Errich— 
tung einer ſchriftlichn Bertragsurkunde verlangen 
(8 1027). Er kann nur ein ſolches Rechtöverhältnis zum Gegen- 
ſtande haben, das der freien Verfügung der Parteien unterliegt. Er 
erforbert nicht, daß die zu entſcheidende Rechtöftreitigteit ſchon beftehe, 
er Tann vielmehr gültig geſchloſſen werben über alle bieienigen Gtrei- 
tigfeiten, die auß einem beftimmten Rechtsverhältnis etwa ent= 
flehen tönnen. 


Iſt der Schiebävertrag ein unter ben Streitenden gefchloffener Ber- 
trag, fo iſt das receptumarbitriderpondben Pa 
teien mit dem Schiedsrichter gefhloffene Ver— 
trag. Da biefer ein Att perfünlichen Vertrauens ift, erlifcht er mit 
dem Wegfalle des ernannten Schiedsrichters. Aber auch ber Schieds⸗ 
vertrag tritt außer Kraft, wenn in ihm ber Schiebgrichter benannt 
ift, Diefer aber aus irgendeinem Grunde den Spruch nicht fällt, denn 
in biefem Fall ift Die Perfon des Schiedsrichters mefentlich ($ 1033). 
Der Schiebävertrag tritt aud) in dem Yale außer Kraft, wenn bie 
Schiedsrichter den Parteien anzeigen, daß fi} unter ihnen Stimmen 
gleichheit ergeben habe. 


Der Schiedseidvertrag, d. h. die Vereinbarung, daß unter 
ben Parteien das gelten ſolle, was eine von ihnen durch einen außer⸗ 
gerichtlichen Eib befräftigen wird, kann jet nur noch als bebingter 
Vergleich Geltung haben, denn ber außergerichtliche Eid hat feine 
rechtliche Wirkung. Nah römifchem Rechte konnte auch bom 
Shiedseid felbft gefagt werben: juramentum speciem trans- 
actionis continet, weil Gegenftand des Schiedseides nicht bloß 
Zatfachen, ſondern auch Rechtöverhältniffe fein konnten und ber in 
jure geleiftete Eib das Urteil erübrigte. Nach gemeinem und neuem 

Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutihlands. IV. Aufl. 27 
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Rechte wirkt der zugefchobene Eid nur als beſonders Traftoolles Be— 
weismittel für behauptete Tatſachen.) 


$ 138. Die Bürgidaft. 


Die Lehre von ber Bürgfchaft wird hier am Schluffe des Ver- 
tragsrechts behandelt, weil die Haftung bes Bürgen fi) auf einen 
Vertrag gründet, Bürgfchaft aber für jede Art von Verbinblichteiten 
übernommen merben kann. 

1. Begriff. Die Bürgfchaft ift ein Fall der Juterzeſſion. Unter 
Interzeffion verſteht man jeden Eintritt in eine frembe Schuld durch 
Vertrag mit dem Gläubiger. In der Regel geſchieht der Eintritt in 
eine ſchon beftehende Schuld. In dieſem Falle tritt der neue Schuld⸗ 
ner entweber an bie Stelle bes bisherigen Schuldners (priba= 
t i ve nterzeffion), oder er tritt neben dieſen kumulative J.). 
Die privative Interzeſſion geſchieht entweder auf dem Wege ver Er = 
promiffion, wenn ber Eintritt des neuen Schuldners ohne Auf⸗ 
trag bes alten Schulbners, im Wege der Baffinbelegation, 
wenn ber Eintritt be& neuen Schuloners infolge Auftrags bei biß- 
herigen Schulbners vor ſich geht. Alles dies gilt ſowohl für das alte 
wie für das neue Recht. 

Die tumulative Ynterzeffion ift entweber 
Bürgfhaftoder Pfandbeftellung füreine fremde 
Schuld. Die Bürgfchaft bewirkt eine perfünliche und unbefchräntte, 
bie Pfanbbeftellung eine dingliche, alfo auf die Sache beſchränkte Hafs 
tung. Mit letzterem Yall ift nicht die Verfiherung ver Bürgfchafts- 
ſchuld dur Pfanbbeftellung zu verwechſeln, denn hier bleibt der 
Bürge perfönlich verhaftet. 

Auch der interzebiert, ber eine noch nicht beftehenbe Verbindlich— 
teit eingeht, die ohne fein Dazwiſchentreten ein anderer, um einen von 
ihm verfolgten med zu erreichen, hätte eingehen müffen (fog. 
intercesesiotacita).) 

Aber nicht jebes folche Gefchäft ift Interzeſſion. Nimmt X. ein 
Darlehn auf, um daß Gelb dem B., ber feinen Kredit hat, zuzu= 
imenben, fo werden zwei Darlehnäverträge, aber fein Interzeſſions— 
vertrag geſchloſſen: der Gläubiger muß wiſſen, daß fein Vertrags⸗ 
gegner bie Schuld nur im Intereſſe eines andern eingeht. 

Dur) den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet fi 
der Bürge gegenüber dem Gläubiger eines 
Dritten, für bie Erfüllung der Verbindlichkeit 
biefes Dritten einzuftehen ($ 765 BGB). 


) Darüber Näheres in meinem beui tfihen Eu 
L.8814,1.29 pr. D. 16, Is. 4,19 Cı gs 14, 145. 
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2. Geſchichte. Das ältefte römifche Recht kannte drei Formen 
der Verbürgung, bie sponsio, die fideipromiesio und bie fidei- 
jussio. In jedem alle bedurfte es einer stipulatio, und zwar 
lautet die Frage ideru dari spondes? bzw. idem fide promittis? 
ober idem fide tua esse jubes? Gie fehte eine rechtsgültige 
Hauptſchuld voraus und begründete eine klagbare Verpflichtung, auch 
wenn bie Hauptſchuld eine bloß naturale Obligation war. Die Vers 
pflichtung bes Bürgen mußte aber auf idem gehen; ging feine Er- 
tlärung auf mehr eder etwas anderes, jo war die Gtipulation nichtig. 
Im Haffifchen Rechte beftanden zwiſchen diefen drei Inftituten Unters 
ſchiede, boch find bie sponsio und bie fideipromissio in der nach- 
tlaſſiſchen Zeit außer Gebrauch getommen, im juftinianifchen Recht 
bat fi nur bie fideijussio erhalten. 

In ber Saiferzeit diente ber Verbürgung au das consti- 
tutumdebitialieni,b.h. ein pactum, durch das die Bes 
zahlung einer Schuld verſprochen wurde. Das e. hing nicht wie bie 
fideijussio bon der Wortform ber Gtipulation ab, es konnte daher 
auf einen andern Gegenftand gerichtet fein, und ging ed auf mehr ala 
bie Hauptſchuld, fo war es nicht nichtig, ſondern beitanb bis zur 
Höhe ber Hauptſchuld. Aber e8 hatte die Eigentümlickeit, daß es von 
einer fpäteren Aufhebung, in3befonbere von ber Verjährung ber 
Hauptſchuld, nicht berührt wurde. 

Das Constitutum mwurbe nicht gemeine Recht. Da aber 
bem gemeinen Rechte bie Gtipulationsform unbefannt mar, fo fiel 
hier alles das fort, was noch im juftinianifchen Rechte Folge der Ver⸗ 
tragäform war. Der Vürge konnie fich daher nach gemeinem Rechte 
unter härteren Bedingungen, felbft zur Leiftung eines andern Gegen- 
ſtandes, verpflichten, fofern nur die Identität von Haupt- und Bürg- 
ſchaftsſchuld gewahrt blieb. Denfelben freieren Stanbpuntt nimmt 
aud) das BGB (88 765, 767) ein. 

3. Das Velen der Bürgfhaft. Die Bürgſchaftsſchuld 
ift a) eine akzeſſoriſche, denn fie ſetzt das Beſtehen einer Hauptſchuld 
voraus. Hieraus folgt: 

aa) daß für den Bürgen eine Verpflichtung 
nurdannbeſteht, wenneine ſolchefür den Haupt— 
ſchuldner vorhanden iſt. Beruht alfo die Hauptſchuld auf 
einem nichtigen Vertrage, ſo iſt auch die Bürgſchaft nichtig; iſt der 
Vertrag anfechtbat, fo hat der Bürge nur eine auf bie Anfechtbarkeit 
gegründete bilatorifche Einrede; fteht dem Anſpruche be Gläubigers 
gegen den Hauptfchuldner eine Einrede entgegen, fo Tann fi ihrer 
auch ber Bürge bedienen, auch wenn ber Hauptſchuldner nad Ein- 
tritt bes Bürgen auf fie verzichtet. Hierin fimmen altes und neues 

27° 
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Recht überein (8 768); Tann aber der Hauptſchuldner aufrechnen, fo 
tann ber Vürge auf biefe Befugnis nur eine bilatorifhe Einrede 
gründen ($ 770); 

bb) daß die Verpflihtung des Bürgen den— 
felbenUmfanghat,miediebesHauptfdhulbners,; 
diefe umfaßt nad neuem Recht auch bie Vertragäzinfen; änbert fich 
dur Verzug oder Verſchulden die Hauptfchulb, fo ändert fi) auch 
die Bürgfhaftsfhuld. Dagegen kann der Schulbner nicht durd ein 
Rechtsgeſchäft die Verpflichtung bes Bürgen erweitern. Auch hierin 
flimmt das alte Recht mit dem neuen überein ($ 767). 

b) Die Bürgſchaftsſchuld ift eine jubfidiäre: der Bürge haftet 
nur, wenn ber Haupiſchuldner nicht zahlt. Das ältere römifche Recht 
dagegen behandelte Bürge und Schulbner ala Koörrealſchuld— 
ner. Der Gläubiger hatte daher die Wahl, ben Schuldner ober ben 
Bürgen zu belangen,!) doch wurde ber nicht Belangte durch bie Litis— 
Tonteftation des andern mit dem Gläubiger befreit. Auftinian gab 
dem Bürgen (in Nov. 4 cap. 1) bie Befugnis, bie Zahlung zu ver⸗ 
meigern, wenn ber Gläubiger nicht vorher duch Ausklagung beim 
Schuldner vergeblich Vefriedigung gefucht hatte (beneficium ober 
exceptio excussionis, Einrebe ber Boraustlage). Außer 
dem fiel die fonfumierenbe Kraft der Litisfonteftation weg. Diefer 
Nechtszuſtand wurde gemeines Recht, die Gubfibiarität der Bürg« 
ſchaftsſchuld hing demnad vom Willen bes Schulbners ab. Das 
BGB (8 771) ftimmt mit dem gemeinen Recht überein, indem es 
dem Bürgen bie Einrede der Vorausklage gibt, ſo 
lange nicht ber Gläubiger eine Zwangsvoll— 
ftredunggegenben Hauptjhulbner ohne Erfolg ver— 
Tut hat. Handelt es fi) aber um eine Gelbforberung, fo kann 
der Gläubiger ſchon dann auf ben Bürgen greifen, wenn er aus ben 
beweglichen Sachen bes Hauptfchulbners feine volle Befriedigung 
erlangt ($ 772). Die Eintebe Hat auffchiebende Wirkung, und erft 
wenn fie borgebracht ift, braucht ber Gläubiger ben Beweis für den 
bereit3 borgenommenen Zwangsvollſtreckungsberſuch anzutreten. Sie 
fällt meg, wenn die Bürgfchaft für den Bürgen ein Handels— 
geſchäft und ber Bürge Vollfaufmann ift, wenn er auf fie ver— 
zichtet hat, wenn die Rechtäverfolgung gegen den Schuldner infolge 
einer nad) Übernahme ber Bürgfchaft eingetretenen Ünberung des 
Wohnſitzes, des Aufenthaltsortes ober der gewerblichen Nieberlaffung 
weſentlich erſchwert, wenn der Schuldner im Konkurſe und wenn an— 
aunehmen ift, Daß die Zwangsvollſtreckung gegen den Schulbner nicht 


’) Nach älterem deutſchem Recht Haftete nur ber Bürge („ben Bürgen 
muß man würgen“). 
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— nung des Gläubigers führen werde ($$ 349, 351 HGB, 

Wird auf die Einrede der Vorausklage verzichtet, fo jpricht man 
von ſelbſtſchuldneriſcher Bürgfhaft. Der Verzicht 
hebt nur die Subfibiarität, nicht auch bie Abhängigfeit der Bürg- 
ſchaftsſchuld auf (RG bei Geuff. 50, 153). 

c) Mitbürgen batten nad) einem Neftripte Habrians 
(epistola Divi Hadriani) das fog.beneficium divisio- 
nis, d. 5, fie fonnten verlangen, daß der Gläubiger feine For⸗ 
derung unter ven zahlungsfähigen Bürgen teile. Die Zahlungs- 
fähigkeit des Mitbürgen hat der belangte Bürge zu bemeifen, denn 
bie Berufung auf bie Rechtswohltat war eine Einrede und hatte zur 
Folge, daß der Gläubiger nunmehr gegen jeden einzelnen Bürgen eine 
befonbere, auf einen Teil des Schulbbetrages befchräntte Forderung 
hatte. Die Rechtsmohltat wurde gemeines Recht, aber das HGB ver— 
fagte fie für den Regelfall (Art. 281), und das BGB Hat das 
benef.divisionis ganz befeitigt: mehrere Bür— 
gen haften als Gefamtfhulbner ($$ 769, 774 Abf. 2, 
426). 


d) Der Gläubiger übernimmt dem Bürgen gegenüber aber auch 
die Pflicht, feine Rechte forglich zu mahren, damit die Lage des Bür- 
gen nicht verfchlechtert werde. Diefen jedenfalls vom gemeinen Rechte 
(RS 18, 235. Seuff. 52, 280) anerfannten Grunbjaß ſpricht $ 776 
BGB aus, indem es in ben beftimmten Fällen (Aufgabe von Vor— 
zugs⸗ und Pfandrechten oder Aufgabe bes Anſpruchs gegen den Mit- 
bürgen) den Bürgen infomeit von feiner Haftung entbindet, ala ber 
Bürge auß biefen — mit ber orberung auf ihn übergegangenen 
— Rechten hätte Befriebigung finden können. 

e) Hat ver Bürge den Gläubiger befriedigt, fo fann er Er— 
ftattung vom Schuldner verlangen, wenn das unter ihnen 
beftehenbe Rechtsverhältnis ihm eine ſolche Befugnis gibt. Er wird 
demnach in ber Regel die a. pro socio haben, wenn er Sozius des 
Schuldners ift und al folcher gebürgt Hat. Der Schulbner ift als 
Auftraggeber verpflichtet, wenn er zur Zahlung oder aud) nur zur 
Vürgfhaftsübernahme und damit zur Zahlung Auftrag gegeben; er 
haftet ala Geſchäftsherr, wenn die Zahlung al Gefchäftsbeforgung, 
alfo mit dem animus obligandi, erfolgt ift. Unabhängig von die— 
ſem unter ihnen beftehenden Rechtsverhältnis erwirbt ber Bürge einen 
Erftattungsanfprud dadurch, daß er fraft des ihm zuftehenden Re— 
tentionstechtes (benefcium cedend. actionum) die Zahlung ba= 
von abhängig madt, daß ihm ber Gläubiger die zu bezahlenbe For⸗ 
derung abtritt. Crfolgt die Zeffion, fo erwirbt der Bürge den An⸗ 
fpruch bes befriebigten Gläubiger mit allen Vorzügen und allen 
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Mängeln (Vorzugsreht im Konkurſe, kurze Verjährungzfrift u. a.). 
Das BGB ftimmt mit diefen Grunbfäßen des gemeinen Rechtes über- 
ein, doch tritt ber Übergang ber getilgten Forderung auf ben Bürgen 
von Rechts wegen ein ($ 774). Gerät der Schulbner in Kon— 
turs, fo fann ber Vürge feinen Regreßanſpruch als auffchiebend- 
bedingte Forderung anmelden. 

f) Der Bürge kann vom Hauptfhulbner Befreiung von ber 
Bürgfchaftsverpflichtung verlangen, nad} altem Recht, wenn ber Haupt» 
ſchuldner zu verſchwenden anfing ober bie Tilgung ber Schuld uns 
gebührlich verzögerte, nach neuem Rechte (8 775), wenn fich bie Ver— 
mögen&berhältniffe des Schuldners mefentlich verfchlechtern, wenn 
die Rechtsverfolgung gegen ben Haupiſchuldner infolge einer nad 
Übernahme der Vürgfchaft eingetretenen Verlegung feines Aufent- 
halts ober Wohnſihes wefentlich erſchwert wird, wenn ber Haupt- 
ſchuldner in Verzug gerät, und wenn der Gläubiger gegen den Bür— 
gen ein bollftredbares Urteil auf Erfüllung erwirkt hat. Voraus— 
geſetzt ift dabei, baß bie Bürgſchaft im Auftragedes Schuld— 
ners übernommen iſt, oder daß der Bürge gegen den Schuldner 
einen Anſpruch aus unbeauftragter Geſchäftsführung, alſo wenn er 
mit bem animus obligandi gebürgt bat. Andernfalls beſteht zwi— 
ſchen Bürgen und Schulbner fein Rechtsverhältnis. 

4. Gegenftand der Bürgfchaft Tann nah altem und neuem 
Rechte jebe, auch die bebingte oder betagte ober klagloſe Verpflichtung 
des Hauptſchuldners fein ($ 765). 

5. Form. Im Gegenfahe zum früheren Recht hängt nad BGB 
(8 766) bie Gültigfeit der Bürgfchaft von ber Schriftlichkeit der vom 
Bürgen abgegebenen Verpflichtungserklärung ab, während bie An— 
nahmeertlärung des Gläubiger8 formlos erfolgen fann. Doc ift 
aud) bie Verpflichtungserflärung dann an feine Form gebunden, 
menn bie Bürgfchaft auf feiten des Bürgen ein Hanbelägefhäft und 
der Bürge Vollkaufmann if. Erfüllung der Hauptverbindlichkeit 
durch den Bürgen heilt den Mangel der Form. 

6. Ende der Bürgſchaft. Die VBürgfchaft endet mit Aufhebung 
der Hauptfhuld. Da bie Vereinigung ber Yorberung mit der Haupt» 
ſchuld nad) altem und neuem Rechte nicht immer eine endgültige Aufs 
bebung ber Schuld bewirkt, dauert auch die Bürgſchaftsſchuid fort. 
Vereinigt fi aber Forberung und Bürgſchaftsſchuld, fo ging nad 
altem Rechte bie Bürgfchaftsfchuld unter, nach neuem Rechte bleibt 
fie beftehen. Der Grunbjaß des beutfchen Recht, dab bie Bürg⸗ 
ſchaftsſchuld mit dem Tode des Bürgen erlifcht (weil ber Bürge 

" Geißel war), ift vom römifchen Rechte befeitigt und vom BGB nicht 
wieber aufgenommen worden. Das neue Recht aber gibt im Gegen» 
Tage zum gemeinen Rechte, nach welchem bier bie allgemeinen Grund⸗ 


Die einzelnen Schuldverhältniſſe. $ 138. 423 


fäße gelten, für ben Fall einer zeitlich begrenzten Bürgſchaft die Wor- 
ſchrifi, daß der Bürge nicht mit dem Eintritt des Zeitpunftes, ſondern 
erft dann frei wird, wenn ber Gläubiger die Rechtsverfolgung gegen 
den Hauptſchuldner nicht unverzüglich betreibt ($ 777). 

7. Arten der Bürgſchaft. Wer fich für den Bürgen verbürgt, ift 
Nahbürge (Afterbürge), wer für bie Regreßſchuld bes Haupt 
ſchuldners Bürgſchaft übernimmt, tft Rüdbürge. 

Der Verbürgung diente ferner im römifchen und bient im 
heutigen Rechte der Kreditauftrag (mandatum qualificatum), 
db. i. ber Auftrag,einem andern (buch Gewährung ober 
Verlängerung bes Kredits) auf Gefahr des Auftrag- 
geber3 (b. i. in eigenem Namen unb für eigene Rechnung $ 778 
BGB) zu Treditieren. Das Rechtsgeſchäft unterliegt nad 
altem und neuem Rechte den Grunbfägen vom Auftrag, es ift alfo 
bor ber Ausführung bes Auftrags dem Wiberruf außgefept und er- 
lifcht mit dem Tode des Mandanten oder des Manbatard. ft es 
ausgeführt, jo hat ber Manbatar die a. mandati contraria auf 
Erftattung des Geleifteten, und zwar au bann, wenn eine Ver— 
pflichtung des Krebitempfängerd wegen deſſen Geichäftsunfähigteit 
nicht enifteht. Dem Mandanten fteht zur Erzmingung ber AÄus— 
führung des Auftrags die a. mandati direeta zu Gebote. Der 
Kreditauftrag iftnihteine Unterart ber Bürg- 
ſchaft, mohl aber fteht nad) Ausführung des Auftrags die Haf= 
tung des Auftraggeber8 gegenüber dem Beauftragten unter ben 
Grunbfägen von der Bürgſchaft (8 778: „als Bürge“). Daher unter- 
liegt der Auftrag nach neuem Rechte nicht der Schriftform (RG 50, 
160), der Auftraggeber hat aber die Einrebe der Vorausklage. 

Ber im Namen und für Rechnung bes Auftraggebers frebi- 
tiert, erlangt nad) altem und neuem Recht einen Anſpruch nicht gegen 
den Krebitempfänger, fonbern nur gegen ben Xuftraggeber, von einem 
ber Vürgfchaft ähnlichen Verhältnis ift hier alfo feine Rebe, 

8. Unzuläffige Bürgihaft. Ein Senatus consultum (Velle- 
janum) vom Jahre 56 n. Chr. gab meibliden Berfonen 
bie Befugnis, eine von ihnen eingegangene Anterzeffion anzufechten, 
und zwar buch Einrede wie durch condictio indebiti. Die Er- 
füllung der fremden Verbinblicteit hing alfo vom freien Willen der 
Interzedentin ab, doch gab es zahlreiche Ausnahmefälle, in melden 
das beneficium verfagte. Yuftinian ging im Schutze ber rauen 
noch weiter: er unterwarf jebes Interzeſſionsgeſchäft einer weiblichen 
Perſon einer Form (öffentliche und von drei Zeugen unterfchriebene 
Urkunde) und erklärte jebe nicht in biefer Form abgegebene Er— 
tlärung für nichtig, die formell gültige Erklärung aber für anfecht» 
bar nad) dem Grundfäßen des Sct. Vellejanum; endlich erklärte er 
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jebe von einer Ehefrau für ihren Mann abgegebene Inter— 
zeſſionserklärung für nichtig, auch wenn die Form beobachtet wurbe 
(Nov. 134 c. 8 und fog. Auth. si qua mulier). Das kanoniſche 
Recht ließ diefe fog. „weiblichen Rechtswohltaten“ verloren gehen, 
wenn bie Frau ihre Verpflichtung eiblich befräftigte.e Doch wurde 
dieſer Sat nicht gemeines Recht. Statt beffen verlangten einzelne 
Bartitulargefege gerichtliche Form und Belehrung ber Frau über ihre 
Rechte durch ben Richter (certioratio), Das HGB (Art. 11) und 
die Gem.:D. ($ 11) ftelten Hanbelö- und gewerbetreibenbe Frauen 
den Männern gleich, wenn es fi um eine aus dem Handels- ober 
Gewerbebetriebe entftandene Verbinblichteit handelte, und bag BGB 
enthält für Interzeſſionen meiblicher Perfonen überhaupt feine Bes 
flimmungen: damit find alle Anterzeffionsbefchränfungen bes weib⸗ 
lien Geſchlechts fortgefallen. 


9. Wechſelbürgſchaft wird dadurch übernommen, daß ber Bürge 
bie Wechſelerklärung des Hauptſchuldners ſchlechthin oder mit dem 
Zuſatz „als Bürge“ unterzeichnet. Sie begründet ein Geſamtſchuld— 
verhältnis ohne Eintebe der Vorausklage (Urt. 81 WHO). Eine 
mechfeltechtliche Verpflichtung entfteht nicht, wenn für eine Wechfel- 
ſchuld nicht auf dem Wechſel felbft Bürgfchaft übernommen wird, 
in dieſem alle hat daher der Bürge die Einrede der Vorausklage. 
Wirb aber für eine zivilrechtliche Schuld durch Abgabe einer Wechfel- 
erklärung Bürgfchaft übernommen, fo unterliegt bie Zuläffigteit der 
.exceptio excussionis dem Art. 82 WO. 


10. Ein ber Bürgſchaft ähnliches Geſchäft ift der Garantiever- 
trag. Durch biefen übernimmt ber eine Teil die Verpflichtung, dem 
andern biejenigen Vorteile zu gewähren, bie dieſer aus einem geroiffen 
Unternehmen zu ziehen hofft. Dieſes Gefhäft fommt am häufigften 
in ber Geftalt vor, daß der Staat ober eine öffentlich-rechtliche Kör— 
perfchaft einer gemeinnüßigen Aftiengefelfcaft einen beftimmten Er= 
trag gewährleiftet (vgl. $ 180 HGB). Der ©. begründet eine einfeitige, 
von einer Gegenleiftung unabhängige Verpflichtung. Bürgſchaft und 
Verſicherung wollen Schuß gegen ein bem Vermögen von außen her 
drohendes Ereignis gewähren, ber Garantievertrag aber will gegen 
eine im Unternehmen felbft liegende Gefahr fihern. Weber das bis⸗ 
herige, noch das neue Recht enthalten Beftimmungen über ben 
Garantieverirag. 


Obligationen aus Nicht· Rechtsgeſchäften. 88 139, 140. 425 


U Pbligativnen aus Richt-Rechtsgeſchäften. 
1. Die Obligationen aus unerlaubten Handlungen. 
8 139. Überbiid. 


Der heutige Sprachgebrauch unterfcheivet rechtswidrige und uns 
erlaubte Handlungen. Rehtsmibrig ift alles, mas gegen das 
Recht verftößt, gleichviel ob ihm das Verſchulden einer Perfon zus 
grunde liegt ober nicht. Rechtswidrig ift baher auch bie Verlegung 
vertragsmäßig begrünbeter Rechte durch ben Verpflichteten. Mit den 
Folgen bie fer Rechtswidrigkeiten, die fi) zumeift in Unterlaffungen 
äußern, hat es die Lehre von den Verträgen zu tun. Dan nimmt 
fie aus, wenn man bon unerlaubten Handlungen fpricht, aber 
auch diefe find Rechts mibrigfeiten, denn das, was nur gegen bie 
Sitte verftößt, wird zur unerlaubten Handlung im Rechtsſinne bann, 
wenn bad Recht an die unſittliche Handlung Folgen knüpft. Ein 
und dasſelbe Verhalten kann aber zugleich Vertragsverlegung und 
unerlaubte Hanblung fein, wern nämlich dieſes Verhalten auch in 
dem Fall eine Rechtswidrigkeit enthalten würde, wenn ein Vertrags- 
verhältnis nicht beſtände, 3. B. es befchäbigt jemand eine Sache, bie 
ihm in Verwahrung gegeben ift. Werner ift unerlaubt nur ein 
ſchuld haftes Verhalten. Daher zählt man diejenigen Berpflich- 
tungen, bie auf Grund befonderer gefeglicher Vorfchrift durch ein 
berechtigtes Handeln deshalb entjtehen, weil dieſes Handeln einen 
andern ſchädigt, zu den gefetlichen Obligationen. 


$ 140. Geſchichtliche Entwiclung. 


Das römifche Recht ließ nicht aus jeder unerlaubten Handlung 
eine Verpflichtung eniftehen. Nur wenn die Handlung 
einen bejtimmten, vom Geſetz ober prätorifchen Edikte be— 
ſonders aufgeftellten Tatbeftanb erfültte, entftanb eine 
Rechtsfolge: ed gab nur einzelne beftimmte Privatdelikte. 
Delictum privatum aber nannte man eine unerlaubte 
Handlung dann, wenn ihre Rechtsfolge in einem dem Verletzten ge— 
gebenen Privatrechtsanfpruche beſtand. Das, was auf Grund biefes 
Anſpruchs an den Berechtigten zu leiften war, bilbete entweder ben 
Erfaß des ihm zugefügten Schadens ober eine Strafe ober beides. 
Daher waren bie Privatdelitte eine Ergänzung bes Tüdenhaften 
öffentlichen Strafrechts. Der Schabenserfaß bildet nur eine Aus— 
gleihung bes entſtandenen Vermögensverluſtes, barf alfo biefen 
Verluſt nicht überjteigen, die Strafe mar eine unabhängig von einem 
Schaden an den Verletzten zu bdewirkende Vermögensleiſtung, fie 
lonnte alfo eine Bereicherung des Verlegten zur Folge haben und mar 
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geeignet, dem Gekränkten eine Genugtuung zu gewähren auch in dem 
Tale, daß ein ibeelles Rechtsgut verlegt war. 

Die Privatbelitte bes römifchen Rechts waren: 

1. Da& furtum (contrectatio rei fraudulosa lucri faciendi 
gratia vel ipsius rei vel etiam usus ejus possessionisve |. I 
$ 3 D. 47, 2). Zu feinem Tatbeftande gehörte alfo (im Gegen- 
Tag zu $ 242 StGB) getvinnfüchtige Abficht und e8 Tonnte begangen 
merben durch Entziehung ber Sache felbft, mochte fich diefe in frem⸗ 
dem ober in eigenem Beſitz befinden (es umfaßt daher auch bie Unter- 
ſchlagung des heutigen Rechts), durch rechtswidrige Entziehung des 
Gebrauchs (indem 3. B. der Verwahrer bie aufbewahrte Sache in 
Gebrauch nimmt) und durch Entziehung des Beſitzes (indem 3. B. 
ber Eigentümer dem Fauftpfandgläubiger die Pfandfache megnimmt). 
Endlich fiel unter das furtum die wiffentlihe Annahme einer nicht 
gefhuldeten Leiftung (nad; jetzigem Rechte Betrug). Das furtum 
erzeugte für jeden durch die Tat Geſchädigten gegen ben fur, feine 
Gehilfen und Anftifter bie a. furti, welche entweder auf das Viers 
fache ober auf das Doppelte bes lägerifchen Intereſſe ging, je nach— 
dem ein furtum manifestum ober nec manifestum vorlag (b. h. 
ber fur bei der Tat ober unmittelbar nachher ergriffen wurde ober 
niet), und für den Eigentümer gegen ben fur bie condictio furtiva 
auf Zurüdgabe des Entivendeten und vollen Schadenserſatz. Straf- 
tlage war alfo nur bie a. furti. Als ſolche wurde fie nicht 
gemeines Recht, ging in diefem vielmehr nur auf Schadenserſatz, und 
ftand denjenigen Perfonen und gegen diejenigen Perfonen zu, denen 
und gegen bie fie das römifche Recht gab, und natürlich, in allen 
Fällen eines furtum, nicht etwas bloß im Falle eines Diebftahls 
oder einer Unterfchlagung im Einne des heutigen Strafrechts. 

2. Nur ein Fall bes furtum mar bierapina, d. h. das mit 
Gemalt gegen bie Perſon verübte furtum. 

3. Die Injuria!) war widerredtlihe Betätigung 
einer Nihtahtung fremder Perſönlichkeit und 
Tonnte fich in den verfchiedenften Formen äußern; man zählte zu ihr 
im römiſchen Recht insbeſondere die Körperverlegung und bie un= 
befugte Betretung fremder Grunbftüde. Zu ihrem Zatbeftande ges 
hörte aber Vorſaß (animus injuriandi), d. 5. das Bewußtſein von 
ber ehrverlegenden Natur der Handlung. Die ſchwere Körperver⸗ 
letzung zog nad) ben zwölf Tafeln bie Strafe der Zalion, jede andere 
Körperverlegung eine Gelbftrafe von 25 as nadh fi. Da ſich Die letzt⸗ 
genannte Strafe ald unzulänglic; erivieß, gab der Prätor eine aesti- 


») Leonhard: Der Schuß ber Ehre im alten Rom. 1902. Thiel: 
injurid und Beleibigung. 1905. ’ ii 
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matoria injuriarum actio, d. 5. eine auf arbiträre Gelbftrafe 
gerichtete Klage. Immer aber war ber Nachteil, ver dem Täter zu» 
gefügt wurde, nit Schabenderfag, fondern Strafe die den eiwa 
augefügten Vermögensſchaden mit zu deden hatte. Die Klage auf 
Privatſtrafe wurde zwar gemeine Recht, vom $ 11 Eint.&ef. zur 
StPO aber für die Fälle ber Veleibigung und Körperverletzung be» 
feitigt, da nach ihm die Verfolgung biefer Vergehen nur nad der 
StPO fattfindet. Hieraus und aus ben 88 185 ff. StGB folgt, 
daß nur im Wege des Strafprozeffes verhandelt unb nur 
auf eine öffentliche Strafe erfannt werben kann. Denn auch 
bie Privattlage ber StPO führt zu einem Strafprozeß und zu 
öffentlicder Strafe. Yür alle andern Fälle der injuria blieb die 
römifch-rechtliche injuriarum actio ftehen.t) Hat bie üble Nachrede 
(8 186) ober die Verleumbung ($ 187 StGB) nachteilige Folgen für 
die Vermögensverhältniffe, den Erwerb oder das Forikommen des 
Zeleibigten, fo fann vom GStrafrichter außer auf Strafe auf eine 
an ben Verlegten zu zahlende Buſje (bit zu 6000 ME.) ertannt wer⸗ 
den. Die Buße enthält den Erfaß des Vermögensſchadens, die Zuer= 
tennung einer Buße fhließt deshalb die Geltendmachung eines wei⸗ 
teren Entſchädigungsanſpruchs aus ($ 188 StGB). 

4. Das damnum injuria datum (Sachbeſchädigung) mar 
Gegenftand ber etwa im 3. Jahrhundert v. Chr. erlaflenen lex 
Aquilia. Nach ihrem erften Kapitel hatte berjenige, ber einen 
fremden Stlaven oder ein vierfüßiges Herbentier tötete, dem Eigen- 
tümer den höchſten Wert, den die Sache im letzten Jahre gehabt 
hatte, und nach bem britten Kapitel berjenige, ber eine Befchäbigung 
durd) urere, rumpere, frangere verurfachte, den Höchften Wert, 
den die beſchädigte Sache innerhalb ber legten 30 Tage gehabt hatte, 
zu erfegen. Der Anſpruch fand nur dem Eigentümer zu und fehte 
ein damnum corpore corpori datum, d. h. eine unmittelbare Ein⸗ 
wirkung voraus, war aber nicht nur im all eine Vorfaes, fon- 
dern auch im Falle jeden Grades von Verfehen gegeben (in lege 
Aquilia et levissima culpa venit). Die Klage bezwedie den 
Erſatz des Schabens, hatte aber bie Natur ber Strafflage infofern, 
als ber Beklagte zu mehr als zum Erſatze des wirklichen Schabenz 
verurteilt werben Tonnte. 

Von ber lex Aquilia nahm bie fpätere Entwicklung ihren Aus» 
gang. Sie felbit war zu inapp und erfuhr beahalb ſchon im 
tömifchen Rechte mehrere Erweiterungen durch bie prätorifche Praxis. 
Zuerft gab man eine a. leg. Aquiliae utilis, wenn der Schaden 


?) Zehtereß ift fehr beftritten. Dal. jebod dv. Jhering in dem Jahrb. 
für Dogmatil. Bd. 23 Nr. 6, 
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durch eine nur mittelbare Einmwirfung auf die Sache verurfacht war 
(3. 3. Verhungernlaffen durch Einfperrung eines Tiers), ferner wenn 
nicht Die Sache felbft gerftört ober beſchädigt, ſondern nur der Eigen- 
tümer um die Sache gebradt (1. 27 $ 21 D. 9, 2, modernes Beifpiel 
ſ. RG 40, 205), ferner wenn ein freier Menſch törperlich verlegt 
murbe; endlich gab man bie Klage auch dem reblichen Beſitzer und 
dem binglich Berechtigten und nicht bloß auf den Sachwert, fondern 
auf das gefamte Intereſſe. Das gemeine Recht übernahm dieſe Er- 
mweiterungen, aber es nahm ber Klage die Strafnatur, indem es bei 
Bemeſſung bes Schadens nur die Zeit der Schabenszufügung berüd- 
fihtigte. Das StGB gibt in allen Fällen der Körperberlegung dem 
Beſchädigten den Anſpruch auf eine Buße ($ 231), und das Reichd- 
Haftpflichtgefeg vom 7. Juni 1871 fieht in gewiſſen Fällen ber 
Zötung ober Körperberlefung auch von dem Nachweife eines Ver- 
ſchuldens des Täters ab. 

5. Von Wichtigkeit für die Rechtsentwicklung war ferner bie 
Haftung wegen dolus. Wer jemandarglifiig Shaben 
aufügte, haftete auf bie vom Prätor Aquilius Gallus (66 v. Ch.) 
eingeführte a. doli für das volle Intereffe, nach 2 Jahren noch auf 
bie Vereicherung, aber die Klage mar eine jubfibiäre, b. 5. nur dann 
anmenbbate, wenn eine anbere Klage nicht zum gleichen Ziele führte. 

Das fpätere römifche Recht führte für eine Reihe von Einzel- 
fällen noch befonbere (unten zu erwähnenbe) Deliktsklagen ein, immer 
aber war ein Schabenserfaganfprud nur dann gegeben, wenn einer 
der vom Recht als Delikt befonbers bezeichneten Tatbeſtände vorlag. 
In ber Lehre des gemeinen Recht? machte fih unter dem Einflufle 
der naturrechtlichen Schule die Anficht geltend, daß jebe buch Ver⸗ 
ſchul den herbeigeführte Vermögens-, nicht bloß die Sach— 
befchädigung, zum Erſatze verpflichte, und dieſe vom allgemeinen 
Rechtsbewußtſein verlangte Ausdehnung der Schadenserſatzpflicht 
ging in das preußiſche Landrecht ($ 12 I 6) und ben code civil 
(Art, 1382) über. Die fpätere gemeinrechtliche Lehre führte 
den Nachweis, daß biefe Ausdehnung den römifchen Quellen nicht 
entſpreche, und die gemeinrechtliche Praris Hatte nicht die Kraft, ſich 
bon biefer Lehre loszuſagen (vgl. insbeſondere RG 9, 163; 23, 131). 

Die Reich- und Landesgeſetzgebung hat den aus dem römifchen 
Recht übernommenen einzelnen Delikten andere Hinzugefügt (3. B. 
bie Verlegung des Urheberrechts). 


8 141. Das neue Recht. Standpunft des BEB. 


Das BGB weicht vom gemeinen Recht grunbfägli ab, in= 
dem es die außerfontrattlide Schadenserſatz— 
pflihtnihtandie Erfüllungeinzelner beftimm= 
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ter Zatbeftänbetmüpft, es ift aber auch nicht dem preußi— 
Ten Landrecht und dem code eivil gefolgt, indemespdie Auf- 
fellung eines einbeitlihen Delittäbegriffes 
vermeidet. Trot feines Schweigens ift auch nad) ihm Delilt die 
rechtswidrige und ſchuldhafte Verlegung fremder rechtlich gefchüßter 
Intereſſen. 

Es ift daher feſtzuſtellen, welche Intereſſen rechtlich geſchützt, 
b. 5. Rechtsgüter find. Das BGB geht dabei in der Weiſe zu 
Werte, daß es 

1. zunächſt in $ 823 Abſ. 1 diejenigen Güter auf- 
führt, die unzweifelhaft Rechtsgüter find, d. h. 
das Leben, ben Körper, bie Gefunbheit, die Freiheit, das Eigentum 
und „fonftige Rechte“; 

2. alsdann in $ 823 Abſ. 2 zur Vermeidung von Zmeifeln dar⸗ 
auf hinweiſt, daß diejenigen Intereſſen, deren Schuß durch ein be= 
ſonderes Geſetz bezmwedt wird, Rechtögüter find; 

3. enblich in den $$ 824—826 Intereſſen aufführt, deren Eigen- 
ſchaft als Rechts güter bisher nicht feftftand, die es alfo ſelbſt zu 
NRechtsgütern erhebt. 

Dem BGB fehlt danach allerdings eine umfaſſende Begriffs— 
erflärung der unerlaubten Hanblung, e8 eignet ihm aber gegenüber 
jenen Gefegbüchern, welche einen ſolchen Begriff anzuftellen ver- 
fuchen, eine fehärfere Begrenzung deſſen, was nad; feinem Willen 
Rechtsſchutz genießt. Diefer Rechisſchutz ift gegenüber dem biöherigen 
Recht ein umfaffender, aber er ift nicht überall der gleiche. 


$ 142. Die unerlaubte Handlung. 


I. Begriff. Nicht jede rechtswidrige Verlegung eines fremben 
Rechtsguts if eben ſchon deshalb unerlaubte Handlung und erzeugt 
einen Schabensanfprud. Das BGB hat nit dad Veran- 
laffungspringzip, nad meldem jede Handlung ſchadens— 
erfagpflictig macht, wenn fie im urfäclichen Zufammenhange zu dem 
Schaben eined anbern fteht, ſondern in üÜbereinftimmung mit dem 
Fisherigen Rechte dad Verfhulbungsprinzip angenommen, 
nad welchem eine Schabenzerfagpflicht nur dann entjteht, wenn bie 
Schädigung verfäulbet if. Eine unerlaubte Handlung 
ift nad BGB alfo nur die verfhulbete rechts widrige 
Verlegungeines fremden Rechtsguts. In allen den— 
jenigen Fällen, in benen das Geſetz die Pflicht der Entfhäbigung 
an eine rehtmäßige ober zwar an eine rechtswidrige, aber ſchuldloſe 
Handlung Tnüpft, können nit bie Grunbfähe von unerlaubten 
Handlungen, fondern nur zuerſt die befonderen gefeglichen Be— 
fimmungen, melde hier bie Entf häbigung wollen, und dann bie all» 


430 Zweites Bud: Das Recht der Schuldverhältniffe (Obligationenregit). 


gemeinen Grunbfäße bes BGB über Schulbverhältniffe Anwendung 
finden: fie find gefegliche Obligationen und müffen an anderer 
Stelle behandelt werben. 

Das BOB ftelt aber nicht für alle unerlaubten Handlungen 
gleiche Voraußfegungen auf. 

1. Der $ 823 Abſ. 1 ftellt Leben, Körper, Geſundheit, Freiheit, 
Eigentum und „fonftige Rechte“ unter Schub. Die herrſchende Lehre 
zählt zu dieſen fonftigen Rechten nicht bie Forderungsrechte, ba dieſe 
nicht von einem Dritten, fonbern nur vom Schuldner verlegt werden 
tönnten.!) Das Eigentum aber ift nicht nur im Yale gänzlicher Ent- 
aiehung, ſondern aud im alle vorübergehender Beſchränkung ver= 
left (RG 22, 210. 1. 33 D. 4, 3), 

2. Der $ 823 Abſ. 2 legt eine Erfagpflicht demjenigen auf, der 
gegen ein zum Schuß eines anbern erlafjenes Geſetz verflößt. Damit 
find vor allem diejenigen Reichs⸗ und Lanbeögefege gemeint, die biß- 
ber ſchon ein beftimmtes Handeln mit ber Schabenzerfahpflicht be 
drohten, es zählen hierher aber auch diejenigen Reichs- und Landes—⸗ 
gefeße, die ein beftimmtes Verhalten unter Strafe ftellen ober ein 
gewiſſes Verhalten ohne Strafanbrohung gebieten und verbieten. Ob 
duch das Geſetz die Gefamtheit oder nur beftimmte Menfchen ge 
fügt werben, ift gleichgültig, denn in der Gefamtheit ift auch der 
einzelne geſchützt. Hierher gehört alfo namentlich die große Zahl der 
PVolizeigefege und namentlich au bie Arbeiterverſicherungsgeſetze, 
infomeit fie Verpflichtungen auferlegen im Intereſſe verſicherungs⸗ 
pflichtiger Berfonen. 

In beiben Fällen (zu 1 und 2) ift Vorausſetzung der Entſchädi—⸗ 
gungspflicht nicht nur bie objektive Rechtswidrigleit der Hanblung, 
fonbern auch die fubjektive Verſchuldung des Hanbelnden ($ 823). 
Die Schabenderfahpflicht ift alfo dann nicht vorhanden, wenn in⸗ 
folge Einmilligung bed Verlegten ober der Zuftimmung bes Geſetzes 
(bei Selbftverteibigung und Selbſthilfe $ 227 ff. BGB) die an fi 
verlegende Handlung nicht widerrechtlich ift. Subjeltive Verſchul⸗ 
dung ift entweder Vorfah oder Fahrläffigkeit. Eine Yahrläffigteit 
ift aber fhon dann vorhanden, wenn ber rechtäverlegenbe Erfolg vor⸗ 
herzuſehen ift; ob auch ber Eintritt des Schadens vorhergeſehen wer⸗ 
ben Tann, ift gleichgültig. Die im $ 823 Abſ. 2 bezeichneten Schutz⸗ 
gejege laffen die von ihnen angebrohte Rechtsfolge häufig ohne 
NRüdfiht auf ein Verſchulden eintreten; die Erfagpflicht tritt 
inbeffen nad) dem BGB nur im Fall eines Verſchuldens ein. 

3. Die Intereffen, die das BGB zu Rechtsgütern macht, find 


*) S. darüber: Chriftian Otto FifHer: Die Verlegung des Gläu⸗ 
bigerrecht8 als unerlaubte Handlung. 1905. 
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a) ber Kredit und die Sicherheit des Er— 
merbes unb bed Fortkommens ($ 824); biefe Intereffen 
find gefhügt gegen die auf Vorſatz ober grober Fakrläffigfeit bes 
tubenbe wahrheitäwibrige Behauptung ober Verbreitung bon Zat- 
Tagen, die jene Güter zu gefährben geeignet find. Derartige 
Schädigungen können alfo jept nit nur im Wege bes Giraf- 
progefies (Buße! $ 188 SIEB), fondern auch mit einer Schadens— 
erfagtlage verfolgt werben. Im Strafprozeß wie im Zibilprogefle 
tann gegen ben Anſpruch de Verlegen ein eigenes ober beim Em- 
pfänger ber Mitteilung vorhandenes berechtigte Intereſſe einges 
wendet werben, jedoch nur, wenn dem Zäter bie Unsvahrheit der Mit» 
teilung unbefannt war; 

b)_ die weibliche Geſchlechtsehre; fie iſt geihügt 
gegen Hinterlift, Drohung und Mißbrauch eines Abhängigteits- 
berhältniffes ($ 825), gleichviel ob e# ſich um eine befcholtene ober 
eine unbefcholtene Frauensperſon handelt; 

das Vermögen fhlehthin; aber es ift nur gefchügt 
gegen vorſätzliches, gegen bie gute Sitte verſtoßendes 
Verhalten ($ 826). Das Gebiet dieſes Schutzes ift das ber gemein- 
rechtlichen a. doli. Der Vorfag muß bier auf den Eintritt des 
Schadens gerichtet fein. 

Das BGB hat alfo troß ber Ausdehnung der Schadenserſatz⸗ 
pflicht bie Regel, daß die bloß fahrläffige Vermögensbeſchädigung 
haftbar mache, abgelehnt, benn im $ 823 Abſ. 1 wird keineswegs bie 
Sachbeſchädigung zur Vermögensbeſchädigung erweitert, ſondern es 
wird bie Verlegung eines einzelnen beſtimmten Vermögensrechts 
vorausgeſetzt, und nach $ 826 macht nur bie vorſätzliche Vermögens⸗ 
beſchädigung ſchadenserſatzpflichtig. 

11. Der Schadenserſatzanſpruch verlangt zu feiner 
Begründung den Nach weis, 1. des entftandenen ober beftimmt 
zu erwartenden Schabens, 2. bed ſchädigenden Verhaltens, alfo auch 
des Verſchuldens, 3. des urſächlichen Zufammenhangs zwifchen 
Schaden unb unerlaubter Handlung. Da der Nachweis des Daſeins 
wie der Höhe des Schadens, insbeſondere aber auch ber des Kaufals 
zufammenbangs in fehr vielen Fällen mit den Mitteln des zibil- 
progeffualifchen Beweifes nicht zu erbringen ift, hat die ZPO (in 
88 286, 287) dem Richter die vollſte Unabhängigkeit von dieſen Be— 
weiſen eingeräumt, er ift an eine Beweißaufnahme überhaupt nicht 
gebunden, er kann von Amtswegen Sachverſtändige hören und vom 
Beweisführer bie eidliche Schäßung des Schadens verlangen.) 





) Engelmann: Der beutfche Zivilprozeß. 1901. S. 344, 346. 
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Letztere Beftimmung erinnert an das tömifche juramentum in 
litem, ift aber feine Fortbildung dieſes Ynftituts. 

II. Aus dem Verfchulbungsprinzip folgt, daß mangelnde 
Zurechnungsfähigkeit des Täters die Schuld ausſchließt. Die Zu- 
rechnungsfähigkeit und aljo Derantwortlicheit wird audge- 
fäloffen 

a) durh Bemußtlofigteit ober einen bie freie Willens— 
beftimmung ausſchließenden Zuftand frankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit ($ 827); wer ſich in biefen Zuftand felbft verfegt, ift 
verantioortlic, denn fein Verſchulden liegt in ber Herbeiführung 
eined andere gefährbenden Zuftanbes; 

b) dur jugenblides Alter; daß vollendete 7. Lebens- 
jahr ift hier bie Grenze des nichtverantwortlichen Alter; wer biefe 
Grenze überfchritten, aber noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet 
bat, ift nur dann verantwortlich, wenn er bei Vornahme ber uns 
erlaubten Handlung die zur Erfenntnis feiner Verantivorilichkeit er- 
forberlihe Einficht hat. Von dieſer Einficht hängt auch die Ver— 
anttortlichteit eine Taubſtummen ab ($$ 828). 

Von biefen Sägen macht das BGB eine prinzip= 
mwibrige, auf Billigfeitsrüdfihten gegründete 
Ausnahme: eine an fid) nicht verantwortliche Perfon haftet, wenn 
folgende Vorausfegungen gegeben find: 

aa) wenn der Erfatz nicht von einem aufficht3pflichtigen Dritten 
erlangt werben kann, und 

bb) dem Zäter durch Leiftung des Schadenserſatzes nicht bie 
Mittel zum ftandesmäßigen Unterhalt und zur Erfüllung feiner ges 
jeglichen Unterhaltspflichten entzogen werben, unb enblich 

ce) die Erfagleiftung nad den Umftänden, insbefonbere nad 
den Verhältniffen der Beteiligten, billig erfcheint ($ 829). 

Der Richter kann in einem folhen Fall auch zur Erfagleiftung 
nur eines Teiles des Schadens verurteilen („infomeit“ $ 829). 

IV. Verurfachen mehrere einen Schaben durch eine gemeinſchaft⸗ 
lich begangene unerlaubte Handlung, fo ift nad) römiſchem Recht jeber 
von ihnen zur Leiftung der vollen Erſatzſumme verpflichtet, denn biefe 
Zeiftung ift Strafe. Nach gemeinem und neuem Rechte ($ 830) 
haften fie folidarifch, denn mit dem Erfahe des Schadens 
iſt der Anſpruch des Geſchädigten getilgt. 

Gemeinfhaftlich ift die Handlung nit nur dann, wenn ein 
jeber ben vollen Erfolg verurfacht, ſondern auf dann, wenn jeber 
zur Herbeiführung ded Erfolges nur mitgewirkt hat. Verüben 
mehrere eine unerlaubte Hanblung, ift aber ber eingetretene Schaben 
nur auf die Tätigkeit eines von ihnen zurüdzuführen, fo haftet auch 
nur biefer eine. Läßt fich diefer nicht ermitteln, fo tritt nach altem 


Obligationen aus Nict-Mechigefhäften. 8 142. 483 


und neuem Rechte folibarifche Haftung aller ein ($ 830). Der An- 
ſtifter und ber Gehilfe haften gleich einem Mittäter. 

V. Betreffs der Art der Erſatzleiſtung gilt das Reſtitu— 
tionspringip(f. oben ©. 170 unter 3). Danach ift bei Tötung, 
Körper⸗ ober Geſundheitsverletzung der Schaben grunbfäßlich in Ge- 
falt einer Rente zu erfegen, und nur beim Vorhandenſein wichtiger 
Gründe kann eine Rapitalabfindung verlangt werben (8$ 843845). 

Beftand die unerlaubte Handlung in der Entziefung einer 
Sad, fo geht demfelben Grunbfage gemäß der Erſahanſpruch auf 
MWieberverfchaffung der Sade. Nach altem und neuem Recht haftet 
der Erfaßpflichtige für Zufall ($ 848). Wegen bes Erfahes von 
Verwendungen fteht ber Erfahpflichtige zu dem Geſchädigten in dem⸗ 
felben Verhältniffe wie ber Vefiker zum Eigentümer ($ 850), aber 
ein Zurücdbehaltungsrecht fteht ihm dann nicht zu, wenn er bie Sache 
burd eine vorfäglich begangene unerlaubte Handlung erlangt hatte 
($ 273). Kann bie Sache felbft nicht befchafft oder nicht in ben 
früheren Zuftand verfeßt werben, fo tritt die Geldentſchädigung ein 
(& 31). Dazu tritt in dieſem Falle die Pflicht, die Erfagfumme 
vom Tage der Schabenszufügung zu verzinfen ($ 849). 

VI. Das Recht zur Erhebung des Schadenserſatzanſpruchs ſteht 
demjenigen zu, ber ben Schaben erlitten hat. Aus berfelben 
unerlaubten Handlung fönnen aber für mehrere Perfonen ver= 
ſchiedene Erſahanſprüche entftehen. Es kann der Befiker einer Sache, 
die befchäbigt oder vernichtet morben ift, den ihm burch die Befih- 
entziehung, der Eigentümer den ihm burch bie Beſchädigung ober 
Zerftörung verurfachten Schaden von bemfelben Täter verlangen.*) 
Durch) die Tötung eines Menſchen wird nicht allein derjenige, ber bie 
Begräbniskoſten zu tragen hat, fonbern auch derjenige, dem ber Ge— 
tötete burch Gefeh zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet war, 
gefhädigt. Durch eine Körperverlegung, Geſundheitsbeſchädigung 
ober Freiheitsentziehung wird nicht nur der Verlehte felbft, ſondern 
auch derjenige, dem er Traft Gefeges zu Dienftleiftungen verpflichtet 
war, benachteiligt (88 884, 845). 

VII. Der Schadenserſatzanſpruch verjährt nad dem BGB 
(8 852) in drei Jahren von bem Zeitpunft, in welchem ber Ge- 
Thädigte von dem Schaben und ber Perfon bes Erfagpflichtigen 
Kenntnis erlangt hat, ohne Rüdficht auf dieſe Kenntnis in 30 Jahren 
vom Zeitpunfte der unerlaubten Handlung an; nad Ablauf ber 
Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs haftet der Erfagpflichtige 
nur auf bie Bereicherung. Das römifche und gemeine Recht fehte für 
die einzelnen Deliftsanfprüche befonbere, furz bemefjene Verjährungs- 

) Vgl. über die Aftivlegitimation $ 851. 

Engelmann, D. bargerliche Recht Deutfplands. IV. Kufl, 28 
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friften feft. Die Vorfehrift des BGB kommt aber nur bei denjenigen 
Delittsanfprüden zur Anmwenbung, für die nicht durch beſonderes 
Geſetz eine andere Verjährungsfrift feftgefeßt ift. Ferner verjährt 
nur da Klagerecht, nicht auch bie Einrebe gegen ben durch das 
Delitt etwa entftandenen Anfpruch ($ 853). Klagt alfo der Betrüger 
aus dem durch Betrug zuftande gefommenen Vertrage auf Leiftung, 
fo wirb bie Klage durch diefe Einrede gefchlagen, auch wenn der Be- 
Hagte wegen eingetretener Verjährung Schabenzerfag wegen Betrugs 
im Wege ber Klage nicht mehr forbern dürfte. 


$ 143. Haftung für Andere und für Xiere. 


1. Nah altem und neuem Recht haftet derjenige, der einen 
andern zu einer Berridjtung beitellt, für den bei Ausführung ber 
Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden, wenn 
ihn bei ver AUswahloder ber Aufficht ober bei der Ver— 
ſchaffung von Vorrichtungen ober Gerätfhaften ein Verſchul— 
den (culpa in eligendo ober inspiciendo) trifft. Nach biöherigem 
Recht hatte der Gefchäbigte den Nachweis bes Verfehens, nad) neuem 
Recht der Beklagte den Nachweis, daß er die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt angewendet Habe, zu führen (8 831). ft diefe Sorgfalt 
zwar berleßt, aber der Schaben nicht hierdurch verurfaght, fo tritt bie 
Erfagpflicht nicht ein. Doc; befteht auch bier zwiſchen altem und 
neuen Rechte dieſelbe Verſchiedenheit beireffs der Bemeislaft: 
mährend bisher ber Kläger den Nachweis de Kauſalzuſammen— 
hanges, hat jeßt ber Bellagte den Beweis, daß diefer Zufammenhang 
nicht befteht, zu führen ($ 831).") 

2. Nach gemeinem und neuem Rechte haftet derjenige, ber zur 
Führung der Anfficht über Minderjährige ober über folde Perfonen, 
die wegen ihres geiftigen oder körperlichen Zuftanbed der Aufficht bes 
dürfen, kraft Gefetzes ober Vertrags verpflichtet ift, für den aus ber 
Verlegung diefer Pflicht Dritten widerrechtlich, d. h. objektiv ohne 
Recht (RG 50, 66) verurfachten Schaben, nad} neuem Rechte mit ber 
unter 1 erörterten Verſchiedenheit beireff ber Bemeizlaft 
(8 832). 

In diefen Fällen (Nr. 1 und 2) fann ſowohl der Angeftellte 
ober Beauffichtigte, ald auch ber Anfteller ober der Auffichtäpflichtige 
für den Schaden verantwortlich fein. Sie haften alsdann dem Ges 
ſchädigten gegenüber folibarifch, ein Regreßrecht aber hat nur ber 
Anfteler oder Auffichtöpflichtige ($ 831, 832, 840). 

3. Nach römifChem und gemeinem Rechte unterlag berjenige, der 

3) Wer fid eines anderen zur Erfüllung feiner Verbindlichteiten bes 
dient, haftet ſchlechthin. $ 278. 
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bie durch ein Tier zugefügte Beſchädigung verfchuldet hatte, der 
a.legis Aquiliae. Ein Verſchulben lag aber insbeſondere ın ver Wer- 
abfäumung ber Aufficht über ein gefährliches Zier. Ohne Rüd⸗ 
fiht auf ein Verſchulden des Eigentümers oder Eigentumäbefigers 
be Tiers wirb eine von ben XII Zafeln eingeführte actio noxalis 
(a. de pauperie) gegeben, wenn das Tier contra naturam 
sui generis ſchadete: denn auf Betätigung ber einer jeden Xier- 
gattung natürlichen Eigenart fol man gefaßt fein. Der a. de 
pauperie gegenüber hatte ber Beklagte eine facultas alternativa, 
d. h. er konnie ftatt Erfaß zu leiſten, das Zier dem Kläger überlaffen 
(noxae dare). Dabei galt der Grundſatz noxa caput sequitur: 
erfagpflichtig war ber jeweilige Beſitzer des Tiers; erft der Prozeß⸗ 
beginn ſchloß den Übergang der Erfagpflicht auf einen fpäteren Er- 
werber aus. 

Mit dieſen Sägen des römiſchen Rechts ſtimmten zahlreiche 
deutſche Rechtsquellen überein. Dagegen weicht das BGB 
(88 833, 834) von ihnen ab. Es beſeitigt die noxae deditio und 
damit den Grundfaß noxa caput sequitur, verpflichtet aber zum 
Erfoge ohne Rüchſicht auf Verfhulden ſchlechthin den— 
jenigen, der daß Zier Hält und benjenigen, ber für diefen Durch Ver— 
trag die Yührung der Auffiht über dad Tier übernommen hat. 
Während aber ein ſolcher Auffeher von ber Erfagpflicht befreit 
ifl, wenn er die im Verkehr erforberliche Sorgfalt beobachtet hat ober 
wenn ber Schaden auch bei Anwendung biefer Sorgfalt entftanden 
fein würbe, kann ber Tierhalter ber Erfagpflict auf dieſe Weife 
nicht ausweichen. Dad BGB ift hier alfo von dem Verſchuldungs⸗ 
prinzip abgewichen und hat das Veranlafjungsprinzip aufgenommen, 
trogdem aber auch biefen Fall der Haftung den Grunbfägen über 
unerlaubte Handlungen unterworfen (alfo auch ben $$ 827, 828). 
Die Haftung tritt nicht ein, wenn das Zier nicht Durch eine willkür⸗ 
fiche Bewegung, fondern nur als Werkzeug eines Menfchen (3. 8. 
eines Kutfchers) fchabete (RG 50, 180) und natürlih auch dann 
nicht, wenn der Schaben durch eigenes Verſchulden des Beſchädigten 
verurſacht worben ift (8 254). Zierhalter und Auffeher haften foli= 
dariſch ($ 831).) J 

Nah deutſchem, in zahlreichen Partikulargeſetzen zum Aus— 
drucke geiommenen Rechte hat der Eigentümer eines Grundſtücks das 
Net, auf fein Grundftüd übertretendes Vieh als Beweis und 
Sicherungsmittel für feinen Schadenserſathanſpruch zu pfänden. 
Vielfach (3. B. preuß. Gefeg vom 1. April 1880) hat der Grund- 


) Diefe firenge Haftung hat eine zahlreiche Literatur hervorgerufen. 
Die — aD NH Einfräntungen ber Haftung geneigt. 
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eigentümer das Recht, enttveber den wirklich entftanbenen, aber von 
ihm zu beweifenden Schaden ober ein durch einen feſten Tarif feft- 
gefeßtes fog. Erfatgeld zu forbern. Für diefe landesrechilichen 
Beftimmungen befteht ein Vorbehalt (Art. 89 Einf. Gef. zum BGB). 

4. Das BGB Hat ferner, obwohl es das Jagdrecht den Landes⸗ 
gefegen überläßt (Art. 69-72 Einf. G.), eine Veftimmung über den 
Wildſchaden gegeben ($ 835), indem es in Übereinftimmung mit zahl- 
reichen beutfchen Landesrechten ben Yagbberechtigten zum Erſatze des 
Schabens verpflichtet, ven gewiſſe Wilbarten an Grunbftüden ver 
urſachen. Diefe Verpflichtung ift von einem Verſchulden des Jagd⸗ 
berechtigten unabhängig, gleichwohl aber vom BGB bei den uner- 
laubten Handlungen erörtert. 


$ 144. Beſondere Grundfäge für einzelne Detiktsfälle. 


1. Im alle der Tötung, der Geſundheitsbeſch 
gung, Körperverlegung unb Freiheitsentzie— 
bung wird der Schabenzerfaganfpruch des gefhäbigten Dritten 
nicht etwa nur durch ein eigenes Verſchulden biefes Dritten, ſondern 
auch durch ein Verſchulden des Verlegten felbft herabgefegt ober aus⸗ 
geſchloſſen (88 846, 254. Duell, Rauferei!). 

2. Nach der herrſchenden gemeinrechtlichen Anſchauung (vgl. 
RG 11, 415) haftete derjenige, zu deſſen Gunften ein Arreftbefehl 
exlaffen ober ein vorläufig vollfiredbares Urteil volle 
zogen worben, für ben dem Gegner zugefügten Schaben, wenn fih 
beraußftellte, daß bie Maßregel ungeredtfertigt war und dem An= 
tragfteller ein Verſchulden zur Laft fiel. Im Falle argliftigen Ver- 
hallens mar bie a. doli am Plate, für den Fall fahrläffigen Ver— 
haltens hatte ſich ein Gewohnheitsrecht gebilvet (RG 26, 208). Das 
neue Recht dagegen (88 717, 942 ZPO) fteht auf dem Standpuntte, 
daß biefe außergemöhnlichen Maßregeln auf Gefahr bes Antrag- 
ftellerö vorgenommen werben, und verpflichtet ihn deshalb ohne Rüd⸗ 
fiht auf fein Verſchulden zum Schadenserſatz. 

3. Über bie privatrechtliche Werantwortlichkeit von Beamten wegen 
Berlekung der Amtspflicht hatte das römiſche Recht eine allge 
meinen Beftimmungen. Nur ber Richter, der aus Vorſatz oder grober 
Sahrläffigfeit ein ungerechtes Urteil füllte, haftete für ben hierburch 
verurfachten Schaden. Der Anſpruch Heißt feit dem Mittelalter 
actio ex syndicatu. Obwohl biefe ganze Lehre äußerſt 
beftritten war, fonnte man ala Gemohnheitsrecht den Sat bezeichnen, 
daß nicht bloß der Richter, fonbern jeder Beamte wegen vorfäglicher 
ober grobfahrläffiger Verlegung feiner Umtzpflicht, der Vormund⸗ 
Thaftsrichter aber ſchon wegen geringer Fahrläffigfeit haftet. Das 
BGB benötigte einer befonderen Vorſchrift, weil die allgemeinen 
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Grunbfäge jedenfalls bei fahrläffiger Verlegung der Amtspflicht nicht 
ausreichen (88 823, 324). Es unterfheibet jedoch ($ 839): 

a) bie Urteilsfällung, und mad für eine bei biefer 
begangene Pflichiverlegung den Richter nur dann verantwortlich, 
wenn bie von ihm begangene Verlegung vom allgemeinen Straf» 
gefege (im Gegenfat zur bloßen Disziplinarvorſchrift) mit öffent- 
licher Strafe bebroht ift; der Begriff Urteil muß hier in ausdehnen⸗ 
dem Sinne genommen mwerben;?) 

b) jede andere amtlihe Tätigkeit, unb madt 
jeden Beamten (mittelbare wie unmittelbare) wegen vorſätzlicher 
ober fahrläffiger Pflichtverlegung, wegen ber Iekteren aber nur auß= 
hilfsweiſe, d. h. wenn nicht auf andere Weife Erfaß zu erlangen ift, 
verantwortlich. 

In beiden Fällen wird die Haftpflicht durch eigenes Verſchulden 
des Verletzten ausgeſchloſſen, ein ſolches Verſchulden aber fällt dem 
zur Laſt, der es vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, den Schaden 
durch den Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. 

Ob neben dem Beamten auch der Staat, die Gemeinde oder 
andere Rommunalverbände aus ben von ihren Beamten vorge— 
nommenen Amtshanblungen auf Schadenserfatz haften, beftimmen 
die Landesgefege (Art. 77 Einf. Gef. 5. BGB). Verletzt aber ein 
Grundbuchbeamter vorſätzlich oder fahrläffig feine Amtzpflicht, fo 
haftet der Staat oder bie Körperfchaft, in deren Dienft er fteht, dem 
Beſchädigten unmittelbar und an Stelle des Beamten. Der 
Geſchädigte kann fi alfo nur an den Staat halten, diefer aber hat 
ein Rüdgriffsrecht gegen den Beamten ($ 839 BGB, $ 12 GVO). 

4. Wurde durch die ſchlechte Beſchaffenheit eines Granditüds 
ein Schaben verurfacht, fo war ber Beſchädigte nad} älterem römi— 
ſchem Recht aud dann ſchutzlos, wenn dieſe Beichaffenheit dom 
Eigentümer oder Beſitzer des Grunbftüds verſchuldet war, denn für 
die Anwendung ber lex Aquilia fehlte e8 am pofitiven Zun und an 
der unmittelbaren Einwirkung auf bie geſchädigte Sache. Das prä- 
torifche Recht Half in ber Weife ab, daß es demjenigen, ber bon 
der fehlerhaften Vefchaffenheit eines Grundſtüds Schaben befürchtete, 
das Recht gab, Kaution, d. i. das Verſprechen des Schabenderfages, 
zu verlangen und bie Abgabe biefes Verſprechens zu erzwingen 
(eautio damni infecti, meil ber Schade noch nicht ges 
ſchehen iſt). Das Verſprechen murbe in Form ber Stipulation ge= 
geben und in ber Weije erzmungen, daß, wenn es nicht in ber ge— 
ftellten Friſt erteilt murbe, ber vedrohte bie missio ex primo de- 
ereto, b. h. die Befugnis erhielt, fi in den Beſitz bes gefahrbrohen- 


G. Brie: Die richterlihe Haftung bei Urteilen. 1906. 
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den Grundftücks zu fegen und felbft die erforberlichen Vorſichtsmaß⸗ 
regeln vorzunehmen. Wurbe gleichwohl binnen weiterer Yrift die 
Kaution nicht geftellt, fo erhielt der Vebrohte bie m. ex secundo 
decreto, d. h. das Recht auf ven Befig. Mit ver Befikergreifung 
ging daß Recht bed Gegners auf den Bedrohten über. 

Das BGB bedurfte biefes Ummeges nicht, mußte aber doch eine 
befonbere Beftimmung geben, ba bie allgemeinen Grundſätze (55 823, 
824, 826) nicht ausreichten. Es gibt einen Schabenserfaganfprud, 
wenn ber Schabe bei Einfturz oder Ablöfung von Zeilen) die Folge 
fehlerhafter Errichtung ober mangelhafter Unterhaltung eines Ge- 
bäubes iſt. Die Erfagpflicht ift alfo Folge eines Verſchuldens, aber 
nicht der Kläger hat das Verſchulden, fondern ber Vellagte hat feine 
Schuldloſigleit zu beweifen ($ 836). Die Haftung trifft nur den 
Eigenbefiger des Grundftüds, diefen noch für bie bis zum Ablauf 
eines Jahres nach ber Aufgabe bed Eigenbeſitzes entftandenen 
Schäden, und ba das BGB das Verſchulden in der Aufrechterhaltung 
bes gefahrbrohenven Zuftanbes erblidt, macht es auch ben haftbar, 
ber auf einem fremben Grundſtück in Ausübung eines Rechtes ein 
Gebäube oder ein anderes Wert befikt, fowie ben, ber für ben Be— 
ſitzer gie aynterpattäpfticht übernommen hat ($$ 837, 838). 

5. Der anferehelidhe Beiſchlaf bildei nur dann eine un= 
erlaubte Handlung des Mannes, wenn bie freie Einwilligung ber 
Frauensperſon fehlt, alfo inzbefondere dann, wenn an ihr ein Ver— 
brechen oder Vergehen gegen bie Sittlichteit verübt ober wenn fie 
durch Hinterlift, dur; Drohung oder durch Mikbraud eines Ab- 
hängigteitöverhältniffes zur Geftattung des Beiſchlafes verführt wirb. 
In biefen Fällen gewährt das neue Mecht einen Schabenserfaß- 
anſpruch auch wegen des ideellen Schadens und ohne Rüdficht 
darauf, ob der Beifchlaf zu einer Schwangerschaft geführt Hat oder 
nicht (88 823 Abf. 1 unt 2, 825, 847). 

Das römische Recht konnte einen ſolchen Anfprud; folgerecht nur 
dann geben, wenn bie Beiſchlafsvollziehung ſich al injuria auffaflen 
ließ. Das tanonifche Recht (c. 1, 2, X 5, 16) dagegen verpflichtete 
den, ber eine unbefcholtene Jungfrau verführte, fie zu botieren und zu 
heiraten (duc et dota), bie gemeintechtliche Praxis aber behnte dieſe 
als Entſchädigung aufgefaßte Pflicht zwar auf den Fall der Verfüh- 
zung unbefcholtener Witwen aus, ftellte dem Verführer aber bie Wahl 
zwiſchen Dotation oder Heirat (due ant dota). Ob eine 
Schwangerſchaft eingetreten mar ober nicht, war gleichgültig. Das 
BGB hat bie fe Art der Entfhäbigung fallen laſſen, es gibt in ben 
Fällen, in denen die Beitvohnung Delikt ift, der Geſchädigten einen 


) 3. 8. Durchbruch morfchen Fußboden: RG 52, 236. 
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Geldanfprud, felbft in dem falle, daß ein Vermögensſchaden 
nicht eingetreten ift (8 847). 

Als deliktiſchen Schadenserſatzanſpruch behandelt da3 BGB 
auch die Forderung ber Braut, die ihrem Verlobten die Beiwohnung 
geftattet hat, boraußgefeßt, daß ber eine ober ber andere Zeil vom 
Berlöbnis zurüdtritt ($ 1300). Denn bier handelt die Braut unter 
dem Einfluffe des Eheverſprechens, alfo nicht vollkommen frei. 
Diefer Anfpruch verjährt in zwei Jahren (8 1303). 

Etwas anberes if ber Anfprud aus ber Shwängerung. 
Ein folder befteht nach gemeinem und neuem Recht ($ 1715) auch 
für diejenige Yrauensperfon, mit deren freier Zuftimmung 
ber Beifchlaf erfolgt if, auf Zahlung von fog. Entbindung und 
Sechswochenkoſten. Diefe Verpflichtung kann, obwohl dies vielfach 
behauptet ift, nicht als beliftifche, fondern nur ala gefeglide 
Unterbaltspflicht angefehen werben. Sie hängt bon ben 
Vorausſeßungen ab, die eine Verpflichtung zum Unterhalt auch 
des Kindes begründen ($$ 1715, 1717, 1718), und verjährt in vier 
Jahren, welche mit dem Ablaufe von ſechs Wochen nach der Geburt 
des Kindes beginnen ($ 1715). 

6. Einen Delittsanfpruc begründet der Wucher nicht nur nach 
den Gefegen vom 24. Mai 1880 und 19. Yuni 1893, fondern auch 
nad) $$ 138, 826 BGB. Jene Gefege find aber mit einer unbebeu= 
tenden Anderung (Art. 47 Einf. Gef. 3. BGB) aufrecht erhalten. 

7. Delittsanfprüce begründet die Verlegnug bed Urheber, 
Erfinder- und Markenrechts. Aber auch dieſe Anfprüche 
unterliegen nad} wie vor ben Beftimmungen ber befonberen, hierher 
gehörigen Reichsgeſetze. ©. Bud VI. 

8. Das römiſche Recht kannte eine Reihe anderer Delikte, für 
die das neue Recht befondere Normen nicht aufzuftellen brauchte. 
Hierher gehört die a. quod metus causa gegen benjenigen, 
ber dur; Drohung einen andern zur Vornahme einer ſchädigenden 
Handlung, insbefondere zum Abfchluß eines Rechtsgeſchäfts, be⸗ 
flimmte. Sie mar gerichtet auf Wieberherftellung bes früheren Zus 
ſtandes und Schabenserfaß und hatte die Eigenfchaft einer a. in rem 
scripta. Das Anfechtungsrecht unterliegt ven $$ 123, 124, ber 
Schabenzerfaganfprud dem $ 823 BGB, denn die Drohung enthält 
eine Verlegung ber Freiheit. 

Die a. de effusis et dejectis ift vom BGB nicht 
aufgenommen worben, benn ber Anfprud; fällt unter $ Abſ. 1, 
und wenn ein polizeiliches Verbot übertreten wirb, auch unter $ 823 
Abſ. 2 BGB. Die Befonderheit diefes Anfpruches aber, daß er uud 
gegen einen Unfchulbigen begründet fein Tann, hat feinen Grund in 
eigentümlich-römifchen, heut nicht mehr obwaltenden Verhältnifſen. 
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Dazfelbe gilt von der a. de positis vel suspensis, 
einem Unfprude gegen ben, ber in gefahrbrohenber Weiſe an Ge— 
käuben, bie an öffentlihen Straßen ftehen, etwas aufhängt ober 
aufftelt. 

Wer einen andern abhält, einer Labung vor Gericht Folge zu 
leiften, haftet, wenn er nicht gleichzeitig eine ftrafbare und damit 
unter $ 823 Abf. 2 fallende Handlung begeht, nad $ 823 Abf. 1, 
indem er bie Freiheit des andern verlegt, oder nad) $ 826 BGB. 

Wer eine Sache veräußert, um einem andern die Rechtsverfol⸗ 
gung zu erſchweren (alienatio judiecii mutandi causa facta), 
macht ſich jet nach $ 826 BGB haftbar.) 


2. Schadenserfaganfprüce aus erlaubten Handlungen. 
$ 145. Allgemeines. 


Im Gegenfage zu den allgemeinen Grundſätzen des biß- 
herigen Recht und des BGB legen befonbere Gefegesporfchriften 
in einzelnen beftimmten Fällen demjenigen, ber eine erlaubte Hand» 
lung vornimmt, durch biefe aber einen andern ſchädigt, die Werpflich- 
tung zur Leiftung des Schabenserfages auf. Diefe Gefege werben 
durch das BOB nicht berührt. Da fie ein Verfchulven bes Erfahpflich- 
tigen nicht zur Vorausſetzung ber Entſchädigungspflicht machen, 
haftet nad) ihnen auch derjenige, der nach allgemeinen Grunbfäßen 
nicht verantwortlich ift (vgl. 88 827, 828 BGB). 

Schon ba3 römische Recht, das auf dem Stanbpunfte des Ver- 
ſchuldungsprinzips fteht, fah fich genötigt, von biefem auf dem Um— 
wege durch eine Vertragspflicht abzumeichen im Yale der cautio 
damni infecti. Das ältere deutfche Recht dagegen ließ denjenigen, 
der einen Schaden verurfacht hat, für diefen Schaden einftehen, 
gleichdiel ob ihm eine Schuld zur Laft fiel oder nicht. Jenen 
modernen Geſetzen Liegt jedoch ein anderer Gedanke zugrunde ala ben 
Quellen des älteren beutfchen Rechtes. Man hat dad Beſtreben, ihn 
zu einem allgemeinen Rechtsprinzip zu erheben, ift aber über biefen 
Gebanten felbft nicht einig, 

Daß jene Gefege nicht, mie von vielen behauptet worben ift, von 
der Vermutung ober gar von ber Fiktion einer Schuld ausgehen, be= 
darf aus bem Grunde feiner Erörterung, meil fie inägefamt e3 mit 
anerfannt erlaubten, rechtmäßigen, ja vom allgemeinen Intereſſe ges 
botenen Tätigkeiten zu tun haben. Eine andere Meinung ift die, daß 
jeded mit Gefahten für andere verfnüpfte Unternehmen zur Ent» 

). Die Hier gegebene Aufzählung der Deliltsanſprüche ift nicht er= 
ſchöpfend. 
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fchäbigung verpflichte, eben weil es vorherfehbare Gefahren birgt 
(Gefährbungsprinzip) Sie kommt dem Verfhuldungs- 
prinzip am nächften, reicht aber nicht aus, alle Erſcheinungen bes 
Rechtslebens in biefem Gebiete zu erklären. Beſſer begründet ift bag 
Brinzip bes attiven Intereſſes, wonach derjenige, ber 
zur Wahrung feine eigenen Intereſſes tätig wird, die Schäden, bie 
er babei anrichtet, zu erfeen hat.) 


$ 146. Die Enteignung. 

Die Enteignung (Erpropriation) ift Die gugunfteneiner 
beftiimmten Berfon (Staat, Körperfchaft, Privatperfon) 
dur den Staat bewirkte Entziehung ober Be— 
laftung bes Eigentums. Sie enthält einen Eingriff in 
wohlerworbenes Recht und darf baher nad) modernem Rechte nur 
aus Gründen öffentlichen Wohles und nur gegen volle Entfhäbigung 
erfolgen. Die Entfhäbigung wird bon bem gewährt, zu beffen 
Gunften die Enteignung erfolgt und auf den das entzogene Recht 
übergeht. Es hat fi; beshalb die Auffaffung gebilbet, die Ent- 
eignung enthalte einen Zwangsverkauf. Die Unrichtigteit biefer 
Anficht folgt daraus, daß fie den Verkaufswillen fingieren muß.?) 

Die erften Anfänge der Enteignung liegen im römifchen Recht, 
welches zum Zwecke der Enteignung wahrſcheinlich ein beſonderes 
Geſeh verlangte (Anlage ber großartigen Straßen- und Waffer- 
leitungsbauten), dem älteren deutſchen Rechte war ed fremd; es ift 
ein durch das Verkehrsleben ber Neuzeit geforbertes Inſtitut bes 
mobernen Rechts. 

1. Am mictigften ift bie Enteignung von Grundbftüden. 
Iſt die vom Geſetz aufgejtellte Borausfegung vorhanden, kann alfo 
ein dem Öffentlichen Intereſſe dienende, vom Staate gebilligtes 
Unternehmen nicht ohne Abtretung von Grundeigentum durchgeführt 
werben, fo erteilt der Staat durch Gefe oder Verfügung dem Unter- 
nehmer das Enteignungsredit. Diefe Befugnis gehört dem öffent» 
lichen Recht an und wird von Staatsbehörben durchgeführt, indem 
diefe dem Eigentümer den für den Unternehmer erforderlichen Grund 
und Boden durch Verfügung entziehen und dem Unternehmer über 
eignen, in Ermangelung einer Einigung aber auch die dem Benach- 
teiligten zu gewährende Entfhäbigung feftfegen. Der Anſpruch auf 
diefe ift privatrechtlicher Natur, fie umfaßt alle Vermögensnachteile, 





) Befonders Merkel: Die Kolliſion rehtmäßiger Intereffen und 
die Schabenserfagpfliht. 189. J 

%) Zu ihren Geanern gehört insbeſondere Laband, Arch. f. ziv. 
Praris Bb. 52 ©. 169 ff. 
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bie der Enteignete nach den bei ihm obmwaltenden Berhält- 
aiffen durch die Enteignung erleidet. 

Ohne befonbere Verleihung bat das Enteignungsrecht regel⸗ 
mäßig ber Bergmwerfseigentümer betreff3 berjenigen Grunbftüde, 
deren Benußung für ben Bergbaubetrieb erforderlich ift; fein Recht 
geht nur auf Überlaffung des Gebrauchs, während ber Grunb- 
eigentümer bie Überlaffung bes Eigentums verlangen Tann. 

2. Die Enteignung beweglicher Sachen erfolgt borzug3= 
weiſe im Intereſſe der Unterbrüdung ſchädlicher Einflüffe 3. B. der 
Reblauskrankheit (Vernichtung von Rebpflanzen, Gef. vom 3. Juli 
1883), der Rinderpeft und anberer Viehfeuhen (Wegnahme und 
Tötung von Tieren, Gef. vom 7. April 1869, 23. Juni 1880, 1. Mai 
1894) ober zur Dedung augenblidlicher Vebürfniffe des Staates, 
wohin insbefondere bie Naturalleiftungen für bie bemaffnete Macht 
im Frieden (Gef. vom 13. Februar 1875) gehören. Aber auch regel- 
mäßig wiederkehrende Bebürfnijje werben im Wege ber Enteignung 
gedeckt (Aushebung von Pferben für das Heer, Gef. über die Kriegs— 
Teiftungen v. 13. Juni 1873). 

Eine Teilenteignung findet flatt, wenn der Grund und 
Boden mit Pflichten und Einſchränkungen belaftet wird. Hier- 
ber gehört namentlich die Befchränfung in der Bebauung und Be— 
nugung ber in ber Umgebung von Feftungen liegenden Grunbftüde 
nach dem Gef. v. 21. Dezember 1871. 

Zeilenteignungen finden auch zugunften von Privatperfonen 
und in beren Privatintereffe ftatt. Schon dem römifchen Recht be- 
Iannt ift die Ginräumung des Notwegs ($$ 917, 918 BGB). 
Ferner gehört hierher bie Pflicht zur Dedung eines Grenzüberbaues 
(85 912 ff. BGB. Dgl. über beide Fälle Sadentedit). 

Das Recht ver Enteignung ift den Landesgeſetzen vorbehalten 
(Art. 109 CC 3. BER). 


8 147. Gefährdende Unternehmungen. 

In gewiſſen Fällen tritt eine Pflicht ein, diejenigen Schäden zu 
erfegen, welche von gefahrbrohenden Unternehmungen verurfacht 
merben. ber nicht bie Entfeflelung der Gefahr an fich rechtfertigt 
dieſe Haftpflicht, fonbern der Umftand, daß der Unternehmer aus 
diefer Entfeffelung für ſich Nutzen zieht. 

1. Nach) $ 26 Gew.⸗O. müflen die Nachbarn eines Grunbftüda, 
auf welchem fich eine polizeilic, genehmigte gewerbliche Anlage be- 
findet, ven Betrieb dulden. Sie haben aber das Recht, Schabenz- 
erfaß vom Unternehmer zu verlangen, wenn durch ben Gewerbe: 
betrieb, alfo duch Vornahme einer bon ber Polizeibehörbe beſonders 
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geftatteten Tätigkeit, und ohne Verſchulden bed Unternehmers Schä— 
Digungen verurfacht werben. 

2. Der Unternehmer eines Bergbaus hat ben durch ben Berg- 
bau anbern Verfonen, insbeſondere dem Grunbeigentümer, wenn» 
gleich ohne Verſchulden, verurfachten Schaben zu erfegen. 

3. Die durch das Neihöhaftpflicitgefeh gemährten nfprüche 
gründen fi auf Beſchädigungen, welche durch bie beſonderen Ge— 
fahren erlaubter Betriebe verurſacht werben, und haben ein Ver— 
ſchulden des Betriebsunternehmers nicht zur Vorausfetzung. Diefes 
Geſetz (dom 7. Juni 1871) unterfcheibet: 

a) Erfolgt im Betriebe einer Eifenbahn eine Tötung ober 
Körperberlegung, fo genügt zur Begründung de gegen bie Eifen- 
bahn zu tichtenden Erfaganfpruch® der Nachweis der Tötung oder 
Körperberlegung und der Zufammenhang biefes Ereigniffes mit dem 
Betriebe der Bahn. Diefer fteht nur der Einwand offen, daß der 
Schaben durch höhere Gewalt ober durch das eigene Verſchulden bed 
Getöteten herbeigeführt morben fei. Hiernach macht ber bloße Betrieb 
einer Eifenbahn haftbar für die durch ihm herbeigeführten Tötungen 
und Körperberlegungen, nicht aud für Sachbefhädigungen. 

b) Iſt die Zötung ober Körperberlegung bei bem Betriebe eines 
Bergiverk3, eines Steinbruch, einer Gräberei oder einer Fabrik er= 
folgt, fo bebarf es zur Begründung eine gegen den Unter= 
nehmer gerichteten Schabenserfaganfpruch des Nachweiſes, dab 
ein bon biefem zur Leitung ober Beauffihtigung bes Betriebes oder 
der Arbeiter Angeftellter bei Ausführung feiner Dienftver- 
richtungen ein Verſchul den begangen habe. Won einer culpa 
in eligendo oder inspieiendo ober einem andern Verſchulden bez 
Unternehmers ift die Haftpflicht nicht abhängig, fie hat alfo ihren 
Grund ausfhlieglich in ber Gefährlichkeit des Betriebes. Für ben 
Fall, daß dem Unternehmer felbft ein Verſchulden zur Laft fällt, be- 
darf e3 feiner befonderen Vorſchrift, da bie allgemeinen Grundſätze 
(früher bie von ber erweiterten lex Aquilia, jet $ 823 Abf. 1) aus- 
reichen. 

Wird ein nach dem Unfallverfierungsgefege vom 6. Juli 1884 
Verficherter von einem Betriebunfall, der zugleich unter das Haft- 
pflichtgefeg fällt, betroffen, fo wird fein ober feiner Hinterbliebenen 
Schaben durch die Unfallverficherung gebedt, ein weitergehenber An⸗ 
ſpruch kann gegen Vetriebsunternehmer, Benollmächtigte, Repräfen- 
tanten, Betrieb3- oder Arbeiterauffeher nur dann erhoben werben, 
wenn durch ftrafgerichtliches Urteil feftgeitellt ift, daß der in Ans 
ſpruch Genommene ven Unfall vorjäglich herbeigeführt hat. Iſt 
dem Geſchädigten dur die Verufßgenoffenfchaft, welcher der Ver⸗ 
letzte angehörte, ober durch eine Krankenkaſſe Erfah geleiftet worden, 
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fo fteht biefer ein Rüdgriffsrecht auf Grund bes Haftpffichtgefeges 
nur dann zu, wenn burd) ftrafgerichtlicheß Urteil feſtgeſtellt ift, daß 
eine ber bezeichneten Perfonen ben Unfall vorſätzlich oder fahrläffig 
mit Außerachtlaſſung derjenigen Sorgfalt, zu ber fie vermöge ihres 
Amtes, Berufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet war, herbei= 
geführt Hat. Der Regrefanfpruc verjährt in 18 Monaten vom 
Tage ber Rechtskraft des Strafurteils. Ein folches ift nur dann nicht 
erforberlich, wenn ein Strafverfahren wegen Todes, Abmefenheit 
ober eines anderen in ber Perfon bes Verpflichteten liegenden Grun= 
des gegen dieſen nicht eingeleitet werden kann (6 95—98 Gef. 
v. 6, 7. 84). 

Der Anſpruch aus dem Haftpflichigefeg verjährt in zwei Jahren 
vom Unfall an. Die Vorfchriften über die Art, wie der Erfah ge 
leiſtet werben fol, find durch Art. 43 Einf. Gef. 3. BGB in Einklang 
zu ben Vorfchriften bes letzteren geſetzt worden. 


8 148. Andere Fälle nicht-deliktiiher Schadenshaftung. 

Hierher gehören bie ſchon ermähnten Fälle der Haftung für 
Tiere, für Wilbſchaden, für Die unerlaubten Handlungen anderer 
Berfonen, fomeit eine Haftung eintritt ohne culpa in eligendo, 
für bie Folgen des auferehelichen, nicht=belittifchen Beiſchlafes, für 
die Folgen einer ungerechtfertigten Arreftanlegung ober Zwangs⸗ 
vollſtredung nach neuem Recht. Aber auch in den Fällen, in denen 
eine an fi nicht verantwortliche Perfen nur aus Billigfeitärüd- 
fihten für den durch fie verurfachten Schaben haftbar gemadyt wirb, 
ift die Haftung nicht auf Delikt, fondern einfad auf den Willen des 
Geſetzes zurüdzuführen ($ 329 BGB). 


3. Ungerehtfertigte Benachteiligung. 
8 149. a. Die Verkürzung der Gläubiger. 


1. Geſchichte. Als das römifche Recht von ber Perfonal- zur 
Vermögengeretution überging, ftellte ſich von ſelbſt das Vebürfnis 
ein, diejenigen Handlungen des Schuldners für bie Gläubiger un— 
ſchädlich zu machen, welche auf Verringerung des dem Zugriffe der 
Gläubiger unterliegenden Vermögens gerichtet waren. Die Hilfe ging 
vom prätorifCen Edikt auß, das ein interdietum fraudatorium 
und bie fog. actio Pauliana (außerpem nod eine a. in factum 
und eine reseissoria in rem actio?) gewährte, ohne daß bie Ver⸗ 
fchiebenheiten biefer beiden Rechtsmittel ſich mit Gicherheit feitftellen 
hießen. Das Edikt gewährte aber nur dann Schuß, wenn der Schuld⸗ 
ner fein Vermögen in der Abſicht verminderte, feine Gläubiger 
zu benadhteiligen (fraus), und wenn berjenige, zu befien Gunften bie 
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Minderung erfolgte, um jene Abſicht wußte. Der Schuß berubte 
alfo auf fubjettiver Grundlage, das Verhalten des Schuldners und 
feines Helfer murbe als Vvelitt aufgefaht. Es hafteten baher 
beide auf das volle Intereſſe, das in ber Regel durch Zurüdgabe 
des veräußerten Vermögensgegenſtandes befriedigt murbe. Voraus⸗ 
gefegt war, daß ber Gläubiger nicht volle Befriebigung erhalten hatte 
und daß feine Forderung ſchon zur Zeit ber Vornahme ver fraubu- 
Iofen Rechtshandlung beftand. 

Die Verſuche, die das italienifche Recht des Mittelalter und 
das franzöſiſche Recht der Neuzeit in ber Weiterentwidlung biefer 
Rechtsmaierie gemacht haben, find auf das frühere gemeine Recht 
ohne Einfluß geblieben. Auch das preußifche Landrecht enthielt nur 
wenige, allerbing® über das gemeine Recht hinausgehende Beftim- 
mungen. Für das jetzige Reichsrecht find bie preußiſche RO und 
daß preuß. Anfechtungsgeſetz von 1855 vorbifblich geweſen, und dieſe 
wieder lehnten fi) an das franzöfifche Fallimentägefeg von 1838 an. 
Das gegenwärtig in Deutfchland geltende Recht ift in der Reichs— 
tonturdorbnung (8$ 29—42) und in dem Gef. vom 21. Juli 1879, 
betr. bie Anfechtung von Rechtshandlungen zahlungsunfähiger 
Schuldner enthalten: die KO behandelt die Rechtshandlungen ber» 
jenigen Perfonen, die nach Vornahme der benachteiligenden Hand⸗ 
lung in Konfurs geraten find, jenes Geſetz aber Rechtshandlungen 
ber Perfonen, melde die Verfügung über ihr Vermögen behalten 
haben. Beide Gefege ftimmen jedoch in den weſentlichen Vorſchriften 
überein. 

2. Weſen der Anfechtung. Dem Befriedigungs- und daher auch 
dem Zugriffsrechte des Gläubiger unterliegt grunbfäglic nur bes 
Schuldners eigenes Vermögen. Aber dieſes Zugriffsrecht fteht zurüc 
hinter dem Rechte des Schuldners, zum Zwede ber Vefriebigung feiner 
vernünftigen Lebensbedürfniſſe über fein Vermögen frei zu verfügen. 
Es ergreift Daher nicht jedes einzelne Vermögensſtück mit dinglicher 
Gewalt, der Schuldner behält daher die Befugnis, auch über bie 
mertoollften Stüde feines Vermögens frei zu verfügen. Der Gläu- 
biger hat aber ein Recht darauf, daß der Schulbner nicht Durch will- 
kürliche Handlungen feinen Vermögens beftand verfchlehtere und 
elfo die fünftige Befriebigung be Gläubigers gefährbe. Derartigen 
Handlungen des Schuldners vorzubeugen, dienen der Arreft 
und bie einftweilige Verfügung, die vollendete Aufgabe eines 
Vermögensrechts kann nur durch die Anfechtung unſchädlich gemacht 
merben. Denn menn ber Schuldner nicht fo viel Mittel behalten 
bat, daß der Gläubiger Befriedigung erhalten kann, jo bilbet die Auf- 
gabe von Vermögenägegenftänden eine Benachteiligung bes 
Gläubigers, nicht eine mahre Rechtsverletzung. Dem Gläubiger ſteht 
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daher bie Befugnis zu, Wieberherftellung besjenigen Zuftanbes zu 
verlangen, ber vor ber nadjteiligen Handlung beftanben hatte. Diefe 
Wieberherftellung fann nur in der Weife gefchehen, daß das auf- 
gegebene Vermögensrecht vom Gläubiger fo behanbelt wird, als ob 
es noch zum Vermögen des Schuldners gehörte. Damit ift der Zived 
ber Anfechtung erreicht ($ 7 Geſ. 37 KD). Es folgt zugleich, daß 
fie nur gegen ben Dritten, nicht auch gegen den Schulbner gerichtet 
werben kann (RG 35, 95); ob fie, wie bie Anfechtung wegen eines 
Willenzfehlers ($ 142 BGB), bie Nichtigfeit der angefochtenen Hand⸗ 
fung Harlegt ober nur bie perfönliche Verpflichtung begründet, bie 
aufgegebenen Wermögensrechte wieberherzuftellen, ift befttitten. Die 
herrſchende Lehre ift mit Recht für bie lektere, nur relative Wirkung 
der Anfechtung. Da fie in die Rechte des Erwerbers eingreift, darf 
fie nicht weiter reichen als die Benachteiligung. 

Das Veräußerungsgeſchäft des Schulbners tann fi) als ein 
von ihm und dem Ertverber begangenes Delitt barftellen. In biefem 
Falle Hat der Gläubiger nad allgemeinen Grunbfägen das Recht, 
Schabenzerfaß zu verlangen. Ein folder Anſpruch ift aber nicht 
gleichbebeutenb mit dem Anfechtungsanſpruche. Die beiden Reichd- 
gefege haben vielmehr den römifchrechtlichen Deliktsſtandpunkt ver 
laſſen und bie Anfechtungsbefugnis in mehreren Yällen nur bon 
objettinen Voraußfegungen abhängig gemacht. 

3. Gegenftand. Unterworjen ſind bem Unfechtungsrechte 
ſchlechthin alle Rechthandlungen bed Schuldners, melde 
fein Vermögen vermindern, daher nicht Erbſchaftsentſagungen, denn 
der bloße Anfall der Erbſchafi bewirkt einen nur vorläufigen Er— 
merb (vgl. 8 I KO). Rechtöhandlung bedeutet jede Willensäußerung, 
Daher auch bie abfichtliche Unterlaffung. Die Rechtshandlung muß 
dor ber Konkurseröffnung vorgenommen fein, benn ift fie nad 
diefem Zeitpunfte vorgenommen, fo ift fie den Konkursgläubigern 
gegenüber ohne weiteres unwirkſam und braucht nicht erft angefochten 
zu werben ($ 7 KO). Dazfelbe gilt von Scheingefchäften bes Schulb- 
ners. Die Klage auf Zeftftellung der Scheinnatur, alfo ber Nichtig- 
teit bes Geſchäftes, kann aber mit der Unfechtungstlage verbunden 
iwerben. 

4. Zu den Borausfegungen ber Anfechtung gehört 

a) in jevem Yalle, daß die Zwangsvollſtredung in 
das Vermögen des Schuldners nicht ober nicht bollftändig zur 
Befriedigumg bed ober der Gläubiger geführt hat ober 
vorausſichtlich nicht führen wird, denn nur in biefem Fall ift ber 
Gläubiger benadteiligt. Diefe Vorausſetzung tft buch ben Kon—⸗ 
turs des Schuldners von felbft gegeben; ift der Konkurs nicht er- 
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öffnet, fo ift fie eine beſonderen Beweifes bebürftige, weil zur Klage⸗ 
begründung erforderliche Tatſache. 

b) Das Befriedigungsrecht des Gläubigers muß feitfichen, 
baber ift außerhalb bes Konkurfes zur Anfechtung nur berjenige 
Gläubiger befugt, der gegen feinen Schulbner einen vollftted= 
baren Zitel hat (ober während bed Anfechtungsprozefſes er- 
langt RG 41, 87); auch wenn bie Forderung zur Zeit ber anzu= 
fechtenden Rechtshandlung noch nicht beſtand. Im Konkurfe, in 
welchem das Anfechtungsrecht für alle Gläubiger durch den Verwalter 
ausgeübt wird, fällt das Erforbernis des bollftredibaren Titels fort, 
benn das Konfuräverfahren ift ſelbſt Beweis bafür, daß wenigftens 
ein Gläubiger vorhanden iſt. 

5. Anfechtungsrecht im einzelnen. Anfechtbar find 

a) nur im Konturſe (daher ſog. Konturspaulianae) 
eine Reihe von Rechtshandlungen, weiche der fpätere Gemeinſchuldnet 
im Zuftande der Zahlungsunfähigkeit, alfo zu einer Zeit vorgenom- 
men bat, in ber er bie gefteigerte Pflicht Hatte, fein Vermögen zur Bes 
friebigung der Gläubiger zufammenzubalten; ferner Rechlshand⸗ 
Tungen, durch die der Schuldner einen feiner Gläubiger vor anderen 
begünftigt. Es find bies 

aa) die nad ber Zahlunggeinftellung ober dem Antrage auf 
Eröffnung des Verfahrens von dem Gemeinfhulbner ein- 
gegangenen Rechts geſſchäf te, durch beren Eingehung bie Kon— 
turßgläubiger benachteiligt werben, und bie nad) biefen Zeitpunften 
erfolgten Rechtshandlungen, welche einem Konkursgläubiger Sicher 
tung oder Befriebigung gewähren; 

bb) die nach biefen Zeitpunften ober in ben legten 10 Tagen 
tor ihnen erfolgten Rechtshandlungen, melde einem Konkursgläu— 
biger eine Sicherung ober Befriebigung gewähren, Die er nicht 
odernihtinder Artodernihtgu ber Zeit zu be— 
anfprudenhatte 

Zu biefen objektiven Erforbernifien tritt noch ein fubjet- 
tives, in ber Geele des anbern Teils gelegenes, nämlich feine 
Kenntnis von jenen objektiven Erforbernifien. Diefe Kenntnis 
macht fein Verhalten nicht gerade zu einem befiktifchen, aber zu einem 
unlauteren. Im Falle zu a jeboch gehört ber Nachweis von biefer 
Kenntnis zur Klagebegrünbung, im Yalle zu b fpreden die Um— 
fände fo ſtark für das Vorhandenſein der Kenntnis, daß ber Er— 
merber, ber Anfechtungsbeflagte, ven Nachweis zu erbringen hat, daß 
er jene Kenntnis nicht gehabt habe, und zwar, wenn bie Handlung 
innerhalb der legten Tage dor ber Einftellung ober bem Antrage ge 
ſchehen ift, daß ihm die Abſicht des Gemeinſchuldners, ihn zu be 
aünftigen, und wenn die Hanblung nach jenen Vorgängen erfolgt 
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ift, baß ihm weder eine ſolche Abſicht, noch jene Ereigniffe be— 
tannt gemefen feien (RG 40, 89);*) 

b) innerhalb und pe des Konkurſes (Delitts- 
pauliana) die Rechtshandlungen, die der Schulbner in der 
dem andern Zeile befannten Abficht vorgenommen 
bat, feine Gläubiger zu benadteiligen. Dies ift ber 
Fall der römifchen a. Pauliana. Die Venadhteiligungsabficht befteht 
im bem Bemwußtfein, baß die Rechtshandlung eine Benachteiligung 
herbeiführen wird. Sie allein reicht nicht aus, der andere Teil muß 
in Kenntnis dieſer Abficht handeln (particeps fraudis); erhält er 
durch bie Rechtshandlung Dedung (d. h. Befriedigung ober Sicher 
rung) für einen ihm gegen ben Schuldner wirklich zuſtehenden An—⸗ 
Hard fo ift das Geſchäft tegelmä Big ber Anfechtung entzogen 

6 86 D. 42,8: cum qui suum reeipiat, nullant videri 
andern facere); es fann ausnahms weiſe anfechtbar fein, 
wenn ber Schuldner nur oder doch überwiegend die Abſicht hatte, 
durch die an den einen Gläubiger bewirkte Leiſtung die Anſprüche 
der andern Gläubiger zu vereiteln. Dafür kann die Tatſache ſprechen, 
daß die Dedung eine „inkongruente“ (dem Befriedigungsanſpruche 
nicht ganz entfprechende) war. 

Die Anfechtung greift ferner Pla gegenüber den im legten 
Jahre vor ber Konkurseröffnung oder der Rechtshängigleit bes An— 
fechtungsanſpruchs gefchlofienen entgeltlichen Verträgen des 
Gemeinſchuldners bzw. Schuldners mit feinen näch— 
fen Verwandten. Auch hier ift der Deliktögefichtspuntt maß- 
geben, benn es wird in biefem alle nicht bloß die Benachteiligungs- 
abficht des Veräußerers, fonbern auch bie Kenntnis be Erwerbers 
von ber Abfiht vermutet, bie letztere Vermutung aber Tann 
durch Gegenbemeis entkräftet werben. 

ec) Endlich find anfehtbar alle unentgeltlihen Ver— 
fügungen be3 Schuldners oder Gemeinſchuld— 
ner8 (Shentungspauliana), und zwar alle im legten 
Jahre und bie in ben legten zivei Jahren zugunften feines Ehegatten 
borgenommenen. 

überall, wo ein nicht über einen beftimmten Zeitraum hinaus— 
liegendes Geſchäft anfechtbar ift, gehört die Innehaltung der Friſt 
zur Voraußfegung des Anſpruchs. Der hier in Frage ftehende An= 
fechtungsanſpruch kann nicht (mie nach $ 143 BGB) durd eine 
außergerichtliche Erklärung) ſondern nur gerichtlich, im Wege 
der Klage, ber Einrede oder Replik erhoben werben. Geſchieht die 
Erhebung durd Klage, fo muß ber Antrag Art und Umfang ber 





) ©. $ 342 HORB (Rüdgewähr ver Einlage des ftillen Geſellſchafters). 
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Nüdgemähr beftimmt bezeichnen. Das Urteil ſpricht aus, daß die 
Rechtshandlung dem Anfechtungskläger gegenüber unwirkfam fei. 
Die Folge davon ift, daß, fotweit die Unmwirkfamteit reicht, der An- 
fechtungsbellagte einen Anjpruh auf Erftattung der von ihm be⸗ 
wirkten Gegenleiftung gegen ben Gemeinjhulbner bzw. Schuldner 
erlangt. Das auf Grund ber angefochtenen Hanblungen vom An- 
fechtungsbetlagten Erworbene fälli in bie Kontursmaffe bzw. unter 
das Zugriffärechts bes anfechtenden Gläubigerd. Erfolgt die Geltend- 
madjung im Wege ber Wiberklage, ber Einrede oder ber Replit, fo 
Bifbet ber Vertrag in der mündlichen Verhandlung den Anfech- 
ungsakt. 

6. Ausſchlufj des Aufechtungsrechts. Ganz entzogen iſt 
ber Anfechtung ber redliche entgeltliche Erwerb, auf 
bie Bereicherung beſchränkt fi die Rüdgewährpflicht bei reblichem 
unentgeltlihem Erwerb. Da alfo, wo die Anfechtung nur von ob⸗ 
jeftiven Vorausfegungen abhängt, fol der Anfechtungsbeflagte feinen 
Nachteil erleiden. 

Der Anfehtungsanfpruch war nad) bisherigem Rechte verjähr- 
bar, nad) neuem Recht ($ 41 RO $ 12, Gef.) ift er befriftet. 

7. Unfehtung gegen Rechtsnachfolger. Die Anfechtung 
ift nad) gemeinem und Reichsrecht auch gegenüber dem Erben bed 
Anfechtungsgegners zuläffig. Gegen einen andern Rechts— 
nadfolger fand bie Anfechtung nad; gemeinem und bisherigem 
Reichsrecht (1. 9 D. 42,8. 8 33 KD a. F. $ 11 Gef.) nur dann ftatt, 
wenn er fich felbft in dolo befand, nad} jegigem Rechte findet fie auch 
fatt, wenn er ſelbſt unentgeltlich erworben hat (8 40 KO 8 11 Gef. 
n. F.). 


b) Die ungerechtfertigte Bereicherung. 
$ 150. Die Bereicherung im Allgemeinen. 


1. Altes Recht. Das römifche Recht ftellte den Grundſatz auf, 
daß derjenige, der aus fremdem Vermögen eine Vermehrung feines 
eigenen Vermögens, eine Bereicherung erfahren hat, zur Herausgabe 
der Bereicherung dann verpflichtet fei, wenn biefe Vereicherung des 
rechtfertigenden Grundes entbehrte (sine causa erfolgt fei). Die 
auf Erftattung der Bereicherung gerichteten Klagen nannte man 
condietionessine causa. 

Auf Ausgleich einer Vereicherung ging aud bie actio-de 
inrem verso. Sie ftand bemjenigen, ber mit einem Gewalt- 
untergebenen ein Geſchäft ſchloß, gegen ben Gewalthaber auf das zu, 
wodurch biefer infolge bes Gefchäftes feines Haußuntergebenen be= 
zeihert war. Die Verſionsklage hing alfo von beftimmten Voraus— 

Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutſchlauds. IV. Auf. 29 
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fegungen, nicht aber davon ab, daß der Hausherr eine ungeredt= 
fertigte Bereicherung erfahren hatte. Sie mar obenein eine fog. 
actio adjecticiae qualitatis, d. h. eine Klage aus dem Recht s⸗ 
geſchäfte, nicht aus der Zatfache der Bereicherung, bie gegen ben 
Hausherrn mit gerichtet wurde, gegen biefen aber nur bis zur 
Grenze feiner Bereicherung zuläffig mar. Dielen Charakter hat bie 
Verſionsklage mit ber Zeit abgeftreift, fie wurde gls utilis auch dann 
gegeben, wenn jemanb durch ein Rechtsgeſchäft einer gemalifreien 
Mittelöperfon auf Koſten des Gegenfontrahenten bereichert murbe. 
Bereichert ift er aber dann nicht, wenn er den Vermögensvorteil auf 
Grund befonderen Rechtögefchäft? ober gegen Vergütung von ber 
Mittelöperfon erwarb. 

Eine Bereicherung Tann ferner eintreten durch die Unbe— 
auftragte Gefhäftsführung (negotiorum gestio). 

Die frühere gemeinrechtliche Lehre ftellte alle dieſe beſonderen 
Fälle unter den gemeinfamen Gefichtspuntt, daß ſich niemanb mit 
dem Schaben eined andern bereichern dürfe. Der Saf ift-in biefer 
Allgemeinheit nicht richtig, die neuere gemeintechtliche Lehre ber= 
marf ihn daher ald allgemeines Rechtsprinzip, führte 
bie einzelnen Fälle, in benen eine Bereicherung zu erftatten war, auf 
befondere Zatbeftände zurüd und unterwarf fie befonberen 
Grundfägen. Zu dieſen Fällen gehören bie condictiones sine 
eausa, d. 5. bie auf grundlofer Bereicherung beruhenden per= 
fönlichen, dem Gefchäbigten gegen ben Bereicherten zuſtehenden Rüd- 
forberunggrechte. 

Ihnen allen gemeinfam ift, daß ber eine eine Vermögenver- 
mehrung, ber ambere einen Vermögenäberluft erfahren hat; ber 
Gegenftand ded Anſpruchs kann niemals höher fein als ber ein= 
getretene Vermögensverluſt, aber auch nicht höher, als bie gefchehene 
Dermögensvermehrung. Geht die Grüße bes Verluſtes über die Be— 
reicherung hinaus, fo kann feine Erftattung nur den Gegenftand eines 
Schaden serfaßanfprudes bilven; ein folder hat beſondere Vor— 
außfegungen, zu denen einerſeits grunbfäglich ein Verfchulben bes 
Verpflichteten, anbererfeit3 aber nicht eine ihm zuteil geworbene Bes 
reicherung gehört. 

2. Reues Recht. In allen diefen Beziehungen fteht das BGB 
auf dem Boden ber neueren gemeinrechtlichen Lehre. Es behandelt 
die negotiorum gestio ala hefonderes Aechtöverhältnis (88 688, 
684, 687), befeitigt die gemeinrechtliche Verfionstlage ganz und macht 
die Erftattung einer ungerehtfertigten Bereicherung bon 
tem Vorhandenfein beitimmter Zatbeftände abhängig (SS 812 ff.). 

Da bie Bereicherung herbeigeführt fein Tann durd ein uner- 
laubtes Verhalten des Bereicherten, teilt man bie Konbiktionen ein 
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in folde, bei denen ein objettines Unrecht auf feiten bes 
Bereicherten genügt, und folche, bei denen der Erwerb auch fu b= 
jettio widerrechtlich ift, indem man borthin die c. indebiti, 
bie c. ob causam und bie c. sine causa, hierher die c. furtiva, 
bie c. ob turpem causam und die c. ob injustam causam zählt. 
Se ift au nad BGB mögli (vgl. insbefonbere 

Die Konbittion ift ein Erfaß für ben fehlenden Eigentumd- 
anfprud. Sie ſetzt alfo voraus, daß ein Eigentumsantprud) von 
vornherein nicht gegeben war (3. B. wenn bie condictio auf Rüd- 
nahme eines grundlos abgegebenen Schuldverſprechens gerichtet ift), 
ober daß die übergegangene Sache Eigentum bes andern geworben 
ift. Die Bedeutung ber Kondiktion beruht daher mefentlic in dem 
Ausgleiche, ben fie ermöglicht zwiſchen dem abftratten Eigentums 
übergange, wie er nad) gemeinem Recht und mehr noch nad neuem 
Recht auögebilbet ift, und ber obligatorifchen Grundlage des Eigen- 
tumßüberganges. Denn ber Eigentumsübergang vollzieht fi, wenn 
feine Vorausſehungen vorliegen, aud) dann, wenn ein rechtfertigen⸗ 
der Grund dazu fehlt. Der Eigentumserwerb kann aber rüd- 
gängig gemadjt werben, wenn er in einem Schulbperhältniffe nicht 
feine Rechtfertigung (causa) findet, und dieſem Ziele dienen bie 
Konbittionen. 


8 151. Die Bereiherungsanipräde im Einzelnen. 

1. Die Rüdforberung irrtümlich gemachter Leiftung(condietio 
indebiti) fegt voraus: 

1. daß geleiftet ift zum Zwecke ber Tilgung einer Ver» 
bindlichteit, aber einer folgen, die tatfählih nicht vor— 
Banden mar; es ift gleichgültig, ob die Verpflichtung von vorn⸗ 
herein nicht beflanb ober ob fie Hinterher wegfiel oder ob ihr eine 
dauernd ausfchlichenbe Einrede (exceptio peremptoria) entgegen 
ftand. Nach altem und neuem Rechte wird bie Rüdforberung aus— 
geſchloſſen, wenn bie getilgte Verbinblichteit mur überhaupt erfüll- 
bar war, fie brauchte nicht Hlagbar zu fein, weil durch die Tilgung 
einer Raturalobligation ber Gläubiger nicht grunblos bereichert wird. 
Das BGB zählt hierher aber nicht nur die Naturalopligationen, 
fonbern auch bie fittlichen unb die Unftanböpflichten ($$ 813, 814), 
3. ®. die verjährte Schuld (SS 813, 222). Das auf eine bebingte 
Schuld Geleiftete kann vor Eintritt der Bedingung das auf eine 
betagte Schuld vorzeitig Geleiftete lann nicht aurüdgeforbert werben, 
denn dort ift eine Pflicht noch nicht vorhanden, hier ift regelmäßig nur 
ihre Geltendmadjung hinausgeſchoben; auch hierin ftimmen alte3 und 
neues Recht überein (S$ 158, 813 Abf. 2, 163); age 
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2. daß aus Jrrtum geleiftet ift; denn an fich liegt in ber 
Zeiftung eine Anerkennung ber Leiſtungspflicht. Die Rüdforberung 
war nad} altem Rechte nur bei entfhulbbarem, ift dagegen nach neuem 
Rechte wegen jeben Irrtums geftattet, denn nur bie Kenntnis des 
Leiſtenden von ber Nichtſchuld ſchließt die Rücfforderung aus ($ 814). 

Der Kläger hat die Leiftung, das Nichtoorhandenfein der Schuld 
und nad} ber herrſchenden Anficht des bisherigen Rechts auch ven 
Irrtum zu bemeifen. Nach dem BGB aber ift der Irrtum vom 
Kläger nicht beſonders zu bewveifen, e8 genügt, daß er auß bem bar- 
gelegten Tatbeftande von felbft folgt, daher hat ver Bellagte dem 
Kläger die Kenntnis von dem Mangel einer Schuld nachzuweiſen 
814). 

Zahlt ein Dritter in ber irrigen Annahme eigener Schuld, fo 
tann er das Geleiftete vom Gläubiger nicht zurücforbern, denn biefer 
hat erhalten, was er zu fordern hatte (1. 44 D. 12, 6). 

II. Rüdforberung wegen nicht erreichten Zimedes (c. ab 
causam datorum, c. causa data causa non secuta). Wer 
etwas leiftet, um einen gewiflen Zwed zu erreichen, kann das Ge- 
Teiftete zurüdforbern, wenn ber Zied vereitelt wird. Die Parteien 
müffen aber darüber einig fein, daß bie Leiftung nur zu bem be= 
fiimmten Zwed erfolge, denn andernfalls würde nur bon einem 
den Leiftenden beftimmenben, für den Empfänger aber gleichgültigen 
Bemeggrunde gefprocen werben fünnen. Da ein techtfertigen- 
ber Grund für den Erwerb des Geleifteten erſt mit dem Eintritte 
des Erfolges gegeben ift, hat nicht ber Leiftende den Nichteintritt, 
fondern der Empfänger den Eintritt des Erfolges zu beweiſen (RG 
14, 226). Dieſe Konbiltion Hatte ihr Hauptanwenbungsgebiet 
bei ben römifchen Innominattontraften (f. oben ©. 195). Wirb heut- 
zutage auf Grund eines gegenfeitigen Vertrags von dem einen Zeile 
geleiftet, fo hat biefer regelmäßig nur den Anſpruch auf Erfüllung, 
ben Anſpruch auf Rückgewähr bes Geleifteten, b. i. bie c. ob causam 
datorum (ob rem) aber dann, wenn der Leiftenbe vom Vertrage 
zurüdgetreten, ober wenn bie Gegenleiftung unmöglich geworben ift 
(vgl. 88 327, 323 BGB). 

Das BGB meiht auch hierin vom gemeinen Rechte nicht ab 
{88 812, 815, 820). Die Rüdforderung ift ausgefchlofien, wenn 
ber Leiftende die Unmöglichkeit des Erfolges kannte, denn bann ift 
ein Erfolg nicht beabfichtigt, und wenn er den Eintritt des Erfolges 
miber Treu und Glauben verhindert ($ 815 BGB). 

III. Rüdforberung wegen mangelnden Grunbes (cond. sine 
causa). ft aus bem Vermögen bed einen etwas in das Vermögen 
eines anbern übergegangen, jo kann ber Gefchäbigte das Über- 
gegangene nach altem und neuem Rechte ($ 812) zurüdforbern, wenn 
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ein Rechtsgrund für den Übergang von Anfang an nicht vorhanden 
mar ober ber vorhandene Rechisgrund fpäter meggefallen ift. Hier- 
her gehört insbefondere der Fall, daß etwas auf Grund eines 
wichtigen ober eines mit Erfoig angefochtenen Vertrages geleiftet 
worden ift, ſowie ber Fall, daß ein Nichtberechtigter!) über einen 
Gegenftand eine Verfügung trifft, die bem Berechtigten gegenüber 
wirkſam ift unb durch die der Nichtberechtigte einen Morteil erlangt 
(8 816), 3. B. Veräußerung einer Sache durch den Beſiher an einen 
teblicden Erwerber, alſo mit der Wirkung, daß der Eigentümer fie 
nicht twiebererlangen kann (vgl. $ 932 BGB). 

IV. Rüdforderung veriverflichen Empfanges (cond. ob tur- 
pem causam). Hat der Empfänger einer Leiftung durch die An» 
nahme gegen ein gefehliches Verbot ober gegen bie guten Sitten 
verftoßen, fo ift er zur Herausgabe verpflichtet. Lag aber im ber 
LZeiftung ein gleicher Verſtoß,“) fo ift die Rüdforberung aus— 
gefhloffen. Hierin ftimmen altes und neues Recht überein (8 817) 
in pari turpitudine melior est causa possidentis. 

Sit jemand eine dem Gefeß ober ben guten Sitten miber- 
ſprechende Verbindlichkeit eingegangen, fo kann er fie jeden⸗ 
falls nad) neuem Rechte ($ 817) durch Klage und Eintede anfedhten, 
hat er die Verbindlichkeit aber erfüllt, fo ift die Rücforberung des 
Geleifteten ausgeſchloſſen. 

V. Das römifche und gemeine Recht kannte in ber eondietio 
ob injustam causam einen Anſpruch auf Erftattung ber durch 
Delitt erlangten Bereicherung; hierher gehörte insbeſondere bie 
ce. furtiva. Im neuen Rechte begrünbet jedes Delitt einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch; ein ſolcher geht weiter al der Bereicherungsanſpruch. 
Ift aber ber Schabenserfaganfpruch durch Verjährung erlofchen, fo 
bleibt der ehemals Schabenserfagpflichtige auf die Bereicherung ver⸗ 
haftet ($ 852 Abf. 2). Diefer Anſpruch ift bie frühere cond. ex 
injusta causa. 

Der Bereicherungsanſpruch ift nad) altem und neuem Rechte 
($ 812) bgrünbet, wenn das Vermögen bed einen nur überhaupt 
vermehrt ift, gleichviel ob bie Vermehrung durch eine Hanblung bes 
Geſchädigten ober in anderer Weife herbeigeführt wurde, ob fie in 
dem Ermerb eine Vermoͤgensgegenſtandes oder in der Erfparung 
einer notwendigen Ausgabe, im Ermwerbe bes bloßen Beſitzes (fog. 
eondictio possessionis) ober eine Rechtes befteht. 
Daher tritt eine Bereicherung auch dann ein, wenn ber eine durch 


*) Nicht ein folder, auf den bie Vorfchriften vom Erwerb burd ben 
Nichtbe ten Bloß aertfprsgenbe Untoenbung“ finben 3. ®. $ 135 BGB. 

9 jel in 3 D 12,5: si pecunia datar, ut male judicetur, weil 
das Recht nicht einen durch tarpitudo begründeten Anſpruch anerfennen Tann. 
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Vertrag fich gegenüber dem andern ohne rechtlichen Grund ver— 
pflichtet (8821). In diefem letztern Falle ift der Bereicherungs- 
anſpruch auf Befreiung von ber Verpflichtung gerichtet. Er kann 
aber auch gegenüber dem Anſpruch aus dem Vertrage durch eine nad) 
neuem Recht ($ 821) unverjährbare Einrede geltend gemacht werben. 

Nicht jeder tatfächliche Vorgang ift geeignet, einen Bereiche- 
rungsanſpruch zu erzeugen. Denn wenn eine befonvere Rechtsnorm 
an biefen Vorgang eine Bereicherung bed einen auf Koften bes andern 
Inüpft, fo macht die Rechtsvorſchrift die Vereicherung zu einer ge= 
rechtfertigten, 3. ®. bei ber Erfigung, der Verjährung, des Aus— 
Tchluffes von Rechten. Es bebarf in ſolchen Fällen einer zweiten 
Rechtsnorm, welche die von ber erften gewollte Bereicherung für eine 
ungerechtfertigte erklärt ($$ 951, 977). 

Die condietio des biöherigen Rechts war nur gegen ben ur= 
Tprüngfich Vereicherten gegeben, ber Bereicherungsanſpruch des neuen 
Rechts geht aber auch gegen denjenigen, melder vom 
urfprünglich Bereicherten dad Erlangte unentgeltlich erworben 
bat ($ 822). Denn durd) den Liberalitätsatt begibt ſich dieſer ber 
Regel nad} ber Bereicherung und bamit der dem Gefchäbigten gegen- 
über beftehenben Geraußgabepflicht. 

Die Erftattung gefchieht nach altem und neuem Rechte ($ 818) 
grundſätzlich durch Herausgabe des Erlangten ſelbſt, und nur, wenn 
dies nicht ausführbar, durch Erftattung des Wertes. 


$ 152. c) Die Geihäftsbeforgung ohne Auftrag. 


Wenn jemand („ber Geſchäftsführer“) bie Angelegenheiten eines 
andern („bes Gefchäftsheren“) beforgt, ohne von biefem einen Auf- 
trag erhalten zu haben ober fonft, 3. B. ald Vormund, gerichtlich be— 
ftellter Verwalter, zur Vornahme ver Gefchäfte bes andern berechtigt 
zu fein (Gefhäftsführung ohne Auftrag, negotiorum gestio, 
$ 677 8GB), fo können auf beiden Geiten Verbindlichkeiten ent 
ftehen. Die Unfprüche des Geſchäftsherrn werben mit ber a. nego- 
tiorum gestorum directa, bie bes Geſchäftsführers mit der a. n. 
g. contraria geltend gemadit. 

Die Borausfegungen der negotiorum geatio find nad altem 
und neuem Redt: 

1. Der Mangel eines dem Geſchäftsführer zuſtehenden 
Rechts zur Geſchäftsbeſorgung, insbeſondere alfo eines vom Ge- 
fchäftsheren erteilten Auftrags ($ 677); danach ift eine Ge- 
ſchaftsführung ohne Auftrag gegenüber bem dominus negotüi auch 
dann’ vorhanden, wenn ein anderer ben Auftrag gegeben hat. 

2. Die Gefhäfte müflen für ven Gefcäftsführer fremde 
fein, mag er ſich aud) in der Perſon des Gefcäftäheren irren ($ 686). 
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Hält der Geftor bie Geſchäfte irrig für feine eigenen, fo ift nad} ber 
herrſchenden Meinung des gemeinen Rechts (RG 25, 136) und nad) 
neuem Rechte ($ 687 Ab. 1) feine negotiorum gestio vorhanden: 
& tann für ben Gefcäftsführer ein Anfpruch aus grunblofer Bes 
reicherung ($ 812), für ben Geſchäftsherrn ein ſolcher aus Delitt 
($ 823) entftehen. 

3. Es muß ein Gefchäft beforgt worden fein, das auch der 
Gefgäftsherr felbft vorausfihtlih würde vorge— 
nommen haben. Das biöherige Recht verlangte ein utiliter 
gestum, und man ftritt, ob das utile nad} einem objettiven Maß- 
ftab ober nad) dem fubjeftiven Meinen des dominus zu bemeſſen fei. 
Das BGB (88 677, 678) verlangt beides: die Gefhäftsführung muß 
objettio dem Äntereffe und außerdem fu bjettindemmirt- 
lihen ober mutmaßliden Willen des Geſchäfts— 
herren entſprechen. Was hierüber hinausgeht, ift nicht nego- 
tiorum gestio, fondern unbefugtes Einmiſchen in fremde An- 
gelegenheiten, ba8 nad; altem und neuem Rechte ($ 678) den Geftor 
ſchadenserſatzpflichtig machen kann, felbft wenn er bei Ausführung 
bes Geſchäfts mit aller Sorgfalt gehandelt hat. Nimmt 3. B. jemand 
für einen anbern eine Poftnachnahmefenbung an, jo fann er den ver- 
auslagten Nachnahmebetrag nicht erfegt verlangen, wenn bie Sen— 
dung eine unbeftellte war, da die Annahme derartiger Sendungen 
nit im Intereſſe des Adreſſaten liegt. Won biefem fubjettiven 
Standpunkte weicht dad BGB ($ 679) in zwei Fällen, in denen ber 
entgegengefegte Wille des dominus vom Gefege nicht gebilligt wird, 
ab: wenn e3 ſich um die Erfüllung einer Pflicht, deren Erfüllung im 
öffentlichen Intereſſe Tiegt, oder um die Erfüllung einer fälligen ge— 
ſetzlichen Unterhaltpflicht handelt.) 

4. Das alte und das neue Recht ($ 685) erfordern die Abſicht 
des Gefchäftsführers, vom Gefhäftsheren Erſatz zu verlangen (ben 
animus obligandi). Das fehlen dieſer Abficht Hat der 
Geſchäftsherr zu beweifen; fie fehlt aber dann, wenn ber Geftor mit 
jener Dienftleiftung eine Verpflichtung tilgen ober ſich gefällig er= 
meifen wollte. Das BGB ($ 685 Abf. 2) erhebt die faktiſche Ver⸗ 
mutung, baß bie Gewährung von Unterhalt von feiten ber Eltern 
ober Voreltern an ihre Abkömmlinge ohne Verpflichtungsabficht ges 
ſchehe, zur geſetzlichen. 

Liegen dieſe Vorausſetzungen und mit ihnen eine negotiorum 
gestio vor, fo iſt der Geſchäftsführer nad altem und neuem Rechte 
zur Anwendung aller Sorgfalt verpflichtet, und nur bei Abwendung 





') Rad; römischen Recht galt Gleiches im alle der Beerdigung eines 
Leichnams durch jemand, der hierzu nicht verpflichtet war (a. funeraria). 
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dringender Gefahren ift vom BGB die Verantwortlichteit des Ge— 
ſchäflsführers auf die Vertretung von Vorfah und grober Yahr- 
läffigfeit beſchränkt (88 677, 680). Der Gefchäftsführer ift ferner 
nad) altem und neuem Rechte ($ 681) zur fofortigen Anzeige von 
dem Beginne ber gestio, zur Rechenſchaftsablegung und zur Heraus 
gabe alles deſſen verpflichtet, wa8 er auß der Geſchäftsbeſorgung er= 
langt hat. Denn andernfalls würde er den Geſchäftsherrn ſchädigen. 
Der Gefhäftsherr aber ift nad) altem und neuem Rechte (SS 6883, 
984) verpflichtet, dem Geftor Erfaß feiner Aufwendungen zu leiften, 
und, liegt eine wahre neg. gestio nicht vor, ihm die Bereicherung 
herauszugeben. Denn andernfalls läge eine Schädigung des Ge— 


-Thäftsführers vor. 


Unter „Geſchäft“ (negotium) fält jeveerlaubteTätig- 
teit. Nimmt der Gefhäftsführer ein Recht s geſchäft für ben 
Geſchäftsherrn vor, fo wird es nach altem und neuem Rechte für ben 
Knahaheren erft mit ber von ihm erteilten Genehmigung ver— 
bindlich. 

Da die Geſchäftsführung einen auf ben Eintritt von Rechts—- 
folgen gerichteten Willen verlangt, ifi fie nah BGB Rechtsgeſchäft 
(8$ 677, 685), eine Eigenfchaft, Die ihr natürlich dann fehlt, wenn 
der Geftor gefhäftsunfähig ober in der Gefchäftsfähigteit befchräntt 
ift. Daher haftet ein folder Geſchäftsführer nicht auf Grund ber 
negotiorum gestio, fondern auf Schabenzerfaß, wenn er eine un= 
erlaubte Handlung begangen hat, ober auf bie Bereicherung ($ 682). 
Die Folge ift, daß auch einem ſolchen Geihäftsführer gegenüber ber 
Geſchäftsherr nur auf die Bereicherung haftet. 


4. Obligationen aus tatfächlichen Zuftänden. 


8 153. a) Die Gemeinſchaft. 

Die Tatſache allein, daß ein Recht mehreren gemeinſchaftlich 
aufteht, begrünbet unter ben Teilhabern Rechte und Pflicgten. Eine 
folche Gemeinfhaft kann durch ein zufälliges Ereignis ober durch 
Verfügung eines Dritten entftehen (ſog. communio incidens). 
Entfteht die Gemeinſchaft durch einen Vertrag, fo ift damit zugleich 
ein gemeinfamer Zived gefeht, bie bloße Gemeinfchaft alfo zur Gefell- 
ſchaft gefteigert. Das bloße Gemeinfhaftsverhältnis ſetzt einen 
Vermögensgegenſtand voraus, ber allen gemein fein Tann, daher trat 
im römifchen Rechte bei dem Erwerb einer auf einen teilbaren 
Gegenftand gerichteten Forderung durch mehrere feine communio 
ein, ba bie Forderung ohne meiteres in mehrere Zeilforberungen 
außeinanber ging. Nach neuem Recht aber kann nicht nur eine Eigen⸗ 
tumdgemeinfhaft ober eine Gemeinfhaft an andern dinglichen 
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Rechten ober eine Erbengemeinfchaft, ſondern auch eine Forderungs⸗ 
gemeinfchaft beſtehen ($ 432 BGB). 

Das BGB Tennt fowohl die römiſch-rechtliche Ge— 
meinfhaft nach Bruchteilen (Duoten, ibeellen Anteilen) 
als au die beutfherehtlihe Gemeinfhaft zur ge- 
famten Hand. Die letziere tritt aber nur in den vom Gefetze 
befondersbeftimmten Fällen, nämlich im Falle der Gemein- 
ſchaft der Geſellſchafter, des Geſamiguts bei der ehelichen Güter- 
gemeinfchaft und be3 Gefamteigentums ber Miterben ($$ 718 ff., 
1438 ff., 1519 ff., 1549 ff., 2032 ff. BGB), ſowie im Falle der 
Neeberei (85 489 ff. HGB) ein.) m allen andern Fällen befteht 
eine Gemeinfchaft nach Bruchteilen ($ 741 BGB), insbefondere alfo 
im alle bes Miteigentum ($ 1008 ff.). Won dieſer Gemein- 
ſchaft ift Hier bie Rebe. 

Der Anteil ift Gegenftand bes Sonderrechts des einzelnen 
und unterliegt feiner freien Verfügung. Die Anteile find im Zweifel 
gleiche. Verfügungen über ben gemeinfchaftlicden Gegenftand aber 
tönnen nur von allen Gemeinern, alfo nur mit Stimmeneinhelligteit 
getroffen werben. Doch kann jeder einzelne Maßregeln treffen, die 
zur Erhaltung des Gegenftanbed notwendig find. Auch kann nad 
neuem Rechte dur; Stimmenmehrheit eine der Befchaffenheit des 
Gegenftandes entfprechende orbnungsmäßige Verwaltung und Be- 
nußung befchloffen werben, und ein derartiger Beſchluß wirkt wie eine 
Vereinbarung für und gegen bie Sondernachfolger der Gemeiner 
(88 742, 745748). 

Nach altem und neuem Nechte find die Teilhaber verpflichtet, 
die Früchte des Gegenstandes nach Maßgabe ber Größe ber ben 
einzelnen zuftehenden Quoten zu teilen und einander den Gebrauch 
des Gegenftandes fo meit zu geftatten, daß dadurch ben andern Zeil- 
habern ber Mitgebrauch nicht beeinträchtigt wirb ($ 743). 

Jedem Teilhaber fteht das ſich unaufhörlich erneuernde unb ba= 
ber unverjährbare Recht zu, Aufhebung der Gemeinſchaft 
zu verlangen. Die Teilung kann in jevem alle durch Vertrag bes 
mirft werben, das Recht auf Teilung aber muß auch gegen den wider⸗ 
ftrebenden Zeilgaber burchgefegt werden tönnen. Diefem Zwecke 
diente im römifchen und früheren gemeinen Rechte die actio com- 
muni dividundo, d. h. eine Klage, die den Richter veranlaßte, die 
Zeilung in angemeflener Weife jelbit vorzunehmen. Die Klage war 
deshalb eine actio duplex, ba fie nicht bloß bie Verurteilung bes 
Gegners, fondern regelmäßig auch bie des Klägers felbft veranlaßte, 


) Val. auch $ 18 Gef. über die Seietiäaften mit befchränfter Haf⸗ 
tung b. 20./4. 92. 8 77 Genoflen.-&ef. v. 
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unb das Urteil hatte rechtsbegründende Wirkung. Ein joldes Ver— 
fahren ift dem heutigen Progeßrechte fremd. Wiberftrebt ein Zeil- 
haber der verlangten Zeilung, fo kann er zwar durch Klage ge— 
zwungen werben, ſich bie Teilung überhaupt oder eine beftimmte Art 
der Teilung gefallen zu laſſen (Zeilungsflage im Sinne des $ 24 
ZPO), der Richter entfcheibet dann aber nur darüber, ob ber An— 
ſpruch begründet ift, er nimmt die Teilung nicht felbft vor, und fein 
Urteil hat nur feftitellende Wirfung (88 749 ff.). 

Nach neuem Recht ift ferner die Zmangdperfteigerung 
eined gemeinſchaftlichen Grundfiüds zum Zwede der Aufhebung 
der Gemeinſchaft zuläffig. Das Antragsrecht fteht nur dem ein= 
getragenen Miteigentümer ober feinen Erben zu. Der Antrag 
mirb, ohne baß es eine Progeffed und eines vollftredbaren Titels 
bebarf, beim Amtsgericht der belegenen Sache geftellt. Der Verkauf 
tann nur erfolgen, wenn das geringfte Gebot erreicht wird. Diefes 
Gebot muß diejenigen Laſten beden, welche auf dem Anteile des An- 
tragftellers ausſchließlich oder miteingetragen find, weil biefe Rechte 
durch ben Teilungsantrag nicht gefährbet werben bürfen. Daher 
müffen bei Feftftellung bes Minveftgebotes aber aud) die auf andern 
Anteilen haftenden Rechte berüdfichtigt werben, fofern fie jenen 
Rechten im Range gleichjtehen oder vorgehen, denn fonft würden bie 
aus biefem Rangverhältniffe ſich ergebenden Befugniſſe verloren 
gehen. Andere fpäter eingetragene Rechte werben beim Minbeftgebot 
nicht berüdfichtigt, fie müflen aus bem Erlöfe befriedigt werben und 
laufen alfo Gefahr, auszufallen. Denn durch bie fpätere Belaftung 
von Anteilen fann das mit dem Eintritt der Gemeinfchaft von ſelbſt 
gegebene Recht, Teilung zu verlangen, nicht beeinträchtigt werben 
(85 180—184 ZwſtG). 

Das Recht auf Teilung wird vom Gefeße begünftigt. Nach altem 
Rechte konnte e8 durch Vertrag nicht für alle Zeiten befeitigt werben, 
und nad neuem Rechte kann aus einem wichtigen Grunbe 
Teilung aud dann verlangt werben, wenn bie Teilung für immer 
ober auf Zeit durch Vertrag ausgefchloffenobereineKün= 
digungsfrift vereinbart ift; ferner erlifcht der auf Zeit 
beſchränkie Ausfchluß der Teilung mit dem Tode eines Zeilhabers 
ohne weiteres. Alle berartigen Vereinbarungen wirken für und gegen 
die Sondernachfolger. Hat aber ein Gläubiger die Pfänbung eines 
Anteils erwirki und gegen ben Gemeiner einen endgültig vollftred- 
baren Zitel erlangt, fo ift er, ohne an eine Vereinbarung ber Teils 
haber gebunden zu fein, berechtigt, die Zeilung zu verlangen 
(88 749 ff.). 

Die Teilung erfolgt nad; altem und neuem Recht in Natur, wenn 
nad) der Beſchaffenheit des Gegenftandes diefe Art der Teilung mög- 
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lich ift, andernfalls durch Verlauf des gemeinſchaftlichen Gegen- 
ſtandes nad) den Vorfchriften über den Pfanbverfauf und bei Grund- 
ſtücken im Wege ber Zwangsverſteigerung (8$ 752 ff.). 


$ 154. b) Die Pflicht zur Unterhaltsgewährung. 

1. Diefe Pflicht kann ihren Grund in der Verwandtſchaft haben. 
Sie ift in diefem Fall eine Zuftandsohligation, welche außer von der 
Tatſache der Verwandtſchaft auch von ber Hilfsbedürftigkeit des 
einen und ber Leiftungsfähigteit des andern abhängt, mithin bei dem 
Eintritte dieſer Vorausſetzungen von felbft entfteht, fortbauernd 
immer neue Anfprücde erzeugt und, wenn eine der Vorausſetzungen 
megfält, oder durch ein neues Gefeh bie Eigenfhaft ala fchuid⸗ 
begründende Tatſache verliert, erlifcht. 

a) Unterhaltspflidtig find nad) altem und neuem 
Rechte (8 1601) die Verwandten in gerader Linie 
gegenfeitig. Gegenüber unehelichen Kindern beſchränkt fi (ſ. 
aber 2) Recht und Pflicht auf die Mutter und bie mütterlichen Aſzen— 
denten. Nach römiſchem und gemeinem Rechte wird der Alimentationg= 
anfpruch eines Kindes gegen feinen Aſzendenten durch grobe DBer- 
legung ber Kinbespflichten gänzlich verwirkt;) hierüber entfcheibet 
richterliches Ermeffen.?) Nicht Verluft, fondern nur Befchränfung 
des Anſpruchs auf das Notbürftige tritt nad) neuem Recht ein, wenn 
die Hilfsbebürftigkeit durch ein fittliches Verſchulden verurfacht ift 
ober ber Bebürftige gegen den Pflichtigen eine zur Pflichtteilgentzies 
hung berechtigende Verfehlung begeht ($ 1611). 

Nach altem Rechte war der Vater vor der Mutter, bie Großeltern 
maren nad) ben Eltern verpflichtet. Das neue Recht läßt Abkömm⸗ 
linge nad) der gefeßlichen Erbfolgeorbnung und dem Verhältnis ber 
Exrbteile, unter den nach ihnen berufenen Afgendenten bie näheren 
por den entfernteren und mehrere gleich nahe zu gleichen Zeilen haften 
($ 1606). 

b) Hilfsbebürftig aber ift, wer außerftanbe ift, fich felbft 
zu unterhalten ($ 1602). Dieſe Tatſache hat der Unterhaltberechtigte 
zu beweiſen. Die hiernach gegebene Unterhaltzpflicht tritt nicht 
ein, wenn ber an ſich Verpflichtete ohne Gefahr für feinen eigenen 
ftandesmäßigen Unterhalt nicht imftanbe ift, ben erlangten 
Unterhalt zu gewähren. Dabei fommt jebod nicht bloß fein Ein- 
tommen, fondern aud fein Vermögen in Betracht (NG 5, 154). 
Eltern dagegen haben gegenüber ihren minderjährigen, unber- 





>) L.58$11.D, agn. et. al. lib. 26, 3; c. 4 Cod. de. al. lib. 5,25. 
RG 5, 154. j 

?) Vorliegen eines Enterbungsgrunbes berechtigt zur Verweigerung 
ber Xlimentation RG 5, 154. 
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heirateten Kindern eine gefteigerte Unterhaltspflidt, 
infofern fie auf die Gefährdung ihre eigenen ftandesmäßigen Unter- 
halts ſich nicht berufen dürfen, ſondern alle verfügbaren Mittel mit 
den Kindern teilen müflen. Diefe gefteigerte Pflicht tritt aber nicht 
ein, wenn ein anderer Unterhaltspflichtiger ba ift (zu dem auch bie 
Mutter gehört) ober ber Unterhalt des Kindes au dem Stamme 
feines Vermögens beftritten werden Tann ($ 1603. RG 57, 69). 

Der Anspruch geht auf ftanbesmäßigen, d. h. nad ber 
Lebensſtellung bes Berechtigten zu bemeflenden Unterhalt 
(8 1610). Der Unterhalt wird in Geftalt einer Rente und nur, wenn 
befonbere Gründe vorliegen, auf Verlangen bed Berechtigten in 
anberer Weife gewährt ($ 1612). Der Anfprud erlifcht mit dem 
Tode des Berechtigten oder mit dem Tode des DVerpflichteten. Ver— 
erblich aber ift ber Anfpruc auf bie fällig gewordenen Alimente 
(8 1615). 

Allen Unterhaltspflichtigen geht der Ehegatte bes Hilfäbebürf- 
tigen vor (darüber im Eherecht). 

2. Unterhaltspflictig ift nad} altem und neuem Recht auch ber 
Erzeuger eines unehelichen Kindes. 

Über den Rechtsgrund bdiefer Verpflichtung murbe ges 
fritten. Die eine Auffaffung erflörte ben außerehelichen Veifchlaf 
als Delikt und verpflichtete baher den Delinquenten zur Ent» 
ſchädigung der Dlutter, d. h. zur Zahlung der Entbindungs- und 
Sechswochenkoſten, ſowie zur Unterhaltung des Kindes. Diefer An- 
ſicht fteht entgegen, baß ber Veifchlaf von ber Mutter nicht als uns 
erlaubte Hanblung gerügt werben Tann, weil fie Teilnehmerin ber 
Handlung war, und daß dem Kinde gegenüber nicht diejenige Hand⸗ 
fung, ber e8 fein Leben verdankt, eine unerlaubte fein kann. Die 
zweite Anficht (RG 7, 340; 40, 179) gründete ben Anfprud bes 
Kindes auf deffen natürlihe Verwandtſchaft mit feinem 
Erzeuger, ben Anſpruch der Mutter auf die Villigfeit, oder, maß 
richtiger ift, auf eine nicht⸗deliktiſche Schädigung. Das BGB hat 
fi) in beiden Beziehungen der zweiten Anſicht angefchloffen. Die 
Folge der erften Anficht ift bie, daß alle diejenigen, melde das Delitt 
begangen Hatten und bie alfo bad Kind erzeugt Haben fonnten, 
folivarifch hafteten, die Yolge ber zweiten Anſicht die, daß nur der⸗ 
jenige verpflichtet ift, der als Erzeuger feftgeftellt ift. Haben mehrere 
innerhalb der Empfängnißzeit mit ber Mutter ben Beifchlaf volle 
zogen, fo Tann jeder von ihnen ber Vater fein, folglich haftet im 
diefem Falle keiner (88 1708, 1715, 1717 BOB). 

Als Erzeuger eines unehelichen Kindes galt nad altem Rechte 
derjenige, ber mit ber Mutter in der Zeit nom 182.300, Tage 
und ai nad) neuem Rechte (8 1717) ber, welcher init ihr in der Zeit 
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vom 181.302. Tage vor ber Geburt bes Kindes (Empfängnis- 
zeit) ben Beiſchlaf vollzogen hat. Der Anſpruch Tann nur durch 
bie e. plurium constupratorum befeitigt werben; die Zatfache, 
daß bie Mutter leicht zu gewinnen ift, hat nur bie Vebeutung eines 
Beweisgrundes. Wer aber nad) ber Geburt feine Vaterſchaft in einer 
öffentlichen Urkunde anertennt, verliert jenen Ein- 
manb($ 1718). 

Die Unterhaltspflicht erreicht ihr Ende mit dem vollendeten 
16. Lebensjahre des Kindes; fie geht ausnahmsweiſe über biefen Zeit- 
puntt hinaus, wenn das Kind in biefem Alter infolge geiftiger oder 
törperlicher Gebrechen erwerbäunfähig ift ($ 1708). 

Der Unterhalt umfaßt ben gefamten. Lebensbedarf nad; ber 
Lebensſtellung der Mutter und erftredt fi) auch auf bie Erziehungs— 
und Belleibungstoften. 


$ 155. c) Die Ausftattungspflict. 

Nach römiſchem und gemeinen Rechte hatte die Tochter, gleich 
viel ob fie noch ober nicht mehr unter väterlicher Gewalt ftand, das 
Net, von ihrem Water oder väterlichen Großvater die Gemährung 
einer dos zu verlangen. Die Größe der dos beftimmte ſich nach dem 
Vermögen bed Verpflichteten und ber Lebenäftellung des Ehemanned 
der Tochter. Die Mutter war, abgefehen von bem nicht in Daß gemeine 
Necht Üübergegangenen alle, daß die Tochter rechtgläubig, die Mutter 
aber nicht rechtgläubig war, botationzpflichtig nur ex magna et 
probabili causa, wohin gehörte, daß bie Tochter arm, bie Mutter 
aber fehr vermögend war. 

Das BGB macht deutfcher Anfhauung gemäß einen Unterfchied 
zwiſchen Ausfteuer und Ausftattung. _ 

1. Eine Verpflichtung befteht nur zur Gewährung einer 
Ansftener, d. 5. folder Bermögensgegenftänbe, bie 
der Einrihtung bes Haußhaltes einer heiraten= 
den Toditer dienen ($ 1620). Die Pflicht ruht auf dem Vater, 
aber auch auf ber Mutter, wenn ber Vater tot ober unvermögend ift. 
Die Ausfteuer fol angemefien fein. Die Pflicht zu ihrer Gewährung 
befteht aber nur dann ober nur inſoweit, als ber Verpflichtete bei ber 
Berüdfichtigung feiner fonftigen Verpflichtungen ohne Gefährbung 
feines flandesmäßigen Unterhalt dazu imftanbe ift und nicht bie 
Tochter felbft außreichendes Vermögen hat. Der Anſpruch fällt weg, 
wenn bie Tochter ohne die erforderliche ($ 1304 ff.) Einwilli- 
gung der Eltern heiratet oder wenn fie ſich einer Verfehlung ſchuldig 
macht, welche die Eltern zur Pflichtteilsentziehung berechtigt ($ 1621). 
Entgegen dem gemeinen Rechte befreit das neue Recht den Verpfliche 
teten, wenn bie Tochter für eine frühere Ehe eine Ausſteuer erhalten 
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hat. Die Verjährung des (nicht übertragbaren) Anſpruchs tritt nach 
Ablauf eines Jahres feit der Eingehung der Ehe ein ($$ 1622, 1623). 

2. Ausftattung ift daß, was einem Rinde mit Rückſicht auf feine 
Verheiratung oder auf bie Erlangung einer felbftändigen Lebens— 
ftellung zur Begrünbung oder zur Erhaltung der Wirtfchaft oder ber 
Zebenftellung von dem Pater ober der Mutter zugemenbet wird. 
Eine gefegliche Pflicht ber Eltern zur Gewährung einer Ausſtat— 
tung befteht zwar nicht, gleichwohl gilt eine Ausftattung nur inſoweit 
als Schenkung, als fie dad den Umftänden, insbefondere den Ver— 
mögenöberhältniffen bes Vaters oder der Mutter entfprechende Maß 
überfteigt. Damit ift eine Naturalobligation ber Eltern 
anerfannt ($ 1624). Wirb eine Außftattung verfproden, fo 
ift das Verfprechen in münblicher Form gültig; ſoweit die Ausftat- 
tung Schenfung fein würde, bebarf das Verfprechen der gerichtlichen 
ober notariellen Beurfundung. Es kann au dem Schwiegerfohn 
gegeben werben; dann ift e8 Vertrag zugunſten eines Dritten ($ 328). 

Die buch Verführung begründete Dotationspflicht bes bis— 
berigen Rechts ift dem neuen Recht unbefannt. 


$ 156. d) Verpflichtung zum Vorzeigen. 

1. Nach römiſchem und gemeinem Rechte kann derjenige, welcher 
einen Anspruch zu haben glaubt, bie Vorzeigung der Sachen ber- 
langen, ohne beren Befihtigung er ben Anſpruch nicht begründen 
tann. Im älteren römifchen Rechte burfte der, ber eine mit einer 
anderen verbundene Sache vindizieren wollte, fogar die Trennung der 
Sache begehrten (actio ad exhibendum). Diefes Trennungsrecht 
ift fpäter meggefallen und vom BGB nicht wieder aufgenommen 
morben, da ber Anſpruch auf Trennung in bem auf Herausgabe ent⸗ 
halten ift. Das neue Recht hat auch die Vorweiſungspflicht ein⸗ 
geſchränit ($ 809). Es feßt voraus, 1. daß gegen den Beſitzer 
einer — beweglichen oder unbeweglichen — Sade ein Anfprud in 
Anfehung ber Sache befteht ober daß ber Berechtigte ſich erft Ges 
wißheit verfhaffen will, ob ihm ein folcher Anſpruch aufteht, und 
2. daß er auß biefem Grunde ein Intereſſe an ber Befichtigung der 
Sade hat. Der Anſpruch ift alfo insbeſondere dann unbegründet, 
wenn das Verlangen ein ſchikanöſes ift ($ 226) oder nur auf Verrat 
eines Gefchäftsgeheimnifles abzielt ($ 10 Gef. über ben unlauteren 
Wettbewerb). 

2. über die Vorlegung von Urkunden hatte das römifche Recht 
zahlreiche ind einzelne gehende Bejtimmungen (a. de edendo unb 
a. de tabulis exhibendis). Das moderne Recht hat die Zahl ber 
Fälle einer Urkundenvorlegungapflicht erweitert, insbeſondere ben 
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Mitgliedern von Handelsgeſellſchafien das Recht eingeräumt, bie 
Bücher und Papiere der Geſellſchafi einzufehen. 

Die ZPO hat alle dieſe Sonderbeftimmungen aufrecht erhalten 
und bie fog. Editionspflicht einer ald Beweismittel 
wichtigen Urkunde außerdem im Falle der Gemeinfchaftlichleit der 
Urkunde anerfannt ($ 387). 

Das BGB gibt eine allgemeine und einzelne Gonberbeftim- 
mungen. Allgemein ift angeorbnet ($ 810), daß bie Wor- 
meifung einer Urkunde begehrten kann ein jeder, der ein recht⸗ 
liches nterefle an der Kenntnis des Inhalts ber Urkunde hat, 
dann mwenn bie Urkunde in feinem Intereſſe errichtet ober in ber 
Urkunde ein zwifchen ihm und einem andern beftehendes Rects- 
verhältnis beurkundet ift oder wenn die Urkunde auch nur Verhand- 
Tungen über ein Rechtögefchäft enthält, die zwifchen ihm und einem 
andern ober zwiſchen einem von beiden und einem gemeinfchaftlichen 
Vermittler gepflogen morben find, Beſondere Beftimmungen 
enthalten 8 716 (Geſellſchaftspapiere), $ 2010 (Nachlaß-Inventar), 
& 2264 (Zeftament). 

Die ZPO Hatte daher in ihrer neuen Faſſung ($ 422) nur 
nötig, auf das bürgerliche Recht Bezug zu nehmen. 

Intereſſiert die Urkunde nicht ala Beweismittel, fondern als 
Rechtsobjekt, jo kommen bie Vorfchriften über die Vorlegung bon 
Sachen ($ 809 BGB) zur Anwendung. 


Drittes Buch: 
Das Sachenrecht. 


A Der Beſch. 


$ 157. Der Begriff des Befiges. 

1. Befig ift die tatfählihe Möglichkeit, mit 
Ausfhließung anderer über eine Sache zu ver— 
fügen. Diefe Möglichkeit kann beftehen ohne Recht, der Beſitz 
ift alfo an fi eine vom Recht unabhängige, zumeilen im Gegenfage 
zum Rechte ftehende Tatfache. Uber es ift mit dieſer Tatſache 
die Möglichkeit von Rechtsfolgen verfnüpft. In zahl: 
reichen Fällen nämlich iſt der Erwerb des Beſitzes Vorausſehung für 
den Erwerb eines Rechtes, insbeſondere des Eigentums und des 
Pfandrechts; die Ausübung von Rechten hängt in vielen Fällen von 
der Erlangung des Beſitzes ab; ber Beſitz gibt ferner bei dem Streit 
um Nechte eine vorteilhafte Stellung. Das objektive Recht muß 
deshalb beftimmen, wie das tatfächliche Verhältnis einer Perfon zu 
einer Sache befchaffen fein muß, damit es mit den Rechtsfolgen bes 
Beſihes außgeftattet werben könne, e8 muß alfo auch beftimmen, wie 
der Beſitz erworben und verloren wird. Der Beſitz genießt 
ferner Rehtsihuf. 

Mie das pofitive Recht bazu fommt, eine Tatfache, die zumeilen 
der Ausbrud groben Unrechts ift, zu ſchützen, während ber gericht- 
lie Schuß fonft nur Rechten gewährt wird, ift Gegenftand zahl- 
reicher Erklärungsverſuche geweſen. Man unterſcheidet abfolute 
Theorien, die den Beſiß um feiner ſelbſt willen, und relative 
Theorien, bie ein außerhalb des Beſitzes Tiegendes Gut ſchützen 
wollen, und hat den Grund bes Beſitzſchutzes insbefonbere in ber 
gegen ben Befitzet verübten Gewalt (v. Savigny), in dem im Befite 
verwirllichten Willen des Beſitzers (Puchta, Bruns, Windſcheid), in 
der Eigenfchaft bes Beſitzes als ber „Tatſächlichkeit und Sichtbar- 
teit des Eigentums” (v. Ihering) erblidt. Das richtige bürfte wohl 
fein, daß die Rechtsordnung im Intereſſe ber Rechtsſicherheit jebe 
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eigenmächtige Änderung in ber tatſächlichen Verteilung ber Sad 
güter, eben meil fie ſich nicht auf dem Wege Rechtens vollzieht, als 
Rechtswidrigleit behandeln muß. Hieraus erflärt fi), daß ber Dieb 
gegen ben Beftohlenen nicht geſchützt werben barf, gegen jeden anbern 
aber geſchützt werben muß. 

Diefe Anfchauungen beherrfchten das gemeine Recht; fie waren 
herübergenommen aus dem tömifchen Recht, das bie rechtliche Be— 
deutung be3 Beſitzes erfannt und ihm zu einem befonbern Rechts- 
inftitut entwidelt hatte. 

2. Nah römiſchem Recht ift Befik nur da borhanden, wo Die 
Herifhafteineausfhliehliheift. Bedarf es zur Aus— 
Übung ber Herrſchaft der Willenserklärung ober ber Verdrängung 
eine anbern, fo ift vor der Erflärung ober Verdrängung Vefig nicht 
vorhanden. Deshalb enthält eine Tätigkeit, welche die Herrſchaft des 
andern brechen fol, noch feinen Beſiherwerb. Beſitz ift aber ſchon 
dann vorhanden, wenn nur die tatfählige Möglichkeit 
einer Einwirkung auf die Sade befteht. Es bebarf 
nicht der unausgeſetzten Einivirfung auf die Sache, fie ift möglich, 
wenngleich ihr augenblidlic Schwierigkeiten entgegenftehen, wie bei 
ſchwimmenden Baumftämmen. Daher enthält eine Tätigkeit, bie 
zum Zwecke bes Beſitzerwerbs bie Beſitzergreifung eines andern ber- 
hindern fol, einen Vefigermerb noch nicht. Befig hat nach römischen 
Recht nur, wer befigen will. Beſteht die Möglichkeit einer Ein- 
mirfung auf die Sache ohne den Willen, fo ift nur ein räumliches 
Verhältnis ber Perfon zur Sache vorhanden. Deshalb lehrte das 
römiſche unb das gemeine Recht, daß zum Vefit corpus (dag Raum 
verhältnis) und animus (Vefigwille) gehören. 

3. Der deutſchrechtliche Begriff der Gemere bezeichnet gleich- 
fans ſtets ein Machtverhältnis der Perfon zur Sache. Man ſah in 
biefem Machtverhältnis aber nur die äußere Erfheinung 
eines Rechts. Die Folge war erftend, daß bie Gewere nicht um 
ihrer felbft willen, fondern nur fo lange Schuß genoß, als die durch 
fie begründete Vermutung für das Dafein eines Rechts nicht bes 
feitigt war, und zweitens, daß man fo lange an ein Recht glaubte, 
ala bie Gewere beftand.‘) Man ſah denn aud in der Gemere nicht 
bloß eine Tatfache, fondern ein Rechtsverhältnis. 

Der Begriff der Gewere mar dem beutfchen Rechte namentlich 
feit Savigny verloren gegangen. 

4. Das Beſitzrecht des BGB enthält eine mohlgelungene Ver— 
bindung römiſcher und deutſchrechtlicher Gedanten. 
erte: Die Bedeutung des Fahrniöbefiges. 1897 und Ben 3 
Zeivatuit 11 8 113. Huber: Die Bedeutung der Geivere im deutſchen 

achenreht. 1894. 
Engelmonn, D. bürgerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl. 30 
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Der Beſiß ift auch nach ihm eine vom Rechte zum Befig unab- 
hängige, aber eine rechtlich bebeutfame Tatſache.) Notwendig ift 
nad ihm jebenfall® die Erlangung der „Latfählihen Ge— 
malt“ über die Sade. Soweit ſtimmt das neue Recht mit bem 
alten überein. Das BGB meicht vom gemeinen Recht aber darin ab, 
daß es ben Beſitzwillen abfichtlich mit Stillſchweigen übergeht und 
damit anfheinend bag Erforberniß des Befigmillens 
befeitigt. Dies ift denn auch die herrfchende Meinung gemorben. 
Dan überfieht aber dabei, daß ein Herrſchaftsverhältnis von Perfon 
zur Sache ohne Herrſchaftswillen nicht möglich, die Möglichteit tat- 
ſächlicher Herrſchaft ohne Willen nichts als ein Raumberhältnis ber 
Sade zur Perfon ift. Das Schweigen des BGB über ben Beſitz— 
willen hat nur die Bebeutung, daß es feinen befonderen Belik- 
willen, einen animus domini mehr erfordert, fonbern daß jeder 
Herrſchaftswille, auch der, die Sache einftweilen für einen andern zu 
verwahren, genügt.?) 

Gleichwohl ift Beſitzer nicht der ſog. Beſitzdiener, d. h. 
derjenige, der bie Gewalt für einen andern auf Grund eines 
Verhältniffes ausübt, vermöge beffen er ben in Beziehung 
auf die Sage erteilten Weifungen jenes andern Folge zu leiften hat, 
insbefonbere alfo der im Haushalt ober Erwerbsgeſchäft bes andern 
Angeftellte ($ 855). Denn diefes Abhängigkeitverhältnis bemickt, 
daß der Herr bie tatfächliche Gewalt durch den feinem Willen Unter: 
morfenen außübt. 


$ 158. Ginteilung des Beſitzes. 


1. Das römifche Recht naunte possessio den vom Recht ges 
ſchützten, in possessione esse ben nicht gefhüßten Beſitz.) Der 
Beſihſchutz war ein prätorifcher und wurde gewährt in ben fog. Inter⸗ 
bitten. Den Römern war demnach possessio und nterbitten- 
ſchutz gleichbedeutend. Der Schuß wurde aber in einzelnen Fällen 
eines Befigberhältniffes gewährt, bie von andern gleichfalls gejchüßten 
Befigverhältniffen weſentlich verſchieden waren. In feinem Werte: 
„Das Recht des Beſitzes“ hat v. Sapignd innere begriffliche Mert- 
male des gefhüßten und des nichtgefhügten Befiges aufgeftellt und 
ift zu folgender Lehre gelangt, die biß zuletzt bie herrſchende ge- 
blieben ift. 

Der Befig einer Sache fei der Zuftand, „in welchem nicht nur 


') Mit dem von ber 2. after, oft gebrauchten und ſeitdem gern 
wie der holten Worte „Rei yp tion“ iſt nichts anzufangen. 

*) Gierte: Deut tivatreht II. ©. 228. 

®) Dernburg: —E u Bat des juriftifchen Beſitzes 
bes zönifgen Necht? 1883. Insbeſ. 88 43, 14. 
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bie eigene Einwirkung auf die Sache phyſiſch möglich, ſondern auch 
jebe fremde Einwirkung unmöglich ſei.“ Damit biefer natürliche 
Zuftand der Detention zum juriftifchen Beſitze werde, 
müffe ber animus peseidendi oder animus domini binzutreten, 
d. h. ber Wille, die Sache fo zubehanbeln, wie fie der Eigentümer bes 
handelt. Juriftifcher Beſiher ift alfo: 

a) der Eigentümer, denn er weiß, baß er al Eigentümer das 
unbefchräntte Verfügungsrecht hat, 

b) ber rebliche Beſiher (bonae fidei possessor), denn er glaubt, 
Eigentümer zu fein, 

c) ber unrebliche Befiger (malae fidei possessor), denn er legt 
ſich die Rechte des Eigentümers bei. 

Jeder andere Beſitzer hat bie bloße Detention, er weiß, daß bie 
Sache einem andern gehört, und erfennt biefes Recht an, er übt alſo 
nur Namens und für den juriftifhen Beſiher deſſen Beſitz aus, er 
hat bie Sache mit dem animus rem alieno nomine possidendi. 
Hierher gehören der Manbatar, der Depofitar, der Rommodatar jo» 
wie alle diejenigen, bie ein vom juriftifchen Befiger abgeleitetes Recht 
zum Beſitz haben: ber Mieter, der Pächter, ber Nießbraucher, der 
Superfiziar, der Emphyteuta, der Fauftpfanbgläubiger. Sapigny 
felbft mußte aber anerkennen, daß eine Reihe von Befigern, die nach 
feiner Lehre nur Detention haben, nad römiſchem Rechte Beſitzſchutz 
genießen: es waren dies ber Pfanbgläubiger, der Prefarift, der 
Superfiziar (2), ber Emphyteuta, der Sequeſter. Um biefe Erſchei— 
nung zu ertlären, griff er zu dem Notbehelf eines „abgeleiteten Be⸗ 
fies“ inbem er darauf hinwies, daß in allen jenen Fällen der Deten- 
tor ein bom juriftifchen Befiger übertragenes Beſitzrecht habe, 

Als biefe Lehre verfünbet wurbe, beftanden in Anlehnung an 
die deutſchrechtliche Behandlung bes Vefiges vielfach andere Auf⸗ 
faflungen, und bie gemeintechtliche Lehre war unklar. Das wenige 
Jahre vorher publizierte preußifche Landrecht hatte die damalige 
deutſchrechtiiche Auffaſſung zum Gefe erhoben und jedem Ynhaber, 
der, wenngleich unter Anerfennung fremden Eigentums in feinem 
Intereſſe über die Sache verfügen will, Befit beigelegt. Das preußiſche 
Recht ftand damit auf einem höheren, babei einfacheren Stanbpuntte 
als die Lehre Savignys. Diefe Härte zwar bie gemeintechtliche Bes 
figlehre, verhinderte aber die Entwidlung ber deutſchrechtlichen An- 
ſchauung. 

Ob Beſitz oder Detention vorlag, entſchied ſich nach der Savigny- 
ſchen Subjektivitäts-oder Willenstheorie nah dem 
Willen des Beſitzers, je nachdem dieſer nämlich den Willen hatte, bie 
Sache für ſich ober für einen andern zu haben. Nach ber von 

30* 
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Ihering!) vertretenen Dbjettinitätstheorie entfleht dann, 
wenn bie beiden Vorausfegungen, die zur Annahme bes Beſitzver⸗ 
hältniffes überhaupt erforberlih find: d. H. corpus und animus 
vorliegen, ftet3 Beſitz, ſoweit nicht eine gefegliche Beftimmung 
nachweisbar ift, welche mit biefem Verhältnis aqusnahms weiſe 
nur Detention berbinbet. 

Die römifche Beſitzlehre mar meber folgerichtig, noch genügte 
fie den Bebürfniffen des Lebens: denn es fehlte an einem Prinzip, 
nad bem fid) die Frage des Befigfchuges beantwortete. Warum der 
Dieb, der Prefarift, der Sequefter gefügt wurde, während man dem 
Verwahrer, bem Verwalter, ja fogar dem Niekbraucher, dem Kommo— 
datar, dem Mieter den Beſitzſchutz verfagte und fie nicht bloß bei 
einer Beſitzſtörung, ſondern fogar bei gemalttätiger Befigentfegung 
auf die Hilfe deſſen anwies, in beffen Namen fie befaßen, eine Hilfe, 
die gerade in dem alle, daß die Störung oder Gemalttat vom 
juriftifchen Beſitzer felbft ausging, verfagte, dafür fehlte es an einer 
befriedigenden Erklärung. 

2. Anders das frühere deutiche Recht. Es ftimmte zwar barin 
mit dem römifchen Recht überein, daß ed in ber Gemere eine tat- 
ſächliche Herrfchaft kannte, e8 legte aber auf den Willen bes Gewere⸗ 
Inhabers fein Gewicht, und Tonnte darauf feinen Wert legen, weil 
die Gewere einerfeit3 die äußere Erfcheinungsform eines jeben 
Sadenreht3 mar und anbrerfeit3 bie Vermutung für das Vor— 
Handenfein bes Recht s begründete. Es konnte alſo keinen beſon⸗ 
deren Gewere⸗Willen geben. Da nun an einer und derſelben Sache 
mehrere Rechte beftehen Tonnten, war es auch möglich, daß 
zwei Perfonen an berfelben ganzen Sache die Gewere haben fonnten, 
indem ber eine ben Gebrauch ober den Fruchtgenuß felbft, der andere 
im Pacht ober Mietzins ober in andern Leiftungen ben mittelbaren 
Genuß ber Sache hatte: Gemere hat: „wer dad Gut in Nup ober 
Gelbe hat”.?) 

Je nachdem die Gewere ſich auf eine zur Begründung bed be 
treffenden Rechts an fich geeignete Erwerbsart ſtühte ober von einem 
folgen Zitel unabhängig beftand, unterfhied man die egenlite, 
Satzungs⸗, Lehnö-, Zinsgewere auf der einen Geite und bie 
hebbende (b. i. habenbe) Gewere auf der andern Seite. 

Die rehte Gemere hatte, wer Jahr und Tag (b. i. ein 
Jahr ſechs Wochen und brei Tage) die Gewere gehadt hatte. Mer 
ber Öffentlichen Übertragung der Gewere beimohnte, ohne zu wider⸗ 
ſprechen, „verſchwieg“ ſich und verlor damit fofort den befieren An— 

’) Der Befigwille. 1889. 

YAM. Heusler: Inftitutionen bes deutfchen Privatrechts 1885/86. 
20.2.6. 35ff. ©. jet Gierte: Deutfches Privatrecht IT S. 190 ff. 
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ſpruch auf das Gut; wer nicht anweſend war, konnte innerhalb ber 
oben angegebenen Friſt fein Recht gegen ben Beſitzer im Wege ber 
Klage geltend machen. Rach Ablauf ber Frift war der Befier gegen 
bie Anfechtung geſichert, bie rechte Gewere war baher das Ergebnis 
nicht einer erwerbenben, fonbern einer erlöſchenden Verjährung. 

Der deutſche Vefigbegriff, der nach Vorſtehendem Beſitz ſchon 
dann annahm, wenn die tatfähliche Herrfhaft mit dem Willen ver- 
bunden war, bie Sache irgenbivie für fi zu haben (animus rem 
sibi habendi), während das rümifche Recht den animus domini 
forberte, hatte fich nach der Aufnahme bes fremden Rechts in Partiku— 
larrechten erhalten und war in einzelne neuere Kobifitationen über- 
gegangen. Gemeined Recht wurde aber die römifche Befitlehre. 

3. Das BGB Hat die römifch-rechtliche Einteilung des Beſitzes 
aufgegeben und fi} ber natürlichen Anfchauung des praftifchen 
Lebens angef&hlofjen, fi} damit aber dem beutfchen Rechte, wie es 
ſich im bayriſchen und preußifchen Landrecht erhalten hatte, ge— 
nähert. Befiger ift nad ihm (8 854) jeder, ber die tat= 
fählihe Gewalt über eine Sade hat, gleichviel ob er 
das Eigentum eines anbern anertennt oder nit. Damit ift der 
Unterſchied zwiſchen Detention und juriſtiſchem Beſitz gefallen. Nicht 
bloß der Eigentümer und berjenige, ber ſich für den Eigentümer hält 
ober ben Eigentümer verbrängen will, ſondern auch der Nießbraucher, 
der Verwahrer, ber Mieter, ber Pächter, der Entleiher, ber Beauf⸗ 
tragte Haben Befit. Da jeder Befiger Rechtsſchutz genießt, iſt ber 
Sabignufche Begriff des abgeleiteten Beſitzes überflüffig geworben. 
Da fich bie rechtliche Bedeutung bes Beſihes aber nicht im Veſigſchut 
erſchöpft, ber Beſitz vielmehr auch nad neuem Recht in mehreren 
Fällen die Grundlage für den Eigentumserwerb bilbet ($$ 900, 927, 
937, 955, 958, 988, 1120), hat das BGB ben hierzu erforber- 
lichen Beſitz als Cigenbefiß bezeichnet. Gigenbefiter ift (8 872), 
wer eine Sache als ihm gehörend befißt, ber alfo 
den animus domini hat, gleichviel ob er an fein Eigentum glaubt 
ober bösgläubiger Vefiger ift (vgl. $ 937 Abſ. 2)..) Den Beſitz, ber 
nicht Eigenbefiß ift, fann man als $rembbefit bezeichnen (Dern- 
burg). 

© gefiper iſt nad) neuem Recht aber nicht bloß derjenige, ber bie 
Sache unmittelbar in feiner Gewalt hat, fondern aud ber» 
jenige, für ben ein anderer ben Befit auf Zeit außübt, denn auch er 
übt die Gewalt über die Sache auß, und zwar indem er einen andern 
an feine Stelle feht. Es gibt alfo nad) dem BGB ($ 868) einen 

’) Das Merkmal bes Beſitzwillens leugnen gegen bie herrſchende Lehre 
auch PA Eigenbefik Eier Han BEL. Fi F; 8: FH R. ir 
3, Aufl. $ 12. Auerbad: tale und Bedeutung des Eigenbefigeß. 1905. 
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unmitelbaren unb einen mittelbaren Beſiz. Den unmittel- 
baren Befit hat ber Nießbrauder, Pfandgläubiger, Pächter, 
Mieter, Verwahrer, fowie überhaupt jeder, der auf Grund eines 
beftimmten obligatorifchen oder binglichen Rechtsverhältniffes gegen- 
über einem anbern auf Zeit um Beſitze berechtigt ober verpflichtet ift, 
den mittelbaren Befit aber Bat biefer andere, Hinter dem 
mittelbaren Beſiher Tann ein anderer mittelbarer Beſißer ftehen 
(8 871), 3. 8. wenn ber Pfandgläubiger die Pfandſache einem An- 
bern in Verwahrung gibt. Ob und inmieweit ber mittelbare Be— 
figer zu einer unmittelbaren Einwirkung auf die Sache befugt ift, 
beftimmt ſich nach dem Re ch t 8 verhältnis, auf dem ber unmittelbare 
Beſitz beruht, dritten gegenüber aber ann ſowohl der unmittelbare, 
als auch ber mittelbare Beſitzer die Vefigrechte ausüben, und dem 
mittelbaren Vefiger gegenüber ift auch ber unmittelbare hierzu befugt. 

Dom Beſitzdiener unterfcheivet fi ber hier behandelte Be⸗— 
figmittler“ durch die Selbftänbigfeit feiner Stellung. Denn ob- 
mohl er dem mittelbaren Befiger vielleicht zur Aufgabe des Beſitzes 
perfünlich verpflichtet ift, unterliegt er doch, folange fein Beſitz 
dauert, nicht den Befehlen des Gläubiger. 

4. Außer den bier befprochenen Tennt das alte und das neue 
Recht noch fernere Einteilungen des Beſitzes. 

Dean unterfcheidet nämlich: 

a) rehtmäßigen und unrehtmäßigen Beſitz, je 
nahbem ein Recht auf ben Beſitz befteht ober nicht. Beſitzer ift 
aud ber unrechtmäßige Beſiher, auch er hat Beſitzſchutz; 

b) fehlerfreien und fehlerhaften, je nadbem bie 
Vefigergreifung ſich fehlerfrei oder fehlerhaft vollzog. Fehlerhaft 
mar nad) altem Recht der clam, vi oder precario erworbene Beſitz. 
Heimli war die Beſitzausübung dann, wenn fie nicht nur tatfächlich 
ohne Wiffen des andern, fonbern in ber Abficht erfolgte, daß fie ihm 
verborgen bliebe. Vi war ber Beſitz erworben, wenn der Erwerb 
gegen ben Willen bed bisherigen Befigerd vor fi} ging, Precario 
erworben war nicht der auf Widerruf überlaffene, ſondern ver unter 
Verlegung des Vertrauens behaltene Befig. Das neue Recht flimmt 
hiermit im weſentlichen überein: fehlerhaft ift nad ihm ber 
dur verbotene Eigenmadt erlangte Befik; ver— 
botene Eigenmacht aber ift eine ohne den Willen des Befigerd und 
ohne geſehliche Befugnis (wie fie 3. B. dem Gerichtsvollzieher, dem 
Zeftamentsvollftreder zur Geite ſteht) verübte Beſihentziehung 
($ 858). Hierunter fällt die vi, elam, precario bewirkte Befig- 
entziehung; 

c) gutgläubigen (bonae fidei) und bösgläubigen 
(malae f. possessio, gewöhnlich reblihen und unredlichen) Beſitz, 
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je nachdem man im Recht zu fein gla u bt ober weiß oder doch wiffen 
müßte, daß man nicht im Rechte ift. 


$ 159. Der Befigerwerb. 


1. Erworben murbe der Beſitz nad; altem Rechte dadurch, daß 
feine beiden Elemente hergeftellt wurben. Apiscimur possessionem 
corpore et animo neque per se animo aut per se 
eorpore (1.3$1D. 41,2). Es mußte alfo zu der Möglichkeit einer 
Einwirkung auf die Sache ber Wille, bie Sache zu haben, hinzutreten. 

Mehr war nicht erforberlih. Der Beſihzerwerb war meber von 
ber Zatfache, daß bisher ein anderer den Beſitz hatte, noch von dem 
Willen des bisherigen Beſitzers abhängig: es gab feine Nachfolge in 
den Befit, ber Vefiferwerb war ftet3 urfprünglih. Daher wurde 
Befiger auch derjenige, der dem andern die Sache wegnahm, während 
der Erbe durch den Erbſchaftsantritt zwar Eigentümer, aber erft 
duch die Befigergreifung Beſitzer der Nachlaßſachen wurde. Eine 
Betätigung des auf Übertragung des Beſihes gerichteten Willend bes 
bisherigen Beſihers hatte nur die Bebeutung, daß fie bie Beſitz⸗ 
ergreifung bed andern ermöglichte. Man ſprach daher von Obtu⸗ 
pation, menn bie Befihergreifung ausſchließlich dur bie ein- 
feitige Zätigfeit des Erwerber, von Trabition, wenn fie zu— 
glei Durch die Tätigfeit des bisherigen Beſitzers herbeigeführt murbe. 

2. Nach neuem Rechte dagegen bebarf es zum Erwerbe bes 
Beſihzes nur ber Erlangung ber tatfähliden Ge— 
malt ($ 854), nicht auch eines Beſitzwillens. Hieraus folgt, daß 
auch nach neuem Rechte zum Beſitzerwerbe die Handlung bes Er— 
werbers genügt, auch wenn fie dem Willen bes bißherigen Befigers 
widerſpricht. 

Da aber na ausbrüdlicher Vorfchrift bes BGB ($ 857) ber 
Beſitz auf den Erben übergeht und ferner zum Beſitzerwerbe bie 
Einigung des bisherigen Beſitzers und bes Erwerbers dann genügt, 
wenn der Erwerber in der Lage ift, bie Gewalt über die Sache aus⸗ 
zuüben ($ 854), lehrt man, daß e8 nah neuem Recht eine 
Rechtsnachfolge in den Beſitz gebe. Wie fich jedoch 
aus 88 2025, 2027 ergibt, unterfcheidet das BGB zwiſchen bem 
auf den Erben übergegangenen „Befige” und ber „tatfählien Er- 
greifung des Befies“. Jener Beſitz geht mit ber Erbſchaft von 
felbft über ($ 1922), der Erbe erlangt ihn dadurch, daß er Erbe 
wird, vorausgeſetzt, daß ber Ausübung ber Gewalt nicht ein Hinder⸗ 
nis im Wege fteht. Die tatfächliche Ergreifung aber ift eine Willens- 
tundgebung bes Erben. Mithin tritt buch Rechtsnachfolge 
der Erbe nur in die beim Erblaffer porhanden gemwefene, mit feinem 
Befige verfmüpft geweſene Rechts ftellung, d. h. in die an ben 
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Befig gelnüpfte Möglichteit von Rechtsfolgen ein. Wird alfo vor ber 
Kenntnis des Erben vom Erbfall an einer zum Nadjlafje gehörigen 
Sade verbotene Eigenmacht verübt, fo hat der Erbe Beiifhup. 
Daraus folgt zugleich, daß der Befig, den der Erblaffer hatte, über- 
geht, daß alfo au ber Erbe fehlerhaft befigt, wenn ber Erblafſer 
fehlerhaft befeflen hatte. 

3. Durh Ditupation ergreift man nach altem unb neuem 
Rechte (8 854) den Beſitz: . 

a) an Saden, an benen niemand ben Befig 
bat, 3. B. an wilden Tieren, noch nicht geförderten Mineralien, 
am nicht gehobenen Schatze. Da aber die Oftupationsmöglichteit 
für alle befteht, fo ift ber Beſiz erworben erfl, wenn ber Erwerber 
jebem andern die Möglichkeit der Olkupation genommen hat, daher 
nicht {on dann, wenn das Tier verwundet, das Mineral, der Schatz 
entbedt, fondern erft bann, wenn bie Sache der Gewalt des Offus 
panten wirklich, unterworfen ift; 

b) an Sagen, die ein anberer im Befiß hat, 
indem man biefen gewaltfam des Beſitzes entjeßt, ihm bie Sache 
heimlich wegnimmt, fie ihm in der Meinung entzieht, man habe ein 
Recht auf den Beſitz. Wer gegenüber ber Gemalttat eines anbern 
aus bem bon ihm befeffenen Grunbftüde weicht, hat ben Beſitz ber= 
Ioren (dejectus est); ift bie Gemwalttat in feiner Abmefenheit ges 
ſchehen, fo weicht er ihr nach römifcher Anſchauung nur dann, wenn 
er auf erhaltene Kunde den Einbringling nicht vertreibt, bis bahin 
behält er den Beſitz; nach neuem Recht (88 854, 856) ift au in 
biefem alle der Beſitz mit der Erlangung ber Gewalt erworben. 

4. Die Tradition befteht in ber Einräumung bes Beſitzes 
bon ber einen unb der Ergreifung des Beſitzes auf ber andern Seite. 
Da aber der Befig nur in ber Möglichkeit befteht, über eine Sache 
mit Ausfhliegung anderer zu verfügen, fo erfordert auch bie Tra— 
dition nicht in allen Fällen ein phyſiſches Ergreifen der hingegebenen 
Sade, fonbern ift bamit vollendet, daß der biäherige VBefiger und 
der Erwerber den Befigübergang wollen und ber Erwerber in 
ber Lage ift, über die Sache zu verfügen ($ 854 Abſ. 2). Deshalb 
ift bie Übergabe verfchloffener Sachen mit der Übergabe des Schlüffels, 
die Übergabe auf dem Transport befindlicher Waren durch Einhäne 
digung bed Labefcheined, Konnoffementes, vollzogen. 

Lag die zu übergebende Sache für jebermann offen, fo genügte 
ſchon nad) römifchem Rechte bie Willenzeinigung des bißherigen und 
be neuen Vefigers, teil jebenfalls ein allgemein zugängliche Grund⸗ 
ſtück gar nicht Gegenftand einer körperlichen Übergabe fein kann.) 





’) Bähr, Urteile des Reichegerichts ©. 69. 
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Man glaubte aber im Anſchluß an 1. 18 $ 2 D. 41, 2 eine gewiſſe 
Nähe des zu übergebenden Grundſtücks fordern zu müffen und nannte 
biefe Art der Übergabe longa manu traditio. In Wahr— 
heit war bamit nicht3 anderes gemeint, ald was jekt $ 854 Abſ. 2 
BGB für ausreichend erklärt: Willenseinigung über den Übergang 
des Befiges einer Sache, deren förperlicher Beherrſchung durch ben 
Erwerber ein Hindernis nicht entgegenfteht. 

Die bloße Willenseinigung reicht auß im Falle der 
Anweiſung, der brevi manu traditio und des constitutum 
Ppossessorium. 

a) Durh Anweiſung vollzog ſich der Vefigübergang nad 
cltem Rechte dadurch, daß der bisherige Beſiher ben, der in feinem 
Namen befaß, anwies, die Sache fortan für einen andern zu de— 
tinieren, unb der Inhaber erklärte, von jet an im Namen biefeß 
anbern beſihen zu mollen, nach neuem Recht ($$ 870, 931), indem 
ber mittelbare Beſitzer den ihm gegen ben unmittelbaren Befier zu⸗ 
ftehenden Herauſsgabeanſpruch bem Erwerber abtritt. 

b) Die brevimanu traditio beftand nad früherem 
Rechte darin, daß derjenige, der im Namen eines andern betinierte, 
von dieſem den juriftifchen Beſiß erwarb, indem 3. B. die gelichene 
Sade an ven Entleiher veräußert wurde. Das für ben Verkehr 
ungleih wichtigere constitutum possessorium be 
ſtand darin, daß der bisherige Vefiger den juriftifchen Beſitz über- 
trug, die Detention aber behielt, indem 3. B. ber befigenbe Eigen- 
tiimer berfaufte und vom Käufer mietete. Beide Übertragungs- 
formen werben vom BGB behandelt, aber in ber Lehre vom Eigen- 
tumßerwerb, indem es ($ 929 Satz 2) zum Ermwerbe des Eigen- 
tums und damit allerdings aud bed Eigenbefiges in bem 
Zalle, daß der Erwerber fic bereits im Beſitze befindet, die Einigung 
über ben Eigentumserwerb für ausreichend ertlärt (brevi manu t.). 
In bem alle aber, daß ber Veräußerer fich im Beſitze befinbet, er= 
Härt das BGB die Übergabe (8 930) für unnötig, wenn zwiſchen bem 
Veräußerer und dem Erwerber ein Rechtsverhälinis vereinbart wird, 
vermöge beffen ber Erwerber des Eigentums ben mittelbaren Beſttz 
(4. B. als Vermieter) erlangt, der Veräußerer aber die Sade als 
unmittelbarer Befiger (3. B. ala Mieter) behält (constitutum p.). 
Für den Befiyübergang haben beide Übertragungsarten nur noch 
die untergeordnete Vebeutung, daß ber Vefigbiener durch brevi 
manu t. ben Befi erlangen und ber bißherige Befiter durch con- 
stitutum zum Befigbiener werben Tann. 

ei der brevi m. t., dem constitutum und der Anweiſung 
wird das Hin- und Wiedergeben burch bie Willenserklärung ber Bes 
teiligten vertreten und unnötig gemadt. Da das Sonftitutum 
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häufig unlauteren Zweden dient, begnügt ſich das BGB ($ 930) nit 
mit einer abftraften Willenserflärung, bie den biöherigen Eigenbefiger 
zum Fremdbeſitzer macht, fondern es verlangt die Begründung eines 
obligatorifchen oder dinglichen Rechtsverhältniffes, das den bisherigen 
Eigenbefiger berechtigt oder verpflichtet, den unmittelbaren Befik zu 
haben (3. B. Leibe, Miete, Verwahrung, Nießbrauch). Das Kon— 
ftitutum feßt .alfo 3mei Geſchäfte vorauß: das erfte überträgt das 
Eigentum und den Eigenbefig, das zweite macht ben Veräußerer zum 
unmittelbaren Fremdbeſitzer. 


$ 160. Der Befigerwerb durch Stellvertreter. 


Der Beſitz kann dur einen Stellvertreter 
ermorben werden, und zwar ſowohl durch ben gefeßlichen, 
als aud durch einen freiwilligen Vertreter. 

1. Früheres Recht. Hanbelte ein freiwilliger Vertreter, 
fo wurde ber Beſitz erworben nur, wenn ber Vertretene den Befik- 
willen hatte: Possessionem acquirimus et animo et corpore, 
animo utique nostro, corpore vel.nostro vel alieno 
(Paul. sent. V 2, 1). Hatte ber Bertreter feine Vollmadit, fo 
vollendete fich ber Beſiterwerb demnach erft mit der vom Vertretenen 
erflärten Genehmigung. Wurbe dem Stellvertreter übergeben, 
ſo entſchied über die Perfon des Beſitzerwerbers der übereinftimmende 
Mille bes Trabenten und de Empfängerd. Wuhte ber Trabent nicht, 
daß der Empfänger für einen anbern erwerben wollte und war ihm 
bie Perfon des Erwerber gleichgültig, fo entfchieb der nicht kund— 
gegebene Wille des Empfängers, fo daß er dem Vertretenen erwarb, 
wenn bieß fein Wille war, dagegen für ſich erwarb, wenn er dieſen 
Erfolg beabfichtigte.") 

2. Nah neuem Recht ift zwiſchen dem Erwerbe bes Beſitzes 
durch einen fog. Vefigbiener und dem Erwerbe des mittelbaren Be— 
fie durch einen fog. Befigmittler zu unterfcheiben. 

a) Ergreift ein Befitdiener ($ 855) innerhalb bes ihm 
übertragenen Geſchäftskreiſes bie tatfächlie Gemalt liber eine ihm 
von einem anbern übergebene Sache, jo fommt e8 weber darauf an, 
ob der Vefigdiener diefe feine Stellung dem Zrabenten kundgibt, 
noch barauf, ob fein Herr ihm ben befonberen Auftrag zum Erwerbe 
gexabe biefer Sache gegeben Hatte. In jebem Fall erwirbt der Herr 
und nurer ben Vefih. 

b) Dur einen Beſitzmittler wirb ber mittelbare Beſitz 
dadurch erworben, daß der Mittler ben Befik für den andern er= 


RG in Straff. 19, 433; 20, 440. RG 24, 314; 30, 142. O86 
Selle bei Seuff. 49, 398. 
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greifen will und ihn tatfächlich ergreift. Daß ber Vertreiene den 
Beſit erwerben till und ben Beſiherwerb kennt, ift fein Erforbernis 
ſeines Beſiherwerbes. 


$ 161. Der Berluſt des Beſitzes. 


1. Verloren wird nad altem Rechte der Beſitz nicht ſchon da⸗ 
durch, daß bad Raumverhältnis ober gar bie körperliche Berührung 
ber Sache vorübergehend unterbrochen wird, auch nicht baburdh, daß 
borübergehenb ber Gedanle an die Sache nicht mehr machgehalten 
ift, der Vefig ift vielmehr erft dann verloren, wenn fi) dad Raum- 
verhältnis ober ber Befihmille in fein Gegenteil um- 
gemanbelt Hat, wenn alfo entmeber bie Verfügung un- 
möglich geworben oder ber Wille, nicht zu befiken, eingetreten ift. 
Daher bleibt ber Bauer, der feinen Pflug nacht3 auf dem Felbe ftehen 
läßt, Beſitzer, bis ein anderer fih bes Pfluges bemächtigt ober der 
Bauer den Entſchluß faßt, den Pflug nicht mehr haben zu mollen. 
Daher ift die Sache, die nur verlegt und bie vergeffen und Liegen ge= 
blieben ift, nicht verloren. Ergreift aber ein anberer ben Befig für 
fi, fo ift Damit ber Beſitz verloren. Es gilt daher der Sat: 
possessionem amittimus corpore vel animo in contra- 
riumacto.) 

Der burd einen Stellvertreter ausgeübte Beſitz Tann 
durch ben Vertreter verloren gehen, wenn er dem Vertreter durch 
ein Ereigniß entzogen wird, das auch dem Vertretenen ben felbft aus⸗ 
geübten Vefig entzogen haben würde. An ben Stellvertreter geht ber 
Befik einer beweglichen Sache verloren, wenn biefer feinen Willen 
kundgibt, nicht mehr für den bisherigen Beſitzer, fondern für ſich 
ſelbſt oder einen Dritten zu befigen. Daher fann berjenige, ber den 
Beſit dur} constitutum p. übertragen hat, dem Erwerber ben Be— 
fi dadurch wieder entziehen, daß er ben Beſiß durch constitutum p. 
einem andern einräumt (RG 19, 239). Der Sa nemo sibi ipse 
causam possessionis mutare potest?) fteht dem nicht entgegen, 
benn er befagt nur, daß bie bIo Be Willensänberung ben Beſih nicht 
ändert. Dagegen mar eine ſolche Willensbetätigung des Vertreters 
nad) römiſchem Rechte nicht geeignet, dem Vertretenen ben Beſitz einer 
unbeweglichen Sache zu entziehen. Auch in biefem Yale ging ber 
Beſitz nur verloren, wenn ber Vertretene auf die Kunde von bem Ver⸗ 
balten des Vertreter den brohenden Eingriff nicht abmwehrte. 

Da es nad) früherem Rechte keine Nachfolge in den Beſitz gab, 
fand aud feine Vererbung des Beſitzes ftatt. 

) Außnahme bei Grundftüden: Befigverluft erft bei Kenntnis bon ber 
Oltupation durch einen anbern. 

) L. 35 18, 1. 19 31D. 41, 2 und bie oben angeführte Entſcheidung. 
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2. Da 8 nene Recht ($ 856) läßt den Beſitz dadurch untergehen, 
baß ber Beſitzer die Latfählihe Gemalt ber Sade aufgibt 
ober in anderer Weife verliert. Alfo auch nad) ihm muß das cor- 
pus in contrarium actum fein. Eine vorübergehende Verhinde⸗ 
zung in ber Yußübung der Gewalt ift auf den Fortbeftand des Bes 
ſitzes ohne Einfluß. 

Da der Vefig mille nicht Erforbernis bes Beſitzerwerbes ift, 
lann auch die Aufgabe dieſes Willens allein den Beſiß nicht enben. 
Inſoweit alfo weicht das neue vom alten Recht ab. Doc darin 
herrſcht Übereinftimmung, baß ber Befig mit dem Eintritt eine End⸗ 
termins ober einer auflöfenben Bebingung nicht aufhört. 

Der mittelbare Befig geht durch ben Beſitzmittler verloren, 
wenn biefer bie Gewalt über bie Sache in einer Weife verliert, daß 
fie aud für den mittelbaren Vefiger aufgehoben ift, und er geht an 
ben unmittelbaren Beſiher verloren, wenn biefer den Entſchluß be— 
tätigt, bie Sache als ihm gehören zu befigen ($ 872), denn übt ber 
unmittelbare Beſitzer bie Gewalt nicht mehr zugleich für den mittels 
baren Befiger aus, jo hat biefer bie Gewalt über bie Sache verloren 
(8 856). 


$ 162. Subjelt des Beſitzes. 


Nach altem Recht Tann den Befik haben jebes Rechtsſubjekt, 
ermerben nur ber Willensfähige, baher nicht Kinder und Geiftes- 
lranke. Nach neuem Rechte können auch gefchäftsunfähige Perfonen 
Beſitz Haben und Befig eriverben, da zum Erwerbe nichts weiter ges 
hört, als Erlangung ber tatſächlichen Gewalt, auch der Geſchäfts— 
unfähige aber imftanbe ift, eine tatfächliche Gewalt außzuüben. 


$ 163. Gegenftand des Beſitzes. 


Gegenftand bed Beſihes find vor allem Sachen. Un einer 
und berfelben Sache können mehrere den Beſitz Haben, aber ſtets nur 
nad; reellen ober ibeellen Teilen. m Iepteren Yalle fpricht 
man bon compossessio. Dagegen fünnen nad altem Recht nicht 
mehrere an berfelben ganzen Sache Beſitz haben, da ber Beſitz 
des einen ben be3 andern notwendig ausſchließt (plures eandem 
rem in solidum possidere non possunt). Doch ift, wie nad 
älterem beutfchen Rechte für verfchiebene Perfonen eine verfchieben- 
artige Gewere beftehen konnte, nach neuem Recht an berfelben Sache 
unmittelbarer und mittelbarer Beſitz möglich (8 868). 

Der Beſitz der Sache ergreift alle ihre Zeile. Wirb daher eine 
Sache in mehrere Zeile zerlegt, fo befteht an jedem Zeile der Wer 
fit fort. Wer mehrere von ihm befeffene Sachen zu einer ganzen 
verbindet, verliert damit nicht ben Beſitz ber einzelnen Sadyen. 
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Ob Teile ober Beftanbteile einer Sache eines felbflänbigen Be- 
fies fähig find, läßt das BGB unerörtert, es wird beshalb bie 
natürliche Auffaffung maßgebend fein. Zweifellos find danach ab- 
gegrenzte reelle Teile einer Sache dann Gegenftand bes Beſihes, wenn 
fie, mie abgefonderte Wohnräume, eine felbftändige tatfächliche Herr- 
ſchaft zulaffen ($ 865). 

8 164. Insbeſondere der Beflg an Rechten. 

Wer eine förperliche Sache befigt, übt bamit die michtigfte Be— 
fugnis bes Eigentümerd aus, mag er Eigentümer oder nur Beſitzer 
fein. Wer Handlungen vornimmt, bie ſich äußerlich als Betätigungen 
eined Rechts barftellen, der befindet fich in der Ausübung bes Rechts, 
mag er das Recht haben ober nicht haben. Wie dort bie Ausübung 
bes Eigentums ven Beſitz ber Sache bildet, fo ift Bier Die Ausübung 
des Rechts Beſitz bes Rechte. 

1. Das römifche Recht kannte einen Rechts- oder Quaſibeſitz 
nur bei Serbituten. So mar ber Nießbraucher Detentor der Sache, 
aber Befiker bes Rechts. Wer ohne das Recht zu beftreiten, nur ber 
Ausübung bes Nießbrauchs Hinderniſſe bereitete, ftörte den Berech— 
tigten im Rechtsbeſihe. Wer fich irrig für den Nießbraucher hielt, 
mar gleichfalls Vefier des Rechts, denn auch er übte auß, wozu ber 
Nießbrauch berechtigte. 

Das Fanonifdje Recht ſprach von einer Möglichkeit bes Rechts- 
befiges faft bei allen Rechten, und wenn au dag gemeine Recht 
nicht Toweit ging, fo nahm es doch einen Nechtäbefig überall ba an, 
wo, wie beim Sachbeſitz, eine gemwiffe Dauer ber Ausübung möglich 
ar, unter biefer Vorausfegung auch bei Forderungsrechten, baher 
bei ſolchen Obligationen, die mie Rentenbezugsrechte, nicht mit ein- 
maliger Ausübung erlöfhen (RG 26, 144 u. 171). 

Erworben wurde ber Rechtsbeſiß burch Vornahme von Hand» 
Tungen, zu benen das Recht befugt machte, mit ver Abſicht der Rechts- 
ausübung. Der Erwerb konnte rechtmäßig ober unrchtmäßig, 
fehlerfrei oder fehlerhaft vor fi gehen, bie Ausübung bona ober 
mala fide erfolgen. Dulbung der Rechtsausübung galt ala juris- 
quasi-traditio. “ 

Verloren wurde ber Rechtsbeſitz durch Umſtände, melde bie 
Nechtsausübung unmöglich machten, oder durch ben Willen, das Recht 
nicht ferner auszuüben. Die bloße Weigerung des Velafteten, fi 
ferner fo zu verhalten, wie das ausgeübte Recht es erforbern würde, 
3. B. vas Betreien einer Wieſe ferner zu bulben, iſt Beſitzſtörung, 
und wenn der Beſitzer infolge des Verhaltens des Belaſteien von 
der Rechtsausübung Abſtand nimmt, Beſitzentziehung. Zum Schutze 
des Befihes dienten bie poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, das int. uti 
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possidetis ober die Spolienklage. Forigefegter Rechtsbeſitz konnte 
zur Erfigung des Rechtes führen. 

2. Dem nenen Rechte fehlt es an Einheitlichteit. Denn da eine 
große Anzahl von Rechten nad mie vor den Lanbeögefegen unter- 
liegt, richtet ſich auch die Möglichkeit des Beſitzes biefer Rechte nad) 
den Landesgeſetzen. Hierher zählen bie dem Waſſerrecht ange- 
börigen, ferner bie Zwangsrechte, Bannrechte, Realgewerbeberech⸗ 
tigungen, bie Rechte auf Kirchenftühle und Erbbegräbniffe (Artt. 65, 
74, 133 Einf.-©. 3. BGB). Am Gebiete des bisherigen gemeinen 
Rechtes wird ed alfo auch künftig einen Beſitz an Rechten ber be— 
zeichneten Art geben. Das BGB felbft tennt einen 
Nehtsbefif nur bei Grundbdienftbarteiten 
und befhräntten perfönliden Dienfibarteiten 
(8$ 1029, 1090). Denn ber Befig dieſer Rechte fällt nicht zu⸗ 
fammen mit bem Befige der Sache, an denen das Recht befteht, 
mährend ber Beſitz bes Nießbrauchs ober eines Erbbaurechts mit dem 
Beſitze ber Sache verfnüpft if. Wer alfo in ber Ausübung bes Nieh- 
brauchs behinbert wird, erleibet eine Störung im Befige der Sache. 

Aber auch bei den Grunbbienftbarkeiten und ben befchräntten 
perfönlichen Dienftbarkeiten befchräntt ſich Die praftifche Bedeutung 
eines Rechtsbeſihes auf bie Möglichteit bes Beſitz ſchu ze 8. Denn 
dieſe Rechte konnen nicht mehr durch Erſitzung entſtehen, der Beſitz 
des Rechtes lann alſo nicht zum Erwerbe des Rechtes führen. Das 
BGB Hat ſich deshalb mit der Gewährung des Beſitzſchutzes begnügt. 
Da der Schutz nicht der Ausübung eines offenſichtlich nicht be— 
ſtehenden Rechtes gewährt werben konnte, für jene Rechie aber das 
Eintragungsprinzip gilt ($$ 873, 891), fo genießt Beſitzſchutz nur 
das eingetragene Recht (g8 873, 1029, 1090). Die Beſitz⸗ 
ſtörungsklage fteht bei Grunbbienftbarfeiten jedem Beſitzer des hert- 
[enden Grundſtüds, alfo vor allem dem befigenden Eigentümer, 
aber au dem Niekbrauder, Mieter, Pächter dieſes Grunbftüds, 
bei ben befchräntten perfönlicden Dienftbarkeiten bem eingetragenen 
Berechtigten und jebem anberen zu, ber das Recht für ben einge 
tragenen Berechtigten ausübt. Vorausgeſetzt ift ferner, daß das Recht 
innerhalb des lehten Jahres vor der Störung, wenngleich nur ein—⸗ 
mal, außgeübt worden ift. 

Da aber nicht ale Grundftüde im Grundbuch eingetragen fein 
müffen, bie an biefen beftehenden Rechte alfo von ber Eintragung 
nicht abhängen, fo ift bei ihnen auch der Beſitzſchutz von der Ein- 
tragung nicht abhängig (Urt. 128 Einf.-G. 3. BGB 5 90 GBO). 
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der Rechtsſchutz. 
$ 165. Das frühere Recht. : 

In Rom wurde ber Beſitz in ber Weiſe gefchügt, daß der Prätor 
auf Antrag desjenigen, beffen Beſitz geftört oder genommen tar, einen 
Befehl, eininterdictum, erließ, bie Störung zu laflen ober 
den Beſitz twieberherzuftellen.!) Wurbe dem Befehle Folge geleiftet, 
fo war die Sache erledigt. Wurbe ihm wiberfprochen, fo kam es zu 
einem Progeffe in ben gewöhnlichen Formen und damit zu einer Ent- 
ſcheidung ber Frage, ob das nterbift zu Recht erlaffen fei oder nicht. 
Zum Schutze bes Beſitzes gab ed interdieta retinendae, recupe- 
randae unb auch adipiscendae possessionie. Die leßteren ver⸗ 
langten Einmeifung in einen Befig, ben ber Antragfteller noch nicht 
gehabt hatte. In allen Fällen aber wurbe ber Beſiß um bes Beſitzes 
willen gefhüßt und bie Frage nad) dem Rechte zum Beſitze unbeant- 
wortet gelafien. 

Das eigentümliche Interbittenverfahren fiel ſchon mit der Um— 
geftaltung des Zivilprozeſſes in der fpäteren Kaiferzeit fort. Statt 
Erlaß eine Interdikts zu beantragen, wurde Klage erhoben, aber 
bie privatrechtlichen Grunbfäge bes römiſchen Interdiltenrechts er⸗ 
hielten ſich. Das frühere gemeine und partitulare Prozeßrecht 
lannte einen abgekürzten beſonderen Beſitzprozeß, während das Peti— 
torium (der Streit um das Recht zum Beſitze) ſich in den Formen des 
ordentlichen Prozeſſes bewegte. Schon aus dieſem Grunde war eine 
Verbindung von Poſſeſſorium und Petitorium nicht geſtattet, und die 
ZPO ($ 232 ZPO a. F.) wiederholte das Verbot, obwohl fie einen 
Beſitzprozeß als befonbere ProgeBart nicht kannte. 

1. Zum Schutze beſtehenden Beſitzes gab das ältere 
römifche Recht zwei interd. retinendae p., das i. uti possidetis 
für unbemwegliche, daß i. utrubi für bewegliche Sachen.) Das 
letztere ſchützte nicht ben gegenwärtigen Beſitzer, ſondern benjenigen, 
welcher im legiverfloffenen Jahre länger ala fein Gegner im fehler- 
freien Befige ber Sache gemefen war. Das Interdikt hatte alfo auch 
efuperatorifche Kraft. Es murben jedoch ſchon in der fpäteren 
Kaiferzeit bie Grundſätze des uti possidetis auch auf bewegliche 
Sachen ausgedehnt, und jedenfalls feit Juftinian gab es nur ein 
int. retinendae possessionis. 


Mein römifcher Zivilprogeß. 1891. ©. 72 ff. J 

Die im Ebikt aufgeftellte Norm lautet für das int. uti p.: Uti eas 
aedes quibus de agitur, nec vi nec clam nec precario alter ab altero 
possidetis, quo minus ita possideatis vim fleri veto, für das ji. utrubi: 
Utrubi hie homo, quo de agitur, majore parte hujusce anni fait, quo 
minus is eum ducat, vim fieri veto. 
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Diefes i. wurde verwendet: 

a) wenn ber Beſitz unftreitig, aber vom Beklagten geftört worden 
mar; es war bann gerichtet auf Abwehr der Störung und Schabens= 
erfaß wegen ber bereit eingetretenen Beunruhigung; 

b) wenn ber Befig ftreitig wer; es war bann gerichtet auf bie 
Seftftellung, wer Befiger fei. 

In beiden Fällen fiegte derjenige ob, ber zur Zeit ber Klage— 
erhebung juriftifcher Vefiger war, es fei denn, daß er bem Gegner 
gegenüber fehlerhaft befaß. Beklagter war derjenige, ber ben Beſitz 
bes Klägers wörtlich oder durch Handlungen in Frage geitellt ober 
den Beſitz bes Klägers geftört hatte. Dem Beklagten flanb bie 
exceptio vitiosae possessionis zu. Die Zu— 
laffung dieſes Gewandes machte den Beſitzſchutz zu einem relativen: 
der Befiger wurde geſchützt, mochte er juste ober injuste, ald Dieb 
ober Räuber, befigen, gegen jeben, der nicht befaß, nur nicht gegen 


ben, dem er den Beſiß durch fehlerhafte Beſitzergreifung entzogen. 


hatte. Ob ber Kläger oder ber Beklagte ein Recht auf den Beſitz 
Hatte, war für bie Entſcheidung im Befi progeffe belanglos. Da— 
her wurde ber Beſitzer, ber fich fehlerhaft in ben Beſitz gefebt, auch 
mit ber Behauptung, daß er Eigentümer fei, nicht gehört. 

Die Klage ging auf Anerkennung be Beſitzes. Stritten beibe 
um ben Befig, und zeigte ſich, baß nicht ber Kläger, fonbern ber Bes 
Hagte befiße, fo durfte nicht bie Abweiſung ber Klage, e8 mußte viel- 
mehr bie Feſtſtellung erfolgen, daß ber Beklagte befitt. Das i. mar 
ein duplex in biefem Sinne. 

Die Klage ging auch auf Schabenderfa, wenn an dem biß zur 
Klageerhebung entftandenen Schaben dem Bellagten eine Schuld 
nachgewiefen werben konnte; für die Zeit nach ber Klageerhebung 
beburfte es eined folchen Beweiſes nicht (RG 31, 181). Sie ging 
ferner auf bie Wieberherftellung bes Beſihes (mar unter Umftänben 
reluperatoriſch), auf Befeitigung der begangenen und Unterlaffung 
tünftiger Störung. 

Diefe Grunbfäge wurden gemeines Recht. Zwar neigte bie 
Praxis dahin, die Beſitzklage demjenigen zu gewähren, ber älteren 
Bei hatte als fein Gegner, die Klage alfo zu einer petitorifchen 
auf Wiebererlangung verloren gegangenen Beſitzes zu machen und 
dieſem possessorium ordinarium ein poss. summarissimum 
zum Schuße gegenwärtigen, jüngften Beſihes an die Geite zu ſetzen.) 


’) Delbrüd: Die dingl. Klage des deutſchen Rechts. 1857. Der- 
Telbe in Iherings abrb. f. Dom ® 2 10. Ziebarth: Real-Eretus 
tien und Obligation. 1866. 
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Doch erlangten dieſe Anſchauungen nur partikularrechtliche Geltung 
@. B. im preuß. VER). 

Die Entſcheidung auf bie Befigklage war für die Befiß- 
frage eine endgültige und, folgte ihr bie Entſcheidung über das 
Recht zum Beſitze nach, biefer gegenüber nur eine einftweilige. Wer 
aber als Befiger anerfannt war, hatte gegenüber der Vindikation bie 
günftigere Rolle des Beklagten. 

I. Auf Wiebererlangung verlorenen Beſitzes gab das 
römische Recht dem juriftifchen Befiger eines Grunbftüds gegen 
den Dejizienten ſelbſt das interdictum unde vi. Die Gewalt 
mußte gegen den Beſitzer perſönlich gerichtet fein. Auf Wieber- 
herftellung des Beſitzes und Schabenderfaß war bie Klage nur inner- 
halb Jahresfriſt geftattet, nachher ging fie nur auf die Bereicherung. 

Das kanoniſche Recht behnte den Schuß bed gewaltfam Ent» 
Testen au und fam bamit nicht nur deutſcherechtlichen Anfchauungen, 
ſondern einem Rechtsſchutzbedürfnis entgegen. Nah manden 
Schwankungen befeftigte fi bie gemeinrechtliche Praxis bahin, daß 
fie die actio spolii jedem gab, ber aus einer im eigenen 
Interefie ausgeübten Inhabung durch Eigenmacht vertrieben mar, 
unb zwar auch bem Inhaber beweglicher Sachen, und gegen jeben, ber 
die Eigenmacht verübt, ſowie gegen den Dritten, ber bie genommene 
Sache durch Erbfolge oder unter Kenntnis bes Spoliumß er— 
morben hatte. Die Klage ftand daher auch dem Pächter und bem 
Mieter gegen den Eigentümer zu. Sie ftüßte fich lediglich auf 
den Befit und die verbotene Eigenmacht, daher mar nad} gemeinem 
Rechte die e. vitiosae p., d. h. der Einwand, daß ber Kläger ſelbſt 
durch einen gegen ben Beklagten verübten Vefigfehler in den Beſitz 
gelangt fei, ſowie jede Einwendung aus dem Rechte zum Beſitze, aus⸗ 
geſchloſſen. Sie unterlag der Verjährung von 30 Jahren. 

Eigenmacht war nicht bloß die gemaltfame Wegnahme, fonbern 
jebe gegen ben Willen bes Beſitzers verübie Vefikentziehung (3. B. 
auch eine ungefepliche Pfändung). 

Wer eine Sache gegen feinen Willen verloren hatte, dem gegen» 
märtigen Vefiger aber Verübung oder Begünftigung einer eigen» 
mächtigen Handlung nicht nachweiſen Tonnte, war auf bie rei vin- 
dicatio, bie actio Publiciana ober die condictio possessionis 
angewiefen. Diefer Iegtere auf Herausgabe gerichtete Anſpruch war 
dann begründet, wenn bem einen ohne feinen Willen ber Befit ent 
zogen war unb ber andere ihn ohne rechtfertigenden Grund ergriffen 
hatte.2) 


b) Seren 1 on Senians ©. 528 (7. Zu). Bruns in Betlers 
Jahrb. Bd. 4 ©. 1ff. u. Befigllagen ©. 212. Val. mbfielb u. Dernburg. 
9) Bruns: Befipllagen ©. 27—83. Winpfheib 18 161. 
Sngelmann, D. bürgerlide Recht Deutfälande. IV. Huf 31 
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8 166. Das nene Recht. 


1. Das BGB räumt dem Befiger vor allem ein meitgehendes 
Recht ber Selbithilfe ein. Der Beſiher (und ber Befigbiener für ihn 
vgl. $ 860) kann fi nicht bloß, wie nad) altem Recht, verbotener 
Eigenmacht mit Gewalt erwehren, b. 5. ben beftehenden Beſitz ver= 
teidigen, fonbern er darf fich fogar den durch verbotene Eigen- 
macht genommenen Befig mit Gewaltwiederverſchaffen. 
Aber dieſes IBB erleidet zwei Beſchränkungen 
(88 859, 860, 858 Ubf. 2 

1. Die Selbfthilfe A bei Wegnahme beweglicher Sachen nur ges 
ftattet, wenn fie auf frifher Tat gefchieht, und bei Entziefung 
bes Beſihes einer unbeweglichen Sade nur jofort nad ber 
Entziehung, nicht erft nad ber vielleicht ſpäter erlangten 
Kenntnis von der Entziehung. Die Verfolgung ber weggenommenen 
beweglichen Sache braucht auch vor ber Behaufung des Täters nicht 
ftehen zu bleiben. 

2. Die Selbfthilfe darf nur gegen ben Täter jelbft, 
gegen feinen Erben, ſowie gegen benjenigen, ber bie Yehler- 
baftigteit bed Beſitzes ſeines Vorgängers beidem Erwerbe 
tennt, gerichtet werben. 

Handlungen alfo, die fih äußerlich als tätliche Beleidigung, 
Körperverlegung, Nötigung, Hausfriedensbruch barftellen, fehlt im 
Tale des Vorliegens berechtigter Selbfthilfe das Tatbeſiands— 
mertmal ber Wiberrechtlichkeit. Jede Maßnahme der Selbſthilfe 
aber, welche bie ihr vom Gefege gezogenen Grenzen überfchreitet, ver» 
pflichtet als unerlaubte Handlung zum Schabenserfag, wenn bie 
überſchreitung auch nur auf Fahrläffigteit beruht (8 823). 

Dem mittelbaren Vefiker fteht dad Selbfthilferecht nicht zu. 

II. Über die zum Schutze des Beſitzes gegebenen Rechtsmittel 
beftimmt nicht das BGB allein, fondern auch die ZPO. In allen 
Fällen ift der Schuß ein rein poffefforifcher, d. h. er fügt nur bie 
Tatſache des Beſitzes mag biefer ſich auf ein Recht gründen ober nicht, 

1. Die vom BGB (85 861867) gewährten Rechtsmittel find, 
mie nad gemeinem Recht, bie Vefigentziehungs- und die Beſitz⸗ 
ſtörungstlage. Beide fegen voraus: 

a) Befit des Klägers. Der poffefforifhe Schutz fteht 
alfo — und darin zeigt ſich die praftifch wichtigſte Abweichung des 
neuen Rechts vom alten — aud bem unmittelbaren Be— 
fißer, und nicht nur gegen Dritte, fonbern auch gegen ben mittels 
baren Befiger zu. Zur Klage berechtigt ift aber auch ber mittelbare 
Befiger wegen einer gegen den unmittelbaren Befiher verübten Eigen» 
macht, und zwar im Falle der Beftpentziehung mit der Wirkung, daß 
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der Befit des unmittelbaren Beſitzers wieder hergeftellt wird ($ 869). 
Pofſeſſoriſchen Schuß haben nicht die Mitbefiger der gemeinſchaftlich 
befeflenen Sache gegeneinander, infomeit es fi um die Grenzen bed 
dem einzelnen zuſtehenden Gebrauches handelt, denn dieſe Frage ift 
nicht auf Grund der Beſitztatſache, fondern nad; dem unter ven Mit- 
befigern obwaltenben Rechtöverhältniffe zu entſcheiden ($ 866). 

b) Verbotene Eigenmaht bes Beklagten, b. h. 
eine ohne Willen des Beſiers verübte Beeinträchtigung biefes in 
der Ausübung ber tatfächligen Gewalt, beftehenb in der Entziehung 
ober in bloßer Störung bed Beſitzes ($ 858). Sie kann ohne ein 
Verſchulden begangen werden; noch weniger ift fie von einem animus 
turbandi, b. h. von dem Bewußtſein, eine Beeinträchtigung zu ver⸗ 
üben, abhängig und ftellt ſich fomit als eine objektiv widerrechtliche 
Handlung dar, deren Widerrechtlichkeit darin befteht, daß fie nicht 
mit Zuftimmung bes Beſitzers erfolgt. Daher liegt verbotene Eigen- 
macht dann nicht vor, wenn ausnahmsweiſe das Gefet geftattet, 
nad dem Willen des Beſitzers nicht zu fragen, deshalb ift 3. B. ber 
vom Gerichtöpollzieher innerhalb der gefehlichen Grenzen, in vielen 
Fällen auch der von ber Polizeibehörbe porgenommene Eingriff in 
fremden Beſitz keine verbotene Eigenmacht. Db in ber Androhung 
einer Gemalttat eine Beſitzſtörung gefunden werben kann, ift Tat— 
frage, jedenfall aber Tann eine folche in ber Erregung übermäßigen 
Lärms oder üblen Geruces liegen. Verſchulden ift nur Voraus— 
fegung eine Schaden 3 erſatzanſpruchs. 

Bellagter ift nicht bloß derjenige, ber bie verbotene Eigenmacht 
verübt hat, ſondern auch fein Erbe, ſowie derjenige Nachfolger im 
Beſitz, der den Befigfehler feines Vorgängers beim Erwerbe kannte 
($ 858 Abf. 2). Gegen alle andern Perfonen verfagt der poſſeſſoriſche 
Schuß, gegen fie tann nur ein Recht auf ben Beſitz geltenb gemacht 
werben. 

Der Bellagte kann ſich verteidigen: 

a) dur) die exceptio vitiosae possessionis, 
d. h. durch den Nachweis, daß ber Kläger gegenüber dem Beklagten 
felbft ober gegenüber dem Rechtsvorgänger des Beklagten fehlerhaft 
befißt (88 861, 862), daß alfo ber Kläger den Beſit, beffen Schuß er 
mit ber Klage begehrt, vom Bellagten ober beffen Rechtsvorgänger 
durch verbotene Eigenmadht, und zwar innerhalb bes letzten Jahres 
vor dem jeht gegebenen Klageanlaß, erlangt habe. Wer ben Beſitz 
durch verbotene Eigenmadjt erivorben, muß fi; alfo gefallen laſſen, 
daß ihm diefer Beſih von ber Gegenfeite verleibet ober wieder ab- 
genommen wirb; 

b) durch den Nachweis, daß ber Kläger gar nicht Befiker fei 
oder daß der Eingriff in feinen Beſitz nicht verbotene Eigenmacht 
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fei. Beide Einwenbungen enthalten nur ein fog. motivierte Be— 
ftreiten. 

Mit einem Recht auf ben Beſitz oder auf die ftörende Hanblung 
kann fi ber Beklagte nicht verteibigen. Denn bie Beſitzklage ge— 
mährt nur Schuß gegen verbotene Eigenmadht, eine ſolche bleibt aber 
das Verhalten des Beklagten, wenngleich er von dem ſtärkſten Recht 
auf ben Beſitz d. 5. dem Eigentum, ohne ober fogar gegen ben Willen 
bes Beſitzers Gebrauch macht. Dagegen kann das Beſtehen eines 
folgen Rechtes zu dem Nachweiſe verwertet werben, baß bie fich 
äußerlich ala Störung oder Befigentfegung barftelende Handlung 
nit die Eigenſchaft ver verbotenen Eigenmacht habe ($ 863). Die 
Klage wird dann nicht deshalb abgemwiefen, weil ber Bellagte ein 
Recht auf fein Verhalten hat, fondern beshalb, weil der wirklich 
geſchehene Eingriff in fremoen Beſitz nicht verbotene Eigenmacht ift, 
der Klage alfo der Klagegrund fehlt. Ein ſolches, bie verbotene 
Eigenmacht ausſchließendes Recht gewährt 3. B. $ 904 (fog. Not- 
Hilfe). Wenn dagegen eine Sache aus ber Gewalt bes Beſitzers auf 
ein im Beſitz eines andern befindliches Grundſtüch gelangt ift (3. B. 
mein Kanarienbogel ift dabongeflogen und hat fih in ben Garten 
meines Nachbars gefeßt), fo ift zmar ber Grunbftüdäeigentümer ver= 
pflichtet, die Auffugung und Wegfhaffung zu geftatten (gegen 
Schadenserſatz); aber ber ohne Erlaubnis bewirkte Eintritt in das 
Srundftüd ift eine Befigftörung ($ 867). 

An dem Safe: petitorium abrorbet possessorium fonnte 
au das neue Recht nichts ändern, denn er gründet fih auf das 
Wefen des Befigitreites im Gegenfage zum Streit um das Recht. 
Wird alfo nach Verübung ber verbotenen Eigenmacht buch rechts⸗ 
kräftiges Urteil feitgeftellt, daß dem Täter ein ben Eingriff in den 
Beſitzſtand des andern geftattendes Recht an ber Sache zufteht, fo 
iſt die Beſitzllage ausgefchloffen, weil bie im Beſitzprozeſſe zu er⸗ 
laſſende Entſcheidung als bloße Feftftellung einer vieleicht dem Rechte 
miberfprechenben Tatſache gegenüber dem das Recht an der Sache feſt⸗ 
ſtellenden Urteil nur eine vorläufige ift und daher jept ber 
praftifchen Bedeutung entbehrt. Das BGB feht dabei bie Feſt— 
ftellung eines binglihen Rechts am ber Sache voraus, es ge- 
nügt nicht, daß dem im Befikprozeffe Beklagten ein perſönlicher An- 
ſpruch auf ben Beſitz zuerkannt ift. Troß bed aufrecht erhaltenen 
Gegenſatzes von petitorium unb possessorium hat die neue 
Faſſung ber ZPO ($ 260) das Verbot einer Verbindung von Beſitz⸗ 
tage und Klage aus dem Recht fallen gelaffen. Daher kann ber 
Bellagte ber Befigflage eine auf das Net zum Beſitze geſtützte 
Widerflage entgegenfegen. 

Auch diefer Ausflug der BVefikflage wegen Vorliegens 
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eines das Recht feſtſtellenden Urteils gewährt eine Einwendung gegen 
die Vefigklage ($ 864 Abf. 2). 

Die Beſitzllage ift auch dann ausgefhloffen, wenn feit 
der Verübung der Eigenmadtein Jahr verftrichen ift. 
Es hanbelt fi hierbei nit um eine Verjährung, ſondern um eine 
non Amts wegen wahrzunehmende Klagevorausſetzung ($ 864 Abſ. 1). 
Nah einem Jahre fol die Verübung verbotener Eigenmacht nicht 
mehr als fo grobe Verlegung des Rechtsfriedens behandelt werben, 
daß ſich die Rechtsorbnung mit einer vorläufigen Entſcheidung be— 
gnügen könnte. 

Ziel ber Beſitzentziehungsklage ift die Wiebereinräumung bed 
Beſitzes ($ 861), das der Beſitzſiörungsklage Vefeitigung der Störung, 
und wenn weitere Störungen zu beforgen find, Unterlaffung ber 
Störung ($ 862). 

2. Von der ZPO gemährt ift nicht nur die Möglichkeit ber 
einftmeiligen Verfügung, fondern auch bie Feft- 
ftellung3tlage. Da der Beſitz nad der herrſchenden Lehre 
ein Rechtsverhältnis ift, kann auf Yeftftellung des beftehenben ober 
des nicht beftehenden Beſitzes geflagt werben ($ 256 ZPO). Diefe 
Vefipfeftftellungsflage wird insbeſondere dann am Blake fein, wenn 
es fi darum hanbelt, für ben fünftigen Eigentumäftreit eine Ent- 
ſcheidung darüber zu erlangen, welche ber über das Recht ſtreitenden 
Parteien im Vefige fei. Auch diefe Klage ift eine rein poflefforifche, 
fie Tann daher durch die Einwendung eines Rechts zum Beſitze nicht 
geſchlagen werben. 

Da der einftweiligen Regelung bes Befigftanbes für die Dauer 
des Beſitzprozeſſes bie einftreilige Verfügung ($ 940 ZPO) genügt, 
ift das gemeintechtlihe possessorium summariseimum nicht aufs 
genommen morben. 


B. Die Sachenrechte. 
$ 167. Allgemeine Grundfäte. 


1. Begriff. Die Sachenrechte ober dinglichen Rechte find Rechte 
an Sachen, d. h. fie Helaften eine Sache zugunften des Berechtig- 
ten. Bezeichnei man fie als Rechte, welde unmittelbar an 
einer Sache zuftehen, fo deutet mar an, baß das dingliche Recht bed 
einen unabhängig ift von dem Willen eine andern, man bringt alfo 
den Gegenfat von dinglichem und perfönlichem Rechte zum Ausbrud. 
Aus dem Begriffe der Belaftung, bes Haftens an der Sache, folgt, 
daß die Sachenrecht, einmal eniftanden, an ber Sache beftehen, 
gleichviel mo und bei wem fich biefe befindet, d. h. alle Sachenrechte 
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eine das Recht feitftellenden Urteils gewährt eine Einwertim; ser 
bie Befikflage ($ 864 Abf. 2). 

Die Befigflage ift auch dann ausgefhleiier mer 
der VBerübung ber Eigenmadtein Ic— * 
Es handelt ſich hierbei nicht um eine Verjährung, 
bon Amts wegen wahrzunehmende Klagevorausſeßr 
Nach einem Yahre fol die Verübung verbotene: 
mehr als fo grobe Verlegung des Rechtsfrieden.— 
daß ſich die Rechtsorbnung mit einer vorläufiger. Fate: 
gnügen fönnte. 

Ziel ber Vefikentziehungstlage ift die 
Beſitzes (F 861), das der Belipftörungstla, 
unb wenn meitere Störungen zu bei: 
Störung ($ 862). 

2. Von ber ZPO gewährt ift ride mıc ze Tiaziater at 
einftweiligen Verfügung, immer m ae 
ftellungstlage Da ver Zeig nn m 
ein Rechtsverhältnis ift, kann auf Fetielung æ— 
bes nicht beftehenden Beſihes gellar mer : „ri 
Beſitzfeſtſtellungsklage wirb inäbefor.mer um um — * 
es fi darum Handelt, für ben füryer Farmmumsitreit sim 
ſcheidung barüber zu erlangen, weise mr iber zus Redt  °\ 
Parteien im Beſitze fei. Auch bir: Zune it ze rein nen" 
fie Tann daher durch die Einwerreng mes Resis zum Wr 
geſchlagen werben. 
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find abfolute Rechte, fie wirken nicht gegen eine beftimmte einzelne 
Berfon, fondern gegen alle. 

2. Die Arten der dinglichen Rechte. Die ausgebehntefte Macht, 
welche bie Perfon über eine Sache haben kann, gewährt bag Eigen= 
tum. Nimmt man dem Eigentümer einzelne im Eigentum Tiegende 
Befugniffe und gewährt man fie einem anbern, fo entfleht ein bing- 
lieg Rehtan fremder Sade (jus in re aliena). Diefe 
im Gegenfage zum Eigentum begrenzten binglicen Rechte haben 
einen verſchiedenen Inhalt. Die einen (Erbbaurecht und Dienftbar= 
teiten) gewähren bie Befugnis, die Sade zu gebrauden, bie 
andern (Pfanbrecht, Reallaft, Borkaufsrecht) bie Befugnis, Die Sache 
dem Eigentümer zu nehmen. Das entwidelte römiſche Recht 
kannte nur vier folder Rechte: die Servituten, die Superfizies, bie 
Emphyteufis und das Pfandrecht. Das beutfche Recht fügte diefen 
das Recht des Lehnsmannes am Lehn, die bäuerlichen Nuhungsrechte, 
die Neallaften und das Retraftrecht Hinzu, ohne überhaupt zwiſchen 
dinglichen und perfönlichen Rechten fo ſcharf zu ſcheiden wie das 
römiſche Net. Die Einrichtung öffentlicher Bücher führte zu ber 
Auffaffung, daß jebes Recht dadurch zu einem bingligen werben 
könne, daß es im Buch eingetragen werbe, eine Auffaſſung, melche 
das preußifche Landrecht burchführte und auf die Rechte an beweg⸗ 
lien Sachen außbehnte, indem es jedes perfünliche Recht auf Ges 
mährung einer beftimmten Sache (Reit zur Sache) mit ber Ein- 
tragung im Grundbuch oder mit dem Beſitzerwerb in ein bingliches 
Recht übergehen ließ. Das BGB ift zum römischen Rechte, d. h. zur 
Anerkennung einer gefhloffenen Zah! dinglider 
Necte, zurüdgefehrt, indem es als begrenzte dingliche Rechte an 
beweglichen Sachen nur Nießbrauch und Pfandrecht, als Rechte an 
Grundſtücken nur das Erbbaurecht, die Dienftbarkeiten, dad Vor— 
laufsrecht, die Reallaft, bie Hypothet und die Grundſchuld anerkennt. 
Die Folge ift, dab es im Sachenrecht an ber Vertragsfreiheit fehlt, 
denn es fann fein von ben Parteien beliebig geftaltetes, fonbern nur 
ein vom Geſetz anerkanntes dingliches Recht begründet und ins 
Grundbuch eingetragen werben. 

3. Gegenſatz von Mobiliar- und Immobiliarſacheurecht. Das 
tömifche Necht machte grunbfäßlich keinen Unterfchieb zwiſchen be- 
meglichen und unbeweglichen Sachen, das beutfche Recht aber unter- 
warf die Rechte an beweglichen Sachen fo völlig anderen Grunbfägen 
als die Rechte an unbeweglichen Saden, daß nad) ihm die Auf- 
ftellung beß Gegenfages von Mobiliar- und Immo— 
biliagrſachenrecht geboten ift. Diefe abweichende Behandlung 
hatte urfprünglich ihren Grund in ber erhöhten wirtſchaftlichen und 
politifegen Vebeutung bes Grundbeſihes. Wenn für bag BGB der⸗ 
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felbe Gegenſatz befteht, fo if: er in ber natürlichen Verfchiebenheit ber 
Sachen felbft begründet. Denn bie bewegliche Sache ift der Herr= 
ſchaft des Menſchen ftärker untertvorfen als die unbewegliche, und 
daß dies das römifche Recht nicht beachtete, hat ber Brauchbarkeit 
feiner Süße ſchwer geſchadei. Das fpätere und das neuefte beutjche 
Recht hat jenem Gegenfage dadurch Rechnung zu tragen und ben 
Mängeln bes römifchen Rechts dadurch abzuhelfen gefucht, daß es 
für bie Rechte an Grundftüden das Ynftitut der öffentlichen Bücher 
einführte. An dieſe Einrichtung knüpfien ſich zahlreiche eigenartige 
Rechtsſätze; fie bilden das Heutige Immobiliarſachenrecht. 

4. Dinglider Vertrag. Die Begründung, Anderung, Auf- 
hebung binglicer Rechte ift niemals Gelbftzwed, fondern hat einen 
im ber Vergangenheit ober Zukunft liegenden Beſtimmungsgrund: 
e3 foll entweder ein vorhandenes Schulbverhältnis erfüllt (4. B. die 
gefaufte oder gefchentte Sache gegeben) ober eine Verpflichtung bes 
anbern Teils begründet (3. 8. ein Darlehn gegeben) werben. Diefer 
Zeftimmungsgrund bildet ben Rechtsgrund, bie causa, ber ding⸗ 
lichen Rechtsänberung. Nach ber ülteren gemeinrechtlichen Lehre 
ſteht die dingliche NRechtzänberung in Abhängigkeit von bem 
Kaufalgefhäft, jo daß wenn biefes unteirffam ift, aud) die beab- 
ſichtigte Brgründung, Ünderung ober Aufhebung bes dinglichen Rech- 
tes nicht eintreten kann. Gie hat jedenfalls das für fi, daß beide 
Geſchäfte wie wirtſchaftlich fo juriftifch eine Einheit bilden und daß 
fie in ben allerzahlreichften Fällen auch äußerlich in einen Akt zus 
Tammenfallen. Nach ber neueren gemeinrechtlichen Lehre (geftüßt 
vorzugsweiſe auf 1. 36 D. 41, 1) dagegen ift das [fahenredt= 
liche Gefhäft gegenüber feinem perfönliden 
Rehtsgrundefelbftändig. Die Folge ift, daß das ſachen— 
rechtliche Gefchäft Die mit ihm beabfichtigte Wirkung (3. B. die Eigen- 
tumsübertragung) auch bann herbeiführt, wenn jener Rechtsgrund 
in Wirtlichteit nicht befteht, weil ba8 betreffende Gefhäft (3. 8. ber 
Kaufvertrag) ungültig ift. Das ſachenrechtliche Geſchäft ift alfo ein 
abftratter Vertrag; man nennt ihn auch dinglichen Vertrag, 
um außzubrüden, daß die heabfichtigte Rechtsänderung unabhängig 
bon einer perfönlihhen Verpflichtung eintritt. Aber biefe Un— 
abhängigfeit ift nur eine juriftifche, wirtfchaftlic bilden beide Ver⸗ 
träge eine Einheit (fo wird 3. B. ber Eigentumsübergang nur ges 
wollt, meil der Kaufvertrag gemollt if). Das BGB hat den Ge- 
banten der Selbftänbigfeit bes binglichen Gefchäftes gegenüber dem 
Yaufalen perſönlichen Gefhäfte ftreng durchgeführt und die hier— 
nah abftrafte, unmittelbar auf Eintritt der bes 
abfidhtigten dinglichen Wirkung gerichtete 
Willenserflärung Einigung genannt. Diefe Einigung kann 
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auch als dinglicher Vertrag bezeichnet werben. Sie befteht in bem 
nicht immer zu befonderem Ausdrude gelangenden Einverftänbniffe 
ber Beteiligten, daß ein beftimmtes dingliches echt entftehen, ſich 
änbern ober aufhören fole. Wirb 3. B. ein Kaufvertrag über eine 
Sache geſchloſſen, fo bildet diefer den Beftimmungsgrund für bie 
dingliche Rechtsänberung. b. h. für die Eigentumsübertragung; diefe 
ſelbſt ift ein Geſchäft für fich, fie befteht in ber vielleicht fpäter er= 
folgenden Einigung der Beteiligten, daß das Eigentum übergehen 
ſolle und muß bei unbeweglichen Saden in Geftalt der Auflaffung 
vor dem Grundbuchamt erflärt ($ 925), bei beweglichen Sachen bon 
der Vefigüberlaffung begleitet werben ($ 929). 


$ 168. Bedeutung ded Beſitzes für das Sachenrecht. 


Daß die Tatjache des Beſitzes Rechtsſchutz genießt, tft oben 
(88 173, 174) erörtert, Diefer Schug wird nad) altem uno neuem 
Rechte dem Beſitze beiveglicher wie dem unbemweglicher Sachen gewährt. 
Für die Rechte an Sachen hat der Beſitz bie Bedeutung, daß ber 
Befigerwerb die Bermittlumg bed Kechtserwerbes und ber 
Zuftand bes Befiges die Erfheinungsform für die Rechte 
an Sachen bilbet. 

1. Nach gemeinem und neuem Recht ift Vefi notwendige Vor⸗ 
ausfegungber Erfigung, aber während das frühere Recht 
in diefer Beziehung zmifchen beweglichen und unbeweglichen Sachen 
Teinen Unterſchied machte, Hat der Vefig nah neuem Rechte 
diefe Bebeutung nur bei ber Erfitzung bemeglider 
Sachen ($ 937) und bei der Erfigung bes Nießbrauchs an beiveg- 
lichen Sachen ($ 1033). Bei der nur fehr befchräntt zugelaffenen 
Erfigung von Grundftüden hat ber Beſitz nur nebenſächliche Be— 
beutung ($ 900). 

Der Eigentumdermwerb, der fih an bie Aneignung (Okku— 
pation) und an bie Übereignung fnüpft, wird nah altem 
und neuem Recht, nach letzterem aber nur bei beweglichen Sachen 
(88 958, 929 ff.), durch ben Beſiherwerb vermittelt. Nah neuem 
Rechte Tann auch dad Pfanbreht an einer beweglichen Sache 
nur durch Beſitzübergabe begründet werben ($ 1205). 

2. Da ber Beſitzer fo lange als berechtigt gilt, als er bie 
Sache bat, beftimmt fich gegenüber der Cigentumdflage (rei vindi- 
eatio) und ben diefer nachgebilbeten Klagen ſchon nah römiſchem 
Recht die vorteilhaftere, den Nichtbefiger zum Beweiſe feines Rechts 
zwingende Rolle nad) dem Beſitze (56 985, 1227). Der Vefik einer 
bemeglichen Sache aber begründet, ebenfo wie einft bie Gemere 
des deutfchen Rechts, eine Vermutung dafür, daß mit 
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ibm das dingliche Recht, insbeſondere alfo das Eigentum, 
übereinftimme ($$ 1006, 1007). 

Während alfo das gemeine Recht, hierin dem römifchen folgend, 
aud bier zwiſchen dem Beſitze bemeglicher und dem unbemeglicher 
Sachen nicht unterfchied, tritt nad; neuem Rechte, das Hierin dem 
deutfchen Rechte folgt, der Vefit bei unbeweglichen Sachen an Be- 
beutung zurüd, während ber Beſitz beweglicher Sachen gefteigerte Be- 
deutung hat. Was für bewegliche Sachen ber Befig, ift nach neuem 
Rechte für unbewegliche Sachen der Bucheintrag. 


8 169. Die Bedeutung der Öffentlihen Bücher 
für das Immobiliarſachenrecht. 


1. Die Grundbudeinriditung jelbft. Die Einrichtung öffent- 
licher Bücher, die zur Aufnahme urkundlicher Erklärungen über bie 
Rechte an Liegenfchaften beftimmt find, Hat in Deutfchland in aller= 
dings noch unentmwidelter Form vor Aufnahme des römischen Rechts 
beftanden, ift Durch biefes aber im größten Zeile Deutſchlands ver⸗ 
drängt worden. Erft feit dem Ende des 17. Jahrhunderts begann 
mar mit der Wiebereinführung ber öffentlichen Bücher und geftaltete 
das Buchweſen zu einer ben gefamten Rechtsverlehr mit unbeweg⸗ 
lien Sachen beherrfchenden Einrichtung. Daß die Grundſätze des 
Liegenſchaftsrechts heute im mefentlichen beutfchrechtlic find und daß 
heute ebenfo wie im beutfchen Rechte vor ber Rezeption ber fremben 
Rechte ein Gegenſatz zwiſchen Mobiliar⸗ und Immobiliarſachenrecht 
befteht, ift auf die Einrichtung öffentlicher Bücher zurüdzuführen. 
Denn mit ihrer Einführung war ein grunbfäßlicher Bruch mit dem 
zömifchen Recht unvermeiblih. Man pflegt heute die Rechtsgrund⸗ 
füge, welche das Beftehen eines öffentlichen Buches zur Voraus—⸗ 
feßung haben, al „Srunbbuchrecht“ zu bezeichnen. Das neue 
deutſche Grundbuchrecht ift im BGB, in der Reichsgrundbuchordnung 
vom 24. März 1897 (GBD) und in dem Gefeß über bie Zmangs- 
verfteigerung und Zmangäberwaltung vom 24. März 1897 (ZmftG) 
enthalten. Der Stoff ift in ber Weiſe verteilt, daß die GBO 
formelles Recht, BGB, und ZmftG materielles Recht enthalten. 

Es beftehen zwei Shfteme ber Einrichtung öffentlicher Bücher, 
das Pfandbuch- und das Grunbbudfpftem Nah 
dem erfteren ift das Bud nur ben Bebürfniffen des Realfrebits 
bienftbar, daher nur zur Aufnahme der Pfand- oder Hypothekenrechte 
beftimmt und deshalb mit dem Namen Hypothekenbuch bezeichnet, 
nad dem Grundbuchſhſtem ift das Buch bazu beftimmt, mit dem 
Unfprud auf öffentlichen Glauben Ausfunft über alle Rechte am 
Grundftüd, namentlich über das Eigentum, zu geben. Während 
aber das Pfandbuchſyſtem durchführbar wird durch die Beſtimmung, 
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daß Pfandrechle an Grunbftüden nur durch Eintragung im Hhpo= 
thefenbuch entftehen und nur dur; Löſchung endigen fünnen, ſcheiiert 
die Duchführbarteit des Grundbuchſhſtems daran, daß ſich in zahl» 
zeichen Fällen der Eigentumserwerb vollzieht ohme rechtägefchäftliche 
Erklärung, daher ohne Eintragung im Grundbuch. Wenngleich die 
Eintragung des Eigentumswechſeis nachgeholt werben kann und 
muß, fo ift doch ein Zuftand, während beffen ber Inhalt des Buches 
mit ber wirklichen Rechtslage nicht übereinflimmt, unvermeiblich. 
Trotz dieſes Mangels verbient das Grundbuchſy ſte m den 
Vorzug. Es beſtand in zahlreichen Partikularrechten neuerer Zeit 
und iſt auch in das neue Recht Üübergegangen. 

Während man urſprünglich alle, die Grunbftüde des Gericht3- 
bezirls betreffenden, Urkunden chronologiſch aneinanberreihte, ging 
man fpäter bazu über, für jeben kleineren (Stabt-) Bezirk ein be— 
ſonderes Buch anzulegen. Das moderne Grundbuchrecht iſt zu 
größerer Sonberung fortgeſchritten; es verlangt entweder für jedes 
Grunbftüd ober für jeben Eigentümer ein befonberes Blatt. Das 
erftere heit NRealfolium, das legtere BPerfonalfolium. 
Jedes „Blatt“ (das aber in Wirklichleit mehrere Blätter Papier um— 
faßt) zerfällt wieder in Abteilungen, deren jede ber Eintragung einer 
beftimmten Art von Rechten oder Vermerfen gewidmet ift. 

Das neue Net verlangt grundfählich die Anlegung 
von Realfolien, nur außnahmsweife Tann über die mehreren 
Srunbftüce desſelben Eigentümers ein gemeinſchaftliches Blatt ge— 
führt werben (ein Perfonalfolium), wenn hiervon Verwirrung nicht 
au beforgen ift (88 3, 4 GBO); in dieſem Falle behält jedes Grund⸗ 
ftüd feine Selbftänbigfeit. Anders, wenn ein Grunbftüd mit einem 
andern bereinigt ober dieſem als Beſtandteil zugeſchrieben wird 
($ 890 868 $ 5 EBD); denn in dieſem Falle verlieren die einzelnen 
Zeile ihre Selbſtändigkeit. Grundbuchblätter werben nicht nur für 
Grundftüde, fonbern auch für Erbbaurechte angelegt, für erflere von 
Amts wegen, für letztere auf Antrag, im Falle der Veräußerung ober 
Belaſtung bes Erbbaurechts von Amts wegen (88 3, 7 GBO). 

Die Grundbüder werben von „Srundbbudämtern“ ges 
führt, bie nicht notwendig mit den Amtsgerichten verbunden zu fein 
brauden.?) SHierüber ſowohl als auch über die Einrichtung ber 
Gtrundbücher, alfo insbeſondere darüber, ob die einzelnen Belaftungen 
der Zeitfolge nach auf dem Grundbuchblatte niederzuſchreiben ober 
ſyſtematiſch einzuteilen find, beftimmen die Lanbesjuftigvermal- 


) Außer in Baden, ven beiden Medienburg und Württemberg find es 
die Amtögerichte. 
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tungen.‘) Das materielle Grundbuchrecht des BGB feht das Vor—⸗ 
hanbenfein von Grunbbüchern voraus, baher tritt bie GBO Hinficht- 
lich des Verfahrens in Grundbuchſachen für jeden Grundbuchbezirk, 
d. h. für jeden Bezirt, für ben ein Grunbbud; erſt angelegt werben 
muß, mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen ift ($ 82 GBO). Dieſer Zeitpunkt wird durch 
landesherrliche Verordnung beftimmt (Art. 186 EG z. BGB). 

Die Grundbucheinrichtung ermöglicht eine Auskunft über alle 
das Grunbftüd betreffenden Rechtöverhältniffe, denn das Buch dient 
nit nur ber Aufnahme derjenigen Eintragungen, nach welchen 
Rechte am Grunbftüce beftehen, ſondern auch ſolcher Vermerke, 
die eine Beſchränlung eingeiragener Rechte, insbeſondere des Eigen- 
tümers, außfprechen. Denn es werden auch Veräußerungäberbote, 
Arreſte, Sperrvermerke, Bormerkungen, Widerfprüche und insbeſon⸗ 
dere au Löfchungen, d. h. Löſchvermerke, eingetragen. 

I. Der Grundbucheinrichtung weſentlich find eine Reihe von 
Nedhtöprinzipien, wie fie bereit? in ber preußifchen Gefeßgebung, 
die dem neuen Recht als Vorbild gebient hat, insbeſondere in ben 
Geſetzen vom 5. Mai 1372, auögeprägt waren. Es find das Ein- 
tragungs⸗, das Publizitäts-, das Prioritätd- und das Konſens— 
prinzip. 

1. Das Gintragungsprinzip ift der Grundſatz, daß jede Be— 
gründbung, Änderung, Aufhebung binglider 
Rechte an Grundbftüden einer Grundbbugdeintra- 
gung bedarf. Die Eintragung ift demnach nicht eine beurfun- 
bdenbe, ſondern eine rehtöbegründenbe Handlung. Während 
aber nad; einzelnen früheren Partikularrechten bie Eintragung mit 
formaler Rechtskraft außgeftattet war, d. h. durch fich felbft wirkte, 
ift fie nad) dem BGB nur ein Erfordernis, das zu ber außerhalb 
des Buch? entftandenen Vorausfegung binzutreten muß und mit 
dieſer zufammen bie beabfictigte Rechtsänderung bewirkt. Jene 
exfte, außerhalb bes Grundbuch liegende, Vorausſetzung ift der Ding- 
liche Vertrag, die Einigung ber Beteiligten, ausnahmsweiſe bie 
einfeitige Erklärung eine 8 der Beteiligten ($ 873). Während alfo 
nad; gemeinem Rechte dingliche Rechte durch bloßen Vertrag ent- 
ftehen und enbigen konnten (hypotheca, Serbituten), fönnen 
nad neuem Rechte binglihe Rechte an Grunb- 
füden nur burd Eintragung entftehen und nur 
dur die Löfhung bed Eintragungsvermerks 


) In Preußen Hat daß Grundbuchblatt eine Auf (oeift (Bezeichnung 
des Grunbftüds) und 3 Abteilungen. Die erfte X. enthält ben Eigentimer, 
die dritte bie Hnpothelen, Grundſchuiden und Rentenfchulben, bie zwweite alle 
anderen Belaftungen unb bie Verfiigungsbefhräntungen. 
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untergehen. Aber auch bie Anderung beftehenber binglicher 
Rechte unterliegt dem Eintragungsprinzip. Cine Änderung liegt in 
der Übertragung oder Belaftung des Rechts (3. 8. Verpfändung einer 
Hhbothef) oder in einer Änderung feines Inhalts (3. B. Einfchrän- 
tung eines Wegerechts auf einem beftimmten Grundftüdsteil) ober 
feiner Rangftellung (f. darüber unter Nr. 4). 

Der dinglihe Vertrag der Einigung begründet 
nicht, wie ber obligatorifche Vertrag, eine Verpflichtung zu 
fpäterem Zun, insbeſondere verpflichtet er nicht zur Abgabe der an 
das Grundbuhamt zu richtenden Eintragungsbewilligung; er ftellt 
nur feft, daß beide Beteiligte die dingliche Rechtsänderung mollen. 
Er bindet auch nicht in allen Fällen, fondern nur dann, wenn ges 
wiſſe Förmlichkeiten (die fog. Binbungsförmlichteiten) Hinzu treten 
($ 873 Abſ. 2). Die Einigung kann der Eintragung vorangehen 
ober nachfolgen. Iſt fie nicht zur Zeit ber Eintragung vorhanden 
und folgt fie ihr nicht nach (mas ſtillſchweigend 3. B. dur Annahme 
bes Hhpothetenbrief3) geſchehen kann, fo fehlt eine der beiben Vor⸗ 
außfegungen der Rechisänderung, und die Eintragung ift nichtig. 
Iſt fo die Einigung zwar wefentliches Erforbernis für bie Rechts— 
gültigteit ber Nechtsänberung, fo bebarf es doch nur in zwei Fällen 
eine bem Grundbuchamte vor ber Eintragung zu führenden Rad = 
meifes von dem Vorhandenfein ber Einigung. Denn nur im 
Falle der Übertragung des Eigentums ($ 925) und im Falle der Be— 
ftellung ober Übertragung eines Erbbaurechts ($ 1015) muß bie 
Einigung bei gleichzeitiger Anmwefenheit beider Zeile vor dem Grund⸗ 
buchamt erklärt werben ($ 20 GrBO), in allen andern Fällen Hat dad 
Grundbuchamt einzutragen, wenn nur derjenige, deſſen Necht von ber 
Eintragung betroffen mwirb, fie in beftimmter Form bewilligt (Ein= 
tragungabemilligung). Aus nahmsweiſe genügt bie ein= 
feitige, aber empfangsbebürftige Willenserklärung bes Berechtig- 
ten („bie Yufgebung“), um mit der Löfchung zufammen ein einge- 
tragenes dingliches Recht aufzuheben ($ 875). 

Die Einigung ie die einfeitige Aufgebungserflärung wer= 
ben durch ein rechtskräftiges Urteil, das ben einen zur Abgabe ber 
erforderlichen Willenzerflärung verurteilt, und ben auf biefeß Urteil 
geftügten Eintragungsantrag des andern erſetzt ($ 894 ZPO). 

War die Einigung megen mangelnder Verfügungsfähigfeit bes 
einen Zeild unmirtfam (4. B. 8 7 KO), fo ift auch bie fi an 
ſchließende Eintragung unwirkſam; verliert aber ber Teil, der über 
ein Recht verfügt, erft nach eingetretener Einigung und nad Stellung 
des Eintragungsantrags die Verfügungsfähigkeit, fo bleibt die Eini- 
gung mirffam, und die Eintragung muß erfolgen (8878 BGB, 
815 RO). 
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2. Das Bublizitätsprinzip ift der Grundſatz, daß das Grund» 
bu Öffentlihden Glauben geniekt, d. 5. daß bie Ein- 
tragungen als wahr gelten, auch wenn fie der Wahrheit mwiber- 
ſprechen, und daß ſowohl bie einzelne Eintragung ala der gefamte 
Inhalt bes Buches ala vollftändig gelten, felbft wenn fie uns 
volfftändig find (materielle Publizität). Auf ben öffentlichen 
Glauben bes Buches aber Tann ſich ber nicht berufen, ber weiß, 
daß eine beftimmte Eintragung unrichtig ober daß der Buchinhali 
unbollftänig ift. Die praltifche Bedeutung des Publizitätsprinzips 
befteht demnach darin, daß der Rechtderwerb desjenigen, ber im red⸗ 
lien Glauben an die Richtigkeit und Vollftänbigfeit des Buches, 
fei es durch tranglativen ober durch Tonftitutiven Titel, ein Recht 
em Grundftüd erwirbt, unanfehtbar ift, aud wenn fein Rechts- 
urheber infolge eines Mangeld in feinem eigenen Rechte zur Ein- 
räumung des betreffenden Rechts nicht befugt war. Daher kann 
3. ®. derjenige, der noch ala Hypothekengläubiger eingetragen fteht, 
obwohl die Hnpothefenforberung getilgt ift, die Forderung abtreten 
mit der Wirkung, daß, während ihm die Tilgung entgegengefeßt 
werben fonnte, bem Zeffionar, der von der Tilgung feine Kenntnis 
hat, die erfolgte Tilgung nicht entgegengefeßt werben ann. 

Das Publizitätsprinzipiftau” vom 8GB an- 
ertannt ($$ 892, 893). Es ſchützt 

a) denjenigen, welcher im Vertrauen auf bie Richtigkeit und 
Volftändigkeit des Grundbuchs ein Recht an dem Grunpftüd (3. 8. 
Eigentum, Hhpothef) ober ein Recht an einem Grunbftüdsrechte 
(3.8. Pfandrecht over Nießbrauch an einer Hnpothek) durch Rech t 8⸗ 
geſchäft erwirbt, gleichviel ob dur das Geſchäft ein noch nicht 
beftehenbes Recht begründet ober ein fchon beſtehendes Recht über- 
tragen, ob für den Erwerb ein Entgelt gewährt ober nicht gewährt 
wird; 

b) venjenigen, welcher im Wege der Zmangspollftredung 
als berechtigt eingetragen wird, weil fein Gegner zur Abgabe einer 
Willenserklärung verurteilt ift, auf Grund meldher eine Eintragung 
im Grundbuch erfolgen ann ($$ 894, 898 ZPO). Iſt 3. 8. der als 
Eigentümer Eingetragene zur Beftellung einer Hypothek verurteilt, 
fo erwirbt der Kläger bie Hypothel, auch wenn der Beklagte in Wahr- 
heit nicht Eigentümer war. . 

Schützt auf dieſe Weife das Publizitätsprinzip ben reblichen 
Erwerber, fo ſchädigt e8 den, ber ein bem erworbenen Recht ent⸗ 
gegenftehenbes, aber nicht mehr ober noch nicht eingetragenes Recht 
hat. Denn biefes Recht wirft nicht gegen ben redlichen Ermerber. 
Das Publizitätsprinzip macht daher Schutzmittel notwendig, 
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bie geeignet find, feine Gefahren zu befeitigen. Diefe Schußmittel 
beftehen in vorläufigen Grunbbudeintragungen. 


a) Ein foldes Schugmittel ift Dann gegeben, wenn das Grund» 
buch unrichtig geworben ift, b. h. wenn fein Inhalt mit ber 
wahren Rechtslage nicht mehr übereinftimmt. Wer hiervon Nadjteil 
leibet, Bat gegen denjenigen, der in der Lage ift, durch eine Ein- 
tragungsbewilligung die Richtigkeit be Grundbuchs wiederherzu⸗ 
ftellen, einen Anſpruch auf Verichtigung ($ 894). 


Wer einen Berihtigungsanfprud hat, kann 
einen Widerſpruch gegen bie Nichtigkeit bes Grundbuchs ein- 
tragen laflen, und zwar entweber auf Grund ber Bewilligung des 
Gegner oder einer einftmweiligen Verfügung. Der Wiberfprud; ift 
ein borläufiger Vermerk im Grundbuch; er gibt nicht das Recht, 
das ber Anſpruchsberechtigte zu haben behauptet, er ſchafft auch 
feine Vermutung für das Beſtehen dieſes Rechts: er zerftört 
nur, fomweiter reiht, den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs und ſichert alfo mittelbar dad Recht, das 
dem MWiberfprude zugrunde liegt (Beifpiel: eine Auflaffung mar 
zum Schein erfolgt, daß beftehen gebliebene Eigentum bed Der- 
äußerer müßte aber untergehen, wenn ber jet ala Eigentümer 
Eingetragene dad Grunbftüd an einen reblichen Erwerber aufließe; 
der Widerfpruch bewirkt, baß ber auf Wiebereintragung bed Ver⸗ 
äußerer gerichtete Berichtigungsanfpruc gegen ben neuen und alle 
fpäteren Erwerber wirft [$ 892]). 


b) Ein anderes Schutzmittel ift die Vormerkung. Gie hat 
nicht zur Voraußfegung, daß das Grundbuch unrichtig ift; fie unter= 
fcheibet fi vom Widerſpruche dadurch, daß fie nicht einem por= 
bandenen dinglichen Rechte gegen ben Inhalt des Grund 
buchs Geltung verſchafft, ſondern einen perſönlichen Anſpruch 
auf Erwerb ober auf Beſeitigung eines dinglichen Rechts gegen⸗ 
über nachteiligen Verfügungen ſichern will. Daher kann nicht jeder 
Anfpruch, insbeſondere nicht eine bloße Gelbforberung durch Vor—⸗ 
merfung gefigert werben, fonbern nur bie Anfprüde auf Einräu— 
mung ober Aufhebung eines dinglichen Rechts an einem Grunbftüde 
(4. 8. ber Anfpruch des Käufers auf Übertragung des Eigentums) 
ober an einem das Grunbftüd belaftenden Rechte oder auf Änderung 
des Inhalts oder des Ranges eines ſolchen Rechts, auch wenn ber 
Anſpruch betagt oder bedingt ift. 

Die Vormerlung ift eine vorläufige Eintragung bes Rechts 
am Grundftüd oder an einem eingetragenen Recht oder eines An⸗ 
ſpruchs auf Löſchung eines eingetragenen Rechts. Ihre Rechter 
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natur ift beftritten.‘) Der durch fie geficherte Anſpruch bleibt per- 
fünliche Forderung gegen den urfprünglich Verpflichteten: biefer muß 
erfüllen und tann erfüllen, weil (nah $ 888) jeve Verfügung, 
die an fi ben Anfpruch des Berechiigten vereiteln würde, gegenüber 
biefem unmirffam ift. Aber der dritte, der das dem Anſpruche bes 
Berechtigten entgegenftehende Recht erwirbt, ift verpflichtet, der vom 
urfprünglich Verpflichteten bewirkten Erfüllung „zuzuftimmen“. Der 
durch die Vormerfung gefidjerte Anſpruch wirkt alfo wie ein ſchon 
beftehendes dingliches Recht, aber die Vormerkung jelbft ift fein 
binglices Recht (8 888; $ 24 NO $ 48 ZnfiGef.). 

So mürbe 3. B. der perfünliche Anſpruch auf Übertragung des 
Eigentums vereitelt werben, wenn ber bißherige Eigentumer Das 
Grunbftüd an einen andern aufließe, denn der Erwerber ift jenem 
Anfpruche nicht unterworfen. Die Vormerkung zur Sicherung dieſes 
Anfpruc bewirkt aber, daß ber Veräußerer zur Auflaffung mie 
bisher imftande bleibt, der Erwerber aber verpflichtet wird, der 
Auflaffung zuzuftimmen. 

Die Eintragung der Vormerkung ſetzt entweder die Bewilligung 
beffen, gegen ben fie wirkt, ober eine einftmeilige Verfügung oder ein 
auf endgültige Eintragungaberoilligung gerichtete, aber nur vor⸗ 
läufig vollſtreclbares Urteil voraus (88 885, 899 B. 895 3BO). 

Wird eine einftweilige Verfügung beantragt, durch bie eine Vor— 
merfung ober ein Widerſpruch angeorbnet wird, fo braucht der An— 
trag nicht eine Glaubhaftmahung ber Gefahr zu enthalten (88 885, 
899), denn die Gefährbung ift ohme meiteres glaubhaft, da ber 
Gegenftand des Rechts jeberzeit veräußert und ayf dieſe Weife dem 
Berechtigten entzogen werben Tann. 

Soll das Publizitätsprinzip durchführbar werben, jo muß das 
Grundbuch) öffentlich, b. h. zugänglich fein (formelle Publizität). 
Die GBO ($ 11) geftattet deshalb einem jeden, der ein derechtigtes 
Intereſſe darlegt, die Einficht des Grundbuch, ber darin zur Er— 
gänzung ber Eintragungen in bezug genommenen Urkunden und ber 
noch nicht erledigten Eintragungsanträge, gibt auch ein Recht auf 
Erteilung von Abfehriften der hiernach zugänglichen Urkunden, 

3. Das Grundbuchamt Hat dafür zu forgen, daß nur rechts— 
gültig begrünbete Rechte eingetragen werben, es hat alſo basjenige 
Rechtsgeichäft, das der Eintragung zugrumbe liegt, auf feine Gültig 
teit hin zu prüfen. Man hat biefes Prinzip der Legalität 
früher meift dahin verftanden, daß bie Behörde nur dann einzu= 
tragen hat, wenn fie bei jener Prüfung findet, daß ber perfünliche 

?) Erörtert bei Biermann: Widerſpruch und Vormerkung 1901. 
©. 167 ff. 
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Anſpruch desjenigen, zu deffen Gunften bie Eintragung erfolgen fol, 
wirklich befteht. In ber neueren Zeit hat man auf den oben erörterten 
Unterfchied zwiſchen bem binglichen Vertrage und bem perfönlichen 
Rechtsgrunde hingewieſen, für ben dinglichen Vertrag bie bloße Eini— 
gung ber Beteiligten über bie beabfichtigte Rechtsänderung für genügend 
erklärt und deshalb ber Grundbuchbehörde nur die Prüfung der Rechts⸗ 
gültigkeit diefer Einigung auferlegt. Auf dieſem Standpuntte fteht auch 
das neue Reit (88 873, 975, 877 BGB), man bezeichnet ihn als das 
Konfensprinzip; ihm gegenüber ift das Legalitätsprinzip ein- 
gefräntt: der Prüfung besGrunbbudamtes unter- 
liegt nur bie Rechtsgültigkeit der für die Ein— 
tragung erforderlihen Willengerflärung. Ent- 
ſcheidend für das Grundbuchamt ift aber grundfäglih nur bie 
Eintragungsbemilligung besjenigen, befien Recht 
von ber Eintragung betroffen wird ($ 19 GVO). Für Eintragung 
von Eigentumsbelaftungen genügt baher bie einfeitige Eintragungs= 
bewilligung des Eigentümers, zur Umfchreibung einer Hypothek die 
Bewilligung des eingetragenen Hypothekengläubigers. Daß Grund— 
buchamt hat demnach nur die Rechtsgültigkeit diefer einfeitigen Er— 
tlärung, und nur im Yalle der Auflaffung oder der Beftellung ober 
Übertragung eines Erbbaurechts bie Erflärung beiber Teile zu prüfen 
(8 20 baf.). 

4. Das Prioritätsprinzip befteht darin, daß das Rangverhält- 
nis ber eingetragenen Rechte ſich nach der Reihenfolge der Ein— 
tragungen beftimmt. Denfelben Grundſatz ſtellt das BGB (8 879) 
auf. Da aber die Einteilung des Grunbbuchblattes in verſchiedene 
Abteilungen, die zur Aufnahme verfchiebenartiger Rechte dienen, vor—⸗ 
gefehen ift, fann das Prinzip nur für bie innerhalb berfelben Ab- 
teilung eingetragenen Rechte zur Anwendung kommen. Das Rang- 
verhältnis berjenigen Rechte, die in verſchiedenen Abteilungen ein= 
getragen find, beftimmt fich nach dem Datum ber Eintragung, unb 
find fie an bemfelben Tage eingetragen, fo haben fie gleichen Rang 
($ 879). 

Das hiernach beftehende Rangberhältnis kann nachträglich ge = 
ändert werben. Auch hierzu ift ein binglicher Vertrag und bie 
Eintragung ber Anderung erforberlih. Die Wirkung der Vorrechts- 
einräumung war beftritten. Die eine Meinung erblidte in dem 
Range nichts meiter ald eine vom Rechte ſelbſt untrennbare Eigen- 
ſchaft bes Rechts und deshalb in ber Vorrechtäeinräumung nur bie 
perfünliche Verpflichtung des aurüctretenden Berechtigten, von feinem 
Vorrange gegenüber bem bortretenben Berechtigten feinen Gebrauch 
au maden; eine andere Auffaffung verleiht bem Range bie Eigen- 
ſchaft eines felbftändigen, daher vom Rechte felbft Iößbaren, wirt 
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Tchaftlichen Gutes und legt der Rangabtretung abfolute 
Gingliche) Wirkung bei.) Der letzteren Auffaffung hat ſich 
das 3GB ($ 880) angefäloffen. Die Folge ift bie, daß 
das vortretende Recht feinen neu erworbenen Rang auch in dem 
Falle behält, daß das zurüctretenbe Recht (Durch Rechtsgeſchäft) aufs 
gehoben wird. Die zwifchen beiden ftehenden Rechte werben durch 
die Vorrechtseinräumung nicht berührt: fie erleiden feine Verſchlech⸗ 
terung, alfo kann das vorttetende Recht, auch wenn es einen höheren 
Wert hat, nicht zu einem den Wert des Zwiſchenrechts überfteigenben 
Betrage geltend gemacht werben; fie erfahren auch feine Verbeflerung, 
ſie rüden alfo bei einem Wegfalle des vortretenden Rechts nicht vor, 
vielmehr erlangt in biefem Falle das zurüdtretende Recht feinen ur= 
Tprüngliden Rang wieber. 

Eine Rangänberung eingetragener Rechte mirb ferner durch bie 
Löfchung eines voreingetragenen Rechts von felbit herbeigeführt; 
in biefem Falle rüden die naheingetragenen 
Rechte dor. Denn jebes Recht ergreift dad ganze Grundftüd, 
nicht wie e& nach bem fog. abfoluten Lokusſyſtem der Fall ift, einen 
vorher beftimmten Teil feines Wertes. Der Eigentümer kann daher 
über freie Stellen des Grundbuchblattes nicht verfügen, er Tann fich 
aber ($ 881 BGB) bei der Eintragung eines Rechts die Befugnis 
vorbehalien, ein anderes dem Umfange nad beftimmtes Recht mit 
dem Range vor jenem Recht eintragen zu. laffen (Rangbor- 
behalt). Der Vorbehalt bedarf der Eintragung bei dem Rechte, 
das zurüdtreten fol, und ift rei cohaerens, ba das borerhaltene 
Recht auf jeden fpäteren Eigentümer bes Grunbftüds übergeht. 

II. Wirfungen der Eintragungen. Die Einrichtung bes 
Grundbuchs al eines öffentlichen, für den Rechtsverlehr mit Grund⸗ 
ftüden maßgebenben und nach dem Publizitätsprinzip zuberläffigen 
Austunftsmittel hat meitere wichtige Folgen. 

1. Dur die Eintragung erhält jebes Recht ein gegenüber bem 
Eigentum am Grundjtüd felbftändiges Dafein. Während 
nämlih nad römiſchem und gemeinem Rechte die dinglichen Rechte 
an fremben Saden durch Konfufion (Konfolibation), d. h. da⸗ 
durch untergingen, daß jenes Recht und das Eigentum ſich in der— 
felben Perfon vereinigten, läßt der Eintragungsvermert das einge 
trogene Recht troß jener Vereinigung fortbeftehen ($ 889 BGB). 
Diefer Grundfaß findet befondere Anwendung im Falle der Eigen- 
tümerhypothet, finbei aber nicht Unmenbung auf Rechte an ein= 


) Died nur die Hauptrichtungen ber in ber Rechtslehre vertretenen 
Anſichten. 
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getragenen Rechten (88 1072, 1063, 1273, 1256 BGB Art. 189 
Abſ. 3 EG zum BGB). 


2. Soll ein Recht gegen Dritte wirken, jo muß es für den Dritten 
erlennbar fein. Bei beweglichen Sachen bilbet ber Beſitz ein Mittel 
ber Ertennbarfeit des in ihm zum Ausbrud gelangenden Dinglichen 
Rechts, aber auch dieſes Zeichen trügt, und bei unbeweglichen Sachen 
Tann es überhaupt nicht in Frage fommen. Daher bilbet bei biefen 
der Beſitz nach neuem Rechte nicht mehr, wie bie Gemere, ein Mittel 
zum Nachtveife eines Rechts am Grunbftüde, vielmehr ift biefe Be— 
meistraft auf die Grundbucheintragung übergegangen; der Buch— 
eintrag begründet die Rechtsvermutung, baß er mit ber 
wirklichen Rechtslage übereinftimme ($ 891); mer alfo als Berech⸗ 
tigter eingetragen fteht, für den ift ber Beweis geführt, daß ihm bag 
Recht zufteht, und weſſen Recht im Grunbbuche gelöfcht ift, gegen ben 
ift ber Beweis geführt, daß fein Recht nicht befteht. Die Vermutung 
ift zwar feine untoiderlegliche, aber fie gemährt im Prozeſſe die Vor— 
teile, welche ehebem bie Gewere verlieh. 


3. Die Rechtsvermutung fteigert fich nad; BGB ($ 900) zu einem 
Rechts zuſtande, wenn 30 Jahre hindurch das eingetragene 
Necht auch tatfächlich ausgeübt morben ift. Denn in biefem Falle 
tritt zum Bucheintrag das zweite mögliche Beweismittel, der VBefik, 
und bie Fortdauer biefes Zuſtandes durch einen beträchtlichen Zeit- 
raum hinzu. Man fpricht dabei von Zabularerfigung (meil bie 
tabula für den Beſitzer fpricht), denn es entfteht beim Vor— 
handenſein der angegebenen Vorausfegungen das eingetragene Recht. 
Dean follte biefen Fall ſtatt Tabularerfigung vielmehr Bu d-Er=- 
figung nennen, Von ber gewöhnlichen Erfigung bes bißherigen 
und bes neuen Rechts unterfcheibet ſie ſich dadurch, daß fie guten 
Glauben nicht vorausſetzt. 


4. Obwohl ein Gegenfaß befteht zwiſchen dem eingetragenen 
Recht und dem aus ihm Herborgegangenen Unfprucd (3. 8. bem 
Eigentum und ber rei vindicatio), der Anſpruch alfo troß Yort- 
beftehens des Rechts verjähren Tönnte, entzieht das BGB ($ 902) 
den Anfpruch auß einem eingetragenen Rechte der Verjährung, 
meil daß formale Recht fonft mit ber wirklichen Rechtslage in Wider- 
ſpruch geraten, dem eingetragenen Recht das Mittel der Vermirk- 
üchung fehlen könnte. Nur Anfprüche auf Rüdftände wiederkehrender 
Zeiftungen (3. 8. Zinfen ber eingetragenen Hypothek, Altenteils- 
Teiftungen) und Schabenserfaganfprüche unterliegen der Verjährung, 
meil bei ihnen jene Rückſicht feinen Grund hätte, 
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$ 170. Das Schiffsregifter. 

Ein öffentliches Austunftsmittel über bie Rechte an Schiffen ift 
das Schiffsregifter. Dieſes Regifter wird geführt 

1. über die zur Führung ber Bunbesflagge befugten Kauffahr- 
teiſchiffe nach $ 3 Gef. über die Nationalität ber Kauffahrteifchiffe 
vom 25. Ottober 1867, 

2. über Dampfſchiffe und andere Schiffe mit eigner Zriebtraft, 
beten Tragfähigkeit mehr als 15000 kg beträgt, ſowie über fonftige 
Schiffe mit einer Tragfähigkeit von mehr ala 20 000 kg nad) $ 119 
des Binnenſchiffahrtsgeſ. vom 15. Juni 1895. I 

Das erftere wird geführt von der durch Landesgeſetz bezeich⸗ 
neten Behörbe, daß Iehtere von bem zur Führung be Handelö— 
regiſters auftändigen Gerichte. Über die Führung bes Kegiſters 
und das dabei zu beobachtende Verfahren geben bie $$ 100-124 Gef. 
über bie freitvillige Gerichtöbarkeit vom 17. Mai 1898 ausführliche 
Vorſchriften. 

Das BGB knüpft eine Reihe von Beſtimmungen an das Vor— 
hanbenfein des Sciffäregifterg ($$ 1260—1271). Das Regifter 
unterfcheibet ſich aber in ſehr mefentlichen Punkten vom Grundbuch. 
Denn die Einträge haben für eine Reihe tatfächlicher Angaben, für 
das Eigentum am Schiff und für den Rechtsgrund bes Eigentums 
nur beurfunbenbe Wirkung, das Eintragungsprinzip und das Prioris 
tät3prinzip gelten nur hinfichtlich der Schiff pfandrechte, bag 
Regiſter gleicht alfo nicht einem Grund», fondern einem Pfanb- ober 
Hypothelkenbuche. Das Regifter genießt ferner nicht den öffentlichen 
Glauben be Grundbuchs. 


$ 171. Das Agrarrecht. 

Im früheren deutſchen Recht hatte der Unterfchieb zwiſchen 
Ritter⸗ und Vauerngütern eine Bedeutung, die nicht ausſchließlich 
dem öffentlichen Recht angehörte. Unter einem Rittergute ver= 
ftand man ein ländliche Grunbftüd größeren Umfangs, deſſen Befig 
mit befonberen Rechten, regelmäßig mit der Vogtei (Polizeigewalt) 
und ber Gerichtäherrfchaft über die ummohnenben Perfonen, mit ber 
Landſtandſchaft und ferner mit privatrechtlichen Befugniffen, ind- 
befonbere mit dem Rechte der Jagd, der Fiſcherei und NReallaft- 
betechtigungen gegenüber ben Beitgern Eleinerer Güter auögeftattet 
war. Diefe Hleineren Güter find die Bauergüter, d. h. länb- 
liche Grundſtücke Heineren Umfanges, welche gegenüber dem Guts- 
ober Grundherren mit einer Reihe von befonderen Laften, namentlich 
mit der Verpflichtung zur Leiftung von Hand- und Spannbienften 
belaftet waren. Unter den Bauerngütern aber unterſchied man folche, 

32° 
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melde im Eigentum bes Beſitzers, folde, melde dem erblichen 
Nutzungsrechte (als Erbgüter, Erbpadt-, Erbgutsgüter ober unter 
anderen Namen) und endlich ſolche, melde einem nichterblicen 
Nugungsrechte des Bauern unterlagen. Überall, mo ber Bauer nur 
ein Nugungsrecht hatte, ftand das Eigentum bem Rittergutsbefiger 
als dem Grunbheren zu. 

Diefe Unterfhiebe Haben fi) nur dem Namen nad erhalten. 
Politiſche Bedeutung hat nicht mehr das Rittergut al ſolches, fon- 
dern der Großgrundbefig. 

Die Privatgerichtäbarkeit ift in ben meiften Staaten im Laufe 
bes Jahrhunderts und jebenfal3 durch $ 15 GVG aufgehoben, die 
BPolizeigewalt öffentlichen Behörden übertragen morben. 

Während ber Erwerb von Rittergütern regelmäßig nur abeligen 
Perſonen geftattet war, hat jedenfalls zuletzt das Reichsgeſetz vom 
1. November 1867 diefen Erwerb da freigegeben, wo ſich jene Er— 
werbsbeſchränkung noch erhalten hatte. 

Die Bauerngüter find überall im Laufe des 19. Jahrhunderts 
in freie Eigentum umgewanbelt, bie auf ihnen laftenden, auf bem 
Gutsverbande beruhenven und alfo gegenüber dem Gutsheren be= 
ſtehenden Reallaften find teils ohne Eniſchädigung teild gegen Zah— 
lung einer Ablöfungsfumme aufgehoben worden. 

Die Lanbeskulturgefeßgebung der Neuzeit hat ferner nach zwei 
anderen Richtungen hin im Intereſſe der Landwirtſchaft in beſtehende 
Privatrechtöperhältniffe eingegriffen. 

1. Sie hat die fog. Gemeinheitöteilung angebahnt unb in bem 
größten Zeile Deutſchlands auch durchgeführt. Unter Gemein- 
heiten verfteht man gemeinfame Nußungsrechte mehrerer, haupt= 
füHlih an Weideland und Wäldern. Sie find Überrefte ber fog. 
gemeinen Mark (ber Almenbden). Die Gemeinfchaft konnte barin 
beftehen, daß allen ober vielen Gemeinbegenoffen das Gefamteigen- 
tum ober barin, daß einzelnen Gemeinbegliebern das befondere Eigen- 
tum, anderen an bemfelben Grunbftüd eine Wald- oder Weibeferpitut 
zuftand, und bie Teilung ift in der Meife vorgenommen worden, 
daß die Nutzungsrechte aufgehoben und die biäher Berechtigten in 
Land abgefunden wurden oder ba bie im Gefamteigentum ftehenben 
Ländereien nad) reellen Teilen unter ben bisher Berechtigten aufs 
geteilt murben. In neuefter Zeit hat ſich eine Gegenftrömung gegen 
bie Durchführung der Gemeinheitsteilungen geltend gemacht, bie ben 
Erfolg gehabt hat, daß namentlich die Aufteilung von Waldungen 
unterblieb. 

2. Sie hat ferner die Zuſammenlegung (Verkoppelung) zer⸗ 
fplitterten Grundbefigeß und damit die Abrundung des bem einzelnen 
auftehenden Beſitzes angeftrebt. Dabei wird ein Zwang gegen bie 
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einzelnen Grundeigentümer ausgeübt, indem man fie nötigt, Stüde 
ihres Grundbeſitzes abzutreten und andere Grunbftüde bafür zu 
empfangen. 

Reichsgeſetzliche Vorfchriften fehlen, aber das Landesrecht ift 
in Kraft geblieben (Art. 113—115 EG 5. BGB), daher auch bie mit 
den bezeichneten Maßnahmen verknüpften Arten des Rechtserwerbes 
und Rechisverluſtes. 

Die moderne Gefehgebung hat ferner den Erwerb von Grund» 
eigentum baburd erleichtert, baß fie die Übereignung von Grunb- 
ftüden gegen Übernahme einer feften Rente geftatiet. Damit foll 
bie Vefiebelung von Lanbgütern und die Wieberherftellung eines 
feßhaften Lanbarbeiterftandes begünftigt werben. Die Güter heißen 
Rentengüter, fie gehen aber in das volle Eigentum bes Erwerbers 
über. Das BGB gibt über fie feine Vorſchriften, Hält aber bie landes⸗ 
selchticen Vorſchriften über NRentengüter aufrecht (Art. 62 EG 3. 

) 


Der Zerfplitterung beftchenden Grundbeſitzes wirken Beſtim— 
mungen entgegen, welche bie Teilung von Grundftüden ober bie 
Veräußerung von Grunbftüdsteilen verbieten ober beſchränken. Man 
ſpricht in folgen Fällen von geſchloſſenen Gütern im 
Gegenfage zu ben fog. fliegenden ober mwalzenden Gütern. Das 
BGB läßt die Iandeögefehlihen Vorfchriften dieſes Inhalts beftehen 
(Art. 119 EG 3. BGB). Der durch Erbteilung möglichen Zer— 
folitterung des Grundbeſitzes wirken bie im Erbrecht zu behanbeln- 
den Beftimmungen über dag Anerbenrecht enigegen (Art. 64 
EG ;. 362). 
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$ 172. Begriff und Inhalt des Eigentums. 


1. Begriff. Das Eigentum ift nad) altem und neuem Recht 
($ 903) der Inbegriff der möglihen Herrſchafts- 
befugniffe über eine Sade. Hieraus folgt, daß das 
Eigentum ſich nicht in eine Reihe einzelner Rechte zerlegen läßt, daß 
es alfo als folches beftehen bleibt, wenn dem Eigentümer eine ober 
mebrere Herrfchaftäbefugniffe genommen find. Wenn das BGB dem 
Eigentümer bie Befugnis beilegt, mit der Sache nad} Belieben zu ver⸗ 
fahren, fo will es bamit außbrüden, baß dem Eigentümer das Recht 
zu pofitinem Zum in mweiteftem Mae, alfo auch das Recht ber 
Vernichtung zufteht; und wenn es ihm das Recht gewährt, andere 
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ven jeber Einwirkung auf die Sache außzufcließen, fo bezeichnet es 
damit das Eigentum als dad Recht der Verneinung frember Herr⸗ 
ſchaftsbefugniffe. Allein die Unbefchränttheit wurde nur im alten 
römifchen Recht ala Kennzeichen wahren Eigentums angefehen, ſchon 
früh erflärte man Beſchränkungen der Rechte bed Eigentümers als 
bereinbar mit dem Begriffe des Eigentumskechts, unb mit ber Ent 
widlung des Verkehrs haben ſich auch die Beſchränkungen bed Eigen- 
tums vermehrt. Dem älteften deutſchen Rechte fehlte zwar ein Wort 
zur Bezeichnung bes abftratten Eigentumäbegriffes, denn das Wort 
Eigenſchaft oder Eigentum ift erft im 14. Jahrhundert entftanden, 
ber Begriff felbft aber mar auch dem älteften beutfchen Rechte geläufig. 

2. Geſchichte. Zu verſchiedenen Zeiten hat man Rechtsverhält- 
niffe, die dem Eigentumsbegriffe bes pofitiven Rechtes nicht ent⸗ 
ſprechen, mit eigentumsähnlichen Befugniffen ausgeftattet. 

a) Das römifche Recht machte einen Gegenfag zwiſchen quiri= 
tariſchem und bonitarifchem Eigentum; das dominium 
ex jure Quiritium mar das volle Eigentum des altnationalen 
römifchen Rechts; an jog. res mancipii fonnte e8 nur durch man- 
eipatio ober in jure cessio übertragen, übrigens auch durch usu- 
capio erivorben werden. Wer zur Übertragung bes Eigentums fi 
ver bloßen Tradition bebiente, behielt dag Eigentum unb gemährte 
dem Erwerber nur Beſitz. Das prätorifche Recht nahm ſich inbeffen 
dieſes Beſihes (bes in bonis esse) an, fhüßte ihn gegen bie rei 
vindicatio des Eigentümer durch bie exceptio rei venditae et 
traditae, Dritten gegenüber durch die actio Publiciana und gab 
ſchließlich diefe Klage auch gegen ben Eigentümer, beffen e. dominii 
ber Beſiher durch bie replicatio rei venditae et traditae, ſchlug. 
Als ſchließlich durch die Jurisprudenz dem Befiger auch den Singu- 
larſutzeſſoren des Eigentümers gegenüber bie e. rei v. et traditae, 
gewährt murbe, mar die Gtellung des Vefierd zu wahrem Eigen- 
tum gefteigert, und bie des Eigentümers zu einem nudum jus 
Quiritium abgeſchwächt worden. Das juftinianifche Recht befeitigte 
den Unterfchieb. 

b) Ein gleichfalls zulegt völlig hefeitigter, aber ähnlicher Unter- 
ſchied beftanb zwiſchen römifhem und provinziellem 
Eigentum. 

c) Einen ähnlichen Gegenſatz geitigten die beutfchrechtlichen Be— 
fimmungen über bie Notwendigkeit eines öffentlichen Attes ober 
der Eintragung in einem öffentlichen Buche zur Übertragung bon 
Grundeigentum. Nur wer biefe Form beachtete, übertrug dag wahre 
Eigentum; die bloße Irabition begründete nur denjenigen Rechts- 
auftand, den man in Rom als in bonis esse bezeichnet hatte, Man 
übertrug deshalb bie römifchen Sätze vom bonitariſchen Eigentum 
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auf das ſog. dominium naturale bes beutfchen Rechts. 
Den Gegenfaß bildete das dominium civile ober Bucheigen- 
tum. Der Gegenfaß beſtand in meiten Gebieten Deutfchlandg bis 
zum 1. Januar 1900. Der Bucheigentümer, d. h. ber im öffent 
lien Buch als Eigentümer Eingetragene, war allein in ber Lage, 
das Gut zu vindizieren, vor Gericht zu veräußern unb zu belaften, 
wogegen ber nicht eingetragene Erwerber befugt war, bie a. Publi- 
ciana, bie e. rei venditae et traditae geltend zu machen, gegen 
den Bucheigentümer auf Nachholung ber Yorm zu Klagen, das Gut 
au befigen, zu nugen unb durch Übergabe zu veräußern. Dielen 
Dualismus des Eigentums möglichft zu befeitigen, ftrebten einzelne 
deutſche Lanbeögefege dadurch an, daß fie gegen ben Erwerber eines 
Grundftück zur Herbeiführung feiner Eintragung einen rechtspolizei— 
lihen Zwang ausübten, andere, indem fie den Eigentumgübergang 
bei freiwilliger Veräußerung an bie Eintragung im Buche knüpften. 
Letzieren ift dad BOB (88 873, 925) gefolgt. 

d) Den Gegenfag von dominium direetum (fpäter 
Obereigentum) unn dominium utile (fpäter Nußeigentum) 
haben bie Gloffatoren aufgeftellt. Da das römifche Recht dem Super= 
fiziar und dem Emphyteuta eine utilis rei vindicatio gemähtte, 
gaben fie dem Lehnsmann dasſelbe Schugmittel neben der directa 
rei vindicatio bed Lehnsherrn, man bezeichnete deshalb bie Rechts⸗ 
ftellung be Vafallen al3 dominium utile, die bes Lehnsherrn als 
dominium directum. Es lag nahe, auch dem Erbzingmann, ſchon 
wegen ber Ghnlichteit feiner Stellung mit ber des Emphyteuta, 
dominium naturale beizulegen. Der Gegenfag von zwei verfchies 
denen Eigentumsrechten an berfelben Sache führte zur Bildung bed 
Begriffs eines geteilten Eigentumß, d. i. eines qualis 
tatid verfchiedenen Eigentums: ber Obereigentümer hat das wahre 
Eigentum, daher fteht ihm die Vindikation gegen Dritte zu, der Nutz⸗ 
eigentümer hat weitgehende dingliche unb vererbliche Nutzungsbefug⸗ 
niffe. Man ift fo weit gegangen, die Lehre vom geteilten Eigentum 
auf das Familienfideilommiß anzuwenden und ber Yamilie das 
Dbereigentum, dem einzelnen Fideikommißbeſitzer das nußbare Eigen- 
tum beizulegen. Die Lehre ift aber überhaupt zu veriverfen, denn 
nur der Lehnsherr oder Gutsherr hat das, wenngleich beſchränkte, 
Eigentum, ber Vaſall oder Erbzinsmann ein, wenngleich; weitgehen- 
des, dingliches Recht an frember Sache. 

3. Umfang. Nach römifchem Rechte gab e8 fein Sonber- 
eigentum an Sachen, bie mit bem Grunbftüd eined andern 
fett zufammenhängen, dagegen ließ das deutſche Recht ein 
felbftändiges Eigentum an Gebäuden, Gebäubeteilen und Pflanzen, 
die mit dem Grund und Boden zufammenhängen, zu. Das BGB 
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— römiſchen Recht (85 93—35, vgl. dazu Art. 181, 182 ES 
3 . 

Das Eigentum an einem Grunbftüd umfaßt den Raum über 
ber Oberflähe und den Erbförper unter der 
Oberfläche. Über die Durchführbarkeit dieſes dem alten unb 
dem neuen Recht ($ 905) angehörenden Satzes war Streit. Das 
BGB ftimmt jedoch mit ber herrfchenben Lehre überein, wenn es das 
Recht des Eigentümers zur Unterfagung von Einwirkungen auf bie 
Luftſäule und auf ben Erbförper durch dag Intereſſe des Eigen- 
tümers begrenzt. Es entzieht ihm beshalb das Unterfagungsrecht 
ganz, wenn die Einwirkung in folder Höhe oder Tiefe vorgenommen 
wird, baß er an ihrer Ausſchließung fein Intereſſe hat. 


$ 173. Ginfdränfungen des Gigentums. - 


Das Eigentum unterliegt geſetzlichen und willkürlichen Ein— 
ſchränkungen, je nachdem bie Beſchränkung kraft Gefeßes ohne weis 
tereß gegeben ift ober durch eine Willenserklärung des Eigentümers 
begrünbet wird. Durch letztere Tann nur eine ſolche Beſchränkung 
herbeigeführt werben, bie ben Inhalt einer vom Gefe% anerfannten 
dinglichen Belaſtung ausmacht. 

Die geſetzlichen Einſchränkungen dienen entweder dem 
öffentlichen Intereſſe oder dem privaten Interefſſe ber Nachbarn. 

1. Offentlihe Eigentumsbeſchränkungen beftanden ſchon nad 
römiſchem Recht, fo insbeſondere die Verpflichtung ber Eigentümer 
bon Ufergrunbftüden zur Geftattung bed ſog. Leinpfades und 
eine Anzahl Baubefhräntungen. In neuerer Zeit find deren mehrere 
binzugetreten, namentlich Beſchränkungen bed Eigentums an Wal- 
dungen und an Flüffen ſowie VBefchräntungen bes Baurechts. Die 
Gefete, auf denen fie beruhen, find vom BGB (Art. 109—111 ES. 3. 
BGB) aufrechterhalten worden, weil fie öffentliches Recht enthalten. 
Neihsgefeglihe Befhräntungen find die Belaftungen 
des Grunbeigentums in ber Umgebung bon Yeltungen (die fog. 
Rayonbeſchränkungen) nad dem Gel. v. 21. Dezember 
1871 und bie Verpflichtung ber Grunbeigentümer zur Duldung 
bon Truppenübungen, zur Dulbung ber Mitbenuung 
von Brunnen und Schmieden durch die Truppen und von Schiffen 
durch die Marine nad) dem Gef. v. 13. Februar 1875. 

U. Die zugunften von Privaten beftehenden Eigentums— 
beſchränkungen werben zumeilen als Legalfervituten bezeichnet. Diefer 
Name ift indeffen ungenau und irreführend, richtiger ift e8, ſie unter 
ber Bezeichnung Nachbarrecht zufammenzufafien. 

1. Das römifche Recht gewährte in beftimmten Fällen Schuß 
gegen ungebührliche Immilfionen, und bie heutige Prariß erweiterte 
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unb verallgemeinerte biefen Schuß (a. negatoria). Ihr ſchließt 
fi $ 906 BGB an, indem er den Grundeigentümer verpflichtet, 
ſolche von einem andern, nicht notwendig benachbarten, Grunbftüde 
ausgehende Einwirkungen zu dulden, bie ihn in ber Benugung 
feines Grundftüds nicht oder unweſentlich beeinträd- 
tigen ober bie durch eine Benutzung bed anderen Grunbftüds her- 
beigeführt werben, welche nad} ben örtlichen Verhältniffen bei Grund» 
füden diefer Lage gemöhnlich ifl. Hiernach gehört zur Bes 
gründung der Eigentumäfreiheitsflage der Nachweis einer nicht ganz 
unbebeutenben Beeinträchtigung; Sache des Beklagten ift es, ben 
Gegenbeweis zu erbringen, daß die Beeinträchtigung das erlaubte 
Maß einhalte. Unerlaubt aber ift jede finnlich mahrnehmbare (RG 50, 
227), über bie bezeichneten Grenzen hinausgehende und jebe, noch 
fo unbeträctliche, Einwirkung, bie mittels befonderer Leitung zus 
geführt wird (3. B. dur ein Rohr). 

2. Das römiſche Recht gab gegenüber unvollenbeten, einem 
Unterſagungsrechte widerſprechenden baulichen Anlagen in ber 
operis novi nuntiatio ein Banverbot. Das Verbot 
mußte von bem hierzu Berechtigten bem Eigentümer ber Anlage 
an Ort und Stelle erklärt werben, es verpflichtete zu fofortiger Ein- 
ftellung des Baues, wenn nicht der Nuntiant Sicherheit leiſtete. Sehte 
er den Bau fort, fo tonnte ber Nuntiant mit dem interdietum 
demolitorium, zu beffen Begrünbung nur ber Nachweis gehörte, daß 
der Einſpruch äußerlich zu Recht erfolgt fei, Nieberreißung bes 
Baues verlangen; bad Recht zum Bau tonnte nicht in biejem, 
fondern nur in einem petitorifchen Progeffe durchgeführt werben. 
Dieſes Rechtsinſtitut wurde nicht gemeines Recht. Richterliche Maß—⸗ 
regeln vorläufiger Art traten an bie Stelle ber nuntiatio. Da— 
gegen wurde bg interdietnmquodviautclam auf 
genommen. Es war gegeben, wenn jemand eine Veränderung an 
einem Grunbftüde gegen das Verbot ober hinter bem Rüden des⸗ 
jenigen vornahm, der an ber Aufrechterhaltung des beftehenden Zu= 
ſtandes ein Intereſſe hatte. Man erblidte in einem berartigen Ver- 
halten eine Mibachtung des Antereffenten und erzwang die vorläufige 
Einftellung der begonnenen Veränderung, bis über bad Recht zur 
Vaornahme der Anderung entſchieden war. 

Das BGB ($ 907) gewährt dem Grunbeigentümer an Stelle 
biefer Rechtsmittel ein Verbietungsrecht gegen bie Her— 
fielung ober das Halten von Anlagen ') bon benen mit Sicher 
heit zu erwarten ift, daß ihr Beftanboberihre Benußung 
eine unguläffige Einwirkung auf fein Grunbftüd zur 


) Bäume und Sträucher find feine Anlagen. $ 907 Abf. 2. 


506 Drittes Bud: Das Sachenrecht. 


Folge haben wird. Das Verbietungsrecht ann im Wege ber Klage 
durchgeführt und durch einftweilige Verfügung gefichert werben. Bon 
einem vorangegangenen Einſpruch bes Berechtigten ober einem miß⸗ 
achtenden Verhalten bes Belafteten ift e8 nicht abhängig. Die landes⸗ 
geſetzlichen Vorfchriften über das Einhalten eines beftimmten Ab- 
ſtandes von ber Grenze behalten infofern ihre verbindliche Kraft, ala 
bei Wahrung biefes Abftanbes das Verbietungsrecht nicht ſchon gegen= 
über ber brohenben Gefahr, fondern erft gegenüber ber tatfäch⸗ 
li erfolgten Einwirkung geltend gemacht werben kann. Gefichert 
gegen das Verbietungsrecht find auch künftig (nah $ 26 GO) 
u Pre genehmigten gewerblichen Anlagen (f. oben 


Als eine in jedem Fall unzuläffige bauliche Veränderung be— 
zeichnet das neue Recht (8 909) die fo erhebliche Bertiefung bes 
einen Grunbftüds, daß ber Boden bed Nachbargrunbftüds bie er= 
forderliche Stüße verliert. 

3. Die römiſch-rechtliche enutio damni infeeti (f. S. 437) 
bot einen Umweg, die aus der mangelhaften baulichen Beſchaffenheit 
eines Grunbftüds drohende Gefahr zu befeitigen. Das BGB ($ 908) 
gibt dem Nachbar das Recht, die Ergreifung der bie Gefahr be= 
feitigenden Vortehbrungsmaßregeln zu verlangen. 

4. Nach römifchem Recht gehörten bie auf dad Nachbargrunpftüd 
überfallenden rückte dem Eigentümer des Baumes oder Strauches, 
und er burfte fie einen um ben anbern Tag auflefen (interd. de 
glande legendo). Das deutſche fog. Überfallsredit fprach ſolche 
Früchte dem zu, auf deffen Grunbftüd fie fielen. Das BGB ($ 911) 
folgt dem deutſchen Recht, infofern es bem Baumeigen- 
tümer das Eigentum an jenen Früchten und damit dad Aufleferecht 
nimmt. Nach ihm aber gelten berartige Früchte als Früchte des— 
jenigen Grundes, auf ben fie gefallen find, fie unterliegen baher auch 
dem Nutungsbereghtigten. Dient das Grunbftüd, auf das bie 
Früchte fallen, dem öffentlichen Gebrauch, fo bleiben fie vem Baum— 
eigentümer ($ 867). 

5. Pflanzen, bie an ber Grenze ftehen, gehören nach 
altem und neuem Recht bem Eigentümer besjenigen Grunbftüds, auf 
meldhem der Stamm aus der Erbe hervorwächſt. Ragen feine Wur- 
zeln in das Nachbargrundſtüch hinein und fehaben fie diefem, fo hat 
fie der Pflanzeneigentümer zu befeitigen. Der Eigentümer eines Ge= 
bäubes brauchte nad; römiſchem Recht weber einen herüberragenben 
Baum noch herüberragende Üfte, und ber Eigentümer eines Ader- 
grundſtücks brauchte nur diejenigen Afte zu bulben, bie ſich mehr als 
15 Fuß über bem Boden befanden. Ram ber Baumeigentümer bem 
Verlangen, die hinüberragenden Üfte zu befeitigen, nicht nad, fo 
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tonnte fie ber Nachbar felbft entfernen und das Holz behalten, er 
murbe babei durch das int. de arboribus caedendis gefhüßt. 
Deutfche Partikularrechte gewährten bem Nachbar nur das Recht, die- 
jenigen Ztoeige u befeitigen, bie ihm ſchadeten, und das BGB ift auch 
in diefem fog. Überhangsredite deuiſchrechtlichen Anſchauungen ge 
folgt, indem e8 (8 910) dem Nachbar die Befeitigung nur berjenigen 
Wurzeln und Zweige geftattet, bie ihn beeinträchtigen; unter biefer 
Vorausſetzung Tann er Wurzeln ohne meiteres abfchneiven, herüber- 
tagenbe Zweige aber nur dann, wenn ber Befiker (nicht notwendig 
der Eigentümer) der Zmeige eine ihm vom Nachbar gefehte ange— 
meffene Yrift unbeachtet gelaffen hat. Der Nachbar darf das Ab- 
geſchnittene behalten. 

6. Nach dem römifchen Grunbfage superfieies solo cedit ges 
hörte ber fog. Überben, d. 5. das über bie Grenze gejehte Gebäude, 
dem Eigentümer be& bebauten fremden Grunbftüds, und ftand das 
Gebäude nur zum Zeil auf frembem Boden, fo konnte Zurückrückung 
geforbert werben. Deutſche Partitularredhte gewährten umgekehrt 
unter gewiſſen Vorausfegungen dem Bauenden das Eigentum bed 
bebauten Bobend. Das BER ($ 912) verpflich et in diefem 
Falle, um nicht eine Zerftörung des Gebäubes zu veranlaffen, den 
Nachbar zur Duldung des Überbaues, wenn bie Über 
ſchreitung ohne Vorſatz (d. h. ohne Bewußtſein von ber Überfchreis 
tung) ober grobe Fahrläffigkeit gefehehen ift, der Nachbar ift jedoch 
dur Zahlung einer Geldrente zu entſchädigen. Diefe Rente ift 
ſubjektiv⸗ und objeftiv-binglich, d. 5. fie ift dem jeweiligen Eigen» 
tümer des belafteten Grunbftüd3 ven dem jeweiligen Eigentümer bes 
Gebäubes zu zahlen, fie bedarf nicht ber Eintragung ind Grundbuch, 
ift jährlic) im voraus zahlbar, und geht allen andern Laften des be= 
ſchwerten Grundftüds, ſelbſt den älteren, vor (88 912—914). Der 
Rentenberehtigte Tann aber vom Rentenpflichtigen jeberzeit gegen 
Abtretung des Eigentums des überbauten Grundftüdteils einmalige 
Zahlung des Wertes dieſes Teils verlangen. Auch dieſer Anſpruch 
ift fubjettio- und objeftiv-binglich ($ 915). Hat der Bauenbe vor⸗ 
Täglich ober grobfahrläffig gehandelt ober ber Grundeigentümer vor 
ober fofort nach ber Grenzüberſchreitung Widerfpruch erhoben, fo 
kann dieſer Entfernung bes überbaues verlangen. 

7. Das römische Recht ließ die Einräumung eines Notweges 
nur zum Zwece ber Erreichung einer fonft nicht zugänglichen Be— 
gräbnisftätte, das beutfche Recht jedoch zu wirtſchaftlichen Zmeden 
zu. Ihm folgt das BGB (88 917, 918); es legt die Pflicht zur Ein- 
täumung eine Notwegs gegen Gewährung einer Gelbrente ven Nach— 
barn auf, wenn einem Grundftücke bie zur orbnungsmäßigen Be— 
nugung notwendige Verbindung mit einem öffentlichen Wege fehlt, 
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es fei denn, daß biefe bisher vorhanden geweſene Verbindung durch 
eine willfürliche Hanblung bes Eigentümers aufgehoben wird. 

8. Die Notwendigkeit einer unzteifelhaften Grenzlinie legt ben 
Nachbarn gewiſſe Verpflichtungen auf: 

a) Sind die Nachbarn über den Grenzzug einig, fehlt es aber 
an fiheren Grenz ze ich en, fo kann nach der Prariß bes gemeinen 
Recht? und nad) neuem Rechte ($ 919) jeder Zeil die Herftellung oder 
MWieberherftellung folder Zeichen verlangen. 

b) Zt die Grenze fireitig, eine fog. Grengvermirrung vor⸗ 
handen, fo kann nad) altem und neuem Recht der Eigentümer bie 
Grenzfeſtſtellungstlage (a. finium regundorum) er— 
heben. Sie unterfcheibet ſich von ber Eigentumsflage dadurch, daß 
legtere auf das Eigentum, jene auf die Behauptung der Grenz= 
ungewißheit geftüßt ift; fie verlangt Feſtſtellung ber Grenze unb 
legt daher ſowohl nach altem als nad) neuem Rechte dem Richter bie 
Pflicht auf, zu einem pofitiven Ergebnis zu gelangen, felbft wenn dies 
dem Kläger nachteilig fein ſollte. Um zur Feſtſtellung ber vorhan- 
denen, aber verwirrten Grenze zu gelangen, hat ber Richter zunächft 
bie von jedem Zeile über bie Grenze aufgeftellte Behauptung zu 
prüfen, und führt diefe Prüfung nicht zu einem Ergebnis, nad) bem 
Beſitzſtande zu entfcheiben, läßt fich der Beſitzſtand nicht feftftellen, die 
ftreitige Fläche zu teilen, endlich aber, wenn die fo gefundene Grenze 
mit ben ermittelten Umftänden, insbeſondere mit ber Größe ber 
Grundſtücke nicht übereinftimmt, die Grenze nad) Billigteit zu ziehen 
60) 

9. Zwiſchenräume (Raine, Winkel, Gräben uſw.), bie bem Vor— 
teile beider Grundſtücke dienen, unterliegen nach neuem Recht ($ 921), 
das fi in fbereinftimmung mit zahlreichen deutſchen Landesrechten 
befinbet, Traft gefeplicher Vermutung dem gemeinfhaftliden 
Nutungsrehte der Nachbarn. Die Vermutung kann nur buch 
äußere Merkmale, welche auf das ausfchlieliche Recht eines ber Nach⸗ 
barn hinweiſen, widerlegt werben ($ 922). 

Ein auf ber Grenze ſtehen der Baum oder Strauch gehört 
nad) altem (1. 19 pr. D. 10. 3) und neuem Recht ($$ 94, 923) al 
weſentlicher Beftanbteil beiver Grundftüde den Nachbarn nad) reellen 
unb wenn er durch Zufall oder Menſchenhand vom Boden getrennt, 
alfo ſelbſtändige Sache geworben ift, nach ibeellen, und zwar nad 
neuem Rechte zu gleichen Zeilen. Auch bie Früchte des ftehenben 
Baumes werben gleich geteilt. Nach neuem Recht kann jeder Nachbar 
die Vefeitigung des Baumes verlangen. 

10. Baubeſchränkungen kannte das römifche Recht nur wenige, 


) Gerihtäftand forum rei sitae $ 24 ZPO. 
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das deutſche Recht jedoch namentlich ein ſog. Liht- oder 
Fenſterrecht, wonach Neubauten eine gewiffe Entfernung von 
vothandenen Fenſtern einhalten müſſen. Das BGB gibt hierüber 
feine Beflimmungen. 

11. Partitularrechtlich befteht dag Hammerjdlagß- 
ober Leiterredit, d. h. bie Befugnis, das benadbarte Grunbftüd 
zum Ziede der Wieberherftellung des eigenen oder zur Aufftellung 
eines Gerüftes am eigenen Gebäude zu betreten, und das Anwende-, 
Umwende⸗, Tret⸗, Kehr⸗ oder Pflügrecht, d. h. das Recht, das 
benachbarte Grundſtück zum Zwede der Umkehrung des Pfluges zu 
betreten. Das BGB enthält hierüber nichts. 

12. Gemeinrechtlich ift die (nicht dem Nachbarrecht entfprin- 
genbe) Verpflichtung des Grunbeigentümerd, Shürfarbeiten 
zum Zwecke der Auffudung von Foffilien zu geftatten. 

Das BGB läßt diejenigen Beitimmungen, melde das Eigentum 
anbern nachbarrechtlichen Beſchränkungen unterwerfen, beftehen 
(Art. 124, 123 EG), bei den von ihm felbft angeorbneten Einſchrän⸗ 
tungen find jedoch in Zukunft ausſchließlich feine eigenen Vorfchriften 
maßgebenb (vgl. jeboch Art. 122 EG). derner gibt das BER in 
8 907 (f. oben Nr. 2) eine fo ausgebehnte Eigentumsbefchräntung 
zum Nachteil von Anlagen, daß zahlreiche partikularrechtliche Be— 
ſchränkungen von ihr umfaßt werben. 

III. Richt dem Nachbarrecht angehörig und neu ift die Beſtim— 
mung des $ 904 BGB über bie fog. Nothilfe. Nach ihr hat der 
Eigentümer einer beweglichen oder unbeweglichen Sade bie Ein- 
wirkung eineß anbern auf die Sache zu bulben. 

a) wenn die Einwirkung zur Abmenbung einer gegenwärtigen, 
ber törperlichen Unverfehrtheit ober dem Vermögen eines andern tat= 
ſächlich drohenden Gefahr objektiv notwendig und 

b) der drohende Schaben gegenüber dem aus der Einwirkung 
dem Eigentümer entftehenben Schaben unverhältnigmäßig groß ift. 

Der Eigentümer kann aber Erſatz bes ihm entftehenben Schabens 
verlangen, und zwar nur von bem, ber ihn verurfacht (ftreitig). 

$ 174. Die Wege und dns Wafler. 

1. Die Bebeutung des Gegenfates von öffentlichen und Privat- 
wegen ift ©. 84 erörtert. Danach ftehen Privativege im Eigentum 
einer Privatperfon und dienen nur beftimmten Perfonen fraft privats 
rechtlichen Titels (Wegegerehtigteit). Die Gefehgebung hinſichtlich 
ber öffentlichen Wege ift und bleibt Landesſache, weil fie einen Bes 
Ranbteil des öffentlichen Rechts bildet. Das römifche unb gemeine 
Necht gab jedoch einem jeben, ber ein Intereſſe hatte, ein auf Abwehr 
von Störungen und Behinderungen, Wieberherftellung des früheren 
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Zuftandes und Schabenzerfaß gerichtetes privatrechtliches Klagerecht 
(1. ©. 84, RG 1, 158; 3, 173; 6, 160). Diefes Recht Hatte zwer bag 
Vorhandenſein einer öffentfichen Straße zur Vorausfegung, dagegen 
beftand ein Recht auf Erhaltung des öffentlichen Weges nicht. Auch 
hieran wirb buch das BGB nichts geändert. 

II. Der Gegenfah von öffentlichen und Privatflüffen ift 
©. 84 erörtert. 

Private Gemwäfler, welche von einem Grunbftüd umſchloſſen find, 
ftehen im alleinigen Eigentum beffen, dem dieſes gehört. Das Bett 
von Privatflüffen gehört dem Eigentümer bes Grundftüd, und bildet 
ber Fluß bie Grenze zweier Grundftüde, fo fteht jedem Anlieger das 
Eigentum bis zur Mittellinie zu. Die fließende Waſſerwelle dagegen 
unterliegt nur einem Benutzungsrechte ber Anlieger, dad buch das 
gleiche Recht der andern Flußanlieger gemeinrechtlih und im öffent- 
lichen Intereſſe landesrechtlich beſchränkt ift, insbeſondere ift ber 
Ufereigentümer, ber auf feinem Grundftüde Waffer aus dem Fluffe 
ableitet, verpflichtet, da von ihm nicht verbrauchte Waffer dem Fluffe 
wieder zuzuführen, bebor biefer ein unterhalb liegendes Grunbftüd 
erreicht. Stauanlagen unterliegen im Intereſſe des Mühlenbetriebes 
mannigfaltigen landesrechtlichen Einfhränfungen und nah $ 16 
GO ber obrigkeitlichen Genehmigung. 

Quellen find nad) römiſchem echt (1. 11 D. 43, 24) pars 
agri und unterliegen der freien Verfügung bes Eigentümers, doch 
ift nach beutfchen Landesgeſetzen auch biefes Recht befchräntt. 

Bei öffentlihen Gemäffern fteht den Anliegern nur 
daß Recht des Gemeingebrauchs des Waffers zu. Aber auch hier bes 
ftehen bie Durch das gleiche Recht aller bedingten Beſchränkungen des 
dem einzelnen zuftehenden Nutzungsrechts. 

Zum Schutze gegen überſchwemmungen bienen bie Deiche, 
db. h. am Meer, an Seen und Flüffen angebrachte Erddämme. Der 
Herftellung und Unterhaltung ber Deiche dienen die Deichverbände, 
d. 5. bie Körperfchaften, welche aus den Eigentümern ber gefährbeten 
Grundſtücke gebildet werben und durch fog. Deichgeſchworene und ben 
Deichgrafen oder Deichhauptmann vertreten werben. Sie regeln bie 
fog. Deichlaft durch Deichorbnungen, welche wegen ber hohen mirt= 
ſchaftlichen Bedeutung des gefamten Deichweſens meift obrigteit- 
licher Betätigung bebürfen und bann gefegesgleiche Geltung haben 
(RG 25, 274). Deihorbnungen fommen fon im 13. Jahrhundert 
vor. Sie geftatten gegen bie Eigentümer ber Ufergrunbftüde bie 
Ausübung eined Zwanges. Diefer Zwang ging in ben älteren Deich- 
orbnungen fo weit, daß derjenige, der die Deichlaft nicht tragen wollte, 
zur Aufgabe feines Eigentums genötigt wurbe (Kechtsſprichwort 
„wer nicht will beichen, muß weichen”); nach heutigem Rechte befteht 








Erſter Abſchnitt: Das Eigentum. 8 175. 511 


nur das Recht bes Verwaltungszwangsverfahrens wegen rüdftänbiger 
Deichlaften, die das Weſen öffentlicher Laſten haben. Daher ift au 
das og. Spatenrecht nicht mehr in Brauch, das in ber Aufgabe des 
Grundftückes durch bie ſymboliſche Handlung der Einfegung eines 
Spatens beftand und bemjenigen das Eigentum des Grunbftüds 
gab, der ben Spaten herauszog. Wafferdurchläffe, melde in ben 
Deichen angebracht werben, heißen Sielen. Das gefamte Deich- 
und Gielteht wird vom BGB nicht berührt (Art. 66 CO). 

Im Gegenfage zu bem aus dem Innern ber Erbe herborquellen- 
den fteht bad Tageswaffer, di. daB aus den Nieder— 
ſchlägen herrührende Waffer. Der Ablauf biefes 
Waſſers bildet die Borflut. über fie enthält ſchon das römiſche 
Recht eingehende Beftimmungen, die auf dem Grunbfage beruhen, 
daß dem Tageswaſſer fein natürlicher Ablauf belaffen werben müffe. 
Deshalb hat der Nachbar gegen ben Nachbar, wenn Anlagen herge- 
ftelt werben, durch welche ber natürliche Ablauf geändert wirb, bie 
a. aquae pluviae arcendae auf Wieberherftellung bes früheren 
Zuftandes. Der Anſpruch ift ein perfünlicher. Das beutfche Recht 
hat die gemeinrechtlichen Vorſchriften vielfach abgeändert, insbeſon— 
dere bie Herftellung einer geregelten Vorflut als Aufgabe der Landes⸗ 
Yultur aufgefaßt und beshalb den Behörden eine weitgehende Be— 
fugnis zum Eingreifen gewährt. 

Das BGB läßt das Wafferrecht unberührt (Art. 65 EG). 


8 175, Das Veräußerungsverbot und das Beiſpruchsrecht. 


I. Zeränferungsverbote haben regelmäßig den Sinn, daß fie 
jebe Verfügung hindern follen, melde bem Zwecke bes Verbotes 
miberfprict. Auf diefem Stanbpuntte ſteht auch das BGB, indem 
es fchlechthin bie „Verfügung“ ($ 135), mithin auch die Velaftung der 
Sade mit Unmirffamteit bedroht. Die Verbote, um bie es fich hier 
banbelt, find mannigfaltiger Art. Ein foldes kann beruhen: 

1. Auf Geſetz. Die diefem Verbote widerfprechenve Verfügung 
iſt nach altem und neuem Rechte ftels dann nichtig, wenn bad 
Verbot im allgemeinen AIntereffe erlaflen ift ($ 134 
BGB). Bezwedt das Verbot nur den Schuß beftimmter Per— 
Tonen, fo ift bie Veräußerung nur diefen Perſonen 
gegenüber „unwirkfam“, d. h. fie kann dur Zuftimmung ober 
Verluſt des Anfechtungsrechts biefer Perfonen (1. 42 D. 41, 3) un= 
anfechtbar werben ($ 135). So ift eine nad; ber Konkurseröffnung 
vom Gemeinfulbner bewirkte Veräußerung nur gegenüber ben Konz 
tursgläubigern unwirkſam (88 6, 7 KO), und die im Wege ber 
Ziwangsverfteigerung erfolgende Beſchlagnahme des unbeweglichen 
Vermögens bewirkt ein Veräußerungsverbot nur zugunften bes be 
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treibenden Gläubigers (85 20, 23 ZwaſtGeſ.).) Ob die Veräuße- 
rung durch Rechtsgefchäft ober im Wege ber Zmangspollfttedung oder 
Arreftoollziehung erfolgt, ift gleichgültig. ” 

. 2. Auf richterliche Verfügung. Die gegen ein ſolches Verbot 
bewirkte Veräußerung mar nach altem Rechte nichtig, nad neuem 
Recht ($ 136) ift fie nur gegenüber ben Perfonen unwirkſam, bie 
buch das Verbot geſchützt werben follen. 

Die nur zugunften beftimmter Perfonen erlaffenen geſetzlichen 
und bie richterlichen Veräußerungsverbote fünnen aber ein vorher 
entftandenes Recht auf Veräußerung nicht aufheben, baher bleibt ein 
vorher begrünbetes Pfanbrecht beitehen. Die folge ift, daß zum 
Zwede ber Durchführung eines ſolchen Rechts die Sache auch im 
Wege der Zmangsbollftredung gültig veräußert werben kann. Wird 
aber die Zwangsvollſtredung betrieben wegen eines nur perfönlichen 
Anſpruchs, gleichviel warn er entftanden, oder megen eined Rechts, 
das gerabe infolge bes Verbotes feine Wirkung hat, fo Fol! die Ver- 
äußerung nicht erfolgen, d. 5. das Vollftredungsorgan foll die Ver- 
äußerung nicht vornehmen; erfolgt fie gleichwohl, fo kann fie Der durch 
das Verbot Geſchützte nicht rüdgängig machen; er Tann aber durch 
die fog. Widerſpruchsklage die beabfichtigte Veräußerung verhindern 
(88 772, 771 3P0). Kommt es zum Konkurſe des mit bem Verbote 
Belafteten, fo verfagt das Verbot gegenüber bem Zugriffsrechte der 
Gläubiger, hier alfo muß der buch das Verbot Begünftigte die Ver- 
mertung ber Sache gefchehen lafſen ($ 13 KO). 

Nach neuem Recht ift der Erwerber geſchützt, wenn er in ent 
ſchuldbarer Unkenntnis don dem Verbot erwirbt. Eine Ausnahme 
madjt das mit ber Konfurderöffnung verknüpfte Veräußerungs- 
verbot: es hindert bie Veräußerung eines zur Mafle gehörigen 
Grunbftüds nur, menn bie Konkurseröffnung in das Grunbbud 
eingetragen ober dem Erwerber befannt ift, dagegen wirkt es gegen 
ben Erwerber einer zur Maffe gehörigen beweglichen Sache ſelbſt 
dann, wenn ber Erwerber in gutem Glauben ift ($ 7 KO 8$ 892, 893 
BGB). Dagegen ift der zweite gutgläubige Erwerber gefhüßt. 

3. Ein auf Privatwillenserflärung beruhendes Verbot be— 
grünbet nach altem und neuem Rechte ($ 137) nur eine perfün= 
liche Verpflichtung und daher einen Schabenzerfaganfprud 
des durch bie Veräußerung Verletzten. 

Gegenüber der Veräußerung von Grunbftüden ober eingetragenen 
Rechten wirkt nad; neuem Recht ($ 888) ein geſetzliches oder richter- 
liches Veräußerungsverbot wie eine Vormerkung, wenn bad Verbot 
eingetragen ober dem Erwerber bekannt ift (88 135 Abſ. 2, 136). 


) Mein beutfcher Zivilprozeß $ 134. ©. auch unten $ 230, 2. 
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II. Während das römiſche Recht volle Verfehräfreiheit geftattete 
und nur ausnahmsweiſe Veräußerungsberbote außfpradh, unterlag 
nad deutſchem echt einem folden Verbote bie Beräußerung 
von Grundftüden, und zwar zugunften ber nächſten Erben, 
häufig jebod nur zugunften ber Kinder. Denn auf dem Grund» 
befige beruhte bie wirtſchaftliche Sicherheit ber Yamilie und ihre 
Stellung im öffentlichen Leben. Die Veräußerung war baher von 
ber Zuftimmung ber nächften Erben abhängig, bie Zuftimmung tonnte 
jedoch auch in der Weife erfolgen, daß ber bei der Veräußerung an- 
weſende Berechtigte nicht widerſprach (fi „verfchwieg“). War bie 
Zuftimmung nicht erteilt, fo konnte ber nächſte Berechtigte bie Ver- 
Äußerung kraft feines Beiſpruchsrechts in ber Meife anfechten, daß 
er bad Gut mit ber a. revocatoria, einer a. in rem scripta, vom 
Erwerber zurüdverlangte. Das Recht wirkte nicht gegenüber in echter 
Not vorgenommenen Veräußerungen und erlof nad) Ablauf von 
Jahr und Tag. Diefe Verjährung bed Anfechtungsrechts gab dem 
Erwerber bie rechte Gewere. In ben Stäbten befchräntte fi das 
Beiſpruchsrecht auf das fog. Erbgut, d. h. diejenigen Grundftüde, 
die der Veräußerer durch Erbgang erworben hatte, im Gegenſahe zu 
den fog. mohlgemwonnenen, b. h. durch andere Rechtstitel er- 
worbenen Gütern, welche ber Erwerber frei veräußern durfte. Das 
Beiſpruchsrecht der Erben murbe ſpäter zu einem Näher-, Retratt- 
ober Vortaufsrechte (f. dieſes). In ber früheren Geftalt er— 
hielt es fi nur bei den fog. Stammgütern bed Adels, d. h. 
denjenigen Gütern, bie entmeber (beim hohen Abel) kraft Hausgeſehes 
hierzu erflärt worben, ober bie (beim niederen Adel) durch Erbgang 
erworben (daher hona aviatica, auch stemmatica) und durch ge= 
ſetzliche Veftimmung zum Erbgut erklärt find, aber auch hier ift das 
Inftitut, welches das BGB (Art. 59 EG) aufrecht erhält, im Ver⸗ 
ſchwinden begriffen, ba auf andere Weife Vorforge getroffen werben 
tann, ein Gut für eine beftimmte Familie zu erhalten (ſ. folgenden 
Paragraph). 

8 176. Das Bamitienfideitommiß. 

Ein Familienfibeitommiß ift ein Vermögens— 
gegenftand, ber fraft Willensbeftimmung des 
Stifters fi innerhalb einer beſtimmten Fa— 
milie vererben und unberäußerli fein foll. 
Anfäge zur Bildung dieſes Rechtsinſtituts waren in Deutſchland 
ſchon vor der Aufnahme bes fremden Rechts vorhanden, es entwidelte 
fi jedoch erft nad ber Rezeption in Anlehnung an das römifche 
Familienfideitommiß (fideic. successivum), bon dem es ſich ind- 
befonbere dadurch unterfcheibet, daß es nicht ſchon bei einem be— 
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flimmten Nachfolgefall als folches aufhört und daß es nicht dem Ab- 
auge der fog. Falcidiſchen Quart (darüber im Erbrecht) unterliegt. 
In neuerer Zeit hat ſich das deutſchrechtliche F. vom römifchen mehr 
und mehr entfernt und zu einem felbftändigen Rechtsinſtitute geftaltet. 
Seine Quellen find feitbem nur zum geringen Zeile gemeines Ge— 
wohnheitsrecht, zum größeren Teile Bartifulargefege. Diefe Normen 
merben vom BGB (Art. 59 EG) aufrecht erhalten. 

Das %. unterfcheibet ſich dadurch vom Stammgut, daß letzteres 
auf Rechtsvorfchrift, erſteres auf einer Privatwillenzerflärung (ber 
Stiftung) des Eigentümers beruht. Die Stiftung fann in einem 
Erbvertrag, einem Teſtament ober einer fonftigen einfeitigen Er- 
Härung enthalten fein, häufig bebarf fie der Veftätigung des Landes— 
heren ober einer Behörde; fie hat bindende Kraft nicht nur für ben 
Erben, fondern für alle künftigen Mitglieder der Familie des Stifters 
und für Dritte; fie bebarf daher regelmäßig ber Bekanntmachung 
und der Eintragung ins Grundbuch. 

Berehtigt zur Gtiftung eines F. iſt grunbfäßlich ein jeber, 
dem bie freie Verfügung über ben Gegenftand ber Stiftung aufteht. 
Gegenftand bes %. kann alles fein, maß einen dauernden Genuß zu⸗ 
Täßt, namentlich Grunbftüde, ven Grunbftüden gleichbehandelte Rechte 
und Rapitalien. 

Der Stiftung weſentlich ift die Ynorpnungderinper- 
äußerlidfeit. Diefe Anordnung braudt feine ausdrückliche 
(RG 18, 207) und nicht für alle Zeiten gegeben zu fein, ber Stifter 
ann fie vielmehr zeitlich beſchränken. Iſt eine folde Einfhräntung 
nicht erflärt, fo erlifcht das F. grunbfäglich erft mit dem Ausfterben 
ber berechtigten Yamilie, denn auch ein Beſchluß aller gegenwärtigen 
Familienmitglieber ift an ſich nicht geeignet, den Stiftungswillen zu 
befeitigen. Die neuere Gefeßgebung aber, bie dem Familienfidei— 
tommiß vorübergehend ungünftig war (namentlich der code eivil und 
die Gefetze von 1848), läßt regelmäßig ſowohl die Veräußerung als 
bie Abänderung und Aufhebung ber Stiftung mit Zuftimmung aller 
lebenden Yamilienmitgliever (Familienſchluß) beim Vorhanbenfein 
gewiſſer Vorausfegungen und Beobachtung gemiffer Yormen zu. 
Auch ift der gutgläubige Erwerber geſchützt (Art. 61 EG z. BGB). 

Die Stiftung kann wohlerworbene Rechte nicht verlegen. Sie 
unterliegt daher ber querela inofficiosi testamenti oder einer 
dieſer nachgebilbeten Klage, wenn fie ein Pflichtteilsrecht verletzt, und 
fie kann bie Rechte verjenigenGläubiger, welche entweder ſchon ein 
dingliches Recht auf Befriebigung aus der Sache (Pfanb- ober 
Hnpothetenrecht) ober doch bie Ausſicht auf Befriebigung aus ber 
Sache haben, nicht fegmälern; daher fünnen letztere die Stiftung mit 
ber a. Pauliana anfechten. 





Erſter Abſchnitt: Das Eigentum. 8 177. 515 


Regelmäßig wird mit ber Stiftung bie Feſtſetung einer be- 
fondberen Nahfolgeorbnung verbunden, denn bie all 
gemeine Erbfolgeorbnung ift für das %. ungeeignet, weil fie zur 
Berufung zahlreicher Perfonen und daher zu einer wenigſtens ibeellen 
Teilung bed %. führt. Cine reelle Teilung ift mit dem Zwecke des 
Inſtituts unvereinbar und daher unzuläffig. 

Das %. geht nicht, mie früher häufig angenommen murbe, in 
das Eigentum der Familie über, es wird vielmehr befchränftes Eigen- 
tum des F.-Folgers. Die Befchräntung beftcht in ber bereits er- 
mähnten Unveräußerlichfeit und in bem Mangel des Rechts, das Gut 
mit Schulden zu belaften. Die gleichwohl auf das Gut gelegten 
Schulden fünnen nur aus bem befriedigt werben, was ber freien Ver— 
fügung des %.-Befigerd unterliegt, d. i. aus ben Einkünften (baher 
die fog. Revenüen-HHypothet). Die vom Stifter und bie 
bom %.-Befiger zugunften bes Fideikommiſſes felbft auf biefes ge- 
legten fog. Fideifommißfhulben gehen nicht auf bie Ge- 
ſamtnachfolger des urfprünglihen Schuldners, fondern mit bem 
3. auf den F.⸗Nachfolger über und fünnen nad; einzelnen Partifular- 
rechten auch durch Zwangsverſteigerung des F. beigetrieben werben. 
Weitere Beſchränkungen beftehen im Intereſſe der Unverfehrtheit bes 
F. (3. B. Abholzung, Veränderung der wirtſchaftlichen Beſtimmung 
bes Gutes) zugunften der Fideilommißanwärter, d. h. 
der eventuell nachfolgeberechtigten Perfonen. 

Nicht ſchon mit der Stiftung, fonbern beim erften Erbfalle 
ſcheidet das F. aus bem übrigen, dem fog. Allodialpermögen, 
des Stifters auß. 


Der Erwerb und der Verluſt des Eigentums. 


4. Die beiweglicdgen Sarken. 
$ 177. L 2er abgeleitete Eigentumderwerb. 


Der abgeleitete (Gerivative) Gigentumßer- 
mwerb ift eine Rehtsnahfolge bes Erwerbers in 
dasEigentumeinesanbern, bed Auttors, Rechtsurhebers, 
Rechtsborgängers. Der Rechtsnachfolger erwirbt alfo bie Sache mit 
den ihr anhaftenden Laften (Eigentumsbeſchränkungen, dinglichen 
VBelaftungen) und den mit ihr verbundenen Rechten (Reallaſtberech- 
tigungen, Grundgerechtigkeiten u. a., ben fog. fubjeltiv-binglicgen 
Rechten). j 

1. Bon Todes wegen geſchieht bie Rechtsnachfolge nad 
altem und neuem Rechte durch Erbfolge, durch Vermächtnis, buch 
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Schenkung von Todes wegen. Wie ber Erbe unb ber Univerfalfidei- 
tommiffar (Nacherbe) in alle Rechtsverhältniffe des Erblaſſers ein- 
tritt, fo erwirbt er auch das Eigentum ber Sachen, die in beffen 
Eigentum geftanden haben. 

2. Durch adjudicatio,d. i. das im Teilungsprozeß er⸗ 
laſſene Urteil geht das Eigentum an ber etwa zugefchlagenen Sache 
ober dem zugefchlagenen Stüde nad) altem und neuem Recht ($ 920 
BGB) über. Verfchieben hiervon ift der Juſchlag, ber auf Grund 
einer Verfteigerung zugunften bed Erſtehers erfolgt ($ 156); denn 
der Zuſchlag ift eine den Vertrag vollendende Willenserklärung und 
fallt daher unter ben unten zu behandelnden Bergriff der Über- 
eignung. Erfolgt die Verfteigerung durch einen Beamten (3. B. den 
Gerichtsvollzieher 55 814818 ZPO), fo erteilt dieſer den Zufchlag 
Traft feines Amtes, nicht ala Vertreter des Schuldners; ein Anſpruch 
auf überlaſſung der Sache entfteht aber auch hier nur durch den Zus 
ſchlag, und das Eigentum geht erft mit bem Beſitzerwerb über. 

Nach gemeinem Rechte ging durch daß auf bie dominii 
impetratio erlaffene Urteil ba Eigentum an ber Pfandſache 
auf ben Pfanbgläubiger, durch daß bie restitutio in in- 
tegrum ausführende Urteil das Eigentum auf ben Reftitutions- 
Häger über, ohne daß es in allen biefen Fällen noch eines weiteren 
Alies bedurfte. Beide Inftitute find dem neuen Rechte fremd. 

3. In einigen Fällen geht das Eigentum über, indem es ber biß- 
herige Eigentümer verwirft: a) nad altem Recht, wenn er zur 
zweiten Ehe ſchritt; es erwarben dann bie Kinder erfter Ehe ipso 
jure an gemiffen Gütern bes binubus das Eigentum; ferner wenn 
der Miteigentümer eines reparaturbebürftigen Haufes die von feinem 
Genoſſen verauslagten Wieberherftellungstoften nicht erftattete. Beide 
Fälle des Eigentumserwerbs find bem neuen Rechte fremb; b) nad 
geltendem Recht zur Strafe megen einer ftrafbaren Handlung; in 
diefen Fällen gefchieht ein Zufhlagan den Fiskus durch 
Urteil bes Strafridters ($$ 40, 152, 2985 StGB u. a. 
Gefege). Nach herrſchender Auffaffung bebarf es jedoch ver Beſitz- 
ergreifung durch den Fiskus (NG in Straff. 21, 5). Dieſer Erwerb 
ift nicht immer ein berinativer, da er in einigen Yällen vom Eigentum 
bes Verurteilten nicht abhängt (3. B. 88 295, 367 Iepter Abf. StGB; 
'$ 15 Gef. vom 14. Mai 1879 betr. d. Vertehr mit Nahrungs- 
mitteln ufw.). Hieran wirb durch das BGB nichts geänbert. 

4, Die missio ex secundo decreto übertrug das Eigentum 
im alle der cautio damni infecti (f. oben ©. 437) nad) römiſchem 
Recht. 
5. Bei Auflöſung ber Ehe fielen nach römiſchem Rechte die 
Dotalſachen ipso jure an bie Frau (f. hierüber im Familienrecht). 
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$ 178. Die Übereiguung. 

Der Hauptfall abgeleiteten Eigentumserwerbs ift der der Über- 
eignung, d. 5. der freiwilligen Veräußerung. Diefer 
Erwerb vollzog fi nach älterem römifchen Rechte dur mahnci- 
patio ober in jure cessio. Die erftere, nur römifchen Bürgern 
und nur für res maneipii geftattet, bilbete einen privaten fymbo= 
liſchen At, zu dem 5 Zeugen und ein Wagehalter zugezogen unb ein 
Stüd Erz ala Symbol bes Kaufpreifes in die Wagfchale gelegt, ber 
aber aud) dann angewendet wurde, wenn ber Übereignung ein anderes 
Geſchäft ald Kauf zugrunde lag. Die in jure cessio, auf 
bei res nec mancipii antvenbbar, beftand in einem Scheinprogeß, 
bei welchem der Erwerber ala vindizierender Eigentümer auftrat, der 
Veräußerer als Beklagter nicht widerſprach, und ber bamit embete, 
daß der Prätor die Sache dem Erwerber zufprad. 

Diefe Formen find durch die traditio verdrängt worden, b. h. 
durch bie mit bem Übereignungsmillen erfolgte Beſihübergabe. 

Diefe Übergabe erfolgt zwar regelmäßig in Erfüllung einer obli= 
gatorifhen Rechtspflicht, um bem Käufer die verfaufte, vem Bes 
ſchenkten die gefchentte Sache, dem Darlehnsfucher das verfprochene 
Gelb, dem Gläubiger die geſchuldete Gelbfumme zu verſchaffen. Ein 
ſolches Geſchäft ift aber nur ein Zeichen dafür, daß ber Wille, bie 
hingegebene Sache zu übereignen, und bie Abſicht, das Eigen= 
tum zu erwerben, vorhanden ift, benn bie Übergabe an ſich über- 
trägt nur ben Beſitz. Dies ift der Sinn ber 1. 31 pr. D. de acq. 
rer. dom. 41,1: Nunquam nuda traditio transfert dominium, 
sed ita si venditio vel aliqua justa causa praecesserit, 
propter quam traditio sequeretur. Die Übereigmung ober 
Zrabition ift vielmehr ein von jenem Verpflichtungs— 
verhältnis losgelöſter, abftratter dinglicher Vertrag. 
Diefe Loslöfung macht den dinglichen Vertrag von dem obligatori- 
ſchen Geſchäft unabhängig: wenn das letztere nichtig ober bedingt ift, 
bewirkt doch ber bingliche Vertrag ben Übergang des Eigentums (vgl. 
bie wichtige, auch jet noch maßgebenbe 1. 36 D. 41,1), und es tann 
das obligatorifche Geſchäft gültig oder unbedingt, daß bingliche ba- 
gegen nichtig ober bebingt fein. Die Folge ift, daß ber Veräußerer 
auf Grund bes nichtigen obligatorifchen Vertrages nicht den Eigen- 
tumsanſpruch, fondern nur eine Förderung auß grundlofer Bereiche» 
rung gegen ben Erwerber hat ($ 812). Die Vertragsparteien können 
aber die Abhängigkeit der dinglichen ober obligatorifhen Geſchäfte 
wollen, was bei Gleichzeitigfeit beider Geſchäfte häufig anzu- 
nehmen fein wirb (RG 57, 96 in einem Yalle des $ 138 BGB). 

Das pactum reservati dominii, d. h. bie (zur Sicerftellung 
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des Verkäufers wegen des Raufpreifes getroffene) Vereinbarung, daß 
bie übergebene Sache im Eigentum des Verkäufers bleiben folle ($ 455 
BGB), hat nur die Wirkung, die Tradition, nit aud ben 
Kauf zu bedingen (RG 7, 147).:) Im Falle bes Verkaufs war die 
Tradition nad) römiſchem Recht übrigens ftet3 durch die Zahlung bes 
PVreifes bedingt; das Eigentum ging baher auf ven Käufer erft mit 
der Preiszahlung über, es fei denn, daß der Verkäufer die Sache 
unter Krebitierung des Preifes übergab. Diefer Sa mar gemeined 
Recht geworben, in das BGB aber ift er nicht übergegangen, die Über- 
gabe auf Grund eines Kaufes bilbet alfo heute feine Ausnahme mehr 
(8 929). 

Das BGB ertlärt in Übereinftimmung mit dem alten Rechte 
ben dinglichen Vertrag, der in ber Einigung ber Kontra— 
henten über ben Eigentumgübergang befteht, und bie Über- 
gabe ber Sache für erforderlich (8 929). Es fteht alfo im Gegen- 
Tage zum frangöfifchen Rechte, nach welchem die Einigung ausreicht, 
auf dem gemeinrechtlichen Trabitionsprinzip. Die Über 
gabe kann förperlich, fie fann durch brevi manu traditio oder 
constitutum possessorium erfolgen (88 929, 930), fie wird aber 
auch durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs erfegt, wenn fich bie 
Sade im Beſitz eines Dritten befindet ($ 931), während nach ge— 
meinem Recht im Falle der Abtretung ber Vindikation das Eigen- 
tum auf ben Erwerber erft überging, wenn er ven Beſitz der Sache 
erlangte. Das Traditionsprinzip erleidet eine Durchbrechung nur 
beim Verkaufe von Seeſchiffen und Schiffsparten. Dabei kann näm— 
lich (nach 8 474 HGB) die Übergabe durch bie Vereinbarung, daß 
das Eigentum fofort auf den Erwerber übergehen folle, erfeht und 
bamit der Erwerb des Eigentums eines auf der Yahrt befindlichen 
Schiffes ermöglicht werben. 

Die Übereignung war nad; früherem Recht eine Rechtsnachfolge 
(1. 8 177 a. Anfang) und ift dies auch na BGB, wenn ber Veräußerer 
Eigentümer ift. Da das BGB aber (vgl. unten $ 180) ben Eigen- 
tumßerwerb des gutgläubigen Erwerber? vom Eigentum bes 
Veräußerer8 unabhängig macht, begründet die Übergabe in vielen 
Fällen einen urfprünglichen Eriverb. 


IL. Der uriprünglihe Erwerb. 


$ 179. Ginleitung. 
Durch urfprünglichen Erwerb kann ſowohl an Sachen, die ſchon 
einen Eigentümer haben, als auch an ſolchen, die noch in niemandes 


*) O6 fußpenfto ober refolutio, hängt von ber Abſicht ber Parteien ab. 
Im Zweifel In die Bebingung eine uffehiebenbe, 
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Eigentum ftehen, Eigentum begründet werben. Im erften Falle hat 
zwar ber Eigentumserwerb notwendig für ben biöherigen Eigentümer 
den Eigentumsverluft zur Yolge, aber eine Rechtsnachfolge finbet 
nit ſtatt. Außerlich ſtellt ſich ber Eigentumserwerb traft guten 
Glaubens als eine Rechtsnachfolge, d. i. ala Tradition dar, daher fol 
dieſer Fall vorangeftellt werben. 


$ 180. Grwerb auf Grund guten Glaubens. 


1. Früheres Recht. Während das römische Recht an dem 
Grundſatze fefthielt: nemo plus juris transferre potest quam 
ipse habet, denjenigen alfo, der eine Sache vom Nichteigentümer 
erlangt hatte, dem Eigentümer gegenüber rüdfichtslos zur Heraus— 
gabe amang,!) gelangte das deutſche Recht zu dem zwar nicht überall 
geltenden, aber meitverbreiteten Grunbfaße, daß berjenige vor ber 
Herausgabe geſchützt werben müffe, ber eine Sache im guten Glauben, 
d. h. in ber zwar irrigen, aber durch die Tage der Umſtände gerecht- 
fertigten Meinung erivorben hat, daß ber DVeräußerer zur Ver— 
äußerung auch befugt fei. Doch hat das rezipierte römifche Recht 
jenen deutfchrechtlichen Satz zu einem partifulären Safe von be 
ſchränktem Anwendungsgebiet herabgebrüdt. Im ntereffe der 
Sicherheit des Handelsverlehrs hat dann das moderne Recht jenen 
deutſchrechtlichen Grundſatz wieder aufgenommen und ift fo meit ges 
gangen, bemjenigen, ber eine für ben Umlauf beftimmte Sade im 
Vertrauen auf das Eigentumsrecht des Veräußerers im Wege bes ges 
mwöhnlichen Geſchäftsverkehrs erwarb, nicht bloß Schuß vor der Vin, 
dikation des Eigentümers, fondern dad Eigentum felbft zu gewähren, 
auch wenn ber Veräußerer nicht Eigentümer mar. Diefer Sa mar 
in den Artt. 306, 307 HGB a. F. enthalten. Wer ein Orberpapier 
durch formell gültige Indoffament (nicht Durch Zeffion RG 33, 147) 
von bem zum Beſihe bed Papiere Legitimierten in gutem Glauben 
erwarb, erlangte nad) Artt. 36, 74 WO Art. 305 HGB das Eigentum 
des Papieres. 

Der Eigentumsübergang an Namendpapieren unterlag ben 
Grundfägen derivativen Erwerbes. 

Ferner ließen deutſche Partikularrechte das Eigentum an öffent- 
lich verſteigerten Sachen auf den Erwerber übergehen, auch wenn der, 
in deſſen Intereſſe die Verſteigerung erfolgte, nicht Eigentümer war. 


Wer vom Fiskus, dem Regenten ober der Regentin erwarb, wurde 
nad römifgem Recht Eigentümer, auch wenn der Veräußerer nicht Eigen- 
tümer war. Guter Glaube war nicht erforderlich. — Der Pfanbgläubiger 
war befugt, das Recht au übertragen, das der Pfandfehulbner an ver Sache 
Hatte, alfo unter dieſet Vorausſezung Eigentum. Diefer Fall war feine 

usnahme und bilvete eine originäre Erwerbsart nicht. 


520 Drittes Bud: Das Sachenrecht. 


2. Hentiges Recht. Das BGB hat den in biefen einzelnen 
Fällen zur Anwendung kommenden modern⸗rechtlichen Grundfag 
verallgemeinert, indem es in jevem Falle der Veräußerung 
beweglicher Sachen von bem Erforberniffe des Eigentumsrechts bes 
Veräußerers abfieht. Der Eigentumderwerb an beweglichen Sachen 
im Falle eines auf Übertragung gerichteten Rechtsgeſchäfts ift alfo 
nad ihm ein urfprünglicher Erwerb. Die Folge davon iſt das Er— 
löſchen von Rechten Dritter an ber veräußerten Sache, falls ber Er— 
merber das Recht nicht kannte ober kennen mußte ($ 936). Diefe 
Grundſätze find durch 88 897, 898 ZPO auf einen im Wege ber 
Zwangsvollſtreckung erfolgenden Erwerb außgebehnt worden. 

Vorausſetzungen des Eigentumßermerb3 find bier 
nad) ($$ 929935): 

1. Übergabe; ber fürperlichen Übergabe aber fteht die brevi 
manu traditio ($ 929) in dem alle, daß ber Erwerber ben Befig 
vom Veräußerer erlangt hatte, ſowie die Abtretung bes Herausgabe- 
anſpruches gegen ben Beſiher (8 931) gleich ($$ 932, 934), nicht aber 
aud) das constitutum possessorium ($ 933). Das BGB ver- 
langt alfo ftet3 einen wirklichen Beſitzwechſel. 

2. Einverſtändnis der Parteien darüber, daß das Eigen- 
tum übergeben foll, alfo ver abftrafte dingliche Übereignungsvertrag. 

3. Guter Glaube bed Eiwerbers zur Zeit bed Erwerbes; 
nachträglich erlangte Kenntnis vom Nichtrecht be Veräußerers hebt 
den vollendeten Eigentumßeriverb nicht wieder auf. fiber den Be- 
griff des guten Glaubens mar früher Streit; das BGB begnügt fich 
nicht mit der Tatſache des irrigen Meinens, fondern fieht als guten 
Glauben an nur bie troß gewiffenhafter Prüfung bor- 
handene Nidttenntnis davon, daß die Sache nicht dem Ver- 
äußerer gehört ($ 932 Abf. 2). 

Wer Eigentum ‚auf Grund eines Veräußerungsgefhäfts er⸗ 
worben zu haben behauptet, braucht nur ben eingetretenen Beſitz⸗ 
wechfel und das Vorhandenſein des Übereignungsioillens zu beiveifen. 
Sache des Gegenbeiweifes ift es, barzutun, daß ber Erwerber zur Zeit 
des Erwerbes ſich nicht in gutem Glauben befunden habe, daß ihm 
alfo befannt oder infolge grober Fahrlaſſigkeit unbekannt geweſen 
ſei, daß die Sache nicht dem Veräußerer gehörte ($ 932). Das Vor- 
handenfein des übereignungswillens wird durd; Darlegung bes ber 
Tradition zugrunde Tiegenben, auf Eigentumsgewährung gerichteten 
Rechtsgeſchaͤftes bewieſen. 

Eine Ausnahme von dieſen Grundfägen findet nur beim Er— 
werbe folder Sachen ftatt, deren Befit der Eigentümer ober, falls 
biefer nur mittelbar befaß, ber Beſitzer ohne feinen Willen verloren 
hat (8 935). Jedoch ohne Rüdficht darauf, ob ber bißherige Eigen- 
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tümer den Beſitz freiwillig ober unfreiwillig verloren hatte, gehen in 
das Eigentum des reblichen Erwerbers mit der Übergabe über: 

a) Geld und Inhaberpapiere (alfo nicht bie in 
88 807, 808 BGB bezeichneten Urkunden). Wird aber ein ges 
ftohlenes, verloren gegangenes ober fonft abhanden gekommenes In⸗ 
baberpapier an einen Kaufmann, der Bantier- ober Geldwechſfler⸗ 
geſchäfte betreibt, veräußert, fo gilt deſſen guter Glaube als ausge— 
Tloffen, wenn zur Zeit ber Veräußerung der Verluft im „Deutfchen 
NReichsanzeiger“ befannt gemacht und feit dem Ende bed Jahres, in 
bem die Veröffentlihung erfolgt ift, nicht mehr als ein Jahr vers 
ftricden war. Der Bankier kann diefe Vermutung durch den Nach» 
weiß befonderer Umftände entträften ($ 367 HGB); 

b) die im Wege öffentliher Berfteigerung beräußerten 
Saden ($$ 156, 935 BGB). 

Nach diefen allgemeinen Vorfchriften des BGB wird durch den 
guten Glauben des Erwerber nur das mangelnde Eigentum 
bes Veräußererd erfeßt; in befonderen Fällen erfegt der gute Glaube 
des Erwerbers das mangelnde Verfügungsreht bes Eigen- 
tümers. Diefe Fälle find: die Veräußerung troß eines zugunften bes 
ftimmter Perfonen wirkenden Veräußerungsverbotes (88 135, 136, 
8 23 ZwftG), die Veräußerung troß Anfechtbarkeit des dem Ver— 
äußerer zuftehenden Eigentums ($ 142), die Veräußerung während 
des Schwebens einer Bebingung ($ 161), Veräußerungen, bie ber 
Borerbe und folche, die der Erbe vornimmt, obwohl die Verfügungs- 
macht nur dem Teftamentspollftreder zufteht ($$ 2113, 2211). End» 
li hat das HGB (8 366) den Eigentumderwerb zugelaffen, wenn 
der Erwerber zwar das mangelnde Eigentum bes Veräußerers, nicht 
aber ben Mangel des Verfügungsrechts bed Veräußerers kennt. Wer 
alfo von einem Kommiffionär erwirbt, ohne zu wiſſen, daß ber 
Kommiffionär nicht veräußern fol, erwirbt Eigentum. Der Verluft, 
den der Eigentümer dadurch erleibet, daß er durch bie Verfügung 
eines Nichtberehtigten fein Recht verliert, ſoll durch einen Bereiches 
rungsanſpruch ausgeglichen werben ($ 816). 


$ 181. Die Erfigung. 

1. Der rebliche, aber irrige Glaube, Eigentum erworben zu 
haben, führte ſchon nad) älterem römiſchen Rechte zum Eigentum, 
wenn eine längere Zeit ungeftörten Beſitzes hinzukam. 

Das Recht ber zwölf Tafeln geftattete den Eigentumserwerb 
an unbeweglichen Sachen bei zweijährigem, an beweglichen Sachen 
bei einjährigem Beſitz. Diefe usucapio fehte Sachen borauß, 
bie bes quiritiſchen Eigentums fähig waren, und galt nur für 
römiſche Bürger. Daneben enttoidelte daB prätorifhe Recht eine 
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longi temporis praescriptio,b. 5. eine bie Vindi— 
tation ausſchließende Ein rede (mie der Name befagt), welche dem⸗ 
jenigen, ber ein Provinzialgrundftüd 10 (inter absentes 20) Jahre 
befeffen hatte, gegeben twurbe. Juſtinian vereinigte beibe Inftitute, 
indem er bem Präftribenten Eigentum gewährte. ferner verorbnete 
er, baß ber gutgläubige Eriverber, gegen ben infolge breißigjährigen 
Beſitzes die Eigentumsklage verjährt war, feinerfeit8 die Eigeniums— 
tage follte anftellen fönnen, wenn er ben Befig verlor. Das gemeine 
Net unterſchied im Anſchluß an diefe Veränderungen eine orbent= 
liche und eine außerorbentliche Erfiung, d. i. einen Eigentums = 
ermwerb durch fortgefegten Beſiß. Das ältere beutfche Recht hatte 
eine Erfigung nicht gefannt. 

Die ordentliche Erfitung hing nad) altem Recht davon ab, 
daß ber Erwerber einen Titel für feinen Erwerb Hatte, d. h. daß 
ex ben Beſitz der Sache durd ein Rechtsgeſchäft erlangt 
hatte, da8 an fich geeignet mar, Eigentum zu begründen, diefe 
Wirkung nur im borliegenden Falle nicht Haben konnte, weil dem 
Veräußerer das Eigentum fehlte. Beim Vorhandenfein eines Titels 
begnügte ſich das Recht bei beiveglichen Sachen mit bem furzen Zeit- 
taume bon brei Jahren!) Die außerordentliche Erfigung 
fieht von dem Erforberniffe de Titels ab, verlangt dafür aber zur 
Vollendung ber Erfigung einen langen Zeitraum (30 Jahre). 

2. Bisher war bie Erfikung ein praktifch wichtiges Inſtitut, 
denn fie diente dem Schuße des guten Glaubens: ein tatfächliher 
Zuftand, der auß gutem Grunde, wenngleich irrig, ala ein dem Recht 
entſprechender Zuftanb angefehen morben mar, follte nad Ablauf 
eine gewiffen Zeitraums zu einem echte werben und alfo ber An— 
fechtung entzogen fein. Da nun das BGB ben reblichen Eriverb viel 
mirffamer dadurch ſchützt, daß e8 an ihn unmittelbar und ſo— 
fort ben Erwerb bed Eigentums fnüpft, Hat die Erfigung für das 
neue Recht eine geringe Vebeutung. Sie wirb praktiſch nur nod in 
Fällen des Beſitzerwerbs an abhanden gefommenen Sachen ($ 935), 
an Sachen, bie der Vefiter nicht durch ein Veräußerungsgeſchäft er= 
langt hat ($ 929), und bei Erwerbungen, bie infolge eines anbern 
Mangels als desjenigen bes Eigentums bed Veräußerer Eigentum 
nicht übertragen. Dafür erleichtert das BGB die Erfigung, indem 
es vom Titel abfieht; bie heutige Erſihung ähnelt daher der außer- 
orbentlichen Erfitung des gemeinen Rechts, ohne einen fo langen 
Zeitraum zu erfordern, wie biefe. 

Das gemeine Recht ftellte fiir die ordentliche Erfigung eine Reihe 
Erforberniffe auf, die in dem Denfverfe: red habilis, titulus, 


’) Bei unbeweglichen Sachen 10 Jahre. 
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fides, possessio, tempus zufammengefaßt wurben. Danach mar 
erforderlich 

a) eine fähige Sache. Nach ber endgültigen Gleich— 
ftellung ber usucapio und ber longi temporis praescriptio waren 
grundſätzlich alle Sachen ver Erfigung fähig. Doch beftanden einige 
Ausnahmen. Zu ihnen gehörte das Verbot der Erſihung bon res 
furtivae und res vi possessae (nad) den XII Zafeln, ber lex 
Atinia und ber 1. Plautia, Art. 209 der Carolina), dem Be- 
ftohlenen follte die Möglichkeit, "feine Sache wieberzuerlangen, für 
immer offengehalten werben. Das BGB macht keine Ausnahme von 
der Erfigbarkeit, der Beftohlene wird dadurch gefhügt, daß ber red⸗ 
liche Erwerb einer bem Eigentümer durch Diebftahl entfrembeten 
Sache niht Fofort Eigentum begründet (8 935). 

b) Der Titel. Der gute Glaube muß feine Rechtfertigung 
finden in einem Vorgange, ber geeignet ift, in bem 
Erwerber die Meinung, er habe Eigentum er— 
mworben, zu begründen. Zu bdiefen Vorgängen gehören 
natürlich diejenigen Rechtshandlungen, bie an fi) fähig find, Eigen- 

tum gu geben. Diefe Rechtögefhäfte nennt man bie Erfigungstitel. 
Daher unterfcheiden die römiſchen Quellen einen titulus pro 
emptore, wenn ber Ermerber die Sache durch Kauf, pro donato, 
wenn er fie durch Schenkung, pro dote, wenn er fie als Mitgift, 
pro soluto, wenn er fie ala Gegenftanb ber Erfüllung einer Ver— 
pflichtung erhielt, pro derelicto, wenn er fie in ber Meinung in 
Befig nahm, fie fei vom bisherigen Eigentümer preisgegeben. In 
allen biefen Fällen wurde der fofortige Eigentumserwerb nur durch 
einen Mangel im Rechte des Veräußererd verhindert. Ob nicht neben 
dem mirflich vorhandenen Titel (titulus verus) bie irrige An— 
nahme eines Titels (ein titulus putativus) außreiche, war ſchon 
unter den römifchen Yuriften ftreitig, und die herrfchende Lehre des 
gemeinen Rechts begnügte ſich mit dem Putatibtitel, wenn jene An= 
nahme durch die Zatfachen gerechtfertigt mürbe.!) T. pro herede 
nannte man ben Tall, in dem ein Nichterbe Exrbfchaftsfachen, und ben 
Fall, daß der Erbe nicht zum Nachlaffe gehörige Saden in Beſitz 
nahm, nicht auch den all, daß der Erbe bie vom Erblaffer an— 
gefangene Erfigung fortfeßte. Der in den Duellen (Dig. 41, 10) ges 
brauchte Yusbrud titulus pro suo biente als allgemeine Bezeich- 


) 3.8. jemand beauftragt, einen anbern mit dem Anlauf einer Sache 
unb erhält die Sade von dem Beauftragten mit der falfchen Verficherung, 
daß er fie getauft habe. Es lauft jemand eine Sache von einem Wahn- 
finnigen, ben er für vernünftig halt. Im letzteren Falle war der Kauf nich⸗ 
tig, alfo ein Zitel nicht vorhanden. 
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nung für jeden Zitel und für diejenigen Xitel, die feinen eignen 
Namen hatten. 

Das BGB ($ 937) hat das Erforbernis des Titels befeitigt, 
die Unterfegeibung von wahrem und putativem Titel hat alfo feine 
Bedeutung mehr. 

c) Dergute Glaube, d. i. bieirrige, aber nad) Lage 
der Umftände gerehtfertigte Annahme, das Eigen= 
tum ermorben zu haben, braudte nad römifhem Rechte 
nur beim Erwerbe vorhanden zu fein; bie fpäter erlangte Über— 
zeugung, nicht im Rechte zu fein, war fein Hinberniß für bie Er— 
figung. Das gemeine und das neue Recht ($ 937) haben ſich in= 
beffen dem fanonifchen Grundſatze (cap. 20 X de praescr. 2, 26) 
angefhloffen, wonach bie fpäter erworbene Kenntnis bes Befigers, 
daß ihm das Eigentum nicht zuftehe, die Erfigung hindert (mala 
fides superveniens nocet). 

d) Der Vefik und zwar nad bißherigem und neuem Recht 
(8 937) Eigenbefig ($ 872). 

e) Der Vefik muß bie vom Gefege beftimmte Zeit hindurch 
beftanben haben, d. 5. nad) gemeinem Rechte 3 Jahre bei einer be= 
weglichen, 10 Jahre bei einer unbeweglichen Sache nad} neuem Rechte 
(8 937) 10 Jahre. Der Rechtsnachfolger kann ſich aber nach altem 
und neuem Rechte ($ 943) ben Erfigungsbefiß feines Rechtsvor⸗ 
gängers anrechnen. Dieſe accessio possessionis iſt zu 
unterſcheiden von ber successio in usucapionem, d. h. von bem 
Eintritt bes Erben in die vom Erblaffer begonnene Erfigung: war 
nämlid) der Erbe in mala fide, fo feßte er nach römifhem Rechte 
die vom Erblaffer begonnene Erfigung gleichwohl fort, weil er in 
alle Rechtsverhältniſſe des Erblafſers eintrat unb bona fides nur 
beim Beginne der Erfigung vorhanden zu fein brauchte. Nach ka— 
noniſchem, gemeinem und neuem Rechte ($$ 937, 943) kann die Er— 
figung dur den Erben nur dann fortgefegt werben, wenn aud) er 
in bona fide ift. Während aber ber Erbe auch nad) römifhen 
Nechte nicht erfigen konnte, wenn ber Erblaffer in mala fide war, 
kann nad} neuem Rechte der Erbe in dieſem Falle die Erſizung be = 
ginnen. Nad) neuem Rechte ($ 944) tommt dem Erben aud; die—⸗ 
jenige Zeit zu ftatten, die zugunften eines Erbſchaftsbeſitzers ver⸗ 
ftrichen ift, d. h. während welcher dieſer den Erfitungsbefig gehabt 
hat. — Der hier und da in ber gemeinrechtlichen Lehre vertretene Gab: 
olim et hodie possessor, semper possessor tft vom BGB ($ 938) 
zu einer Rechtsvermutung gemacht worden, baher hat ber Beſitzer 
nur zu betveifen, daß er am Anfang und am Ende ber Erfigungsgeit 
befefien habe. 

Die Erfifung fann unterbroden merben. Tritt eine 
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Unterbrechung ein, fo fommt nad; altem und neuem Rechte (8 942) 
ber bißher abgelaufene Zeitraum nicht mehr in Anſchlag. Sobald 
aber ber Grund ber Unterbrechung wegfällt, beginnt eine neue Er— 
gung, wenn in biefem Seitpuntte bie Vorausfegungen ber Erſitzung 
vorhanden find. 

Die Unterbrehung wird herbeigeführt 

aa) burh den Verluft des Beſitzes, und zwar nad 
altem Rechte des juriftifcen Beſitzes, nad; neuem Rechte des Eigen» 
befiges ($ 940); aber während nad) bisherigem Rechte felbft die 
wider Willen bes Befiker& und auf nur ganz Turze Zeit eingetretene 
Befigentziehung unterbrechend wirkte, tritt nad neuem Recht eine 
Unterbreung nicht ein, wenn ber Befiger ben ohne feinen Willen 
terlorenen Beſitz innerhalb Jahresfriſt oder mittels einer in biefer 
Frift erhobenen Klage mwiebererlangt hat; 

bb) nicht nad) römiſchem, wohl aber nad kanoniſchem, ge 
meinem und neuem Rechte ($ 937 Abſ. 2) durch mala fides 
superveniens; in biefem Falle hört mit ber Unterbrechung 
die Erfitung ganz. auf. 

cc) Nicht unterbrochen wurde die Erfigung nad römiſchem 
Rechte duch Erhebung ber Eigentumsktlage gegen ben 
Beſitzer. Vollendete aber ber Beſitzer die Ufutapion während beö 
für den Stläger erfolgreichen Prozeſſes, fo fonnte ‘er ſich gegenüber 
dem Kläger auf fein Eigentum nicht berufen, er mußte vielmehr 
bie Sache dem Kläger zu Eigentum zurüdgeben. Darin äußerte ſich 
im älteren Recht die obligatorifche Kraft der Litiskonteſtation. Im 
Ergebniffe ftimmt hiermit das gemeine und das neue Recht ($ 941) 
überein, benn fie geben ber Erhebung ber Klage nur eine relative, 
d. h. nur zugunften bes Klägers wirkende Kraft. Der Beſitzer 
vollendet alfo nach dem Prozeßbeginn den Eigentumsermerb, er 
ann biefe feine Stellung auch gegenüber jedem Dritten, aber nicht 
gegen den Kläger geltend machen. Die Unterbredung wirkt bis 
zur vechtöfräftigen Entſcheidung ober ber fonftigen Erledigung des 
Prozeſſes, und fie gilt als nicht erfolgt, wenn bie Klage zurüd- 
genommen ober durch ein nicht über ben Anfpruch jelbft entſcheiden⸗ 
des Urteil abgemwiefen wird ($$ 941, 209-212, 216, 219, 220). 

Die gleiche Wirkung mie die Rlageerhebung hatte nad; gemeinem 
Recht eine Proteftation, wenn bie Klage nicht erhoben werben konnte. 
Diefes Unterbrehungsmittel ift vom BGB befeitigt worden. 

3. Die Erfigung fälltnidtgufammen mit ber 
Verjährungdes Herausgabeanſpruchs des Eigen— 
tümers. Wer den Beſitz verliert und durch 30 Jahre hindurch 
die Erhebung ber Eigentumsklage (rei vindicatio) unterläßt, kann 
vom Beſitzer bie Herausgabe nicht mehr erzwingen, auch wenn ber 
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Befiger bie Sache nicht erfeffen hat. Diefe Möglichkeit tritt für den 
Eigentümer erft bann mieber ein, wenn die Sache in den Beſitz einer 
Berfon gelangt, die nicht Rechtsnachfolger bes bisherigen Beſitzers 
ift, benn dann ift von neuem actio nata. Crfigt aber der Befiher 
die Sache, fo verliert ber bißherige Eigentümer das Eigentum und 
aus biefem Grunde ben Herausgabeanſpruch, auch wenn bie Ver— 
jährungsgeit noch nicht abgelaufen ift. Nad altem und neuem Recht 
(8 939) ift indes bie Erfigung fo lange gehemmt unb wird, wenn fie 
begonnen hatte, jo lange unterbrochen, als die Verjährung des Eigen- 
tumsanſpruches gehemmt ift ober ihrer Vollendung die befonberen 
in 88 206, 207 BGB bezeichneten Hinberniffe entgegenftehen. Andere 
nur fubjetive Hinberniffe der Erfigung kennt das neue Recht nicht. 


$ 182. Verbindung, Vermiſchung, Verarbeitung. 


Durch Verbindung, Vermiſchung, Verarbeitung Tann ein 
Eigentumderwerb bewirkt merben. 

1. Die Verbindung von Sachen wirft nicht in allen Fällen 
aleich. 

a) Wurde eine bemeglihe Sahe mit einer unbe— 
weglichen feft verbunden, fo verlor bie bewegliche Sache ihr ſelb⸗ 
ftänbiges Dafein als Rechtsobjekt, jo ba neben dem Eigentum am 
Grundſtück ein beſonderes Eigentum an ber beweglichen Sade nit 
beftehen konnte (RG 33, 251), der Eigentümer der unbeweglichen 
Sade erwarb alfo nad altem Rechte das Eigentum ver beweglichen 
durch die Tatfaheder Verbindung. Der Bobeneigen- 
tümer erwarb daher das auf feinem Grunbftüde Gefäte und Ge— 
pflanzte (implantatio), das auf feinem Grundftüde Gebaute und 
in feine Gebäube Verbaute (inaedificatio): implantatiovel 
inaedificatio solo cedit. Auf Redlichkeit oder Un- 
reblichfeit beffen, ber die Verbindung herftellte, kam es für den Eigen» 
tumswechſel nicht an. erbaute aber ber Grunbeigentümer felbft 
fremdes Material (tignum), fo konnte er nicht zur Trennung ges 
zwungen, vielmehr (auf die actio de tigno juncto) nur auf ben 
doppelten Wert des Materialö belangt, und wenn er in böfem Glau— 
ben mar, aud) als fictus possessor oder mit ber condictio fur- 
tiva auf Schabenderfag und nad; der Trennung auf Herausgabe 
des Material belangt werben. Die Verbindung einer Pflanze mit 
dem Boden gefchieht durch das Wurzelichlagen. 

Das BGB unterfcheidet, ob die bewegliche Sache weſent⸗ 
licher Beftanbteil be Grunbftüds geworben ift oder nicht, und 
ftelt für den erften Fall gleichfall® den Grundbfaß super- 
ficies solo cedit auf, während es im zweiten Fall an bie 
Verbindung an fi eine Ünderung der bisherigen Eigentumöper- 
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hältniſſe nicht knüpft. Dort alfo tft bie Rechtsänderung notwendige 
Folge der Verbindung, der gegenüber auch ein Eigentumsporbehalt 
@. 8. bes Handwerker? an ben in ein Haus verbauten Fenſtern, 
Türen uf.) wirkungslos bleibt, hier aber ift die Verbindung allein 
wirkungslos. Tritt aber eine Eigentumsänderung ein, fo tommt es 
darauf nicht an, von wen bie Verbindung borgenommen ift und ob 
ber Verbindenbe ben Eigentumswechſel gemollt Hat oder nicht (8 946). 
über ben Begriff bes mefentlichen Beftanbteils 85 93—95 BGB |. 
oben ©. 76. 

b) Werben beweglide Saden verſchiedener 
Eigentümer miteinander verbunden, fo entfchieb bisher 
über ben Eigentumserwerb an ber ganzen Sache bie praktiſche Be— 
beutung ber Sachen: das Eigentum der Hauptſache zog das ber 
Nebenfache nach fih. Inter den Begriff der Verbindung (accessio) 
brachte das römiſche Recht auch dad Schreiben und Malen, es gab 
hier aber die beftimmte Vorfehrift, va beim Schreiben die Grund- 
lage, auf melde die Schrift gefeßt wird, beim Malen das Gemälbe 
die Hauptfache fei. 

Das VGB ſcheidet das Bearbeiten der Oberfläche eines Gegen- 
ftanbes, daher auch das Schreiben und Malen, aus (vgl. $ 950) und 
legt im übrigen wiederum dag entfheibenbe Gewicht darauf, 
obeineberbverbundenen Sahenzummefentliden 
Beftandteilderanderengemworden ift: nur in biefem 
Fall tritt eine Cigentumsänberung ein, und zwar wird, wie im 
römifchen Recht, ver Gigentümerber Hauptfahe Eigen— 
tümer ber Nebenfacde; ift feine der Sachen ala Hauptfache 
anzufehen, fo tritt Miteigentum aller an ber ganzen Sache ein, und 
zwar nad Verhältnis des Wertes ber einzelnen Sachen. Welche 
Sade die Hauptfache ift, entſcheidet die Verkehrsanſchauung ($ 947). 

2. Im Falle einer Vermengung (commiztio) ober Ver- 
mifdjung (confusio) unterſchied das bisherige Recht trodene und 
flüffige Körper. Die Vermengung trodener Körper bewirkte eine 
Eigentumsänderung felbft in dem Falle nicht, daß bie Vermengung 
eine unentwirrbare war; nicht das Eigentum, fondern nur die Mög- 
Tichteit feiner Durchführung mar aufgehoben (RG 4, 41). Die 
änderung in ben Eigeniumsverhältniſſen erfolgte vielmehr erft durch 
die Teilung ber Menge, bie durch Vertrag und im Streitfalle durch 
Urteil (adjudieatio) herbeigeführt wurde. Die Vermiſchung 
flüffiger ober flüffig gemachter Stoffe bewirkte Miteigentum 
am Ganzen, fofern fi nicht bie Miſchung wieder auflöfen Tieß. 

Das BGB ($ 948) behandelt die untrennbare Verbin— 
bung und Vermifchung ebenfo wie bie Verbindung bemeglicher Sachen. 
Jit alfo der eine Stoff Hauptfache, fo folgt ihr bie Nebenſache, und 
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entftehi eine neue Sache, fo erwerben bie verſchiedenen Stoffeigen- 
tümer das Miteigentum an ber neuen Sade. Untrennbar ift bie 
Verbindung fon dann, wenn bie Trennung unverhältnismäßige 
Koften verurfachen würde. 

Das römifche Recht behandelte die Bermengung von Geld mit 
dem Gelbe eines andern ald Verbrauch und ließ deshalb das Eigentum 
am Gelde auf ben Befiger desjenigen Geldes übergehen, mit bem 
jenes vermengt wird (1. 78 D. 46, 3). Durch diefe Sonberbeftim- 
mung wurde die Vindikation vermengten Gelbes ausgeſchloſſen. Das 
neue Recht bevarf einer ſolchen Beſtimmung nicht, da 88 925 Abf. 2, 
1006 BGB basfelbe Ziel erreihen. Erwirbt Biernad ber gut⸗ 
gläubige Empfänger das Gelb ſchon mit ber Übergabe, und fpricht bie 
Vermutung für das Eigentum des Befikers, fo ift zwar bie Bindika- 
tion unreblich empfangenen Geldes rechtlich zuläffig, doch tat- 
ſächlich [wer durchführbar. 

3. Spezififationt) ift die Verarbeitung vorhandenen Stoffes 
in eine neue Sache. Die römifche Rechtsſchule der Sabinianer ſprach 
bie neue Sache dem Stoffeigentümer, bie ber Profulianer dem BVer- 
fertiger zu. Auftinian erhob eine Mittelmeinung, bie dem Stoff» 
eigentümer bie neue Sache zuſprach, wenn fie fih in ihre frühere 
Geftalt zurüdführen ließ, dem Verfertiger, wenn bie Rüdbilbung 
nicht möglich war, zum Gefeß (1.78 7 D. 41,1). Rur in biefem 
Fall ift in Wahrheit eine neue Sache vorhanden. Der Erwerb ber 
neuen Sache erfolgte nicht durch Okkupation, denn der Erwerb hatte 
nicht den Willen des Verfertigerd, eine Rechtsänderung herbei- 
zuführen, zur Voraußfegung, er war vielmehr bie einfache Folge ber 
Umgeftaltungshanblung. Aus bemfelben Grunde hing nad ber 
herrſchenden Lehre der Erwerb vom guten Glauben bes Verfertigers 
ab. Die miffentlihe Umgeftaltung fremben Stoffes war furtum, 
die fahrläffige Verarbeitung unterlag der lex Aquilia, und in jedem 
alle haftete der Verfertiger auf die Bereicherung. \ 

Das BGB ($ 950) weicht von diefen Grunbfäßen in mehreren 
Beziehungen ab. Es erweitertporallem den Begriff 
der Verarbeitung. Denn eine folde ift ſowohl im Falle ber 
Umbildung eines oder mehrerer Stoffe in eine neue Sache, als 
aud im alle der bloßen Bearbeitung ber Oberfläde einer 
Sache, alfo 3. 8. beim Zeichnen, Malen, Schreiben, Druden, Gra- 
vieren vorhanden. ferner ift der Eigentumserwerb von der bona 
oder mala fides bed Verfertigers unabhängig, er tritt aber dann 
nicht ein, wenn bie Arbeit erheblich weniger wert ift als ber 
verarbeitete Stoff. Den Beweis bes Minderwerts der Arbeit hat 
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ber Stoffeigentümer zu führen. Das BGB belohntdemnad 
durch ben Eigentumderwerb die nußbringende Arbeit. 
Die Verlehrsſicherheit verlangt, daß nicht bloß das biöherige Eigen- 
fer ſondern auch die begrenzten dingiichen Rechte am Stoffe er- 

N. 

Wer durch Verbindung, Bermengung, Verarbeitung Schaben 
leibet, Hat gegen den Urheber bes Verluftes den Anſpruch auf 
Schadengerſatz ($ 823 Abf. 1), wenn biefem ein Verſchulden 
zur Laft fällt, in jedem Fall einen Anſpruch auf die Bereihe- 
tung ($$ 812, 961). 


$ 188. Erwerb von Erzeugniffen und Beftandteilen. 

Gegenüber ber gemeintechtlihen Streitfrage, ob bie Früchte einer 
Sache abgetrennte Zeile der Hauptſache ober neue Sachen find, 
nimmt das BGB im erfteren Ginne Stellung, inbem e8 bie getrennten 
Früchte dem Eigentümer ver Hauptfache ohne befonberen Befig- 
ergreifungßaft einräumt ($ 953). 

An ben Früchten einer fremden Sade war nad römiſchem 
Recht ein Eigentumserwerb erft mit der Trennung ber Früchte mög- 
lie, denn bis bahin waren fie Beftandteile der Hauptſache. Das 
beutfche Recht ließ zwar ein felbftändiges Recht an ſtehenden und 
hängenden Früchten zu, das BGB (88 94, 54 ff.) hat fih aber an 
das römifche Recht angefchloffen. 

Altes und neues Recht unterfcheiben Trennung und Vefigergreis 
fung. Mit der Trennung (Separation) erwarb nad altem 
Recht das Eigentum der Emphyteuta und ber rebliche Vefiger, mit 
der Befigergreifung (Perzeption) ber Nießbraucher und ber 
Pächter, der lehtere insbeſondere auf Grund ber im Pachtvertrage 
liegenden Trabitiondofferte. Das BGB läßt regelmäßig das 
Eigentummitder Trennung übergeben, und zwar ſowohl 
wenn ber Eriverber ber Frucht ein bingliches Recht auf den Frucht» 
genuß hat,) als auch wenn er gutgläubiger Vefiker der Hauptfache 
if, oder wenn ber Eigentümer oder fonft Yruchtziehungsberechtigte 
44. ®. der Nießbraucher) zur Überlaffung ber Früchte perfönlich (3.8. 
durch einen Pachtvertrag) verpflichtet und ber Berechtigte im Beſitze 
der Hauptfache ift. Mit der Beſitergreifung erwirbt daß 
Eigentum berjenige, ber nur ein perfönliches Fruchtziehungsrecht hat 
und fi nicht im Veſihe ber Hauptfache befindet (88 955, 956). 
Auch nad) neuem Recht ift ber Fruchterwerb des nur perfünlich Be— 
zechtigten auf eine Übereignung ($ 929) zurüdzuführen. 


6 PER B. Rießbrauch ($ 1030), Pfandrecht mit Nutzungsbefugnis 
Engelmann, D. Büngerfide Meit Deutfhlands. IV. Kafl 3 
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Der Eigentumßerwerb bes redlichen Beſihers unb des Eigen- 
tümer8 ber Hauptfache wird burd das Beſtehen eines binglichen 
Fruchtziehungsrechtes eines andern nicht gehindert, wenn jener bis 
zur Trennung der Früchte fi) in entfchulbbarer Unkenntnis von bem 
dinglichen Rechte befindet ($ 955). 

Den Früchten werben vom BGB die Beſtandieile gleichgeftellt, 
welche wie Torf, Steine, Sand Zeile der Hauptſache find und deren 
Ausbeutung die beftimmungsmäßige Verwendung der Hauptſache 
bildet ($ 99). 


$ 184. Aneignung (Oltupation). 


Aneignung if jedenfalls nad) altem Recht bie mit dem 
Yneignungdmwillen ausgeführte Beſitzzergrei— 
fung. Dasfelbe muß nad; neuem Rechte gelten (2), da nad) ihm bie 
Ergreifung bed Eigenbefiges erfordert wirb (f. oben ©. 469). Sie 
gibt dem Dffupanten Eigentum, wenn die Sache eine aneignungs= 
fähige ift. Uneignungsfähig aber find nach altem und neuem Recht 
(888) herrenlofe Saden, und zwar nad; römifchem Recht auch 
Srundftüde, nad) neuem Rechte nur bewegliche Saden. Denn auf 
herrenlofe Grunbftüde hat nad) neuem Recht der Fiskus des Bundes⸗ 
ſtaates, in welchem fie Tiegen ($$ 928 Abſ. 2 BGB Art. 190 Einf.G. 
3. BGB), ein ausſchließliches Aneignungsreht. Nach römischen 
Nechte murbe der Eigentumderwerb nicht dadurch gehindert, daß 
durch die Otkupation in ein fremdes Aneignungsrecht eingegriffen 
murbe. Die herrfchende Lehre des gemeinen Rechts und mit ihr das 
neue Recht (8 958 Abf. 2) verneint dagegen in diefem Falle den 
Erwerb bes Eigentums. Daher erwirbt z. B. ber Wilberer nicht 
Eigentum an bem erlegten Tiere. 

1. Unter den herrenlofen Sachen nehmen bie milden Tiere, 
d. 5. die Nichthaustiere, eine wichtige Stelle ein. Diefe Tiere find 
nad) altem und neuem Rechte herrenlos, fo lange fie fi in Freiheit 
befinden ($ 960). 

In Freiheit befinden ſich nicht diejenigen Tiere, die ſich in Tier- 
gärten, und die Zifche, bie fi in Teichen und anderen geſchlofſenen 
Privaigewäſſern befinden, denn fie unterftehen ber Herrſchaft bes 
Menſchen ($ 960). Das herrenlofe Tier unterliegt nad) römiſchem 
Recht, gleichviel ob es fi auf dem Grunbftüd des Okkupanten over 
auf einem andern Grunbftiid befindet, dem freien Tierfange (1. 3 
pr. $1D.41,1, $ 12 J. II, 1), während das beutfche Recht, von 
den Fifchen abgefehen, zwiſchen jagbbaren und nichtsjagbbaren Tieren 
unterfeibet. Jagdbare Tiere fin biejenigen, welde bem 
ausſchließlichen Dffupationsrechte bes Jagdberechtigten unterliegen; 
es gehören zu ihnen nur einheimifche Tiere, im übrigen beftimmen 
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bierüber vom BGB aufrecht erhaltene, partikularrechtliche Normen 
(Art. 69 Einf.G. 5. BGB). Das Eigentum an biefen Tieren erwirbt 
durch Otkupation unzweifelhaft derjenige, dem das Jagdrecht zufteht. 
Streitig war nad) gemeinem Recht, ob es nur biefer erwerben kann. 
Mit Recht ließ die herrſchende Lehre mit der Dffupation des Tieres 
durch einen Wilderer weber für biefen noch für ben Jagdberechtigten 
Eigentum entftehen; ihr ſchließt fi) das BGB an ($ 958 Abf. 2). 
Der Wilberer ift aber zur Heraußgabe des erlegten Wildes verpflich- 
tet, weil er ſchadenserſatzpflichtig ift (5 249 BGB), und erſt durch bie 
an biefe Herausgabe fich anfchließenbe Olkupation erwirbt der Jagd» 
berechtigte das Eigentum. 

Die Frage, ob und auf welche Weife ein lebenbes wildes Tier, 
melches offupiert und alfo Eigentum einer Perfon geworben ift, 
wieder herrenlos wird, beantwortet das neue und das alte Recht 
in folgender Weife. 

Gefangene Tiere, d. h. ſolche Die der Menfch durch mecha— 
nifche Mittel bei ſich fefthält, werben dadurch, daß fie in bie Freiheit 
zurückkehren, gezähmte Xiere, d. h. folde, die ber Menſch feelifch 
an fi} gewöhnt bat,!) dadurch, daß fie bie Gewohnheit, an ben ihnen 
beftimmten Ort zurüdzufehren (consuetudo revertendi), ablegen, 
herrenlos (8 960). Aber während man nach bigherigem Rechte bie 
Rückkehr des gefangenen Tieres in feine natürliche Freiheit ver⸗ 
Iangte, begnügt fi) das neue Recht mit ber Rüdkehr bes Tieres in 
tie Freiheit, fo daß jetzt auch ein fremdländiſches Tier herrenlos 
wird, wenn e8 bei un 8 feinem Herrn entflieht und ber Herr bon der 
Verfolgung Abftand nimmt.?) 

Zu ben wilden Tieren gehören bie nicht eingefangenen, fog. 
milden Bienen. Sie unterliegen daher nach altem und neuem 
Rechte der freien Dffupation. Nach römiſchem und älterem beutfchen 
Nechte blieben die eingefangenen Bienen wilbe Tiere, das neuere 
Recht behandelte fie als zahme Tiere, das BGB aber ($ 961) kehrt 
zu der alten und natürlichen Anſchauung zurüd, baß bie Biene 
ein gefangenes mwilbes Xier fei, es läßt daher das 
Eigentum an einem auögezogenen Bienenſchwarm aufhören, wenn 
der Eigentümer ihn nicht unverzüglich verfolgt ober wenn er bie Ver⸗ 
folgung aufgibt. Die Verfolgung ift durch bie Erlaubnis erleichtert, 
fremde Grunbftüde zu betreten unb bie von bem Schwarme beſetzte 
fremde Bienenwohnung zu öffnen (8 962 vgl. auch $$ 963, 964). 

Tauben behandelte daß römifche unb gemeine Recht als ge- 
zähmte Tiere, beutfche Partikularrechte geftatten jedoch unter ges 


»)v. Zhering: Befigmille 1889 ©. 292, 298. 


*) Ein aus einem zoologiſchen Garten enttommeneß Rhinozeros unter» 
Hiegt alfo jept dem freien Tierfange. za, 
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mwiffen Vorausfegungen die Otkupation im freien angeiroffener 
Tauben. Das BGB läßt das bisherige Recht unberührt (Art. 130 
EG 3. BGB). 

Fifche find nach altem und neuem Rechte ($ 960) dem Privat» 
eigentum unterworfen, wenn fie fi in Zeichen ober anberen ge— 
Hr Privatgewäffern befinden, andernfalls find fie herrenlog 
(f. $ 186). 

2. Nah römifhem und früherem deutſchen Rechte gelten die 
Sachen des Feindes als herrenlos. Nach neuerem Rechte, z. B. dem 
preußifchen Landrechte, hängt die Befugnis, Beute zu maden, von 
ber Genehmigung des Oberfelbherrn ab und erftredt fi alabann 
auch auf Saden, bie im Eigentum ber nicht zum feindlichen Heere 
gehörenden Privatperfonen ftehen. 

3. Der Aneignung unterliegen ferner die aufgegebenen (bere- 
linquierten) Saden nad altem und neuem Recht ($ 959). Es 
find dies Sachen, deren Befi ber Eigentümer in ber Abficht aufgibt, 
euf das Eigentum zu verzichten. Handelt e8 fih um ein Grundftüd, 
fo muß ber Verzicht, um wirkſam zu fein, bem Grunbbuchamt gegen= 
über erflärt und in das Grundbuch eingetragen werben ($ 928). 


8 185. Das Jagdrecht. 


Das römische Recht kannte nach der herrfchenden Auffaffung fein 
eigentliches Jagdrecht. Die in ihrer natürlichen Freiheit befindlichen 
Ziere unterlagen dem freien Tierfange überall. Der Grunbeigen- 
tümer konnte fi} die Jagd aber dadurch ſichern, daß er das Betreten 
feines Grunbftüds verbot, fei ed, daß er das Verbot an jeben ein- 
zelnen, ber das Grunbftüd jagenb betrat, ober an bie Gefamtheit 
richtete. Wer gegen das Verbot handelte, febte fi} der a. injuria- 
rum des Grundeigentümers, wer beim Jagen Yelbfrüchte befchäbigte, 
ber a. legis Aquilae, und mer ben Beſitz des Eigentümers durd) dag 
Jagen ftörte, dem interdietum uti possidetis aus. 

Gegenüber biefer römifchen Jagd freiheit entwidelte fi in 
Deutſchland ſchon früh ein mit dem Grundeigentum verbundenes 
und gefhügtes Jagd recht. Das in Freiheit befindliche Tier gilt 
zwar als berrenlos, aber die Verlegung bes Jagbrechts bildete ein 
Delitt. Geit dem 9. Jahrhundert nahmen bie deutſchen Könige in 
einzelnen ihnen nicht gehörigen Walbungen das Yagbredht für ſich 
in Anfprud und forfteten zu biefem Zwecke Wälder ein (Bann⸗ 
forften), und auch fonft wurbe das Jagdrecht mehr und mehr ein 
Zubehör ber größeren Grundftüde. Später unterſchied man höhere 
und niedere Jagd und überließ die leptere dem Grunbeigentümer, 
während bie erfiere ben Landesherrn oder anderen bevorzugten Per⸗ 
onen eingeräumt wurde. Auf biefe Weife entioidelte ſich feit dem 
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Ende des Mittelalters das Jagdrecht überhaupt oder wenigſtens die 
höhere Jagd zu einem Regal, das ber Ausübung nah an Privat 
perfonen verliehen wurde, und auch bie niebere Jagd wurde zu einem 
Vorrecht ber Nittergutöbefiger. Das Ergebnis biefer Entwidlung 
mar alfo, daß daß Jagdrecht zu einem dinglichen Rechte an frember 
Sache wurde. Die Landbesgefeggebung biefes Jahr— 
hunderts, indbefonbere feit 1848, gab das Yagdredt 
dem Grundeigentümer gzurüd, indeſſen nur bem 
Grundfage nad, denn aus polizeilichen und wirtſchaftlichen 
Gründen ift den Beſitzern Hleinerer Grunbftüde bie Ausübung des 
ihnen an ſich zuftehenden Jagdrechts unterfagt und nur ber Gefamt⸗ 
heit biefer Beſiher, d. 5. ber Gemeinde oder einer befonberen Jagb- 
genoſſenſchaft, geſtattet. Der Staat hat damit das Yagbregal ver= 
loren und bie Jagdhoheit behalten. 

Das BGB überläßt das Jagdrecht ber Landesgeſetzgebung 
(Art. 69 Einf.-Gef.). Nur über die Vorausfegung ber Aneignung 
wilder Tiere und über den Erfah des Wildfchabens hat es Veftim- 
mungen getroffen ($$ 958, 960, 835). 

Das Jagdrecht ift ein ausfhließlihes Ottu— 
pationsrecht. Daher fteht das einzelne jagbbare Tier zwar 
nit im Eigentum des Jagdberechtigten, es ift vielmehr, wie andere 
wilbe Tiere, herrenlos, die Erlegung eines jagbbaren Tieres durch 
einen Nichtberechtigten ift daher nicht Diebftahl, ſondern ein Delitt 
eigener Art, das ſchon durch bie zum Zwedcee der Erlegung von Tieren 
vorgenommenen Handlungen vollendet wird (88 292 ff. StGB), 
durch Dfkupation erwirbt das Eigentum aber nad) altem und neuem 
Rechte nur der Yagbberechtigte (8 958 |. $ 192 Nr. 1). 

Die Ausübung des Jagdrechts, nicht dieſes Recht jelbft, kann 
durch Vertrag anderen Perfonen übertragen werben. Iſt biefer Ver⸗ 
trag ein entgeltficher, jo fült er nicht unter den Begriff des Hoff- 
nungstaufes (emtio rei speratae), jonbern unter ben Begriff bes 
Pachtvertrags, denn feinen Gegenftanb bilden nicht die zu erlegenben 
Tiere, fondern das Recht der Jagbausübung. 

Iſt das Jagdrecht ein Recht bes Grunbeigentümers, fo fteht es 
ihm auch nur innerhalb der Grenzen ſeines Grundftüds zu. Daher 
ift das Recht der Jagd⸗ ober Wilbfolge, d. h. die Befugnis, bie 
auf dem eigenen Grunbftüde begonnene Ofkupation auf einem 
fremden Grunbftüde zu vollenden, bon ber neueren Gefeßgebung bes 
feitigt. 

8 186. Die Fiſcherei. 


Der berrenlofe Fiſch unterliegt der Okkupation, aber nur ber 
im offenen Meere und der an ber Meersküſte befindliche Fiſch ber 
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freien Okkupation (Rüftenfifcheret), der in andern Gewäſſern 
befindliche Fiſch der Olkupation burd; den außfglieklih Okfupa- 
tionsberechtigten Binnenfifcherei). 

Die Binnenfifcerei in Öffenilichen Gemäffern hat fich im Mittels 
alter (vgl. Constitutio de regalibus v. 1158) zum Regal aus- 
gebildet und ift biß heute Regal geblieben. Regalien aber 
finddem Staate ausſchließlich zuſtehende an fi 
privatrehtlige nugbare Rechte, deren Ausübung 
Privatperſonen eingeräumt werden kann. - 

An Gemeinvegemäflern ftand bisher das Fiſchereirecht meift 
allen Mitgliedern der Gemeinde zu. In neueren Geſetzen ift ben 
Gemeinben bie Pflicht auferlegt, die Fiſcherei entweder zu verpachten 
ober buch angeftellte Fifcher auszuüben. 

An Privatflüffen fteht das ifchereirecht ben angrenzenden 
Grundeigentümern bis zur Mitte bes Waſſerlaufes zu. 

Wie das Jagdrecht, fo unterliegt au das Fiſchereirecht einer 
Neihe polizeilicher Vorfchriften (3. B. über die Schonzeiten). Die 
Übertretung eines Polizeigebotes hindert aber nicht den Eigentums⸗ 
erwerb durch die gleichwohl vorgenommene Otkupation. 

Das BGB lüpt die Beſtimmungen über das Fiſchereirecht un— 
berührt (Art. 69 EG 5. BGB). 


$ 187. Bund, Schak, Strandgut. 


1. Eine Sache ift „verloren“, wenn fie dem bisherigen Befiger 
ohne beffen Willen entzogen ift, ohne daß eine andere Perfon gleich- 
zeitig den Vefig erworben hat. Daher find bloß „verlegte“ Sachen 
nicht verloren. Finder einer verlorenen Sache ift derjenige, ber 
fie nicht nur finnli wahrnimmt, fondern aud an fi nimmt. Er 
hatte nach römiſchem Rechte bie Detention ber Sache, der Eigentümer 
Tonnte fie ihm jeberzeit abforbern, falls nicht der Heraußgabeanfprud 
(rei vindicatio, a. Publiciana, neg. gestorum a. directa) ber= 
jährt mar. Deutfches Gewohnheitsrecht verpflichtete den Finder zur 
Anzeige, gab ihm die Möglichkeit bes Eigentumgerwerbs, wenn der 
Eigentümer ſich nicht melbete und gewährte ihm Anſpruch auf ein 
Fundgeld, wenn der Eigentümer fih meldete. Ihm ſchließt ſich das 
BGB (85 965 ff.) an. Auch nad) ihm ift der Finder — welcher Be— 
figmittler (8 868) ift!) — 

a) zur unberzüäglihen Anzeige be Yunbes an ben 
Verlierer, den Eigentümer, den fonftigen Empfangsberechtigten ober 
an bie Polizeibehörbe verpflichtet (8 965); er hat bie Sache zu ver = 


*) Der unehrliche Finder ift Eigenbeſiher $ 872. 
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wahren, gegebenenfalls öffentlih verfteigern zu laffen, Vor— 
ſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten (SS 966969); 

b) ber Finder hat das Recht, vom Empfangsberechtigten Erſatz 
ber Auslagen, bie er für erforberlich halten durfte, und einen 
Finderlobn zu verlangen, der bei einem Werte ber Sache biß zu 
300 Mark 5%, vom Mehrwert 1%, und bei Tieren immer 1% be» 
trägt, unb verloren geht, wenn ber Finder bie Anzeige unterlaffen 
ober den Fund auf Nachfrage verheimlicht hat; wegen biefer An- 
ſprüche hat der Finder ein Zurüdbehaltungsreht (88 970, 
971, 10001002); 

ec) mit bem Ablauf eines Jahres jeit der Anzeige des 
Fundes ober, wenn bie Sache nicht mehr ala 3 Mi. wert ift und ba- 
her eine Unzeigepflicht nicht beſteht ($ 965 Abf. 2), jeit dem Funde 
felbft erwirbt der Finder das Eigentum, ohne daß 
es eines Aufgebotsverfahrens oder eines Zufchlags bebarf ($ 973), 
ja der Eigentumserwerb Tann ſchon vor Ablauf des Jahres ein- 
treten, wenn nämlich der Finder bie befannt gemorbenen Empfang» 
berechtigten zur Erklärung über feine zu b) bezeichneten Rechte aufs 
forbert und biefe ſich innerhalb der ihnen geftellten Friſt nicht er- 
Hären ($ 974). Gegenftand des Eigentumserwerbs ift die Sache 
felbft oder ihr Verfteigerungserlös ($$ 966, 975). 
Infolge Verzichts bes Finders geht fein Recht auf den Eigentums» 
eriverb auf bie Gemeinde bed Fundorts über (F 976). Der Über: 
gang des Eigentums Hat auch das Aufhören jedes andern an ber 
Sache beftehenden Rechts zur Folge. Ein jeder aber, ber infolge des 
Eigentumsübergangs ein Recht (Eigentum ober ein fonftiges bing- 
liches Recht) verliert, Hat gegen ben Erwerber einen an eine dreijährige 
Ausſchlußfriſt gebundenen Bereicherungsanſpruch ($ 977). 

Gleichfalls bisheriger Gepflogenheit entſprechend, wendet das 
BGB bie für den Fund gegebenen Beſtimmungen auf diejenigen 
Sachen nit an, die in den Gefhäftsräumen ober ben Vefürberungs- 
mitteln einer öffentlichen Behorde ober einer dem öffentlichen Ver- 
kehre bienenben Verfchröanftalt gefunden werben. Diefe Funde wer- 
den öffentlich befannt gemadjt und darauf verfteigert; nach Ablauf 
von brei Jahren feit der Belanntmachung fällt ber Erlös an ben 
Fislus, bie Gemeinde ober Privatperfon, ber jene Räume, Beförde— 
rungsmittel ober Anftalten gehören ($$ 978—983). 

2. Nach altem und neuem Recht ($ 984) ift ein Schak eine 
Sache, bie fo lange verborgen gelegen bat, daß 
der Eigentümer niht mehr gu ermitteln ift; daß 
die Sache von Wert fei, verlangt das neue Recht nicht mehr. 
Wirb der Eigentümer ermittelt, fo ift bie Sache nicht Schag, fonbern 
Fund. Ob fie in einer beweglichen ober einer unbeweglichen Sache 
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verborgen war, ift gleih. Das Eigentum am Schatz erwirbt 
nad altem und neuem Recht zur Hälftederntbeder, zur 
andern Hälfte ber Eigentümer der Sache, in welcher 
ber Schaf verborgen war, und zwar kraft Gejeßes mit ber Ent⸗ 
bedung, nicht auf Grund einer Ofkupation, vorausgeſetzt, daß der 
Schatz infolge der Entbedung, gleichbiel, von wen, in Befig ge- 
nommen worden ift.:) Infoilgedeſſen erwirbt auch ein Geſchäfis— 
unfähiger. Die römifchen Süße, daß ber auf unbefugte Weife oder 
unter Anwendung von Zauberfünften nad Schähen fuchende feine 
Hälfte verwirkt, find nicht in das BGB übergegangen. 

3. Nach älterem beutfchen Recht erwarben die Meereö- oder 
Flußanwohner das infolge eine Unfalles im Wafler Schwimmende 
durch Okkupation, felbft wenn der Eigentümer befannt mar. Diefes 
fog. Strandredit erhielt fi bis in bie neuere Zeit. Das jetzige 
deutſche Recht beruht auf ber Reichs-⸗Strandungsordnung v. 17. Mai 
1874. Nach ihr haben diejenigen Perfonen, melde ſchiffbrüchiges 
Gut zu bergen geholfen haben, einen Anfpruh auf Bergelohn, 
imenn ber Eigentümer des Guts befannt ift. Die herrenlofen Güter 
find entweder ftranbtriftig, b. 5. von ber See an ben Strand 
gemorfen oder vom Strande aus geborgen, oder ſeetriftig, d. 5. 
vom Seegrunde aufgebracht ober auf offener See treibend. Erftere 
gehören dem Staate, legtere werben, wenn fich der Eigentümer nicht 
melbet, dem Berger zugemwiefen. Doch behält der Eigentümer fein 
Recht auf Herausgabe ober auf vie Bereicherung. 


B. Hnbeivegliche Sachen. 


$ 188. Grwerb im Falle freiwilliger Veräußerung. 


1. Geſchichte. Die freiwillige Veräußerung von Grunbftüden 
erfolgte im älteren römischen Recht durch mancipatio oder in 
jure cessio und erft fpäter durch den formlofen Att ber traditio. 

Ebenfo war auch nad} älterem beutfhen Rechter) die Ber- 
üußerung von Örumbeigentum ein feierlicher Alt. Veräußerung 
vertrag (sala) und Übergabe (vestitura) vollzogen ſich urfprüng- 
lich auf dem Grundftüd in einem einheitlichen Akte, in Gegenwart 
von Zeugen, indem der Veräußerer dem Erwerber zunächſt einen 


') Entbeder iſ der, „deſſen Tätigleit die unmittelbare Urſache ib, daß 
ber © ber Ver! orgenbeit entrüdt wird und Fmfolgebeften wieder in ben 
menſchlichen Verkehr aelangt“ (RG in Seuff. A. 51 No. 9). 

Heusler: Ynflitutionen des beutichen Privatrecht II S. 66 ff. 
He SUR LIE: 
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Handſchuh, das Zeichen ber Herrſchaft, und dann einen Zweig und 
ein Rafenftüc überreichte und barauf das Grunbftüd vor ben Augen 
ber Zeugen verließ. Entſprechende Erklärungen begleiteten dieſe 
ſymboliſchen Handlungen. Un anderen Orten vertrat namentlich bei 
der Vergabung an Kirchen bie Übergabe ber carta, d. i. der Ver⸗ 
tragäurfunde die Stelle ber feierlichen Übergabe des Grunbftüd. 
In dieſer älteren Zeit war alſo die Übergabe eine feierlihe Be— 
figeinmweifung. Dies änberte fi, ald man das Weſen fo- 
wohl ber Inveſtitur als ber Befigräumung in den mündlichen 
Erftlärungen erblidte, melde bie Übergabe bißher nur bes 
gleitet Hatten. Deshalb erſcheint ſchon zur Zeit der Rechtsbücher die 
Übergabe als ein vor bem echten Ding ſich bollziehender gericht= 
licher At, bei welchem bie Aufgabeerflärung bes Veräußerers, bie 
Auflaffung, das entſcheidende ift. Sie erfcheint, wie bei der römischen 
in jure cessio, alö Anerkennung des vom Erwerber geltend ge= 
machten Eigentumsübertragungsanſpruchs und zieht Die vom Richter 
an bie Anmefenven über etwaige Widerſpruchsrechte geftellte Trage 
(den Urfprung unferes heutigen Aufgebotsverfahrens) nad ſich. 
Wenn biefe ſchweigen und fich alfo „verfchweigen”, fo wirkt der 
Nichter dem Erwerber ben rieben, d. h. er erflärt ihm, baß er vor 
dem Wiberfpruche ber Anweſenden gefichert fei. Diefer Alt hat zur 
Folge, daß ber gerichtliche Auflaffungsatt diefelben Folgen hat, mie 
ein gerichtliche Urteil (Ausfhlußurteil!). Abweſende verloren ihr 
Widerſpruchsrecht nad; Jahr und Tag, der Erwerber kam dann in 
ben als „rechte Gewere“ bezeichneten Zuftand bes Gefiertfeins vor 
Widerſprüchen. Die wirklihe Befigübertragung trat bem 
Auflaffungsatte gegenüber zurüd. Als dann zunächſt in ben Städten 
der Auflaffung bie Eintragung de Aftes in ein öffentliches Buch 
folgte, bildete fi) die Anfchauung, daß das Eigentum mit der Ein» 
tragung übergehe. 

Dur) das eindringende römifche Recht wurde bie beutfchrechte 
liche Übertragungäform faft überall befeitigt und das Eigentum durch 
formlofe Trabition (f. oben $ 178) übertragen; nur vereinzelt erhielt 
ſich das Gebot gerichtlichen Abfchluffes des Weräußerungsvertrags 
ober nachträglicher Eintragung bes Eigentumswechſels. Neuere 
Lanbeögefege erforbern wieder einen öffentlichen, formalen Aft ber 
Übertragung und daran ſich fließende Eintragung. Ihnen folgt 
das BGB. 

II. Hentiges Recht. Nach dem BGB wird das Eigen— 
tum übertragen burh Auflaffung nnd Eintra= 
gung ($$ 873, 925). Die Auflaffung befteht in ber Eini- 
gung des Veräußerers und bes Erwerber, daß das Eigentum übers 
gehen folle. Sie muß bei gleichzeitiger Anweſenheit 
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beider Zeile mündlid vor dem Grundbuchamt erklärt werben 
unb if vor anbern dinglichen Verträgen durch die form ſowie da— 
durch außgezeichnet, daß fie wirkſam nur dann ift, wenn fie un- 
bedingt und unbetagt erflärt wird. Sie fann nur bom 
Eigentümer ausgehen und foll daher ($ 40 GBO) nom Grund- 
buchamt nur dann entgegengenommen werben, wenn der Veräußerer 
im Grundbuch ald Eigentümer des aufzulaffenden Grundftüds ein- 
getragen ift. Doch hängt die Rechtsmirkfamfeit der Auflaffung hier- 
von nicht ab. Sie kann übrigens auch dann erfolgen, wenn der Auf- 
laffende Erbe des eingetragenen Eigentümers ift, ohme daß es ber 
vorherigen Eintragung bed Erben bebürfte ($ 41 GBO). 

Die Eintragung bes Erwerbers vollendet ven Eigentums— 
übergang, daher ift auch nach der Auflaffung ber Veräußerer fo lange 
noch Eigentümer, biß die Eintragung bewirkt ift. 

Die Auflaffungserflärung Tann, da fie eine Willenserklärung 
ift (894 ZPO), durch ein reht8träftiges, bie Abgabe ber Er— 
tlärung gebietenbe® Urteil erfegt werben. Kann ober foll bie 
Auflaffung nicht fofort erfolgen, fo kann der Erwerber feinen (3. 8. 
durch einen Kaufvertrag begründeten) perfünlichen Anſpruch auf bie 
Eigentumsübertragung durch eine Vormerkung gegen eine zugunften 
eined andern Erwerbers etwa gefchehende Veräußerung fichern 
(88 885, 888). 

Da die Auflaffung ein felbftändiger dinglicher Vertrag ift, fo 
unterliegt fie felbftänbig den allgemeinen Grunbfägen von Willens» 
erklärungen. ft fie nad) biefen nichtig (insbeſondere infolge An= 
fehtung 8 142), fo geht tro Eintragung das Eigentum nicht über. 
Der bisherige Eigentümer ift als folder befugt, die Berichti— 
gung bes Grundbuchs gegen den gegenwärtig als Eigentümer Ein- 
getragenen durchzuſetzen und die Durchführung feines Verichtigungs= 
anfpruch® durch Eintragung eines Widerfpruches ſichern zu 
laffen. ft aber bie Auflaffung aus dem Grunde nichtig, weil ber 
Veräußerer, obwohl eingetragen, nicht Eigentümer ift ober weil er 
über das Grundftüd nicht verfügen darf, fo ift doch ber Ermerber 
durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs gefchügt, wenn er im 
Vertrauen auf das Buch erwarb ($$ 894, 892). Es kann demnach 
auch der Erwerb durch Auflaffung ebenfo wie der Erwerb durch Über» 
eignung ein originärer fein. Der Eigentumsübergang kann aber 
auch trog Gültigkeit ber Auflaffung auf Grund bes biefer zu = 
grunde liegenden Rechtsgeſchäfts (bed Kaufal- 
geſchäfts) oder wegen Frauduloſiiät der Übertragung angefoch— 
ten werben. In einem ſolchen alle Tann, da Eigentum über- 
gegangen, unb mit ber Anfechtung bed zugrunde liegenden Rechts— 
gefchäfts nur dieſes, nicht notwendig auch ber dingliche Vertrag ver= 
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nichtet ift, von einer Berichtigung des Grundbuchs nicht die Rebe fein, 
es bebarf vielmehr ber Rüdübertragung bes Eigentums, 
melde der Veräußerer durch Geltendmahung feines perſön— 
lichen Anſpruchs auf Wieberherftellung des früheren Zuftanbes er- 
zeicht, und biefer Anſpruch kann duch eine Bormerlung ge 
fihert werben. 


$ 189. Andere Fälle des Gigentumserwerbes. 

1. Wer eine Ehe fließt, in welcher Gütergemeinfdaft gilt, er- 
wirbt nach altem und neuem Recht wie an allen Sachen, fo aud an 
den Grundftüden, deren Gigentümer der andere Ehegatte ift ober 
während der Ehe wird, das gemeinfchaftliche Eigentum, ohne daß 
es einer Übertragung durch Rechtsgeſchäft, und alfo der Auflaf= 
fung bebürfte. Iſt ber eine Ehegatte im Grundbuch, eingetragen, 
To ift die Eintragung fortan eine unrichtige, der andere Ehegatte ift 
aber verpflichtet, gun Berichtigung mitzuwirken ($$ 1438, vgl. auch 
1519 ff). Der Erwerb ift ein berivativer. 

2. Das Eigentum eines im Wege der Zwangsverſteigerung ver⸗ 
äußerten Grunbftüds geht mit dem Zufchlage, d. i. mit ber Ver— 
kündung des den Zufchlag ausfprehenden gerichtlichen Beſchluſſes 
auf ben Erfteher über (88 89, 90 ZwſtG), und zwar im Gegenfage 
zum gemeinen Recht auch dann, wenn der Schuldner nicht Eigentümer 
war (88 37 Nr. 5, 91 daf.). Der Erwerb ift alfo ein originärer. 

3. Im Falle der Enteignung geht nach beutfchem Landesrecht 
das Eigentum mit der Zuftellung ber die Enteignung ausſprechenden 
Verfügung der Behörde auf den Unternehmer über. 

4. Dad Recht der Aneignung eines herrenlofen Grunbftüds 
fand nad; römiſchem Recht jedem, nach beutfchem Recht dem Könige 
au; Landesrechte räumen ed dem Gtaate ein. Ahnen folgt das BGB 
(8 928) betreffs bes vom Eigentümer aufgegebenen Grunbftüd. 
Über ben Verzicht ſ. oben ©. 532, Die Aneignung erfolgt, indem fi 
ber Fislus des Bunbesftaates, zu dem das Grundftüd gehört, ein- 
tragen läßt. 

5. Nach altem Recht unterlagen Grundſtüce ver Erfigung, das 
neue Recht läßt die Erfigung eines Grundftüds nicht mehr zu, gleiche 
viel ob das Grundſtück im Grundbuch verzeichnet ift oder nicht. Eine 
früher begonnene Erfigung hat daher mit dem 1. Januar 1900 aufs 
gehört. Das BGB hat jedoch zwei Mittel gerährt, einen tatſächlich 
beftehenden Zuftand nach Ablauf eines Zeitraums zu Recht werben 
au laffen: 

a) die Buch- (Zabular-) Erfigung bes $ 900, monad; ber- 
jenige Eigentum erwirbt, der, ohne Eigentümer zu fein, 30 Jahre hin⸗ 
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durch als Eigentümer eingetragen fteht und während berfelben Zeit 
den Eigenbefiß hat; 

b) die Eintragung auf Grund Ausſchlußurteils. Hat 
jemand durch 30 Jahre, ob mit ober ohne Titel, in gutem ober böfem 
Glauben den Eigenbefig eines Grundſtücks gehabt, fo kann er das 
Aufgebot des Eigentümers beantragen ($ 979 ZPO) und fi auf 
Grund des Ausfhlußurteils eintragen lajfen. Damitermirbt 
erdas Eigentum. ft ber Eigentümer eingetragen, jo ift das 
Aufgebot nur zuläffig, wenn er geftorben ober verfchollen ift und 
feit 30 Jahren feine Eintragung erfolgt if, die der Zuftimmung bes 
Eigentümers bedurfte ($ 927 BGB). 

6. Nach Art. 65 EG z. BGB bleiben bie landesgeſetzlichen, alfo 
auch bie gemeintechtlichen Vorfchriften über Anlanbungen, entftehenbe 
Inſeln und verlaffene Flußbeiten unberührt. 

a) Unter Anlandungen wird ſowohi die alluvio, d. i. die all= 
mãähliche Anſchwèmmung, al3 bie avulsio, d. i. ein von einem Ufer- 
grunbftüd abgeriffenes und an ein anderes Grunbftüd angefehtes 
Stüd Land verftanden. Die allavio fällt fofort in das Eigentum 
von dem, an beffen Grunbftüde die Anſchwemmung erfolgt, bie 
avulsio bagegen erft, wenn das angefegte Siück mit bem Ufergrund- 
ftüd verwächſt; bis dahin ändert fi) das Eigentum an ber 
avulsio nicht. 

b) Die insula in flumine nata wird Eigentum ber= 
jenigen, denen bie Ufergrunbftüde gehören, gleichviel ob bie Inſel 
in einem privaten ober einem öffentlichen Fluß entfteht, und zwar 
nad) einer durch bie Mitte bes Fluſſes gehenden Grenzlinie; 

©) das verlaffene Flufbett (alveus derelictus) fällt den Ufer— 
eigentümern zu. 


8 190. Das Gigentum mehrerer. 


1. Begriff. Da zum Begriffe des Eigentums die Ausfchlieh- 
lichkeit der Herrfchaft gehört, kann e8 kein Eigentum mehrerer an 
berfelben ganzen Sache geben (duorum ejusdem rei dominium 
in solidum esse non potest. 1. 5 $ 15 D. 13, 6). Wohl aber 
Tann nach römiſchem, deutſchem und neuem Recht das Eigentum an 
einer Sache unter mehrere Perfonen in ber Weife geteilt fein, daß 
jedem ein gebacter (iveeller) Teil der Sache zu— 
fteht. In biefem Fall ift der ibeelle Zeil Gegenftanb eines bes 
Tonberen Rechts des einzelnen Miteigentümers, biefer kann über ben 
Teil frei verfügen, ihm alfo veräußern und verpfänben, ohne an bie 
Zuftimmung der andern Miteigentümer gebunden zu fein. Die 
Gemeinihaft kann jeder Zeit gelöft werben. 

Eine Reihe deutſchrechtlicher Inſtitute, insbeſondere bie Gaus 
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erbfehaften, Gefamtbelehnungen, bie eheliche Gütergemeinfchaft u. a. 
haben zur Aufftelung des Begriffes Gefamteigentum ober 
Eigentum zur gefamten Hand geführt. Allen ven Rechtäverhält- 
niffen, auf bie man biefen Begriff anmenbet, ift daB eine gemein- 
fam, daß ber einzelne Gemeiner fejter mit ber Gefamtheit verbunden 
ift als im alle des oben harakterifierten, kurziveg als römiſch be— 
zeichneten Miteigentum. Diefe Erſcheinung hat dazu geführt, 
dem Gefamthänber das Sonberreht an einem einzelnen Teile 
abzufprechen und baber anzunehmen, daß jedem Eigentum an ber 
ganzen Sache zuftehe; andere haben die Gejamtheit zu einer Körper— 
ſchaft erhoben, andere wieberum von einem Eigentum der Gefamtheit 
reben bem Eigentum ber einzelnen geſprochen. Als herr- 
ſchende und in das BGB übergegangene Auf- 
Taffung aber muß diejenige bezeichnet werben, bie hier ein 
gemeinfcaftliches Eigentum ohne Quotenteilung und daher ohne 
Verfügungsrecht ber einzelnen über ben Zeil annimmt. 


II. Jetziges Net. Das BGB tennt beide Formen 
gemeinfhaftligen Eigentums, und zwar fieht es als 
Die gemöhnlihe und normale Geftaltung des gemein- 
ſchafilichen Eigentums das fog. römifde Miteigentum mit 
feft begrenzten, ber_freien Verfügung des einzelnen unter- 
Tiegenden Quoten an. Nach biefer Grundauffaffung ift bie Lehre 
von der Gemeinfchaft ($$ 7A1ff., ſ. oben ©. 456) gebilbet: eine 
Gemeinfhaft kann an jedem Vermögensgegenſtande beftehen, ins— 
befonbere an körperlichen Sachen; im legteren Falle ſpricht das BGB 
bon Miteigentum, dieſes ift alfo nur eine Art der Gemein- 
ſchaft, weshalb auf fie die 88 741ff. und einige wenige, auß- 
ſchließlich für das Miteigentum verwendbare Grundſätze ($$ 1008 
bis 1011) zur Anwendung kommen. 

Dieſe individualiſtiſche Geſtaltung ber Gemeinſchaft iſt aber 
wegen ihrer Beweglichteit und Lösbarkeit nicht geeignet, hen An— 
forderungen zu genügen, melde auf die Dauer berechnete Gemein- 
ſchaften an die Bindung des einzelnen, d. i. an die Hingabe feiner 
Serbftänbdigkeit fielen. Daher find Gemeinſchaften diefer Art (f. 
©. 456) ald Gefamteigentum geftaltet, d. h. ala Gemein- 
ſchaftsverhältniſſe o h n e feft beftimmte Quoten. Der Anteil bes ein- 
zelnen unterliegt daher nicht ber freien Verfügung be einzelnen, und 
die Auflöfung ber Gemeinſchaft ift erſchwert. 

Die Veräußerung eines Miteigentumsanteil unterliegt nad 
altem und neuem Rechte ſachenrechtlichen Grunbfägen, fie bebarf alfo 
der Befigübertragung bzw. ber Auflafjung. überträgt der bisherige 
Alleineigentümer einer beweglichen Sache einen ibeellen Anteil, fo 
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genügt ber Vertragsſchluß, um Beſitz und damit Eigentum zu über- 
tragen (RG 13, 179, $ 930 BGB). 

Da dem einzelnen nur ein Anteil zufteht, ſo kann bie ganze 
Sade Gegenftanb eines dinglichen Rechts eines einzelnen Miteigen- 
tümers fein ($ 1009). 

Die Anſprüche aus dein Eigentum kann Dritten gegenüber 
jeber einzelne Miteigentümer geltend machen, die Herausgabe ber 
Sache kann er aber nur in ber Weife verlangen, daß bie Sache an 
alle heraußgegeben oder für alle Hinterlegt oder einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Verwalter übergeben wird (88 1011, 432). 


Der Schutz des Eigentums. 


A. Der Herausgabeanſpruch. 
$ 191. Das frühere Recht. 


1. Nah römifhem und gemeinem Rechte ſtand der Heraus— 
gabeanfpruc ober bie Vindikation (rei vindicatio) dem Eigen— 
tümer gegen benjenigen zu, ber bie Sache Hatte; gerichtet war 
der Anſptuch auf Erlangung des Beſitzes der Sache. Hatte ber 
gegenwärtige Befiger die Sache vom Kläger felbft, aber in einer 
Weiſe erhalten, daß er nicht Eigentümer wurde, jo beburfte es ber 
Anftellung der Vinbilation mit ihrem ſchwierigen Beweiſe regel⸗ 
mäßig nicht, es genügte vielmehr die condictio possessionis oder 
eine anbere perfünliche Stlage. Die Bebeutung ber Vinbilation lag 
in dem Schuße, ben fie dem Eigentümer gegen Dritte gewährte, 

Begrünbet wurde fie damit, daß ber Kläger fein Eigentum und 
den Beſitz des Beklagten bewies. 

Der Eigentumsbeweis konnte nur in ber Weiſe geführt werben, 
daß bie Tatfachen dargetan wurden, durch melde der Kläger das 
Eigentum erworben hatte. Hatte er berivatin erworben, fo mußte 
er auch nachweiſen, daß fein Rechtsvorgänger Eigentum gehabt, alfo 
einft erworben hatte. Lag auch diefeın Erwerb ein berivativer Titel 
augrunbe, jo fonnte ber Beweis ein fehmieriger werben: der Kläger 
war dann genötigt, entweder bis auf denjenigen Rechtsurheber 
zurüdzugehen, ber die Sache originär erworben Hatte, und dann 
natürlich die Vorausſetzungen diefes Erwerb darzutun ober durch 
Zufammenrechnung feiner eigenen mit ber Beſitzzeit feiner Vorgänger 
die vollendete Erfigung nachzuweiſen. In der accessio possessio- 
nis lag bei der Kürze der Erſitzungszeit für das ältere römifche Recht 
ein einfaches Mittel ber Erleichterung des Eigentumsbeweiſes. 

Verklagt konnte nur werben, wer die Sache hatte (qui tenet et 
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habet restituendi facultatem). Wie er zum Befige gelangt, und 
wie ber Beſitz befchaffen war, hatte auf die Herausgabepflicht des 
Beklagten feinen Einfluß. Auch wer im Namen eines andern befaß, 
tonnte belangt werben. 

In zwei Fällen wurbe berjenige, ber nicht beſaß, fo behandelt, 
als ob er befäße (fietus possessor). Wenn ber Beflagte dolo 
desiit possidere, b. 5. die Sache veräußert, verzehrt, vernichtet 
Hatte, obwohl er wußte, daß er nicht Eigentümer, jo haftete er dem 
Kläger auf ben vollen Wert der Sache; und wenn er dolo liti se 
obtulit, fi fälſchlich für den Beſitzer auögegeben hatte, jo war er 
dem Kläger zum Werterfa verpflichtet, obwohl dieſer die Sache felbft 
vom wahren Vefiger fordern konnte. In beiden Fällen war bie Klage 
die Vindikation. 

Einteben konnten für jet ober für immer bie Abweiſung ber 
Klage zur Folge haben. Wenn er Aufmenbungen für die Sache ge- 
macht hatte, mar ber Beklagte von ber Heraußgabepflicht frei (er 
hatte eine Retentionseinrede, exc. doli generalis), biß der Kläger 
den Aufwand erfegte. Der unrebliche Befiger Hatte das Recht auf 
Erfaß notwendiger, ber rebliche auch auf Erſatz nützlicher Auslagen, 
er mußte fi} aber bie vor dem Progeßbeginne gezogenen Früchte ab» 
rechnen laſſen. Nur wenn die Sache dem Eigentümer erhalten, und 
nur menn und infomeit ber Eigentümer einen Vorteil Hatte, war 
ex erfaßpflichtig. Aufwand, ber nicht erfeßt murbe, fonnte vom Be— 
Hagten ohne Schäbigung ber Sache meggenommen werden (jus 
tollendi). Aber auch fomeit er ein Erfakrecht hatte, konnte er es 
nur im Wege ber Zurüdbehaltung geltend machen. 

Enbgültig befreit mar ber Bellagte, wenn er nachwies, daß er 
das Eigentum ober ein anderes Recht auf den Befik der Sache er- 
langt oder daß er ober fein Vorgänger durch ein Veräußerungs- 
geihäft, das der Kläger felbft geichloffen ober das er gegen ſich 
gelten laffen mußte!) das aber nicht ſchon felbft den Eigentums» 
erwerb des Bellagten, ſondern nur die Erlangung eines perfönlichen 
Rechts auf Eigentumsverſchaffung begründete, die Sache in feinen 
Beſitz befommen hatte (exo. rei venditae et traditae), 

Die Verurteilung des Bellagten ging immer auf Herausgabe 
ber Sache mit allem, was zu ihr gehörte (cum omni causa), fie 
tonnte auf Verlangen des Klägers dem Beklagten aud; Anerkennung 
bes Hägerifchen Eigentums auferlegen. Im älteren römifchen Recht 
ging nur das arbitrium de restituendo auf Herausgabe ber 
Sache, die sententia dagegen auf die Summe, bie ber Kläger durch 
das juramentum in litem als Wert der Sache bargetan hatte”) 


) 3. 8. weil e& fein Erblafler geſchlofſen 
’ & meinen — ee . 1891. ©. 56, 
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Der Umfang ber omnis causa richtete fi) nach ber Neblichkeit 
ober Umnreblichteit des Beſiters. Der unrebliche haftete aus feinem 
Delitt auf allen Schaden, ber dem Eigentümer dadurch entftand, ba 
er bie Sache nicht hatte und daß ber Beklagte die Sache nicht wie 
eine ihm anvertraute behiitete. Daher baftete er vor dem Prozeß⸗ 
beginne für omnis culpa, nad; dem Progeßbeginn aud) für Zufall, 
wenn nicht etwa der Zufall die Sache aud beim Kläger getroffen 
haben würbe; er hatte ferner allen Gewinn heraußzugeben, ben er 
gezogen hatte ober hätte ziehen Tönnen, benn diefer Gewinn war dem 
Kläger entgangen. Der redliche Befiger murbe verantwortlich erft 
mit dem Progeßbeginne, nad) diefem Zeitpuntte Haftete auch er für 
omnis culpa. Die Früchte, die in dieſem Augenblicke noch bor- 
handen waren, mußte er zwar heraußgeben, für diejenigen aber, bie 
nicht mehr ba waren, brauchte er feinen Erfah zu leiften; nach dem 
Progeßbeginne war er nur Verwalter der Sache für den Eigentümer. 

2. Es konnte gefhehen, bafı ein unredlicher Befiker im Beſitze 
belaſſen werben mußte, weil der Eigentümer den ſchwierigen Eigen- 
tumsbeweis nicht führen, ein Ufufapionsbefiger aber vor vollendeter 
Erfigung diefen Verweis überhaupt nicht unternehmen konnte. Das 
prãtoriſche Recht ftellte indeflen in ber actio Publiciana. 
die an beftehenves Recht anknüpfen mußte und dies in ber Weile 
tat, daß fie die begonnene Ufufapion als vollendet fingierte, dem⸗ 
jenigen ein Rechtsmittel zur Verfügung, der die Vorausfegungen 
einer begonnenen Erſitzung. alfo namentlich; eines Titels, nachweiſen 
tonnte. Auch diefe Klage ging gegen ben, ber die Sache hatte, gleich- 
viel ob er Detentor, reblicher ober unteblicher VBefier mar. Sie ging 
aber nicht gegen den Eigentümer, es fei denn, ba feine Eigentums= 
einrede mit ber replicatio rei venditae et traditae gefchlagen 
werben konnte, fie ging aber auch nicht gegen ben Ufufapionäbefier, 
denn in pari causa potior est possessor, e3 fei denn, daß Kläger 
und Beflagter von bemfelben Rechtänorgänger reblich erworben hatten 
und ber Kläger ben Beſitz zuerſt erhalten Hatte. Die Klage konnte 
alfo aus gegen einen Schlehterberedtigten Erfolg haben. 

Das deutſche Recht?) erblicdte in ber Gemwere eine Vermutung 
für vie Recht an ber Sache. Daher trat derjenige, welcher Heraus⸗ 
gabe der Sache von dem gegenwärtigen Inhaber der Gewere ver⸗ 
Tangte, mit der Behauptung auf, daß bie Gewere ihm, nicht dem 
Beklagten gebühre. Veftritt der Beklagte einfach daß vom Kläger 
behauptete Recht, jo Tam der Kläger zum Beweiſe; behauptete der 
Vellagte eine beſſere (färkere) Gemere, fo hatte er biefe feine Ber 
bauptung zu beweifen. Der Streit beivegte fi alfo nicht, wie im 
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römiſchen Recht, um den Nachweis des Eigentums, fondern um das 
relativ beffere Recht. Beim Streit um unbemeglide Sachen 
mar ber Beweis erleichtert durch die Öffentlichkeit ber Handlungen, 
melde Rechte an Immobilien begründeten. Daher kam früh der 
Grundſatz auf, daß zum Beweiſe eines Rechts der Hinweis auf bie 
Eintragung im öffentlichen Buche genüge. 

Auf Wiedererlangung beweglider Sachen 
gab das beutfche Recht zwei Rechtsmittel, aber nicht dem Eigen- 
tümer als folchem, fonbern bem, ber fie in ber Gemere gehabt hatte. 

a) Wer den Befig wider feinen Willen verloren 
hatte, fonnte die Sache vom gegenwärtigen Beſitzer zuriidverlangen. 
Der Stläger bewies, daß er die Sache, die jet der Beklagte habe, 
gehabt, und nichts getan hahe, den Beſitz der Sache aufzugeben. 
Der Beklagte konnte bei der Eigentümlichteit des beutfchrechtlichen 
Beweisſyſtems nicht den Gegenbeweis führen, daß der Stläger bie 
Sade nicht gehabt, er konnte nur einwenben, daß ber Kläger bie 
Sade nicht unfreiwillig verloren habe. Er konnte inäbejonbere 
feinen Gemährsmann benennen und biefem die weitere Prozeß—⸗ 
führung überlafjen. Konnte biefer oder ber Bellagte felbft bie 
Hägerifche Behauptung von ber Unfreimilligteit bes Beftknerluftes 
nicht widerlegen, fo wurde ber Bellagte zur Herausgabe verurteilt. 
Nach manchen Rechten konnte der Beklagte Erftattung bes Kauf: 
preifes vom Kläger verlangen, wenn er die Sade auf dem Marie 
gekauft hatte. 

b) Wer feine Sade einem andern überlaffen ober 
anvertraut hatte, tonnte fie nur von biefem, nicht vom dritten Be— 
Tiger zurüdverlangen. „Hand muß Hand wahren”. „Wo du beinen 
Glauben gelaffen haft, da follft du ihn wieberfuchen“. 

4, Das nenere dentidje Recht verfagte oder erfchwerte im 
Intereſſe der Sicherheit bed Verkehrs in einzelnen Fällen die Eigen- 
tumdverfolgung, in anberen Fällen aber erleichterte es biefe Der 
folgung. 

a) Die Vindikation war ausgefhloffen in ven Fällen 
eines Rechtserwerbs auf Grund guien Glaubens, benn in biefem 
Falle hatte der rebliche Erwerber das Eigentum erlangt (Art. 306, 
307 HGB a. %. Art. 36, 74 WO Art. 305 HGB a. %.). 

b) Vielfach mar die Vindikation ausgefhloffen gegen 
den, ber in öffentlicher Verfteigerung ben Zufchlag erhalten, ober 
im Vertrauen auf das öffentliche Buch gehandelt hatte. 

ec) Erſchwert mar partifularrehtli die Vindikation gegen 
den, ber buch läftigen Titel reblich erworben hatte, dadurch, daß 
fie nur gegen Erftattung beffen zuläffig mar, mas der Bellagte für 
die Sache gegeben hatte. 

Engelmann, D. bürgerliche Reit Deutfhlands. IV. Kuft. 35 
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Durch die Zulaffung eines Eigentumgerwerbs auf Grund guten 
Glaubens war für den Erwerber der Nachweis bes Eigentums er- 
leichtert. Bei unbeweglichen Sachen legte man dem Bucheintrag bie 
jenige Legitimationskrafi bei, die im älteren deutſchen Recht bie 
Gewere hatte, b. h. man gewährte dem eingetragenen Eigentümer 
als ſolchem alle Stlagerechte des Eigentümers. Endlich hatte man 
bie a. Publiciana partifularrechtlich zu einem Rechtsmittel umge- 
ftaltet, das dem auf ben Beſitz beffer Verechtigten gegen ben fchlechter 
Berechtigten zuftand. Die Klage verfolgte alfo nicht mehr ein ab- 
folut gegen alle, fondern nur ein relativ gegen beflimmte Perſonen 
wirkendes Recht. 


8 192. Das neue Red. 

Das BGB gewährt gleich dem alten Recht eine Eigentumsklage 
und eine Klage aus früherem Befike. 

1. Die Eigentumsklage ift der gemeinrechtlichen rei 
vindicatio nadgebilbet, Hat aber die Anfhauung bon 
der durch ben Beſitz begründeten Eigentumsvermutung dem beutfchen 
Recht entlehnt. Sie fteht dem nicht befigenden Eigentümer gegen 
den Befier gu und verlangt Herausgabe der Sache ($ 985). Der 
Klagantrag braucht alfo nur auf Herausgabe gerichtet zu werben, 
bo fann mit dieſem Leiftungsanfpruce der Anſpruch auf Feſt⸗ 
ftellung des Hlägerifchen Eigentumß verbunden werben. 

Die Klage kann nur gegen ben Befißer gerichtet werben, ber 
Nietus possessor ift dem BGB unbelannt. Befiger ift nach $ 868 
auch ber mittelbare Beſitzer;)) durch den unmittelbaren Beſiher übt 
er eine Herrfchaft über die Sache aus und Tann fomohl zur Ab- 
treiung feineö gegen ben unmittelbaren Beſitzer beftehenben Heraus⸗ 
gabeanſpruchs als auch unmittelbar zur Herausgabe der Sache ver= 
urteilt werden. Wirb ber unmittelbare Befiger verklagt, fo Tann 
er biejenigen Verteidigungsrechte gebrauchen, die dem mittelbaren 
Vefiger zur Verfügung geftanden haben würden, er fann ferner ben 
mittelbaten Befiger benennen, ihm bie Prozekführung überlaffen 
und, falls biefer bie Prozepführung nicht übernimmt, bem Klag- 
antrage genügen. Hat er ben Prozeß übernommen, fo wirkt bie 
Rechtskraft und die Vollſtredbarkeit bes gegen ben mittelbaren Be- 
figer erlaffenen Urteils auch gegen den unmittelbaren Befiker ($ 76 
3R0). 

Zu biefem Hauptanfprude Tönnen Nebenanfpräde treten, 
denn die Heraußgabepflicht erſtredt fich auf bie omnis causa. 


3) Hierüber ift Streit. Im Zert ift bie herrſchende Anſicht wieber- 
gegeben. 
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Befiger hat dem Eigentümer ven Schaden zu erfehen, ben dieſer 
dadurch erleidet, af er bie Sache infolge eines Verſchuidens 
bes Beſitzers nicht oder nicht in dem Zuftande erlangt, in dem ſich 
bie Sache vorher befand. Diefe Haftung tritt beim unreblichen Bes 
fiber mit ber Vefigergreifung, beim reblichen Veſiher mit der Rechts- 
bängigfeit der Eigentumstlage ein ($$ 989, 990). Yat ſich ber 
Refiger aber bie Sache durch verbotene Eigenmadt ober durch eine 
frafbare Handlung verfchafft, fo haftet er nad) den Grunbfägen von 
unerlaubten Handlungen, alfo auch für den Zufall ($$ 992, 848). 

Die Nugungen ber Sade find 

1. Gegenftand der Vindikation, foweit fie der Befiger 
J Fra ber Rechtshängigkeit gezogen hat (fructus percepti, $ 987 

.D; 

2. Gegenftand eines Schadensanſpruchs, wenn fie der 
Beſitzer nach ber Rechtshängigkeit hätte ziehen können, aber zu 
stehen ſchuldhaft unterlaffen Hat (8 987 Abf. 2), und ferner wenn 
5 BR N nreblicher Beſitzer gezogen hat ober hätte ziehen können 

3. Gegenftand eineg Bereicherungsanſpruchs und 
aivar 

a) ſoweit der Beſitzer, welcher die Sache unentgeltlich er- 
worben, vor ber Nechtshängigteit Nutzungen gezogen hat ($ 988), 

b) fotweit der Vefiger, der nicht aus anderem Rechtögrunde zur 
Herausgabe ober Erftattung ber Nutzungen verbunden ift, Nutzungen, 
melde über ben orbnungsmäßigen Ertrag der Sache hinausgehen 
(alfo 3. B. durch einen Windbruch veranlaßt find), tatfächlich ge— 
zogen hat (66 993, 99); 

Der Bereiherungd- ober Schadenserſatzanſpruch Tann mit der 
Zinbifation verbunden werben. 

Gegenauſprũche. 1. Der Befiker hat Anſpruch auf Erſatz von 
Verwendungen. Doc weicht dad BGB in einigen Punkten 
dom gemeinen Recht ab. Notwendige, d. h. ber Erhaltung ber 
Sade dienende Verwenbungen find dem redlichen Befiger ſtets, dem 
unredlichen aber und dem teblichen Beſiher nach der Rechtshängigkeit 
nad den Grundſätzen bon ber unbeauftragten Gefhäftsführung, 
nihtnotmenbige Verwendungen aus ber Zeit vor ber Rechts— 
Hängigteit find nur dem reblichen Beſitzer und aud nur infomeit zu 
erſehen, ald der Wert der Sache noch zu ber Zeit erhöht ift, zu 
welcher ber Eigentümer die Sache wiebererlangt. Der Befiker hat 
wie bisher ein Zurüdbehaltungdredt, das ihm nur dann 
fehlt, wenn er bie Sache durch eine borfägliche unerlaubte Handlung 
erlangt bat, das aber zu einem Pfandrechte gefteigert ift und im 
Konturfe des Eigentümers ein Recht auf abgefonverte Befriedigung 
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gewährt. Der Befiger hat ferner, abweichend vom gemeinen Recht, 
ein Klagerecht. es Klagerecht ift für den Fall, daß ber Be— 
figer die Sache dem Eigentümer herausgibt, an eine Yrift von 
einem Monat bei beweglichen, von ſechs Monaten bei unbeweglichen 
Sachen gebunden. Vorausſetung bes Erſatzanſpruchs ift jedoch ent⸗ 
weber Wiebererlangung ber Sad durch den Eigentümer, ober Ge= 
nehmigung ber Verwendungen durch ben Eigentümer. Als Ges 
nehmigung gilt die Annahme ber Sache troß bed vom Befiger aus⸗ 
gefprochenen Vorbehalt? feines Erſatzanſpruchs. Nah altem und 
neuem Rechte kann ber Befiger auch für bie von feinem Rechtsvor—⸗ 
gänger gemachten Aufwenbungen Erfah beanſpruchen (88 994—1003 
BOB 5 4INL.ZKO). 

2. Ein (gegen ben Eigentümer gerichtete, aber perfünliches) 
Abtrennungsredt (jus tollendi) Hat ber Beſitzer nad 
neuem Rechte ($ 997), wenn er mit ber Sache eine andere Sache al 
mwefentlihen Beftandteilderbunden hat, es fei benn, 
daß bie Verbindung zur Erhaltung ber Sache erforberli war und 
dem Befiger die Nußungen zufielen, ober daß bie Trennung für ihn 
feinen Wert hat ober endlich, daß ihm ber Wert, den ber abgelöfte 
Beſtandteil für ihn haben würde, erfeßt wird. Das Recht bezweckt 
Die Löfung der durch bie Verbindung herbeigeführten ($$ 93, 946 ff.) 
Rechtsfolgen und enthält zugleich ein Recht der Aneignung ($ 958). 

Beſonders wichtig find bie Abweichungen bes BGB vom biß- 
berigen echt betreffs der Begründung ber Eigentumäflage. Zwar 
hat auf nad ihm ber Kläger fein Eigentum und den 
Befig des Betlagtenzubemeifen. Diefer Beweis kann 
troß ber Verallgemeinerung bed Rechtsgrundſatzes, daß der Erwerber 
Eigentum erlangt, wenn er in reblihem Glauben bzw. im Der- 
trauen auf das Grundbuch erwarb, fhwierig werben. Das BGB 
verfhiebtaberbie Beweislaftdurd feine Eigen=- 
tumövermutungen und erleichtert oder erſchwert 
hiernach bie Rechtsverfolgung. 

A. Iſt Gegenſtand der lage eine unbemegliche Sache, fo 
greift (8 891) die Vermutung Pla: daß derjenige als 
Eigentümer eines Grunbftüds gilt, der im 
Grundbuch als folder eingetragen ift. Die Legitis 
mationöfraft ber Gewere ift alfo nach neuem Rechte für Immobilien 
vom Beſitze Iosgelöft und auf den Bucheintrag übergegangen. Der 
Kläger braucht fi demnach zur Begründung ber Eigentumäflage 
nur auf feine Eintragung au berufen, ber Beklagte kann bie Unrich⸗ 
tigteit der Eintragung, ein ihn zum Fefthalten des Bſitzes befugendes 
bingliches ober perfünliches Recht (3. B. Miete) ober einen vom 
Kläger ober deſſen allgemeinem Rechtsvorgänger hergeleiteten An—⸗ 
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ſpruch auf Eigentumgübertragung (e. rei venditae et traditae) 
bartun. Macht er die Unrichtigkeit ber Eintragung oder den Ans 
ſpruch auf Auflaffung nicht im Wege ver Widerklage, ſondern durch 
Einrebe geltend, fo erzielt er zwar bie Abweiſung ber Klage, dagegen 
nicht auch feine eigene Eintragung. 

B. Iſt Gegenftand der Klage eine bewegliche Sade, fo 
Iommt die Eigentumsvermutung aus gegenwärtigem und aus frü- 
herem Befig in Betracht. 

1. Der gegenwärtige (Eigen) Beſitzer der Sade gilt als 
deren Eigentümer ($ 1006). Indem der Kläger behauptet, 
daß der Beklagte hefige, ſchafft er ſich alfo felbft bie Grundlage für 
die feinem Gegner zuftehende exceptio dominii. Diefe Vermutung 
erſchwert bemnad dem Kläger die Rechtsverfolgung. Denn er 
ann fi) ihr gegenüber nicht mehr, wie nad} gemeinem Recht, auf ben 
Beweis beichränten, daß er das Eigentum erworben Habe, er muß 
vielmehr außerdem jene Vermutung wiberlegen, d. h. 
entiveber 

a) nachweiſen, daß ber Beflagte ven Vefig in einer Weife er- 
langt habe, daß er nicht Eigentümer geworden fein kann, ober 

b) nachweiſen, daß er jelbft bie Sache früher befeflen, aber 
wider Willen verloren habe; denn bamit beweiſt er, daß er felbft 
mit dem Befige nicht auch das Eigentum verloren und ber Beklagie 
die Sache nicht auf dem Wege ber Übergabe und des guten Glaubens 
erworben haben kann ($$ 1006, 935). Daher ift biefer Beweis ohne 
Belang unb nur ber Beweis zu a möglich, wenn Gelb ober Inhaber⸗ 
Papiere vinbiziert werben ($ 935). 

2. Bon einem früheren (Eigen-)Befiter mwirb 
vermutet, daß er während ber Dauer feines Be- 
figes Eigentümer geweſen fei ($ 1006 Abſ. 2). Diefe 
Vermutung erleichtert bem Kläger bie Rechtsverfolgung. Denn 
indem er nachweift, daß er Beſitzer gemefen, führt er ven Nachweis, 
daß er jedenfalls bis zu feinem Beſibberluſte auch Eigentümer ges 
wefen iſi. Er hat alfo den nad; gemeinem Recht häufig fo ſchwierigen 
Eigentumsbeweis nur bann zu erbringen, wenn ber Beklagte bartut, 
daß er felbft früher befeflen und den Beſih wider Willen verloren 
habe (bal. jedoch $ 985). . 

Auch ber Vinbifation beweglicher Sachen kann ber Bellagte ein 
dingliches ober perfönliches Vefibrecht entgegenſetzen ($ 986). Die 
e. rei venditae ettraditae fällt bei bemeglicen Sachen regel⸗ 
mäßig mit der e. dominii zufammen. Hatte ber Kläger das Eigen» 
tum dur; Abtretung bes Herausgabeanſpruchs erworben ($ 931), 
fo fliehen dem Bellagten bie Einteben, bie er gegen ben biäherigen 
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Eigentümer hatte, auch gegenüber dem neuen zu, benn feine Lage darf 
durch bie Abtretung nicht verfehlechtert werben ($ 986). 

II. Die Mage aus älterem Befige ($ 1007) bilbet einen Er=- 
Tag für die fehlende àa. Publiciana, beruht aber auf 
deutſchrechtlicher Grundlage, denn das beutfche Recht gab einen An= 
[pruc aus älterer Gewere auf Wieberherftellung der Gemwere. Das 
BGB beſchränkt Die Klage auf bemegliche Sachen, fie verwirk- 
lit den Anſpruch bes früheren guigläubigen Beſihers gegen den 
ſchlechterberechtigten gegenwärtigen Beſitzer und unterfcheibet fich bon 
der Befigflage (f. oben ©. 482) dadurqh, daß fie nicht bie Tatſache 
bes Befiges, fondern ein Recht auf den Beſiß ſchützt. 
Dieſes Recht folgt ausfchließlich daraus, daß der Kläger früher gut— 
gläubigen Beſitz gehabt und ber Beklagte ein fhlechteres Recht auf 
ben Befit hat als ber Kläger; es Liegt der Klage alfo weder ein ding⸗ 
liches noch ein perfönliches Recht, fonbern ein nur aus dem Beſitze 
folgenbes Recht zugrunde. Es wirb mithin nie um Eigentum, fon= 
dern nur um das relativ beffere Beſihrecht geftritten. Zur Be— 
gründbung der Klage gehört alfo in jebem Yalle ber 
Nachweis, dab der Kläger früher befeffen hat 
und ferner 

a) entweder ber Beweis, daß ber Betlagte beim Er— 
werbe ber Sache nicht ingutem Glauben war, d. h. bier, 
baß er wußte ober wiffen mußte, daß er fein Recht auf ben Befiß 
babe; denn in biefem Falle fteht tem guigläubigen Kläger der bös— 
gläubige Beklagte gegenüber, ber letztere hat alfo ein fchlechteres Recht 
auf ben Beſitz als der Kläger; die fo begründete Klage fchlägt ber 
Beklagte, indem er nachweift, daß ber Kläger unreblicher Beſiher ge— 
weſen fei, denn in biefem alle ift die Tage des Klägers jebenfalls 
feine beffere, als die des Beklagten, es fehlt ihm Daher die Befugnis, 
ben Bellagten aus dem Befige zu verbrängen; basfelbe gilt, wenn 
der Kläger den Beſitz aufgegeben hat, benn bamit hat er das Recht 
auf ven Beſitz aufgegeben; 

b) oder ver Beweis, daß der Klägerben Beſit wider 
feinen Villen verloren Hat; denn biefe Art bes Beſitz— 
verluftes rechtfertigt die Pflicht de gegenwärtigen Beſitzers, ben 
früheren reblichen Beſitzer wieder in ben Beſitz einzufegen. Diefe 
Pflicht if eine fehlechthin umbebingte, wenn ber gegenwärtige Be— 
figer in böfem Glauben ift; befindet er fi} aber in gutem Glauben, 
fo reicht diefe Rechtslage Hier nicht aus, ben Anſpruch bes gleich- 
berechtigten Klägers zu befeitigen, weil ber Kläger ſich bei biefer 
Art des Beſitzverluſtes als der ftärkere erweift. Daher muß ber Be— 
Hagte entweber Eigentum nachweiſen ober dartun, daß ihm felbft 
die Sache wider Willen verloren gegangen fei, bevor ber Kläger 
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ben Befig erworben Hatte. Denn im erften Falle muß auch ber guts 
gläubige Vefiger unbebingt weichen, im zweiten alle hat ſich ber 
Bellagte als der ſtärkere rebliche Beſiher erwieſen. Ferner wirb bie 
Nlage wie zu a. entfräftet burch ben Nachweis, daß ber Kläger 
malae fidei possessor geivefen fei, ober baß er den Beſitz aufge 
geben habe. 

Da im übrigen auf biefe Klage die Grunbfäße von ber Vindi— 
tation zur Unmenbung kommen, fann ber Beflagte natürlich ein- 
wenden, baf er bom Kläger ober feinem Erblaffer ein Recht auf den 
Beſitz (Pfandrecht, Miete) eingeräumt erhalten habe. 

IM. Das BOB gibt bem Eigentümer einen Abholungsanfprud, 
wenn fi) feine Sache auf dem Grunbftüd eines andern befindet 
(88 1005, 867). 


B. Der Abwehranſpruch (actio negatoria). 
8 198. 


Die actio negatoria ober Eigentumsfreiheitäflage macht bie 
Freiheit bes Eigentums geltend, Das römiſche Recht gab fie dem 
Eigentlimer, wenn jemand Handlungen vornahm, die fi als Aus- 
Übung einer Serbitut barftellten. Das gemeine unb mit ihm das 
neue Recht geht über dieſe Beſchränkung hinaus: es gewährt ben 
negatorifchen Anſpruch nit nur dann, wenn jemand fid; irgend ein 
bie Freiheit des Eigentums beſchränkendes echt beilegt, ſondern 
Schon dann, wenn mit dem Willen eines andern ein tatſächlicher Zu- 
ſtand befteht, der bie Ausübung bes Eigentums „beeinträchtigt“. In 
dieſer Ausdehnung trifft die negatoria alle Fälle eines Eingriffs 
in das Eigentum, bie nicht mit der Vinbifation befeitigt werben 
tönnen, ober, wie $ 1004 BGB fi) ausbrüdt, alle Beeinträchtigungen 
des Eigentums, bie nicht in Entziefung ober Vorenthaltung des Be— 
figes beftehen, insbeſondere alle Fälle nachbarlicher Übergriffe, zu 
denen aud die Einflüffe eines die Nachbarn ftörenden Gewerbe 
betriebes gehören. Nach $ 26 GewO ift aber bie negatoria gegen- 
über einem polizeilich genehmigten Gewerbebetrieb infofern ein⸗ 
geſchränkt, als nicht Einftellung bes Betriebes, fonbern nur Schadens⸗ 
erfaß oder die Anwendung von Schußmaßregeln verlangt ers 
ben fann. 

Hierher gehört Die Klage auf Berihtigung bed 
Grundbuchs. Wenn ber wahre Eigentümer von bem, der als 
folder fälſchlich im Grundbuch eingetragen fteht, die Richtigftellung 
des Grundbuchs verlangt, fo macht er bie Freiheit feines Eigentums 
gegenüber einem Zuftanbe geltenb, ber feine Verfügungsbefugnis bes 
Thräntt. Denn ber als Eigentümer Eingetragene ift in ber Lage, 
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über das Grunbftüd rechtlich mwirffame Verfügungen zu treffen. 
(85 894-897 BGB). — Dasfelde gilt, wenn bie Unrichtigteit des 
Grundbuchs darin befteht, daß eine dingliche Belaftung, melde unter 
gegangen ift, im Grundbuch eingetragen bleibt und ber Eigentümer 
die Löfhungsbemilligung verlangt nicht auf Grund des Rechts⸗ 
geſchäfts, daß ben Berechtigten perfünlich zum Verzicht auf feine Ein- 
tragung verpflichtet, ſondern auf Grund feines Eigentums. 

Als negatorifhe Klage ift nad; ber herrſchenden Meinung, 
nicht anzufehen die auf 8 771 ZPO geftügte Widerſpruchsklage. 
Denn fie bezwedt nicht bie Feſtſtellung ber Eigentumäfreiheit, fonbern 
ber Unguläffigteit der auf Veranlafſung bes Beflagten betriebenen 
Zwangsvollſtredung. Daher ift unmittelbar Gegenftand ber richter⸗ 
lichen Entfeibung nicht das den Widerfpruch begründende Privat» 
echt, fonbern das vom Beklagten durch die Zwangsmaßregel betätigte 
progefjualifche Recht.*) 

Die negatorifche Klage kann überflüffig fein, wenn bie Beſitz⸗ 
ſtörungsklage außreicht; fie ift aber dann geboten, wenn bie Störung 
fi) nicht bloß gegen den Beſitz richtet, ſondern als Betätigung eines 
behaupteten Recht3 auftritt; benn ber im Beſitzprozeß Unterlegene 
mürbe in diefem Yale bie a. confessoria auf Anerkennung feines 
Nechtes erheben können. 

Nach der herrfchenben Lehre des gemeinen Rechts und nach neuem 
Recht (1004 BGB) Hat der Kläger nur fein Eigentum, der Be— 
klagte dagegen bie Pflicht des Klägerd zur Dulbung der vorgenom⸗ 
menen Beeinträchtigung zu bemweifen. Nach neuem Recht tommen da⸗ 
bei dem Kläger bie oben ©. 485 befprochenen Eigentumsbermutungen 
au ftatten. 

Der Klageantrag geht nad altem unb neuem Recht auf Ber 
feitigung ber Beeinträchtigung, unb wenn weitere Beeinträchtigungen 
zu beforgen find, auf Unterlaffung ($ 1004). Die Verurteilung zur 
Unterlaffung fann mit einer Strafanbrohung für den Fall des Zus 
mwiberhanbelns verbunden werben ($ 890 ZPO). 

Häufig wird mit dem negatorifchen ein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erfaß verbunden. Denn bie Verlegung des Eigentums kann einen 
folden Anſpruch begründen. Diefer Anſpruch aber ift infofern 
felbftändig, als er auf eigener Grunblage beruht (88 823 ff.), rein 
perfönlic ift und einer eigenen Verjährung unterliegt ($ 852). 


) Hellmig, Lehrbuch bes Deutſchen Hivilpro; 8. 1903. ©. 399. 
Ric Solkne Due —E 1908. & 175, aebreit 
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Zweiter Abſchnitt: Das Zergrecht. 
$ 194. Begriff und Geſchichte. 

Die Grundſätze von der a. negatoria find nicht auf bie Abwehr 
von Eingriffen in das Eigentum beſchränkt, ſondern finden analoge 
Anwendung auf jedes vom Geſetze gefhügte Net (a. 
quasi negatoria). Der Berechtigte hat daher einen Anſpruch auf 
Unterlaffung, wenn ein auch nur objektiv widerrechtlicher Eingriff in 
fein Recht erfolgt und die Wiederholung des Eingriffs zu befürchten 
ift (RG 60, 6). 

Das Bergrecht umfaßt die Rechtsgrundſätze, denen bie Aufs 
ſuchung und Gewinnung von Mineralien unterliegt. Es handelt ſich 
babei um ben Erwerb des Eigentum an den Mineralien; dieſer Er— 
werb hängt von dem Vorhanbenfein eines befonberen ausſchließlichen 
Olkupationsrechts ab, das felbft mieber den Gegenftand von Immo— 
biliarfacgenrechten bilbet; bie Ausübung biefes Rechts aber ift nicht 
ohne Einſchränkung des Grunbeigentums möglich. Das Bergrecht 
findet daher feinen Pla am beften im Anſchluß an bie Lehre vom 
Eigentum und vor ben begrenzten binglichen Rechten. 

Ein befonberes Bergrecht kann nur ba beftehen, wo bie Mine 
talien oder menigftend einige von ihnen nicht als Beftanbteile des 
Grumbftüds, fondern als Gegenftänbe befonberen Rechts behandelt 
werben. 

Daher kennt bag römifche Recht kein felbftändigeß Bergrecht. 
Denn grunbfäglich bildeten auch noch nach neueftem römiſchem Rechte 
die im Grund und Boden liegenden Yoffilten nicht? weiter als Zeile 
des Grunbftüdß, fie gehörten mithin dem Eigentümer biefes. Gleich— 
wohl enthält ſchon das römifche Recht die erften Anſätze eines befon= 
deren Bergrechts, da nach lokalen Gewohnheiten ber Grunbeigentümer 
andern die Auffuhung von Mineralien gegen eine Abgabe geftatten 
mußte unb in den Provinzen ber Staat ein ausfchließliches Recht auf 
gewifle Mineralien in Anfprud nahm. Diefe Anfäge haben ſich nicht 
entwickelt, und bie wenigen einſchlagenden Süße bes römifchen Rechts 
(1. 77 D. 50,16; 1.7814 D.24, 3;1.1381D.8,4;1.3C.11,7) 
find nicht gemeine Recht geworben. 

Auch nad älterem deutfchen Rechte war das Mineral Zu- 
behör bes Grundftüds, eine Auffaflung, bie fi} in manchen Gegenden 
bis ins 13, Jahrhundert erhielt (Sachjenfpiegel I 35 $ 2). 

Die Entwidlung eines felbftändigen Bergrechts war erſt mög- 
lich feit der Loglöfung bes Bergbaurechts vom Grundeigentum, d. h. 
mit Anertennung der Bergbanfreiheit, de felbftändigen, von ber 
Einwilligung des Grunbeigentümer unabhängigen Okkupations— 
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rechtes. Die Bergbaufreiheit reicht in Deutſchland bis ins 10. Jahr- 
Hunbert zurüd, aber neben ihr umb fie beſchränkend entmwidelte fi) 
bie Negalität des Vergbaues, indem bie Landesherrn jenes Dffu- 
pationsrecht für ſich in Anfpruc nahmen und es an ben einzelnen, 
ber Bergbau treiben wollte, gegen hohe Abgaben der Ausübung nach 
übertrugen. Die Übertrogung hing vom freien Ermeifen bes Regal- 
herrn ab. 

Die Regalität fand, zunächſt für Italien und mit ber Be- 
ſchränkung auf Silber, gefehliche Anerfennung in ber Constitutio 
de regalibus Friedrichs I. von 1158, wurbe aber in Deutfchland 
felbft damit betätigt, daß zahlreiche Verleihungen erfolgten und durch 
Hinweis auf ein angeblih altes Gewohnheitsrecht gerechtfertigt 
wurden. Die Verleihungen gefchahen vorzugsweiſe zugunften der 
Landesherrn; in ber golbenen Bulle von 1356 wurde das Bergregal 
als ein Recht der Kurfürften anerfannt und im weſtfäliſchen Frieden 
bon 1648 jedem Reichsſtande zugefprochen. Gegenſtand des Regals 
waren regelmäßig die Metalle und das Steinfalg, an manchen Orten 
aud bie Salzquellen. Die Beleifung geſchah für ein einzelnes Berg- 
wert wie überhaupt für einen engbegrenzten Raum ober für ein 
größeres Gebiet (fog. Diftrittsperleihung). on bem- 
jenigen, ber auf Grund der Verleihung Bergbau trieb, murbe eine 
Abgabe (der fog. Berggehnte) erhoben, und in vielen Ländern 
betrieb der Staat dur feine Behörden ben Bergbau für ben 
Belichenen (Direltionsprinzip). 

Die Regalität bifvete den Übergang zur reinen Bergbaufreiheit, 
inbem bie Berggefehe bes 19. Jahrhunderts das Regal aufgaben und 
auf dieſe Weife die in ihm enthaltene Befchränfung der Berghaus 
freiheit befeitigten. Seitdem kann das Recht, Bergbau zu treiben, 
ton jebem erworben werben; während aber daß Bergregal ein bem 
Staate zuftehenbes und verbleibendes, dem Privaten nur der Aus—⸗ 
übung nad) übertragbares Privatrecht bilbet, fteht nad} dem Prinzip 
ber Bergbaufreiheit dem Staate fein eigenes Bergbaurecht, ſondern nur 
die Berghoheit zu, kraft beren er das Bergbaurecht in der Perfon 
des Privaten durch „Verleihung“ originär zur Entftehung bringt, 
aber auch verleihen mu, wenn jener bie gefeglichen Erforberniffe 
erfüllt hat. 

Die Quellen bed Bergrechts waren und find nod gegen» 
wärtig faft außfchließlich partituläre Gefege und nur zum geringen 
Zeile gemeine Gewohnheitsrecht. Cine beſonders umfaflende und 
glüdlihe Regelung enthielt das preußifche Landrecht (II, 16); auch 
das auf bem Grunbfage der Bergbaufreiheit ftehende preußifche 
Berggeſetz vom 24. Juni 1865 hat eine beſonders meitreichende Be— 
deutung erlangt, denn e8 hat den Berggefegen anderer Gliebftaaten 
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als Vorbild gedient. Das BGB läßt das Bergtecht unberührt 
(Art. 67 EG 3. BGB). s vr ’ 


$ 195. Die Bergbauberechtigung. 


Das Bergbaurecht wurbe zur Zeit der Regalität durch eine dem 
Ermeffen ber Behörde überlaflene Verleihung begründet. Gegen 
märtig, nach bem Grunbfage ber Bergbaufreiheit, wird zwar bie 
Bergbauberechligung gleichfalls durch einen ſtaatlichen Verleihungsatt 
begründet, aber er bilbete bort ein privatrechiliches Gefchäft, Hier einen 
Vermaltungsaft, eine Ausübung der Berghoheit, und hängt ab von 
der Erfüllung gewiſſer Borausfegungen. 

Hierher gehört vor allem bie UuffinbungeinesMine- 
ral3 in baumürbiger Menge. Die Auffinbung kann auf einem 
Zufalle beruhen oder das Ergebnis einer Arbeit fein. Diefe Arbeit 
nennt man Schürfen. Zu ihrer Vornahme war nach früherem Rechte 
der Schürfluftige ohne weiteres berechtigt, und ber Grunbeigentümer 
durfte fich ihm nicht widerfegen, fpäter beburfte e8 ber Löſung eines 
og. Schürfgettels bei der Bergbehörbe, während nad) dem preußifchen 
36 bie vom Grunbeigentümer zu gemwährende Genehmigung zum 
Schürfen im Falle der Verweigerung durch einen Beſchiuß der Berg⸗ 
behörde erfegt wird. Der Schürfer ift an gewiſſe gefegliche Beſchrän⸗ 
tungen gebunben und hat ben Grunbeigentümer zu entfchäbigen. 
Diefer jelbft ift zum Schürfen kraft feines Eigentums befugt. Das 
Schürfrecht an fremder Sache ift ein dingliches Nutzungsrecht. Die 
Zatfache der Auffindung allein genügt aber nicht zum Ermerbe bed 
Bergbaurechts. Das Bergbaurecht wird von ber Vergbehörbe ver=- 
Iiehen, bie Verleihung aber erfolgt nur auf Antrag des Finders 
ober einer andern Perſon, und biefer Antrag heißt Mutung. Die 
Priorität unter mehreren dasſelbe Mineral und dasſelbe Bergwerks⸗ 
feld betreffenden Mutungen kommt bem zuerft eingegan- 
genen Antrage zu. Doc bat berjenige Finder, der auf feinem 
eigenen Grunbftüd ober in feinem eigenen Grubengebäube ober 
durch planmäßig vorgenommene Schürfarbeiten das Mineral entbedt 
hat, ein Vorrecht bor anderen Perjonen, bie, fei es ohne eigenen Fund 
ober auf Grund fpäteren Fundes früher gemutet haben, falls er 
innerhalb einer Woche mutet (88 24, 25, Gef. u. RG 49, 261). 

Das dur die Verleihung begründete Bergbaurecht, obwohl 
Bergwerkseigentum genannt, ift nicht Eigentum an ber 
Lagerftätte bes Fofſils, denn diefe fteht nad) altem und neuen Rechte 
($ 905) dem Eigentümer ber Oberfläche zu (vgl. RG 28, 152); das 
Bergbaurecht gibt auch nicht unmittelbar da Eigentum an dem ver⸗ 
liehenen Mineral, denn biefes ift nach wie vor herrenlos. Das 
Bergmerfseigentum gibt vielmehr ein ausſchließ— 
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fies Ottupationsrecht. Das gevonnene Mineral geht 
fo erſt mit der Befigergreifung in das Eigentum des Dffupanten 
über, und betreffs ber Dftupation durch einen Ri ã gilt 
das, mas bei der Erlegung jagbbarer Tiere durch den Wilderer 
Nechtens ift (& 968 Abf. 2 BGB). Das Bergweriseigentum wird 
aber nad früherem und jegigem Redt einem Grundftüde g leich⸗ 
nefteitt. Es finden daher beireff3 der Veräußerung, Belaftung 
und Smangsvollfitedung bie Grundjäge bes Immobiliarfachenrechts 
Anwendung. Das Bergwerkseigentum umfaßt außer dem Dffupa- 
Monseechte_biefenigen Anlagen, welche der Bergbauberechtigte unter 
ober fiber Yage errichtet Hat, und fog. Hilfsbaue. 

Dee Srundelgentiimer hatte nad} früherem Recht entweder das 
Mecht den Mitbaues, b. 5. bie Befugnis, ſich am Bergbau zur 
Kälfte gu beteiligen, ober er erhielt eine Quote be Ertrages, d. b. 
eine Anzahl fon. Erb» ober Grunblure. Das neuere Recht verfagt 
Ihn biefe Mortetle und gibt ihm nur dad Recht auf Erfah der ihm 
bu ben Wernbau, insbeſonbere durch folhe Anlagen entzogenen 
Mupunnen, welche auf der Erboberfläche errichtet find, und auf Er- 
fup ber fun. Berafcpäden, b. 5. ber bem Grunbftüde feld? zu- 
nefllalen Nachtelle. 

Die Vergdauderechtigung beſchtänkt fi auf dasjenige Mineral 
wuf weldes bie Verleidung Tautet. Aber nicht alle Mineralien find 
heim Nernredt unterworfen, fondern nur diejenigen, welche das Ge 
ſeh deretinnet erenelmäßin aebüren zu ihnen bie Metalle). Alle an 
ben Alineratten find und Meiben Beſtandteil bes Grunbftüds und 
ſrhien, alle dem Wigentümer diefeß Die Wergbaubereditigung 
Nurbe hauder vgeimiakig auf Gänge ober Flöhe verliehen. Beibe 
Muehtihte Dereidnen die Xagerfütte bes verliehenen Minerals, und 
Ar BUuDinde Der G ana ha8 fog. Gebirge quer, währenb ber 
NER hen BebirgdeSgien prelel läuft; in jebem alle ivar die 
EEE G. Dice) De Ganges oder Floötzes ver⸗ 
IE. ÄDITUD die Vanze Dre Reitet entzweber burd) bie Lagerflätt 
Ian KUN Rund \ N x Mafe abg at murbe; in 
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zuleiten. Der Stöllnet hat nämlich das Recht auf Gewinnung bers 
jenigen Mineralien, die er bei Einführung des Stollens in einem 
nicht verliehenen, fog. freien Felde findet, und wenn er in dem bor= 
handenen Bergiverf in einer beftimmten Tiefe (der fog. Erbteufe) an» 
langt, das Recht auf ben Stollenhieb, de h. auf diejenigen ver⸗ 
leihbaren Mineralien, bie er in bem fremden Bergwerksfelde findet 
(og. Erbſtollengerechtigkeit). Das neuere Necht geftattet bie Ver⸗ 
leihung von Erbſtollenrechten nicht mehr. 

Hilfsbaue find Anlagen, welde ber Bergbauberechtigte 
außerhalb feines Feldes zum Vorteile feines Bergwerks ausführt; 
fie werben ala Zubehör des Bergwerks behandelt. 


8 196. Die Beteiligung mehrerer am Bergwert. 


1. Daß ältere Redjt machte einen Gegenſatz von Gefellenbau und 
Gewerkſchaft. Der Gefellenbau trat ein, wenn mehrere Mit- 
eigentümer besfelben Bergwerls den Bergbau nad den Grundfägen 
ber societas betrieben; in diefem Falle murben bie Gefellen (Eigen- 
lehner, Eigenlöhner) nad Verhältnis berechtigt und verpflichtet. 
Vorausſetzung für dieſes Rechtsverhältnis aber mar, daß bie Zahl 
der Miteigentümer eine geringe (nicht über 8) blieb und daß 
wenigſtens ein Teil von ihnen ben Bergbau mit eigener Hand betrieb. 

In allen andern Fällen bilvete die Vereinigung der Miteigen- 
tümer eine Gewertſchaft. 

Die Gewerkſchaft des älteren Rechts mar zwar gleichfalls 
nichts weiter als eine Vereinigung von Miteigentümern, aber fie war 
keine reine Geſellſchaft, ſondern näherte fi der Körperſchaft. Das 
den Gemwerfen gehörige Bergvermögen war in eine beftimmte Zahl 
(gewöhnlich 128) von Anteilen, Kuren, zerlegt, welche dem freien 
BVerfüguingsrechte bed einzelnen Miteigentümers unterlagen unb bie 
Eigenſchaft unbemwegliher Saden hatten, daher auch ben 
Srunbfägen des Immobiliarſachenrechis unterftanden. Für gemifle 
Berechtigte wurden Freikurxe gebaut, welche von ber Zubußepflicht frei 
waren. 

2. Die Gewertfchaft des neneren Rechts ift eine Körperfchaft. 
Das Bergvermögen gehört daher nicht den einzelnen Gewerfen, fon» 
dern der Korporation; daher wird auch nur diefe aus ben Hanb- 
Tungen ihrer Organe berehfigt und verpflichtet; nur fie darf das 
Bergwert veräußern ober binglich belaften, daher wird auch nur fie 
im Grundbuch als Eigentümerin eingetragen. Die Anteile am Berg⸗ 
vermögen, bie Kuxe, haben baher nad; neuerem Recht die Eigen- 
ſchaft bemeglier Saden. Denn ber Kur ift, wie bie Altie, 
das übertragbare Mitgliebfhaftäreht des Ge— 
werten, ein Rechtsverhältnis, mit welchem Perfonenrechte (Stimms 


556 Drittes Buch: Das Sachenrecht. 


lies Okktupationsrecht. Das gewonnene Mineral geht 
alfo erft mit ber Vefigergreifung in das Eigentum bes Okkupanten 
über, und betreff3 der Otkupation durch einen Nichtberechtigten gilt 
das, was bei der Erlegung jagbbarer Tiere durch ben Wilberer 
Nechtens ift ($ 958 Ubf. 2 BGB). Das Bergwerfeigentum wirb 
aber nad} früherem und jegigem Recht einem Grunbftüde gleich⸗ 
geftellt. Es finden daher beireff3 der Veräußerung, Belaftung 
und Zwangsvollſtredung bie Grunbfäge be Immobiliarſachenrechts 
Anmendung. Das Bergwerkseigentum umfaßt außer dem Okkupa⸗ 
tionsrechte diejenigen Anlagen, welche der Bergbauberechtigte unter 
ober über Tage errichtet Hat, und fog. Hilfsbaue. 

Der Grunbeigentümer hatte nad, früherem Recht entweber das 
Recht des Mitbaues, d. h. die Vefugnis, fi am Bergbau zur 
Hälfte zu beteiligen, ober er erhielt eine Quote des Ertrages, d. 5. 
eine Anzahl fog. Erb⸗ ober Grundkure. Das neuere Recht verfagt 
ihm biefe Vorteile und gibt ihm nur das Recht auf Erfah ber ihm 
durch den Bergbau, insbefonbere durch ſolche Anlagen entzogenen 
Nugungen, melde auf ber Erboberfläche errichtet find, und auf Er- 
faß ber fog. Bergſchäden, d. 5. ber dem Grunbftüde felbft zu= 
gefügten Nachteile. 

Die Bergbauberechtigung befehräntt fi auf dasjenige Mineral, 
auf welches bie Verleihung lautet. Aber nicht alle Mineralien find 
dem Bergrecht untertoorfen, fondern nur biejenigen, welche das Ges 
feß bezeichnet (tegelmäßig gehören zu ihnen bie Metalle). Alle ans 
dern Mineralien find und bleiben Beftanbteil bes Grundſtücks und 
gehören alfo dem Eigentümer dieſes. Die Bergbauberechtigung 
wurde früher regelmäßig auf Gänge oder Flötze verlichen. Beide 
Ausdrüde bezeichnen die Tagerftätte des verliehenen Minerals, und 
zwar durchbricht ber Gang das fog. Gebirge quer, mährenb ber 
315g den Gebirgsſchichten parallel läuft; in jedem Yalle war bie 
ganze Mäctigteit (d. i. Dice) des Ganges ober Flötzes ver⸗ 
liehen, während bie Länge bes Feldes entweder durch die Lagerftätte 
felbft ober nach einem beftimmten Maße abgegrenzt wurde; im 
lepterem Falle umfaßte fie bie fog. Fundgrube (= 42 Lachter 
vom Funbpuntte, 1 Lachter = rund 2 m) und eine Anzahl fog. 
Mapen (je 28 Later). Nach neuerem Rechte werben regelmäßig 
größere und zwar Geviertfelber verliehen. Diefe werben auf ber 
Erdoberfläche vermefien und feitlich burch ſenkrechte Ebenen biß zur 
ewigen Zeufe begrenzt. 

Eine befondere Axt des Bergwerkseigentums bildeten früher bie 
fog. Stollenredhte Ein Stollen ift ein in horizontaler Rich- 
tung in das Gebirge geführter Gang, ber den Zived hat, einem vor⸗ 
hanbenen Bergwerie fog. gute Weiter, d. h. Luft zu- und Waffer ab⸗ 
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zuleiten. Der Stöfner hat nämlich das Recht auf Gewinnung ber» 
jenigen Mineralien, die er bei Einführung des Stollens in einem 
nicht verliehenen, ſog. freien Felde findet, und wenn er in dem vor» 
handenen Bergwert in einer beftimmten Ziefe (ber fog. Erbteufe) an= 
Tangt, das Recht auf den Stollenhieb, b. h. auf diejenigen ver⸗ 
leihbaren Mineralien, die er in bem fremben Bergwerksfelde findet 
(fog. Erbftollengerechtigkeit). Das neuere Recht geftattet bie Ver— 
leihung von Erbſtollenrechten nicht mehr. 

Hilfsbaue find Anlagen, melde ber Bergbauberechtigte 
außerhalb feines Feldes zum Vorteile feines Bergwerks ausführt; 
fie werben als Zubehör des Bergwerks behandelt. 


8 196. Die Beteiligung mehrerer am Bergwert. 


1. Das ältere Recht machte einen Gegenfaß von Gefelenbau und 
Gewerkſchaft. Der Gefellenbau trat ein, wenn mehrere Mit- 
eigentümer besfelben Bergwerls ben Bergbau nach ven Grundſätzen 
ber societas betrieben; in biefem Falle wurden die Gefellen (Eigen- 
lehner, Eigenlöhner) nad Verhältnis berechtigt und verpflichtet. 
Vorausſetzung für biefes Rechtsverhältnis aber war, daß die Zahl 
der Miteigentümer eine geringe (nicht über 8) blieb und daß 
wenigſtens ein Zeil von ihnen ben Bergbau mit eigener Hand betrieb. 

In allen andern Fällen bildete die Vereinigung ber Miteigen- 
tümer eine Gewertſchaft. 

Die Gewerkſchaft des älteren Recht? war zwar gleichfalls 
nichts meiter als eine Vereinigung bon Miteigentümern, aber fie mar 
feine reine Geſellſchaft, ſondern näherte ſich der Körperfchaft. Das 
ben Gewerken gehörige Vergvermögen mar in eine beftimmte Zahl 
(gewöhnlich 128) von Anteilen, Kuren, zerlegt, welche dem freien 
Verfügungsrechte des einzelnen Miteigentümerd unterlagen und bie 
Eigenfhaft unbemeglider Saden hatten, daher auch ben 
Grunbfägen bes Immobiliorfachenrechts unterftanden. Für getviffe 
Berechtigte wurden Freiluxe gebaut, welche von der Zubußepflicht frei 
waren. 

2. Die Gewerkſchaft des neneren Rechts ift eine Körperfchaft. 
Das Bergvermögen gehört daher nicht den einzelnen Gewerken, ſon⸗ 
dern ber Korporation; daher wirb aud nur biefe aus ben Hand» 
ungen ihrer Organe beredhfigt und verpflichtet; nur fie darf das 
Bergwerk veräußern ober binglich belaften, daher wird auch nur fie 
im Grundbud al Figentümerin eingetragen. Die Anteile am Berg- 
vermögen, bie Kure, haben baher nach neuerem Recht bie Eigen- 
[Saft beweglicher Saden. Denn der Kur ift, wie die Altie, 
das übertragbare Mitgliebfhaftsreht des Ge— 
werken, ein Rechtsverhältnis, mit welchem Perfonenzehte (Stimm⸗ 
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et, Berufung zu Amtern) verbunden find, unb- aus welchem ding- 
liche Rechte und perfünliche Unfprüche entftehen können. Wie das 
Wort Aktie auc ben Altienſchein, jo bezeichnet dag Wort Kur auch 
den von der Gewerkſchaft auögefiellten Kurſchein. Aber während 
die Pflichten bes Altionärs mit der Einzahlung des Altienbeirags 
regelmäßig erſchöpft find, ift der Gewerke zur Zahlung einer fog. 
Zubuße nad ven Beſchlüſſen der Gewerkenverſammlung verpflich- 
tet. Die Folge ift, daß die Aurfcheine auf den Namen des Ge— 
merken lauten müffen und daß der Gemerkfchaft gegenüber nur ber= 
jenige ala Mitglied gilt, der im Gewerkenbuche als Kurinhaber ein- 
getragen if. Die Übertragung bes Kures erfolgt im Wege bed 
ſchrifllichen Vertrages. Diefer Vertrag fällt nicht unter den Begriff 
ber Zeffion, da er nicht eine Forderung, auch nicht ein einzelnes 
Necht (vgl. 5 413 BGB) überträgt; geſchieht bie Übertragung gegen 
Entgelt, fo muß fie nad} altem und neuem Recht ($ 445 BGB) als 
Kauf angefehen werben, denn ein Mitgliebfchaftsrecht ift ein ver⸗ 
läuflichet Gegenftand. Diefe Eigenſchaflen des Kuxes bewirken eine 
feftere Binbung bes Gemwerten an bie Gemwerkfchaft, als fie beim 
Altienverein ftattfindet, und bringen bie Gewerkſchaft ber Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung näher als ber Altiengefeliſchaft. Übrigens 
tönnen bie mehreren Miteigentümer eines Bergwerks jede Art bon 
Geſellſchaftsform unter ſich begründen, und nur, wenn fie eine ab- 
weichende Vereinbarung nicht getroffen haben, bilbet ihre Vereinigung 
ohne meitereß eine Gemerkichaft. 


Wer mit ber Zahlung ver Zubuße in Verzug gerät, Tann feines 
KAuges verluftig erklärt werben (Rabuzierung bed Kurzes). 
Obwohl die Verpflichtung zur Leiftung der Zubuße eine perfünliche 
und unbefchräntte ift, fann der Gewerke fi von feiner Pflicht da— 
durch befreien, baß er der Gewerffchaft feinen Kur überläßt. 


Die Gewerkſchaft muß einen fog. Repräfentanten ober 
Grubenporftand haben, der die Korporation gerichtlih und außer- 
gerichtlich vertritt. Oberſtes Organ ift die Gewerkenver— 
Tammlung. Sie wird vom Repräfentanten berufen, und muß 
alljährlich zur Prüfung der Verwaltungsrehnung, außerdem aber 
dann berufen werben, wenn 14 ber Kuzeigentümer die Berufung ber= 
langt ($ 122 preuß. BG). 

Dem Bergrecht unterliegt jetzt auch die Salzgewinnung. 
Früher galten manche abweichende Grundſätze. Die Vereinigung 
mehrerer Unternehmer hieß Pfännerſchaft, und bie Anteile 
(meift 111) hießen Pfannen. 


Dritter Abſchnitt: Das Lehnrecht. 88 197, 198, 559 


$ 197. Die Rnappicaften. 


Unter einer Knappſchaft „verfteht man ben Inbegriff ber auf 
einem Bergwerke ober auf einer Mehrzahl von Bergwerken be- 
ſchäftigten Arbeiter" (RG 30, 210). Schon vor Jahrhunderten 
bildeten fie Körperfchaften zum Zmede der Unterftügung bon er— 
merböunfähigen Bergleuten und bon Angehörigen verftorbener Berg⸗ 
leute. Diefem Zwede dienen aud) die heutigen Knappſchafisvereine, 
und auch jegt bilben fie öffentliche Korporationen, denen alle Berg⸗ 
arbeiter ber in ihrem Bezirke helegenen Bergwerie beizutzeten ver⸗ 
pflichtet find. Ihr Vermögen wird gebildet durch Beiträge der 
Arbeiter und ber Vergmerkseigentümer. Sie unterfcheiben voll» 
berechtigte und minderberedhtigte Mitglieder und beforgen auch bie 
Reantenverficherung tie bie Invaliditätsverſicherung der Berge 
arbeiter, 


Dritter Abſchnitt: Das Lehnreht. 


$ 198. 


Das Lehnrecht beherrfchte im fpäteren Mittelalter und in bie 
Neuzeit hinein das gefamte öffentliche Recht. An fi ein Rechts« 
geihäft bes Privatrechts, fuchte bie Belehnung durch Herftellung 
eines bie Perfon erfaffenden Treue» und Berpflichtungsverhältnifies 
diejenige Abhängigkeit zu begründen, bie in ber neueren Zeit eine 
fache Folge der Überordnung ber Siaatsgewalt über den einzelnen 
if. Seitdem das Lehnsweſen nicht mehr bie Grumblage des Staates 
bilbet, ift das Lehnrecht mehr unb mehr zu einem rein privatrecht- 
lien Inſtitut geroorben. Aber auch als folches mußte es feine Be— 
deutung verlieren, al3 ber Lehnäherr der Dienfte des Vaſallen und 
der Lehnsmann bed Schutzes feines Lehnäherrn nicht mehr beburfte. 
Seit dieſer Zeit beftand daß Lehnsverhältnig auf ber einen Seite in 
einem ausgedehnten, dem Eigentum naheftehenben Nutzungsrecht am 
Lehngut und auf ber andern Geite in bem Recht auf unmichtige 
Ehrenbienfte ober geringe Abgaben. Die Gefehgebung des 19. Jahr» 
bunbert3 hat in Deutfchland (mit geringer Ausnahme) diefen bloßen 
Schein eines Lehnsverhältniffes befeitigt und bie ſog. Allodifi— 
tation ber Zehen herbeigeführt, d. h. die Aufhebung der Rechte 
des Lehnäheren und bie Steigerung ber Rechte bes Vaſallen zu Eigen⸗ 
tum. Durch die Allodifikation ift aber nur die eine Seite der lehns— 
rechtlichen Verhältniffe aufgehoben worden, bie rechtliche Stellung bes 
früheren Lehnsmannes zu feiner nachfolgeberechtigten Familie, d. i. 
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der Lehnsverband, ift damit am ſich nicht Befeitigt worden. 
Gehört nun auch das Lehnrecht im Ganzen ber Rechtsgeſchichte an, 
To haben ſich doch im geltenden Rechte noch Überrefte des Lehnrechts 
erhalten, bie einer kurzen Erörterung bebürfen, da fie vom BGB 
(Art. 59 EG) unberührt gelaffen werben. 

Das fubjettive Lehnrecht war und ift ba, wo das Lehnsverhält- 
nis noch befteht, ein mitder Verpflichtung zu wechſel— 
feitiger Treue verbunbenes, vererblideß, bing=- 
lidesNRugungsrehtanfrember Sache. Man wendete 
beſonders auf das Lehn bie Lehre vom geteilten Eigentum an (f. 
oben &. 494), indem man dem Herrn dominium directum (rich⸗ 
tiger: Eigentum), dem Lehnsmanne das dominium utile (tijtiger: 
Nutzungsrecht) beilegte. Das allobifizierte Lehn ift Eigentum bes 
Lehnsmannes. Diefes Eigentum unterfcheibet fi) ba, mo ber Lehns— 
verband aufgehoben ift, in nichts mehr vom Eigentum überhaupt, 
da aber, wo ber Lehnsverband noch befteht, ähnelt e3 dem Eigentum 
des Fideikommißbeſitzers. Denn es ift, mie dieſes, Gegenftand von 
Anmartfchaftsrechten und daher der Veräußerung durch ben jeweiligen 
Eigentümer entzogen. Jene Anwartſchaftsrechte beruhen entweder 
auf einer Gefamtbelehnung oder auf ber Lehnsfolgeorbnung. Die 
Gefamtbelehnung gewährt mehreren ein Zehn in ber Weife, 
daß zunächſt nur ber eine in ben Genuß des Lehns tritt, der andere 
aber das Lehn erft erwirbt, nachdem ber erfte und beffen lehnsfähige 
Nachlommen geftorben find. Die Lehnsfolgeorbnung beruft bie 
Nachkommen des Lehnsmannes in einer beftimmten Neihenfolge. 
Dabei werben regelmäßig nur Männer berufen (Mannlehen), 
das fog. Weiberlehn bilbet die Ausnahme und gehört zu ben uns 
eigentlichen Lehen. Aber aud; Hiervon abgefehen geht die Lehns— 
erbfolge nicht Hand in Hand mit ber allgemeinen gefehlichen Erb» 
folge. Das Iongobarbifche Lehnrecht beruftnämlich Diejenigen Per— 
fonen zur Lehnäfolge, welche vom erften Lehnsmanne durch ben 
Mannesftamm abflammen, das ſächſiſche Lehnrecht dagegen die männ= 
lichen, agnatifchen (b. 5. durch den Mannesftamm verwandten) Ab- 
tömmlinge bes Tegten Lehnsmannes. 

Über die Natur des Anmwartfhaftsrehts herrſcht 
Streit. Nach ber Allobififation der Lehen muß aber bie Anfhauung, 
als ftände das Zehn im Gefamteigentum des Lehnsbeſitzers und ber 
Anwärter, abgelehnt werben. Es ift nicht als ein bloße enen= 
tuelles Nachfolgerecht. Der Anmärter darf einer Vers 
äußerung bed Lehns miberfprechen und das veräußerte Lehn zurüd= 
forbern, fich insbefondere aber ald Anmärter im Grunbbude bes 
Lehns eintragen laffen, um die Verufung be Erwerbers auf das 
Grundbuch zu verhindern. 


Vierter Abſchnitt: Emphyteufis und Erbpacditreht. 8 199. 561 


Der Unfall des Lehns an den Nachfolgeberechtigten vollzieht ſich 
ipso jure mit bem Tode des Vorgängers. 

Gegenftanb des Lehns find gewöhnlich Grundftüde. Geld=- 
lehen beftehen in ber Nugung eines Kapitals; bei. ihnen hat die 
Allodifikation zwar gleichfalls eine Ummanblung bes Nutzungsrechts 
in Eigentum herbeigeführt, aber nicht in freies Eigentum, denn ber 
Lehnsberechtigte darf nur bie Zinfen, nicht auch bad Kapital für 
ſich verwenden. 

Die Lehnsſchulden gehen nicht auf den Erben des Lehns— 
mannes, fondern vermöge des befonberen Lehnserbrechts auf ben 
Lehnsfolger über. Diefer haftet nicht mit dem Allobial-, fonbern 
nur mit bem Lehnsvermögen. Die Lehnsſchulden werben nad) vers 
Tchiebenen Geſichtspunkten eingeteilt, immer beruhen fie entweber 
auf dem Willen des erften Lehnsmannes ober auf einer Nachſtiftung 
ſpäterer Lehnäbefiger; ferner wirb unterfchieben, ob bie Subſtanz 
ober nur bie Eintünfte de Lehns ala Mittel der Befriebigung ver— 
wenbet werben bürfen; im erften Fall ift die Zimangäverfteigerung, 
im zmeiten nur bie Zwangsverwaltung bed Lehns geftattet. 
Lehensſtamm ift eine Lehnzfchulb, für bie entiweber das Lehn- 
gut felbft haftet und Die im Grundbuche bes Lehns eingetragen ober 
die anderweitig fichergeftellt wirb und deren Zinfen an Perfonen zu 
zahlen find, die fi nad) Iehnrechtlichen Grundfägen beftimmen. Ge- 
mwöhnlich dient diefe Summe (dann Lehns quantum genannt) 
als Abfindung ver Lehnsberechtigten im Falle der Veräußerung bes 
Lehns oder als Abfindung eines zurüdtretenden Mitbelehnten. Der 
Lehnsſtamm tft aber nicht ſelbſt Zehn, fondern Allod, denn es fehlt 
der Lehnäherr. 


Vierter Abſchnitt: Emphytenſis und Erbpachtrecht.) 


8 19. 

Im römifchen Reich entftand das Bedürfnis, Qänbereien, bie 
der Eigentümer nicht bemirtfchaften konnte, oder ſolche Grundftüde, 
die noch nicht kultibiert waren, auf längere Dauer zu berpachten. 
Diefem Bedürfnis entſprach aber bie locatio-conductio aus bem 
Grunde nicht, weil fie dem Pächter nur Detention gewährte, ihm 
ein von ber Kündigung bes Verpächters abhängiges und bei jedem 
Eigentumswechſel in Frage geſtelltes Recht gab. Man fagte ſich 
deshalb in folgen Fällen von den Pachtgrundſähen los, gab bem 


>) Qgl. Ihering: Beſitzwille 1889, ©. 370 ff. 
Engelmann, D. bürgerlide deecht Deutſchlauds. IV. Aufl. 36 
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Pächter Beſitz und Dinglichen Redhtsſchuß und erkannte bie Vererb⸗ 
lichfeit feines Rechtes an. So entftand in Weftrom dag Rechtsinſtitut 
des ager vectigalis, die Hingabe ſtädtiſcher Grundſtüde, und in 
Ofttom bie emphyteusis, bie Üübermeifung von Ländereien zur 
Urbarmachung in Erbpacht. Beide Inſtitute verſchmolzen in ein 
einziges, bad ber Emphyteufe. 

Die Emphpteufe ift ein vererbliches und veräußer— 
liches dingliches Rutzungsrecht an einem Grund= 
ftüd; fie entſteht Durch Vertrag, den contractus emphyteuti- 
carius, ber als Konfenfualfontratt anerfannt wurde, weil er auch 
den Emphyteuta zu Leiftungen, nämlich zu einer Abgabe (canon, 
vectigal) verpflichtete. Der Emphyteuta hat Befigfhug und eine 
utilis rei vindicatio; er barf fein t veräußern, und mit feinem 
Tode geht das Recht auf feine Exben über. Das Grundflüid kann 
ihm aber wegen wiederholter Nichtzahlung des Zinſes entzogen wer⸗ 
ten (Privation). 

In Deutfchland wurden die Grunbfäße von ber Emphyteufe 
hauptfächlich auf die Verleihung von Kirchengütern angemwenbet, body 
unterwarf man ihnen auch die häuerlichen Nutzungsrechte. 

Die legteren Rechte Hatten ben gleichen wirtſchaftlichen Urfprung 
wie bie Emphhteufe: Großgrundbefiker, insbeſondere Klöfter, ſiedel⸗ 
ten Unfreie unb Freie an, um durch fie Wald- und Moorland in Ader 
au verwanbeln!) und einen feßhaften Arbeiterftand zu haben. Häufig 
überließen aber auch bie fleineren, biöher freien Eigentümer einem 
mächtigeren Großgrundbefiger ihr Land zu Eigentum, um es als ab⸗ 
geleiteten Befig mieberzuerlangen. Sie traten auf dieſe Weife unter 
den Schuß jened gegen die Verpflichtung zu Abgaben und Dienften, fie 
wurden gutshörig. Dieſen Bedürfniſſen entſprach ein bloßes Pacht⸗ 
verhältnis wenig, meift nur eine Leihe auf einen längeren Zeitraum, 
in fehr vielen Fällen nur die Erbleihe. Häufig wendete man auf diefe 
Leihenerhältniffe die Grumbfäe des Tehnrechts an, und es eni— 
ftanden dann als uneigentlihe Lehne die Bauernlehne, ba= 
neben aber ſowohl Zeitpacht- ala Erbpacht- ober Erbzinverhältniffe. 
In jedem Fall erlangte der Bauer ein meitgehenbes bingliches 
Ruttzungsrecht, das beim Bauernlehn und beim Erbpadit oder Erb⸗ 
zindgute auf die Erben des Bauern überging. Megelmäßig war er 
zu Abgaben und andern Keiftungen, inöbefondere zu Arbeiten und 
zur Hingabe von wertvollen Gegenftänben bes Wirtſchafts⸗Inventars 
beim Erbübergang (mortuarium, Befthaupt, namentlich an Tieren) 
verpflichtet. Diefe Leiftungen wurden im Gegenfage zum römiſchen 
Recht, das nur bie perfünlicde Haftung des Emphhteuta Tannte, zu 


) Heußler: Inſtitutionen II, ©. 167 ff. 


Fünfter Abſchnitt: Das Erbbaurecht, Enperfiziare oder Blapredht. 8 200. 563 


Neallaften, d. h. auf dem Gute dinglich laftenden Verpflichtungen. 
Ein weiterer Gegenfat zum römifchen Rechte lag darin, daß nad 
diefem bie Emphyteufis ein rein privatrechtliches Verhältnis be= 
gründete, jene deutſchrechtlichen Verhältniffe aber mit einer öffentlich- 
rechtlichen Unterwerfung bes Bauern unter den Grumbheren ber= 
bunben waren. 

Die neuere Zeit hat Hier öffentliches und Privatrecht gefchieben, 
die publiziftifchen Rechte des Grunbheren auf den Staat übertragen 
und privatrechtlich den Bauern unabhängig gemacht, indem man jene 
Reallaften aufhob ober ihre Ablöfung ermöglichte und dem Bauern 
Eigentum an feiner Stelle gab. Die Erbzinäverhältniffe gehören 
infolge beffen in Deutſchland (faft) überall ber Rechtsgeſchichte an, 
werben aber da, wo ſich Refte von ihnen erhalten haben, vom BGB 
nit berührt (Art. 63 EG 3. BGB). 





Fünfter Abſchnitt: 


das Erbbaurecht, Superſtziar⸗ oder Flatzrecht.) 
8 200. 


1. Geſchichte. Während nach deutſchen Partikularrechten ein 
vom Eigentum am Grund und Boden getrennte Eigentum an 
ftehenden Pflanzen und Gebäuben möglich war, galt nach römiſchem 
und gemeinem Rechte der Grunbjaß superficies solo cedit. Hier⸗ 
nad wurbe jedes auf fremdem Boden errichtete Gebäude und jebe 
Pflanzung auf fremdem Boden ohne weiteres Eigentum des Boben- 
eigentümers, unb aud) ein auf Einräumung einer superficies ge= 
richteter Vertrag hatte nicht die gemollte Wirkung ber Eigentums» 
begrünbung. Die Serbituten find an eine beftimmte Perfon oder an 
den Beſitz eine beftimmten Grumbftids gebunden und ber Miet- 
vertrag gibt ein ber Kündigung unterliegenbes, nach gemeinem Recht 
überbieß nicht ben jevesmaligen Eigentümer, fondern nur bie Kontra— 
henten verpflichtendes perſönliches Schulbverhältnis. Das römifche 
Recht hat indeſſen ein veräußerliches und vererbliches dingliches 
Recht an ber superfcies, d. h. an einer mit dem Boden aufammen- 
hängenven Sache, gefhaffen, vermöge beffen man bie Sache wie ein 
Eigentümer Haben, benugen und über fie verfügen barf (Mächter). 
Gegenftand des Rechts können bauliche Anlagen jeber Art, felbft 
einzelne Stocwerle, Brüden, Monumente, Keller (Kellerrecht) und 


) v. Wächter: Das Superfiziar- oder Platzrecht. 1868. 
36% 
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auch Pflanzen fein. Der Superfiziar ift abgeleiteter Vefiger ber 
Sache und Vefiger des dinglichen Rechts. Er hat zu feinem Schutze 
alfo pofleflorifche Rechtsmittel und zwar ein beſonderes Interdilt (de 
superficiebus, D. de superf. 43, 18) und petitorifche Rechtsmittel, 
nämlidy die vom prätorifchen Rechte eingeführte vindicatio utilis, 
die Publiciana und die negatoria. 

Das Recht entfteht durch Vertrag, Vermächtnis, nach richtiger 
Praris auch duch eine breißigjährigen Rechtsbefig vorausſetzende 
Erfigung. 

2. Auch nad bem BGB ift das „Erbbaureht‘ ein ver— 
erblihed und veräußerlihes dingliches Recht 
an fremder Sache, das bie Befugnis gewährt, 
ein — vorhandenes ober noch zu errichtenbeg — Baumertauf 
ober unter ber Dberfläde eines Grunbftüds zu 
haben. Damit ift die Pflanzungsfuperfigies ausgefäloffen, Baur 
werk aber ift im meiteften Sinne zu nehmen, fo daß hierher auch 
Denkmäler, Schienen, Gerüfte für Xelegraphen- und Fernſprech⸗ 
leitungen und felbft Keller gehören ($$ 1012—1014). 

Das Erbbaurecht als Recht an einem fremden Grunbftüd unter⸗ 
Hiegt den allgemeinen Grunbfägen bes Immobiltarfachenrehts. Zu 
feiner Entftehung ift Auflaffung, d. i. hier die Einigung bes 
Grunbftücseigentümers unb bes Ermerberd, und Eintragung er= 
forderlich ($$ 1015, 873). Das Erbbaurecht erlifcht nicht durch Ver- 
einigung mit dem Eigentum ($ 889), auch nicht durch Untergang bes 
Bauwerts ($ 1016). 

Das Erbbaurecht ift aber nicht nur Recht an einem Rechts—- 
objekte, ſondern felbft Rechtsobjekt, und zwar wird es als Grund⸗ 
ftüd behandelt. Der Erwerb eines beftehenden Erbbaurechts 
geſchieht daher auf biefelbe Weife wie ber Erwerb des Eigentums 
an einem Grunbftüde, alfo durch Auflaffung oder Buch-Erſitzung 
(8$ 1017, 925, 900). Das Erbbaureht kann ferner Gegenftand 
einer Dienftbarteit, eines Vorlaufsrechts, einer Hypothel, Grunb- 
ſchuld oder Rentenſchuld fein, es Tann ein ſelbſtändiges Grunbbuch- 
blatt erhalten ($ 7 GBO) und unterliegt der Immobiliarzwangs⸗ 
volftredung (Zrft®. v. 24. März 1897). Der Erbbauberechtigte 
genießt Beſitzſchut, da er Beſitzer nicht des Rechts, ſondern ber Sache 
ift, zum Schuße feines Rechts hat er bie Vindikation, wenn ihm ber 
Beſitz ber Sache und bamit bie Ausübung feines Rechts borent» 
halten wirb, und bie a. negatoria, wenn fein Recht in anderer 
Weiſe beeinträchtigt wird ($ 1017). 





Sechſier Abſchnitt: Die Serbituten oder Dienftbarleiten. 8 201. 565 


Sechſter Abfchnitt: 
Die Hervituten oder Pienfldarkeiten. 


$ 201. Allgemeines. 


Die verfchiedenen Arten der Hierher gehörigen Rechte haben das 
Gemeinfame, daß fie eine Sade Yntereffen, die denen bes Eigen- 
tümers fremd find, bienftbar machen und deshalb dem Eigentümer 
Befugniſſe nehmen, die er ohne jenes Recht haben würde. Aber 
jenes fremde Intereſſe iſt ein individuelles. Man kann bie Dienſt⸗ 
barkeiten daher definieren als unveräußerliche unb 
unbererblihe Rechte auf Benutzung einer frem= 
den Sade 

Die fernitutberechtigte Perfon kann inbivibuell ober durch den 
Beſitz eines Grunbftüdg beftimmt fein. Dort fprit man von Per⸗ 
fonalfervituten ober perfönliden Dienſtbar— 
teiten, bier von Präidialfernituten ober Grund- 
dienftbarteiten. Die erfteren dienen ben Intereſſen der bes 
ftimmten Perfon, bie legteren den Bebürfniffen bes Grundftüds, d. i. 
den Intereſſen bes Eigentümers an ber wirtfchaftlichen Ausnutzung 
jenes Grundftüd®. Grund vienftbarkeiten fönnen nad) altem und 
neuem Rechte ($ 1018) nur Grunbftüde zum Gegenftand haben. 
Dasſelbe gilt nach neuerem Rechte ($ 1090) nur vom benjenigen 
Berfonalferbituten, welche dad BGB al beſchränkte perfönliche 
Dienftbarkeiten bezeichnet, dagegen kann ber Nießbrauch nad) beiden 
Rechten bewegliche und unbemegliche Sachen, Rechte, ja ein ganzes 
Vermögen zum Gegenftande haben. Die Verfchiebenheit ber Inter⸗ 
effen beiirtt eine große Mannigfaltigteit ber Rechte, Für alle aber 
haben fich gemeinfame Grunbfäße entwidelt. Diefe find: 

Servitus in faciendo consistere ne- 
quit. Der Eigentümer ber dienenden Sache ift zu einem Nicht- 
tun ober zu einem Dulben verpflichtet, während er als Eigentümer 
ter unbelafteten Sache zu dem entſprechenden Handeln ober Unter- 
Tagen berechtigt fein würde. Zu einer Teiftung ift der Eigen» 
tümer nicht verpflichtet, doch hat ſchon das römifche Recht die Unter- 
haltungspflicht des belafteten Eigentümers bei der s. oneris ferendi 
anerfannt (1.15 $1D.8,1;1.33 D. 8, 2). Das gleiche gilt nach 
neuem Recht ($$ 1018, 1021, 1022), doch bilvet nach ihm bie dem 
Grunbeigentümer obliegende Pflicht, eine Anlage zu unterhalten, 
eine Reallaft. 

2. Servitus servitutis esse non potest: 
eine beftehenbe Serbitut Tann nicht felbft Gegenftand einer anderen 
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Serpitut fein. Wohl aber fann nad; altem und neuem Recht, ein Erb- 
baurecht mit einer Dienftbarkeit belaftet werben ($ 1017). 

3. Nemini res sua servit. Die Gerbitut ift ein 
Net an fremder Sache; an ber eigenen Sache übt man das alle 
Rechte umfaffende Eigentum aus. Erwirbt der Berechtigte das 
Eigentum ber bienenben Sache, fo geht die Serbitut grundſätzlich 
durch Konfufion unter. Nach neuem Rechte dagegen erhält fich bie 
eingetragene Dienftbarkeit unbebingt; fie ruht mährenb ber 
Vereinigung mit bem Eigentum, lebt aber bei der Veräußerung ber 
belafteten Sache wieber auf, benn der Eigentümer ift nicht gezwungen, 
die auf feinem Grundftüd haftenden Laften löfchen zu laffen 
($$ 1063, 1072, 889). Nach neuem Recht ($ 1063) aber wird auch 
ber Nießbraud; an einer beweglichen Sache ober einem Recht als fort⸗ 
beftehenb behandelt, wenn ber Eigentümer ein rechtliches Intereſſe 
am Yortbeftanbe bes Nießbrauchs hat. 

4. Die Serpitut muß nad altem und neuem Recht 
(88 1020, 1090) ſchonend, d. h. ohne unnötige Beläftigung des 
Eigentümer ausgeübt werben. 


L Die Berfonalfersituten. 


$ 202. Die beſchränkten perſönlichen Dienftbarkeiten. 


1. Nach römiſchem Rechte waren Perfonalfervituten der usus, 
der ususfructus, bie habitatio und die operae servorum et 
animalium. Die operae servorum find in Wegfall gelommen, 
über bie operae animalium find mir nicht näher unterrichtet, und 
die habitatio ſtand im neueren Rechte nicht mehr unter befonberen 
Grunbfägen. Es verblieb für daS gemeine Recht danach nur ber 
usus (in&befonbere an Wohnungen und Zieren). U s u s (Gebrauchs-⸗ 
echt) war nach altem Rechte das einer beftimmten Perfon zuftehende, 
auf eine andere Perfon nicht einmal der Ausübung nad) übertrag- 
bare Recht auf den Gebraud; einer fremden (beweglichen ober unbe- 
weglichen) Sade. Jeder orbnungsmäßige Gebrauch ber Sache, nur 
nicht die Fruchtziehung, war geftattet, felbft wenn ber Gebrauch zu 
einem DVerbrauche führte. Der Verechtigte (Ufuar) durfte bie Sache 
niet im Ganzen vermieten, auch nicht unentgeltlich andern über- 
laſſen. 

Eine Perſonalſervitut kann aber auch in der Weiſe beſtellt 
werben, daß ein Recht, das regelmäßig ben Inhalt einer Grund- 
gerechtigkeit bildet, einer beftimmten Perfon eingeräumt wirb 
(servitus personalis irregularie). 

2. Dad BGB feht die befhräntten perfünlicen Dienft- 
barkeiten in Gegenfa zum Nießbrauch, zählt aber zu jenen a) nicht 
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bloß die gemeinrechtlicke irreguläre Servitut, ſondern b) alle Fälle, 
in benen nur überhaupt ein Recht befteht, ein Grunbftüd!) in ein= 
zelnen Beziehungen zu benußen, indem es fo der Mannigfaltigteit 
ber Gebrauchäbebürfniffe Rechnung trägt. Denn ber Gebraud; Tann 
ein weitgehenber (3. B. im Yalle der Dienftmohnung) und ein jehr 
beſchränktet fein (4. ®. im alle der Befugnis, bei beftimmten Ge- 
legenheiten einen Pla auf einem Grunbftüd einzunehmen). Es 
entfceibet hierüber ber auögefprochene Wille der Beteiligten, im 
Zweifel das perfönliche Bedürfnis des Berechtigten ($$ 1090, 1091). 
Auch nach neuem Recht ift diefe Art von Dienftbarkeit nicht über- 
tragbar, doch Tann wenigftens ihre Ausübung einem andern über- 
Iafjen werben, wenn dies vom Befteller bes Rechts geftattet ift. Wie 
der usus, fo find auch dieſe Rechte unvererblich (8$ 1092, 1090, 
1061). x 

Beſonders hervorgehoben wirb vom BGB das (dem Eigen» 
tümer gegenüber) ausfhließliche Wohnungsrecht (im Gegen- 
fag zum Mitwohnungsrecht). In manchen Beziehungen finden bie 
für den Nießbrauch gegebenen Beftimmungen Anwendung. Übrigens 
ift ber Berechtigte befugt, feine Familie und fein Dienftperfonal in 
die Wohnung mit aufzunehmen ($ 1093). 


8 203. Der Niekbraud. 

1. Begriff. Der Niekbrauch ift nach der römifchen Legalbefini- 
tion 1.1 D. 7, 1 das jus alienis rebus utendi fruendi salva 
rerum substantia, das an bie Berfon bes Berechtig— 
ten gebundene Recht, von einer fremben Sache, 
ohne deren Wefen aufzuheben, jeden orbnung3= 
mäßigen Gebraud gu machen und ihzeNugungen 
zu ziehen. Das BGB ($ 1030) bezeichnet ben Nießbrauc zwar 
nur als das Recht, bie Nuhungen, d. h. alle Nußungen, welche bie 
Sache gewährt, zu. ziehen, es holt aber in $ 1037 das „salva sub- 
stantia“ nad. 

Der Nießbraucher ift alfo . 

a) berechtigt, die Früchte zu gewinnen und bie fonftigen 
Nutzungen zu ziehen; bie Fruchtgewinnung ift nad ges 
meinem Recht erft mit ber Befigergreifung, nad} neuem Rechte ($ 964) 
fon mit der Trennung ber Frucht vollendet. Die bei 
Endigung des Nießbrauchs noch nicht geernteten, nad; neuem Recht 
die zu dieſer Zeit noch ftehenben Früchte, verbleiben alfo dem Eigen⸗ 
tümer oder dem nachfoigenden Nießbraucher. Bei ben fog. fructus 


') Ein usus animalium tann alfo niet mehr borfommen, Miete und 
Leihe müffen ausreichen. 
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eiviles entfcheibet ber Zeitpunft der Yälligfeit. Der Nießbraucher 
bat nad den Grunbfäßen einer orbnungsmäßigen Wirtſchaft zu 
verfahren; nach neuem Recht ($ 1038) kann dem Nießbraud eines 
Waldes, eines Vergmerf3 ober einer anbern auf Gewinnung von 
Bobenbeftandteilen gerichteten Anlage ein mit dem Eigentümer ver— 
einbarter Wirtfchaftsplan zugrunde gelegt werben, 

b) Der Nießbraucher ift aber nicht berechtigt, das Wefen ber 
Sache zu ändern, er hat nur bie Nutzung ber Sache, die der Eigen 
tümer haben würde, und zu ber fie von biefem beftimmt ift (fo auch 
8 1036 BGB). Der Nießbraucher darf alfo z. 8. einen Wald nicht 
in einen Weinberg, einen Park nicht in einen Gemüfegarten um» 
manbeln. Eine Wefensänberung liegt auch in ber Verringerung, 
tem Ber braud) der Sache; befteht aber die beftimmungsmäßige Ver— 
wendung ber Sache in ber Entnahme von Beftanbteilen, wie bei 
einem Steinbruch, einem Bergwerk, fo ift der Nießbraucher aud) zur 
Subftangverringerung berechtigt, denn dann find biefe Beftanbteile 
Früchte ($ 99). 

Dem Nießbraucher fteht auch nach neuem Recht immer auf 
ber Gebraud ber Sache zu (88 1030, 99, 100). 

2. Gegenftand des Niekbrauds können nad früherem mie 
jegigem Rechte ($$ 1068, 1069) bewegliche und unbemegliche 
Sachen und übertragbare Rechte fein. Der Nießbrauch an 
einem Rechte befteht in der Gewinnung der Erträge, melde das Recht 
feiner Beftimmung gemäß oder auf Grund eines Rechtsverhältniſſes 
(4. ®. der Verpachtung) gewährt ($ 99), insbefondere gebühren dem 
Niepbrauder eines auf fortlaufende Leiftungen gehenden Rechts bie 
einzelnen Leiftungen ($ 1073). Der Niebbrauder einer $or= 
derung hat außerbem das Recht ber Einziehung und ins 
folgebefien auch das Recht der Kündigung, nicht aber ein Recht, 
über die Forderung in anderer Weife, 3. B. durch Abtretung ober 
Verpfändung zu verfügen. Mit der Einziehung übt er ein frembez 
Necht, aber in eigenem Namen aus (actio utilis), daher erwirbt 
durch fie der Gläubiger ben geleifteten Gegenftand und ber Nieß— 
brauder den Nießbrauch an biefem Gegenftanbe; mar bie Forderung 
auf Geld oder andere verbrauchbare Sachen gerichtet, jo erwirbt ber 
Nießbraucher den uneigentlihen Nießbrauch am Kapital (8$ 1074, 
1075). Iſt die Forderung eine verzinsliche, fo fteht dem Nieß— 
brauche der Anſpruch auf die einzelnen Zinsraten als eigenes Recht 
zu, zur Einziehung und Kündigung des Kapitales aber ift er nur 
in Gemeinſchaft mit dem Gläubiger befugt, daher kann auch ber 
Schuldner nur beiden gemeinfam fündigen und zahlen ($$ 1076 
i8 1079). 

Auch verbrauchbare Sachen können Gegenftand bes 
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Nießbrauchs fein, für ſich allein oder als Teile eines mit einem Nieß- 
brauche belafteten Vermögens. Es entfteht dann ein fog. quasi- 
ususfructus ober uneigentliher Nießbrauch. Denn 
nad) altem tie neuem Recht ($ 1067) erwirbt ber Nießbrauder in 
diefem alle nicht ein Recht an fremder Sache, ſondern Eigentum; 
er wird Schulbner bes genus und hat nad Enbigung bes Niek- 
brauchs nach altem Recht eine gleiche Menge besfelben genus, nach 
neuem Recht ben Wert, ben die Sachen bei der Veftellung hatten, 
zu erftatten. Vom unverzinslichen Darlehn unterfcheivet fi das 
Nechtöverhältnis dadurch, daß es nad ben Nießbrauchsgrundſätzen 
endet. 

Inhaberpapiere und mit Blankoindoſſament verfehene 
Orberpapiere find entmeber verbrauchbare Sachen ($$ 1084, 
92) und in biefem alle Gegenftand des uneigentlichen Nießbrauchs 
($ 1067) ober unverbraucgbare Sachen und ftehen alsdann im Eigen- 
tum bes Gläubigers, aber im Mitbefit bes Gläubigers und bes Nieß- 
brauderd, Die Zins-, Renten» und Geminnanteilfcheine gebühren 
als Urkunden über die dem Nießbraucher zuftehenben eigenen Forde—⸗ 
zungen allein dem Nießbraucher (S$ 1081—1083, 1079). 

Der Nießbrauch an einem Vermögen (einer Erbſchaft) ift 
ein Nießbraud an den einzelnen zu dem Vermögen gehörigen Gegen- 
ftänden und wird nur in ber Weife begründet, daß er an ben ein= 
zelnen Vermögensgegenftänben beftellt wird. Da aber das dem Nieß- 
brauch unterliegende Vermögen durch bie auf ihm laftenden Schulen 
vermindert wird, kann ber Nießbraucher feine günftigere Stellung er= 
langen als der Befteller hatte. Die Folge ift, daß für das Kapital 
folder Schulden, die por Vegründung bes Nießbrauchs entſtanden 
waren, ber Befteller zwar perfönlich verpflichtet bleibt, daß aber ber 
Nießbraucher fih die Befriedigung biefer Schulden aus ben feinem ' 
Recht unterworfenen Gegenftänden gefallen laffen muß; bie Befriedi⸗ 
gung gefchieht entweder dadurch, daß ber Nießbraucher unmittelbar 
an ben Gläubiger leiftet, wozu er berechtigt, aber nicht verpflichtet 
ift, oder dadurch, daß er dem Befteller bie erforderlichen Gegenftände 
überläßt, wozu er verpflichtet ift, und baß der Vefteller aus ihnen 
den Gläubiger befriebigt. Die Zwangsvollſtreckung kann gegen ben 
Nießbraucher unmittelbar nur dann erfolgen, wenn ber Schulbner 
zur Leiftung, der Nießbraucher zur Duldung ber Zwangsvollſtreclung 
verurteilt ift (8$ 1086, 1087 BGB 737-739 ZPO). Für die 
Zinfen und andere wieberfehrende Leiftungen dem Nießbrauche 
vorgehender Schulden haftet der Nießbraucer neben dem Be— 
ſteller perfönlich ($ 1088). 

Schulden, die nach der Beftellung des Nießbrauchs entftanben 
find, fönnen die Stellung des Nießbrauchers nicht verfchlechtern, da—⸗ 
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ber unterliegen bie Nießbrauchögegenftände gegen ben Willen bes 
Nießbrauchers nicht der Zmangsvollftredung wegen folder Schulden. 

3. Nedtsftellung. a) Der Nießbraucher ift nach altem Recht 
Detentor, nach neuem Rechte Befiger der Sache, der Eigentümer 
ber Sache ift mittelbarer Befiger ($ 868 BGB). 

b) Der Nießbraucher bat nad altem und neuem Rechte 
die auf der Sache rubenden öffentlihen und privaten 
Laſten zu tragen. Dies gilt nach neuem Recht ($ 1047) insbe⸗ 
fonbere auch betreffs der Zinfen der fon vor Begründung bes 
Nießbrauchs auf der Sache ruhenden Hypotheken und Grundſchulden, 
ſowie der auf Grund einer Rentenſchuld zu entrichtenden Leiftungen. 
Denn alle biefe periodifch wiederkehrenden Leiftungen pflegen aus 
den Erträgen ber belafteten Sache gebedt zu werben. Der Nieß— 
braucher darf aber nicht durch Tpätere Handlungen bed Eigentümers 
beeinträchtigt werben. Übrigens befteht jene Pflicht bes Nich- 
brauders nur bem Eigentümer gegenüber, ber 
Gläubiger Tann ſich nur an feinen perſönlichen Schuldner oder ven 
Eigentümer der Sache halten ($ 1047). 

c) Nach altem und neuem Recht (8 1041) hat der Nießbraucher 
die Sache in wirtfhaftligem Stande zu halten 
und nach Beendigung bed Nießbrauchs dem Eigentümer zu rück— 
zugeben ($ 1055). Die Folge ift, daß er für Erhaltungs- 
Ioften feinen Erſatz beanfprudden barf. Zur Erhaltung ber Sache 
gehört regelmäßig auch ihre Verfigerung gegen Brandſchaden und 
anbere Unfälle ($$ 1045, 1046). Weitergehende Aufienbungen 
ftehen unter den Grunbfäßen von der negotiorum gestio (88 1041 
bis 1045, 1049), jeboc hat der Niekbraucher das Wegnahmerecht. 

d) Der Nießbraucher haftet nad altem (I. 65 pr. D. 7, 1) 
und re Nechte (8 276) für jeden Grad von Fahrläf=- 
Tigteit. 

Während nad; bisherigem Rechte ber Eigentümer ohne meiteres 
verlangen konnte, daß ber Nießbraucher megen aller feiner Ber- 
pflictungen durch Realtaution (cautio usufructuaria) 
Sicherheit leifte, er auch dem Nießbraucher die Sade vorenthalten 
oder wieber abnehmen burfte, bis die Kaution geftellt war, gibt das 
neue Recht ($ 1051) dem Eigentümer ein Recht auf 
Siderftellung nur, wenn buch das Verhalten bed Nieß— 
brauderd bie Beforgnis einer erhebliden Gefährbung 
der Recht e des Eigentümers begründet wird. Das neue Recht gibt 
dem Eigentümer aber ein meitergehenbed Schugmittel in der Be— 
fugnis, die Einfegung eines Verwalters zu berlangen. 
Diefes Recht befteht forohl dann, wenn ber Nießbraucher zur Sicher⸗ 
beitßleiftung rechtskräftig verurteilt ift und eine ihm vom Gericht auf 
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Antrag des Eigentümers geftellte Friſt Hat verftreichen laſſen 
(8 1052), als auch dann, wenn der Nießbraucher die Rechte bes Eigen- 
tümers in erheblichem Maße verlegt und trog Abmahnung fein Ver- 
halten fortfegt ($ 1064). Der Eigentümer Tann felbft zum Ver- 
malter beftellt werben, biefer fteht in jedem Yalle unter ber Aufficht 
bes Gerichts nad den bei ber Zwangsverwaltung maßgebenben 
Grundfägen (88 1052, 1054). Der Eigentümer Tann ferner auf 
Unterlaffung klagen, wenn ber Nießbraucher einen ihm 
— Br Gebrauch von der Sache trok Abmahnung macht 
1 B 

4. Übertragung. Der Nießbrauch ift ein höchſtperſönliches 
Net. Nach altem und neuem Recht ($ 1059 BGB, 857 ZPO) ift 
daher nicht das Recht felbſt, wohl aber bie Ausübung bes 
Rechts (3.8. durch Verpachtung) übertragbar. 


8 204. Grunddienftbarfeiten im allgemeinen. 


1. Begriff. Die vom BGB (8 1018) gegebene Vegriffäbe- 
flimmung der Grundbienftbarteit: „Ein Grunbftüd kann zugunften 
des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grunbftüds in der Weife 
belaftet werben, baß biefer das Grunbftüd in einzelnen Beziehungen 
benußen darf, oder daß auf dem Grundſtücke gemiffe Handlungen 
nit vorgenommen werben bürfen ober baß bie Ausübung eines 
Rechtes ausgeſchloſſen ift, das fih aus dem Eigentum an dem be— 
lafteten Grunbftüde dem anderen Grundftüde gegenüber ergibt,“ 
flimmt mit dem bisherigen Recht überein. Zur erfigenannten Art 
gehört das Gehen, Fahren, Waflerholen, zur zweiten das Net, das 
Bauen ober Höherbauen zu verbieten, die britte Art befteht in dem 
Ausſchiuß der ſog. Legalſervituten. 

2. Weſen. Die Grunddienſtbarkeiten bilden eine Eigen= 
ſchaft des „herrſchenden“ Grundſtücks und ſetzen eine Eigenſchaft 
bes „dienenden“ Grundſtücks voraus, Letztere ſollte nach römiſchem 
Recht, eine causa perpetua et naturalis fein, bie Gervitut fiel 
danach fort, wenn bie dienende Sache jene natürliche Eigenſchaft 
(3. 8. fließendes Wafler) verlor, ohne daß ber Eigentümer die Pflicht 
hatte, die natürliche Eigenſchaft durch eine künſtliche Anlage zu er= 
fegen. Das neue Recht hat dieſes Erfordernis nicht übernommen, es 
tönnen demnach vorübergehende Eigenfchaften ober künſtliche Anlagen 
des bienenden Grunbftüd® Grundlage einer Realferbitut werben 
(8 1018), fofern fie nur dem herrſchenden Grunbftüd nühen ($ 1019). 

Aus dem Weſen des Rechts als eines dinglichen Rechts an 
fremder Sache folgt, daß der Eigentümer, der einen Teil ſeines 
Grundbeſihes zum Dienfte für den andern Teil beftimmt, nun fein 
Eigentum ausübt (nemini res sua servit). Qeräußert er ben einen 
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Zeil unb ift er mit bem Erwerber über den Fortbeſtand der bis— 
herigen Benußung bes abgetretenen Teiles einig, jo murbe nad} ge= 
meinem Recht aus bem tatfächlichen Zuftande ein Servitutrecht, wäh 
rend es nad) neuem Rechte ($ 873) biß zur Eintragung bei dem tat- 
fächlichen Zuftanbe und ber bloßen Einigung verbleibt. 

Der Grundſatz: praedia debent esse vicina follte nur be= 
fagen, daß beide Grundftüde in einem ſolchen räumlichen Verhältnis 
zueinander liegen müffen, baß eine Eigenfchaft des einen Grundſtücks 
ben Bebürfnifien bes andern, wenngleich unter Anwendung tünft- 
licher Anlagen dienen kann.) In biefem Sinne wird das Er— 
fordernis auch nad; BGB gelten müflen ($ 1019), das es ausbrüd- 
lich nicht aufftellt. 

Ein Recht, das im übrigen den Inhalt einer Realſervitut Hat, 
aber zum perfönlichen Vorteil eines Grunbeigentümerd ober 
einer beftimmten Perfon beftellt ift, unterliegt nach altem und neuem 
Recht (8 1019) nit den Grundſätzen von Nealfervituten. Dem 
perſönlichen Vorteile des Berechtigten aber dient das Recht dann, 
menn ba8 Maß der Berechtigung über die Bebürfniffe des Grund» 
ftüds hinausgeht. Das Net, aus einem Walde Holz zu entnehmen, 
ift daher dann feine Grundgerechtigkeit, wenn ber Eigentümer des 
herrſchenden Grunbftüds nicht auf bie Menge und bie Art bes 
Holzes beſchränkt ift, deren er zur Erhaltung ber Gebäude und zur 
Bewirtſchaftung bes herrſchenden Grundſtüds bebarf.?) Man nannte 
ſolche Rechte bisher irreguläre Serbituten, fortab heißen fie beſchränkte 
perfönliche Dienftbarkeiten, was fie in Wahrheit find ($ 1090). 

Die große Fülle ver Präbialferbituten ſcheidet man nach verfchiebenen 
Einteilungsgrünben. Am gebräuchlicäften murbe bie Einteilung in 
s. urbanae und 8. rusticae. Entſcheidend war babei bie 
Eigenſchaft des herrſchenden Grunbftüds als eines bebauten (prae- 
dium urbanum) ober als eines nicht überbauten (p. rusticum). 
Urbanalferpituten waren 3. B. bie Außfichtögerechtigteiten (s. ne 
altius tollatur, ne prospectui, luminibus offieiatur) unb bie 
Baugerechtigkeiten (s. projieiendi [einen Balton, Erter ufm. zu 
haben], s. tigni immittendi, oneris ferendi, stillieidii reci- 
piendi). Ruftitalferbituten find der iter (Fußweg), via (Fahrweg), 
actus (Viehtrieb), aquaeductus. Daneben beftehen aber noch bie 
8. aquaehaustus, das jus cretae eximendae, silvae caeduue 
und viele andere. Zu diefen dem römiſchen Recht befannten find 
deutſchrechtliche Servituten hinzugetreten. In großer Mannigfaltig= 
teit beftanden Walb- und Weidegerechtigkeiten (Beholzungsrecht, 
3 Späterer Wegfall der Vizinität RG 26, 167. 

’) Val. die auch in Zukunft wichtige Entf. RG 8, 207; auch RG 1, 
329 (1.5 81,1. 6, 24,29, 3381D.8,3,1.44 D. 19, 2, 1. 12 Cod. 3, 34). 
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Maftgerechtigteit). Diele diefer Nechte find durch die Agrargejeh- 
gebung bed 19. Jahrhunderts aufgehoben ober für ablösbar erklärt 
worden. Wirkliche Grundgerechtigteit find fie nur dann, wenn fie 
fi) den Verhältniffen eines herrſchenden Grunbftüds anpaffen. Die 
tömifchen Einteilungen find veraltet, $ 1018 BGB gibt eine neue 
Einteilung nad} dem Inhalte des Rechts, ohne daran prattifche Folgen 
zu Inüpfen. 

Die GSerbituten find in dem Sinn unteilbar, daß fie 
weder für noch gegen einen Bruchteil des Grundſtücks noch zu einem 
bloßen Bruchteil des Rechts ſelbſt beftelTt werben können. Ihre 
vertragämäßige Begründung kann nur bon allen Miteigentümern 
bes herrſchenden ober dienenden Grundſtücks auögehen, fofern nicht 
ein Vertretungsverhältniß bed einen zu den andern Miteigentüimern 
obmaltet. Wirb nach Beſtellung ber Servitut dad herrſchende 
Grundftüd geteilt, fo bauert nach altem und neuem Recht 
($ 1025) die Grundbienftbarfeit fort und zwar, fofern fie nicht an 
eine Eigenſchaft eines beftimmten Teiles (3. B. ein Recht auf freie 
Ausſicht an die einen Kleinen Zeil des Grundſtücks einnehmende Billa) 
gefnüpft war, für bie einzelnen Teile. Es kann alfo jeder ZTeileigen- 
tümer bie po!lle Serbitut außüben, doch darf fie bamit nicht be- 
ſchwerlicher für das dienende Grunbftüd werben. Wird das dienende 
Grunbftüd geteilt, fo befteht nach altem und neuem Rechte die Ger- 
vitut an jebem Zeile des belafteten Grunbftüds; mar fie aber auf 
einen beftimmten Zeil bes belafteten Grunbftüds beſchränkt, jo mer- 
den bie anderen Zeile frei ($ 1026). 

Daraus, daß bie Serbitut ſchonend (eiviliter) außges 
übt werben foll ($ 1020), folgt, daß ber Eigentümer des herrfchen- 
den Grundſtücks die Serbitut für fpätere Erweiterungen feines 
Srundftüds nicht in Anſpruch nehmen!) kann. Yerner muß er fi 
gegebenenfalls eine Einfhräntung feines Rechts auf einen 
Zeil bed an fich unbefchräntt befafteten Grundſtüds, nicht aber auf 
ein anderes Grunbftüd, gefallen laſſen (RG 2, 159 und $ 1023 
BGB). Yür den Schaben aber, ben das dienende Grundftüd infolge 
rechtmäßiger Ausübung ber Servitut erleibet, ſteht der Verechtigte 
nicht ein (RG 1, 337). 


8 205. Begründung und Gndigung der Dienitbarkeiten. 


A. Die Dienftbarkeiten wurden nah früherem Recht be 
grünbet: 
1. Durch Rechtsgeſchäft (etztwillige Verfügung ober 


) Mobifiziert für Gebäubeferbituten RG 27, 164. 
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bloßen Vertrag ohne Übergabe). Die Beftellung muß bom ver= 
äußerungsberedhtigten Eigentümer bewirkt werben. 

2. Durh Erſitzung, bie fi dur eine zwanzig Jahre 
unter Abweſenden, zehn Jahre unter Anweſenden mit dem animus 
juris exercendi, non vi nec clam nec precario fortgefegte Auß= 
übung bed Servitutrechts vollendet und eines Titels nicht bebarf. 
Es genügt zum animus juris e. ber Glaube, ein Recht auf die frag 
liche Benugung zu haben, wenngleich diefem Glauben. der Yrrtum 
zugrunde Tiegt, das Recht fei ein umfaffenderes, insbeſondere Eigen= 
tum. Diefer Art der Entftehung entſpricht es, daß bie Servitut 
nur in dem Umfang erworben wird, in bem fie außgeiibt worden 
(quantum possessum, tantum praescriptum). Denn es kann 
nicht durch fortgefegten Vefig ein umfaſſenderes Recht erworben 
werben als bie Beteiligten Haben ausüben und dulden mollen (RG 1, 
335). Die Erhaltung einer einmal erworbenen Servitut ſetzt aber 
nicht notwendig voraus, daß fie ſtets biß zur äußerſten Grenze bes 
Rechts ausgeübt werbe (1.18 D. 8, 3,1.881,1.9D.8, 6). 

3. Durh Gefet entftand nad beutfchem Rechte ber Nieh- 
braud) be Ehemannes am Vermögen ber rau, des Vaters am Ver—⸗ 
mögen be Kindes. 

Das nene Hecht weicht hiervon in mehreren Beziehungen ab. 
Es unterfcheibet zwiſchen beweglichen und unbeweglichen Saden. An 
unbeweglichen Sachen find alle Dienftbarteiten, an beweglichen ift nur 
der Nießbrauch möglich. 

1. Zur Entftehung einer Serbitut an einer un beweglichen 
Sache ift entiweber 

a) ber formale dingliche Vertrag und bie Ein— 
tragung im Grunbbud erforberlih; eine letztwillige Verfügung 
gibt demnach dem Bedachten nur einen perſönlichen Anfprucd gegen 
den Erben auf Beftellung der Servitut ($ 873 BGB); 

b) ober bie fog. Buch= oder Tabularerſitzung not— 
menbig, bie hier barin befteht, daß jemand das für ihn eingetragene, 
aber ihm in Wahrheit nicht zuſtehende Servitutrecht durch 30 Jahre 
ausübt ($ 900 A6f. 2). 

Die eigentliche Erſitzung ift für alle Serpituten an unbeweglichen 
Saden als Erwerbsgrund befeitigt. 

2. Der Nießbrauch an beweglichen Saden kann erworben 
werben: J 
a) durch Übergabe ver Sache auf Grund ding— 
ligen Vertrags (alfo fog. traditio ex justa causa); be» 
treff3 des Beſitzerwerbes und bes Rechtserwerbes nom Nichtberech« 
tigten gilt hier das, was für den Eigentumserwerb an beweglichen 
Sachen Rechtens ift ($ 1032); die körperliche Übergabe kann durch 
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brevi manu traditio (einen Worbehalt), durch constitutum 
possessorium ſowie durch Abtretung bes Herausgabeanſpruchs er⸗ 
fetzt werden; 

b) buch Erſitzung, und zwar kommen auch hier die Grund⸗ 
fäge von ber Erfigung des Eigentums an beiveglichen Sachen zur Un- 
menbung ($ 1033). 

3. Der Nießbraudh an einem Rechte kann nicht durch Er- 
figung, fondern nur durch Veftellung begründet werben. Die Be— 
ftellung gefchieht in berfelben Weife, mie bie Übertragung bes Rechts 
erfolgt (8 1069). 

B. Eine Serbitut wurde nad früherem Recht aufgehoben: 

1. duch Verzicht, buch Wiederaufhebung des— 
jenigen Rechts, das ben Befteller der Servitut zu ihrer Begründung 
befugt machte, bush Eintritt des Endtermins, ber Refolu= 
tipbebingung; 

2. duch Untergang der belafteten Sache. Wurbe 
fie wieberhergeftellt, fo lebte das Recht wieder auf, ber Nießbrauch 
dagegen dann nicht, wenn die neue Sache ſich ald eine andere dar⸗ 
ftellte, als die urfprünglich belaftete war. Die Perfonalferbituten 
gingen benn auch ſchon bann unter, wenn eine weſeniliche Verände⸗ 
zung ber belafteten Sache erfolgte; 

3. durch Konfufion; ber Erwerb des Eigentums durch 
den Nießbraucher wird Konfolidation genannt ($ 3 I. 2, 4), ift aber 
nur eine Art Konfufion. 

4. Durh Verjährung, d. 5. dadurch, daß der Berechtigte 
unter Anweſenden zehn, unter Abweſenden zwanzig Jahre hindurch 
die Serbitut nicht ausübte (non usus). Bei den ftändigen Serbi- 
tuten reichte ber bloße Zeitablauf nicht aus, weil ſchon der Zuftand, 
auf ben bie Serbitut ein Recht gab, an ſich eine Ausübung enthielt. 
Daher bedurfte e8 des Eintrittö eines der Gerbitut wiberfprechenven 
Zuftanbes und bes Ablauf der damit in Lauf gefeßten Verjährungs- 
frift (fog. usucapio libertatis). Der rechtöwibrige Zuſtand durfte 
aber nicht vi, elam ober precario entftanben fein. Blieb daneben 
die Ausübung ber Serbitut möglich, fo bewirkte Die usucapio liber- 
tatis nur eine Einſchränkung des Rechts (RG 14, 211). 

5. Berfonalfervituten gingen unter buch ben Tod 
des Berechtigten, die einer juriftifchen Perfon zuftehenben nach Ablauf 
von 100 Jahren, ver gefegliche Nießbrauch durch Endigung bes Zus 
ſtandes, an den das Gefeß feine Entftehung fnüpfte, Realferpi= 
tuten durch ben Untergang ber herrſchenden Sache. 
Da aber Gehbäubefernituten nicht dem Gebäube (ba bie nur 
Atzeſſion), fondern dem Grundftüde felbft zuftehen, fo gingen fie auch 
mit dem Wegfalle des Gebäubes nicht unter (RG 27, 164). 
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Nach neuem Recht enden alle Dienſtbarkeiten mit dem Unter- 
gange ber belafteten Sache. Ein Untergang der Sache liegt in ihrer 
Verarbeitung oder Umbildung ($ 950’ Abf. 2). Grunbbienftbar- 
teiten fallen weg mit bem Untergange des herrſchenden Grunbftüds, 
perfönliche Dienftbarkeiten mit dem Tode ber berechtigten phyſiſchen 
ober dem Aufhören der juriftifchen Perfon, ohne daß in biefem Falle 
eine beftimmte Zeitgrenze geſetzt (FF 1061, 1090) ober ein Unter- 
ſchied zwifchen eingetragenen und nicht eingetragenen Rechten gemacht 
mürbe. Der Eigentümer des mit einer eingetragenen perfünlichen 
Dienftbarkeit belafteten Grundſtücks Tann alfo die Löſchung herbei— 
führen, wenn er dem Grundbuchamte den Tod des Berechtigten durch 
eine öffentliche Urkunde nachweiſt ($ 29 GBO, vgl. jedoch $ 23 baf.). 

Im übrigen wird auch Hier zwiſchen beweglichen Sachen, alfo 
uneingetragenen Serbituten unb unbeweglichen Sachen, alfo einge 
tragenen Dienftbarfeiten, unterfchieden. Der Nießbrauch an 
einer beweglichen Sache endet durch Konfufion, es fei denn, 
daß ber Eigentümer ein rechtliche Intereſſe am Fortbeſtande bes 
Nießbrauchs hätte, und durch einen dem Eigentümer gegenüber er- 
Härten Verzicht ($$ 1063, 1064, 1072). Er muß ferner durch Ein= 
tritt des Endtermins, ber auflöfenden Bedingung untergehen und 
enbet, fofern er nicht allen Pfandrechten vorgeht, mit der Pfand» 
teräußerung ber belafteten Sache ($ 1242). 

Die eingetragenen Dienftbarfeiten erlöfcen 
a) mit bem Willen des Berechtigten dur) die auf Grund ber 
formellen Verzichtserklärung erfolgende Löſchung bes Rechts im 
Grundbuche (8 875). Die Verzichtserklärung muß vom Berechtigten 
felbft und bei Grumbgerechtigfeiten auch von benjenigen abgegeben 
merben, bie Rechte am herrſchenden Grunbftüde haben ($ 876 ©. 2 
BGB, vgl. 8 21 BO); b) ohneden Willen bes Berechtigten. 
Hierher gehört bei Grunbbienftbarkeiten die Verjährung bes An— 
ſpruchs auf Vefeitigung einer das Recht beeinträchtigenden Anlage 
(8 1028) und die Nictübernahme bei der Zwangsverſteigerung ($ 52 
Zwſt). Dagegen erlöfcgen fie nicht durch Konfuſion. 

8 206. Der Schuß der Dienftbarkeiten. 

1. Früheres Net. Aus dem Rechtsgeſchäft, durch das bie 
Servitut begründet murbe, fteht dem Berechtigten ein perfönlicher 
Anfpruch zur Seite (4. B. die actio venditi, ex testamento), 
wenn berjenige bie Servitut ſtört ober beftreitet, ber durch das 
Rechtsgeſchäft verpflichtet if. Aber auch in dieſem Yalle fteht dem 
Berechtigten, ebenfo wie dann, wenn ein Dritter fi) der Servitut 
miberfeßt, bie dingliche vindicatio servitutis oder a. confes- 
soria zu. SKlagegrund ift die Serbitut, ber Kläger bat alfo bie 
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Entftehung ber Serbitut und damit auch nachzumeifen, daß der Be- 
feller bes Rechts Eigentümer ber belafteten Sache war, und bei 
Präbialferbituten, daß er jelbft Eigentümer des herrſchenden Grund⸗ 
ftüds ift. 

Eine Erleichterung gewährte der publizianiſche Rechts— 
ſch uz, ber auf bie Servituten ausgedehnt war. Danach bedurfte 
es nur des Nachweiſes, daß ber Beſteller ſich im Uſukapionsbeſihze der 
belaſteten Sache oder daß ber Kläger ſich im Ufutkapionsbeſihe der 
herrſchenden Sache befand. Die a. confessoria Publiciana ĩonnte 
aber nur gegen den Schlechterberechtigten, d. i. gegen denjenigen, der 
ohne Titel oder unredlich beſaß, gerichtet werden. 

Endlich genoß der Beſitz der Servituten poſſeſſoriſchen 
Schu tz (f. oben ©. 479 ff.). 

2. Das neue Recht gibt Rechts⸗ und Beſitzſchutz. 

a) Kommt es dem Berechtigten nur darauf an, eine Anerkennung 
feine in Frage geftellten Rechts zu erzielen, fo dient ihm bie Feſt⸗ 
ftellungstlage (8. 256 ZPO). Die vom BGB zum Schutze 
von Grunddienftbarteiten und befhräntten per= 
Tönliden Dienftbarteiten ($$ 1027, 1090) gewährte 
Leiſtungsklage ſetzt eine Beeinträchtigung bes Rechts, d. h. 
einen Zufland voraus, der im Widerſpruch fteht zu dem Rechte bes 
Klägers ($ 1004), fie gleicht alfo ber gemeintechtlichen a. negatoria 
und geht auf Befeitigung ber Störung und, falls meitere Beein- 
trächtigungen zu beforgen find, auf Unterlaffung. Kläger ift ber 
Servitutberechtigte, Beklagter berjenige, mit beffen Willen bie Be— 
einträchtigung erfolgt. ei beiden Klagen hat ber Kläger fein Recht 
zu bemweifen; biefen Beweis führt er der in $ 891 aufgeftellten Ver- 
mutung gemäß durch Hinweis auf die Grunbbudeintragung de 
geltend gemachten Rechts und, bei Grunbbienftbarkeiten, auch feines 
Eigentums am herrſchenden Grundftüd. Wei der Leiftungstlage 
hat ber Kläger ferner die Beeinträchtigung, bei ber Feſtſtellungsklage 
fein Intereſſe an alsbalbiger Yeftftellung zu bemeifen. Die zum 
Schutze des Nießzbrauchs anzuftellenve Klage kann eine Vindi— 
Tation ober eine Negatoria fein ($ 1065), die erftere dann, wenn dem 
Nießbraucher der Beſitz entzogen ift ($$ 985, 1036), die letztere bann, 
wenn bie Beeinträchtigung in anderer Weife gefchieht ($ 1004). Auch 
hier wird ber Beweis des klägeriſchen Rechts durch die vom Gefeh 
aufgeſtellten Vermutungen erleichtert: dem Nießbraucher einer be— 
weglichen Sache kommt die in $ 1006 aufgeſtellte Vermutung in⸗ 
ſofern zuſtatten, als der Kläger mit dem Nachweiſe früheren 
Beſitzes auch gleichzeitig den Veweis führt, daß er während dieſes 
Beſitzes Nießbraucher geweſen ſei, und daß er mit dem Nachweiſe 
gegenwärtigen Beſitzes auch ben Nachweis gegenwärtigen 

Engelmann, D. bürgerliche Kecht Deutſchlands. IV. Aufl 37 
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Nießbrauchs führt. Der Nießbraucher hat ferner die Klage aus 
früherem Beſitze gegen ben Schlechterberechtigten ($ 1007). 

Feſtſtellungs⸗ und Leiftungsflage können verbunden werben. 

b) Der Befibfchu ift entweder Schuß im Beſitze der Sache 
ober Schub im Beſihe des Rechts. Wo Sacbefik vorhanden, iſt auch 
sr gen. Der Schub im Rechtäbefig ift befchräntt 

. oben ©. . 
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$ 207. 


1. Geſchichte. Die Reallaft war dem römifchen Rechte fremd 
(vgl. 1.81 8 1 D. 18, 1); fie hat ſich im Mittelalter auß den zahl- 
reichen Verhältniffen perfönlicher oder dinglicher Abhängigkeit der 
Grundbeſitzer entwickelt, hat fpäter aber aud; (im Rententauf) dem 
Krebitbebürfniß zu genügen geſucht. Sie ift dem römifchen Rechte 
nicht erlegen, fondern hat fich nicht nur partikularrechtlich, ſondern 
auch fraft gemeinen Gewohnheitsrechts erhalten. Zwar wurden mit 
ber Aufhebung jener Herrfhaftsverhältniffe in ber neueren Zeit auch 
die mit ihnen berfnüpften Reallaften befeitigt, indeſſen befriedigt das 
Inſtitut noch jet vorhandene wirtfchaftliche Bedürfniſſe. Das BGB 
läßt daher nicht nur bie vorhanbenen Reallaften unberührt, es widmet 
dem Inſtitute fogar einen befonberen Abfchnitt (Art. 184 EG 
88 11051112). 

2. Begriff. In Übereinftimmung mit bem bisherigen Rechte 
beftimmt das BGB die Reallaft in $ 1105 in folgender Weife: 

„Ein Grundftüd fann in ber Weife belaftet 
werden, baß an denjenigen, zu beffen Gunften 
die Belaftung erfolgt, wiederkehrende Lei— 
ffungen aus bem Grundftüde gu entridten find. 
Die Laft kann zugunften einer einzelnen be— 
fimmten Berfon oder zugunften bes jeweiligen 
GigentümerseinesanberenGrunhftüdesbeftellt 
werden“ (fubjeftiv-perfönliche — ſubjektiv⸗dingliche Laſten). 

Sie find nit Servituten, denn fie verpflichten zu einem Leiften, 
fie find nicht Hypotheken, benn fie haben nicht ben Zwed ber Sicher⸗ 
ftellung, fie enthalten überbieß bie Pflicht zu wiederlehrenden Leiſtun⸗ 
gen, nicht zu einer einmaligen Kapitalleiftung. Über ihre recht» 
Tide Ratur Hat von jeher Streit geherrfcht. Cine Reihe von Kon— 
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ftruftionen hat feinen Anklang gefunden.) Dem Zweifel barüber 
aber, ob bie Reallaft eine reine Obligation, ein reines dingliches Recht 
ober ein mit einer Realobligation verbundenes dingliches Recht fei, 
bat das BGB ein Ende gemadt, da dieſes bie Reallaftbe- 
rehtigung als dingliches Reht und ebenfo bie 
Haftung für bie einzelnen Leiftungen als bing= 
liche Belaftungauffaht ($$ 1105, 1107 BGB, 8 10 Nr. 4 
Zwftß), daneben aber ben Eigentümer für die 
während feiner Befißzeit fällig werdenden 
Leiftungenaud perſönlich haftbar macht und baber 
bei einer Zeilung des Grunbftüds bie Miteigentümer ala Gefamt- 
ſchuldner behandelt ($ 1108). Abgewieſen ift damit die Auffaffung 
(v. Savigny, v. Gerber, Stobbe), daß bie Reallaft nichts meiter fei 
ala eine perfönliche Verpflichtung, deren Schuldner durch ben Beſitz 
eines Grunbftüds beftimmt werde, abgewieſen aber auch bie Anfhau- 
ung (Dunder, Unger, v. Meibom), daß die Reallaft ausſchließlich in 
einer dinglichen Belaftung beſtehe. Diefe dingliche Belaſtung ift 
jedoch dem BGB das Wefentliche und hat zur — daß das Grund⸗ 
ftüd auch für die Leiſtungen aus Beſitzzeit früherer Eigentümer ding⸗ 
ich haftet. Die daneben ſtehende perfünliche Haftung des jeweiligen 
Eigentümers für bie Leiftungen aus feiner Beſihzeit kann aus— 
geſchloſſen werden. Mit diefer perfönlicen Haftung ift nicht zu ver» 
mechfeln bie etwaige perfünliche Verpflichtung bes Begründer ber 
NReallaft aus dem ihrer Begründung zugrunde liegenden Rechts- 
gefhäfte. Die Reallaft kann 3. B. einen Zeil des für ein Grunbftüd 
verfprochenen Kaufpreifes barftellen, ber Käufer haftet dann neben 
dem Grunbftüdgeigentümer perfünli (a. venditi). 

Wird das berechtigenbe Grunbftüd geteilt, fo entftehen bei Teils 
barfeit des Rechts fo viele einzelne Realberedhtigungen, ala Zeile vor⸗ 
handen finb, während bei Unteilbarfeit des Rechts eine gemeinſchaft⸗ 
üche Berechtigung entfteht (88 1109, 432 BGB). 

Die Realberehtigung ift regelmäßig an eine beftimmte Perfon 
ober an ein beftimmtes Grunbftüd gebunben, fie ift daher nad} altem 
und neuem Rechte (8$ 1110, 1111) regelmäßig unübertragbar. 

3. Arten. Die Reallaft ann dem Bffentlihen wie dem 
Privatrecht angehören. a) Zu ben erfteren gehören 3. B. die 
Verpflichtungen von Grundeigentümern zur Leiftung von Deichlaſt⸗ 
beiträgen, zu Kirchen⸗ und Schulabgaben. Die Grunbfteuer da⸗ 
gegen ift eine reine Steuer, eine allgemeine Abgabe, melde von den 
Verfonen ber Grunbbefiger geleiftet und deren Höhe nur nad bem 


2) &. ihre Zufammenftellung bei d. Gerber $ 169 und Stobbe2 
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Werte des Grundvermögens beflimmt wird. Die öffentlich-recht- 
lichen Reallaften werben auch in Zukunft ausſchließlich dem Lanbes- 
recht unterliegen. 

b) Die privatrechtlichen Laften konnten früher buch 
Geſetz, Willenserklärung ober Erfitung, können aber nad dem BGB 
dem Eintragungspringipe gemäß nur durch bie auf Grund 
dingliden Vertrags erfolgende Eintragung im 
Grundbbudeentftehen ($ 873). 

4. Anfgehoben wird die Reallaft nach altem und neuem Rechte 
durch Wegfall des berechtigenden ober belafteten Grundſtücks, nach 
früherem Recht auch durch Verzicht, Konfufion und Verjährung (d. h. 
non usus während 30 oder 40 Jahren), während nad) neuem Rechte 
nur bie Löſchung der Laft im Grundbud auf Grund formaler 
Löſchungsbewilligung die Laſt befeitigt, felbft dann, wenn das Recht 
an eine beftimmte Perfon gebunden ift und dieſe megfällt, oder bie 
Laft fonft zeitlich befchräntt ift und das beendende Ereignis eintritt 
($ 875). Dagegen unterliegt ver Unfpruhaufdieeinzelne 
LZeiftung nad altem und neuem Rechte ver Verjährung, und 
zwar nach neuem Recht ($$ 1107, 197) einer folchen von 4 Xahren. 

Die Reallaft endet durch ben Zu fc Tag bes belafteten Grund— 
ftüds, wenn fie nicht bei Feſtſtellung bes geringften Gebot berüd= 
ſichtigt ift ($ 52 ZwſtG mit dem Vorbehalt in $ 9 EG Hierzu). 

Eine eigentümliche Beenbigungsart bildet die Ablöfung. 
Im Laufe bes 19. Jahrhunderts aus voltwirtfhaftlien Gründen 
öfter durch Gefeß angeorbnet, befteht fie in ber Zahlung des Kapital 
werts ber Laft an den Berechtigten. Ob das Kapital, das nach 
Seftftellung des Geldwerts ber einzelnen Leiftung und entſprechender 
Vervielfältigung biefes Werts berechnet wird, durch einmalige Zah- 
lung getilgt ober im Wege der Amortifation abgetragen wird, ift 
gleichgültig, da die Reallaft in jedem alle aufgehoben wird. Sofern 
die Ablöfung im Wege freier Vereinbarung der Beteiligten erfolgt, 
gibt fie nach den BGB dem Belafteten einen Anſpruch auf Löſchungs⸗ 
bemilligung. Zahlreiche (durch Art. 113 EG aufrechterhaltene) Ges 
feße zwingen aber ben Berechtigten zur Annahme bes Ablöfungs- 
tapitald und damit zum Verzicht auf bie Reallaft. 

5. Rechtsſchutz. a) Zum Schutze ber privatrechtlichen Reallaſt 
gab das alte Recht petitorifche und poffefforifche Rechtsmittel. 
Dar das Recht ftreitig, fo konnie eine Yeitftellungstlage ausreichen, 
andernfalls eine Klage nad; Analogie ber a. confessoria zum Ziele 
führen. Die einzelne Leiftung mar Gegenftand einer dinglichen Klage 
nad} Art der a. hypothecaria, fie ging auf bie Verurteilung bed Be= 
lagten zur Vermeidung ber Zwangsvollſtreckung ins Grundftüd. 
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Ob auf bie einzelne Leiſtung auch perſönlich geklagt werden konnte, 
war ftreitig (f. oben unter 2). 

Der Befit einer Reallaſt entſtand duch Entgegennahme der 
animo solvendi, wennglei nur einmal, gemachten Leiftung. Zum 
Schub eines fo entftandenen Beſitzes lonnie die Befigflage erhoben 
werben, bem berurteilten Eigentümer ftand aber die a. negatoria 
offen. Auch wegen Unterlaffung oder Verweigerung der einzelnen 
Leiftung konnte poffefforifch geklagt werben. 

b) Nah neuem Rechte kann auf Feftftellung bes Rechts 
felbft nur dinglich, auf die einzelne Leiftung dinglich oder perſönlich 
gellagt werben ($$ 1107, 1108). Einen Befigfhug gemährt 
das BGB nicht, benn er ift überflüffig. 

Die öffentlicherechtlichen Nealleiftungen werben im Wege ber 
BVerwaltungseretution beigetrieben. 

6. Der Rentenfanf. Ein im Mittelalter häufig vorlommen⸗ 
bes Inſtitut mar die infolge Rentenlauſs begründete Rentenſchuld. 
Sie fam insbeſondere in ben Städten in der Weife vor, daß ein 
Kapitalbefiger einem Haußbefiger eine Summe Geldes gab und Diefer 
dafür die Zahlung einer Rente an jenen übernahm. Der Renten- 
gläubiger Tonnte das Kapital felbft nicht zurüdforbern, die Rente 
mar Gegenleiftung für das unmiberruflich Hingegebene Kapital, man 
ſah daher in dem Gefchäfte ven Kauf einer Rente, in bem Renten- 
berechtigten ben Käufer. Der Verkäufer belaftete nur das Grund» 
ftüd, nicht fein übriges Vermögen, er erlangte, abgefehen von ver⸗ 
tragsmäßiger Vereinbarung, früh durch Gefeh das Recht, die Rente 
durch ein Kapital abzulöfen. Erfolgte die Rentenzahlung nicht, jo 
Ionnte der Rentenfäufer fi im Wege der Erefution das Grunbftüd 
übereignen laffen. Der Gläubiger erhielt eine Urkunde, ben Ren⸗ 
tenbrief, ber Häufig auf den Inhaber geftellt wurde. Seit dem 
17. Jahrhundert wurde das Geſchäft dur die moderne Hypothel 
faft völlig verbrängt. Denn biefe gewährte beiben Teilen das 
Kündigungsrecht und verhaftete außer dem Grunbftüde das gefamte 
Vermögen bed urfprünglihen Schuldners. 

Die Rentenfhuld kommt noch in einer andern, durch mwirtfchaft 
liche Bebürfniffe der Gegenwart begünftigten Geftalt vor. Der Er- 
merber eines Grunbftüds zahlt ftatt de Raufpreifes eine 
Nente, oder der frühere Reallaftpflichtige zahlt an Stelle des Ab⸗ 
löſungskapitals eine Rente; fie dient alfo zur Erleichterung einer 
Verpflichtung, im erften alle zugleich zur Erleichterung bes Grund» 
erwerbs, und man bezeichnet die in diefer Weiſe erworbenen Güter 
gewöhnlich als Rentengüter. 

Das BGB läßt die Rentenſchuld als dingliche Belaſtung ſowohl 
in Form der Reallaſt als in der der Grundſchuld zu. Die Reallaſt 
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tann zur Leiftung ſowohl von Gelbrenten als von andern Renten, 
die Rentengrundſchuld immer nur zu Gelbleiftungen verpflichten. 
Die Rentengrundfchulb begründet ausſchließlich bingliche, die Real- 
laft eine auch perfönliche Haftung für bie einzelne Leiſtung. 

7. Eine andere in ber Gegenwart fehr häufig vortommende Real- 
laft bilbet das Leibgedinge (der Altenteil ober Auszug). Es bilbet 
ſtets eine Gegenleiftung für bie Überlaflung eines kleineren (bäuer- 
lien) Landguts und fann fi} auf Gewährung eines Wohnungs 
rechts befchränten, au; in der Einräumung bed Nießbrauchs am 
ganzen Gut ober an einem Zeile des Gutes beftehen. Reallaft ift 
der Auszug nur dann, wenn der Altfiper daB Recht erlangt, fort= 
laufende Leiftungen zu verlangen. Das Rechtsinſtitut zeigt ftarte 
partifulare Verfchiebenheiten, welche ba8 BGB aufrecht erhält (Art. 
96 EG u. 3. 8. Art. 15 des preuß. Außführungsgefees vom 20. Sep= 
tember 1899). 
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8 208. Begriff und Geſchichte des Pfandrechts. 


Im allgemeinften Sinne ift Pfandrecht dasaneinem Ver— 
mögensgegenſtande beſtehende Recht des Gläu— 
bigers, den Gegenſtand zum Zwecke der Befrie— 
digung ſeiner Forderung zu verwerten. Die Er— 
werbung geſchieht regelmäßig duch Verkauf, kann aber auch in 
anberer Weife erfolgen. Da fie unmittelbar bie Tilgung der Schuld 
herbeiführt, gibt das Pfandrecht eine Sicherheit dafür, daß die Fil- 
gung erfolgen werde. Es gewährt im Gegenfage zur Bürgfchaft, 
melde bem Gläubiger einen zweiten perſönlichen Schulbner 
ſchafft und alfo immer auf dem Verfonalfrevit des Schuldners und 
bes Bürgen beruht, eine Realficherheit, die von ben perfünlichen 
Eigenſchaften des Schulbners nicht abhängt und alfo auf dem Real- 
Trebit, d. 5. dem ber Verwertbarkeit der Sache gefchentten Ver— 
trauen, beruht. 

I. Dem Ziwede der Sicherftellung diente im altrömifhen 
Necte bie mancipatio oder in jure cessio. Wer feinem Gläu— 
biger Nealficherheit gewähren wollte, tonnte das nur auf dem Wege 
erreichen, baß er feinem Gläubiger ba8 Eigentum an einer Sache 
verſchaffte; die Übertragung geſchah aber unter der Abrebe ber Rüd- 
übertragung nad) Tilgung der Schuld (d. h. fidei, Aduciae causa). 
Der Gläubiger erlangte dadurch eine äußerft vorteilhafte Stellung 
gegenüber dem Schulbner, da biefer auf die — allerdings infamterende 
— perfönfie actio Aduciae angemiefen war. Dem nur auf 
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Sicherſtellung gerichteten Zwecke dieſes Rechtsgeſchäfts wurde ba- 
durch Rechnung getragen, daß der Gläubiger den Wert ber gezogenen 
Früchte vom Schulbbetrage abzuziehen hatte. 

Sicerftellung des Gläubiger glaubte ber Verkehr auch dadurch 
au erreichen, daß man dem Gläubiger durch Vertrag den bloßen Be = 
fit und bie Verkaufsbefugnis einräumte (pactum de 
vendendo). Denn obwohl ber Gläubiger nur bie Detention ber 
Pfandfache erlangte, wurde er vom Prätor geſchützt; der Pfandbeſitz 
murbe dadurch zum Interdikten- („abgeleiteten“), Befige. Man 
nannte biefe Yorm der Sicherftellung pigmus, ging aber in offen= 
barer Anlehnung an ein griedhifches Vorbild jo weit, dem Gläubiger 
ein Recht auf den Beſitz einzuräumen, wenn ber Schuldner ihm das 
bloße Verkaufsrecht, nicht auch zugleich ben Beſitz über— 
tragen hatte (pactum hypothecae). Die letere Verpfändungs⸗ 
form kam insbefonbere im Anſchluß an die Verpachtung ländlicher 
Grundſtücke vor, indem ber Pächter dem Verpächter das Zugriffs- 
recht an ben fog. invecta et illata einräumte. Denn um das Ver— 
taufsrecht ausüben zu können, mußte der Gläubiger vorerſt den Beſitz 
der Sade haben. Das prätorifche Recht half aud hier, indem es 
dem Berpächter das interd. Salvianum (ein int. adipiscendae 
possessionis) gegen den Pächter, gegen Dritte aber eine ber Vinbi- 
Tation nachgebilbete Klage, die actio Serviana, gab. Später murbe 
diefe Klage in jevem all einer hypotheca als utilis ober quasi 
Serviana gewährt und mit bem Namen a. hypothecaria be 
zeichnet. Diefe pingliche Klage wurde nun auch) beim pignus ge= 
geben, wenn ber Pfandgläubiger ſich nicht im Befige befand, ihn aber 
zum Zwecke bes Verkaufs wiebererlangen wollte. 

So mar dad Pfandrecht zu einem bingliden Rechte 
geworben, man wandie die Grundſätze bed Pfandrechts in entſprechen⸗ 
der Weife aber auch ba an, mo bem Gläubiger nicht durch Hingabe 
einer körperlichen Sache, fondern buch Gewährung des Zu— 
griffsrehts an einer Forderung Sicherheit gemährt 
wurde. 

Die beiden Verpfändungsformen, das piguus und bie hypo- 
tleca, blieben nebeneinander beftehen, aber fie näherten ſich in einer 
Weiſe, daß gefagt werben fonnte, inter pignus et hypothecam 
tantum nominis sonus differt (Marcianus inl.581D.20, 1). 
Die Gleihftelung war in der Tat eine vollftändige. Denn das 
römifche Recht legte keinen Wert darauf, daß der Gläubiger ben 
Beſitz des pignus wirklich erhielt ober behielt, vielmehr konnte bie 
Beligübertragung durch constitutum possessorium erfolgen, und 
auch bie fpätere Rückgabe der Sache an ben Verpfänder hob das 
Pfandrecht nicht auf. Dazu kam, daß für Verpfänbung bemeglicher 
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und unbeweglicher Sachen die gleichen Grunbfäße galten und daß das 
römiſche Recht in vielen Fällen geſetzliche Pfandrechte am ganzen Ver— 
mögen be3 Schulbners zuließ. 

Das römifche Pfandrecht konnte den Bebürfniffen bes Verkehrs 
nit genügen, ba es nicht zur Anerkennung bed Rechtägebantens ge⸗ 
langte, baß ein gegen jeden wirkendes Recht auch jevem erkennbar fein 
müffe. Dazu fam, daß viele Pfandrechie beborzugt wurden. Der 
gutglãubige Käufer einer mit einem Pfandrechte belaſteten Sache mar 
daher ber Gefahr außgefegt, Die Sache an den Pfanbgläubiger aus—⸗ 
liefern zu müffen, und ein jeber Krebitgeber lief die Gefahr nicht nur, 
daß die ihm zu verpfänbende Sache mit älteren ihm unbefannten 
Pfandrechten belaſtet war, ſondern auch daß der Schuldner ſpäter 
ein Rechtsverhältnis eingehen könne, das bie Entſtehung eines bevor— 
zugten Pfandrechts zur Folge hatte. Auch die Verweiſung bes Gläu- 
biger8 auf feinen perfünlichen Schulbner, wenn er vom britten Be— 
iger der Pfandſache Herausgabe verlangte, nötigte zu vorheriger 
Austlagung bes perfünlichen Schuldners und widerſprach dem Zwecke 
der Pfandbeftellung. 

II. Dem deutſchen Rechte mar ber Gegenſatz von Fahr⸗ 
ni3= und Liegenſchaftspfand fowie ber Mangel einer neben der Sadh- 
befkung beftehenven perfönlichen Haftung des Verpfänders eigen- 
tümlic). 
1. Das Pfanbrecit an beweglicher Habe konnte nur durch Befig- 
übertragung begrünbet werben: „Ohne Yauft, kein Pfand“. In 
älterer Zeit war es Berfallspfand, d. 5. die Sache verfiel dem 
Gläubiger, wenn der Verpfänder fie nicht binnen beftimmter Frift 
einlöfte. Die Schulb war damit getilgt, mochte der Wert bes Pfan— 
des ben Betrag der Schulb überfteigen ober Hinter ihm zurüdhleiben: 
Später wurbe es üblich, durch ein beſonderes Treugelöbnis eine neben 
die Sachhaftung tretende perfönliche Haftung zu begründen. Das 
Pfand wurde zum Verkaufspfande, d. h. nad Fälligkeit der 
Schuld wurde das Pfand verlauft, ber Gläubiger auß dem Erlöſe 
befriebigt und der etwaige Überfchuß an ven Schulbner herausgezahlt, 
mährenb der Schuldner auf Grund feines Treugelöbniffes für ben 
Neft der etwa nicht vollgebedten Schuld verhaftet blieb. 

2. Sollten Liegenſchaften „verfeßt“ werben, fo griff man urs 
Tprüngli, wie in Rom, zur Eigentumsübertragung. Sie mar 
zegelmäßig reſolutiv bebingt: das Grundftüd mußte dem Schuld- 
ner zu Eigentum zurüdübertragen werben, wenn er zahlte. Dieſes 
Rechtögefchäft hat fi zu dem fpäteren Wieberfauf entwidelt. Neben 
dem Eigentumdpfande entmwidelte ſich ſchon in fränkiſcher Zeit in 
ter fog. älteren Satzung ein Nırkungspfand. Sie beitand in 
der Begründung eines Net? an fremder Sache, aber mit Über- 
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tragung ber (Satzungs-) Gemere und Überlaffung der Nutzungen 
an ben Gläubiger und zwar entweber fo, daß bie Nußungen einen 
Erfaß für die Zinfen bilden (Zinsfagung) ober fo, daß fie allmäh- 
Kid) die Kapitalafeulb tilgen folten (Xotfagung). An ber Zeit der 
Rechtsbücher trat an Stelle diefer der römifchen Antichrefe vergleich 
baren Verpfändungsform ein ber römifchen Hypothek ähnliches Rechts⸗ 
inftitut in ber jüngeren (oder neueren) Sahung, d. h. einer 
Verpfänbung, welche nur die Wirkungen einer Beſchlagnahme hatte 
und melde dem Schulbner Vefik und Nutzung des Grunbftüds bes 
ließ. Diefe neuere Satzung gab dem Gläubiger nichts weiter als ein 
Übereignung®= oder Erefutionstecht an ber verfegten Sade; denn 
auch bei ihm fehlte anfangs die perfünliche Haftung des Schuldners, 
und dem fanonifchen Zinsverbote gemäß burfte der Gläubiger auch 
leine Zinfen nehmen. Es mirkte ferner nur gegen ben Verpfänber, 
nicht auch gegen einen Erwerber des Gutes, der Gläubiger mußte fi 
deshalb durch Vertrag mit dem Verpfänber por ber Veräußerung der 
Sache und alfo dem Untergange feines Rechtes ſchützen. Später lieh 
man ben Grunbfägen des römifchen Rechts gemäß ben Verpfänber 
auch perſönlich haften und mit dem Verfage ein bingliches Recht an 
der Sache entftehen. Der Verſatz verlangte aber Öffentlichkeit (b. h. 
Gerichtlichkeit) der Erklärung und Eintragung in das Öffentliche Buch. 
Wurde gegen ben britfen Beſitzer geflagt, jo entfiel das römifchrecht- 
lie beneficium excussionis personalis. 

Den Antereffen bed Realkredits entſprach noch beffer ver Ren⸗ 
tenfauf. Diefer gewährte von vornherein dem Gläubiger ein 
dingliches Recht und in der Rente eine Nutzung feines Kapitals, 
denn bie Rente war nicht Zins, das Nentennehmen alfo nicht durch 
das Tanonifche Zinsberbot getroffen. Aber während die durch. das 
Pfand geſicherte Schuld von beiden Teilen gefünbigt werben konnte, 
mar das Rententapital urfprüngli untünbbar. 

Rentenfauf und Satzung verſchmolzen faft vollftänbig, als auch 
durch die Satzung ein dingliches Recht entftand, als dem Schulbner 
das Recht eingeräumt wurde, bie Rente durch Zahlung eines Kapi- 
tal abzulöfen unb in&befonbere, als feit dem breißigjährigen Kriege 
das Zinfennehmen erlaubt wurbe, Die Folge war, daß ber afzeffo- 
riſchen Verpfändung vor ber Begründung des felbftändigen Renten- 
bezugsrecht8 der Vorzug gegeben murbe und ber Rentenfauf aus bem 
Rechlsleben faft vollſtändig verſchwand. 

III. DMerkwürbigerweife wurden dieſe in zahlreichen lokalen 
Gemohnheitsrechten und Statuten zerfplitterten Grunbfäge gegen- 
über dem Anfturm bes einheitlich geſchloſſenen römifchen Rechts faft 
überall aufgegeben. Seit etwa dem 18. Jahrhundert aber befann 
man fi} ber wirtfchaftlichen Überlegenheit der heimifchen Einrich- 
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tungen und knüpfte an fie an, als man zur Befeitigung bes römifchen 
Nechtes fchritt. Letzteres blieb allerbings als gemeines Recht überall 
da ftehen, mo bie mobernen ‘Partifulargefege keine ausfchließliche 
Geltung in Anſpruch nahmen. 

Bei biefem Zurüdgreifen auf bie bewährten beutfchen Rechts- 
gebanten mußte man vor allem eine ſcharfe Scheibung zwiſchen 
Mobiliar- und Immobiliarpfandrecht maden. Für beide verlangte 
man Erfennbarteit, alfo für das Pfandrecht an beweglichen Sachen 
Beliübertragung, für die Hypothet Eintragung. In beiden Be— 
ziehungen ift bie preußifche Gefeßgebung vorangegangen, unb zwar 
für bewegliche Sachen im Allg. Landrecht von 1794, für das Hypo— 
thefenrecht nicht erjt in biefem, fondern ſchon in Geſetzen von 1722, 
1750 und in ber Hhpothefenorbnung von 1783. In diefen Geſetzen 
war man zum Cintragungs-, Publizitäts- und Spezialitätsprinzip 
übergegangen. 

Später hat die medlenburgifche Gefeßgebung zuerſt ben Schritt 
getan, bie Hypothet au einem jelbftänbigen, d. h. vom perfönlichen 
Schulbverhältnis unabhängigen Rechte zu geftalten; bie preußifche 
und anbere Gefeggebungen find ihr hierin gefolgt, indem fie neben 
die alzeſſoriſche Hypothet bie felbftänbige Grundſchuld ftellten. 

Das BGB ift im mefentlichen dem preußifchen Rechte gefolgt. 
Während aber daß letztere zwei wenig voneinander verfchiedene Grund⸗ 
ftüdsbelaftungen, nämlich eine felbftändige Grundſchuld und eine 
nahezu felbftändige Hhpothet kannte, fieht das BGB diefe nahezu 
jelbftänbige HHpothef nur ala Grundform der hypothekariſchen Be— 
laftung an, es ftellt den Bebürfniffen bes Realkredits aber nod eine 
Reihe anderer Formen ber Grunbjtüdsbelaftung zur Verfügung. 


A. Das Pfandrecht im engeren Sinne. 


8 209. Der Begriff des Pfandrechts. 
Die vom BGB in $ 1204 gegebene Erklärung: 
„Einebemeglide Sadetannzur&iderung 
einer Forberung in der Weife belaftet wer— 
den, daß der Gläubiger beredtigt ift, Be— 
friebigung auß ber Sade zu ſuchen (Pfanb- 
tet) ,“ 
ftimmt mit ber vom früheren Rechte gegebenen Begriffäbeftimmung 
überein (f. oben ©. 582). 

Das Pfandreht an körperlichen Sachen ift, was nicht unbe= 
ftritten, ein bingliches Recht, es überdauert demnach jeben Wechfel 
im Eigentum ber Sache, nad) altem Recht unbebingt, nach neuem 
Recht aber nicht gegenüber einem gutgläubigen Erwerber ($$ 936, 
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932). Das Pfandrecht an Rechten hat zwar venfelben Inhalt, wie 
das Pfandrecht an fürperlichen Sachen, denn auch Hier geht auf ben 
Gläubiger das dem Pfandſchuldner zuftehende Verwertungsrecht 
über. Daß es gewöhnlich nicht als dingliches Recht bezeichnet wird, 
bat feinen Grund nur darin, daß man als dinglich nur die Rechte an 
Sachen zu bezeichnen pflegt; ein abfolutes Recht ift e8 jedenfalls. 

Das Pfandreht ift nah altem und neuem Recht ein alzefjo- 
tifches Recht, es feht das Beſiehen einer fyorberung voraus, 

$ 210. Die Vorausfegungen des Pfandrechts. 

Die Entftehung bed Pfandrechts ſetzt voraus 

1. eine Forderung, die auf Gelb geht oder in eine Gelbforderung 
übergehen Tann ($ 1228 vgl. mit 280, 286). Sünftige, bebingte 
und betagte, auch ihrem Umfange nad unbeftimmte Forderungen 
tönnen buch Pfand gefichert werben, aber ber Verkauf bes Pfanbes 
ift vor Fälligkeit der Forderung nicht zuläffig. Nach, gemeinem 
Rechte kann auch eine Raturalobligation Grundlage für ein 
Pfandrecht fein, dasſelbe gilt nach neuem Rechte für verjährte Forde⸗ 
tungen ($ 223) und muß überall da gelten, wo nur der Klagezwang 
ausgeſchloſſen ift, nicht auch da, wo das Gefeh jede Verbindlichkeit 
ausſchließen will ($$ 656, 762, 764). Nach altem und neuem Recht 
haftet das Pfand für ben jeweiligen Umfang ber For— 
derung, jebenfalls alfo für bie gefeglichen Zinfen und bie etwa 
duch den Verzug begründeten befonderen Verpflichtungen, es haftet 
ferner für bie Vertragsftrafe, für bie auf die Sache ge 
machten Verwendungen und für alle zum Zivede ber Ausübung des 
Pfandrechts aufgewendeten Koften ($ 1210); es haftet nach altem 
Rechte nur, wenn bied ber Wille bes Verpfänbers ar, nach neuem 
Recht unbedingt für bie vertragsinäßigen Zinfen. Die pignoris 
causa est indivisa: das ganze Pfand haftet auch wegen bes klein⸗ 
fen Teils der Forderung. 

2. Vorausgeſetzt ift ferner ein tauglicher Gegenftand; nad 
altem Rechte kann jebe Sache, nad) neuem Rechte jebe bewegliche Sache, 
welche Vermögenswert Hat und veräußert werben Tann, Gegenftand 
eined Pfandrechts fein, daher auch vertretbare und verbrauchbare 
Sadıen, Inhaber und Drbrepapiere. Ob mit ber Hauptfache auch 
ihre Zubehörftüde verpfänbet find, ift Frage ber Auslegung; 
dasfelbe galt nach alten Rechte für die Früchte ber Sache, doch 
galten fie im Zweifel als mitverpfändet, wenn fie mit der Trennung 
in dad Eigentum des Verpfänberz fielen, während nad) neuem Rechte 
($ 1212) das Pfandrecht ohne meiteres ſich auf die Erzeugniffe mit- 
erſtredt, die von dem Pfande getrennt werben (vgl. $ 1208). Un- 
getrennte Früchte können nicht felbftänbig Gegenftand einer 
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BVerpfänbung fein, weil fie nicht felbftändige Sachen find. Die ZPO 
(8 810) geftattet jedoch ihre Pfändung aus Zmedmäßigfeitsrüd- 
fiten. 

Ferner können nad altem und neuem Rechte ($$ 1273, 1274) 
Gegenftand eines Pfandrechts auh Rechte fein, jofern fie über- 
tragbar find, weshalb ber Niekbrauc nur in ber Weife zu Pfand- 
zweden verwendet werben fann, daß dem Gläubiger die Ausübung 
bes Nießbrauchs überlaffen wird. Rechte, welche die Eigenſchaft un— 
beivegliher Sachen haben, fünnen nad neuem Recht nur mit einer 
Hnpotbet helaftet werben ($ 1017 BOB). 

Dean behauptet auch die Zuläffigfeit eines fog. Wfterpfand= 
tre&t3 (subpignug), aber es liegt in der Beftellung eine ſolchen 
Rechtes weder eine Verpfänbung des Pfandrechts, das für fich allein 
meber nach altem noch nad; neuem Recht ($ 1250) übertragen werben 
tann, nod eine Verpfändung ber Pfandfache, fondern eine Ber- 
pfändung ber durch Pfand verficherten Forderung. 

3. Zu diefen VBorausfegungen tritt ein tauglicher Entftchnngs- 
erund. Das Pfandrecht kann mit dem Willen, es fann ohne und 
es kann gegen den Willen des Pfandſchuldners entftehen. 

a) Im Falle der Entftehung mit dem Willen des Verpfänders 
fprit man von Pfandbeſteliung. Diefe verlangt nad altem und 
neuem Recht eine Willenserklärung bed Verpfänderd. Während 
aber nad) früherem Rechte der Verpfändungswille fi in einem Ver- 
trage (bem pactum hypothecae) oder einer leßtwilligen Ber- 
fügung außfprechen fonnte, kann er nach neuem Rechte nur dur ch 
den dinglichen Vertrag betätigt werben (K 1205). Eine 
letztwillige Verfügung gibt alfo dem Gläubiger nur einen Anſpruch 
auf Vornahme bes Pfanbbeftellungsaftes (8 2174). 

Zur Bestellung eines gültigen Pfanbredhts mar na 
altem Rechte nur ber Eigentümer befugt. Der Nichteigen- 
tümer Tonnte ein Pſandrecht unter ber Vorausſehung begründen, daß 
er fpäter das Eigentum erwerbe, auch konnte das unwirkſam beftellte 
Pfandrecht gültig werben (konvaleszieren), wenn ber Eigentümer zu— 
ſtimmte, der Verpfänder Eigentümer oder der Eigentümer Erbe des 
Verpfänders wurde War ber Verpfänder Uſukapionsbeſitzer, fo er= 
langte auch der Gläubiger nur publizianiſches Pfandrecht, weshalb 
er auch auf den Käufer nur Uſukapionsbeſitz übertrug. Nach neuem 
Rechte gilt ($ 1207 BGB, 88 366, 367 HGB) für den Erwerb des 
Pfandrechts dasſelbe, was bei ber Übergabe zu Eigentum Rechten 
if. Danad erwirbt der gutgläubige Pfandneh— 
mer auch dom Nihteigentümer ein gültiges 
Pfandrecht, nur nicht an geftohlenen, verlorenen ober fonft ab⸗ 
handen gefommenen Sachen, es handle fi denn um Geld⸗ ober In⸗ 
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haberpapiere (88 932, 934, 985 BGB), und im Handelsverkehre gilt 
als guter Glaube auch ber Irrtum über bie mangelnde Verfügungs- 
befugnis bes Nichteigentüimers (SS 366, 367 HGB). Wirb eine 
Sache verpfänbet, bie ſchon mit dem Recht eines Dritten belaftet ift 
Gießbrauch, Pfandrecht), jo geht das Pfanbrecht jenem älteren Rechte 
vor, wenn ber Pfandnehmer bon jenem Recht ohne grobe Fahr⸗ 
Täffigfeit feine Kenntnis hat ($ 1208). 

Nach römiſchem Rechte war bie Begründung eines Pfanbrechts ohne 
Befigübertragung möglich: zur Begründung einer hypotheca reichte 
der bloße Vertragsfhluß, und ba das pignus Zeftgübertragung 
nur nad) den allgemeinen Grunbfäßen verlangte, reichte bei ihm bie 
Befigübertragung buch Willenserklärung, insbeſondere durch con- 
stitutum possessorium, aus. Died galt im römifchen Rechte für 
bewegliche und unbewegliche Sachen. 

Dem hiervon abweichenden beutfchen Rechte ($ 216 unter II, 
DI) ſchloſſen fich zahlreiche moderne Bartitulargefege und bie Reichs⸗ 
gefebgebung an. Sie brachten den richtigen Gedanken zum Aus— 
drud, daß ein allen gegenüber wirkſames Recht auch für alle, ins⸗ 
befondere für andere Gläubiger besfelben Schulbners, erfennbar 
fein müffe, und entzogen daher einem nicht erkennbaren Rechte bie 
Wirkfamteit gegen Dritte, d. h. Die Tigenfchaft des dinglichen Rechts: 
der Gläubiger hat vor Herftellung der Erfennbarfeit nur einen per= 
fünlihen Anſpruch auf Beftellung eines wirkſamen Pfandrechts. 
Auf diefem Standpuntt ftand insbeſondere die bißherige KO (88 40, 
41) und das zu ihr erlafjene Einführungsgefeß vom 10. Februar 1877 
(88 14, 15). 

Das BGB ($$ 1205, 1253) [hließt fi Dem deut=- 
Then Recht und der modernen Gefepgebung an. Auch nad ihm 
gehört zur gültigen Beſtellung eines Yauftpfanbes, daß der Gläu- 
biger den Beſitz ber Sache erlange umb behalte Daher ift 
grundfäglid Übergabe der Sade an den Gläubiger 
erforderlich. Das Pfandrecht an beweglichen Sachen ift Be- 
fispfand. Doc find einige Ausnahmen zugelaflen: 

aa) bie fog. traditio brevi manu genügt, denn fie beläßt dem 
Pfandgläubiger den Befig, den er fchon Hat. Dagegen ift das con- 
stitutum possessorium nicht geeignet, Pfanbkefig und alfo Pfand- 
recht zu geben, weil es ben Beſih dem Derpfänber beläßt. Aus 
gleichem Grunde hebt eine jpätere Rüdgabe der Sache vom 
Pfandgläubiger an den Verpfänber oder Eigentümer das vorhanden 
getvefene Pfandreit auf. bb) Zur Pfanpbeftellung reicht ferner aus 
dieübertragungbesmittelbarenBefißes nom Eigen- 
tümer an ben Pfandgläubiger, falls die Sache fih im unmittelbaren 
Beſitz eines Dritten befindet und daher dem Pfanbgläubiger nicht zu 
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unmittelbaren Befig übergeben werben kann. Zur Vollendung ber 
Pfanbbeftellung gehört in dieſem Fall aber Mitteilung von 
der Übertragung bes mittelbaren Befies an den unmittel= 
barenBefitzer. cc) Enblid reiht bie Einräumungdes 
Mitbefiges aus, fofern ber Zutritt zu der Sache ein gemein- 
ſchaftliches Handeln des Gläubigers und des Eigentümer notwendig 
macht (Mitverfhluß. $ 1206). 

In ben Iehten beiden Fällen ift einem Verkehrsbedürfnis ent- 
ſprechend von ber ftrengen Durchführung des Erkennbarkeitsprinzips 
abgelaffen: es genügt in biefen Fällen, daß dem Verpfänder 
die alleinige Verfügung über die Sade ent- 
zogen wird. 

Die Verpfändung eines Rechts verlangte nach früherem Rechte 
nur bie formloſe Willenseinigung der Kontrahenten ober letztwillige 
Verfügung, nach neuem Rechte ſoll auch hier ein dem Beſitz ähnlicher, 
nad außen mahrnehmbarer Zuftand gefhaffen und daher zur Ver— 
pfänbung biefelbe Form gemählt merben, welcher bie Über- 
tragung be3 Rechts bebarf. Zur Verpfünbungbon For— 
derungeniftinjebem Falle außer Abtretungserflärung 
die Benachrichtigung bes Schuldners durch ben 
Verpfänder erforberlich (881274, 1280). Die Übergabe ber 
Schuldurkunde reicht nicht aus, ift aber auch nicht notwendig (vgl. 
jedoch $ 952). 

b) Ohne den Willen des Pfandſchuldners tritt dad gefeh- 
liche Pfandrecht ein. 

Ein geſetzliches Pfandrecht ift dann vorhanden, wenn das Geſetz 
mit einer Forberung ein Pfandrecht an Vermögensgegenſtänden bed 
Schuldners verbindet. Es bebarf dann feiner Beftellung bes Pfanb- 
rechts, das Pfandrecht ift vielmehr mit ber Forderung von felbft ges 
geben (baher aud) pignus tacitum genannt), 

Das römifche Recht kannte ſolcher Pfanbrechte eine beträchtliche 
Zahl, und zwar auch folche, die dad gefamte Vermögen bes Schulb- 
ners ergriffen. Man teilte fie ein im fpezielle, d. h. ſolche, denen 
nur einzelne Vermögenägegenflänbe unterworfen waren, und generelle, 
d. h. folche, denen das ganze Vermögen unterlag. Zu ben erfteren 
fügte dad HGB nod einige hinzu. 

Das neue Recht kennt zwar auch gefegliche Pfanbrechte, aber 
eine Generalögpotheten mehr, fondern nur noch Spezialpfandrechte. 
Bon dem Pfandrechte des Vermieters (und Verpächter?) und Pächters 
ift oben S. 340 gehandelt, und aud; die andern Pfanbrechte, bad bes 
Unternehmers (8 647), des Gaſtwirts ($ 704), bes Kommiſſionärs, 
Spebiteurd (8 410), Lagerhalters (8 421), Frachtführers, Verfrach- 
ters und Schiffseigners (89 397, 440, 623, 674 908 $ 77 Abf. 2 
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des Binnenfgiff.-Gef. v. 15. 6. 95) find erwähnt worden. Ein 
geſetzliches Pfandrecht fteht ferner demjenigen, ber Anſpruch auf 
Berges und Hilfslohn, ſowie auf Erftattung von Bergungs- und 
Hilfstoften hat, an ben gereiteten Sachen zu ($ 751 HGB). Als ge- 
jegliches ift auch das Pfandrecht des Berechtigten am ber zu feinen 
Sunften hinterlegten Sicherheit anzufehen (F 233). Das Pfand- 
recht, das ber Vermächtnisnehmer an ben ererbten Sachen bes Be— 
lafteten und ber Münbel an ben mit feinem Gelbe angef&afften 
Saden bed Vormundes hatte, ift vom BGB nicht aufgenommen 
worben. Während ferner nach altem Nechte berjenige, ber zur 
MWieberherftellung eines Gebäubes ein Gelddarlehn gab, am Gebäube 
ein geſetzliches Pfandrecht hatte, hat nach neuem Rechte ($ 49° RO) 
derjenige, der etwas zum Nußen einer Sahe verwendet 
hat, ein Recht auf abgeſonderie Befriedigung an der zurüdbehalte- 
nen beweglichen Sache. 

Geſetzliche Generalhgpotheten hatten nach altem Recht: 

aa) ber Fisfus wegen birelter Abgaben und wegen Kontrakts⸗ 
forderungen. Davon hat fi) nur das Recht ber Reichskaſſe, der 
Staatslaffe und der Gemeinden, Amts-, Kreis und Provinzials 
verbänbe auf abgefonderte Befriedigung wegen öffentlicher Abgaben 
aus den zurüdgehaltenen oder in Beſchlag genommenen zoll- und 
fteuerpflihtigen Sachen erhalten ($ 491 KO); 

"bb) bie Kirche am Vermögen ihres Emphpteuta und an bem 
bes Verwalters, die Stäbte am Vermögen ihres Verwalter; obgleich 
das Rechtsinſtitut der Emphyteuſe in Zukunft den Lanbesgefegen 
unterliegt (Art. 63 EG 3. BGB), Tann doch bie bamit zufammen- 
hängenbe gefegliche Generalhhpothet als ein vom BGB nicht aner= 
kanntes Rechtöverhältnis nicht mehr porfommen; 

cc) Minderjährige und Geiftestrante am Vermögen ihrer Vor—⸗ 
münber; nach neuem Rechte ($ 1844) kann jeder Vormund aus bes 
fonbern Gründen von Vormundſchafisgerichte zur Sicherheitsleiſtung 
angehalten werben (vgl. $ 233 BGB). 

dd) Kinder am Vermögen des Vaters wegen bes mütterlichen 
Erbteils; nach neuem Rechte befteht nur eine Inventarifierungspflicht 
bes Vater? und bie Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, ficher- 
fielende Maßnahmen zu treffen ($$ 1640, 1667, 1668); 

ee) ein geſetzliches Pfandrecht am Vermögen des Mannes hatte 
die Ehefrau wegen Rückgabe der Dos und bes in bie Verwaltung 
des Mannes gelangten Paraphernalvermögend; aud von biefem 
Recht ift nur der Anfpruc der Frau auf Sicherheitsleiſtung übrig 
geblieben, aber auch biefer Anſpruch ift von der begründeten Beforg- 
nis abhängig, daß die Rechte der Frau durch den Mann erheblich 
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gefährbet werben ($ 1391). Das Pfandrecht des Mannes am Ver— 
mögen be3 Dos⸗Beſtellers ift aufgehoben. 

Den Generalhppothelen wurde ſchon durch bie RO v. 1877 ihre 
Wirkung für den Konkurs bed Pfandſchuldners entzogen, indem 
ihnen das Net auf abgefonberte Vefriebigung genommen murbe. 
Das BGB tennt fie überhaupt nicht mehr. Den vom neuen Rechte 
nod) anerfannten gefeglichen Pfandrechten aber ift für ben Fall bes 
Konkurſes bes Pfandſchuldners die Wirkfamkeit dadurch ge= 
fidert, daß mit ihnen ein Recht auf abgefonberte Be— 
friebigung verfnüpft iſt ($ 49 NO) Außerhalb des 
Konkurſes genügt gegenüber andern Gläubigern besfelben 
Schuldners das dem Pfandgläubiger nad 88 809, 805, 771 ZPO 
zuſtehende Verbietungs⸗ bzw. Widerſpruchsrecht. 

©) Gegen den Willen des Pfandſchuldners tritt ein das ſog. 
rihterliche Pfandrecht. Das römifche Recht kannte zwei Formen 
dieſes Pfandrechts, das pignus praetorium und p. in causa 
judicati captum. Da3 p. praetorium entftand infolge Ein- 
meifung bes Berechtigten in ben Beſitz einer dem Verpflichteten ge= 
börigen Sache (missio rei servandae causa, m. legatorum ser- 
vandorum causa, m. ex primo decreto bei ber cautio damni 
infecti, m. ventris nomine). Der missus erhielt jeboch erft durch 
Zuftinian Schuß durch die a. hypothecaria, bis dahin murbe er nur 
durch Interdilte gefhügt. Als Mittel der Zwangsvollſtredung oder 
der Sicherung (des Arreſtes) ift die m. durch die ZPO befeitigt und, 
wo nach altem Recht eine m. fonft vorfam, wie zweifellos bie m. 
ventris nomine (f. barüber im Erbrecht), ba begründet fie kein 
Pfanbrecht mehr. Dem neuen Recht ift das p. praetorium uns 
befannt. 

Daß pignusin causa judicaticaptum ent 
ftand durch Pfändung von Sachen des Schuldners auf Grund voll: 
firedbaren Titels, indeffen ift es nicht zweifellos, ob ein mirkliches 
Pfandrecht entftand. Die ZPO dagegen erklärt außbrüdli, daß 
mitber Pfänbung bemegliher Habe, fei ed im Wege 
ber Zwangsvollſtreckung oder bes Arreftes, ein Pfandrecht für 
den Gläubiger entfteht. Die Pfändung körperlicher Sachen er— 
folgt dadurch, daß der Gerichtsvollzieher den Befig der Sade 
ergreift und zwar entweder durch Wegnahme ber Sachen ober durch 
Kennilichmachung der Befignahme der in Gewahrfam bes Schuldners 
belaffenen Sachen, die Pfändung von Rechten durch Zuftellung eines 
vom Amtögericht ald Vollftredungägericht erlaffenen Pfänbungs= 
befäluffes. Die Pfändung körperlicher Sachen ift nur dann 
wirkſam, wenn fie Dritten erfennbar ift. Das Pfanbrecht fteht einem 
durch Vertrag begrünbeten gleich, und auch bie im Wege des Urreftes 
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geſchehende Pfändung läßt das Pfandrecht fofort mit der Pfändung 
entftehen, boraußgefeht, daß ber bie Zmangsvollfttedung Betreibende 
in Wahrheit eine Forderung hat ($ 803 ZPO). 


$ 211. Mehrheit von Pfandrechten. 

Da nad; altem Rechte zur Pfandbeftellung dad bloße pactum 
hypothecae ausreichte und auch der Fortbeftand des pignus nicht 
vom Beſitze ber Sache abhing, neben den beftellten Pfandrechten auch 
eine Anzahl gefeglicher einherging, konnien an berfelben Sache 
mehrere Pfandredite beftehen. Über bie Rangorbnung biefer Rechte 
entſchied ber Grunbfaß prior tempore potior jure. Doch gab es 
unter den geſetzlichen Pfandrechten privilegierte, und nad einem 
Geſetz von Kaiſer Leo follte das in einem instrumentum publicume 
«(vor dem Richter) oder einem i. quasi publicum (vor 3 Zeugen) 
beftellte Pfand vor gleich alten und älteren Pfandrechten den Vor— 
aug haben. über den Vorrang unter gleich alten Pfandrechten ent⸗ 
ſchied der Beſitz. 

Trotz des vom neuen Recht angenommenen Ertenmbarteitspringips 
ift Doch auch nad} ihm eine Mehrheit von Pfandrechten möglich. Denn 
erftend Tann ein Pfandgläubiger oder ein Dritter den Beſitz für 
mehrere Pfandgläubiger ausüben, zweitens können im Wege der An— 
ſchlußpfändung an berfelben Sache mehrere Pfändungspfanbrechte 
begründet werben, endlich kann an einer im Beſitze bes Schuldners 
verbleibenden Sache ein gefehliches Pfandrecht und ein Pfanbungs- 
ober vertragsmäßiges Pfandrecht entftehen. Über ven Rang der 
Pfandrechte entfcheidet aud nah BGB ($$ 1209, 1257) 
fowie nad der ZPO ($ 804 Abf. 3) der Zeitpunttder Ent— 
ftehung (vgl. jevoch $ 443 HGB). Und zwar ift nach neuem Recht, 
das hiermit eine Streitfrage des gemeinen Rechts befeitigt, der Zeit- 
punft ber Beftellung auch dann entſcheidend, wenn das Pfandrecht 
für eine fünftige ober eine bebingte Forderung beftellt ift. 

Der Rang gibt nad altem und neuem Recht ein Vorzugsrecht 
auf den Verfaufserlös, nad; altem Recht entſchied ber Rang auch über 
das Verkaufsrecht felbft (f. unten $ 220 Nr. 2). 

$ 212. Die Rechte des Pfandgläubigers. 

Das Pfandrecht enthält nur eine dingliche Belaftung, ohne bie 
Rechte des Eigentümers aufzuheben. Der Eigentümer kann alfo bie 
Sache mit andern Reiten belaften und auch veräußern, alles das un 
befchabet des ſchon an ber Sache haftenden Pfandrechts. Mindert der 
Eigentümer den Wert der Sache ſchuldhafter Weiſe, To haftet er dem 
Pfandgläubiger aus dem Verpfänbungsvertrag (f. ©. 302) ober aus 
der Unerlaubtheit der Handlung auf Schabenzerfaß ($ * Abſ. 1 

Engelmann, D. burgerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl. 
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BOB). Schädigt ein Dritter die Sache, fo Tann au ber Pfand— 
gläubiger den Schadensanſpruch erheben, vorausgeſetzt, daß er durch 
die Entwertung der Sache einen Ausfall erleidet (vgl. 1. 30 8 1 
D. 9, 2 $ 823 BOB). 

Der Pfandgläubiger hat aber nad) altem und neuem Recht 

I. ein Recht auf den Beſitz, nad altem Recht erft vom Zeit» 
puntte der Fälligkeit feiner Yorberung ab, benn nur nad Eintritt 
dieſes Zeitpunttes durfte er verfaufen; nach neuem Recht hat er das 
Recht auf den Vefig bes beftellten Pfandes ſtets, bie für ihn 
gepfänbete und alfo in Befig genommene Sache unterliegt 
feinem mittelbaren Befie, und auch auf biefen Beſitz hat er ein 
Recht; feinem Recht auf den Beſitz unterliegen endlich auch bie Sachen, 
an benen er ein gefepliches Pfandrecht hat, bie Sachen bes Mieters 
aber erft mit dem Zeitpunkte bes Auszugs des Mieters ($ 561). 

Diefer Beſitz war nad) altem Recht an fi) nur Detention, aber 
er genoß Beſitzſchut, gehörte alfo zu ven Fällen des fog. abgeleiteten 
Beſitzes, nach neuem Recht ift der Beſitz ein unmittelbarer, an ges 
pfänbeten Sachen ein mittelbarer ($ 868). 

Trotz dieſes Rechts auf den Befig behält der Pfandſchuldner auch 
beim Yauftpfande das alleinige Gebrauchsrecht. Maßt fih 
ber Pfanbgläubiger den Gebrauch ber Sache an, fo haftet er für ben 
die Sache dabei treffenden Zufall, er beging damit nah römiſchem 
Recht aud) ein furtum usus. Nad; heutigem Rechte trifft Strafe 
nur ben öffentlichen Pfanbleiher, der bie ihm verpfändeten Sachen 
gebraucht ($ 290 SGB). it die Sade aber eine frudt- 
tragende, fo geht auf den Gläubiger nad; altem Recht ohne 
weiteres, nad) neuem Recht im Zweifel (88 1213, 1214) Befugnis 
und Pflicht über, die Yrüchte zu ziehen. Im alle des Nuß- 
pfandes erwirbt der Pfandgläubiger das Eigentum an den Früch- 
ten, nad) ber herrfchenven Lehre bes biöherigen Rechts mit ber Beſiß⸗ 
ergreifung, nad) neuem Recht ($$ 954, 956) mit ber Trennung; er 
hat gezogene Nugungen zuerft auf Koften und Zinfen, dann auf das 
Kapital abzurechnen; war bie Pfandſchuld unverzinslich, fo erlangte 
ber Gläubiger mit einer ſolchen Pfanbbeftellung nad altem, nicht 
aber mehr nach neuem Recht, ohne weiteres das Recht auf landes⸗ 
üblige Zinfen (antichresis tacita). Wird, mas au 
nad) neuem Rechte zuläffig ($ 1214 Abf. 3), bebungen, daß ber Gläu⸗ 
biger die Früchte ſtatt der Zinfen ziehen foll, fo behält er den 
Überfchuß, kann aber auf dann feine Zinfen forbern, wenn bie 
Früchte den Betrag der Zinfen nicht erreihen (pactumanti- 
ehreticum). Eine Rechnungslegung finbet in dieſem Falle nicht 
ſtatt. Enthält der Vertrag einen Verſtoß gegen das Wuchergefeß vom 
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Fe 1880, fo ift er nichtig ($ 138 BGB) und der Gläubiger 
rafbar. 

I. Der Pfandgläubiger hat ferner ein Recht auf den Verkauf 
der Sache. - 

Die fidueia gab dem Fibugiar mit dem Eigentum das Ber- 
laufsrecht. Um das Verkaufsrecht auch dem Fauftpfandgläubiger zu 
gewähren, pflegte man ein pactum de vendendo pignore zu 
ſchließen. Diefes pactum murbe in richtiger Erlenntnis der Natur 
eines wirklichen Pfandrechts (im Gegenfage zum Zurüdbehaltungd- 
rechte) fo allgemein üblich, daß man es als ſtillſchweigend abge- 
ſchloſſen anfah, wenn nicht eine den Verkauf verbietende Verein- 
barung (p. ne liceat vendere) getroffen war. Das juftinianifche 
Recht Jah das Verkaufsrecht als einen weſentlichen Beftanbteil des 
Pfandrechts an und entzog baher bem p. ne liceat vendere bie be- 
abfihtigie Wirkung, indem e8 feine Wirkung dahin abſchwächte, daß 
dem Verlauf eine breimalige Mahnung vorangehen follte (1. 4 D. 13, 
T). Daß BGB geht hierin noch weiter: ift dem Gläubiger die Ver- 
laufsbefugnis durch Vertrag entzogen, fo hat er kein Pfandrecht 
(88 1204, 1228). 

Das Verkaufsrecht ift baher nach altem und neuem Recht ein 
eigenes Recht des Pfandgläubigers, das er in eigenem Namen unb 
in eigenem Sntereffe, zugleich aber auch im Inlereſſe des Pfand⸗ 
ſchuldners ausüßt. 

Hieraus folgt die Befugnis des Pfandgläubigers, unter eigener 
Verantwortung über bie Vorausfegungen und über die Urt bes Vers 
Taufe felbft zu entſcheiden. 

Der Gläubiger hat nach altem und neuem Rechte nur ein Recht, 
leine Pfliht zum Verlauf (RG 2, 36). Der Schuldner 
lann daher den Gläubiger nicht zwingen, durch den Verkauf Gelb» 
mittel zu beſchaffen.) 

1. Vorausſetzung des Verkaufs ift nad) altem und neuem Rechte 
($ 1228) Zälligfeit und Nihttilgung aud nur eines Teils 
der Forderung, nad) altem Recht einmalige ober, im oben er= 
wähnten alle, dreimalige Mahnung, alfo Verzug des Schulbners, 
ferner vorherige Anzeige ber Verkaufsabſicht an den Schulbner und 
Ablauf einer Friſt don zwei Jahren feit biefer Anzeige. Es foll 
dem Schuldner die Möglichkeit des Widerſpruchs gewährt werben: 
iſt trotz Mahnung fein Widerſpruch gegen die Yorberung und trotz 
Anzeige in jener langen Friſt fein Wiberfpruch gegen ben Verkauf 
erfolgt, fo ift die Gefahr einer Verlegung der dem Verpfänber zu⸗ 
ſtehenden Rechte fo gut mie ausgeſchioſſen. Aus denſelben Rüds 


’) Ausnahme $ 127 RD. 
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fihten machten Partitularrechte (3. B. das preuß. ER) den Verkauf 
bes Pfandes von dem Vorhandenfein eined vollſtredbaren Schuld⸗ 
titeld für die Forderung abhängig, Das BGB fließt fih im 
weſentlichen dem römiſchen Recht an; aber abgefehen davon, baß es 
bie Ummandlung einer nicht auf Gelb gerichteten Yorberung in 
eine Gelbforderung ($$ 1228, 280, 283, 286, 325) ver⸗ 
langt, erleichtert e8 ben Verkauf und fteigert es alfo die Verantwort⸗ 
lichteit des Pfandgläubigerd. Denn es ift nah ihm nit not- 
mwenbig, daß der Schuldner gemahnt werde, unb bie 
MWartefrift beträgt nur einen Monat ($ 1234), und ift die Ver— 
pfänbung auf Seiten des Pfandgläubiger und des Verpfänders ein 
Handelsgeſchäft, ſogar nur eine Woche ($ 368 HGB). 

2. Der Verkauf jelbft ift nach altem Rechte Privatverkauf, d. h. 
der Pfandgläubiger ift ber Verkäufer. Er fann freihänbigen Vers 
tauf ober ordentliche DVerfteigerung, Zeit und Ort des Verkaufs 
wählen, er vereinbart bie Kaufbebingungen. Unter mehreren ber= 
pfänbeten Sachen beftimmt er die zu veräußernbe. Handelt er gegen 
die Verpflichtung, bie Yntereffen des Pfandſchuldners zu wahren, fo 
mirb er ſchadenserſatzpflichtig, aber nichtig ift der Verkauf nicht. 
Nach römiſchem Rechte war beim pignus in causa judicati captum 
gerichtlicher Verkauf bie einzige Verkaufsart. 

Das BGB läßt mehrere Arten bes Pfandver— 
kaufs zu, und zwar: 

a) den Privatverkauf; biefer Verfauf muß im Wege 
der öffentlicden Verfteigerung, er darf nur, wenn das Pfand einen 
Börſen⸗ oder Marktpreis hat, freihänbig, muß dann aber durch einen 
Hanbelsmätler oder eine zu öffentlichen Verſteigerungen befugte 
Perſon gefchehen (88 1235, 1221). Der Verkauf erfolgt regelmäßig 
am Aufbemahrungsort, und nur gegen fofortige bare Zahlung bes 
Vreifes (88 12361238); 

b) den öffentlichen Verfauf im Wege ber Zwangsvoll- 
ftredung, wenn ber Gläubiger 

aa) für fein Verkauförecht einen gegen den Eigentümer 
gerichteten vollſtredbaren Titel erlangt hat, d. h. wenn ber Eigen- 
ap Wi Sade zur Duldung des Verfaufs verurteilt ift ($ 1233 

bi. 2); 

bb) für die Forderung einen gegen ben Pfandſchuldner 
wirkenden vollftredbaren Titel erlangt hat und auf Grund biefes 
Titels die Zwangsvollſtredung in bie Pfandſache betreibt. 

Eine von den Beftimmungen bes BGB über den Privatverkauf 
abweichende Art bes Verkaufs kann vom Pfandgläubiger und dem 
Eigentümer berabrebet, aber auch von jedem Zeile verlangt und im 
Streitfalle vom Gericht angeorbnet werben ($$ 1245, 1246). 
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Aus dem Grundſatze, daß ber Pfandgläubiger auß eigenem 
Nechte verkauft, folgerte das römiſche Recht, daß er felbft die Sache 
nicht Taufen Tann, denn er könne nicht mit fich felbft kontrahieren. 
Yand ſich fein Käufer, To konnte der Gläubiger beim Regenten be— 
antragen, baß ihm das Eigentum der Sache zum Tarwerte zu- 
geſchlagen werde (impetratio dominii), Aber auch der Eigen- 
tümer konnte nach bißherigem Rechte nicht kaufen, denn ein Kauf 
ber eigenen Soche ift nichtig. Das neue Recht ($ 1239) läht als 
Bieter nicht nur ben Pfanbgläubiger, fondern auch den Eigentümer 
und, fall das Pfand für eine fremde Schulb haftet, auch den Schuld» 
ner als Bieter zu. Der Eigentümer kann zwar feine Sade nit 
Laufen, er kann aber durch Zahlung des Meiftgebots feine Sache 
vom Pfandrechte befreien. Die dominii impetratio ift befeitigt. 

3, Die Wirfung des Pfandverkaufs ift nad römifchen 
Recht eine andere als nach heutigem Recht. Denn mährend das 
römifche Recht daran fefthält, daß der Pfanbgläubiger ein ihm 
fremdes Recht überträgt, läßt das heutige Recht ($ 1242) biefelben 
Wirkungen eintreten, wie wenn ber Eigentiimer felbft verfauft hätte. 
Daher übertrug bort ber veräußernde Pfandgläubiger Eigentum nur 
dann, wenn ber Verpfänder Cigentümer war, Erfigungdbefig, wenn 
ber Verpfänder Ufutapionsbefiger mar; nad heutigem Recht geht 
immer Eigentum über, wenn nur der Veräußerer das Pfanbrecht 
hatte ($ 1207) und rechtmäßig verändert ($ 1242). Folgerecht haftet 
nad) römifchem Rechte für Eviktion nicht der Pfandgläubiger, fondern 
ber Verpfänber, während nad) heutigem Necht (f. auch $ 1244) bie 
Eviktion felbft nahezu ausgefchloffen ift, jedenfalls aber nur ein Recht 
gegen ben Verkäufer gibt (56 440, 320 ff.). Der Käufer erwirbt bie 
Sade frei von allen an ihr beftehenden Rechten, aud wenn er daß 
Beſtehen biefer Rechte kennt, nur ein etwa allen Pfandrechten vor⸗ 
gehenber Nießbrauch bleibt beftehen; nach altem Recht murbe bie 
Sade nur von ben Pfandrechten frei, die dem des verfaufenben 
Gläubigers nachſtanden. 

Eine fernere Wirkung des Pfandverkaufs iſt nach altem und 
neuem Rechte (F 1247) die Tilgung der Forderung bed 
Pfandgläubigerd in Höhe des an ihn gelangenben Verkaufserlöſes. 
Für ben Meft bleibt der Pfanbfchulbner perſönlich verpflichtet, ein 
etwaiger Überfhuß (die hyperocha) gebührt dem nachſiehenden 
Pfandgläubiger kraft feines dinglichen Rechts (alfo mit ver a. hypo- 
thecaria) und in Ermangelung eines folhen dem Eigentümer. Das 
Pfandrecht an der Sache erlifcht aber felbft in dem Falle, daß ber 
veräußernbe Pfandgläubiger nicht voll befriebigt wird, und auch dann, 
wenn ber Eigentümer die Sache erwirbt. 

4. Das gemeine Recht ließ die Möglichkeit zu, dem Pfanbgläu- 
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biger die Sadje für einen nad) der Verfallzeit durch Schägung feſtzu— 
ftellenden Preis zu verkaufen (l. 16 $ 9 D. 20, 1). Ein foldes 
pactum de contrahendo fiel nicht unter bie Verwirfungsflanfel 
(lex commissoria). Denn biefe beftand in ber por Eintritt ber 
Verfaufsberechtigung getroffenen Verabredung, daß im alle der 
nicht pünktlichen Zahlung der Gläubiger das Eigentum ber Pfanb- 
fache ftatt ber Forderung erwerben folle. Konftantin verbot bie lex 
commissoria und erflärte fie für nichtig. Das Verbot ift durch dag 
die Wuchergefege aufhebende Gefek vom 14. November 1867 nicht be= 
feitigt worben (1. 3 C. 8, 34, RG 2, 333; 4, 51). Auf gleichem 
Stanbpunfte fteht das BGB ($ 1229), auch nad ihm ift bie Verwirk⸗ 
lichungstlauſel nichtig, und zwar ift nichtig nad) ihm aud) die vor 
Eintritt ber Verfaufßberechtigung getroffene Vereinbarung, daß dem 
Gläubiger dad Eigentum der Sade übertragen erben folle. 
Das BGB geht aljo in der Einfchränfung ber Vertragsfreiheit weiter 
als das gemeine Recht. Zugelafjen aber ift nad; altem unb neuem 
Rechte die nach Eintritt der Verfauföberechtigung bewirkte Eigen- 
tumsüberlaffung. 

5. Berechtigt zum Pfandverkauf ift nad) altem Rechte nur ber 
prior cereditor, nach neuem Recht jeder Pfandgläubiger („ber“ 
Pfanbgläubiger 88 1228, 1230, 1231). Herausgabe der Sache zum 
Zwede bed Verkaufs kann aber nur ber vorgehende vom nachftehenden 
Gläubiger verlangen, und auch dieſes Recht weicht dem Beſitzrechte des 
nachftehenden, wenn diefer verfaufen kann und mill ($ 1232). 


Das römische Recht gewährte dem nachftehenben Pfandgläubiger 
im jusofferendi ein Mittel, erfter Pfandgläubiger zu werben 
und damit das Verkaufsrecht zu erlangen. Der borgehende Pfand» 
gläubiger war nämlich verpflichtet, vom nachftehenden Zahlung an= 
zunehmen; in biefem falle trat der Nachftehende mit der Abfindungs⸗ 
fumme an die Stelle des befriebigten Pfanbgläubigerd. Das BGB 
hat dieſes Einlöfungsredt übernommen ($ 1249); 
es fteht nach ihm einem jeden zu, welcher burd bie Ver=- 
üußerung des Pfandes ein Recht verlieren würde 
($ 1242 Abf. 2); der Gläubiger muß die Zahlung annehmen, fobalb 
der Schulbner zu zahlen befugt ift (8 271). Die Folge ift, daß bie 
getilgte Forderung und das Pfandrecht auf ben Zahlenven über» 
gehen ($ 268 Abf. 3, 1250). 

Geriet der Pfandſchuldner in Konkurs, fo hatten ſchon nach 
römiſchem Rechte bie Fauftpfandgläubiger und diejenigen, denen eine 
Spezialhypothet zuftand, ein Recht auf abgefonberte Befriedigung aus 
der Pfandfade, dagegen löfte fi bie Generalhypothek in em bloße 
Vorzugsreht auf. Die KO gewährt dem Bfandgläubiger, 
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der fi im Befite ber Sache befindet, ein Recht aufabge- 
ſonderte Befriedigung ($$ 48, 49 Nr. 2). 


8 213. Die Pflichten des Pfandgläubigers und des Berpfänders. 


Nach altem und neuer Recht ($$ 1215, 276) hat ber Pfand» 
gläubiger bie Pflicht, da Pfand zu verwahren und für jeden 
Grab von Verſeheneinzuſtehen. Verietzt er die Rechte des 
Verpfänbers in erheblichem Maße und ſetzt er dieſes Verhalten trotz 
Abmahnung bes Verpfänbers fort, fo Hat er nach neuem Recht auf 
Verlangen des letzteren das Pfand zu hinterlegen ober einem ge— 
richtlich beſtellten Verwahrer zu übergeben, auch fi} vorzeitige Bes 
friedigung gefallen zu laflen und das Pfand herauszugeben (8 1217). 

Denn eine weitere Verpflichtung des Pfanbgläubigers ift nach 
altem und neuem Rechte ($ 1223) die Herausgabe ber 
PfandfaheandenVerpfändernahbemErlöfden 
des Pfandrehts. Nach römifhem Rechte hatte der Pfand» 
gläubiger aber ein Zurüdbehaltungsredt am Pfande wegen anderer 
Forderungen gegen ben Verpfänder (ſog. pignus Gor- 
dianum). Diefes Recht ift gegenüber ber Konkursmaſſe be 
Verpfänders jedenfall durch die KO, vom BGB aber überhaupt 
befeitigt worden. Die Rüdgabe des Pfandes hat Zug um Zug gegen 
die Befriedigung bes Pfandgläubigers zu gefchehen, die Befriedigung 
tann aber au durch Hinterlegung oder Aufrechnung erfolgen 
(88 1223, 1224). Der Verpfänber erwirbt, wenn er nicht zugleich 
der perfönliche Schulbner ift, wie ein Bürge durch Vefriebigung bed 
Pfandgläubigers, nad) neuem Recht ipso jure, bie getilgte For⸗ 
derung (88 1225, 774). 

Der Verpfänder tft nach altem und neuem Rechte dem Pfand» 
gläubiger für jeben Grab des Verſehens haftbar, eine 
Folge, die befonder8 dann eintritt, wenn bie dem Verpfänder be- 
Yannten ober erfennbaren Eigenfhaften der Pfandſache dem Gläu— 
biger Schaben verurſachen. 

Der Verpfänder ift ferner nad; altem und neuem Rechte ver- 
pflichtet, dem Pfandgläubiger bie auf die Sache gemadten Ver— 
menbungen zu erfeßen. 

Diefe gegenfeitigen Rechte und Pflichten folgen nach bisherigem 
und neuem Recht aus dem Pfanbvertrage (f. oben $ 114 ©. 302). 

Drohenber Verderb oder Minderung bes Werts der Sache gibt 
das Recht, anderweitige Sicherheit zu verlangen ober bie Sache zu 
verfteigern (f. dag einzelne in $$ 1218—1221). 
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$ 214. Der Shut des Pfandrechts. 


I. Die Klagen. Die a. hypothecaria (pigneraticia in rem) 
des biäherigen Rechts mar eine vindicatio pignoris, benn fie be= 
amwedte Heraußgabe des Beſitzes und mar alfo gerichtet gegen ben, qui 
tenet et habet restituendi facultateın, mochte der Beklagte zu= 

* gleich ber perfünliche Schulbner oder ein „dritter“ BVefiger fein. Zu 
bemeifen hatte der Kläger fein Pfandrecht und ven Beſitz bes Be— 
tlagten. Handelte e3 fih um ein pignus, fo fonnte der Kläger zu 
jeber Zeit, handelte e8 ſich um eine hypotheca, fo fonnte er regel= 
mäßig erft nad} ber Fälligkeit feiner fyorberung flagen. Das Pfand» 
echt fonnte auch durch bie a. negatoria geſchützt werben. 

Das BGB ($ 1227) wendet gleichfalld die Grundfäge vom 
Eigentumsſchutz an; danach kann alfo nicht nur auf Heraußgabe ber 
Pfandſache, fondern auch auf Abwehr bloßer Beeinträchtigung ge= 
tagt werben. Es finden ferner bie aus gegenmwärtigem und früherem 
Beſitze folgenden Vermutungen in dem Sinne Anwendung, daß fie 
für das Vorhandenſein ober Vorhanbengewefenfein eines Pfand 
techt8 fpredhen (88 1227, 1006). 

Wie nad) gemeinem Rechte der Pfanbgläubiger die a. Publi- 
ciana, fo fann er nah neuem Rechte bie Klage aus 
früherem Befit erheben (8$ 1227, 1007). Daß er Beſitzſchutz 
genießt, ift felbftverftänblich. 

II. Einreden. Verpſändete der Schuldner demſelben Gläubiger 
eine Mehrheit von Saden und außerdem einzelne Sachen aus biefer 
Mehrheit, fo war nach römifcher Auffaflung durch den Vertrag ber 
Wille erklärt, daß der Gläubiger ſich zuerft an das Spezralpfand 
halten folle. Berlangte im Widerſpruche hiermit der Gläubiger 
Herausgabe jener Mehrheit, fo konnte ihn der Schuldner einredeweiſe 
auf das Spezialpfand vermeifen (keneficiumexcussio- 
nisrealis). War ber beklagte Beſiher ver Pfandſache nicht zus 
gleich perfönlicher Schuldner, To konnte der Gläubiger zuerft an dieſen 
und feine Bürgen verwiefen werben (b.exc.personalis), weil 
das Pfandrecht eben nur ein afzeflorifches Recht ift. Auch biefe 
Rechtswohltat der Voraudflage mar eine mahre 
Einrebe. 

DagneueRehtienntjeneVermeifungaufbie 
fpegiell verpfändete Sache nicht, meil es nad ihm 
nur fpezielle Verpfänbungen gibt. Betreibt aber ein Gläubiger, ber 
an einer in feinem Beſihe befindlichen Sache bed Schuldners ein 
Pfandrecht hat, die Zwangsvollſtreckung in bas übrige (nicht ver⸗ 
pfänbete) Vermögen des Schulbners, jo kann biefer beim Voll- 
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firedungägerichte ber Zmangsvollftredung miberfprechen, ſoweit bie 
Forberung durch den Wert jener Sache gedeckt ift ($ 777 ZPO). 

Die Einrede ber Vorausktlage ift vom neuen 
Rechtebefeitigt, ver Pfanpgläubiger hat alfo freie Wahl, ob 
er feinen perfönlichen Schulbner auf Keiftung oder ven britten Beſitzer 
der Pfandfache auf Herausgabe diefer belangen mil. Der Dritte 
hatte nad) gemeinem Recht, wenn er ben Pfanbgläubiger befriebigte, 
dad beneficium cedendarum actionum und alfo 
bei Weigerung bes Pfandgläubigers, die Klage abzutreten, bie e. doli, 
nad neuem Rechte tritt ber Übergang der For— 
derung und des Pfandrechts von felbjt ein, wenn 
per Dritte durch die Pfandveräußerung ein Recht verlieren würde, 
menn er alfo ein Einlöſungsrecht hat und von biefem Gebrauch 
macht ($$ 1249, 268, 1250). 

Da ber Kläger nur dann durchdringt, wenn er ein Pfandrecht, 
alfo eine durch das Pfand geficherte Forderung hat, fo kann nicht 
bloß ber Pfandſchuldner, ſondern jeder britte Befiger Einreden gegen 
die Forderung borbringen. Unb da bie Heraudgabe ver Pfandſache 
nur ben beabfihtigten Pfandbverfauf vorbereitet, fann nad altem 
Rechte ber Beklagte dem Anſpruche des Klägerd durch Einwenbung 
eines befferen ober gleichen, nad} neuem Rechte nur durch Einwendung 
eineß befferen Pfandrechts begegnen (1. 12 pr. D. 20, 4. $ 1232 
BGB). 


$ 215. Grlöfgen des Pfandredits. 


Das Pfandrecht endet nad altem und neuem Redt: 

1. Wenn eine feiner Vorausſetzungen megfällt, alfo 

a) mit dem Untergange ber Sache (vgl. $ 950 Abf. 2), 
ohne daß ber Verpfänder an fich verpflichtet wäre, ein anderes Pfanb 
au geben, unb ohne baß die dem Verpfänder etwa zuſtehenden Erſatz⸗ 
anſprüche (3. 8. auf die Verficherungsfumme) an Stelle der Pfand- 
ſache träten; 

b) mit dem Erlöſchen ber verfiherten Forde— 
rung ($ 1252); verjährt biefe, fo bleibt nad; römifchem Recht eine 
obligatio naturalis unb mit biefer das Pfandrecht beftehen; auch 
nad neuem Recht erlifcht mit der Verjährung nur die Befugnis, ben 
Schuldner zur Zahlung zu zwingen, daher bleibt das Pfandrecht bes 
ftehen ($ 223). Eine fernere Folge der Abhängigkeit des Pfandrechts 
ift, baß wenn bei Überttagung der Forberung ber Mitübergang 
bes Pfandrechts ausgeſchloſſen wird, das Pfandrecht erlifcht 
(8 1250); 

c) folgerichtig nicht nad; gemeinem, wohl aber nah neuem 
Rechte ($ 1258) mit der Rüdgabe der Sade an den Per» 
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pfänber ober den Eigentümer. Diefer Endigungsgrund ift die Folge 
bes dom BGB angenommenen Erkennbarkeitsprinzips, daher iſi ber 
aud bei der Rückgabe der Sache erklärte Vorbehalt des Pfandrechts 
ohne Wirkung. Iſt der Verpfänber ober der Eigentümer der Sache 
im Befige, jo fpricht die Vermutung für erfolgte Rüdgabe. Un = 
freiwilliger Befigperluft hebf auh nah neuem 
Rechte ($ 1253, 1227) das Pfandrecht nihtauf. Auch 
die gefeglichen Pfandrechte erlöfchen, ſobald der Gläubiger nicht mehr 
in ber Lage ift, eine Einwirkung auf bie Sache auszuüben ($5 560, 
561 BOB dal. jedoch 8$ 440, 628, HGB). 

2. Mit Eintritt bed Endtermind ober ber auflöfenden 
Bebingung. 

3. Infolge Berzichts bes Pfanbgläubigers ($ 1255). 

4. Durh Konſolidation: d. i. Vereinigung von Pfand» 
recht und Eigentum in einer Perfon ($ 1256). Nach altem Recht 
erhielt fi aber dad Pfandrecht, wenn ver vorftehende Pfandgläubiger 
das Eigentum erwarb, gegenüber den Nachſteyenden. 
Dasfelbe gilt nach neuem Rechte ($ 1256), denn wenn der Gläubiger 
ein rechtliches Intereſſe am Fortbeſtande bes Pfandrechts Hat, To 
gilt es als fortbeftehend, ein Fall, ber vorzugsweiſe beim Vor— 
handenſein nachſtehender Pfandgläubiger eintreten wird. 

5. Durch den Pfandverkauf wird bie Sache von allen 
Pfandrechten frei ($ 1242), nad) altem Recht allerdings nur dann, 
menn ber prior creditor verkaufte, andernfalls blieben bie früheren 
Pfandrechte beftehen (f. oben ©. 597). 

6. Steht dem Pfandrecht eine ausſchließende Einrede entgegen, 
fo kann ſowohl der Verpfänder als auch ber Eigentümer Heraus— 
gabe des Pfandes verlangen. Mit der Herausgabe erliſcht das 
Pfandrecht ($ 1254). 

8 216. Das Pfandrecht an Rechten. 

Im Gegenfahe zum bisherigen Rechte gibt das BGB ($ 1273) 
unter Verweiſung auf die Vorfchriften vom Sachenpfandrecht all⸗ 
gemeine Grundſähe für alle Pfanbrechte an Rechten. Darauf folgen 
die Grundfäge über das Pfandrecht an Forderungen insbefonbere. 

1.1. Nur Übertragbare Rechte können Gegenftand eines 
Pfandrechts fein ($ 1274 Abſ. 2), daher gibt es kein Pfandrecht 
am Pfandrecht, denn dieſes ift nur mit ber verſicherlen Yorberung 
übertragbar. Das fog. subpignus, von bem e8 nach altem Rechte 
aweifelhaft war, ob e8 ein Pfandrecht an ber verpfändeten Sache, an 
der Forderung ober an bem Pfandrechte begründete, kann daher nad 
neuem Rechte nur in einem Pfandrecht an ber durch Pfand geſicherten 
Forberung beftehen. 
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2. Die Verpfändung gefchieht in der zur Übertragung des Rechts 
erforberlichen $orm (f. 8 218 Nr. 3a). Xft die Verpfändung des 
Rechtes nicht ohme Übergabe einer Sache möglich (3. B. bei Ver— 
pfänbung eines Orberpapier8 ober einer Briefhypothet), jo bildet der 
Beſitz ber Sache das für bie Erkennbarkeit des Pfanbredits erforber- 
liche Mittel, daher hat bie Rückgabe der Sache das Erlöfchen des 
Pfandrechts zur Foige (88 1278, 1253). 

3. Ein anderes an dem Rechte bereits haftendes Recht geht dem 
Pfandrechte felbft dann vor, wen ber Erwerber bed Pfanbrechts 
jenes andere Recht nicht kennt. 

4. Dem Pfandgläubiger fteht nicht ohne weiteres ein Recht auf 
bie Nutungen des verpfänbeten Rechts zu, ber Frucht bezug ver⸗ 
bleibt alſo dem Verpfänder (88 1273, 1208, 1213 Abf. 2). 

5. Beſonders wichtig ift bie Tür das Forderungspfandrecht 
durchbrochene Vorſchrift ($ 1277), daß ber Pfandgläubiger feine 
Befriedigung nur auf Grund eines vollfired- 
baren Titels im Wege der Zmangsvolfftredung erlangen kann. 
Der Pfandgläubiger muß alfo gegen feinen perfünlichen Schulbner 
einen vollſtredbaren Titel erlangen und dann, je nad} der Natur bes 
verpfändeien Recht3, die geeigneten Vollftredungdmaßregeln, gegebenen 
Falles alfo Überweifung beantragen. Bfändung ift in biefem Falle 
nicht mehr nötig. Dagegen kann durch Pfändung ein Pfandrecht 
an Rechten begründet merben ($$ 804, 857 ff. ZPO). 

I. Das Pfandrecht an Forberungen.!) 

Es ift nicht richtig, die Verpfändung einer Forderung als be= 
ſchränkte Zeffton (im modernen Sinne dieſes Wortes) zu bezeichnen. 
Der Pfandfhulbner bleibt nach wie vor Gläubiger, er ift nur, fo 
lange das Sicherungsrecht feines Gläubiger? dauert, in ber Ver— 
fügung über feine $orberung zugunften feines Gläubiger befchräntt. 
Übt der Pfandgläubiger die ihm eingeräumten Rechte aus, fo übt er 
damit ein ihm fremdes Gläubigerreht auß, wie derjenige, dem ein 
Pfandrecht an einer Sache zufteht, fremden Beſitz und beim Verkauf 
frembes Eigentum ausübt. Es ift aud nicht richtig, das Pfandrecht 
an einer Forberung als Pfandrecht am Gegenftanbe ber Yorberung 
zu behandeln (Exner). Dem fteht namentlich $ 1287 entgegen. Er— 
blidt man in dem Pfandrechte nichts weiter als ein abfolutes Recht 
an einem Gegenftanbe des Vermögens, fo ift dad Pfandrecht an einer 
Forderung ein wirkliches Pfandrecht. 

Der Pfanbgläubiger erlangte nad; altem Rechte nad) Analogie 
bes Sachenpfandrechtes bie Befugnifle, die dem Gläubiger felbft zu— 


N Dernbur . 16.461. Hellmig: Die Verpfänbung und 
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ftanben, alfo das Einziehungsrecht und wohl auch (?) das Verkaufs— 
recht. Das neue Necht gibt ifm nur das Einziehungsreht und 
verfagt, um bie Gefahr ber Verſchleuderung zu befeitigen, insbe— 
Tonbere das Verfaufsrecht ($ 1282). Auch die Einziehungsbefugnis 
reicht bei einer Gelbforberung nur fomweit als das Befriedigungs— 
bebürfnis bes Pfanbgläubigers. ft bie geficderte Yorberung voll⸗ 
ftredbar, fo ftehen dem Gläubiger auch die Mittel der Zmangspoll= 
ftredung zu Gebote (Üiberweifung der verpfänbeten Forberung). 

Zieht ber Pfandgläubiger bie verpfündete Yorberung ein, fo 
erlangt er nad) altem und neuem Recht ($ 1287) an eingezogenem 
Gelde Eigentum und if, wenn die geficherte Forderung auf Geld 
ging, in Höhe ber eingezogenen Summe befriebigt. Un andern 
Gegenftänden erlangt er nad altem und neuem Recht ein Pfand— 
recht (. 18 pr. D. de pign. actione 13, 7 $ 1287). Gerät der 
Drittſchuldner in Konkurs, fo kann die verpfänbete Yorberung, auch 
wenn fie bie geficherte Forderung überfteigt, in voller Höhe an= 
gemeldet, Zahlung aber nur in Höhe ber geficherten Forderung er= 
hoben werden ($ 1282). 

Zur Begründung bes Pfandrechts genügte nach römifchem Rechte 
formlofer Vertrag. Nach neuem Rechte muß, wenn zur Wbtretung 
der Vertrag ausreicht, zu dem formlofen Vertrage bie vom Pfand- 
gläubiger auögeherbe Anzeige an den Drittſchuldner ($ 1280), und 
wenn ber Übertragungsvertrag nicht außreicht (3. B. bei Wechleln 
Briefhypothelen, Buchhypotheken), dad Hinzutreten, was zur Boll- 
enbung ber Rechtsübertragung noch erforberlich ift (3. B. Übergabe 
des Wechfels, Übergabe bes Hypothekenbriefs, Eintragung im Grunb= 
buch $ 1154). Daher tonnte der Drittfhulbner nah altem Recht 
an feinen Gläubiger zahlen und fich felbft bamit befreien, bvem Pfanb= 
gläubiger alfo auf diefe Weife ben Gegenftand feiner Befriedigung 
entziehen, der Pfandgläubiger ſich hiergegen aber durch eine Benad)= 
richtigung (denuntiatio) des Drittſchuldners von der Verpfändung 
fihern. Nach neuem Rechte ($ 1281) ann der Drittſchuldner por 
Fähigkeit der geficherten Forderung nur an den Gläubiger und ben 
Pfandgläubiger gemeinſchaftlich leiften, nach Eintritt der Fälligkeit 
hat ber Pfanbgläubiger das feldftändige Einziehungsredht. 

Zur Einziehung der Yorberung!) ift nad altem und neuem 
Rechte nur ber prior creditor berechtigt ($ 1290). 


8 217. Das Pfandrecht an Schiffen. 
1. An Seefhiffen ſowie an Binnenſchiffen haben bie Shiffä- 
aläubiger ein nefegliches Pfanbredit (88 754 ff. HGB, 88 102 ff. 
.) Über die Mitwirtung von Bfanbgtäubiger und Pfandſchuldner bei 

ber Künbigung und Einziehung |. 88 1281, 1283, 1285—1288. 
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Geſ. betr. Die privatr. Verhältniſſe ber Binnenſchiffahrt vom 15, Juni 
18%). Wer Schiffägläubiger ift, wird von beiden Gefegen ausbrüd- 
lich beftimmt; bei einer Mehrheit befteht unter ihnen eine beftimmte 
Rangorbnung. 

Dieſes Pfandrecht weicht in mehreren Beziehungen vom gefeh- 
lichen Pfandrecht an anderen Sachen ab. Insbeſondere hat ber 
Grundſatz der Ertennbarkeit, ber für die gefeglichen Pfandrechte an 
enberen Sachen möglichft gewahrt ift, für diefes Pfandrecht fallen 
gelaffen werben müffen, es ift vom Beſitz unabhängig und kann baher 
der gefeglichen Hypothek des gemeinen Rechts verglichen werben. Der 
Ermwerber des Schiffes ift aber im der Lage, fi) vor der Geltend- 
madung ihm unbelannter Pfandrechte dadurch zu fügen, daß er 
im Wege bed Aufgebotsverfahrens die Ausſchließung unbelannter 
Schiffsgläubiger herbeiführt. Ferner gefcieht die Befriedi- 
gung der Schiffägläubiger nit im Wege des 
Privatverkaufs, fonbern der Zwangsvoll— 
ftredung. Die Zwangsvollftredung in die im Schiffgregifter ei 
getragenen Schiffe (fiehe oben ©. 514) ift die Immobiliarzwangs- 
vollſtredung ($ 864 ZPO, 88 162 ff. ZwſtG), andere Schiffe unter- 
liegen ber Zwangsvollſtreckung ins bewegliche Vermögen. Es bebarf 
alfo in jevem Fall eines gegen ven Schiffsſchuldner gerichteten voll⸗ 
ftredbaren Schulbtitels. Das Pfandrecht erlifcht nicht nur durch bie 
Zwangsverſteigerung, fondern auch Durch den vom Schiffer auf Grund 
feiner gefeglichen Befugniffe im Yale zwingender Noiwendigkeit bes 
wirkten Verkauf bes Schiffes, in biefem Yalle tritt anftelle des Schiffs 
für die Schiffägläubiger das Kaufgeld. 

Das Pfandrecht ergreift das Schiff nebit Zubehör ſowie bie 
Bruttofracht derjenigen Reife, aus melcher bie verficherte Forderung 
entftanden ift. Es genießt ben Vorzug vor allen andern am Pfand» 
gegenftande beftehenben Pfanbrechten. 

Ein geſetzliches Pfandreit am Floſſe gewährt ferner das 
Geſetz betr. die privatrechtlichen Verhältniffe ber Flößerei vom 
15. Juni 1895 in geriffen Syällen. 

II. Das vertragsmähige Pfandrecht an einem im Schiffs- 
zegifter eingetragenen Schiffe ift eine Hypothel im Sinne des 
modernen Rechts und unterliegt daher au nad dem BGB 
(88 1259 ff.) den Grundfähen bes Hypothekenrechts. Es Tann nur 
durch die auf Grund bes dinglichen Vertrags erfolgende Eintragung 
im Sciffsregifter entftehen und nur durch Löſchung enden. Der 
Pfandgläubiger gelangt nicht in den Beſitz des Schiffs, der Eigen- 
tümer biefes bleibt alfo in der Tage, das Schiff zum Erwerbe durch 
die Schiffahrt zu verwenden. Die Befriedigung bes Gläubiger fann 
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nur im Wege ber Smangsbollftedung (88 162 ff. ZwſtG) geſchehen 
und ſetzt demnach einen vollſtreckbaren Schulbtitel voraus. 

Das Schiffspfanbrecht gleicht der Sicherungshypothel des BGB, 
ift alfo wie biefe ein afzefjorifches Recht. Es kann auch als fog. 
Maximalhypothel eingetragen werben. 

Ein Schiffspfandrecht Tann auch an einer Schiffäpart beſtehen. 

$ 218. Das Zurüdbehaltungsredt. 

Das Zurüdbehaltungsrecht befteht im Gegenfage zum Pfand⸗ 
rechte nur in ber Befugnis, einem Shulbner eine 
Sade, auf bie er ein Recht hat vorzuenthalten. 

Dagegen ift bag kaufmänniſche Zurüdbehaltungsreht 
(88 369—372 HGB) zu einem bem Pfandrechte gleichen 
Rechte gefteigert, benn es gewährt dem Gläubiger bie Be— 
fugnis, fi) auß ber zurüdbehaltenen Sache wegen feiner Yorberung 
au befriedigen. Diefe Befriedigung erfolgt nad den Grundfägen 
vom Pfandverkauf, d. h. regelmäßig im Wege bes privaten Verkaufes, 
aber nur auf Grund eines vollftredbaren Schulbtiteld. Denn ba das 
3. unabhängig vom Willen des Schulbners entfteht, muß biefem bie 
Möglichkeit gegeben werben, Forderung und Befriedigungsrecht zu 
beftreiten. Die Befriedigung geſchieht baher 

a) entweder im Wege ber Zmangsbollftredung, alfo nur nach⸗ 
dem ber Gläubiger einen vollftredbaren Zitel wegen feiner For de⸗ 
zung erlangt bat, ober 

b) auf Grund eines das Befriedigungs recht feftftellen- 
den, mithin auf Dulbung des Verkaufs (oder Einziehung $ 1282 
BGB) gerichteten vollftredbaren Schulbtitels. 

Das kaufmänniſche Zurücdbehaltungsreht gibt gleich einem 
Pfandrecht im Konturfe des Schulbners ein Recht auf abgefonberte 
Befriebigung ($ II Nr. 4 4O). Uber es ift kein Pfandrecht. Daher 
wirft es gegen Dritte nur dann, wenn bem Dritten die Ein- 
wendungen entgegengefeßt werben können, bie auch dem Anfprude 
des Schuldners auf Herausgabe der Sache entgegenftanden, alfo 
nur wenn ber Dritte durch Abtretung dieſes Herausgabeanſpruchs 
erworben hat ($ 986 Abf. 2 BGB). 


B. Das Bupothekenrecht. 
8 219. überblick über das neue Hhpothetenrecht. 


Das BGB unterfeeibet bie Belaſtung eines Grunbftüds mit 
einer Rente von ber Belaftung mit einem Kapitale. 

A. Die Rentenſchuld ift eine Art der Grundſchuld, fie ift alfo 
von dem zugrumbe liegenden Schulbverhältnis unabhängig ($ 1199). 
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B. Die Velaftung mit einem Rapitale gefchieht entweber 

1. in ber Form der Grundſchuld, d. 5. einer vom perſön⸗ 
lien Schulbverhältnis unabhängigen fog. Summenſchuld; 

2. in der Fotm ber Hypothek, d. h. einer vom perfünlichen 
Schuldverhältnis abhängigen Belaftung. Die Hypothek ift alfo wie 
bes Pfanbreht des römifchen Rechts, ein afzefforifches echt.) 
Aber dieſe Abhängigkeit kann eine größere oder eine geringere fein. 
Sie ift 

a) eine vollfländige bei ber „Siherungsbhppothet”; 
biefe ſetzt nicht nur zu ihrer Entftehung, ſondern aud; zu ihrem Fort⸗ 
beftande das Dafein einer Forderung voraus; bie Folge ift, daß bie 
Hypothel nur bann und nur in ber Höhe gelten gemacht werben Tann, 
wenn und infoweit die Forderung befteht ($ 1184); 

b) eine unvollftändige bei der Verlehrshypothet; benn 
biefe ſetzt zwar zu ihrer Entftehung eine Forderung voraus, wird 
bon ihr aber unabhängig, wenn fie auf einen gutgläubigen Erwerber 
übergeht. 

Wer die Siherungshppothet geltend macht, muß bie Forderung 
beſonders bemeifen, mer bie Verkehrshypothet geltenb macht, führt 
ben Beweis feiner Forderung durch Hinmeis auf bie Eintragung, 
benn das Gefeg vermutet hier ben Fortbeſtand ber Forderung fo 
lange, als die Hypothek eingetragen ift ($ 1138). Die Sicherungs⸗ 
hyppothel dient Iebiglih bem Zwede der Sicherung, fie fteht daher 
unter allen Pfandbelaftungen ber. gemeinrehtligen 9. am nächſten. 
Die gewöhnliche H. dient zwar zunächſt auch der Sicherung, baneben 
aber auch dem Kapitalumlauf, fie wird eben deshalb Vertehrs⸗ 
bypothetgenannt. 

Somohl die Grundſchuld als auch bie Verlehrshypothek Tann 
fein eine bloße Buch-Grundſchuld oder ⸗-Hypothet ober eine 
Brief» Grunbfchulb oder «Hhpothek, je nachdem bie Belaftung nur 
im Grundbuch eingetragen ober über fie zugleich eine Urkunde, ein 
Brief, gebilbet ift. 

Die Grundſchuld dient dem Zivede der Sicherung noch weniger 
als die Verkehräßnpothel, fie dient faft ausfchließlid, ber „Mobilie 
ſierung“ des Grundbefiges. Aber auch biefem med entfpricht bie 
eine Form ber Grundfchuld beifer als bie anbere. Es gibt nämlich 

a) eine Namendgrundfchuld, d. h. eine auf den Namen 
eined beftimmten Gläubigers eingetragene, 

b) eine Inhabergrundſchuld, d. h. eine auf ben In— 
haber geitellt geftellte Grundſchulb. Die lehztere hat die befte Umlaufsfähig- 

’) 9) Dies ift Iehpoft beftritten. ber troß ber nn Ausnahmen, 

je 


die dad BGB macht, behandelt fie das Geleh fhon in feiner Definitive 
(& 1113, dann insbefonbere $ 1153) alß abhängige Rex 
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feit, am nächſten tommt ihr darin die auf ben Namen geftellte Brief- 
grundſchuld. 

Nach dem Eintragungspringzip kann bie Hhpothef ober 
Grundſchuld nur durch Eintragung entftehen und nur durch Löſchung 
untergehen. Es kann alfo.grunbfäglich andere als eingetragene Hypo⸗ 
thefen, folglich gefeßliche und Generalhypotheten nicht geben. Da, mo 
nad Geſetz eine Verpflichtung zur Sicerftellung befteht, hat der Be— 
rechtigte nut einen Anfprud (Titel) darauf, daß eine 9. durch Ein= 
tragung begründet werde. Das Bublizitätsprimgip befteht 
aud bier darin, daß bie einzelne Eintragung als richtig und das 
Grundbuch als volftändig gilt; aber während bei ber Frage nad) dem 
Beſtehen einer Verkehrshypothel das Publizitätsprinzip auch bie 
Forderung ergreift ($ 1138) und alfo die Wirkung hat, daß für ben 
reblichen Erwerber auch diefe als beftehenb angefehen wird, ift e8 bei 
der Sicherungshhpothet in ber Weife abgeſchwächt, daß die Hypothek 
aud) vom reblichen Erwerber nicht geltend gemacht werben kann, wenn 
die Forberung nicht oder nicht mehr befteht. Das BGB verlangt des⸗ 
halb ($ 1184 Abſ. 2), daß bie Sicherungshypothel im Grundbuch als 
folche bezeichnet werbe. Das Hypothelenrecht fteht ferner unter dem 
Spezialitätsprinzip: es können nur einzelne beftimmte 
Grundftüde und biefe nur für beftimmt zu bezeichnende Gelbforbe- 
rungen berpfänbet werben (88 1113, 1191). Gelbft wenn eine 
Hypothet für noch unbeftimmte Forderungen beftellt wird, iſt der 
Höchftbetrag in einer Gelbfumme anzugeben und einzutragen ($ 1190 
fog. Marimal- oder Ultimathypothet, für bie hier aber das beutfche 
Wort Höchſſtbetrags-Hypothek“ gebraucht werben wird). Die 
Gefamtbelaftung eines Grunbftüds läßt fi) daher auß bem Grund- 
buch annähernd genau feftftellen. 


8 220. Die rechtliche Natur der Grundſchuld und 
der Hubothel. 


Die Grundſchuld ift eine nur das Grunbftüd belaftenve, reine 
Summen oder Rentenſchuld. Sie jet meber zu ihrer Begründung 
noch zu ihrem Fortbeſtande ein perfönliches Schulbverhältniß vor— 
auß; bie Yolge ift, daß ber Eigentümer von vornherein Grund» 
ſchulden auf feinen Namen eintragen laffen ann. Wirb eine Grund» 
ſchuld für einen andern eingetragen, fo wirb das Beſtehen eines 
perfönliden Schulbverhältniffes den Bemeggrund hierzu bilben, 
aber eine Vorausfegung für bie Entftegung ber Grundſchuld 
bilbet das perfünliche Verpflichtungsverhältnis nicht. Daher kann 
ber Eigentümer, der in der Erwartung, baß ein perſönliches Schulb- 
verhältnis entftehen werbe, für den fünftigen Gläubiger eine Grund» 
ſchuld eintragen ließ, Mage und einrebeweife bie ungerechtfertigte 
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Bereicherung des Gläubiger dieſem felbft gegenüber geltend 
machen, wenn das Schulbverhältnis nicht zuftande kam, andere 
ſchüht der öffentliche Glaube be Grundbuchs. Die Grundſchulb 
dient alfo zwat Pfandzweden, aber fie ift juriftifch fein Pfandrecht. 

Ein Pfandrecht aber ift die Hypoihel. Denn fie diente nad 
römiſchem und bient nach heutigem Rechte der Sicherung eines perfüne 
lien Schulbverhältniffes. 

Nach beiden Rechten ift ber Schulbner, welcher feinem Gläubiger 
eine Sache verpfändet hat, zur Zahlung verpflichtet nach ben 
Grundſähen bed Obligationenrechts, zur Herausgabe ber 
Pfandface aber verpflichtet nach den Grunvfägen bes Pfand- 
teht3. Der Dritte, ver ben Befik des Pfanbgegenftandes erlangt 
hat, ift fraft bes Pfanbnerus zur Herauögabe der Sache, da 
er aber niht Schuldner bei Pfenbgläubigers ift, nicht zur Zah = 
Tung berpflichtet. 

Von biefen Grunbfägen weicht das neuere Hypothekenrecht nur 
infofern ab, als nicht mehr der Gläubiger, fondern das Gericht ver⸗ 
kauft und biefer Verkauf nicht ein privates Rechtsgeſchäft, fons 
bern ein Aft der Zwangsvollſtrecung ift ($ 1147). Wer für feine 
Schuld Pfand beftellt, muß fich gefallen lafjen, daß ber Gläubiger fi 
aus ber verpfänbeten Sache befrieviat — hierin hefteht bie dingliche 
Haftung — und er muß ferner bulben, daß ber Gläubiger dad ge= 
famte gegenwärtige wie künftige ſchuldneriſche Vermögen zu feiner 
Befriebigung in Anſpruch nimmt — hierin befteht bie perfünliche Haf- 
tung. Der fpätere Erwerber ber belafteten Sache haftet an fih nur 
dinglich, und bie perfünlicde Verpflichtung des Schuldners bleibt be⸗ 
ftehen. Es kann alfo der Eigentümer nur dinglich, der Schulbner 
nur perfönlich haften, und der Gläubiger kann ſowohl in biefem als 
auch in dem Falle, daß der Eigentümer auch perfünlich haftet, bie 
Hypothek o ber bie Forderung ober bie Hypothek und bie Forderung 
geltend machen. 

Daß fomohi die Hypothek als auch die Grundſchuld dingliche 
Rechte find, darüber befteht jedenfalls nad; neuem Rechte fein Zweifel 
mehr. Streit ift nur barüber nod), ob ber Eigentümer mit der Sache 
nur haftet, alfo nur bie Zwangsvollſtredung zu bulben hat, oder 
ob er au ſchul det, d. 5. zu zahlen Hat. Obwohl das BGB in 
$ 1142 ben Eigentümer zur Zahlung nicht für verpflichtet, ſondern 
für berechtigt erflärt und damit zugunften bloßer Haftung Stellung 
zu nehmen fcheint, bezeichnet e8 doch in $$ 1113, 1191 unb 1199, 
alfo gerabe bei den Vegriffäbeftimmungen von Hypothek. Grund» 
ſchuld und Rentenſchuld das Weſen dieſer Laften dahin, daß „aus 
dem Grunbftüd” eine beftimmte Summe „zu zahlen” ift. Dies ift auch 
die Auffaffung des praktifchen Lebens. Man wird neben bie ding» 

Engelmann, D. dürgerlie Rcyt Deutfglands. IV. Aufl. 39 
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liche Haftung eine dingliche Schuld ftellen bürfen. Das Recht er- 
licht daher, wenn es „auß“ bem Grunbftüde ($ 1181), d. h. durch 
Xerwertung bed Srundftüds befriebigt wird; wird vom Eigentümer, 
der das Grunbftüd behalten will, Zahlung angeboten, fo barf ber 
Gläubiger fie nicht zurüctweifen ($ 1142). 


$ 221. Gntftehung der Hypothek und der Grundfhuld. 


Die Hypothek und bie Grundſchuld fönnen nurburd Ein— 
tragung im Grundbud entfliehen ($ 873).) Sie 
können auf dem ganzen Grunbftüd ober auf dem ibeellen Anteil eines 
Miteigentümers, nicht auf einem reellen Zeile und nicht auf einem 
ibeellen Teile eines nur einem Eigentümer gehörenden Grunbftüds 
laften ($ 1114). 

Die Eintragung erfolgt 

1. mit dem Willen des Eigentümers, d. h. wenn biefer fie in 
formel gültiger Weife bewilligt ($ 19 GBO). Denn wenngleich in 
dieſem Falle bie Entftehung bes Hypothekenrechts für den Gläubiger 
von bem binglichen Vertrage, ber „Einigung“, abhängt ($ 873), fo 
bebarf es doch nicht einer ber Eintragung vorangehenden 
Einigung. . 

Mit ber Eintragung ift die Belaftung bes Grunbftüds ge- 
geben, bei ber Buchhypoihet und ber Buchgrundſchuld zugleich für 
den Gläubiger das bingliche Recht erworben, der Erwerb ber Brief- 
hyypothel und ber Briefgrundſchuld vollzieht ſich dagegen erft mit 
ber Übergabe des Briefes an ben Gläubiger ober mit der Verein- 
barung, baß ber Gläubiger berechtigt fein fol, fi} den Brief vom 
Grundbuchamt aushändigen zu laſſen (88 1116, 1117). Bis zur 
Übergabe des Briefes fteht bie Hypothet ober 
Grundſchulddem Eigentümer zu ($ 1163 Abf. 2). 

Der Erwerb der Hy potHek für ben eingetragenen Gläubiger 
hängt ferner von bem Vorhandenfein ber zu ſichernden Forderung 
ab ($ 1113). Diefe braucht nicht gegen den Eigentümer gerichtet 
au fein. So lange die Forderung noch nicht vorhanden ift, fteht die 
für den Gläubiger eingetragene Hypothel als Grundſchuld dem Eigen⸗ 
tümer zu ($ 1168, 1177): er bat deshalb gegen ben eingetragenen 
Gläubiger den Anſpruch auf Berichtigung ($ 894), und babei für bie 
Tatſache bes Nichtvorhandenſeins der Forderung bie Beweislaſt, denn 
bei ber Verkehrshypothel befteht die Rehtspermutung, baß 
bie Yorberung beftehe (8$ 1138, 891), bei der Sicherungähhpothet 
aber mwirb bie Zatfache, daß ber Eigentümer die Eintragung be= 


Rüd Pi Ausnahme $ 1287, wenn Gegenftand ber Forberung ein Grunde 
iſt. 
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willigt Hat, einen Beweisgrunb für das Dafein ber Forderung 
bilben. Der bei nicht vorhandenem Forderungsrecht in der Ein- 
tragung für ben Verpfänber Tiegenten Gefahr Tann biefer bei der 
Briefhypothet dadurch begegnen, daß er bem eingetragenen Gläubiger 
ben Brief vorenthält, bei der Vuchhhpothek, die zur Sicherung eines 
Darlehns eingetragen wirb, dadurch, daß ber Verpfänder innerhalb 
eines Monats einen Widerſpruch gegen bie Hhpothet eintragen läßt. 
Hierzu genügt ber einfeitige Antrag des Eigentümers ($ 1139). Die 
nachteilige Folge des Publizitätsprinzips wird dadurch befeitigt 
(8 1188). 

Die Eintragungsbemwilligung wirb burd ein rechtskräf— 
tige3 Urteil erfegt, baß ben Eigentümer zur Bemilligung 
verurteilt (85 8I4—8 ZPO). Es bedarf dann alfo nur eines vom 
Gläubiger an das Grundbuchamt gerichteten Antrags. 


Ob eine GSicherungs- ober eine Verkehrshypothet eingetragen 
mirb, hängt grunbfäßlich vom Belieben der Beteiligten ab. Dagegen 
ann für bie Forberung aus einem Inhaber⸗ ober Orberpapier nur 
eine Sicherungshypothet eingetragen werben ($$. 1187, 1138, 892, 
7% BGB, Art. 82 WO). 

2. Gegen den Willen des Eigentümers Tann die Eintragung er» 
folgen im Wege ver Zmangspollftredung ober ber Arreſt⸗ 
vollziehung, indem auf Untrag be Gläubigers eine nollitred- 
bare Gelbforberung im Grunbbuche bes Schuldners eingetragen wirb. 
Auch hier kann nur eine Sicherungshypothel eingetragen 
werben, weil fonft durch das materielle Recht bem Schuldner ber 
progefjualifche Vorteil, gegen bie bollftredbare Forderung noch Ein= 
wendungen zu erheben, ober den Nach weis bei Arreſtanſpruchs 
abzuwarten, entzogen mürbe. Auf Grund eines Vollſtredungsbefehls 
(8 699 ZPO) ift die Eintragung biefer ſog. Zwaugshypothek über- 
Haupt unftatthaft, und auf Grund eines andern Schulbtitels ift bie 
Eintragung nur zuläffig für eine ſolche Yorberung, bie den Betrag 
von 300 Mt. überfteigt. Dabei ift bie Zuſammenrechnung ber Bes 
träge mehrerer Schulbtitel, deren jeder 300 Mi. nicht erreicht, unftatt» 
Haft (NG 48, 242). erlangt der Gläubiger bie Belaftung bon 
mehreren Grunbftüden desſelben Schuldners, jo ift der Forde⸗ 
rungsbetrag nad) ber Beſtimmung bes Gläubigerd zu verteilen 
($ 866—868, 932 ZPO). Die Eintragung ift auf bem vollftred- 
baren Titel zu vermerken. Sie dient zwar ber Zwangsvollſtredung 
ober Arreftvollgiehung, bleibt aber ein Akt ver freimilligen Gerichtö- 
barfeit. 
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$ 222. Umfang und Gegenftand der Haftung. 

1. Die Forderung. Die Eintragung der Hypothel hat bie zu⸗ 
grunbe Tiegenbe $orberung, ben Namen des Gläubigerd, ven Gelb = 
betrag ber Yorberung und, wenn fie verzinslich, den Zinsſatz, ſowie 
ben Gelbbetrag ettvaiger anderer Rebenleiftungen (Bertragftrafen, 
Amortifationsquoten u. a.) anzugeben. Auch bei Eintragung einer 
Grundſchuld muß die Höhe ber Velaftung in Geld eingetragen, aber 
es tann nicht auf eine Forderung Bezug genommen werben ($$ 1115, 
1192). Bei der Rentenſchuld muß die Ablöfungsfumme miteinge- 
tragen werben ($ 1199). 

Somohl die Hypothek als bie Grundſchuld gibt nur das Recht 
der Beitreibung einer Geld ſumme; Forberungen auf Leiftung an⸗ 
derer Gegenftänbe müffen erft in Gelbforberungen vermanbelt werben, 
bevor fie grunbbuchmäßig fichergeftellt werben fünnen. 

Das Grundſtüd haftet nur für bie eingetra— 
genen Leiftungen. Iſt daher das Zinsrecht gar nicht ober 
nur zu einem geringeren Zinsſatz eingetragen, fo befteht ein Recht auf 
Beitreibung ber nicht eingetragenen Zinfen aus dem Grunb= 
ftüde nicht. Das Grundftüd haftet aber auch für einzelne nicht 
eingetragene Beträge, nämlich für bie gefeglichen Zinfen, für die 
Koſten u bopothefarifchen Klage und ber Zwangsvollſtreckung 

1118). 


@& 

Für vorbedungene und gefepliche Zinfen haftet ber perfönliche 
Säulbner aus bem Verpflichtungsverhältnis, der Eigentümer nur 
dingli und zwar nehmen die Zinfen bei der Verteilung bed Er- 
Töfes benfelben Rang ein wie das Kapital, fofern fie nicht feit mehr 
als 2 Jahren rüdftändig find ($ 10 Nr. 4, 8, $ 12 3nG). 

2. Für die vorbezeihneten Leiftungen haftet 
vorallem das Grundftüd mie es nach dem Grundbuch erfcheint, 
ober ber ibeelle Anteil eines Miteigentümers ($ 1114); ein 
reeller Zeil kann verpfändet werben, wenn er gleichzeitig vom 
Stammgrundftüd abgefcrieben wirb (8 6 EBD). Zugeſchrie⸗ 
bene Orundfüde fallen unter die auf dem Hauptgrumbftüde 
beftehenben Hypotheken und Grundſchulden, die auf dem zugeſchrie⸗ 
benen Grundftüde beftehenden Schulden gehen aber vor ($ 1131). 
Neben dem Grundftüd haften aber auch Gegenftände des beweglichen 
Bermögend. Während dad Grunbftüd fo lange verhaftet bleibt, 
bis die Hypothet ober Grundſchuld gelöfcht ift, treten jene beweglichen 
Sachen ſchon vorher aus ber Pfanbhaftung heraus, weil ihre Ver⸗ 
äußerung, Entfernung ober Aufzehrung zum Betrieb einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft gehört. 

Diefe Gegenftände find: 
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a) bie vom Grundftüde getrennten Erzeugniffe und fon- 
figen Beftandteile, foweit fie mit ber Trennung bem Eigen- 
— El Eigenbefiger des Grunbftüds zufallen (88 1120, 954 

b) das Zubehör des Grunbftüds, fofern e8 dem Grunbftüds- 
eigentümer gehört ($ 1120). Es werden aber, falls nicht vorher 
die Beſchlagnahme zugunften des Gläubigers erfolgt if, frei 

aa) bie unter a, b genannten Sachen, mit der Veräußerung 
und Entfernung vom Grunbftüd, 

bb) Erzeugniffe und Beftanbteile, deren Trennung in ben 
Grenzen orbnungsmäßiger Wirtſchaft erfolgt ift, mit der auf bie 
Dauer berechneten Entfernung, 

cc) Zubehörftüde mit der im Wege orbnungsmäßiger Wirt⸗ 
ſchaft erfolgenden Aufhebung der Zubehöreigenfchaft. 

c) Die Miets- und Pachtzinſen ($ 1123). Diefe wer- 
den, falls nicht bie Beſchlagnahme erfolgt ift, frei: 

aa) wenn bie Forderung auf fie fällig ift, mit Ablauf eines 
Jahres ſeit der Fälligkeit; 

bb) mit der Verfügung über bie Forderung, inäbefonbere mit 
ihrer Einziehung. Die Verfügung tft aber, ohne daß die Voraus— 


fegungen des paulianiſchen Anfehtungsanfpruch® vorzuliegen 


brauchen, dem Hypotheken⸗ oder Grimdſchuldgläubiger gegenüber 
ohne weiteres unwirkſam, ſoweit ſie ſich auf den Zins für eine 
ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr erftredt.*) 
d) Die für einen Schaden am Grundſtück zu zahlende Verſiche⸗ 
rungafumme (f. $ 1127—1180). 
e) Falls mit dem Grunbftüd ein Recht auf wiederkehrende 
Zeiftungen verbunden ift, bie Unfprüche auf diefe Leiftungen ($ 1126). 
Die Folge ber Mithaft ter bier. aufgeführten beweglichen 
Gegenftänbe ift, daß jeder Hypotheten- ober Grunb=- 
ſchuldgläubiger mit ber dinglichen Klage die Zurüchſſchaffung 
der vom Grunbftüd entfernten Sache verlangen, auf Grund eines bie 
Zwangsvollſtrecung in das Grunbftüd zulaſſenden vollftredbaren 
Titels bie Mobiliarpfändung jener bemeglichen Sachen betreiben 
und gegenüber ihrer Pfändung durch einen perſönlichen Gläubiger 
(gemäß 88 771, 805 ZPO) fein befieres Recht klageweiſe geltend 


) Tritt der Eigentümer am 2. Januar 1900 den Fr für die Zeit 
vom 1. Januar biß 1. Dftober 1900 ab und erfolgt die Beſchlagnahme am 
19. Xanuar, fo ift bie Abtretung für bie Zeit vom 1. ‘Januar bis 1. Yuli 
wirtſam erfolgt die Beihlagnahme am 19. April, fo ift die Abtretung des 
ganzen Betrags wirkſam. 
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machen, der Beklagte aber nicht einwenben Tann, daß er von bem 
Vorhandenſein ber Hypothek nichts gewußt habe. 

Einerfeitz weiter, andrerfeit3 enger find bie Wirkungen der Be - 
ſchlagnahme. Gie gefchieht im Wege der Mobiliarzwangsboll- 
firedung ober des Arreftes buch Pfändung unb begründet ein allen 
fräteren Rechtshanblungen (Pfänbungen, Veräußerungen) gegenüber 
fi erhaltendes Pfandrecht an dem gepfänbeten Gegenftanbe, 
ober im Wege ber Immobiliarzwangsvoliſtreclung durch ben daB 
Verfahren einleitenden gerichtlichen Seſchluß unb begründet dann 
bie Unwirffamteit aller die beſchlagnahmten Sachen betreffen- 
ben Rechtshandlungen. Aber bie Beichlagnahme wirt nur zu= 
gunften bes betreibenden Gläubigerd; bie Tann ein 
Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubiger, es kann aber aud) ein per- 
fönlicher Gläubiger fein ($$ 1120 ff. BER, 20—24 ZufiG). 

Im Konturfe des Grunbftüdgeigentümers bilbet das Grunb- 
ftüd nebft ben mithaftenben Gegenfländen bie dem Recht auf abge- 
ſonderte Befriedigung der Hypotheken-⸗ und Grundſchuldgläubiger 
unterliegenbe fog. Immobiliarmaffe ($ 47 RD). 

Mit Ausnahme des Zubehörs unterliegen bie oben genannten 
beweglichen Sachen ber Mobiliarpfändung nad; der ZPO ($ 865), 
fo Tange nicht ihre Beſchlagnahme im Wege ber Immobiliar— 
zwangsvollſtreckung erfolgt if. Das Zubehör aber ifi ber 
3mwang&pbollfitedung ins bemweglide Vermögen 
entzogen, weil andernfalls, bie Gefahr beftände, daß bie Bewirt— 
ſchaftung des Grundftüds unmöglich würde. 


$ 223. Die Gefamthypothek und die Geſamtgrundſchuld 


I. Begriff. Eine Geſamt-Hypothekoder-Grund-— 
ſchuld ift eine ungeteilt auf mehreren Grund— 
ftüden laftenbe Hypothet ober Grundſchuld. Gie 
entfteht baburch, daß das mit ber Hypothel belaftete Grunbftüd jpäter 
geteilt ober daß bie Schuld bon vornherein auf den Blättern mehrerer 
Grunbftüde eingetragen wird. Letzteres Tann nicht im Wege ber 
Zwangsvollſtreckung gefhehen ($ 867 ZPO). 

Das Rechtäverhältnis ber Gefamihgpothef gleicht infofern ber 
perfönlichen Geſamiſchuld, als bei ihr jebes Grunbftüd für ben 
vollen Betrag haftet, ber Gläubiger alfo die freie Wahl Hat, auß 
dem einen ober dem andern Grunbftiide ven vollen Betrag ober 
einen Teil feiner Forderung beizutreiben. Der Gläubiger Tann 
aber auch die Velaftung teilen; in dieſem alle Haftet das einzelne 
Grundftůd nur für den ihm aufgelegten Zeil, e8 verwandelt ſich 
dann alfo bie Gefamtbypothet in mehrere Eingelhypotheten (& 1132). 
In den Fällen, in melden von vornherein eine Eigentümerhypothet 
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vorhanden ift ($ 1163), fteht fie auch ven Eigentümern ber mehreren 
belafteten Grunbftüde, und zwar als gemeinſchaftliches Recht, zu, und 
verzichtet ber Gläubiger auf bie Hypothek, fo erwerben bie Eigentümer 
eine gemeinfchaftliche Gefamthupothet ($ 1175). 

II. Redtöverhältnifie. 1. Ein geſehliches Regreßrecht, wie 
beim Geſamtſchuldverhältnis (8 426), befteht unter ben mehreren 
Eigentümern ber belafteten Grundftüde nicht; ein ſolches kann aber 
durch das befonbere unter ihnen beftehende Rechtsverhältnis (3. 2. 
Geſellſchaft, Bürgſchaft) begrünbet fein. 

2. Betreffs der Befriebigung bes Gläubiger ift 
zu unterfcheiben: 

a) Erfolgt die Befriedigung im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ftredung, foerlifcht die Hypothet an allen Grundftüden und 
muß auf ben Blättern biefer Grundftüde von Amtswegen gelöfcht 
werben ($ 1181). Kommen mehrere der belafteten Grunbftüde in 
einem und bemfelben Verfahren zur Verfteigerung, fo hat ber Gläu- 
biger bie Wahl, auß dem Erlöfe des einen volle over anteilige 
Befriebigung zu verlangen; gibt er eine Erklärung ab, fo wird feine 
Forberung nad) dem Verhältnis der Erlöfe auf bie einzelnen Grund» 
ftüde verteilt ($ 122 ZURG, $ 1132 Abf. 18G8). 

b) Befriedigt der Eigentümer eines Grunbftüds den Gläu- 
biger freiwillig, fo erwirbt er jebenfalls eine Hypothel an 
feinem Grundſtück; hat er aber gegen ben Eigentümer eined mit- 
belafteten Grundſtücks einen Dedungsanfprud (3. B. weil er als 
Bürge gezahlt hat), jo erwirbt er bie Hypothek auch an dem Grund⸗ 
ftüde diefes. Hat er alfo tein Regreßrechi, fo hat er eine Einzels 
hypothek nur an feinem Grunbftüd, denn Die Hypothetan 
den andern Grundſtücken erlifcht; hat er dagegen ein 
Regreßrecht, fo erwirbt er eine Gefamthypothef, denn die Hypothel 
an ben Grunbftüden bed ober der Regreßſchuldner bleibt in Höhe 
des Erfaganfpruchs beftehen ($ 1173). 

©) Befriebigt der perfünlide Schuldner ben Gläu— 
biger, fo erwirbi er bie Hhpothet an ben Grunbftüden berjenigen 
Eigentümer, welche felbft oder beren Rechtsvorgänger ihm regreß⸗ 
pffügtig finb (8 1174). 

Die Folgen zu b treten auch im Falle des Uberganges ber Forde⸗ 
rung auf einen Eigentümer und bei Vereinigung der Schuld in der 
Hand eines Eigentümers, die zu e auch als Folge der Vereinigung 
ein ($$ 1173, 1174), 

Bei der gemeinſchaftlichen Geſamthypothet ift jeber Eigen- 
tümer und Mithypothekar befugt, die Befchräntung ber auf feinem 
Grundſtück haftenden Hnpothef auf den dem Werte biefes Grund» 
ſtücks entſprechenden Zeil und bie Zuteilung dieſes fo befchräntten 
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Hypothelenrechts zu einem ihm allein zuftchenben Rechte zu verlangen 
(8 1172); damit verliert biefe Hypothek die Eigenfhaft einer Ges 
ſamthipothet. Es ftanden 3. B. für A 6000 ME. eingetragen auf x, 
y,z. A verzitel. B als Eigentümer von x fann nur verlangen, 
baß bie Haftung feines Grundftüds, das nur 14 bes Werts aller brei 
Grendftüde Hat, auf 2000 Mt. befchräntt und daß ihm dieſe Hypo⸗ 
thet zugeteilt werbe. 


8 224. Die Gigentümerhypotgel uud die Gigentämer- 
grundſchuld. 


I. Begriff. Die Hypothet ober Grundſchuld bes 
Eigentüme-s iſt eine dem Eigentümer an feinem 
eigenen Örunbftüde zuſtehende Hypothet ober 
Grundſchuld. 

Sie iſt ein Inſtitut des modernen, die Schaffung ſelbſtändiger 
Werte begünſtigenden Rechts und eine Folge davon, daß der ſpäter 
eingetragene Gläubiger nit an bie Stelle des boreingetragenen 
nadrlidt und alfo einen Vorteil nur deshalb erlangt, weil ber 
Eigentümer durch eine von ihm gemachte Leiſtung den erften Hypo— 
thelar befriebigt. Die Möglichkeit, diefen Vorteil dem Eigentümer 
felbft zu gewähren, ift aber durch bie Grundbucheinrichtung bon 
felbft gegeben, denn nur, wenn bie getilgte Hypothek oder Grund» 
ſchuld gelöfcht wird, verſchwindet fie und räumt fie ihren Platz 
ber fpäteren Belaftung ein, die Löſchung hängt aber vom Willen 
des Eigentümers ab, und bis fie gelöſcht ift, führt fie ein formales 
Dafein, dem ftet8 ein neuer Inhalt gegeben werben Tann. 

Derjuriftifgen Konftruftion hat bie Hypothet bes 
Eigentümers von jeher Schwierigkeiten bereitet. Man hat fich das 
Grundftüd in mehrere Wertteile zerlegt gedacht, man hat ferner 
gemeint, die 9. fei ein bloßes Recht auf eine beftimmte Gtelle im 
Grundbud. Um zur richtigen Auffaffung zu gelangen, muß man, 
zumal bad moderne Recht in der Grundfchuld eine bon einer For⸗ 
derung unabhängige Schulbbelaftung geſchaffen hat, davon aus— 
gehen, daß in jebem hypothekariſchen Rechte die Befugnis enthalten 
fi, auß dem Erlöfe des Grundftüds eine beflimmte Gelbfumme zu 
erheben, ein Mecht, daß keineswegs nur gegen ben Eigentümer, ſon—⸗ 
dern auch gegen bie anbern Realberechtigten wirkt, gegen biefe aber 
auch dann wirkt, wenn ed dem Eigentümer zufteht. Die 9. bei 
Eigentümers ift daher ein ihm gegen bie anberen Real— 
berechtigten zuftehenbes Recht darauf, daß fie ihm bie Ver— 
fügung über einen Zeil bes Grundſtüdserlöſes geftatten. 

Nach der Außgeftaltung, bie das BGB der Hypothet bes Eigen- 
tümer8 gegeben hat, fiehen benn auch bem Eigentümer alle Rechte 
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eines fremben Hypothekars zu: er kann bie Hypothek abtreten, löſchen, 
verpfänden, gegen ben Verfteigerungserlöß geltend machen (vgl. RG 
60, 254), nur ein Recht hat er natürlich nicht: er Tann nicht bie 
Zwangsvollſtredung in fein eigenes Grunbftüd, d. h. gegen ſich bes 
treiben. 

II. Entftehung. Eine Hypothek ober Grundfchuld des Eigen- 
tümers entfteht: 

1. von vornherein baburd, daß ber Eigentümer eine 
Grundſchuld auf feinen Namen eintragen läßt ($ 1196); er 
erlangt damit bie Möglichkeit, die Grundſchuld zu veräußern oder 
au berpfänben und ſich baburd; Geld zu befhaffen. Da bie Hy po = 
thet das Dafein einer Forderung boraußfeßt, kann fie nur für 
eine bom Eigentümer verfhiebene Perfon eingetragen wer⸗ 
den. Erwirbt aber biefer andere die 9. nicht, fo fteht fie dem Eigen- 
tümer zu. Dies ift der Fall ſowohl ($ 1163) dann, wenn bie Forbes 
zung, für welche bie 9. beftellt ift, nicht zur Entftehung gelangt, al 
auch jo lange nad; Eintragung einer Vriefhypothef oder Briefgrund- 
ſchuld der Brief an den Gläubiger nicht ausgehändigt ift; 

2. dadurch, daß das eingetragene Recht |päter auf ben Eigen- 
tümer übergeht. Dies ift der Fall 

a) wenn bie Forberung erlifcht ($ 1163), 

b) wenn der unbetannte Gläubiger mit feinem Recht auöge- 
ſchloſſen wird, benn mit Erlaß bes Ausfhlußurteils gilt er als bes 
friebigt (88 1170, 1171); 

c) wenn der Gläubiger auf die Hhpothet verzichtet (SS 1168, 
1175). 

Das bingliche Recht der Eigentümerhypothel ann ohne Forbes 
tung ober neben einer Forderung beftehen. 

Sie befteht ohne eine Forberung insbeſondere dann, wenn bie 
zu fihernde Forderung nicht zur Entftehung gelangt ober wenn bie 
gefihert gemwefene Forderung erlifcht. Das BGB trägt in biefem 
Falle dem grumblegenben Gedanken, daß bie Hhpothet ein afzeffori= 
{ches Net ift, dadurch Rechnung, daß fi nad) ihm ($ 1177) bie 
Hypothek in eine Grundſchuld verwandelt. 

Die geficherte Forderung bleibt beftehen 

a) wenn ber Gläubiger die Forderung an ben Eigentümer 
abtritt, 

b) wenn ber Eigentümer ben Gläubiger beerbt, 

ce) wenn ber Cigentümer, ber nicht zugleich perfönlicher 
Schulbner ift, den Gläubiger befriebigt ($ 1143). 

In dieſen Fällen bleibt die Grundlage der Hypothel erhalten, 
und dad BGB trägt ($ 1177 Abſ. 2) wieberum jenem grundlegenden 
Gedanten Rechnung, indem es hier bie Hypothek al ſolche fort- 
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beftehen läßt. Da aber im Falle ver Nichtbefrievigung des Gläu- 
bigers nicht die Zwangsvollſtrekung in das ihm gehörige Grundftäd 
betrieben werben kann, unterliegt bie Hnpothef während der 
Dauer ber Vereinigung bed bingliden Rechts mit dem 
Eigentum ber belafteten Sache den für bie Grundſchulb (des Eigen- 
tümer8) gegebenen Vorfchriften. Wird die Forderung abgetreten 
ober das Grunbftücd veräußert, jo lebt bie Hypothel wieber auf. 

Der forderungs lofen Eigentümerhybothel Tann jeberzeit bie 
für die Hypothek erforberliche Grundlage gegeben werben, indem ber 
Eigentümer ein Schulbverhältnis begründet, und ber forberung- 
habenden Hybvothek kann eine andere Grundlage gegeben, nämlich 
an Stelle der Forberung, für melche fie befteht, eine andere Forde⸗ 
zung gefegt werben. ine folhe Ünberung bedarf der Einigung 
des Eigentümers und bes Gläuhigers und, falls der Gläubiger wech» 
ſelt, auch bes bißherigen Gläubiger ſowie ber Eintragung ins 
Grundbuch (8 1180). 


$ 225. Die Befriedigung des Gläubigers. 


I. Die Rechtsfolgen der Befriedigung bes Gläu- 
bigers find verfchieden nach ber Art der Befriedigung und nach 
der Perfon, welche fie bemirtt. 

1. Die Hypothek oder Grundſchuld erlifcht, d. 5. ihre Bes 
enbigung tritt bon Rechtswegen ein, wenn und infoweit ber Gläu- 
biger „aus bem Grundftüde”, d. 5. buch Zwangsvoll— 
ftredung in das Grunbftüd oder die mithaftenden beweglichen 
Sagen befriebigt wirb ($$ 1181, 1147). 

2. Die 9. oder ©. geht über und es ſcheidet alfo nur ber 
bisherige Gläubiger auß: 

a) wenn der Eigentümer, ber nicht zugleich perfönlicher 
Säulbner ift, ven Gläubiger befriedigt; in biefem all erwirbt ber 
Eigentümer Forderung und Hypothet (88 1143, 1153, 1192 unb 
oben & 232); 

b) wenn ber perſönliche Shulbner ven Gläubiger be 
friebigt; in dieſem Falle kann er nicht bie getilgte Yorberung er⸗ 
merben, aber er erwirbt bie Hhpothek, wenn unb inſoweit er gegen 
den Eigentümer einen Dedungsanfprud; hat ($ 1164), denn biefer 
Dedungsanfpruch bilvet jet bie Unterlage der Hhpothet; 

e) wenn ber Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner 
ift, ven Gläubiger befriebigt; die 9. geht aß Grunbfhulb auf 
ihn über (8 1177). 

Berlangt der Gläubiger Vefriebigung auß dem Grundftüde, 
d. h. betreibt er die Immobiliarzwangsvollſtreckung, fo ift ein jeber, 
der durch diefe Maßregel gefährdet wird, befugt, den Gläubiger zu 
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befriebigen und bamit in Forberung und Hhpothef bzw. in bie Grund» 

ſchuld einzutreten (88 1150, 268). 

II. Der Hypothekar Hat weder ein Recht auf den Belit noch 
ein ſolches auf die Nutzungen des Pfanbgrunbftüds, Auch ift die 
Antichrefe als dingliches Necht befeitigt, ſie kann nur noch perſön⸗ 
liche Wirkung außüben, wenn fie nicht in die Form bes Niekbrauds 
gelleidet wird. Der Gläubigerhbatalfonurbasfedt, 
im Wege ber Zwangsvollftredung Befriebigung wegen 
feines Gelbanfpruhs zu erlangen (8 1147). Eine 
Abrebe, daß die Befriebigung anders als im Wege der Exekution 
ober daß fie durch Übereignung des Grunbftüds an den Gläubiger 
erfolgen folle, kann gültig erft getroffen werben, nachdem bie For⸗ 
‘derung dem igentümer gegenüber fällig geworben ift ($ 1149). 

Geeignet zur Zwangsvollſtredung ift jeber nach Prozeßrecht zu⸗ 
gelaffene vollſtredbare Titel, insbefonbere alfo das im gewöhnlichen 
ober im Urfundenprogeß erlaffene Urteil ſowie ber Vollftredungs- 
befehl (88 592, 688, 794 3P0). 

Die Klage kann fein eine perfönliche ober eine dingliche. 

1. Da ber Hypothek eine Forderung zugrunde liegt, Tann ber 
Hhppothetengläubiger die perfänlidye Klage gegen feinen 
Schuldner auf Zahlung erheben, mag der Schulbner zugleich 
Eigentümer des Grunbftüd# fein ober nicht. Wie biefe zu begründen 
und mit welchen Einwendungen fie zu ſchlagen ift, richtet ſich nach 
dem perfönlicen Schulbverhältnis. 

2. Die dinglide Klage (a. hypothecaria) tann nur gegen 
‘ben eingetragenen Eigentümer oder benjenigen, ber dem Gläubiger 
bie Befriebigung aus dem Grunbftüd (bei ber Verteilung bes Vers 
fteigerungserlöfes) ftreitig macht, erhoben werben. Für fie gelten 
befonbere Grunbfäße und nur von ihr ift Hier bie Rebe. ‚Sie kann 
mit ber perfönlichen Klage verbunden werben; dem Grun d ſchuld⸗ 
gläubiger aber fteht nur bie dingliche Klage zu. Handelt es fih um 
eine Verfehrähnpothet To genügt zur Begründung ber Klage der Hin- 
mei barauf, baß der Beklagte ald Eigentümer und ber Kläger ala 
Gläubiger eingetragen ift. Denn bamit ift zugleich bewiefen, daß auch 
bie ber Hypothet zugrumbe liegende Forderung befteht ($$ 891, 1138), 
bei ber Briefhhpothef ift außerdem Vorlegung des Briefes und, ift ber 
Kläger nicht felbft eingetragen, der Nachweis nötig, daß er Rechts— 
nachfolger des eingetragenen Gläubigers ift (88 1117, 1155, 1160). 
Die Klage aus der Sicherungshypothel aber bebarf bed beſonderen 
Nachweifes bes perfünlichen Schulbverhältniffes ($ 1184). Der An = 
trag und das Urteil geht auf bie Yeftftellung, daß bie Befriebigung 
des Klägers wegen ber Forderung burd; Ziwangsvollftredung in das 
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Srundftüd zuläffig ober beffer: daß der Bellagte... „aus dem 
Grunbftüde zu zahlen“ verpflichtet {ft (88 1113, 1191, 1199). 

Betreffs der Einwendungen, bie dem beflagten Eigentümer zu» 
ftehen, ift zu unterſcheiden zwiſchen dem alle, daß der urfprüngliche 
ober ein folder Gläubiger klagt, welcher kraft Gefeeß oder im Wege 
ber Zmangsvollftredung die Hnpothel erworben und dem alle, daß 
ein Gläubiger klagt, welcher durch Rechtsgeſchäft Rechtsnachfolger 
des urſprünglichen Gläubiger geworden ift. 

a) Im er ſten Falle find alle Einwendungen zugelaſſen, welche 
den Beſtand des dinglichen Rechts betreffen, z. B. daß die 
erforderliche Einigung, dem Befteller des Rechts die Geſchäftsfähigkeit 
gefehlt habe; ferner diejenigen, welche aus einem perſönlichen 
Rechtsverhältnis hergenommen find. Ein ſolches kann begründet fein 
durch Vorkommniſſe, welche nur das Verhältnis zwiſchen biefem 
Gläubiger und dem Eigentümer betreffen (Stundungsabrede, pactum 
de non petendo u. a.); ferner aber können fie entnommen fein aus 
dem ber HHpothef zugrunde liegenden perfünlichen Schulbverhältnis. 
Denn auch bie Verkehrshypothek ift ein abhängige Recht. Da aber 
nad) $$ 1138, 891 die Vermutung für das Beſtehen des Mechts auch 
ber Forderung zugute fommt, hat ber Eigentümer bie Bemeißlaft, 
daß ein perſönliches Schulbverhältnis nicht beftehe ober daß nicht das 
im Eintragungövermerf angegebene, fondern ein anderes beftehe. Iſt 
der Eigentümer nicht zugleich ber perfünliche Schulbner, fo fann er 
außerdem mie ber Bürge einwenden, daß das zugrunde liegende 
Nechtögefchäft noch der Anfechtung unterliege, oder daß der Gläubiger 
fi) durch Aufrechnung befriebigen Tönne (8 770). Die Einredbe 
der Vorausklage ift dem Eigentümer verfagt und bie be— 
ſchränkte Haftung des Erben barf nicht geltend gemadt werben 
(8 1137). 

b) Dem rechtsgeſchäftlichen Rehtsnadfolger fünnen nur 
diejenigen Einwendungen unb Einreben entgegengeftellt werben, bie 
aus dem Grundbuch oder auß dem Briefe herborgehen ober bem 
Nechtönachfolger anderweitig befannt find. Dies gilt nicht nur von 
denjenigen Einwendungen, welche gegen das bingliche Recht ($ 1157), 
fonbern auch von benjenigen, welche gegen die Forderung gerichtet 
find. Denn bie Forderung nimmt am Publizitätsprinzipe teil. Eins 
menbungen, bie gerade nur gegen biefen Gläubiger gerichtet find, 
tonnen natürlich aud) hier erhoben werben (Erlaß, Stundung). Wird 
aus einer Sicherungshypothet getlagt, jo wird jener Unterfchieb nicht 
gemacht, vielmehr ftehen alle auß dem perfünlichen Schulbverhältniz 
hergenommenen Einwendungen auch gegenüber bem Rechtsnachfolger 
zu ($$ 1186, 1138, 1137). 

Veräußert ber Bellagte das belaftete Grundftüd nah Eintritt 
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ber Rechtshängigleit, fo nimmt ber Prozek zwar feinen Fortgang, 
aber das Urteil wirkt auch gegen ben neuen Eigentümer ($$ 265, 
325, 727 ZPO). Jedoch muß ber Gläubiger ſich gegen diefen eine 
Vollſtredungsllauſel verfchaffen. 

Der Gläubiger Tann [don vor dem Verfalltage Ela- 
gen, went buch eine Verſchlechterung bed Grunbftüds eine 
Gefährbung ber Hypothek eingetreten und vom Eigentümer nicht in 
der ihm geftellten Friſt befeitigt ift (8$ 1133, 1135). Geht eine bie 
Sicherheit gefährbenbe Verſchlechterung vom Eigentümer oder einem 
Dritten aus, fo kann der Gläubiger auf Unterlaffung Hagen, auch 
— durch einſtweilige Verfügungen geholfen werben (6 1134, 


8 226. Der Übergang der Hhpothet und der Grundſchuld. 


Die Abhängigteit der Hypothel von eimer Forderung hat zur 
Folge, daß Hypothek und Forderung ſich nicht voneinander trennen 
tonnen. Daher zieht ber Übergang ber Yorberung ohne meiteres 
den Übergang ber Hypothel nad) fidh,.eine die Trennung beider aus— 
ſprechende Parteiabrebe ift nichtig. Die Hypothek Tann nicht ohne 
bie Forderung abgetreten werben ($ 1153). Bei einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek fann ein Einzelanſpruch nad} den für bie Zeffion von Yor- 
derungen maßgebenden Grundfäßen (d. i. ohne Eintragung) abges 
treten werben, ohne baß bie Hypothef mit überginge, denn biefe bient 
zur Sicherung ber aus einem Rehtsperhältnis entftehenden 
Forberungen und Tann bemnad nur dann übergehen, wenn eine 
Rechtsnachfolge in dieſes Rechts verhältnis flattfindet ($ 1190). 
Die Unabhängigkeit der Grundſchuld von einer etwa beftehenben 
Forderung läßt die Trennung von Yorberung und Grundſchuld zu 
(8 1122). 

Der Übergang kann geſchehen durch Willenserflärung bed biß- 
berigen Gläubigers, durch Geſetz und durch richterliche Verfügung 
(f. oben ©. 229). 

1. Im Falle der Übertragung durch Willenserklärung wird 
unterfchieben: 

a) Die Abtretung der Buchhypothek und der Buchgrund⸗ 
ſchuld verlangt Einigung der Kontrahenten und Eintragung 
(8 1154 Abf. 3, $$ 873, 1192); 

b) die Abtretung ber Briefhypothel und ber Briefgrund- 
ſchuld verlangt in jebem all Übergabe bes Briefes und 
entweber [Hriftlihe Abtretungsertlärung ober Ein— 
tragung ($$ 1154, 1192). Wer fi im Beſihe des Briefes be» 
finbet und durch eine bis auf einen eingetragenen Gläubiger zurüd- 
führende Reihe von Sffentlih-beglaubigten Abtrelungs⸗ 
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erflärungen al Gläubiger ausgewieſen tft, der hat den öffentlichen 
Glauben bed Grundbuchs für fi, d. h. es wirb vermutet, daß ihm 
die Forderung und bie Hypothet zuſteht. Die öffentlich beglaubigte 
Zeffion kann erfeßt werben durch einen gerichtlichen Überweifungs- 
beſchluß tie bucch das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis bes bis- 
herigen Gläubiger, daß bie Forderung und alfo bie Hhypothet fraft 
Geſetzes übergegangen ſei ($$ 1155, 1192, 891—899). Die Über- 
gabe bed Briefes kann auch durch Willenserklärung oder Abtretung 
bes Herausgabeanſpruches erfolgen (88 1154, 1117, 929— 931); 

c) die Abtretung der Inhabergrundfhuld geſchieht 
durch Übergabe des Vriefez ($ 1196). 

2. Kraft Geſetzes tritt ber Übergang ber 9. ein, wenn bie ihr 
augrunbe liegenbe Zorberung kraft Geſetzes übergeht (66 412, 1153). 

3. Durch richterlihe Verfügung geſchieht ber Übergang, indem 
das Gericht die Hypothet oder Grundſchuid im Wege der Zwangs⸗ 
bollftredung dem Gläubiger an Zahlungsftatt überweiſt. Die Über- 
weiſung fann nicht ohne vorangegangene ober gleichzeitige Pfändung 
erfolgen. Die Pfändung einer Briefhgypothet oder Brief— 
grundſchuld vollendet fi mit der Übergabe bes Briefe, 
bie Überweifung mit der Aushänbigung des Beſchluſſes an ben 
Gläubiger, die Pfändung einer Buhhypothet ober Buchgrund⸗ 
ſchuld mit der Eintragung der Pfändung, bie Über- 
meifung mit ber Eintragung ber Überweifung ($$ 829 
big 831, 836 ZPO). Der Übergang ber Inhabergrundſchuld voll» 
sieht ſich durch Vefikergreifung bes Papieres durch ben pfänbenben 
Gerichtsvollzieher. 

Wer in gutem Glauben eine Hypothek oder Grundſchuld durch 
Rechtsgeſchäft erwirbt, ſteht unter dem Schutze des Publigitäts- 
prinzips. Es findet alſo auch in dieſem Fall ein gültiger Rechts— 
erwerb vom Nichtberechtigten, mithin ein urſprünglicher Rechtserwerb, 
ſtatt, wenn ber Erwerb ſich auf eine Willenserklärung ftügt ($ 892), 
nit auch dann, wenn er kraft Geſetzes ober richterlicher Verfügung 
eintritt. Diefer Schuß erftredt fih auf bie ber Hypothel zugrunde 
liegende Forderung (f. oben $ 225 II 2b). Zugunften bes teblichen 
Ermerberd einer Hypothek gilt demnach ſowohl die perfünliche For⸗ 
derung als aud) das dingliche Necht als beſiehend. Diefer Schuß 
tommt inbeffen dem Gläubiger nur dann zu ftatten, wenn er ben 
hypothekariſchen, nit aud) dann, wenn er ben perfönlichen 
Anfpruch erhebt (88 1188, 892). Die Folge ift die, daß, wenn ber 
—S beide Anſprüche verbindet, der dingliche durchdringen und 
der perſönliche auf Grund einer Einebe abgemiefen werben kann. 
Derfelbe Zwieſpalt befteht betreff3 berjenigen Ereignifle, die nach 
ber Zeffion eintreten und vom Schulbner dem neuen Gläubiger ent- 
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gegengefeßt werben fünnen: denn Einwendungen auf Grund folder 
Ereigniffe (alfo 3. B. einer nach ber Zeffion, aber vor Kenntnis bes 
Schuldners von ber Zeffion vom Schuldner dem Gläubiger geleifteten 
Zahlung) können nur dem perfönlichen, nicht auch dem hypothekari⸗ 
ſchen Unfpruche entgegengefegt werden (88 1156, 406 bis 408). 


$ 227. Der Hwpotheken⸗ und der Grundſchuldbrief. 


Der Brief ift eine amtliche Vefcheinigung des Grundbuchamtes 
über bie Hypothek ober Grundſchuld. Er ift nicht bloße Beweis⸗ 
urfunbe, fonbern Wertpapier. Er muß bie Bezeichnung als Hypo= 
teten, Grundſchuld⸗ oder Mentenfchulnbrief, das belaftete Grund⸗ 
ftüd, den Geldbeirag ber Hypothek, Grundſchuld ober Rentenfhuld, 
bei legterer auch die Ablöfungsfumme, angeben (88 56, 70 GBO) 
und fo [I noch weitere Vermerke enthalten (38 57, 58, 70 GBO). 

Das BGB fieht die Erteilung des Briefes als 
die Regelan ($$ 1116, 1192), vie befonderd außsgefhloffen 
werden muß. Beider Siherungshppothetift die 
Bildung eines Briefed ohne meitered ausge— 
ſchloſſen (8 1185). Ye nacbenı ein Brief gebilbet ober nicht 
gebilbet ift, befteht eine Briefhupothet bzw. -Grunbfchuld ober eine 
Buchhypothet oder -Grundſchuld, melde betreffs der Ent— 
ftehung, des überganges und ber Geltendmachung ber Hypothek (ſ. 
oben 88 221, 225 II, 226) verſchiedenen Grundſätzen unterliegen. 

Es ſoll (nicht darf) eine Eintragung bei der Hypothek ober ©. 
nur erfolgen, wenn der Brief vorgelegt wird ($$ 1154, 1274, 1160 
BGB, 42 BED). 

Der Srundfhulbbrief kann auf den Inhaber geftellt werben; 
er unterliegt bann ben über Inhaberpapiere gegebenen Vorſchriften 
(88 1195, 1199, 793 ff.), alfo auch ber ſtaatlichen Genehmigung 
(SU 56 ©. 49). 


$ 228. Die beionderen Verpfändungsformen. 


1. Der Verlehrshypothek gegenüber ift die Sicherungshypothek 
eine befondere Art, denn fie ift dasjenige Grundpfandrecht, das ſich 
nur nad; ber zugrunde liegenden Forberung beftimmt, unb das 
nicht eine Vermutung für das Dafein ber Forderung nach fich zieht 
($ 1184). Sie ift alfo eine von ber Forderung völlig abhängige 
Sypothei. Darum ift bei ihr bie Erteilung eines Briefe auß- 
geihloffen und die Hypothet von ben formalen Wirkungen bes Publi- 
sitätsprinzips entkleibet. Die wichtigſte Folge Hiervon ift, daß fi 
ber Gläubiger zum Beweiſe feiner Forderung nicht auf bie Ein- 
tragung berufen kann unb daß bie Hypothel and; in ber Hand eines 


624 Drittes Buch: Das Sachenrecht. 


gutgläubigen Erwerbers allen gegen bie forberung möglien Ein= 
eben außgefeßt bleibt (88 1185, 1138). 

Diefer Eigentimlicteiten wegen muß bie Sicherungshypothet 
im Grundbuch als folche bezeichnet werben ($ 1184). 

Die Übertragung ber ©. erfolgt im berfelben Weife wie bie 
der Buchhypothet. 

Mande Hypotheken fünnen nur Sicherungshypotheken fein 
($ 628 BGB. 58 866, 867, 932 ZPO. 88 128 ff. ZwſtG.). 

Unterarten der Sicherungshypothel find: 

1. Die Hypothel für Forderungen ans Juhaber- und Orber- 
papieren. Sie hat die Eigentümlichteit, daß fie zu ihrer Begründung 
nur ber einfeitigen Erklärung bes Eigentümers bebarf und daß fie 
nicht in grunbbuchrechtlicher, fonbern in der Form übertragen wird, 
melde das Recht aus bem Papier übergehen läßt, alfo durch fber- 
gabe des Papiers ober Indoſſament. Da fie als Sicherungshypothel 
von dem Recht aus dem Papier abhängig ift, fo find gegen bie For⸗ 
derung und bamit gegen bie Hhpothet diejenigen Einteben zuläffig, 
— gegen das Recht aus dem Papiere zugelaſſen find (ſ. oben $ 97 
und $ 98). 

2. Die HöchftbetragshypotKek ift diejenige Hhpothet, bei welcher 
Feftftellung ber zugrunde liegenden Yorberung vorbehalten und nur 
der Höchftbetrag, bis zu welchem das Grundftüd haften ſoll, eingetra- 
gen wird. Die zugrunde liegende Forderung kann objektiv feftftehen, 
aber fie wirb als nicht feftftehenb von ben Parteien bezeichnet, 
fie lann auch den Parteien felbft in ihrer Höhe ungemiß fein (4. B. 
Baugelberhypothet, ©. für einen bis zu einem beftimmten Beirage 
dem Eigentümer eröffneten Kredit). Sie ift Eigentümerhhpothek, 
ſoweit die entftandene Forderung den Höchſtbetrag nicht erreicht, aber 
der Eigentümer kann über fie erft verfügen, wenn feftfieht, daß eine 
höhere Forderung nicht entftehen wird. Die Übertragung der Forde⸗ 
rung erfolgt entweber in grunbbuchtechtlicher ober in obligationens 
rechtlichet Form: in jenem geht bie Hypothel mit über, in Iepterem 
Falle geht nur bie abgetretene Forderung über ($ 110). 

Die zu 1 und 2 genannten Hypotheken find notwendige Siche⸗ 
rungshypotheken, d. h. fie Lönnen nie Verkehrshypotheken fein und 
brauchen deshalb im Grundbuch nicht als Sicherungshypotheken be= 
zeichnet zu werben. 

II. Da im Gegenfah Hierzu die Grundſchuld meber bei ihrer 
Entftehung noch bei ihrer Fortdauer von einer perfünlichen Yorbe- 
tung abhängt, von einer ſolchen alfo auch Hinfichtlich der Kündigung 
unb ber Rüdzahlung nicht beeinflußt wird, gibt das BGB die biß- 
pofitiven Vorfchriften, daß das Kapital erft nach Kündigung fällig 
mirb, daß die Kündigung beiden Zeilen zufteht und bie Kündigungs- 
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frift 6 Monate beträgt, fowie daß der Ort, an welchem fi) bas 
Grunbbuchamt befindet, Erfüllungsort ift (88 1193, 1194). 

III. Die Reutenſchuld, eine Art ber Grundſchuld und zum 
Zivede ber Befriebigung eines Krebitbebürfniffes eingeführt, beftcht 
darin, „daß in regelmäßig wieberfehrenden Terminen eine beftimmte 
Gelbfumme auß dem Grunbftüde zu zahlen iſt.“ Sie ähnelt ber 
Neallaft, unterſcheidet ſich vom biefer aber dadurch, daß die Renten- 
ſchuld nur Geld leiftungen zum Gegenftande hat (vgl. $ 1190 mit 
1105) unb auch betreffs ber einzelnen Renten eine ausſchließlich 
dingliche Haftung bewirkt ($$ 1199, 1200, 1108), endlich aber 
daß die Reallaft — von befonderen landesgeſetzlichen Vorſchriften ab⸗ 
gefehen (Art. 113 EG 3. BGB) — nur im Wege bed Vertrages ab- 
gelöft werben fann, während dem Eigentümer des mit einer Renten- 
ſchuld belafteten Grunbftüd das Reht der Ublöfung traft 
Gefeges zufteht (8 1201). Dem Gläubiger kann dieſes Recht 
auch nicht durch Vertrag eingeräumt werben, und ber Eigentümer barf 
es nur nad) borangegangener Kündigung (6 Monate) ausüben. Eine 
Beſchränkung bes Kündigungsrechtes auf mehr als 30 Jahre ift unzu⸗ 
läſſig. Die zum Zwecke der Ablöfung an den Gläubiger zu zahlende 
Geldfumme (Ablöfungsfumme) muß bei Begründung bes Rechtes 
feftgefeßt und im Grunbbud eingetragen werben. Wird die Ab- 
Vöfungsfumme gezahlt, fo treten die an die Zahlung be Grundfhulb- 
Yapitals gefnüpften Wirkungen ein, insbefonbere alfo ber Übergang 
der Rentenfhulb auf den Eigentümer. Da für bie Rentenſchuld nur 
das BGB maßgebend ift, Tann nicht Durch Landesgeſetz die Ablöfung 
erzivungen werden. 

IV. Umwandlungen find zuläffig 

a) ber gewöhnlichen Hypothek in eine Sicherungshypothel und 
umgefehrt ($ 1186), 

b) ber Hypothel (d. h. jeder) in eine Grundſchuld und ums 
gelehrt ($ 1198), 

e) der gewöhnlichen Grundſchuld in eine Rentenſchuld und ums 
getehrt ($ 1203). 

8 229. Die Aufhebung der Hypothek oder der Grundſchuld. 

Die Hypothek endet 

1. durch Rehtögefhäft nach den allgemeinen Grundſätzen über 
Aufhebung binglicher Rechte ($ 875), doch mit ber Abweichung, 
daß es auch der Zuftimmung des Cigentümerd bebarf ($ 1183). 
Auch fie ift eine einfeitige empfangsbebürftige Willenserklärung, bilbet 
alfo nicht mit ber Yufgabeerflärung zufammen einen Vertrag. Daß 
hier die Erklärung des Hybothekars nicht genügt, findet feine Er» 
Märung in ber Rüdficht auf das Recht des Eigentümers, bie Hypothel 
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für fi} zu erwerben. Die Aufhebung vollendet ſich mit der Löſchung. 
bie ſowohl vom Gläubiger als vom Eigentümer beantragt werben 
tann und mit ber Löſchung verſchwindet das Recht aus dem Grund⸗ 
buch, und bie nacjeingetragenen Rechte rüden vor. 

Iſt ber Gläubiger zur Löſchungsbewilligung verpflichtet, fo kann 
biefe felbft dur ein bie Bewilligung auferlegenves Urteil erfegt 
werben. 

2. Das Erlöfchen der H. oder ©. tritt als gefeglihe Folge 
der Befriedigung des Gläubigerd aus dem Grunbftüd ein ($ 1181). 

3. Das Erlöfen aller Rechte am Grunbftüd, alfo aud ber 
Hypotheken und Grundſchulden, ift eine Yolge bes im Zmangs=- 
verfteigerungsberfahren erfolgten (rechtskräftigen) Zuſchlags. E3 
bleiben jebod befiehen 

a) biejenigen Rechte, melde nah ben gefeklihen Be— 
dingungen beftehen bleiben follen, 

b) diejenigen Rechte, deren BVeftehenbleiben zwiſchen bem Verech⸗ 
tigten und bem Erfteher vereinbart ifl. 

Jede andere Hypothek verivanbelt ſich in einen Anſpruch auf einen. 
Teil bes Verfteigerungserlöfes und lebt nicht wieber auf, wenn ber 
Erlös zur Befriedigung bes Gläubiger nicht zureicht, fie wird viel— 
mehr von Amtswegen gelöfcht (88 91, 92, 130 ZwfiG). Iſt der 
Gläubiger aus dem Erlöfe befriebigt, fo erliſcht natürlich auch feine 
Forderung; foweit er nicht befriebigt ift, bleibt fein etwa vorhandener 
perfönlicher Anſpruch beftehen (vgl. jedoch F 1166 BGB). 

Reicht der Erlös zwar zur Befriedigung des Gläubigers Hin, 
zahlt der Erfteher aber den Verfteigerungserlöß nicht, jo wird durch 
gerichtliche Anorbnung ein entfprechender Zeil der gegen ben Er— 
fteher zuftehenden, auf Zahlung bes Erlöfes gerichteten Forderung 
auf den Gläubiger übertragen. Diefe Übertragung 
bat biefelbe Wirkung, wie bie Befriedigung 
aus dem Grunbftüde gehabt haben würde, es er— 
liſcht alfo nicht bloß ber Bisherige perfünliche Anſpruch, fon= 
bern au das Realrecht auf den etwa mithaftenden Grunbftüden 
(8 1181 BGB), aber es wird in Höhe des übertragenen Zeil der 
neuen Yorberung auf bem nunmehr dem Erfteher gehörigen 
Grundftüd eine — vollftredbare — Sicherungshypothet 
eingetragen ($$ 118, 128, 130 ZwftG). 

Nicht eine Aufhebung, fondern nur eine Übertragung der 9. 
ober ©. wird durch das im Aufgebotsverfahren erlaffene Aus— 
ſchlußurteil herbeigeführt. Denn durch biefes Urteil ver= 
manbelt fi bie 9. ober ©. in eine Eigentümerhnpoihef ober 
«Grundf&uld (vgl. hierüber 88 1170, 1171 BGB). 
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$ 230. Die Zwangsvollſtrecung in das Grundftüd. 

Im Gegenfage zum römifgen und gemeinen Rechte legt bas 
neue Recht jedem Realgläubiger, b. i. jevem, ber Befriebigung aus 
dem Grunbftüd erlangen tann, die Befugnis bei, bie Zwangẽvoll-⸗ 
ftredung in das Grundftüd zu betreiben, b. h. die Zwangsverwaltung 
ober bie Bmangsberfteigerung Ei beantragen. 

A. Die Zwangsverwaltung ift eine Etekution in bie 
Nußungen des Grundſtüds. Daher wird dem Schuldner 
durch die Vefchlagnahme Verwaltung und Venutzung bes Grund» 
ſtüds entzogen und einem vom Gerichte beftellten Verwalter über- 
tragen. Diefer handelt traft feines Amtes, nicht als Mandatar ve 
betreibenben Gläubiger; er hat das Gut in wirtſchaftlichem Stande 
zu erhalten und die Nutzungen zu ziehen. Aus biefen werben bie 
Koften der Verwaltung und bes Verfahrens gebedt, die überſchüſſe 
werben an bie Realgläubiger verteilt. Bei dieſer Verteilung ift der 
Gebante maßgebend, daß bie Realgläubiger nicht mit ihrem Kapitals 
anfpruche, fondern nur mit ihren laufenden Nebenanjprüchen und 
daß nur der betreibendbe Gläubiger aud mit 
feinem SKapitalanfprude befriedigt werben 
ſoll. Denn dieſe Nebenanfprücie, insbeſondere bie Zinfen, pflegen 
aus ben Nutzungen befriedigt zu werben. Die Verteilung gefchieht 
daher in ber Weiſe, daß zumächit die bevorzugten Anfprüce, ald- 
dann die binglich Berechtigten ſämtlich, auch die dem betreibenven 
Gläubiger Nachftehenden, mit ihren Forderungen auf laufende Zinfen 
ober andere wieberfehrende Leiftungen, und bann erft der betreibende 
Gläubiger mit feinem Kapitalanſpruche berüdfihtigt wird. Es 
muß daher einerfeit3 der betreibende Gläubiger mit ber Befriedigung 
feines Kapitalanſpruchs warten, bis jene Nebenanfprüche auf wieder⸗ 
tehrenbe Leiftungen berichtigt find, anbererfeit haben auch bie dem 
betreibenden Gläubiger vorgehenden Berehtigten keinen Anſpruch 
auf Berichtigung ihrer Kapitalforberung. Letziere können diefen 
Anspruch aber dadurch erlangen, daß fie dem Verfahren beitreten 
und damit in die Stellung eines betreibenden Gläubigers treten. 
Die mehreren betreibenden Gläubiger haben bann unter fi bie 
Rangorbnung, die ihnen dad Grundbuch anweiſt. Das Verfahren 
ift beendet, fobalb ber betreffende Gläubiger befriebigt ift (88 146 
bis 161 ZnftO). 

B. Die Zwangsverfteigerung ift eine Zwangsvollſtredung in 
das Grundftüd felbdft. Sie ift eine öffentliche, vom Amts- 
gerichte ber belegenen Sache bewirkte Verfteigerung bed Grunbftüds, 
an bie fi anſchließt bie Abführung des Erlöfes an die Perfonen, 
welche ein Recht auf Befriebigung aus dem Grundftüd haben. Das 
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Verfahren zerfällt vaher-in zwei Zeile: bie Ber- 
fteigerung und die Verteilung bed Erlöſes. Getrennt werben biefe 
beiden Abſchnitte durch den vom Gericht durch Beſchluß ausge» 
ſprochenen Zuf&h lag bes Grundſtüds an den Erfteher. Eingeleitet 
wird das Verfahren durch einen Beſchluß des Gericht, durch welchen 
zugleich das Grundſtüd für ben betreibenden Gläubiger in Beſchlag 
genommen wird. Der Einleitungsbeſchluß ſetzt einen Antrag bed 
betreibenben Gläubiger8 voraus und hängt ala Vollftredtungshands 
lung zugleich von den allgemeinen Vorausfegungen ber Zwangs⸗ 
vollftredung überhaupt ab ($$ 15—19 Zwſt). 

Die Befhlagnahme hat die Wirkung eines Veräußerungs- 
verbot8, fie umfaßt auch diejenigen Gegenfiände, welche für bie 
Hnpothet mithaften, aber fie beläßt ſowohl bem Pächter das Recht 
auf den Fruchigenuß als aud dem Eigentümer bie Verwaltung 
und Nußung des Grunbftüds, legterem nur in ben Grenzen einer 
orbnungsmäßigen Wirtſchaft, jo Daß er zur Veräußerung einzelner 
beweglicher Sachen innerhalb jener Grenzen befugt bleibt. Die Ver- 
äußerung und Belaftung des Grunbftüds ift zwar an fi) möglich, 
aber fie barf dem Rechte desjenigen, zu deſſen Gunften bie Befchlag- 
nahme erfolgt, nicht nachteilig werben. Berechtigt auß ber Beſchlag⸗ 
nahme ift nur ber betreibenbe und derjenige Gläubiger, welcher auf 
Grund vollftredbaren Titels ihm beigetreten ift, denn bie Zivangs= 
verfteigerung iſt nur eine im Intereſſe dieſes Gläubigers vorgenom⸗ 
mene Vollfiredungshandlung. Daher können nur dieſe bie Unzu⸗ 
läffigteit einer gegen das Veräußerungsverbot verſtoßenden Ver⸗ 
fügung geltend machen (8$ 20—27, 91, 92 Zwſt). 

Die Verfteigerung fteht unter der Herrfchaft des ſchon im römi« 
Then Recht (1. 15 8 5 D. 42, 1) angewandten Dedungsprin- 
3193, nad; welchem ber Zuſchlag nur für ein ſolches Gebot erteilt 
werben darf, durch welches die dem Anſpruche bes betreibenden Gläu⸗ 
bigers vorgehenden Rechte ſowie die auß dem Verfteigerungserlöfe 
zu entnehmenben Koften bed Verfahrens gebedt werben ($ 44). Ein 
folches Gebot ift „dad geringfte Gebot“, das überhaupt zu= 
Taffig if. Wenn alfo zwar jeder Gläubiger das Recht 
hat, bie Zwangsverſteigerung gu beantragen, fo 
ift es doch nicht jedem Gläubiger möglich, die Verfteigerung durch⸗ 
zuführen. Es folgt dies aus bein Weſen des Pfandrechts, das eine 
Verkaufsbefugnis nur zum Zwede ber Befriedigung, nicht zum 
Zwede der Enteignung des Pfandſchuldners gemährt. Das Meift- 
gebot, für das ber Zufchlag erteilt ift, wird nur zum Zeil bar be= 
zahlt (Bargebot), d. h. nur zu dem Teile, ber erforberlich ift, die 
Koften und einzelne bevorzugte Anſprüche zu beden, und ferner ſo— 
meit dad Meiftgehot das geringfte Gebot überfteigt. Die Zmangs- 
verfteigerung fleht aber ferner unter der Herrſchaft des Über- 
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nahmepringzips, ohne das jenes Dedungsprinzip unpraktifch 
fein würbe. Diejenigen Rechte nämlich, die bei Feftftellung des ge- 
tingften Gebots berüdfichtigt worden find, die alfo dem Rechte bed 
betreibenden Gläubigers vorgehen, werben durch bie Zmangäverfteige- 
rung nicht berührt, ſondern gehen auf ben Grfteher über. Endlich 
iommt aud noch das fog.. Löfhungsfpgftiem zur An- 
wendung, aber nur betreffs derjenigen Xaften, bie nicht auf 
den Erfteher übergehen. Diefe nicht vom geringfien Gebot 
umfaßten Rechte nämlich werben fällig und erlöfchen, gleiche 
viel ob fie auß dem Verfteigerungserlöfe befriedigt werben oder nicht. 
Letzterer tritt an Stelle des bißher belafteten Grunbftüds. 

Die Realgläubiger haben eine beftimmte Rangorbnung 
(8 10 Zwſt). Nach ihr gehen die Hypotheken⸗ und Grundſchuld⸗ 
gläubiger, deren Rang das Grundbuch beftimmt, demjenigen Gläu- 
biger bor, ber nur wegen einer vollftredbaren perfönlichen Yorberung 
die Zwangsverſteigerung betreibt. Ein folder Antrag ift um bed» 
willen zuläffig, weil das Grunbftüd wie alle Vermögensgegenſtände 
bes Schulbnerd der Zwangsvollſtredung unterliegt, aber in biefem 
Falle find fämtlihe auf dem Grunbftüde haftenden Rechte bei Feſt— 
ftellung des geringften Gebotes zu berüdfichtigen. " 

Aus demfelben Grunbe gehört dad Grunbftüd auch zur Kon⸗— 
Iursmaffe bes Eigentümers, und ber Konkursverwalter hat ein 
Net, die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks gu betreiben 
(8 126 RO). 


8 231. Das Hypothefentreditweien. 


Hnpothefarifcher Krebit wird von Privatperfonen oder von An- 
ftalten gewährt. Der erftere (fog. private Krebit) ift notwendig ein 
tündbarer: beiben Zeilen fteht das Recht ber Kündigung zu; doch 
wird bie Kündigung zumeilen für eine längere Zeit ausgeſchloſſen 
oder an befonbere Vorausſetzungen gebunden (unpünktliche Zinfen 
zahlung). Meiftens ift ber private Kredit auch ein turzfriftiger. 
Günftiger für den Eigentümer eines Lanbgutes ift ber Anftalt3- 
tredit. Denn nur Anftalten find in ber Tage, langfriftigen Krebit 
zu gewähren und für ſich auf das Kündigungsrecht zu verzichten, 

Kreditanftalten find SKorporationen ober Anftalten, 
deren Gefchäftstätigkeit in ber Veleihung von Grunbftüden gegen 
bppothefarifche Belaſtung befteht. Sie find eine Schöpfung bei 
modernen Rechts, da das Mittelalter mit dem Inſtitute bes Renten 
tauf3 ausfam. Die wichtigften Arten ber Krebitgenoffenfchaften find 
folgende: 

1. Die Landſchaften und ähnlihen Pfandbrief- 
genoffenfhaften. Diefe verbanten ihre Entftehung ber 
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durch die fchlefifhen Kriege verurſachten Krebitnot der ſchleſiſchen 
Grundbefiger. Zuerft 1770 in Schlefien errichtet, murben fie fpäter 
auf anbere preußifche Provinzen übertragen und faft in allen Staaten 
be jegigen beutfchen Reiches errichtet. 

Sie find Korporationen von Grundbeſitzern. 
Ihre Verfaffung bilden Ianbesherrlich beftätigte Neglements. Ihre 
Organe werben vom Könige ernannt ober beftätigt und finb ftaat 
liche Behörden mit obrigfeitlichen Befugniſſen, daher find bie von 
ihnen aufgenommenen Zaren au für Dritte maßgebend, unb bei 
der Zmangsvollftredung in bie von ihnen beliehenen Grunbftüde 
haben fie weitreichende Vorzüge (preuß. Gef. vom 3. Auguft 1897). 
Die Korporation gibt Darlehne an ihre Mitglieder, melde ihre 
Grundſtücke der Landſchaft gegenüber für das Darlehn verpfänben. 
Dier Korporation dagegen gibt fog. Pfandbriefe auß, d. h. 
Inhaberpapiere, für deren Sicherheit die be— 
lafteten Grunbftüde haften, und für melde nad 
einigen Reglements außerdem no die anderen 
Mitglieder bes Verbandes Garantie leiften. 
Auf den verpfänbeten Grundftüden wurden früher bie Darlehne 
nicht als folde, fondern als „Pfandbriefſchulden“ eingetragen mit 
ber Bezeichnung ber einzelnen Pfandbriefe, welche durch bie DVer- 
pfändung geſichert waren. Dementſprechend enthielten die Pfand» 
briefe die Bezeichnung desjenigen Grundſtücks, welches für ihre 
Sicherheit haftete. Jeigt werden die Darlehne als ſolche einge⸗ 
tragen, die Bezeichnung der Pfandbriefe und auf dieſen die des 
verpfändeten Grundſtücks bleibt weg. Die Korporation iſt ben 
Pfandbriefinhabern gegenüber Schuldnerin, den beliehenen Beſitzern 
gegenüber Gläubigerin. Die Pfandbriefdarlehne ſind regelmäßig für 
die Landſchaft unkündbar, während ber Eigentümer jederzeit unter 
Beobachtung gewiſſer Friſten kündigen darf. Hierin liegt beſonders 
die Verwandtſchaft des Pfandbriefdarlehns mit dem Rentenkauf bes 
älteren Rechts. Die Landſchaften und die fie betreffende Geſetzgebung 
bleiben beftehen (Art. 167 EG 3. BGB). 

2. m Laufe des 19. Jahrhundert? find in Preußen und in 
ben meiften anderen deutſchen Ländern SKrebitvereine entftanben, 
melde ben Lanbfchaften darin gleichen, daß aud fie Pfanbbriefe 
auf den Inhaber ausgeben, baß bie Grunbftüde ber Korporations- 
mitgliever und das Vereinsvermögen haften und daß fie Vereine 
der Grundbeſitzer bilden. Sie umterfcheiden fi von ben 
Landſchaften aber dadurch, daß diefe Zmangs-Storporationen find, 
d. 5. ohne meiteres alle Grunbbefiger eines beftimmten Bezirks zu 
ihren Mitgliedern zählen, während bie neueren Kreditvereine freie 
Verbindungen find, d. h. nur biejenigen Grunbbefiger zu Mit- 
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gliebern zählen, melde ihnen durch Willenserklärung beitreten, ferner 
daß fie ihre Gefchäftstätigfeit nicht auf Nittergüter befchränten, 
Tondern auf ben bäuerlichen Grunbbefi und ftäbtifhe Grundftüce 
außbehnen. 

3. Ferner find in Preußen und anbern Ländern (bort durch 
Geſetz vom 13.5. 79) fog. Tandesfultur-Rentenbanten 
zum Zmede ber Förderung der Landwirtſchaft ins Leben gerufen 
worben. Diefe Banken geben Darlehne aus, welche den Zwed haben, 
die Mittel zur Herftellung von Anlagen zu befchaffen, welche bie 
Landwirtſchaft (Lanbestultur) fördern follen. Diefe Darlehne 
können ſeitens ber Bank nur in beftimmten Fällen gefünbigt werben, 
fie werben gewöhnlich allmählich amortifiert. Für fie ift mit land⸗ 
und forſtwirtſchaftlich benugbaren Grundftüden in 9. oder ©. Sicher- 
heit zu beftellen. Außerdem kann auf dem Grundftüd eine auf be— 
ſtimmte Zeit übernommene Rente eingetragen werben, durch melde 
das Darlehn getilgt wird. Won ber Bank werben auf den Inhaber 
Tautenbe, mit Zinsfcheinen verfehene „Lanbestultur-Rentenbriefe“ 
ausgegeben. Das Gläubiger- und Schuldnerberhältnis ift dasſelbe 
wie bei den Lanbfchaften. 

4. Verſchieden von allen biefen Anftalten find bie Hypo= 
thetenbanten; fie find private Pfanbbriefanftalten, welche 
die Grundſtücksbeleihung al? Ermerb3tätigkeit betreiben. Ihre 
Geſchichte beginnt erft in ber zweiten Hälfte des 19. Jahrhunbert3,!) 
Doch ift es gelungen, ihnen durch Gefeß vom 13. Juli 1899 eine reichs⸗ 
gefegliche Regelung zu geben. Nach $ 1. diefes Geſehes find fie Al⸗ 
tiengefelfehaften oder Kommanditgefellfchaften auf Aktien, bei 
welchen ver Gegenftanb bes Unternehmers a) in ber hypothekariſchen 
Beleihung von Grunbftüden und b) in ber Ausgabe von Schuld» 
verfchreibungen auf Grund der erworbenen Hypotheken befteht. 
Andern Vereinen ober Gefellfhaften wirb bie Erlaubnis zum Ber 
triebe derartiger Gefchäfte nicht erteilt. 

Sie find nad ihrem Begriffe nicht Korporationen ber Schulb- 
ner, fondern Vereinigungen von Perfonen, welche durch die Beteili- 
gung an einem Aftienunternehmen eine gewinnbringenbe Kapital 
anlage fuchen. 

Ihre Gefchäftstätigteit befteht einmal in ber Hingabe von Dar- 
lehen an Grunbeigentümer gegen Eintragung einer Ohpothet ober 
Grundſchuld. Der Grundeigentümer ift alfo nicht Mitglied des Ver- 
eins, fondern nur deſſen Darlehnsſchuldner. Er erhält das Darlehn 
in barem Gelbe, und bie Hypothet muß einer Reihe von Normativ- 
beftimmungen entſprechen. 


) Fränken: Der Staat und bie Hypothekenbank in Preußen. 1904. 
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Die Gefchäftstätigteit der Banten befteht ferner in der Ausgabe 
von Hnpothelenpfanbbriefen, welche nur der Bank ein Kündigungs— 
echt geben, und ber Bant das Gelb verfchaffen, das fie zur Grund⸗ 
ftüd3beleihung verwendet. Die Pfanbbriefinhaber find Gläubiger 
nur ber Bank, aber fie haben ein Vorzugsrecht an den der Bank zu= 
ftehenden Hypothelen. 

Die Banfen bebürfen ber Genehmigung des Bundesrats und 
ftehen unter ftaatlicher Aufficht. Bemerkenswert ift, daß zur Wah— 
tung bed Vorzugärechte der Pfanbbriefgläubiger ein Treuhändler 
beftellt wird. 


Neunter Abſchnitt: Pas Borkaufsret. 
8 232. 


1. Während das Beiſpruchsrecht in dem Recht auf Anfechtung 
eines Grunbftüdstaufes beftand, bildete da3 in zahlreichen Fällen 
vom früheren deutihen Recht anerfannte Retratt- ober 
Näherreht bie Befugnis, ein Immobile vom Käufer gegen 
Bezahlung des von ihm gezahlten Preifeß zu erwerben. Es unter= 
ſchied fich jedoch von dem ihm verivanbten römifchrechtlihen Vor— 
taufsrechte dadurch, daß es, wie ein bingliches Recht, gegen ben 
dritten Ermerber mirkte und nicht bloß gegenüber einem noch zu 
fließenden, fondern auch gegenüber einem ſchon abgefchlofienen 
Kaufe geltend gemacht werben konnte. Es beruhte auf dem Gedanken, 
daß Immobilien dem freien Verkehr entzogen fein und nicht auß 
dem Streife beftimmter Intereſſenten heraustreten follten. Daher be= 
ftand es als Erblofung, d. h. als Recht des nächften Erben auf dad 
veräußerte Grunbftüd (ein abgeſchwächtes Beiſpruchsrecht), als 
Marklofung, d. 5. als Recht der Gemeinbemitglieber auf ben Erwerb 
eined an ein Nichtmitglied veräußerten Gute, als Nachbarlofung, 
d. h. als ein dem Nachbar zuftehendes Recht, ald Ganerbenrecht, d. h. 
als Recht des Miteigentümers auf Eriverb des an einen Nichtgenofien 
veräußerten Teiles, als Retralt des Lehnsherrn bei Veräußerung 
des Lehns durch den Vafallen, unb in anderen Yällen. 

Die neuere Zeit ift Gegnerin geſetzlicher Näherrechte und hat 
fie foft überall befeitigt. Die Grundbucheinrichtung gibt aber bie 
Mögligkeit, Borkaufsrehte mit dinglicher Wirkung durch 
Willenserflärung zu ſchaffen. Auch bad BGB kennt außer bem 
Vorkaufsrechte der Erben gegenüber dem Kaufe eines Erbanteils 
(8 2034) geſetzliche Vorkaufsrechte nicht mehr, dagegen neben dem 
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perfönlichen (88 504 ff.) ein dingliches, nur an Grundflüden mög- 
liches, alfo nur durch Einigung und Eintragung herftellbares Vor⸗ 
taufsrecht ($$ 1094 ff.). Diefes Recht ann einer beftimmten Perſon 
ober dem jedesmaligen Eigentümer eines andern Grundſtüds ein- 
geräumt werben. Es kann auf einen Verlaufsfall beſchtänkt oder 
auch auf mehrere oder alle Verfaufsfälle ausgebehnt werben. 

Die Wirkung des Vorkaufsrechleß gegenüber bem Ver - 
p Ai äte ten if biefelbe wie beim perſönlichen Vorkaufsrechte 
(f. oben ©. 330). Verpflichteter aber ift beim binglichen Vorkaufs— 
rechte nicht nur ber Befteller des Rechts, ſondern jeder jpätere Eigen- 
tümer bes Grunbftüds, ſobald er es verkauft. Gegen ben 
Dritten, db. h. jeben Erwerber des Grundſtücks wirlt das Vor⸗ 
taufärecht wie eine Vormerfung zur Sicherung des Anfpruches auf 
Eigentumsübertragung ($ 1098). Wird alfo das Vorkaufsrecht aus⸗ 
geübt, fo hat ber Verpflichtete, b. i. ber, welcher verkauft und 
entweber noch eingetragen ift ober an ben Käufer bereits aufgelaflen 
hat, an den Vorkaufsberechtigten aufzulaffen, und ber Käufer, 
befien Eigentumserwerb bereit8 vollendet ift, Hierzu feine Zuftim- 
mung zu erteilen, benn fein Eigentumserwerb ift gegenüber bem Vor⸗ 
taufsberechtigten unwirkfam. 

3. Daß Vorlaufsrecht wirkt nicht gegenüber dem Zufchlage im 
Zwangsverfteigerungsverfahten. Der Berechtigte kann alfo nicht in 
die Rechte des Erſtehers eintreten ($$ 1098, 512). War es jedoch 
durch das geringfie Gebot gebedt, mithin auf den Erſteher übers 
gegangen, fo ift biefer nunmehr im Verkaufsfalle Verpflichteter. 

4. Das fubjeltiv-dingliche Vorlaufsrecht ift mit dem Eigentum 
an einem Grunbftüde verfnüpft und alfo ohne dieſes nicht übertrag- 
bar. Die Übertragbarkeit und Vererblichteit des fubjeltin-perfön= 
lichen Vorkaufsrechis Tann nur im Wege befonberer Vereinbarung 
herbeigeführt merben (a. M., die ber Abrebe biefe Kraft nicht beimißt). 


Diertes Buch: 
Das Samilienredt. 


$ 233. Überblid. 


Das Familienrecht umfaßt die Grundfäße von den Perfonen- 
rechten und von ben burch biefe bedingten Vermögensrechten, man 
unterfcheibet daher reines Familienrecht und Familien— 
güterrecht. Während das letztere, wie das Vermögensrecht über⸗ 
haupt, ausſchließlich privatrechtlicher Natur und daher dispoſitiv iſt, 
liegt bie Beobachtung ber dem erſteren angehörigen Grundſäthe im 
öffentlichen Intereſſe. Die Folge iſt die zwingende Natur ſeiner 
eigenen und bie Regelmibrigfeit ber an fie geknüpften Prozeßrechts⸗ 
normen. ine weitere Eigentümlichteit befteht in der Antnüpfung 
einer Pflichtftelung mit ben vom Gefepe gewährten perfonen- 
rechtlichen Befugniffen. 

Diefes Verhältnis von Recht und Pflicht tritt im römischen 
Rechte nicht in dem Maße hervor, wie im beutfchen Recht. Denn 
das römiſche Familienrecht beruht auf ber hausherrlichen Gemalt 
des Yamilienhauptes, des pater familias, bie fi} in ber patria 
potestas des Vaters über bie Finder, in ber manus be Mannes 
über die Yrau, in der tutela bes nächſten Yamilienangehörigen 
über Unmündige äußert und in einem weitgehenden Rechte be 
ftebt; die damit verbundenen Pflichten maren urfprünglid nur 
tur die Sitte beftimmt. Nachdem zuerft bie tutela fid) in ein 
munus publicum, d. h. in eine Pflichtſtellung verwandelt Hatte 
und bie manus-Ehe außer Gebrauch gefommen war, ſchwächte ſich 
unter dem Einfluffe des Chriftentums auch bie unumfchräntte Ges 
malt des Vaterd ab. Dem beutfchen Familienrechte lag bie munt 
ober bad mundium, d. h. eine Schugpflicht zugrunde, mit welcher 
allerdings Rethte vertnüpft maren. Auch hier äußert fi} bie munt 
im Verhältniffe des Mannes gegenüber ber Frau, des Vaters gegen- 
über ben Kindern, bed Vormundes gegenüber ben vaterlofen Waifen. 

Diefer verfhiedenartigen Auffaffung der Perſonenrechte ent⸗ 
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ſpricht eine Verfchiedenheit der vermögensrechtlichen Selbftänbigfeit 
der dem Gemwaltverhältnis Unterworfenen. Nach ber römischen 
Auffaſſung kann e8 nur einen Herrn und nur einen Eigen- 
tümer ber familia geben. Aller Rechtserwerb der biefem Herrn 
Unterworfenen ift baher ohne weiteres Rechtserwerb für dieſen 
einen Eigentümer. Diefe Auffaffung litt dadurch Schaden, daß 
die freie Ehe bie Regel wurde, die Frau alfo ihr Vermögen unb 
ihre Vermögenzfähigteit behielt, und bie Fälle ſich mehrten, in denen 
ein Hauskind eigenes Vermögen eriverben konnte. Das mundium 
läßt bie Erwerbsfähigkeit des Geweltunterworfenen unberührt; mas 
von einer im mundium ftehenden Perfon erworben mwirb, wird ihr 
Eigentum. 

Das durch dad BGB befeitigte und das von ihm eingeführte 
Familienrecht ift in der Hauptſache beutfchen Urfprungs. Neu ift 
im BGB die Ermeiterung ber Rechte fowohl ber Frau als ber 
Mutter, daher bort die Einſchränkung der Rechte des Mannes am 
Vermögen ber Frau, hier bie Ummanblung ber biäherigen väter- 
lichen Gewalt in eine elterliche Gewalt. 

Die oben angebeutete Regelmibrigteit des Prozeßrechts beftcht 
darin, daß die Perfonentechte im Progefje ber freien Verfügung der 
Barteien entzogen find. Aus dem Verfahren in Ehefachen, und aus 
den Prozeſſen um Eltern und Kindesrechte find alle diejenigen Afte 
verbannt, welche ſich als eine Betätigung biefer Verfügungsmacht 
darftellen (88 606 ff., 640 ff. ZPO). Übrigens hat das BGB in 
zahlreichen Fällen die Möglichkeit eines Prozeſſes unter Familien⸗ 
mitgliedern verfagt und feiner deutſchrechtlichen Auffaſſung ent 
ſprechend ben Vormunbfchaftsrichter mit ber Entſcheidung familien- 
rechtlicher Streitigkeiten betraut. 


$ 234. Familie, Verwandtſchaft, Schwägerſchaft. 

1. Unter familia verſtand man in Rom das ge— 
famte Hau!) im moirtfchaftligen und juriſtiſchen Sinne, 
d. h. den Inbegriff der unter ber Gewalt eines römifchen Bürgers 
ftehenben Perfonen und Sachen. Diefe Gewalt war gegenüber ber 
Frau des Hausherrn die manus, gegenüber ben Kindern und 
Kinbestindern bie patria potestas bed pater familias. Entel 
des Hausherrn fanden unmittelbar unter feiner, nicht unter ber Ge- 
malt ihres Vaters: unter biefe fielen fie, wenn der Hausherr ftarb. 
Diejenigen Perfonen aber, die durch ben Zob bed Hausherren gemalt» 
frei murben, d. h. feine Kinder und bie Sinber berftorbener 





)D ering: Enwicklunggeſchichte des römiſchen Rechts. 1894. 
PT: 9 a ur 
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ober aus ber väterlichen Gewalt entlaſſener Söhne bes Hausherren, 
führten die Bezeichnung Bui (suae). In das Kindesverhältnis 
trat man inbefien nicht bloß durch Geburt, fondern auch durch An= 
nahme an Kindes Statt (arrogatio, adoptio) ein. 

Die Familienangehörigen find entweder agnati ober cognati 
ober beibed. Agnaten im römifchen Sinne find alle durch Männer 
miteinander verwandten Perfonen, fie kennzeichnen ſich äußerlich 
durch die Gleichheit des Yamiliennamens. Kognaten find alle 
voneinander ober bon einem Dritten abftammenben Perfonen, es ges 
hören hierher alfo aud bie durch eine Frau mit einander Vers 
manbten. Die Kognation beruht hiernach ausſchließlich auf ber 
natürlichen oder Blutsverwandtſchaft,) während bie Agnation aud 
durch ein Rechtsgeſchäft hergeftellt werben konnte, denn durch Arro= 
gation ober Aboption wurde ein Agnatenverhältnis begründet, und 
duch Eingehung einer Manus-Ehe trat die Frau in die Stellung 
einer filia familias zum Manne. 

2. In ähnlicher Weife ift auch nad altem deutſchen Rechte 
Familie die Gemeinfhaft der Hausgenoffen ohne Rüdficht auf Bluts— 
verwandtſchaft. Ihr fieht die Sippe gegenüber. Zu ihr (Sipp- 
ſchaft, Freundſchaft) gehören nur Blutsverwandte. Die buch 
Männer verwandten Männer hießen Shmwertmagen, bie 
Frauen unb bie durch Frauen verwandten Männer Spilmagen 
(Spinbelmagen, Kuntelmagen); häufig werben bie bon väterlicher 
Seite Verwandten als Vatermagen, die von ber WMutterfeite Ver- 
wandten ald Muttermagen bezeichnet. Erſt in fpäterer Zeit nahm 
man zur Bezeichnung ber zur Lehns- ober Fideilommißfolge Verech⸗ 
tigten das Wort Agnaten an, nannte fo aber abmeidienb vom 
römifhen Rechte nur bie vurh Männer verwandten 
Männer (mas a mare), alfo bie früheren Schwertmagen; alle 
anderen Verwandten hießen dann Kognaten. 

3. Daß neuere Recht und das BGB bezeichnen als Verwandte 
nur noch die durch Blutsgemeinfchaft verbun— 
denen Perſonen (81589). Wo in Landesgeſetzen ohne nähere 
Bezeichnung von Agnaten die Rebe ift, hat das Wort bie beutfch- 
rechtliche Bedeutung. 

Nach altem und neuem Recht ($ 1589) find in geraber 
Linie verwandt bie Perfonen, deren eine von ber anbern ab» 
flammt, in ber Geitenlinie verwandt (Seitenverwandte, 
collaterales) diejenigen, bie bon berfelben britten Perfon ab- 
flammen. Die von bemfelben Stammbater abftammenben Perfonen 
werben häufig unter dem Worte Sippe, Linie, die vom nähften 
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Stammbater abftammenden unter ber Bezeichnung Parentel zus 
fammengefaßt und einem anderen Verwandtenkreife gegenübergeftellt. 
Die Eltern mit ihren Kindern bilben bie erfte, bie Großeltern mit 
ihren Kindern und Enteln die zweite, die Urgroßeltern mit ihren 
Abtömmlingen bie britte Parentel. Auf ber Reihenfolge ber Baren- 
telen ruht die gefehliche Verwandtenerbfolge des BGB (85 1924 ff.). 
Unehelide Kinder find mit ihrer Mutter und der mütterlihen 
Familie, nicht mit ihrem Water, verwandt (8$ 1589, 1705). 

4. Die Nähe der Verwandtiſchaft (ber Verwandt: 
ſchaftsgrad) wird verſchieden berechnet. Das tömifche Recht ftellte 
fih bie Verwandtſchaft als eine Treppe bar, die zum gemeinfchaft- 
lien Stammbater Hinaufführt und in ber jebe, bie Verwandiſchaft 
zweier Perfonen vermittelnde Zeugung eine Stufe, einen gradus, 
bilbet. Das beutfche Recht ftellt die Verwandiſchaft unter dem 
Bilde des menſchlichen Körperd dar, indem es bie Stammeltern in 
das Haupt, ihre Kinder in ben Hals, bie Entel in die Uchfel, die Ur- 
entel in ben Ellbogen uff. verfegt; häufig wirb auch das Bild eines 
Baumes mit Üften und Zweigen gewählt. Heut wird folgendes Bild 


gemäplt: 
— 
—— 


Der A und die B find miteinander verheiratet, aus ihrer Ehe 
find die C, bie den F geheiratet, ber D und ber E, der bie I ge= 
heiratet hat, hervorgegangen. G, H, K find ihre Entel. 

Das römifhe Recht befolgte bei der Verwandtſchafts- 
berechnung ben Grundfog: quot generationes, tot 
gradus; bie Zahl der Geburten alfo, welche notwendig waren, 
um bie Verwandiſchaft zweier Perfonen zu ermöglichen, gab auch 
den Grab ber Verwandtſchaft an. Der H ift demnach mit dem K 
im 4, Grabe verwandt. Das deutſche und, ihm folgend, das fano= 

‚ nifche Recht berechnet indeſſen nur bie eine Seite unb zwar bie 
längere, nad} diefer Berechnung ift alſo H mit K im 2. Grabe ver⸗ 
wandt. Das gemeine und bas neue Recht (81589) haben die 
tömifhe Berehnungdmeife angenommen. 

5. Schwägerſchaft (affinitas) ift das Verhältnis bes 
einen Ehegatten zu den Verwandten bes anbern. 
Kinie und Grab der Schwägerfchaft beftimmen fi nad Linie und 
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Grad der fie vermittelnden Verwanbifchaft, ver F ift alfo mit A 
und B, feinen Schwiegereltern, in gerader Linie unb im erfien Grabe, 
mit feinem Schwager D im zweiten Grabe ber Seitenlinie, mit ber 
1 aber nicht verſchwägert. Stiefeltern find mit ben Stieftinbern 
im erften Grabe der geraden Linie verſchwägert, Stiefgeſchwiſter, die 
von berfelben Mutier (uterini) ober von demſelben Vater ab» 
ftammen (consanguinei, gleichviel, ob fie Diefelbe Mutter Haben ober 
nicht), dagegen im zweiten Grabe der Geitenlinie verwandt. 
Das Schmwägerfchaftsverhältnis Bleibt beftehen, aud) wenn die Ehe, 
durch die es begründet murbe, aufgelöft ift ($ 1590). 


Erſter Abſchnitt: Das Eherecht. 
A. Paz perſönliche Eherecht. 
8 235. Das Verlöbnis. 

Dad Verlöbnis ift das gegenfeitige Ber, 
ſprechen tünftiger Ehefäliekung. Wenngleid es bie 
Ehefließung vorbereitet und bie Brautleute in ein bauernbeß per= 
ſönliches, dem Familienrecht angehöriged Verhältnis zueinander 
ſetzt, ſo war nad altem Rechte feine Hauptwirkung bod die Bes 
gründung einer Obligation, welche die Ehefchließung zum Gegen» 
ftande Hatte und nur durch Eingehung ber Ehe erfüllt werben konnte. 
Das Verlöbnis war daher ein Vertrag. Die Yolge war, daß das 
Verlöbnis nad) der im Anſchluß an das fanonifche Recht audges 
bildeten gemeinrechtlichen Praxis einen klagbaren Anfpruh auf 
Schließung der Ehe oder auf Entſchädigung im Fall unbegrünbeten 
NRüdtritt? erzeugte und baß dieſe Verpflichtung durch eine Ver— 
tragaftrafe gefichert werben lonnte. 

Ob das Verlöbnis auch nad dem BGB als Vertrag aufgefeht 
mirb, ift beftritten. Der Vertragstheorie fteht eine -jog. Delikts— 
theorie gegenüber, welche in dem NRüdtritt vom Verlöbnis bie Ver⸗ 
legung eines Schutzgeſetzes im Sinne von $ 823 Abf. 2 und daher 
den Grund zu einem Schabenserfaganfprud) aus unerlaubter Hand⸗ 
lung erblidt. Der Auffaffung des BGB entfpricht weder biefe noch 
jene Theorie, denn inbem es (in $ 1297) die Klage auf Ein 
gehung ber Ehe verfagt und bie Werabrebung einer Vertrags⸗ 
ftrafe für nichtig erklärt, gibt e8 zu erfennen, daß es Rechtspflicht 
unb Rechtszwang fernhalten und bie Erfüllung des Verlöbnifles!) als 


’) Werben bie vermögensrechtlichen Folgen mit beftimmt, fo bat bie» 
Ter Zeil ber Verabredung die Eredar eines Yen fohet bie 
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eine fittlihe Pflicht aufgefaßt wiſſen mil. Die Folge ift, 
daß bei unbegründetem Rücktriite ber andere Verlobte, deſſen Eltern 
und diejenigen Perfonen, melde an Stelle der Eltern gehanbelt haben, 
einen Unfpruc nicht auf daß pofitive, fonbern nur auf bag negative 
Intereſſe haben, welcher Anſpruch feinen Grund in ber Taͤuſchung ber 
durch das Eheverſprechen begründeten Erwartung hat und daher auch 
nur auf Erfaß ber in biefer Erwartung veranlaßten Vermögensnach⸗ 
teile (Aufwendungen und Verpflichtungen) gerichtet ift (8 1298). 

Vorausſetzung jeven Anſpruches aus bem Veriöbnis war bie 
Gültigkeit des Verlsbniſſes. Gültig aber war e& bann, wenn bie 
Verlobten fünftig eine rechtsbeſtändige Ehe eingehen konnten. Das 
Vorhandenſein eines Chehinberniffes ftand alfo aud dem Verlöb— 
nis entgegen, während ber Mangel ded ehemünbigen Alters ben 
Beſtand des Verlöbniffes nicht hinderte. Mar Einwilligung ber 
Eltern ober bed Vormundes zuc Eheſchließzung notwendig, jo war 
fie auch für das Verlöbnis erforberlih. Diefe Grundſähe müffen 
auch nah BGB gelten, denn auch eine fittliche Pflicht zur Ein- 
gehung ber Ehe kann nicht begründet werben, wenn der Eheabſchluß 
nicht erfolgen kann ober dem Willen der gefeglichen Vertreter ber 
Verlobten nicht entfpricht. 

Schenkungen, melde die Brautleute einander machen, find 
im Zmeifel unter ber Vorausfegung gegeben, daß die Ehe zuftande 
tommt. Daher ift ber Empfänger des Gefchenfes wie der etwa zum 
Zeichen des gefchlofienen Werlöhniffes gegebenen Gegenftänbe (einer 
Arrha, eines Mahlſchatzes) grunblos bereichert, wenn bie Ehe— 
ſchließung, gleichviel aus welchem Grunde, unterbleibt. Nur wenn 
ber Tod das Verhältnis löſt, bleibt die Rüdforberung, dem vermut⸗ 
lichen Willen ver Verlobten gemäß, ausgeſchloſſen ($ 1301). 

Wo in bisherigen Reichsgeſetzen (6 52 Abſ. 2, 247 StGB, 
$ 51%, 57 StPO, $ 383: ZPO) auf das Verlöbnis Bezug ger 
nommen wird, ba mar ſchon bisher jebesformlIofe, aber ernft 
gemeinte Eheverſprechen verftanden (vgl. RG in Straff. 
10, 177). Dasfelbe gilt na BGB, das feinem Standpunkte ges 
mäß feine Form vorſchreibt. 


Die Ehe. 
8 236. Geſchichtliche Entwidiung des Eherechts. 


1. Das römiſche Recht unterſchied zwiſchen dem matrimo- 
nium juris gentium und bem m. legitimum (justae 
nuptiae). Die erftere fand ftatt unter Peregrinen ober zwiſchen 
Römern und ſolchen Peregrinen, die nicht da connubium Hatten; 
fie ftand nicht unter ber Herrfchaft des Dotalrechts und gab dem 


640 Biertes Bud: Das Familienrecht. 


Vater nicht bie römiſchrechtliche patria potestas über feine Kinder. 
Das m. legitimum mar entmeber mit der manus berfnüpft 
ober nicht verfnüpft. Dur die Manus- (fog. ftrenge) Ehe 
tam bie Frau in die hausherrliche Gewalt bes Mannes, ald ob fie 
feine filia-familias wäre; es löfte ſich demnach das agnatiſche Ver⸗ 
hältnis, in welchem fie zu ihrer angeftammten Familie ftand, 
fie Ionnte in Zukunft nicht eigenes Vermögen erwerben, und ihr 
bisherige Vermögen ging auf den Mann über. Doc ſchon unter 
Auguftus bilbete Die fog. Freie Ehe bie Regel: in ihr blieb die Frau 
gegenüber dem Manne perfönlid und vermögensrechtlich felbftänbig 
(sui juris), daher behielt fie ihr Vermögen und konnte frei barüber 
verfügen, fie blieb in ber Gewalt ihres Vaters und behielt ihr Erb- 
recht gegenüber ihrer angeftammten Yamilie. Sollte ber Mann zur 
Tragung ber ehelichen Laften einen Zuſchuß erhalten, jo mußte ihm 
biefer durch Veftellung einer dos befonders gewährt werben. 

Die Manus⸗Ehe wurde durch einen priefterlichen Alt (bie 
confarreatio, nur für Patrizier) oder durch mancipatio, bie fog. 
coemtio, eingegangen. Die manus entftand jebod auch durch ein⸗ 
jährige Zufammenleben (usus) der Gatten bei formlos erflärtem 
Ehefhluß. 

2. Das ältere deutſche Recht ließ zwar bie fog. Raubehe als 
gültige Ehe beftehen, wenn ber Entführer bie Sühne mit der Sippe 
ber Entführten bewirkte. Daneben beftand aber jevenfalld von Alters 
ber ber Brautfauf ald gewöhnliche Form bes Chefchluffet. Er 
beftand in einer feierlichen Übergabe ber Braut (traditio puellae) 
an ben Bräutigam burd ihren Water ober Vormund. Diefe 
Trauung änberte ſich fpäter in eine gegenfeitige Übergabe ber 
Brautleute durch eine bon ihnen gewählte Perfon. Die Frau trat 
in bie Munt des Mannes, und an ihrem Vermögen erivarb der Mann 
Rechte, die kraft Rechtsſatzes mit ÄAbſchluß der Ehe entitanden. 

3, Die Kirche erblidte in der Ehe ein rein ſittliches Verhält- 
nis und verlangte daher zu ihrer Entftehung nur bie formlos er= 
Härte Willeneinigung der Brautleute. Das Tridentiner Konzil 
(sessio 24 de reformatione matrimonii) hielt zwar an biefem 
Grundſatze feſt, forberte aber bie Anmefenheit bes Geiftlichen und 
mehrerer Zeugen (coram parocho et duobus vel tribus 
testibus). Die proteftantifche Lehre verwarf nit nur bie Auf- 
fafjung von ber Saframentsnatur der Ehe, fondern griff auf das 
frühere beutfche Necht zurüd, indem fie zur Nechtsgültigteit bes Ehe— 
Ichluffes eine Trauung der Brautleute durch ben Geiftlihen und 
damit eine Tätigkeit des Iegteren, ein Zufammengeben, forberte. 
Die Vorfchriften des Lanonifchen Rechts und ber. proteftantifchen 
Lehre wurden aber und blieben maßgebend für das perſönliche Ehe⸗ 
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echt, weil bie Kirche ſchon früh mit Erfolg bad Eherecht als ein ihrer 
Herrſchaft unterworfenes Gebiet in Anſpruch genommen hatte und 
daher ber kirchlichen Gerichtsbarleit auch die Eheſachen unterlagen. 
Die oben angegebenen Gegenfäße führten zu der Scheibung bes 
Eherechts in ein Tatholifche und ein proteftantifches. 

4. Nachdem durch eine Reihe von Landesgeſetzen ber 
Einfluß der Kirche abgeſchwächt worden war, erklärte das Reichs - 
geſetz vom 6. Februar 1875 über bie Beurkundung des Perfonen- 
ſtandes und die Eheſchließung die Ehe für eine weltliche Einrichtung, 
indem e8 die Zivilehe für obligatorifch, db. h. bie Mit» 
wirkung des Stanbesbeamten bei der Eheſchliezung zur Vorauss 
fegung einer rechtlich gültigen Ehe erklärte und der kirchlichen 
Trauung ober Einfegnung die zivilrechtliche Wirkung entzog. Damit 
im Zufammenhange ftand die Übertragung der Perſonen⸗ 
ftanböregifterführumg (Geburtö-, Heiratd-, Sterberegifter) 
bon ben Geiftlihen auf bie Stanbeöbeamten, die Aufhebung ber 
Tirchlichen Chegerichtäbarkeit und bie Aufftellung einer Reihe zivil⸗ 
zechtlicher Normen über das perfünliche Eherecht. 

Das BGB fteht auf demfelben Standpunkt: die Ehe kann 
rechtägültig nur bor dem Standesbeamten gejchloffen werben 
(8 1317), ber kirchliche At hat keine privatrechtliche Wirkung, bie Er— 
Her zratiäer Verpflichtungen bleibt Gewiſſensſache der Eheleute 
1 


8 237. Begriff und Vorausfegungen der Ghe. 


I. Begriff. Auch für das neuefte Recht, das eine Begriffs 
beftimmung nicht gibt, bleibt noch immer bie Erklärung von Mobe: 
ſtinus (l. 1 D. 28, 2) maßgebend: Nuptiae sunt conjunctio 
maris et feminae et consortium omnis vitae, divini et 
humani juris communicatio, eine BerbindungbonMann 
und $rau zu ungeteilter Lebensgemeinſchaft. 
Die Ehe ift nicht bloß ein fittliches, fondern ein Rechtsverhältnis, bie 
Eingehung der Ehe bilvet alfo einen familienrechtlichen Vertrag.!) 

II. Zu den Vorausſetzungen gültigen Eheſchluſſes gehört daher: 

1. Gefgäftsfähigkteit der Brauleute und, foweit für 
diefe das Lebensalter in Betracht kommt, au Ehemündigkeit 
(8 1303). Wer gefhäftsunfähig ift, kann nach altem und neuem 
Recht auch nicht durch feinen gefehlichen Vertreter eine Ehe jchließen. 
Wer in der Gejchäftsfähigteit nur befchräntt ift, bebarf der Ein- 
mitigung fe feines geſetzlichen Vertreters. Vom Vormundſchafts⸗ 


A. HMM. Yacobi Das perfünliche Eherecht S. 20, 21, ber bie Ehe 
gmwar fir ein Rehtägefcäft, nicht fer für einen Vertrag erklärt. 
Engelmann, D. bürgerfige Reft Deutfälands. IV. Hufl. 4t 
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gerichte Tann bie Einwilligung erfeßt werben, wenn biefe vom Vor— 
munbe, nicht aud) dann, wenn fie vom Inhaber der elterlichen Ges 
malt berweigert wird ($ 1304). Die Ehemünbigfeit trat nad) römi= 
ſIchem und kanoniſchem Rechte mit bem vollendeten 14. bzw. 
12. Lebensjahre und tritt nad; bem BGB (8 1303) beim Manne 
mit der Volljährigkeit, bei Mäbchen mit dem vollendeten 16. Lebens- 
jahre ein. Daher wirb ber Mann auch mit der Volljährigfeitßer- 
tlärung ehemündig ($$ 2, 3), Mädchen aber können Befreiung bon 
dem Ehemündigkeitsalter erlangen ($ 1303), ohne daß hierfür ein 
beftimmtes Lebensalter feftgefegt wäre (vgl. $ 1322). 

2. Die elterlide Einwilligung ift für Brautleute 
erforderlich, welche daß 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
fo daß hier alfo Volljährigkeitserklärung von dem Erforberniffe der 
Einwilligung nicht befreit. Die Einwilligung mwirb für eheliche 
Kinder erteilt vom Vater und nad} dem Tode dieſes von ber Mutter, 
für uneheliche Kinber von der Mutter, für angenommene Kinder vom 
Aboptivvater ($$ 1305, 1306). Sie ift eine Wetätigung bes elter- 
lichen Rechts, nicht eine Ergänzung ber Geſchäftsfähigkeit, fie kann 
daher nicht von einem Vertreter erteilt werben ($ 1307). Da für 
Haußfinder die Einwilligung bed Vaters nad) römifhem Recht un⸗ 
bebingtes Erfordernis war, konnte der Water durch prätorifchen 
Zwang, nad gemeinem Recht im Wege ber Klage zur Erteilung 
der Zuftimmung angehalten werben. Das BGB bagegen läßt für 
volljährige Kinder einen Erfah ber fehlenden elterlichen 
Einmilligung in ber Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu 
(8 1308). Während das Gericht aber für einen in ber Gefhäfts- 
fähigkeit Befchräntten die Genehmigung nur bann erteilen darf, 
wenn die Eingehung ber Ehe im Intereſſe des Münbels Liegt 
(8 1804), darf bie elterlicfe Einwilligung erfegt werben, wenn fie 
ohne wichtigen Grund verweigert wirb ($ 1308). 

3. Das Beftehen einer Ehe eined ber Ehegatten vers 
bietet ben Abfchluß einer neuen Ehe (Verbot der Bigamie, $ 171 
StGB). Es darf daher eine neue Ehe nur eingegangen werben, 
wenn bie bißherige Ehe aufgelöft ober für nichtig erklärt if. Wollen 
Brautleute die Nichtigleit der von ihnen geſchloffenen Ehe (3. 8. bei 
einem Yormmangel) befeitigen (fog. renovatio consensus), fo 
tönnen fie bie Chefchließung wiederholen, ohne daß ihre frühere Che 
für nichtig erflärt wird ($ 1309). 

4, Nahe Verwandtſchaft ober Shwägerfhaft mar 
nach römifchem Recht ein Ehehindernis für Afzenbenten und Deſzen⸗ 
benten, Gefetoifter und beren Abkömmlinge, Schwiegereltern und 
Schwiegerlinder, Stiefeltern und Gtieflinder. Daß kanoniſche Recht 
dehnte dieſes Ehehinberniß auß, indem es (feit 1215) die Ehe unter 
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Seitenverwandten und auch unter Verſchwägerten bis zum 4. Grabe 
Tanonifcher Berechnung verbot. Im Anflug an das Gefeh von 
1875 unterfagt das BGB (88 1310, 1311) die Ehe 

a) zwiſchen Verwandten in gerader Linie und zwiſchen voll⸗ 
und halbbürtigen Gefchwiftern, und zwar find verwandt in biefem 
Sinne auch das unehelie Kind und feine Ablümmlinge mit dem 
unehelichen Vater und deſſen Verwandten, 

b) zwiſchen Verfchwägerten in gerader Linie, alfo zwiſchen 
Stiefeltern und Stieftindern, Schwiegereltern und Schmiegerfinbern, 

c) zwiſchen dem, ber einen andern an Kindesſtait angenommen 
hat, und biefem ſowie feinen Abtömmlingen, folange bas 
Adoptivverhältnis dauert. 

Neu iſt, daß das BGB im Anſchluß an das kanoniſche Recht 
die affınitas illegitima zu einem Ehehindernis gemacht hat und 
daher bie Ehe verbietet 

d) zwifchen Perfonen, von benen bie eine mit Eltern, Vor— 
eltern ober Abkömmlingen ber andern Geſchlechtsgemeinſchaft ge— 
pflogen hat. 

5. In Übereinftimmung mit dem Gef. v. 1875 ift die Ehe nad 
BGB ($ 1312) verboten zwiſchen einem wegen Ehebruchs ge=- 
ſchiedenen Gatten und berjenigen Perfon, mit welcher biefer 
den Ehebruch getrieben hat. Worausfegung dieſes Ehehinderniſſes 
ift aber, daß ber Ehebruch im Scheibungsurteil als Grund ber 
Scheidung feftgeftellt if. Daher ift der Zeilnehmer am Ehebruch, 
fofern er auß dem Progeffe befannt ift, im Urteil anzugeben ($ 624 
ZPO). Bon diefem Ehehinberniffe kann Befreiung gewährt werben. 

6. Eine Frau barf erft nach Ablauf einer Wartezeit von 
10 Monaten ſeit der Auflöfung ober Nichtigfeitserflärung ihrer 
früheren Ehe mieber Heiraten, wenn fie nicht nor Ablauf der Friſt 
geboren bat. Da diefe Vorferift nur zu dem Zwede gegeben ift, 
Zweifel über bie Abftammung eines Kindes zu vermeiben ($$ 1591, 
1592), ift Befreiung zugelafien ($ 1313). 

7. Wer aus einer früheren Ehe ein minverjährigeß ober zwar 
polljähriges, aber unter feiner Vormundſchaft ftehendes Kind hat 
(88 1845, 1896, 1899), kann eine fernere Ehe nur eingehen, menn 
er fi mit feinem Kinde betreffs des feiner Verwaltung unter- 
ftehenben Kinbesvermögend auseinanbergefegt hat ($$ 1669, 
1493) und hierüber ein Zeugnis des Vormundſchaftsgerichts bei— 
bringt ($ 1314)) 


?) Endlich ift für Militärperfonen und Landes beamte, die nach 
Zanbeögefegen einer befonberen Erlaubnis zur Eingehung der Ehe be» 
bürfen, das Nictvorhandenfein ber Erlaubnis Chehinbernis. Ahnliches gilt 
für Ausländer ($ 1316). 

4* 
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Die Chehinberniffe wurden früher und werden noch jept in 
trennenbe (impedimenta dirimentia) und auffdiebende 
(imp. impedientia) eingeteilt. Die erfteren ftehen ber Rechts— 
gültigfeit der gleichwohl gefchloffenen Ehe entgegen, bie letzteren ent⸗ 
halten nur eine Mahnung an die Brautleute und den Stanbes- 
beamten, ftehen aber ber Gültigkeit ber trogbem geſchloſſenen Ehe 
nicht entgegen. Nach BGB ($$ 1323 ff.) hat trennende Wirkung 
dad Ehehindernis ber Gefhäftsunfähigteit (nicht die bloße Ehe- 
unmünbigteit), ber Doppelehe, der durch eheliche oder uneheliche Zeu⸗ 
gung begründeten Verwandtſchaft ($$ 1327, 1310 Abf. 1 und 3), der 
auf einer Ehe beruhenden Schwägerfchaft, mährend die fog. affini- 
tas illegitima ($$ 1327, 1310 Abſ. 2) nur ein aufſchiebendes 
Hindernis bilbet, enblic; Dad bes Ehebruchs ($$ 1328, 1312). 


8 238. Die Schliekung der Ehe. 

Nah römiſchem und älterem kanoniſchen Rechte genügte die 
formlos erflärte Willenkeinigung ber Brautleute.e Das fpätere 
TatHolifche Eherecht verlangte Abgabe der Erklärung vor dem Pfarrer 
und zwei Zeugen und das proteftantifhe Net Trauung durch ben 
Geiſtlichen. Das Gefek von 1875 verlangte einen öffentlichen Akt, 
nämlid bie von dem Stanbesbeamten abgegebene fürmliche Willens⸗ 
erflärung ber Verlobten und den Ausſpruch dieſes Beamten, daß er 
fie für rechtmäßig verbunbene Eheleute ertläre. Das BGB (88 1317, 
1318) hat an biefer Form grunbfäglich feftgehalten, für wefent- 
Lich aber nur erklärt, 

a) daß bie Verlobten vor einem Standesbeamten perſönlich und 
bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären, die Ehe miteinander eingehen 
au wollen; 

b) daß der Standesbeamte zur Entgegennahme biefer Er- 
Härungen bereit ift. 

Abgefehen davon alfo, daß die Eingehung ber Ehe nicht vor 
dem Geiftlichen erfolgt, ift dad BGB in bem Erforberniffe zu 
a bem Xribentiner Konzil gefolgt, im Erforderniſſe zu b ift e& ihm 
nicht gefolgt, denn nach dieſem genügte, baß ber Geiftliche die Er— 
tlärung ber Brautleute nur überhaupt vernahm. 

Unmefentlid, aber borgefchrieben („[oll“) ift Die An— 
mefenheit bon zwei Zeugen (ihre Eigenfchaften f. $ 1318 Abſ. 2), die 
in Gegenwart der Zeugen vom Siandesbeamten an die Verlobten 
einzeln und nacheinander zu richtende Frage, ob fie die Ehe mit- 
einanber eingehen wollen, der Ausſpruch bes Stanbesbeamten, daß 
die Brautleute kraft des BGB nunmehr rechtmäßig verbundene Ehe⸗ 
leute feien, unb bie Eintragung ber Eheſchließung in das Heirats⸗ 
zegifter. Auch darauf kommt es nicht an, ob der Standesbeamte 
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auftändig ($$ 1320, 1321) und ob er als folcher amtlich beftellt ift; 
es genügt, daß er das Amt öffentlich ausübt, es fei denn, daß ben 
Verlobten ber Mangel feiner amtlichen Befugnis bei ber Ehe— 
ſchließung befannt ift ($ 1319). 

Jede in anderer als ber hier als weſentlich bezeichneten Form 
abgegebene Erflärung ift nichtig ($$ 1317, 1324). Die Eintragung 
in das Heiratöregifter und ein durch zehn Jahre (bzw. menigftens 
3 Jahre) fortgefeßtes eheliches Leben der Nupturienten begründet in= 
deffen bie Filtion, daß die Ehe formell gültig geſchloſſen fei ($ 1324). 

Dem Abfchlufle ber Ehe f oTTein Aufgebot vorangehen (8 1316). 

Die Eheſchließung gehört zu den Gefchäften, die weder Be— 
dingung noch Zeitbeftimmung vertragen ($ 1317). 

$ 239. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe. 

Da die Eheſchließung ein Rechtsgeſchäft ift, unterliegt fie 
grunbfäglich den allgemeinen Beftimmungen über die Gültigteit der 
Willenzerflärungen. Daher ift nad) altem und neuem Rechte ($ 1325) 
Geſchäftsunfähigleit, Bewußtloſigkeit oder auch nur bie borüber- 
gehende Störung ber Geiſtestätigleit ein Hindernis gültiger Ehe— 
ſchliehung. Aber wie nad) bisherigem (RG 9, 220), fo iſt auch nad 
neuem Recht in einem ſolchen Falle zwar ein trennendes, aber nur 
ein pribates Hindernis gegeben, inäbefonbere genügt nad neuem 
Rechte ($ 1325) formlofe Veftätigung der Eheſchließung nad Auf- 
hebung be Mangels, aber vor ver Nichtigkeitserflärung oder Aufs 
löfung ber Ehe. 

Der Gegenfaß der impedimenta dirimentia privata und ber 
imp. publica fällt mit dem Gegenfage von Anfechtbarleit und 
Nichtigkeit zufammen, Doc ſchwanlte das bißherige Recht in ber 
Anwendung ber Begriffe Nichtigkeit, Ungültigfeit unb fog. relativer 
Nichtigkeit. Das BGB (85 1323 ff.) wendet auf bie Che zwar die 
von ihm für fehlerhafte Rechtsgeſchäfte überhaupt aufgeftellten Be - 
griffs beftimmungen an (vgl. $$ 116 ff.), läßt aber eine analoge 
Anmenbung ber allgemeinen Grunbfäte auf bie Ehe nicht zu. 
Denn bie befonberen Eigentümlichkeiten der Che als eine durch einen 
öffentlichen Alt begründeten und äußerlich mahrnehmbaren Verhält⸗ 
niffeß, deſſen Rechtsfolgen für Dritte bindend find, geftatten eine 
Übertragung jener Grundfäge nicht. Die Ehe ift daher nur in 
einem einzigen alle ein für dad Gefeg nicht vorhandenes 
Verhältnis, nämlich dann, wenn ihr die borgefchriebene Fotm mans 
gelt und auch eine Eintragung ins Heiratsregiſter nicht erfolgt 
iſt. Die aus einem ſolchen Verhältnis herorgegangenen Kinder 
find daher uneheliche (88 1317, 1324, 1329, 1699). In allen 
andern Fällen befteht auch bie midlige Ehe fo 
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Tange bi3 fie durch Urteil für nichtig erklärt 
ift (8 1329), und das aus ihr entfpringenbe Kind gilt als ehelich, 
wenn nicht bie Eltern beim Eheſchluß bie Nichtigkeit der Ehe gefannt 
haben ($ 1699). Die bloß anfechtbare Ehe gilt als von Anfang 
annichtig, aber audy zur Anfechtung bedarf es ber Klage. 

Ferner ift in einzelnen Fällen eine Heilung ber Nich— 
tigfeit möglid. a) Die formmibrig gefchloffene, aber in Re— 
giftereingetragene Ehe wirb als von Anfang an gültig an= 
gefehen, wenn fie einen gewiſſen Zeitraum binburch beftanden 
bat ($ 1324); b) bie Nichtigkeit ber von einem Gefhäftsun- 
fähigen gefchlofienen Ehe kann durch formlofe Beftätigung 
gehoben, c) die wegen Ehebruchs verbotene Ehe durch nachher erlangte 
Dispenfation gültig werben ($$ 1325, 1328). 

BloBe Anfedjtbarkeit der Che ift nad; neuem Rechte gegeben, 
wenn für einen beſchränkt Gefhäftsfähigen die Einwilligung bes 
geſetzlichen Vertreters fehlt, oder wenn ein Zeil nicht weiß, daß es 
fi um eine Gheſchließung handelt, oder wenn er dies zivar weiß, 
doch eine Erklärung, die Ehe eingehen zu wollen, nicht hat abgeben 
mollen. ft die Abgabe der Erklärung aber gewollt, jo Tann fie 
meber wegen Simulation noch wegen Vorbehalts angefochten, viel⸗ 
mehr bie Anfechtung nur auf Irrtum, Betrug ober Drohung ger 
gründet werben. Der Xrrtum mar ſchon nad) altem Rechte nur 
dann Anfechtungsgrund, wenn er ein fog. mejentlicher war, doch 
gingen die Auffaffungen darüber, inwieweit ein Irttum in ben 
Eigenfhaften der Perſon mefentlich fei, außeinander. Das BGB 
($ 1333) erfennt den Xrrtum in der Identität ftets, 
den Irrium in perfönligen Eigenſchaften bes andern 
Gatten aber nur dann als Anfechtungsgrund an, wenn ber Irrende 
bei Kenntnis der Sachlage (fubjeltiver Stanbpuntt) und bei ver— 
fländiger Würbigung bed Wefens ber Ehe (objeftiver Maßſtab) 
diefe Perfon nicht geehelicht haben würde. Damit ift eine An- 
fechtung wegen Irrtums in ben Vermögensverhältniffen bes andern 
Teils auögefchloffen, und felbft eine Täuſchung über biefe enthält 
feinen Anfechtungsgrund ($ 1334). Betrug berechtigt, mie 
nad proteftantifchem Eherechte, fo nah BGB zur Anfechtung, 
wenn eine Täuſchung über „Umftäne“ (alfo nicht bloß Eigenſchaften 
tes andern Zeile), die für ben Getäufchten bei verftänbiger Be— 
urteilung maßgebend fein mußten, entweder von dem anbern Zeile 
felbft oder mit beffen Wiffen von einem Dritten verübt worden ift. 
Auch widerrechtliche Drohung gibt ein Anfechtungsrecht, wenn fie 
für den Entſchluß des Bedrohten urſächlich mar ($$ 1334, 1335). 

Die Anfechtung ift ein höchſtperſönliches Net 
des verlegten Gatten ($ 1338), fie erfolgt nicht durch bloße Er— 
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tlärung, fonbern duch Klage (8$ 1336, 1341), weil bie durch 
einen öffentlichen Aft gefchloflene Ehe nur wiederum durch einen 
öffentlichen Akt gelöft werben fann. Aus biefem Grunde kann bie, 
wenngleich von Anfang an vorhandene, Nichtigkeit der Che vor der 
Rechtslraft bes Urteils nicht anderweitig geltend gemacht werben. 
Die Unfehtung wird vom BGB nicht begünftigt, fie ift ausge— 
ſchlofſen, wenn ber Unfechtungsberechtigte die Ehe genehmigt und ift 
gebunden an eine Ausſchlußfriſt von 6 Monaten (88 1336—1347). 

Der Gegenſatz zwiſchen Anfechtbarkeit und Nichtigkeit befteht 
daher darin, daß die anfechtbare Ehe nur von dem verletzien 
Ehegatten, ausnahmsweiſe von beffen geſetzlichem BVertreter, 
angefochten, die Nichtigfeitötlage aber von jedem Ehegatten, vom 
Staat3anmalt, unter Umftänden fogar von Dritten erhoben 
werben Tann ($$ 1331—1336 BGB, 632 ZPO) und daß fie an 
teine Friſt gebunden iſt. ft eine Ehe für nichtig erklärt, 
fo kann bie Nichtigkeit nunmehr au) in anderer Weife ala 
durch Nichtigfeitstlage, 3. B. einrebemeife geltend gemacht werben 
(8 1329). 


$ 240. Die perfönliche Stellung der Ehegatten zu einander. 


1. Nach fpäterem römifchen und nad} gemeinem Rechte fteht die 
Frau nicht in ber Gewalt bes Mannes: die Eheleute ftehen gleich 
berechtigt nebeneinander, find aber zur Lebeusgemeinſchaft ver⸗ 
pflichtet. Denfelben Grundſatz ftellt $ 1353 BGB auf. Danach 
find die Ehegatten nicht bloß verpflichtet, alles da8 zu tun, maß 
das Wefen der Ehe verlangt, fonbern auch verbunden, in ben das 
gemeinfchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten. bem 
andern die Mitwirkung zu geftatten. Diefe Pflicht iſt Recht 8— 
pflicht, fie ift zwar nicht erziwingbar, fann aber nach neuem, 
darin der gemeinrechtlichen Praxis folgenden, Rechte Gegenftand 
einer Klage (auf Herftellung bes ehelichen Lebens) werben (vgl. $ 606 
ZPO). Es kann alfo namentlih auf Eintritt oder Aufnahme in 
die eheliche Wohnung, es Tann fogar auf Leiftung ber fog. ehelichen 
Pflicht geklagt werben. Die Klage ift unbegründet, menn bas Be— 
gehren des Klägers einen Mißbrauch feines Rechts enthält oder wenn 
der beflagte Ehegatte zur Scheidungsklage berechtigt ift ($ 1353). . 

Bei einer Meinungsverfchiebenheit hat der Mann bie ent 
ſcheidende Stimme, doch ift bie Frau auch in dieſem alle nicht 
verpflichtet, Folge zu leiften, wenn die Entſcheidung fih als Miß— 
brauch barftellt ($ 1354). h 

Die Frau erleidet nad; neuem Recht, das hierin mit dem fpätern 
römifchen und bem gemeinen Recht übereinftimmt, durch bie Ver- 
heiratung eine Einſchränkung ihrer Geſchäftsfähigkeit: 
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fie kann durch felbftändig vorgenommene Rechtsgeſchäfte erwerben 
und Verpflichtungen eingehen, fie iſt daher auch prozeßfähig ($ 1399 
BGB, 5 52 ZPO). Dagegen ift fie nicht befugt, durch Rechts— 
geſchäfte ober prozefjualifche Handlungen über ihre dem Rechte bes 
Mannes unterworfenen Vermögensgegenftände zunerfügen. Aus 
ihrer Gefchäftsfähigfeit folgt das Recht, auch ohne Zuftimmung bed 
Mannes ein ſelbfiändiges Erwerbsgeſchäft zu treiben und innerhalb 
dieſes Betriebes Rechtshandlungen vorzunehmen. Die Zuftimmung 
ober Nichtzuftimmung bes Mannes hat jedoch güterrechtliche Wir- 
tungen. Indeſſen hat der Mann hie höchftperfönliche Berechtigung, 
ein bon ber Frau eingegangened Rechtsverhältnis, buch 
daß fie zu einer von ihr in Perfon zu machenden Leiftung verpflichtet 
mird, friftloß zu tünbigen, er hängt babei jebod von der Er— 
mädhtigung bed Vormundſchaftsgerichts ab. Die Yrau kann au 
mit bem Manne Rechtsgeſchäfte ſchließen. 

Im einzelnen ift folgendes zu bemerten: 

1. Die Frau erhält nad) altem und neuem Rechte ben Familien- 
namen des Mannes ($ 1355) und damit nicht nur ein Recht, 
ſondern bie Pflicht, diefen Namen zu führen. Daß fie fi) eines 
ihren angeftammten Zamiliennamen ausbrüdenben Zuſatzes bebiene, 
ift nicht ausgeſchloſſen. Sie behält den Namen auch nad Aufs 
Töfung ber Che, ift fie aber im Scheidungsprozeſſe für allein ſchuldig 
erklärt, fo fann ihr der Mann bie Führung feines Namens unters 
ſagen; in jedem Falle kann fie nad) erfolgter Scheibung ihren früs 
heren Namen mwieber annehmen ($ 1577). 

2. Die Wahl des Wohnortes und der Wohnung hängt von 
der Beftimmung des Mannes ab, und bie Frau ift ihm borthin zu 
folgen verpflichtet, wenn feine Beftimmung nicht eine mißbräuchliche 
ift (8 1354). Der Wohnfig bes Mannes ift ohne weitere auch 
der der Frau. Verlegt der Mann den Wohnfig aber an einen im 
Auslande gelegenen Ort, an melden bie Yrau zu folgen nicht ver⸗ 
pflichtet ift, und folgt fie ihm tatfächlich nicht, fo teilt fie feinen 
Wohnſitz nicht (8 10). 

3, Die Frau ift berechtigt und verpflichtet, das gemeinſchaftliche 
Hausweſen zu leiten, doch hat ber Mann auch innerhalb dieſes 
Kreifes das Recht der Entſcheidung ($ 1356). Ob bie Frau ver— 
pflichtet ift, im Hausweſen ober Gejchäfte des Mannes felbit zu 
arbeiten, hängt davon ab, ob eine folge Mitwirkung nad ben 
Verhältniffen, in denen die Ehegatten Ieben, üblich ifl. Die Frau 
Tann ſich demnach nicht auf die Verhältniffe berufen, in benen fie 
vor ber Verheiratung geftanden hat. Mit ber ſog. Schlüffel- 
gemalt ber Frau ift eine ihr eingeräumte gefegliche Vertretungs= 
macht verbunden. Innerhalb des häuslichen Wirkungstreifes ber 
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Frau von ihr gefchloffene Rechtsgeſchäfte gelten daher als Rechts⸗ 
geihäfte bed Mannes. Eben deöhalb aber ift der Mann befugt, 
diefe Vertretungs macht einzufchrinten ober außzufchließen. 
Einen Streit Hierüber entfcheidet ber Vormundſchaftsrichter 
(88 1356, 1357). 

4. Die Eheleute haften einander für diligentia quam 
suis ($$ 1359, 277). 

5. Die Eheleute find gegenfeitig zur Unterhaltsgewährung ver⸗ 
pflichtet; aber während der Mann zur Gewährung bed feiner 
Lebenzftellung, feinem Vermögen und feiner Erwerbs fühigfeit, 
nicht bloß feinem tatfächlihen Eintommen, entſprechenden Unter⸗ 
Halte an bie Yrau unter allen Umſtänden verpflichtet ift, hängt 
die Unterhaltäpflict der Frau bon ber Hilfäbebürftigfeit bes 
Mannes ab; tritt ihre Unterhaltspflicht ein, fo beftimmt fi das 
Maß bed Unterhalts nach der Lebensftellung bes Mannes und nach 
tem Vermögen und ber Erwerbsfähigteit ber Frau. Die Pflicht der 
Frau ift alfo eine fubfibiäre, die des Mannes ift Ausfluß feiner nad 
altem und neuem Rechte beftehenben Verpflichtung, die ehelichen Laſten 
zu tragen. Der Unterhalt wirb regelmäßig in der durch Die Lebens» 
gemeinſchaft gebotenen Weife und nur ausnahmsweiſe durch Ent- 
richtung einer Gelbrente gewährt, wenn nämlich bie Eheleute auf 
Grund des einem von ihnen zuftehenden Rechts getrennt leben 
(88 1360, 1361). Zum Unterhalte gehören an fi nicht Prozeß⸗ 
und Unterfugungstoften ($ 1610). Hierüber beftehen befonbere 
Vvorſchrifien (88 1387, 1412, 1415, 1416, 1460, 1464, 1535, 1586). 

II. Ehefrauen minderen Rechts waren und find noch jetzt bie in 
einer fog. Ehe zur linken Hand ſtehenden Frauen.) Im Mittel: 
alter enttidelte ſich nämlich für den Abel das fog. Ebenbürtig- 
teitöpringzip. In ber neueren Zeit jeboch murbe bie für ben 
nieberen Adel aufgegeben (Rechtsſprichwori: „Ritters Weib hat Rit- 
ter Recht“) und nur für den hohen Abel aufrecht erhalten. Danach 
wird alfo bie Ehe einer Perfon von hohem Abel mit einer nicht 
abeligen und die Ehe einer Perfon bed Reichsfürſtenſtandes mit 
einer Perfon aus dem nieberen Abel als eine Mifheirat an- 
gefehen. Eine ſolche ift zwar eine rechtsgültige Ehe, aber bie Frau 
erwirbt nicht ben Stand und den Namen des Mannes, und auf bie 
Kinder kommt der Grunbfaß: „Das Kind folgt ber ärgeren Hand“ 
zur Anwendung. Werben bie vermögensrechtlichen Folgen einer fol- 
hen Ehe bei ber Heirat duch Vertrag geregelt, fo nennt man fie 


23 xömiſche Konkubinat war keine wirkliche Ehe; er bezeichnet das 
dauern! Zufemmenteben eines Mannes mit einer Frau ohne Eheabficht. 
Die Kinder liberi naturales) waren vor andern unehelichen Kin! 
borzug! 
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Ehe zur linken Hand ober morganatifche Ehe.) Das BGB 
erwähnt biefe Ehe nicht, auch fie muß in der bon ihm vorgeſchrie⸗ 
benen Form gefchloffen werben, ba aber durch bie Artt. 57, 58 EG 3. 
BGB die Hausgefege bzw. bie Landesgeſetze hinſichtlich der Haus⸗ 
verfaſſungen der dort erwähnten Familien aufrecht erhalten werben, 
fo bleiben auch bie in ihnen enthaltenen Satzungen über Miß— 
heiraten beftehen. 


$ 241. Die Auflöfung der Ghe. 


I. Dem Tode eines Ehegatten ift vom BGB die Tobeserflärung 
nicht gleichgeftellt. Denn obwohl die Todeserllärung dem andern 
Gatten das Recht ber Wieberverheiratung gibt, wirb bie frühere 
Ehe doch nicht buch die Todeserklärung, fonbern erft durch 
Säließung der neuen Ehe aufgelöft. Da ferner bie Todeserklärung 
nur eine Vermutung begründet, ift die neue Ehe nichtig, menn beibe 
Ehegatten miffen, daß bie Vermutung nicht zutrifft. Daher ift 
ferner ber andere Ehegatte zur Eingehung einer neuen Ehe fo lange 
nicht berechtigt, als der durch die Anfechtungsklage veranlaßte Rechts— 
ſtreit noch ſchwebt, fo lange alſo die Aufhebung des die Todeserklä— 
rung ausſprechenden Urteils noch möglich ift. 

Wird bekannt, daß der Verſchollene noch lebt, fo hat jeder Ehe- 
gatte der neugefehloffenen Ehe das Recht, diefe neue Ehe anzufechten. 
Damit ift für diefe neue Ehe ber Irrtum im Beweggrunde zu einem 
Anfechtungsarunde erhoben, denn das Anfechtungsrecht iſt dem⸗ 
jenigen Gatten der neuen Ehe genommen, der das Fortleben des Ver⸗ 
ſchollenen bei der Eheſchließung kannte ($$ 1348—1352). 

II. Die Eheſcheidnug unterfcheibet fi von ber Anfechtung ba= 
duch, daß dieſe eine Tatſache geltend macht, welche ven Abſchluß der Ehe 
hätte verhindern follen, jene fich auf einen Umftand grünbet, ber nach 
Abſchluß ber Ehe eingetreten ift. Folglich ift im Falle erfolgreicher 
Anfechtung bie Ehe von Anfang an nichtig, während im Falle der 
Scheidung die Ehe nur für die Zukunft aufgelöft wird. 

Das römifche Recht hatte ein freies Scheidungsrecht. Die in 
der Manus ftehende Frau konnte von ihrem Manne emanzipiert und 
jebe Ehe durch repudium, d. h. einfeitige Erklärung gelöft 
werben. Die Folge bed repudium war bad divortium,b.h. 
das Auseinandergehen, bie Löfung bed Ehebunbes. Die Ausübung 
dieſes Rechts einfeitiger Löfung ſetzte das Vorhandenſein eines 
Scheidungsgrundes voraus; war ein folcher nicht vorhanden, fo mar 
zwar bie Scheidung nicht Anwirtſam, doch trafen denjenigen, der die 


) Von der „Morgengabe“, d. h. der durch ven Vertrag feſtgeſetzten 
Witwenverforgung. 
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Scheidung grundlos herbeiführte oder fie verſchuldete, Vermögens⸗ 
nadteile. Den entgegengefegten Standpunkt nahm das Tatholifche 
Eherecht ein: es erklärte die Ehe al Sakrament und deshalb für un= 
löslich, es geftattete nur eine Trennung von Tiſch und Bett (sepa- 
ratio quoad mensam et thorum perpetua) und auch biefe nur 
wegen Ehebruchs. Die proteftantifche Lehre verwarf die Safra- 
ment3natur der Ehe und ftand deshalb einer Aufhebung nicht bloß 
des gemeinfchaftlichen Lebens, ſondern der Ehe felbft nicht entgegen. 
Es entioidelte fih dann hauptſächlich durch die gemeinrechtliche 
Praris ein Eheſcheidungsrecht für Richtkatholiken, und zwar wurde 
die Scheidung geftattet wegen Ehebruchs, wegen bößlicher Verlaffung 
unb wegen anberer Tatfachen, bie dem einen Ehegatten bie Fort⸗ 
fegung der Ehe mit dem andern unerträglich machten. Das Geſetz 
von 1875 erfannte bie Zuläffigteit einer Trennung des Bandes ber 
Ehe, nicht dagegen die dauernde Trennung von Tiſch und Bett an, 
beließ es aber bei ven bißherigen Ehefcheibungsgründen. Die Schei— 
dung fonnte ſchon nach früherem gemeinem Rechte nur durch Urteil 
erfolgen, und das Gefek von 1875 hat biefen Grunbfa mit bem 
Zufak ausbrüdlic; wiederholt, daß nur das bürgerliche, b. h. das 
weltliche Gericht zum Erlaffe dieſes Urteils befugt ift (88 76, 77). 

Auch das BGB läßt die Sheibungnurburd Urteil 
erfolgen. Das gerichtliche Verfahren aber, das dem Urteile voran⸗ 
geht, weicht in weſentlichen Punkten von dem gewöhnlichen Prozeß- 
verfahren ab, denn ba bie Scheidung dem Belieben ber Parteien 
entzogen und nur dann zuläffig fein fol, wenn einer ber geſetzlich 
anerkannten Scheibungsgrünbe objektiv feftgeftelt ift, mußte den 
Parteien die Möglichkeit einer durch Prozeßhandlungen betätigten 
Verfügung über ihre Ehe entzogen und baher das fog. Unter⸗ 
ſuchungsprinzip an die Stelle ber Dispofitionsmarime gefegt wer- 
den (88 606 ff. ZPO) Die Scheidung tritt mit ber 
Rechtstraft des Urteils ein ($ 1564); die Zuftellung bes 
auf Säeidung lautenden Urteils erfolgt von Amtswegen ($ 625 


). 

Hinfichtlih der Gründe folgt das BGB im weſentlichen der 
gemeinrechtlichen Praxis. Es unterfcheivet abjolute und relative 
Scheidungsgründe; abfolut ift der Scheidungsgrund, beffen Tat- 
beftand im Geſetze feſt beftimmt if, velatin derjenige, der nad 
richterlichem Ermeſſen eine Zerrüttung des ehelichen Lebens barftellt. 

a) Abſolute Scheidungsgründe find: 

aa) Ehebruch, Doppelehe und wibernatürlide 
Unzucdt ($ 1565 868, 88 171, 175 StGB); die andern Yälle 
der Sittlichkeitsverbrechen Kilden teine abfoluten, fie fönnen aber 
als relative Scheibungsgründe Bebeutung erlangen, und auch jene 
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obengenannten Ehevergehen berechtigen nicht zur Scheidung, wenn 
der andere Gatte ihnen zugeftimmt ober an ihnen Zeil genommen 
hat, benn in biefem alle ift er nicht verlegt. Der Begriff bes 
Ehebruches ift hier mie im Strafrecht der gleiche: es muß zur Bei= 
ſchlafsvollziehung gefommen fein (RG in Straff. 14, 352); 

bb) Lebensnadftellung ($ 1566); 

ee) böſliche Verlaffung, d. h. die eigenmädtige Auf= 
hebung der häuslichen Gemeinſchaft in der Abficht, das eheliche Leben 
nicht wieder aufzunehmen. Nach dem Geſetz ift diefer Tatbeftand nur 
dann gegeben, wenn 

entmweber ber zur SHerftellung ber ehelichen Gemeinfchaft 
rechtsträftig verurteilte Gatte ein Jahr lang gegen ben Willen bes 
andern Ehegatten in böglicher Abficht dem Urteile nicht Folge leiftet, 

ober menn ein Gatte fih ein Jahr lang gegen ben Willen 
bes andern Gatten in böslicher Abſicht von der häuslichen Gemein 
ſchaft fern gehalten hat und fein Aufenthalt unbefannt ift oder eine 
Zuftellung an ihn im Außlande zu bewirken und nad} ben für biefe 
beftehenden Vorfchriften unausführbar fein oder feinen Erfolg ver— 
ſprechen würde. ft alſo der Gatte für deutſche Gerichte erreichbar, 
fo ift immer erft ber Weg eine Vorprozeſſes zu befchreiten und dann 
ein Jahr zu warten; ift er unerreichbar, fo genügt einjährige Ab⸗ 
mwefenheit ($ 1567); 

dd) Geiftestrantheit,t) wenn die Krankheit während 
der Ehe minbeftens 3 Jahre gebauert und einen ſolchen Grad erreicht 
bat, daß die geiftige Gemeinfhaft zwifchen den Ehegatten aufge- 
hoben und jebe Ausſicht auf Wieberherftellung der Gemeinfchaft auß= 
geſchloſſen ift; mit biefem Scheibungägrunbe weicht dad BGB von 
dem fonft von ihm angenommenen Verfhulbung3prinzip 
ab (8 1569). 

b) Relativer Scheibungsgrund ift die Durch ben einen Ehe— 
gatten verſchuldete Zerrüttung des ehelichen Ver— 
bältniffes buch 

aa) ſchwere Verlegung ber durch die Ehe begründeten Pflichten, 
mohin auch grobe Mighandlung gehört, 

bb) durcch ehrlofes ober unfittliche® Verhalten. 

Die Zerrüttung muß foweit gehen, daß dem andern Gatten die 
Fortfegung der Ehe nicht zugemutet werben Tann ($ 1568). 

Das Recht auf Scheidung erlifcht, außer wenn es auf Geiſtes⸗ 
krankheit gegründet wird, nad} altem und neuem Rechte durch — auß= 
drückliche oder ſtillſchweigende — Verzeihung und kann nur 
innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 6 Monaten vom Zeit— 








) Jacobi zählt biefen Scheibungsgrund zu ben relativen. 





Erſter Abſchnitt: Das Eherecht. 5 241. 658 


punkte der Kenntnis des Scheidungsgrundes, nad) Ablauf von 
10 Jahren vom Eintritt des Scheidungsgrundes aber überhaupt nicht 
mehr geltend gemacht werben. In dieſe 6 Monate wirb derjenige 
Zeitraum nicht eingerechnet, während beffen bie ehelihe Gemeinſchaft 
aufgehoben ift, benn das Getrenntleben ift ein Beweis für das Fori⸗ 
beftehen bes Mißverhältniffes. Fordert aber ber eine Ehegatte ben 
zur Klage berechtigten andern Gatten auf, entweder bie häusliche Ge- 
meinſchaft Herzuftellen oder zu klagen, gibt er alfo den Willen zu er- 
tennen, möglichft halb Klarheit darüber zu erlangen, ob die Ehe fort- 
gefeßt ober aufgelöft werben fol, jo läuft bie Frift vom Empfange 
der Aufforderung. Die Friſt ift gewahrt, wenn vor ihrem 
Ablaufe die Scheidungsklage erhoben oder die Labung zum Gühne- 
termine zugeftelt wird. Erſcheint aber der klageberechtigte Gatte im 
Sühnetermine nicht oder klagt er nicht innerhalb dreier Monate nad 
dem Xermine, fo verliert bie Ladung ihre Wirkung, d. 5. bie ſechs— 
monatige Yrift ift dann durch dieſe Ladung nicht unterbroden 
worden ($ 1571). Iſt die Friſt von 6 Monaten durch Klagerhebung 
gewahrt, fo können im Prozeſſe auch diejenigen Scheibungsgrünbe 
geltend gemacht werben, die jegt mehr ala 6 Monate zurüdliegen, 
aber bei der Rlagerhebung nod nit 6 Monate zurüdlagen. 
Ausgeſchloſſſene Scheidungsgründe können nur zur Unter 
fügung einer auf andere Scheidungsurſachen gegründeten Klage an= 
geführt werben (88 1572, 1673). 

Das auf Scheidung lautende Urteil hat fich auch darüber aus⸗ 
zuſprechen, welcher Ehegatte allein ober ob beide Gatten bie Schuld 
an ber Scheibung tragen ($ 1574). Eine Ausnahme macht der Fall 
einer Scheibung wegen Geiſteskrankheit, denn Hier ift Die Scheibung 
nicht verfehulbet. Während nad römifchem Rechte die Beurteilung 
der Schulbfrage ben einzigen felbftänbigen Streitpunft und auch 
nad) gemeinem Rechte und mehreren Zanbesgefegen, welche dem ſchul⸗ 
digen Gatten Eheſcheidungsſtrafen auferlegten, eine Hauptfrage 
bilbete, welche eine Yortfegung des Scheidungsprozeſſes noch nad 
dem Tode eines ber Ehegatten ermöglichte, ift fie durch das BGB zu 
einer Nebenfrage herabgebrüdt, denn eigentlihe Scheidungs- 
ftrafen beftehen nit mehr. Doc kann ber Mann ber 
allein für ſchuldig erklärten Frau feinen Familiennamen entziehen, 
und jeder allein ſchuldige Gatte hat dem andern ftandesmäßigen 
Unterhalt zu gewähren, auch auf Verlangen die während des Braut- 
ſtandes oder ber Ehe empfangenen Gefchente zurüdzugeben (88 1577, 
1578, 1584); dieſe Wirkungen der Verſchuldung rechtfertigen aber 
nicht die Fortfegung des Eheprogefled, wenn einer der Gatten vor 
ber Rechtötraft bes Urteils flirht ($ 628 ZRO). 

Der klageberechtigte Gatte hat Die Wahl, Scheibung oder Auf⸗ 
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bebung ber ehelichen Gemeinfhaft zu verlangen. 
Diefe bloße Löfung des gemeinfchaftlichen Lebens läßt bie Ehe felbft 
und bamit die Möglichfeit einer Anfehtung ober Nichtigkeitserklä— 
tung beftehen und verhindert natürlich bie Wieberverheiratung. Der 
betlagte Zeil hat jedoch das Recht zu verlangen, baß die Che 
geſchieden werde; hat ber beflagte Zeil von diefem Rechte keinen Ge— 
brauch gemacht, und ift alfo nur bie Aufhebung ber Gemeinfhaft 
außgefprochen, fo kann doch jeder Zeil auf Grund bes Urteils 
die Scheidung verlangen, ein Recht, das mit ber Herftellung ber ehe⸗ 
Tichen Gemeinfchaft erlifcht (8$ 1575, 1576, 1686). 

Über die Unterhaltspflicht der geſchiedenen Eheleute ſ. $$ 1578 
bis 1583. Diefe Pflicht dauert nur bis zur Wieberverheiratung 
des Berechtigten ($ 1581). 


B. Das eheliche Güterrecht. 
1. Geſchichte des ehelichen Güterrechts. 


8 242. Das römiſche Recht. 


1. Bei ver Manusehe (f. oben ©. 640) trat zwar eine voll⸗ 
ſtändige Vereinigung ber Vermögensmaſſen ein, aber nur zugunften 
des Mannes, der ein ausfchliepliches Recht am ganzen Vermögen 
erlangte. 

2. Anders bei der freien Ehe. Denn das fpätere römifche, 
insbefonbere das juftinianeifche Recht, hat den Grundſatz vollſtän⸗ 
biger Gütertrennung: jeber Ehegatte behält diejenigen Ver— 
mögengrechte, die er vor Eingehung ber Ehe hatte, er erleibet durch 
Eingehung der Ehe auch nicht einmal eine Beſchränkung in ber Ver— 
fügung über fein Vermögen. Die Ehegatten können daher ein jeber 
mit Dritten ſowie untereinander gültige Rechtögefchäfte fchließen, 
und nur die Schenkung unter Eheleuten war ungültig, doch erlangte 
fie — nad) der Oratio Divi Severi (1. 32 $ 2 D. 24, 1) — Gültig« 
keit, wenn der Schenker vor dem Befchentten ftarb. 

Der Grunbfaß der Gütertrennung wurde nicht dadurch beein- 
trächtigt, daß der Mann eine Dos erhielt und baß bie Frau dem 
Manne bie Verwaltung ihres nicht zur Dos gehörigen Vermögens, 
der fog. BParaphernalgüter, übertrug. Denn bie Dos ver— 
mehrte das Vermögen des Mannes, führte alfo feine Vereinigung 
der beiden Vermögensmaffen herbei, und jene Übertragung ber Ver 
maltung war ein frei widerrufliches Mandat. überdies war bie 
Dos wie die Verwaltung ber Paraphernen Folge nicht bes Ehe— 
abfchluffes, ſondern befonberer Rechtsgeſchäfte, zu deren Eingehung 


N 
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fein rechtlicher Zwang beftand. Bei ber Verwaltung ber Para— 
phernen haftete der Mann nur für diligentia quanı suis. 

Die Dos war eine von der Frauodereinem Drit— 
ten dem Nanne zur Erleichterung der ehelichen 
Laſten gemachte Vermögenszuwendung. Sie jehte 
das Vorhandenſein einer gültigen Che voraus, verlor alſo mit Auf- 
löfung ber Ehe ihre rechtliche Grundlage und mußte zurüdgegeben 
erben. Solange die Ehe dauerte, hatte ber Mann das volle ihm 
übertragene Recht, er war alfo Eigentümer ber zur Dos gegebenen 
Sachen, Gläubiger der überlaffenen Yorberung; die Dos Tonnte auch 
dur Einräumung eines binglichen Rechts, ja durch Erlaß einer 
Schuld gewährt werben. Die Dos mar profecticia, wenn 
fie vom Vater ober väterlichen Großvater der Frau, adventis 
cia, wenn fie bon einer andern Perfon, insbeſondere bon ber Frau 
felbft beftellt wurde, recepticia, menn ber britte Beſteller ſich 
die Rückgabe außbebang. Die Beftellung erfolgte Durch Real-Illation 
(datione ober numeratione), d. 5. durch fofortige Übertragung 
bes Gegenftanbes, durch promissio, b. h. burch Abgabe eines Ver— 
ſprechens (früher stipulatio, fpäter pactum), oder durch Ver— 
mädtniß. . 

Über die Rüdgabepflicht entſchied vor allem ber Ver— 
trag, fo daß alfo bie dos recepticia in jedem Fall an den Befteller 
azurüdfiel. Im übrigen galt ber Grunbfaß, daß die Dos an bie Frau 
ober ihre Erben herauszugeben fei, gleichviel durch weſſen Tod bie 
Ehe gelöft wurde. Gie verblieb dem Manne, wenn bie Ehe infolge 
Verſchuldens der Frau gefchieben wurde. In allen Fällen, in welchen 
fie dem Manne verblieb, erhielt er die ganze Dos nur, wenn die Che 
tinderlos war; waren Rinder vorhanden, fo behielt er einen Kopf⸗ 
teil, an den andern, den Kindern zufallenden Zeilen hatte er Ver— 
waltung und Nießbrauch. 

Der Anſpruch auf Rüdgabe war, im Falle ber Mann bie Rüd- 
gabe beſonders verſprochen hatte, die vererhlihe a. ex stipulatu, 
Tonft eine nicht vererbliche a. rei uxoriae, Yuftinian aber befeitigte 
die a. rei uxoriae und beftimmte, daß, auch wenn die Rüdgabe an 
die Frau nicht beſonders verſprochen fei, dennoch bie vererbliche a. ex 
stipulatu begrünbet fein follte. 

Der Anfpruch der Frau auf Rüdgabe der Dos und ihres vom 
Manne verwalteten Baraphernalgutes mar nach juſtinianiſchem Rechte 
durch ein geſehliches Pfandrecht am ganzen Vermögen bes Mannes 
gefiert und mit einem, älteren Hypothelengläubigern vorgehenden 
Vorzugsrecht ausgeſtattet. Vorzugstecht und Generalhypothek wur⸗ 
ben jeboch von der KO von 1877 beſeitigt. Ferner fiel ſeit Juſtinian 
das Eigentum ber Dotalſachen ohne weiteres (durch ſog. transitus 
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legalis) an bie $rau, fofern der Mann zur Zeit der Auflöfung ber 
Ehe noch Eigentümer war. Die Frau hatte alfo außer jenen Rechts— 
mitteln auch bie rei vindicatio. 

Zurüdzugeben war bie Dos in dem Zuftande, in welchem fie fich 
bei Auflöfung ber Ehe befand. War eine Gelbfumme oder waren 
enbere Yungibilien gegeben ober war bie Dos verkaufsweiſe abge: 
fhägt (d. venditionis causa aestimata), fo war die beftimmte 
Summe zu erftatten, die gegeben ober ala Preis feftgefegt war. Nur 
in biefem letzteren Fall alfo trug ber Mann bie Gefahr. Die mäh- 
rend der Ehe gezogenen Früchte verblieben dem Manne, die Früchte 
des legten Dotaljahres aber wurden nad Verhältnis ber Zeit, in ber 
die Ehe in dieſem Jahre beftand, geteilt. Bemweglidhe Saden 
durfte ber Mann frei veräußern, er hatte dann an ihrer Stelle ben 
Wert, ben fie zur Zeit ber Veräußerung hatten, zu erftatten. Dotal- 
grundftüde waren mit einem geſetzlichen Veräußerungsberbote 
belaftet, daher mar die Veräußerung, bie Verpfändung und die Be- 
ftellung anberer binglicher Rechte nichtig. 

3. In der fpäteren Kaiferzeit entwidelte fi das Rechtsinſtitut 
der donatioantenuptias, d. h. einer vom Danne ober 
einem Dritten für ihn ber Frau gemadten Schenkung. Ihre Abſicht 
ging regelmäßig bahin, ber Frau für den Fall bes Todes des Mannes 
eine Wittvenverforaung zu berfchaffen, daher behielt den Gegenftand 
der Schenkung während der Ehe der Mann. Juſtinian geftattete 
diefe Schenkung auch während ber Ehe und nannte fie deshalb 
donatio propter nuptias. 

Während bie d. propter nuptias in Deutfchland nicht praf- 
tiſch wurde, ging das Dotaltecht in das gemeine Recht über, galt aber 
tatſächlich nur in einem Heinen Zeile Deutfchlands. 


$ 243. Das deutiche Recht. 


Das deutfche Recht ſteht auf einem grundfäglich anderen Stanb- 
punkte. Nach ihm trat die Frau in das Mundium und ihr Ber- 
mögen in bie vormunbfchaftliche Verwaltung des Mannes. Da er 
aber bie Laften bes Hausweſens zu tragen hatte und eine freiere 
Stellung genoß als ein wirklicher Vormund, fo durfte er zur Bes 
ftreitung ber Laften die Einkünfte auch ded Vermögens ber Yrau 
verwenden und über biefe® Vermögen verfügen. Es änderte fich 
danach zwar an den Rechten ber Ehegatten an ihrem Vermögen 
nichts, aber es trat ala rehtlihe Folge des Eheab- 
THluffes eine Vereinigung ber beiberfeitigen Güter zu 
einer Verwaltungseinheit ein. 

Es war dies der Stanbpuntt nicht nur des Sachſenſpiegels, 
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fondern nad; herrſchender Auffaffung*) auch der Volksrechte. Der 
erftere gibt ihm Ausbrud mit den Worten: man unde wif ne 
hebbet nein getweiet gut to irme live (I 31 $ 1), und svenne 
en man wif nimt, so nimt he in sine gewere al ir gut to 
rechter vormuntscap (I 31 $ 2). Der Mann behielt mit bem 
Eigentum auch das freie Verfügungsrecht über fein Vermögen und 
erlangte an ber fahrenden Habe ber Frau ein fo freies Verfügungs⸗ 
echt, daß ed von vielen ald Eigentum bezeichnet wird; über bie uns 
beweglichen Sachen ber Frau konnte er nur mit ihrer und ihrer 
näcjften Erben Eintoilligung, die Frau dagegen burfte auch über ihr 
eigenes Vermögen nicht verfügen. Yür Schulden bes Mannes haftete 
fein Vermögen und bie Fahrhabe der Frau, für Schulden ber letz⸗ 
teren, fomweit fie vor ber Ehe entftanben, ihr Vermögen auch mäh- 
rend ber Ehe, und fomeit fie während ver Ehe begründet murben, ihr 
Vermögen nad; Auflöfung der Ehe, denn fie durfte Durch Eingehung 
von Schulden bie Rechte des Mannes an ihrem Vermögen nicht 
ſchmälern. Die Auflöfung der Ehe bewirkte ein Auseinanderfallen 
der nur buch fie vereinigten Maffen. Die überlebenne Witwe 
hatte aber nicht Anſpruch auf biefelben beweglichen Sachen, bie fie 
eingebracht, fondern auf diejenigen vorhandenen Mobilien, melde, 
gleichviel wem bißher gehörig, dem Gebraude der Frau dienten unb 
mie fie von Frauen als Ausfteuer mitgebracht zu merben pflegten. 
Diefe fog. Gerade fiel beim Zobe der rau an deren nächfte meib- 
liche Verwandte (daher Niftelgerabe), beim Tode bes Mannes erhielt 
die überlebende Frau auch noch die Hälfte der vorhandenen Speife- 
vorräte (dad Mufteil), ein Erbrecht am Vermögen des Mannes 
hatte fie nicht. Standen die beim Tode der Frau vorhandenen Kinder 
noch in der Munt des Vaters, fo behielt biefer die an fie fallenden 
Vermögensftüde, bis ihre Herausgabe verlangt wurde; farb ber 
Later, fo blieb die Mutter mit den Kindern bis zur Außeinanbers 
Tegung i im gemeinfchaftlichen Beſitz. 

Eine engere Vereinigung ber Gütermaflen fand nach bem 
Schmabenfpiegel und in Weftfalen ſtatt. Auch bier erlangte ber 
Mann die freie Verfügung über die Yahrnis, während über Im— 
mobilien, aud) über die be Mannes, nur beide Eheleute zu gefamter 
Hand verfügen konnten. Im alle der Auflöfung ber Ehe fiel die 
Maffe nicht auseinander, vielmehr blieb ber Überlebende im Beſitze 
der Grundftüde; fie waren den Kindern verfangen, d. h. die 











Pu: Bel enden: ES ügbber eisiäte des — n Güterrechts I. 
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Kinder hatten auf fie ein Warterecht, das ihnen nicht geſchmälert 
werben fonnte, und das daher ihre Zuftimmung zu einer Veräußerung 
erforderlich machte. Ob diefe engere Vereinigung Miteigentum ober 
Gefamteigentum, ja überhaupt eine Veränderung in den Rechten 
ber Ehegatten herbeiführte, mar für bie ältere Zeit zweifelhaft. 

Auf diefen Grundzügen fußte die weitere ſehr mannigfaltige Ent= 
midlung bed ehelichen Güterrecht3. Trotz zahlreicher partifulärer 
Verſchiedenheiten laſſen fi) folgende Syſteme unterſcheiden. 

1. Das Syſtem der Verwaltungsgemeinſchaft (auch Güter— 
einheit genannt). Es war das weitergebildete Recht des Sachſen⸗ 
ſpiegels und galt daher vorzugsweiſe in denjenigen Rechtsgebieten, 
in denen fein Einfluß maßgebend war. Das gefamte Vermögen ber 
Frau, fomeit es nicht durch Geſetz oder Vertrag vorbehalten 
war, fam, ohne baß es eines befonbern Rechtsaltes beburfte, als 
fog. Eingebrachtes in bie Verwaltung be Mannes, mit ber 
Folge, daß bie Frau das Verfügungsrecht verlor. Dem Manne fland 
am Eingebrachten (ben fog. Illaten) auch der Niekbraud zu (daher 
auch Spftem des ususfructus maritalis genannt), Über fein Ver— 
mögen und über bie bewegliche Habe der Frau konnte er frei, über 
unbemwegliche Sachen der Frau nur mit deren Zuftimmung verfügen. 
Voreheliche Schulden der Yrau mußten aus bem vorbehaltenen, aus⸗ 
hilfsweiſe auß dem eingebrachten Vermögen befriebigt werben, in ber 
Ehe begründete Schulden der Frau konnten das ben Rechten bes 
Mannes unterliegende Vermögen nicht ſchmälern; für Schulden des 
Mannes haftete, auch wenn fie im Intereſſe beider Ehegatten be= 
gründet waren, nur fein Vermögen. Bei Auflöfung der Ehe trennten 
fi bie Gütermaffen. 

2. Das Syſtem der allgemeinen Gütergemeinihaftl. Nach 
ihm trat nicht eine bloß tatfächliche, Tonbern eine Rechtsgemeinſchaft 
ein, das Vermögen beiver Gatten bilbete eine Maffe, welche ihnen ges 
meinſchaftlich gehörte. Auch Hier zwar hatte der Mann das Recht 
der freien Verfügung über bie gefamte bewegliche Habe, bie Ver 
fügung über Grunbftüde aber, gleichviel ob fie vor ber Ehe biefem 
ober jenem Gatten gehört hatten, ftand beiden gemeinfchaftlic zu. 
Daher haftete die gemeinfhaftliche Maſſe auch für bie borehelichen 
und bie ehelichen Schulden ber Gatten, derjenige Ehegatte aber, ber 
tie Schulb begründet hatte, Haftete für fie auch perſönlich, d. h. auch 
nad Auflöfung der Ehe mit dem fpäter von ihm allein erworbenen 
Vermögen. Sobald die Frau aus dem nad; dem Tode des Mannes 
vorhandenen Gefamtgute Wermögensftüde an fih nahm, unterlag 
fie der perfönlichen Haftung in jedem Falle. Sie konnte diefe Haf- 
tung ablehnen, wenn fie (regelmäßig durch eine fymbolifche Hand» 
lung) auf ihre Rechte verzichtete (beneficium abdica- 
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tionis, fog. Schlüffelreht). Bon biefem Fall abgefehen, trat 
bei Auflöfung der Ehe Qutenteilung ein, ber überlebende Gatte 
tonnte aber mit ben Kindern bie Gütergemeinfhaft fort— 
Tegen (fog. communio bonorum prorogata), nad andern 
Rechten hörte die Gütergemeinfchaft mit dem Tode des einen Ehe— 
gatten auf, und es wurde nur an bem zu biefem Zeitpuntte vor⸗ 
hanbenen Vermögen Miteigentum bis zur Teilung fortgefegt 
(fog. Beifigverhältnis). 

Die Gütergemeinfaft war die gefehliche oder gemillfürte Folge 
des Cheabfchluffe ober ber Geburt eines Kindes, eines beſondern 
übertragungsaftes bedurfte e3 nicht. 

3. Die fog. partielle oder partituläre Gütergemeinfchaft trat 
nur ein in Beziehung auf gewiſſe Güter der Eheleute, während das 
gefamte übrige Vermögen ber Vermaltungsgemeinfhaft ober dem 
Dotalreht unterlag. Die fog. Errungenfhaftägemein- 

. Saft beſchränkte fi auf das, mas ein Ehegatte ober beide Gatten 
mährend ber Ehe durch Tätigkeit erwarben, die Fahrnisge- 
meinfchaft erfiredte fich außerdem auf bie bewegliche Habe ber 
Gatten. Dei dieſem Syſtem wurden alfo drei Maffen unterfchieben: 
das Gefamtgut, das Einhandsgut (Propergut) de Mannes, bag 
Einhandagut der Frau. 


IL Das Recht des BEB. 
8 244. Allgemeines. 


1. Das BGB Hat das fog. Regionalfyftem (Werfchieenheit bes 
Güterrechts nad; Lanbesteilen) verworfen und im Intereſſe ber 
Rechtseinheit ein Syſtem für das im ganzen Reihe gefegliche 
erllärt. Der Verfchiebenheit der Rechtsanſchauungen ift dadurch 
Rechnung getragen, daß den Parteien die Befugnis gegeben ift, vor 
oder nach Eingehung ber Ehe ihre güterrechtlichen Verhältniffe durch 
Vertrag zu regeln ($ 1432). Aus biefem Grunde unter- 
ſcheidet das BGB gejeglihes und bertragß- 
mäßiges Güterredt. 

1. Zum geſetzlichen Güterrechte hat bad BGB das Syſtem ber 
Berwaltungsgemeinfchaft gewählt, wie es nad dem preußifchen Land⸗ 
recht in einem großen Zeile Preußens, ferner im Königreich Sachfen, 
in Oldenburg, Qübed, einem Zeile Thüringen? und in anberen 
Teilen Deutſchlands galt. Dabei hat das BGB das biäherige Recht 
durh Erweiterung der Rehte ber Frau geändert. 

2. Durch Vertrag fann das Güterrecht bis in alle Einzelheiten 
geregelt werben, es genügt aber eine einfache Bezugnahme auf das 
von ben Eheleuten gewollte Syftem, benn das Geſetz mill bie 
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BVertragsfchliegung möglichft erleichtern. Um aber ber im letzteren 
Falle drohenden Aufrechterhaltung der früher in reichfter Mannig⸗ 
faltigteit in Geltung gewefenen ftatutarifchen und geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften vorzubeugen, hat das BGB 

a) unterfagt, daß das Güterrecht durch Verweiſung auf ein nicht 
mehr beftehenbeß ober ein außlänbifches Geſetz beftimmt merbe, fo daß 
alfo ein Vertrag, der dahin ginge: „mir wollen nad) bem code civil“, 
ober „mir wollen nach dem Solmfer Landrecht leben“ ungültig ift 
($ 1433, f. jedoch Abſ. 2 des angef. $), 

b) das Syſtem ber allgemeinen Gütergemeinfchaft, ber Er— 
tungenfhaftsgemeinfchaft und ber Yahrniögemeinfchaft für den Fall 
der dertragsmäßigen Feſtſetzung eines diefer Syſteme eingehend ge— 
tegelt, jo daß bei einer bloßen Verweiſung diefe gefehlichen Be— 
flimmungen als vertragsmäßig gemollte zur Anmenbung 
tommen. 

Der Vertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Zeile 
vor Gericht oder Notar gefhloffen werben ($ 1434), e8 müffen 
alfo beide Zeile anweſend fein, doch ift Stellvertretung zuläffig. 
Der Vertrag regelt bie Güterrechtsverhältniffe unter ben Eheleuien 
elbft, während er volle Wirkfamteit gegen Dritte nur dann bat, 
wenn er in das Güterrechtöregifter eingetragen oder bem Dritten be⸗ 
tannt ift ($ 1435). 

Iſt alfo ein nad) diefen Grunbfägen gültiger Vertrag gefchlofien, 
fo tommen die von ihm felbft gegebenen ober bie von ihm in bezug 
genommenen Beftimmungen be BGB zur Anwendung. Yehlt es 
an einem folgen Bertrage, fogiltfürdie Ehe derge- 
feglige Güterftand (ber Verwaltungsgemeinſchaft). Zt 
aber durch den Vertrag bie Verwaltung und Nußniekung bes 
Mannes auögefchloffen oder die Gütergemeinſchaft, Ertungenſchafts⸗ 
ober Yahrniögemeinfchaft aufgehoben, ohne daß zugleich beftimmt 
wäre, welches Güterrecht beftehen folle, fo gilt der außer- 
orbentlide Güterftand ber Gütertrennung 
($ 1486), denn in diefem Fall ift anzunehmen, daß die Parteien 
jebe Vereinigung ihrer Güter verhinbern wollten. 

11. Die tatfähliche Vermiſchung ber beiden Vermögen führt 
zuweilen zu einer Unklarheit über die Zugehörigkeit eines beftimmten 
Gegenftandes zu dieſem ober jenem Vermögen, eine Untlarheit, unter 
ber beſonders bie Gläubiger des einen ober anbern Teils leiden, 
da biefe fih grunbfäglih nur an das Vermögen ihres Schuldners 
halten fönnen. Dazu kommt, daß häufig Zweifel darüber beftehen, 
ob bie von der Frau während ber Ehe gemachten Erwerbungen das 
Vermögen bes Mannes oder das der frau vermehrt haben. Das 
römiſche Recht half hier durch bie ſog. praesumtio Muciana 


Erſter Abſchnitt: Das Eereht. 8 245. 661 


(1.51 D. 24,1;1.6C. 5, 16). Nach diefer rührt das, was bie Frau 
während der Ehe erworben Hat, vermutlich auß einer Schentung bes 
Mannes her und gehört alfo biefem, eine Rechtsvermutung, die nicht 
nur den Gläubigern des Mannes, fondern auch diefem felbft gegen 
die Frau zu ftatten kommt. Die Praziß hat biefe Vermutung auf 
alles angemwenbet, was bie Eheleute überhaupt befigen und fie dahin 
außgebehnt, daß auch das, was die Frau bon einem Dritten erworben, 
aus Mitteln des Mannes angeſchafft und alfo für biefen erworben fei. 

Auch das neue Recht ſucht mit einer Rechtsvermutung zu helfen, 
aber fie wirkt nicht zugunften be Mannes, fondern nur zum 
Vorteilfeiner Gläubiger. 

1. In jedem alle wird vermutet, daß die beweglichen 
Sachen, die ſich im Beſitz eines ober beider Ehegatten befinden, dem 
Manne gehören; wird alfo wegen der Schuld des Mannes eine bes 
wegliche Sache gepfänbet, jo hat die Frau zur Begründung ihrer 
Widerſpruchstlage ($ 771 ZPO) die Vermutung zu widerlegen, 
eine Anforberung, ber fie durch den Nachweis genügt, daß fie bie 
Sade vor Eingehung der Ehe befeflen oder während ber Ehe felbft 
ober burch ben Dann erworben hat ($$ 1363 Abf. 2, 1381, 1382); 

2. zugunften ber Konkurs gläubiger bes Ehemannes fteht 
ber Frau betreffä der während Der Ehe von ihr erworbenen 
beweglichen und unbetveglichen Gegenftände bie weitere Vermutung 
entgegen, daß fie mit Mitteln be Mannes erworben feien ($ 45 KO), 
und betreffs dieſer Gegenftände gilt ber Sa, daß fie zur Konkurs— 
mafje des Mannes gehören. 

Für bie ausſchließlich zum Gebrauche der Frau beftimmten 
Sagen gilt ($ 1362 Abf. 2) die entgegengefehte Vermutung und 
zwar nicht nur gegenüber Dritten, ſondern auch unter ben Ehe— 
leuten felbft. 


$ 245. 1. Das gefeglihe Güterrecht. 


I. Das Vermögen der Fran. Das gefegliche Güterrecht bes 
BGB ift das Shftem ber Verwaltungsgemeinſchaft. Bei biefer geht 
mit dem Vermögen des Mannes feine Veränderung vor, bag Ver- 
mögen ber Frau bagegen ift entiveber Eingebrachtes ober Vorbehalts- 
gut. Am Eingebrachten hat der Mann Verwaltung und Nuß« 
nießung, am Vorbehaltsgute ftehen ihm feine Rechte zu (88 1363, 
1365). Der rau verbleiben alfo die Rechte, die ihr bißher zuſtanden. 
Jene Wirkung tritt von Rechtswegen mit dem Abſchluſſe der Ehe ein, 
ohne daß es eines Übergabeaftes ober bei Grundftüden der Ein- 
tragung ins Grundbuch bebürftee Grundfäglidh Hat das 
gefamte Vermögen der Frau bie Natur des Ein- 
gebraten, bie Vorbehalteigenfchaft bilbet bie Ausnahme. 
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Vorbehaltsgut ift das, was a) durch Ehevertrag (8$ 1368 und 
1432 ff.), b) durch Gefeh Hierzu erfläct ifl. 

Gefeglic vorbehaltenes Vermögen if 

1. mas ausfchließlih zum perfönlihen Gebraude ber 
Frau befimmt tft ($ 1366), 

2. was bie Frau mit ber Beftimmung, baß es Vor— 
behaltsgut fei, von Todeswegen ober unentgeltlich unter Leben⸗ 
ben erwirbt ($ 1369), 

3. nad dem Gurrogationäprinzip daß, mas an Stelle 
eines vorbehaltenen Stückes tritt, waß auf Grund eines zum 
Vorbehaltsgute gehörenden Rechts und was durch ein Rechtsgeſchäft 
erworben ift, das fich auf das Vorbehaltsgut bezieht (8 1370, 3. 8. 
Kauf eines Viehſtüdes für ein vorbehaltenes Landgut), 

4. das, was bie Frau durch ihre Arbeit ober durch ben 
felbftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes 
erwirbt ($ 1367), eine Neuerung gegenüber bem bisherigen Recht. 

II. Berwaltungsredit des Mannes. In dem Vermwaltungs- 
recht ift dad Recht auf den Beſitz enthalten ($ 1373), nicht 
aber eine unbebingte Vertretungsmacht bes Mannes für bie rau: 
er barf der Frau Rechte erwerben, fie aber nit 
burh Rehtsgefhäfteverpflicten ($ 1375). Ber Er- 
merb für bie Frau vollzieht fi 

1. nad) ben allgemeinen Grundſähen von der Stellver— 
tretung in ber Weife, dab der Dann beim Erwerbe feine Ver- 
tretereigenjchaft zu erfennen gibt ($ 164), oder daß ber Mann zwar 
in feinem Namen handelt, dad Eigentum auf die Yrau aber durch 
constitutum possessorium überträgt ($ 930). In beiden Fällen 
ann das Erworbene Eingebrachtes oder Vorbehaltsgut werben. 

2. Unabhängig hiervon erwirbt der Mann fraft des Sur- 
togationdprinzipes für die Frau, wenn er 

a) mit Mitteln bes eingebrachten Vermögens und in ber 
Abficht, für Rechnung des eingebrachten Vermögens zu handeln, 
bewegliche Sachen ober Rechte erwirbt, 

b) wenn er, fei es aus eigenen ober aus Mitteln des Einge- 
brachten, an Stelleeingebradter Stüde Haushaltungs- 
gegenftände erwirbt. 

In beiden Fällen geht das Recht kraft Gefepes auf bie Frau 
über in dem Augenblid, in welchem ber Erwerb durch den Mann 
(durch Übergabe, Abtretung) vollendet ift. Das fo Erworbene wirb 
lets Eingebrachtes. Im Falle a aber iſt es Sache des dom Manne 
ober von feinem Gläubiger zu führenden Beweiſes, daß der Mann 
nicht den Willen gehabt habe, für Rechnung bed Eingebrachten zu 
handeln ($$ 1381, 1382). 
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Das Verwaltungsrecht gibt dem Manne kein Verfügungs— 
recht, vielmehr Hängt die Verfügung des Mannes über einge 
brachtes Gut, d. i. die Aufgabe und Velaftung von Vermögenzftüden, 
grundfäßlic von der Zuftimmung der Iran ab ($ 1375). 
Ihre ohne ausreichenden Grund verweigerte oder in bringenben 
Fällen infolge von Abweſenheit ober Krankheit unmögliche Zuſtim⸗ 
mung zu Rechtsgeſchäften Tann indeß dur das Vormundfchafts— 
gericht erfeßt werben ($ 1379). Selbft die freie Mobiliarveräußerung 
des mittelalterlichen Rechts ift dem Manne genommen, er hat nämlich 
ein freie, d. h. von ber Zuflimmung der Frau unabhängiges 
Lerfügungsreht nur über Gelb und andere verbraudbare 
Saden ber Frau, außerbem die Befugnis, mit Forberungen ber 
Frau gegenüber Torberungen gegen bie Frau aufzurechnen, und bie 
Befugnis, Verpflichtungen der Frau zur Leiftung eines zum Ein- 
gebrachten gehörenden Gegenftanbes durch Keiftung zu tilgen (8 1376). 

III. Rechtsgeſchäfte der Fran über ihr eingebrachtes Ver— 
mögen find gültig, denn bie Frau erleidet durch ihre Verheitatung 
feine Einfchräntung ihrer Gefhäftsfähigfeit, aber fie können nicht die 
Wirkung haben, die Rechte des Mannes am eingebrachten Gute 
au beeinträchtigen. Daher ift zu unterfcheiben: 

1. Verfügungen ber Frau über eingebradtes Gut find 
grunbfäglih nur dann und zwar aud gegen den Mann wirkſam, 
wenn biefer zuftimmt ($$ 1395, 1396, 182). Jedoch mit Unterfchieb: 
ein einfeitiges Nehtögefhäft ber Frau (3. ®. bie Kündigung 
eines Darlehns) if unwirkfam, wenn der Mann nit vorher zu⸗ 
ftimmt ($ 1398), Verträge aber, melde eine Verfügung über 
Eingebrachtes enthalten, z. B. Übereignungen, Wbtretungen, find un= 
wirkſam, wenn der Mann meber vorher noch nachher zuftimmt 
(8 1396), doc} kann während bes Schwebezuſtandes ber andere Teil 
feine Erklärung wiberrufen ($ 1397). 

2. Rechtögefchäfte, durch welche fich die Yrau verpflichtet, 
find gültig; find fie mit Zuftimmung des Mannes geichloffen, fo 
haftet auch das Eingebradhte, entbehren fie ber Zuftimmung bes 
Diannes, fo haftet das Eingebrachte nur auf die Bereicherung, im 
übrigen nur das Worbehaltögut und das gefamte nad Beendigung 
der Rechte des Mannes der Frau gehörige Vermögen ($ 1399), 

Eine allgemeine Zuftimmung zu Rechtsgeſchäften 
einſchlägiger Art enthält die vom Manne der Frau ausbrüdlich ober 
ſtiliſchweigend erteilte Einwilligung gum felbftänbigen Be— 
trieb eined Erwerbsgeſchäfts. Die Folge ift, daß aus 
ſolchen Rechtsgeſchäften auch das Eingebrachte haftet (88 1399, 
1405, 1412). Zu einer Reihe von Rechtsgeſchäften bedarf es ber 
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Zuftimmung bed Mannes nicht, fie wirken alfo in jevem Falle gegen 
ihn (88 1406, 1407, 1412). 

IV. Prozeſſe. 1. Prozeſſe über eingebrachtes Vermögen tann 
ber Mann fraft feines Verwaltungsrechts in eigenem Namen führen. 
Das Urteil wirt für und gegen bie $rau aber nur bann, 
wenn ber Mann auch außergerichtlich über das im Gtreite befangene 
Recht ohne Zuftimmung der Frau verfügen könnte ($ 1380). Klagt 
ex alfo in eigenem Namen, fo kann er zwar nicht wegen mangelnder 
Attivlegitimation abgemwiefen werben, es fteht aber einer fpäteren 
Klage der Frau nicht Die Einrebe ber Rechtskraft entgegen. Namens 
der Frau fann der Mann nur auf Grund einer bon ihr erteilten 
Vollmacht progeffieren. Wer gegen bie Frau Magen und fich bie 
Zwangsvollſtreckung in das Eingebrachte fihern will, muß gegen 
beide Eheleute, und zwar gegen bie rau auf Leitung, gegen 
den Mann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung Hagen ($ 1411 
BGB. $ 739 ZPO). 

2. Die Fran kann über Eingebrachtes in eignem Namen nur 
mit Zuftimmung bed Mannes tlagen; folange e8 an biefer Zu—⸗ 
ftimmung fehlt, fteht ihr ber Mangel ber Sadhlegitimation entgegen; 
fie lann auch als Beklagte in eigenem Namen prozeffieren, fehlt es 
ihr aber an ber Zuftimmung de Mannes, fo wirkt das Urteil nicht 
gegen ihn. Daher ift bie Fwangsvollſtreckung in das ein- 
gebrachte Vermögen nicht zuläffig ($ 1400 BGB $ 739 ZPO). 

V. Die Nutniehung des Mannes bedt ſich nicht vollſtändig 
mit dem Nießbrauch, denn dem Ehemanne fteht das Recht ber Ver— 
waltung nur innerhalb der durch das eheliche Güterrecht gezogenen 
Grenzen zu. Er erwirbt aber bie Nutzungen des Eingebradhten in 
dem Umfang und in der Weife wie ein Nießbraucher ($ 1383), Er 
wird alfo Eigentümer ber getrennten Früchte und Gläubiger ber 
Zinsforderungen (88 954, 1068). Auf ber Nutznießung ruhen aber 
auch Laften: der Mann hat die Werbungd- und Erhaltungstoften, 
bie öffentlichen Taften der Frau und bie auf bem Eingebradhten 
ruhenden Privatlaften, ferner die Zinfen berjenigen Schulben ber 
Frau, deren Verichtigung aus dem Eingebrachten verlangt werben 
Tann, er hat endlich Prozeß: und Verteidigungskoſten der Frau zu 
tragen ($ 1384—1387, 1415 ff.). Die Haftung befteht nicht bloß 
der Frau, fondern aud) dem Dritten gegenüber, dem beibe Gatten 
ala Geſamiſchuldner verpflichtet find ($ 1388). 

Da die Rechte des Mannes familienrechtlicher Natur. find, 
tönnen fie nicht übertragen ($ 1408) und nicht gepfänbet werben 
(8 861 ZPO), fie gehören alfo nicht zu feiner Kontursmaffe (SIND). 
Mit der Nechtefraft des Stonfurseröffnungsbefchluffes Hören bie 
Rechte des Mannes auf (88 1419, 1421). Die einzelnen, in 
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das Vermögen bes Mannes übergegangenen Nutzungen unterliegen 
an ſich zwar ber Pfänbung und gehören auch zu feiner Konkursmaſſe, 
fie können jedoch durch Widerſpruch dem Zugriffe der Gläubiger ent» 
zogen werben, wenn fie zur Veftreitung ber dem Ehemanne obliegen- 
ben güterrechtlichen Verpflichtungen, ſowie zur Veftreitung anderer 
fanilenmeilicier Verbindlichteiten erforberlich find ($ 861 ZPO 
8180). 

VI. Schulden. 1. Für Schulden des Mannes, auch wenn fie 
zum Zwecke des ehelichen Aufwandes begrünbet find, haftet nur 
fein Vermögen; Schulden des Mannes find aber auch die von ber 
Frau innerhalb ihrer Schlüffelgewalt für ihn eingegangenen Ver— 
pflichtungen (88 1410, 1357). 2. Für Schulden der Frau, 
bie in Beziehung auf das Vorbehaltägut gemacht find, haftet nur 
dieſes (88 1413, 1414), für andere Schulden der Frau 
auch ihr Eingebradtes. Dieſer Grunbfag ($ 1411) er- 
leibet jeboh Ausnahmen, von benen bie eine ber Hervorhebung 
bebarf, daß das Eingebrachte für ſolche aus Rechtsgeſchäften 
der Frau entftandenen Verpflichtungen nicht haftet, bie ohne Zus 
ſtimmung bes Mannes gefchloffen find, diefer Zuftimmung aber be— 
bürfen ($ 1412). Mitſchuldner neben der Yrau ift der Mann nur 
in den Fällen, in denen er ber Frau gegenüber zur Erfüllung ihrer 
Verbinblichteiten verpflichtet ift ($ 1388, f. auch $ 1411 Abf. 2). 

VU. Mit Beendigung der Rechte des Mannes hat die Frau 
Anfpruc auf Herausgabe des Eingebrachten. Für den Umfang ber 
Rüdgewähr ift nad) altem und neuem Rechte ber in bem Rechts— 
ſprichwort „Frauengut mächft nicht und ſchwindet nicht“ enthaltene 
Grundſatz maßgebend ($ 1421). Danach ift das eingebrachte Gut, 
d. 5. alles, was bei Eingehung unb während der Dauer der Ehe 
unter Verwaltung und Nutznießung be Mannes gefallen ift, in 
demjenigen Zuftande herauszugeben, in dem es ſich bei ordnungs⸗ 
mäßiger Verwaltung befinden muß ($$ 1374—1378); für nicht 
mehr vorhandene verbrauchbare Sachen und für diejenigen Schäben, 
welche durch Verlegung ber diligentia quam suis verurſacht find, 
ift Erſatz zu leiſten (88 1377, 1359). 

Wegen dieſes Anſpruchs hat die Frau nad; neuem Rechte weder 
eine gefehliche Hhpothel noch ein Votzugsrecht, fie Hat nur An= 
fprud auf Siderheitsleiftung, wenn ihre Rechte durch 
das Verhalten bes Mannes erheblich gefährbet werben (88 1391 bis 
1394), und ſowohl in diefem als auch in anderen Fällen das Recht, 
im Wege ber Klage die Aufhebung der Rechte des 
Mannes herbeizuführen ($ 1418). 

Außer in biefem letzteren Falle enden die Rechte des Mannes 
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mit Auflöfung der Che, durch Todeserllärung und durch Konkurs 
eröffnung über das Vermögen des Mannes (g6 1419—1435). 


8 246. Die Gütertrennung. 


Das BGB hat in dein Syſtem der Gütertrennung einen aus— 
hilfsweiſe eintretenden gefeglichen Güterftand gefchaffen, der, ohne 
daß es einer Willenserflärung ber Eheleute bedarf, eintritt 

1. wenn bie Frau in ber Geſchäftsfähigleit beſchränkt und bie 
Ehe ohne Einwilligung ihres gefehlichen Vertreters gefchloffen ift 
(8 1364), 

2. wenn ber geſehliche Güterftand der Verwaltungsgemeinfhaft 
ausgefchloffen oder die allgemeine Gütergemeinfchaft, bie Errungen= 
ſchafts⸗ ober die Yahrniögemeinfhaft aufgehoben, aber nicht be= 
fiimmt ift, melches andere Güterrecht gelten folle ($ 1436), 

3. wenn infolge Urteils (8 1418), Konturfes ($ 1419), ober 
Todesertlärung des Mannes ($ 1420) die Verwaltungsgemeinſchaft, 
Fahrnisgemeinſchaft oder Errungenfcaftsgemeinfhaft aufgehoben 
wirb und nicht Durch Ehevertrag ein anberes Güterberhältnis verein⸗ 
kart ift ($$ 1426, 1436), 

4. wenn bie eheliche Gemeinfchaft nad) deren Auflöfung wieder⸗ 
hergeftellt wird ($ 1587). 

Bei dieſem Syſtem erlangt der Mann teinerlei Rechte am Ver— 
mögen ber rau, bie beiben Gütermaffen bleiben rechtlich und tat= 
ſächlich getrennt, und bie Frau behält bie freie Verfügung über ihr 
Vermögen, doch fol fie dem Manne zum Zwecke der Beftreitung des 
ehelichen Aufmandes aus den Einfünften ihres Vermögens oder dem 
Ertrage ihrer Arbeit ober ihre Erwerbsgeſchäfts einen angemeflenen 
Beitrag leiften. Diefer Beitrag wird, wie bie Dos, Eigentum des 
Mannes. Die Zrau kann dem Manne die Verwaltung ihre Ver— 
mögen? übertragen ($ 1480). 

Dieſes dem Dolalrecht fehr ähnliche Güterfyftem wirft als etwas 
Außergewöhnliches gegen Dritte nur, wenn es im Güterrechtsregiſter 
eingetragen ober dem Dritten befannt ift ($$ 1426—1431). 


2. Das vertragsmäßige Güterrecht. 


$ 247. Die allgemeine Gütergemeinihaft. 

1. Für den Chevertrag, der die a. GG einführt ober aufhebt, 
gilt die Vefonderheit, daß er nicht durch einen geſetzlichen Ver⸗ 
treter, ſondern von dem in ber Gejchäftsfähigteit befchräntten Che- 
gatten felbft, doch mit Zuftimmung bes geſetzlichen Vertreters 
geſchloffen werben kann und daß ber Vertrag ber Genehmigung bed 


Erfter Abfcmitt: Das Eherecht. 8 247. 667 


Vormundſchaftsgerichts bebarf, wenn es fi) um eine bevormundete 
Perſon Banbelt ($ 1437). 

I. Begriff. Die a. GG bewirkt, daß ſowohl basjenige Ver- 
mögen, welches bie Eheleute bei Eingehung ber Ehe haben, als auch 
Daßjenige, was fie während ber Ehe erwerben, zu einer Maffe ver 
‚einigt wirb, welche ben Eheleuten gemeinfchaftlich gehört. Im Gegen- 
Tage zur Verwaltungsgemeinfchaft ändern fi alfo die Rechte ber 
Ehegatten: das Alleineigentum hört auf, und das gemeinſchaftliche 
Eigentum tritt an feine Stelle. Diefe AÄnderung tritt mit bem 
Abſchluſſe der Ehe oder dem fpäter erfolgenden Abſchluſſe des Ver⸗ 
tragd non felbftein, ohne daß es eines übertragungsaktes ober der 
Eintragung ins Grundbuch bedarf. Da nunmehr aber das nur 
über das Alleineigentum ber Gatten lautende Grundbuch unrichtig 
ift, kann jeder Gatte vom andern bie Mitwirkung zur Berichtigung 
bes Grundbuchs verlangen ($ 1438). 

Der Streit über die Nehtänatur der a. GG: ob die Eheleute 
‚eine societas oder gar eine juriftifche Perfon bilden, ob Miteigen- 
tum zu beftimmten Anteilen ober zur gefamten Hand entfteht, ift 
durch das BGB in dem Sinn erlebigt, daß ein Gefamthand3=- 
verhältnis befteht; die Ehegatten haben danach feine feft bes 
ftimmten Anteile, weder am Ganzen noch an ben einzelnen Stüden, 
fie können daher auch über derartige Anteile nicht verfügen, und 
gegen eine Gefamigutöforberung fann nur mit einer Gefamtguts- 
ſchuld aufgerechnet werben (88 1438, 1442, 741 ff.). Auch bie 
Zeilungsbefugnis ift genommen ($ 1442). 

III. Umfang. An fi) unterliegt das gefamte Vermögen beiber 
Ehegatten der Gemeinfhaft. Ausgefhloffen vom Ge» 
famtgute find jedoch: 

1. Gegenftände, bie nicht durch Rechtsgeſchäft über— 
tragen werben können ($ 1439), z. B. Lehne und Familienfidei— 
tommiſſe; derartige Gegenſiände werben für Rechnung bed Gefamt- 
guts in ber Weife verwaltet, daß die Nugungen, bie ber freien 
Kaasung des Berechtigten unterliegen, in das Gefamtgut 

allen; - 

2. bad Vorbehaltsgut beider Eheleute Vor— 
behaltsgut aber ift das, was durch Ehevertrag hierzu erklärt ift, maß 
an Stelle von Vorbehaltägut tritt, und was ber eine Ehegatte letzt⸗ 
willig ober unentgeltlich mit der Beflimmung erwirbt, daß es V. fein 
fol (88 1440, 1369, 1370).) Die Vorbehaltsgüter unterliegen ben 

Grundfätzen von ber Gütertrennung, zu einer Beitragsleiſtung ift 


’) Befchräntter als bei der Verwaltungsgemeinfchaft. 
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aber nur bie rau verpflichtet, weil der Mann ohnedies bie ehelichen 
Laſten zu uagen hat ($ 1441). 

IV. Rechte des Mannes. Das Gefamtgut unterliegt der Ver— 
waltung des Mannes, und zwar: im mefentlichen nad) den bei ber 
Verwaltungägemeinfhaft maßgebenden Grunbfägen. Seine Rechte 
gehen hier aber infofern meiter, ald er über die gemein= 
fchaftliche Fahrhabe frei verfügen kann (8 1443) und der Frau 
für feine Verwaltung nur dann verantwortlich ift, wenn er eine Ver⸗ 
minderung des Gefamtguts in ber Abficht, die Frau zu ſchädigen, 
ober durch einfeitige Vornahme eine ber Zuftimmung ber Yrau 
unterliegenden Rechtsgeſchäfts herbeiführt ($ 1456). Der Zu= 
fimmung ber $rau bedarf er zu Verfügungen über das Ge— 
famtgut im Ganzen und zu Verfügungen über Grunbftüde, in wel⸗ 
hen Fallen die ohne Grund verfagte ober wegen Krankheit ober 
Abmefenheit nicht mögliche Genehmigung der Frau durch das Vor— 
mundſchaftsgericht erfegt merben kann, endlich zu Schenkungen 
aus bem Gefamtgute, für welche bie fehlende Genehmigung nicht 
erfegt werben kann, weil Schenkungen regelmäßig nicht Verwaltungs- 
banblungen find (88 14441448). 

Die von dem Manne vorgenommenen Berwaltungshanblungen 
wirken aber nicht für beide Ehegatten in gleicher Weife. Werben 
durch fie Rechte erworben, fo gehören diefe zum Gefamtgute und 
demnach beiden Eheleuten; werben durch fie Verpflichtungen begrün- 
det, fo haftet für biefe in jedem alle neben dem Gefamtgute ber 
Ehemann perfönlich, Dagegen wird die frau meber dem Wanne noch 
einem Dritten gegenüber perſönlich verpflichtet (8$ 1443, 1459). 

Durch das Verwaltungsrecht des Mannes wird bad Recht der 
Frau, über das Gefamtgutzubderfügen, ausgeſchloſſen. 
Ausnahmen bilden diejenigen Rechtsgeſchäfte, welche bie Frau fraft 
ihrer Schlüffelgewalt, ferner diejenigen, bie fie bei Krantheit ober 
Abmefenheit des Mannes in dringenden Fällen ſchließt, endlich klann 
fie ein zum Gefamtgute gehörenbes Recht, über dad der Mann 
unbefugt einfeitig verfügt Hat, ohne Mitwirkung bes Mannes ge: 
richtlich geltend machen, 3. B. alfo ein vom Manne veräußertes 
Srundftüd zum Gefamtgute zurüdfordern ($$ 1357, 1449, 1450), 
foweit den Dritten nicht der gute Glaube ſchütt. Vetreibt bie Frau 
mit Einwilligung de Mannes ein felbftändiges Erwerbsgeſchäft, jo 
äußern bie einzelnen von ihr vorgenommenen Betriebägefchäfte ihre 
Wirkungen für und gegen das Gefamigut ($$ 1452, 1405). fiber 
Annahme ihr angefallener Erbſchaften und Vermächtniſſe, über ben 
Verzicht auf den Pflichtteil, über Ablehnung eine Vertragsantrags 
ober einer Schentung entfcheibet die Yrau allein, obwohl die daraus 
entftehenben Verpflichtungen das Gefamtgut treffen ($$ 1453, 1460). 
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Nehtsgefchäfte, bie über biefe Ausnahmen hinaus bon der Frau 
ohne Zuftimmung des Mannes gefhloffen werben, find nicht uns 
gültig, naben aber feine für das Gejamtgut verbindliche Kraft 
($ 1460). 

V. Prozeſſe, welche das Gefamtgut betreffen, tann der Mann 
in eigenem Namen führen ($ 1443, vgl. aber 88 1449, 1450). 

VI. Schulden. Schulden be Mannes, voreheliche wie ehe 
liche, find aus dem Gefamigute zu befriedigen. Gefamtguts- 
verbinblichkeiten find aber auch bie vor Eintritt der a GG 
entfiandenen Schulden ber Frau und ihre während ber GG 
entftandenen Schulden, melde mit Zuftimmung des Mannes 
begründet ober ohne biefe Zuftimmung wirkſam find, ferner 
die aus der Annahme einer Erbſchaft ober eines Vermächt⸗ 
niſſes entftandenen Schulben, fofern ber Erwerb nicht Vorbehalts- 
gut ift ($$ 1459-1462). Zrogbem ift (nad $ 740 ZPO) zur 
Bwangövollitredung in das Gejamtgutein gegen den Mann 
lautenber vollſtredbarer Schulbtitel erforderlich, aber auch genügend. 
Die Gläubiger der rau müffen alfo, um das Gefamtgut angreifen 
au lönnen, den Mann allein oder mit verklagen, wenn aud) nur auf 
Dulbung der Zmangsbollftredung aus dem Gefamigut. Nur wenn 
die Frau felbftändig ein Ermerbögefchäft betreibt, genügt ein gegen 
die Frau lautender Schulbtitel und zwar fogar für die Nicht-Ge- 
ſchäfisgläubiger der Frau ($ 741 ZPO). Gerät der Mann in 
Konkurs, fo gehört das Gefamtgut zur Konkurs— 
maffe, denn alle Schulden bes Mannes find Gefamtgutsfäulben, 
e& bebarf daher feiner Außeinanberfegung ber Gattin betreffs bes 
Gefamtgut3, und die Frau verliert ihren Anteil am Gefamt- 
gut. Gerät die Frau in Konkurs, fo gehört zur Konkursmaſſe 
nur iht Sondervermögen, benn ihre Schulben find nicht ohne weiteres 
Gefamtgutsfhulben; es gehört dahin auch nicht ihr Anteil am 
Geſamtgut. Sind aber bie perfönlichen Schulden der Frau zugleich 
Geſamtgutsverbindlichleiten, ſo fünnen ſich die Konkurägläubiger 
zugleich an das Gefamtgut halten und, falls auch dies nicht zureicht, 
Eröffnung bes Konkurſes über das Vermögen des Mannes ver— 
langen ($ 2 RD, 8 1459 BGB). 

Die Gütergemeinfchaft wird weder durch den Konkurs bes 
Mannes noch durch ben ber Frau aufgehoben, doch kann jeder Ehe- 
gatte auf Aufhebung der Gemeinfchaft lagen, wenn durch Schulden 
des andern Teils das Gefamtgut fo überſchuldet ift, daß ein fpäterer 
Vermögenderwerb des Hagenben Teils erheblich gefährbet wird 
(8$ 1468 Nr. 5, 1469). 

Wie die einzelne Geſamtgutsſchuld entftanben ift, hat gegen- 
über dem Gläubiger feine Bebeutung, doch find im DVerhältniffe ber 
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Eheleute untereinander, d. b. für den Fall der Auseinanberfegung 
die einzelnen Schulben entmeber folche, welche dem Gefamigut ober 
ſolche, welche allein dem Mann oder allein ber Frau zur Laft fallen 
(88 1463—1467). 

VII. Beendigung der Gütergemeinfhaftl. Die Gütergemein- 
ſchaft endet mit Auflöfung der Ehe, durch Ehevertrag und durch 
Urteil auf die von einem Ehegatten angeftellte Klage (88 1468, 
1469). Endet die Ehe durch Scheidung, und ift ein Gatte für den 
allein fchulbigen Zeil erklärt, fo kann ber unſchuldige Zeil ver= 
langen, daß aus dem Gefamtgute zuerft daß non jevem Gatten in 
die Ehe Eingebrachte ausgeſchieden und außgeantiwortet und ber ba= 
nad} verbleibende Reſt nad Duoten geteilt werbe ($ 1478). In 
diefem mie in ben andern Fällen geht ber Teilung bie Berichtigung 
ber Gefamtgutöverbindlichteiten voran, der Überfhuß gehört 
den Eheleuten zu gleiden Teilen, gleichviel mas unb 
mie viel ber einzelne Ehegatte eingebracht hatte. Die Teilung ift 
alfo immer eine Halbteilung. ft die Gemeinfchaft durch Vertrag 
ober durch Urteil aufgehoben, fo tritt nad) der Teilung Gütertren- 
nung ein (88 1470, 1435, 1475, 1476). Bis zur Xeilung befteht 
nicht eheliche Gütergemeinfchaft, fondern das Nechtöverhältnis ber 
Gemeinſchaft (88 1471—1481). 

VII. Tod eines Ehegatten. Beſonderes gilt im alle der 
Auflöfung der Ehe durch den Tod eines Ehegatten. Iſt in 
diefem Falle 

1. ein gemeinfhaftliger Abfümmling nicht vor— 
handen (fog. unbeerbte Che), fo fält der Anteil des über 
lebenben an biefen als freigemorbeneß Eigentum. Die andere 
Hälfte mit Einfhluß des Sonderguts und des Vorbehaltäguts 
bes DVerftorbenen bildet deffen Nahlaf und wirb Gegen- 
ftand ber Beerbung nad) den allgemeinen Grunbfägen ($ 1482), ber 
überlebende Ehegatte kann alfo den Nachlaß bes berftorbenen ganz 
ober zum Zeil ala Erbe erwerben ($$ 1931 ff.); find aber 

2.gemeinfhaftlige UAbktömmlinge vorhanden (fog. 
beerbte Ehe), bie im Falle der gefeglichen Erbfolge zu Erben be 
rufen find, fo wird die Gütergemeinfhaft fortgefegt 
(8 1483). 

Das BGB hat fi demnach nicht a) den vom Konfoliba= 
tion = ober Akkreszenzprinzipe beherrfchten Partikularrechten, nad 
melden das Gefamtgut Alleineigentum des Überlebenden wird 
und das Erbrecht der Kinder erft bet beifen Tod eintritt, auch nicht 
b) denjenigen Gefegen angefchloffen, welche mit dem Zobe bes einen 
Gatten Miteigentum an dem zu biefem Zeitpuntte vorhandenen Ver- 
mögen und Rießbrauch und Verwaltung bed Überlebenden an ben 
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Quoten ber Kinder Geiſitzverhältnis) eintreten ließen. 
Nach dem BGB tritt vielmehr eine Anderung bes bisherigen Rechts- 
verhältniffes nur infofern ein, ala die Subjette ber fort- 
gejehten Gütergemeinfhaft nit mehr bie Eheleute, ſon— 
bern ber Überlebende und bie gemeinfamen Ab- 
tömmlinge find. Aber aud) dieſe Anderung ift feine mefent- 
liche, denn bie Stellung, welche bißher der Mann einnahm, hat fortan 
der überlebenbe Gatte, und in die Stellung, welche bisher die Frau 
einnahm, treten bie Kinder. Diefe Anderung ift feine Beerbung 
bes Verftorbenen; eine Erbfolge tritt jegt nur betreff3 der Sonder⸗ 
güter bes Verſtorbenen ein, fein Anteil am bisherigen Gefamtgute 
bleibt ein Zeil des Gefamtguts, daher können lehttoillige DVer- 
fügungen, fofern fie nicht anderes beftimmen, erft nad) Beendigung 
ber fortgefeßten GG mirffam werben. Aus gleihem Grunde ift 
aud bie fortgefette GG Geſamthandvberhältnis. 
Es tritt alfo bon Rechiswegen ein und bebarf des ausdrücklichen 
Ausſchluſſes durch Ehevertrag ($ 1508) oder leiztwillige Verfügung 
(8 1509), wenn e3 nicht eintreten fol. Da die fyortfegung der GG 
hauptſächlich im Intereſſe des überlebenden Gatten Iiegt, kann bie 
Ausſchließung duch letziwillige Verfügung nur dann erfolgen, wenn 
der Verftorbene befugt war, bem Überlebenden ben Pflichtteil zu ent⸗ 
ziehen ober auf Aufhebung ber GG zu Flagen. Jeder Ehegatte kann 
letziwillig für den Fall feines Todes bie f. GG befchränten: er 
tann insbeſondere ein Kind, aber er fann nit alle Abtömmlinge 
von ber f. GG ausfhließen, weil damit ber Eintritt der f. GG ver- 
hindert und alfo ein Recht des überlebenden Gatten verlegt würde. 
Doch kann der überlebende Gatte die Fortfegung der GG ablehnen 
(88 1508—1511, 1484) und, wenn fie eingetreten, wieder aufheben 
(& 1492). . 

Gefamtgutifinigtnurbasbiäherigechelide 
Gefamtgut, fonbern aud daß, was der Über- 
lebendeausbemNadlaffe,d. h. dem erworbenen Sonder⸗ 
vermögen des Verftorbenen ober nad} dem Eintritt ber f. GG erwirbt, 
nicht aber aud) das, mas ein Abkömmling zur Zeit de Eintritts der 
f. GG hat ober fpäter erwirbt ($ 1485). Gefamtgutsfchulben find 
nur bie Verbindlichteiten bes Überlebenden und diejenigen Verbind⸗ 
lichfeiten de3 DVerftorbenen, welche Geſamtgutsſchulden ber ehelichen 
Gütergemeinſchaft waren: für biefe Schulden haftet der Überlebende 
auch perfönlich, während die Abkömmlinge nur mit dem Gefamtgute 
baften, doch Tann ber Überlebende bei denjenigen Schulden, für bie 
er nur aus bem Grunde perfönlich haftet, weil er in bie fortgefeßte 
GG eingetreten ift, für die er alfo nicht ſchon während ber Ehe per= 
ſönlich haftete, eine Beſchränkung feiner Haftung auf das bei Eintritt 
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der GG Vorhandene herbeiführen nad; ben für. bie Erbenhaftung 
maßgebenden Grunbfägen (85 1488, 1489). Zur Zmangsboll- 
ftredung in dad Gefamtgut ift folgerecht ein gegen ben Überleben- 
den gerichteter Schulbtitel erforberlih und genügend ($$ 745, 786 


). 

Das BGB Hat auch den Grundſatz des bißherigen Rechts: „Was 
in ber Were erftirht, bleibt in ber Were,“ übernommen, benn ftirbt 
ein Abtömmling, fo bildet nur fein Gonbergut, nit fein 
Anteil am Gefamtgut den Nachlaß des Verftorbenen. Der Anteil 
geht kraft Gemeinſchafts rechts auf feine Abkömmlinge über 
und wächſt, falls er Abkömmlinge nicht hinterläßt, den andern an= 
teilsberechtigien Abkömmlingen und beim Fehlen ſolcher dem über- 
lebenden Ehegatten an (F 1490). Die Verwaltung bes Geſamt⸗ 
guts fteht dem überlebenven Ehegatten zu ($ 1487). 

Die f. GG endet mit dem Tode ober ber Wieberberheiratung 
des überlebenden Ehegatten, mit deſſen vor dem Nachlaßgerichte ab» 
gegebenen Erklärung, daß er die GG aufhebe, durch (gerichtlich oder 
notariell beurfunbeten) Vertrag ber Beteiligten (6 1492—1494), 
ſowie durch Urteil infolge ber von einem Abkömmlinge erhobenen 
Klage, die nur in beftimmten Fällen zuläffig ift (8 1495, 1496). 
Die Mafle zerfält auch hier in zwei gleiche Zeile in ber Weife, daß 
ber überlebende Gatte bie eine, die Abfümmlinge zufammen die an= 
dere Hälfte nehmen und zwar untereinander zu benjenigen Anteilen, 
nach welchen die Hinterbliebenen den Verftorbenen beerbt haben wür⸗ 
den, wenn biefer bei Auflöfung der f. GG geftorben wäre (88 1497, 
1498, 1503). Ihre Anteilsberechtigung ift ein Erſatz für ba? fehlende 
Erbrecht an dem Anteil des Verſtorbenen. 

Die Anteile der Abtümmlinge können durch letztwillige Ver- 
fügung bes Erftverfterbenven ohme weiteres auf bie Hälfte herab⸗ 
gefeßt und, wenn ein Grund zur Entziehung des Pflichtteil® vor— 
liegt, ihnen auch ganz entzogen merben (85 1512—1514), doch ges 
Hört zu Anorbnungen biefer Art die Zuftimmung des andern Ehe- 
gatten ($ 1516). Der Pflichtteil eines Wblömmlings ift hier der 
Halbe Schichtteil ($ 1505). Die Außeinanderfegung ſelbſt gefchieht 
Be den Grundfäßen, nad} benen bie Auseinanderſezung ber a. GG 
erfolgt. 

8 248. Die beihräntte Gütergemeinichaft. 

1. Begriff. Verwickelter als bei ber allgemeinen liegen bie 
Güterrechtsverhältnifie bei ber partiellen, ver Hier ala befhräntt 
bezeichneten Gütergemeinfhaft. Denn neben dem Gefamt- 
gute ftehen die Sondergüter beiber Eheleute und das Vorbehaltägut 
der Frau. Je nachdem zum Gefamigute nur die Errungenschaft, 
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d. h. das, was ber Mann oder bie Frau mährenb ber Ehe erwirbt 
(8 1519), oder neben biefer auch das gefamte bewegliche Vermögen 
‚ber Eheleute gehört (8 1549), unterſcheidet man Errungenidafts- 
und Fahrnisgemeinfhaft. Gleichwohl unterſcheiden ſich beide Syſteme 
dadurch, daß die Fahrnisgemeinſchaft eine Abwandlung der allge⸗ 
meinen GG ift und daher im weſentlichen ben für dieſe maßgebenden 
Grundfägen unterliegt, die Errungenſchaftsgemeinſchaft dagegen ſich 
‚nur als eine Änderung der Verwaltungsgemeinfhaft barftellt und 
in ber Hauptfache den für dieſe gegebenen Vorſchrifien unterworfen 
ift (88 1549, 1619, 1625). Der Grumb liegt darin, baß bie Er- 
rungenſchafts⸗G. ſich auf bie Erwerbtätigfeit ber Eheleute gründet 
und daher nur dann und nur infoweit eintritt, al8 Erwerbungen ges 
madt und nicht fofort wieber veraußgabt werben, bie Fahrnis—⸗ 
gemeinfhaft aber ohne weiteres alle bewegliche Habe ergreift, welche 
die Eheleute bei Eingehung ber Ehe befigen ober fpäter erwerben und 
daher in allen Fällen, in benen fein Ehegatte Grundftüde hat, mit 
der allgemeinen GG zufammenfällt. Daher kann laut Ehevertrag 
die Fahrnis⸗G. nah dem Tode eines Ehegatten fortgefegt werben; 
die Errungenfchaft3-G. wird nicht fortgefeßt. 

2. Die Sondergüter führen bei beiden Syſtemen bie Bezeich- 
nung „eingebradtes Gut“. 

a) Hierhin gehört bei der Errungenfhaft3-G. vor 
allem daß gejamte Vermögen beider Eheleute, das fie bei Eintritt 
der Gemeinſchaft haben, ferner was durch Vertrag für Eingebrachtes 
erlärt wird, was bermöge bed Gurrogationsprinzips an Stelle von 
Sonbergut tritt, maß jeber der Ehegatten während ber Ehe von 
Todeswegen ober mit Rüdficht auf ein künftiges Erbrecht (4. B. als 
Vorausempfang), ferner was er durch Schenfung oder ala Aus—⸗ 
ftattung ermwirht, endlich das, mas nicht durch Rechtsgeſchäft über» 
tragen werben kann (3. B. Fideilommiß), und dasjenige, deſſen Er» 
werb durch den Tod eined ber Ehegatten bebingt ift (3. B. Lebens» 
verfigerungsfummen). Gemeinfhaftlih wird aalfo nur 
der Tätigleitßerwerb und der Ertrag bed ein— 
gebradten Vermögens. 

b) Eingebrachtes Vermögen bei der Fahrnisgemein— 
ſchaft find nad Gefek alle bei Eingehung ber Ehe vorhandenen 
oder fpäter durch Erbfolge, mit Rüdficht auf ein künftiges Erbrecht, 
durch Schenkung, Ausſtaltung oder Vermächtnis ertvorbenen Immo» 
bilien; hierzu werben auch dingliche Rechte an Grundftüden, mit Aus—⸗ 
nahme der Hypotheken, Grundſchulden und Rentenfhulden, ferner 
die perfönlichen Rechte auf Grundftüde oder dingliche Rechte gezählt. 
Danach find Immobiliarrechte keineswegs bon ber Gemeinfchaft aus— 
geichloffen, denn da außer ben beweglichen Sachen die Errungenfchaft 

Engelmann, D, bürgerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl. 43 
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zum Gefamtgute gehört, bilvet auch bie Immobiliarerrungenſchaft 
einen Gegenftand ber Gemeinfchaft. 

3. Daß Eingebrachte unterliegt bei beiden Syſtemen ben 
gleichen Grundbfägen, ed wirb nämlih für Rechnung bes 
Gefamtguts in ber Weife verwaltet, daß bie Nußungen, 
welche bei der Verwaltungsgemeinſchaft dem Manne zufallen, zum 
Gefamtgute gehören; die Verwaltung ber eingebrachten Güter beiber 
Eheleute und die Verfügungsrechte der Gatten beftimmen fi nad 
den Grundfäßen von der Verwaltungsgemeinſchaft ($$ 1525, 1550). 

Vorbehaltsgut des Mannes tft bei beiden Syſtemen 
ausgeſchloſſen ($$ 1526, 1555) und Tann auch nicht durch Vertrag 
begründet werben ($ 134), denn ein Bebürfnis, dem Manne Ver— 
mögensftüde porzubehalten, liegt nicht vor. Gefeglihes Vor— 
behaltsgutber Frau kommt nurbeider Errungen= 
ſchafts-G. vor, und zwar bat hier nur dad von Dritten mit ber 
Anordnung ber Vorbehaltseigenfhaft Zugewendete und das kraft des 
Surrogationsprinzips an die Stelle von Vorbehaltsgut tretende 
Vermögen bie Eigenfchaft von Vorbehaltägut; hier aber und bei ber 
Fahrnisgemeinfchaft kann jeber andere Erwerb der Frau, insbe⸗ 
fondere das Eintommen aus einem Erwerbsgeſchäfte, das bei der ES 
zum Gefamtgute gehört, durch Vertrag für Vorbehaltsgut erklärt 
werden ($ 1526). 

4 Gefamtgutzfdulden find bei der Fahrnisgemeinſchaft 
diejenigen Schulden, die e8 auch bei ber allgemeinen GG find 
(8 1549), bei der Errungenſchafts⸗G. aber find Gefamtgutzfhulben 
alle Verbindlichkeiten de8 Mannes, von Schulben ber Frau nur bie 
auf ihrem eingebrachten Gute ruhenden Laften, die Verbinblichkeiten 
aus NRechtögefhäften der Yrau, welche für das Gefamtgut wirkſam 
find, die Progeßloften aus Nechtöftreitigkeiten der Frau unter der⸗ 
ſelben Vorausfegung, bie gefeglichen Unterhaltspflichten der Frau 
unb bie infolge eines Rechts ober bed Beſitzes einer Sache entftan- 
benen Schulden, wenn Recht ober Sache zu einem mit Zuflimmung 
des Mannes von der Frau betriebenen Erwerbsgeſchäfte gehören 
(88 1530—1534). Gefamtgutsfhulben ber Frau find immer zus 
gleich perſönliche Schulden bes Mannes, fo daß eine Korrealhaft 
beiber Eheleute eintritt ($ 1530). Daher genügt zur Zwangsvoli⸗ 
ſtredung in das eingebrachte Gut be& Mannes ober in das Gefamt- 
gut ein gegen ben Mann lautenber vollſtredbarer Schulbtitel, mäh- 
rend bie Zwangsvollſtredung in das Eingebrachte der Frau mährenb 
bes Beftehens ber Errungenſchafts⸗ oder Yahrnia-G, einen Schulb- 
titel fordert, welcher der Frau die Teiftung, dem Manne die Dulbung 
ber Erefution auferlegt (88 739, 740 ZPO). Yür den Fall des 
Konkurſes gilt das bei ber allg. GG Gefagte (8 2 RO). 
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. 5. Die Fahrnis⸗G. endet wie bie allgemeine GG ($ 1549), die 
Errungenfhaftsgemeinfhaft enbet mit Auflöfung der Ehe, durch das 
auf bie Klage eines Gatten erlaffene, bie Auflöfung ausſprechende 
Urteil und durch Konkurs über das Vermögen bed Mannes (88 1542 
bis 1544); enbet die GG mährenb ber Ehe, fo tritt Gütertrennung 
ein, und zwar hinſichtlich des Eingebrachten, doch Tann bie 
Gütertrennung einem Dritten nur enigegengefeßt werben, wenn fie 
ihm befannt oder in das Güterrechtsregiſter eingetragen ift ($ 1545). 


$ 249. Gingelne Güterrechtönerhältnifie. 


1. Unter Ausftener verfteht man bie ber Einrichtung bei 
Hausweſens dienenden bemeglichen Saden ber Frau. Sie nimmt 
teine Sonberftellung ein, fonbern unterliegt den für das Güterrecht 
diefer Ehegatten maßgebenben allgemeinen Grundſätzen (vgl. $$ 1366, 
1382). 


2. Hochzeitsgeſchenke werben Eigentum entweder nur eines ober 
beider Ehegatten, je nad; der Abficht bes Schenterd. Auch fie unter 
liegen ben allgemeinen Vorfchriften. 

3. Außer Gebraudy gefommen iſt die Morgengabe, ein vom 
Manne am Morgen nach der Hochzeit der rau gemachte Gefchent. 
Sie diente vorzugsweiſe der Witwenverſorgung und blieb beshalb 
bis zum Zobe des Mannes in feinem Beſitz und feiner Verwaltung. 
Das neue Recht fteht einer derartigen Zuwendung nicht entgegen, 
doch entſcheidet über fie ausfchlieglich bie Vereinbarung der Eheleute. 

4. Der Witwenverſorgung diente früher ferner das Wittum (vidua- 
litium), d. i. ein ber Frau eingeräumter lebenslänglicher Nießbrauch, 
wie bad Gegenvermächtnis (Wiberlage, Kontrabos, dotali- 
tium), d. i. ein ber Zrau vom Manne für den Fall feines Todes 
ausgeſetztes Vermögen, regelmäßig in einer Leibrente beftehend. Der- 
artige Zumenbungen finb Heute Gegenftand letztwilliget Verfügung. 

5. Der Einkindſchaftsvertrag mar ein deutfchrechtliches Anftitut 
und fand fi} vorzugsweiſe, keineswegs aber. überall da, mo nach dem 
Tode des einen Ehegatten das Wermögen (in fortgefegter Güter- 
gemeinf&aft oder bloßen Beifit) zufammenslieb.”) Er wurde ges 
ſchlofſen, wenn ein Ehegatte nach Auflöfung feiner früheren Ehe zur 
zweiten Ehe ſchritt, zwiſchen den Kindern jenes aus erfter Ehe auf 
der einen Seite und ben Ehegatten ber zweiten Ehe auf der anbern 
Seite, und hatte den Zweck, die Teilung de aus ber erften Ehe her⸗ 
rührenden Vermögens zu vermeiden unb den Kindern erfter Ehe 
ihrem Stiefparens gegenüber biefelbe rechtliche Stellung zu gewähren, 


>) Stobbe IV $$ 248, 24. Schröder: Eheliches Güterrecht 
eds. Motive zum BOB IV 486 ff. 
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welche fie als deſſen leibliche Kinder gehabt haben würben. Nach der 
Erbvertragtheorie enthielt der E.Vertrag einen Erbvertrag, der 
beiben Eltern bie Teftierfreiheit nahm, nad) ber Filtationstheorte ent⸗ 
fand nur ein Kindesverhältnis ohne Schmälerung der Teftierfreiheit. 

Das BGB Hat das Inſtitut nicht aufgenommen, fein Ziel läßt 
ſich auf dem Wege des Erbvertrags erreichen, 


8 250. Das Güterredtsregifter. 

Das Güterrehtöregifter ift ein bon ben Amisgerichten geführtes, 
zur Aufnahme von Eintragungen, melde das Güterrecht der Eheleute 
betreffen, beftimmtes öffentliches Negifter. Die Eintragungen haben 
beurfunbenve Wirkung mie die des Hanbelöregifterd. Dritte haben 
fie gegen fi} gelten zu laffen, bis fie die Unrichtigleit ber eingetta⸗ 
genen Tatſache nachgewieſen haben. Die Eintragung ift in zahlreichen 
Fällen geboten, fie erfolgt bei demjenigen Amtsgericht, in deſſen Be— 
girle ber Ehemann feinen Wohnfit Hat, und nur auf Antrag eines 
ober beiber Ehegatten. Die Eintragungen find öffentlich bekannt zu 
machen (88 1435, 1558—1563 BG, 88.161, 162 3G. Vunbei- 
ratsbeſchluß vom 3. November 1898). 


Zweiter Abſchnitt: 
Das Eltern- und Kindesverhältnis. 
L Die Rechtsſtellung des ehelidgen Kindes. 


8 251. Vorbemerkung. 


Die Stellung be ehelichen Kindes zu feinen Eltern ift ein Rechts⸗ 
verhältnis, das auf beiben Geiten Rechte und Pflichten begrünbet. 
Diefes Rechtsverhältnis beftand im römifchen Rechte nur zwiſchen 
Kind und Vater und wurde baher einfach mit dem Namen pa- 
tria potestas bezeichnet. Das BGB bildet infofern den Ab⸗ 
ſchluß einer längeren Entwidlung, als es jene Einfeitigfeit bei 
tömifchen Recht? vermeidenb an Stelle ber väterlichen Gewalt bie 
elterliche Gewalt fegt und ber Mutter im weſentlichen gleiche 
Rechte einräumt wie dem Vater. 

Die elterlichen Rechte (und damit die an fie gefnüpften Pflichten) 
eniftehen durch eheliche Abftammung bes Kindes, durch Legitimation 
und durch Adoption (Annahme an Kindes Statt). 


Zweiter Abſchnitt: Das Eltern- und Kinderverhältnis. $ 252. 677 


A. Begrändung der Rechtsktellung des ehelichen Kindes. 
8 252. Ghelihe Abſtammung. 

1. Die in dem Safe: Pater est quem nuptiae demonstrant 
außgefprodene NRehtspermutung für bie Ehelichkeit 
eines Kindes galt nad ber herrfchenben Lehre bed gemeinen Recht 
nur für dasjenige Kind, das während der Ehe der Mutter er= 
zeugt mar. Ein von dem Manne mit feiner nachherigen Frau vor 
der Ehe erzeugte Kind konnte, auch wenn es erft nad Schließung 
ber Ehe geboren war, bie Rechte eines ehelichen Kindes nur im Wege 
der Legitimation erlangen (RG 12, 166). 

Das BGB dehnt diefe Vermutung auf diejenigen Kinder aus, 
welche nad) Eingehung der Che geboren find, und erklärt die Frage, 
ob das Kind in ober vor ber Ehe erzeugt ift, außbrüdlich ($1591) 
für gleichgültig. Aber bie Tatſache ver Geburt allein genügt nicht, 
es bebarf ber ferneren Zatfache, daß die Mutter e8 von ihrem Manne 
empfangen hat. Letztere Taiſache ift ſchwer zu beweifen; e3 genügt 
deshalb nad; dem BGB, daß ber Ehemann ber Mutter dieſer inner⸗ 
halb der Empfängniszeit beigewohnt Hat. Daß bie Mutter inner 
halb berfelben Zeit noch mit andern Männern geſchlechtlich verehrt 
hat, ift alfo gleichgültig. Daß der Mann der Mutter beigemohnt 
babe, lann gleichfalls zweifelhaft, wird aber nom Geſetz für den⸗ 
jenigen Zeil der Empfängnisgeit, der in die Ehe fällt, vermutet, unb 
ift nur für bie Zeit, während welcher bie Ehe nicht beftand, beſonders 
au bemeifen. 

Wer die hiernad) anzunehmenbe Ehelichkeit des Kindes beftreitet, 
bat zu beweifen entweder 

1. die „offenbare Unmöglidteit“, daß die Mutter 
daß Kind von ihrem Manne empfangen, oder 

2. daß der Mann ber Mutter des Kindes in ber Empfängnis» 
zeit nicht beige wohnt habe (88 1591, 1592).") 

Durch Eideszuſchiebung kann in einem Rechtsſtreit über bie 
Ehelichteit eines Kindes ein Beweis nicht geführt werben, doch ift ber 
Erfüllungseid zuläffig (8$ 641, 617 ZPO). 

U. Das Recht, die Ehelichteit eines Kindes anzufechten, 
ftand nad) altem Recht an fi nur dem Manne der Mutter, andern 
BVerfonen nur dann zu, wenn die Unehelichteit bes Kindes die Vor- 
außfegung eined andern (namentlich erbrechtlichen) Anſpruches bildete 
(RG 18, 38). 

Das BGB unterfcheibet zwiſchen dem Anfechtungsrecht 
und der Geltendmachunng ber Unehelichteit. 

*) Vol. die Ausbehnung ber im übrigen unverrüdbaren geſetzlichen 
Gmpfängnfiget ing Year al. 2. ui eefeh 
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a) das Anfechtungsrecht ſteht ausfhlieglid 
dem Manne 3 u ($ 1593); es ift ein höchftperfünliches Recht ($ 1696), 
ann nur innerhalb einer Ausſchlußfriſt voneinem Jahre vom 
Zeitpunfte der an den Mann gelangten Kunde von ber Geburt bes 
Kindes und bei Lebzeiten des Kindes nur durch eine gegen dieſes ge= 
richtete Klage ($ 1596), nad; dem Tode bed Kindes nur durch 
eine gegenüber dem Nachlaßgericht in öffentlich beglaubigter Fotm 
abgegebene Ertlärung ausgeübt werben ($ 1597); es erliſcht 
außer burch Zeitablauf durch eine vom Manne nach der Geburt des 
Kindes in irgendwelcher Zorm ausgebrüdte Anerfennung des Kinz 
des, ein einfeitiges, nicht empfangäbebürftiges, Bebingung ober Zeit- 
beftimmung nicht vertragendes Rechtsgeſchaft ($ 1598). Ergeht auf 
bie Klage ein bie Unehelichkeit des Kindes ausſprechendes Urteil, jo 
ift damit ein Statuß= ober Perſonenrecht feftgeftellt, b. i. ein Rechts⸗ 
auftand, ben ein jeber anerfennen muß. Das Urteil wirkt daher für 
und gegen alle; ftellt e3 aber das Beftehen bes Elternverhältnifies 
feft, fo wirkt es gegenüber einem ſolchen Dritten nicht, melder 
das elterliche Verhältnis ober bie elterliche Gemalt felbft in Anſpruch 
nimmt und nicht als Partei an dem Progefie teilgenommen hat 
(8 643 320). 

b) Die Geltendmachung ber Unehelicteit ift eine Be— 
rufung auf bie Tatſache der unehelichen Geburt, fofern biefe Tat— 
fache die Vorausſetzung für die Geltenbmachung eines andern Rechtes 
bildet. Sie kann im Wege ber Klage ober ber Einrede gefchehen, auch 
Gegenftand eines fog. Inzibentfeftftellungsurteils fein. Das Recht, 
die Unehelichkeit gelten zu machen, ift nach ber Rechtskraft des An- 
fechtungsurteil ein jedem unbefchräntt, beim Fehlen eines fol- 
den Urteils aber nur unter ber Vorausſetzung zuftehendes Recht, 
daß ber Mann geftorben ift, ohne fein Anfechtungsrecht durch Aner= 
kenntnis oder Zeitablauf verloren zu haben ($ 1593), oder daß ber 
Dann nach dem Tode des Kindes bie Anfechtung vor dem Nadlak- 
gericht erklärt hat ($ 1597). ft das Anfechtungsrecht des verftor= 
benen Mannes beftehen geblieben, fo ift die Geltendmachung ber Un- 
ehelichteit an feine Ausfchlußfrift mehr gebunden und kann durch 
eine Anerkennung bed Kindes verloren gehen, benn das Aner- 
tennungsrecht ſteht ausſchließlich dem Manne der Mutter zu 
(8$ 1536, 1698). 

Auch die Anerkennung ber Ehelichkeit Tann angefochten werben, 
und awar auch nur vom Manne und nur durch Klage ober Erflärung 
vor dem Nachlaßgericht ($ 1599). 

Wird nad) Auflöfung ber erften Ehe und nach Eintritt der Frau 
in eine zweite Che ein Kind geboren, das fomohl ala Kind bed erften 
ala des ziweiten Mannes gelten könnte (alfo, wenn es vor Ablauf bes 
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302. Tages nad) Auflöfung ber erften he geboren wirb), fo ift ber 
270. Zag nad Auflöfung der erften Ehe eniſcheidend ($ 1600). 


$ 253. Legitimation und Annahme an Kindesftatt. 


In außerorbentliger Weife wirb bie päterliche Ge— 
walt begründet: 

1. durch Legitimation. Dem deutſchen Rechte fremd, ift fie 
aus dem römifchen Rechte herübergenommen als ein Mittel, dem un⸗ 
ehelichen Kinbe des Legitimierenden die Rechte eines ehelichen Kindes 
zu geben. Sie erfolgt entweber 

a) durch nachfolgende Ehe der Eltern des Kindes (per 
subsequens matrimonium) und begrünbet nad} altem unb neuem 
Nechte für das Kind die Rechte ber ehelichen Geburt, menn bie Ab⸗ 
ftammung bes Kinbes von den Eheleuten ſeſtſteht, und zwar fraft 
Gefeges. Diefe Zeftftellung wird nach neuem Recht erleichtert 
duch die gefeglihe Vermutung, daß der Mann ber Mutter 
dann ber Erzeuger des borehelichen Kindes fei, wenn er ihr in bem 
Zeitraum vom 181. bis zum 302, Tage vor ber Geburt des Kindes 
beigetvohnt hat; dieſe Iegtere Tatſache ift von dem zu beweiſen, ber 
Rechte aus ihr herleitet, alfo namentlich von dem Kinbe, bad auf 
Anerkennung feiner Ehelichteit gegen bie Eltern klagt; hat aber 
der Ehemann feine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes in einer 
öffentlihen Urkunde anertannt, fo wirb jener Bemeiß durch 
eine weitere Vermutung erfeßt. Das Anerkenntnis des Vaters wirkt 
alfo (ie nad} altem Recht) als bloßer Beweisgrund, nicht als konſti— 
tutiver Rechtsalt, ba es ſich um ein Rechtsverhältnis handelt, dag ber 
freien Verfügung der Parteien entzogen iſt.) Beide Vermutungen 
find miberlegbar, aber jene erſte (bie Vaterſchaftsver— 
mutung) kann nur burd ben Nachweis von Umftänben widerlegt 
werben, nad) denen es offenbar unmöglich ift, daß bie Mutter das 
Kind aus biefer Veimohnung empfangen habe, während bie zmeite 
(die Beimohnungspermutung) jeber Art von Gegenbeweig 
zugänglich ift (8$ 1719, 1720). Die Berichtigung des Standes» 
tegifterß gefchieht nur auf Grund eine gerichtlichen, notariellen ober 
vor dem Standesbeamten erflärten Anertenntniffes auf Grund bed 
Urteila (88 25, 26 Gef. vom 6. Februar 1875). 

Da diefe Legitimation die einfache Rechtsfolge der Ehe 
ſchließung ift, fo erftreden fich ihre Wirkungen auch auf bie (mit ihm 
verwandten $$ 1589 Abf. 2, 1705) Abkömmlinge bes Legitimierten, 
ſelbſt dann, wenn das legitimierte Kind por ber legitimierenven Ehe- 


’) RG in Zivilſ. 22, 223. 
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ſchließung geftorben ift ($ 1722).) Den Eintritt ber Legitima- 
tion zu beftreiten, ift ein jeber, ber ein rechtliches Antereffe Hat, 
befugt (anders oben $ 260). 

War das Kind vor ber Eheſchließung feiner Eltern von einem 
andern an Kinbesftatt angenommen, fo wird es zwar legitimiert, 
bleibt aber in ber elterlichen Gewalt des Aboptinpaters (NG. 33, 196. 
Xgl. 88 1757, 1765 BGB). 

b) Per reseriptum principis. Sie hing bon 
einem Untrage bes unehelihen Water ab und war ein Gnabenalt 
des Lanbeöherrn. Das BGB bezeichnet biefe durch Verfügung ber 
Staat3gemalt (bedjenigen Bunbesftaats, dem ber Vater ans 
gehört) gefchehenbe Legitimation als EHeligteitdertlärung. 
Sie ift auch nach ihm Gnabenatt, denn fie kann audy dann verſagt 
werben, menn alle ihre Vorbedingungen erfüllt find ($$ 1723, 1734). 
Da fie dann unnötig ift, wenn bie L. durch nachfolgende Ehe ger 
ſchehen ift oder gefchehen kann, gibt fie unverheirateten Männern 
ober demjenigen Manne, ber mit einer andern als ber Mutter bed 
Kindes verheiratet ift, bie Möglichteit, einem unehelichen Kinde bie 
Rechte eines ehelichen zu geben. Natürlich) Tann niemals ein 
Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde 
und ber frau bes Vaters entſtehen. Das BGB geht aber 
noch weiter: nad) ihm ift mit ber Herftellung bes ehelichen Kindes⸗ 
verhältniffes ver Zwed der L. erreicht, es läßt daher zwar ein Ver⸗ 
mwanbtfhaftsverhältnis zwiſchen dem Vater und ven Abkömmlingen 
des Kindes, aber nicht zmifchen dem Kinde und ben Verwandten 
bes Vaters entftehen; es Tann ferner fein Schwägerſchaftsverhältnis 
zwiſchen dem Vater und dem Ehegatten bed Kindes und zwiſchen dem 
Kinde und ber Frau bed Vaters entjtehen ($ 1737); bie 2. Tann 
ihren med nicht erreichen, wenn dad Kind geftorben ift, und Tann 
daher in diefem alle nicht erfolgen ($ 1733); fie fol nicht der Um» 
gehung von Cheberboten bienen, fie ift deshalb unzuläffig, wenn zur 
‚Zeit ber Erzeugung zwifchen ben Eltern bes Kindes das Ehehindernis 
der ehelichen Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft beftand ($ 1732). 
— Die EhelichfeitZerflärung verlangt einen Antrag bes Vaters, bie 
Einwilligung bed 21 Yahre alten Kindes oder die Einwilligung ver 
Mutter bes unter biefem Alter ftehenben, wenngleich für volljährig 
erklärten Kindes und bie Einwilligung ber Frau des Vaters; alle 
diefe Erklärungen bebürfen der gerichtlichen oder notariellen Beur- 
tundung (88 1726—1731); der Antrag bes Vaters muß zugleich 
die Erklärung enthalten, baß er das Kind als das feinige anerkenne; 
ob dieſe Erklärung richtig ift, ober nicht, hat auf die Wirkſamkeit der 


) Über Nicptigleit ber nachfolgenden Ehe $ 1721. 
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Ehelichteitserllärung keinen Einfluß (SS 1725, 1735). Die Ehe 
lihfeitzerklärung kann nicht an eine Bebingung ober Zeitbeftimmung 
gelnüpft werben ($ 1724), aber fie ift fein Rechtsgeſchäft, ſondern 
ein Verwaltungsaft, zugleich ein Alt der freimilligen Gerichtäbarteit. 

2. Durch Annahme an Kindesftatt. Sie war ſchon dem älteren 
beutfchen Rechte befannt; während fie bort aber ein Mittel war, ein 
an und für 5 nicht vorhandenes Erbrecht zu verfchaffen, bildete 
fie im römiſchen Recht ein Mittel zur Begründung ber bäter- 
liden Gewalt. Soweit jedoch die römifchen Rechtsſähe durch 
bie moderne Anſchauung nicht eine grundſätzliche Umwandlung er- 
fuhren, galten fie al3 gemeines Recht (RG 6, 171; 31, 187). Man 
unterfchieb daher auch im gemeinen Recht zwifhen Arrogation 
als der Annahme einer gewaltfreien und der Adoption im engeren 
Sinne als ber Annahme einer gewaltunterworfenen Perfon. Lehtere 
wurde mieber unterfhieben in a. plena unn minusplena, 
je nachdem fie bie näterliche Gewalt begründete ober nidt. Won 
biefer Wirkung abgefehen gaben die Arrogation und bie volle Adop⸗ 
tion dem Angenommenen gegen den Annehmenben und beffen agna= 
tifche Verwandte ein gefehliches Erbrecht, als ob der Adoptierte mit 
bem Aboptivvater blutsverwandt wäre, und dieſes Erbrecht erloſch 
weder mit dem Tode des Adoptivpvaters noch mit der Emanzipation 
des Angenommenen (RG 31, 187). Die a. minus plena dagegen 
begründete nicht die väterlihe Gewalt, fie konnte daher auch durch 
eine Frau borgenommen werben; fie begründete nur ein Kindesver⸗ 
hältnis und befchränfte erbrechtliche Folgen. 

Dem BGB ift die Annahme an Kindesſtatt nur ein Mittel, dem 
Angenommenen bie Rechte eines ehelihen Kindes bei 
Annehmenben zu gewähren. Da bie elterliche Gewalt aud ber 
Mutter zuſtehen kann, unterfcheibet das BGB nicht mehr ver- 
ſchiedene Arten ver Adoption. Aus demfelben Grunde gehen bie 
Wirkungen der Annahme nicht über bie Herftellung des Kindesber⸗ 
hältniffes hinaus, fie erfxeden ſich alfo zwar auf die fünftigen Ab⸗ 
fümmlinge des Angenommenen ($ 1762), aber nit auf bie Ver⸗ 
mwanbten be Annehmenben, der Angenommene tritt alfo nicht in die 
Familie des Annehmenden ($ 1763); ber Angenommene erwirbt ein 
aefeliches Erbrecht gegenüber dem Annehmenben, nicht aber biefer 
gegenüber dem Angenommenen ($$ 1757, 1759); baneben bleibt bie 
Nechtöftellung bed Angenommenen gegenüber feinen Verwandten, 
insbeſondere alfo bad mechielfeitige geſetzliche Erbrecht beftehen 
($ 1764). Der Angenommene erhält den Familiennamen bed An—⸗ 
nehmenden, und ift er von einer Frau angenommen, den Namen, 
den die Frau vor ihrer Verheiratung hatte; er Tann bem neuen Namen 
feinen früheren Namen Hinzufügen ($ 1758). 
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Die Annahme erfolgt nad neuem Recht ausſchließlich durch 
Vertrag zwiſchen dem Angenommenen und bem Annehmenven. 
Diefer Vertrag bedarf in allen Fällen ber Beftätigung durch 
dad Amtsgericht, in beffen Bezirk der Annebmende feinen 
Wohnſitz bat ($ 1741 BGB 88 65, 66 GG), und wenn für das 
noch nicht 14 Jahre alte Kind fein gefeplicher Vertreter handelt ober 
wenn ber Annehmende oder ber Anzunehmenbe in ber Gefchäftsfähig- 
leit beſchränkt if, der Genehmigung des Vormund- 
ſchafisgerichts (88 1750, 1751). Während bie Betätigung 
nur das Vorhandenfein der geſetzlichen Erforbernifie der Annahme 
feftftellt (8 1754), kann die Genehmigung be Vormundſchafts— 
gericht? nur erteilt werben, wenn die Annahme demjenigen, für den 
die Genehmigung erfolgt, zuträglich if. Daher hat die Genehmigung, 
wo fie erforberlich, der Beftätigung boranzugehen. 

Die gefeplichen Erforderniſſe find 

a) ber Mangel ehelicher Ablöümmlinge des Annehmenben 
(8 1741),!) man kann alfo nicht, wie nach römifhem Rechte, das 
eigene, eheliche, wohl aber das eigene uneheliche Kind annehmen; 

b) das Alterserfordernis von 50 Jahren auf Seiten des An- 
nehmenben und ein Altersvorzug des Annehmenden von wenigſtens 
18 Jahren gegenüber bem Angenommenen; von beiden Voraus— 
fegungen kann Befreiung gewährt werben durch eine Verfügung ber 
Staatägemwalt, vom Alterserfordernis von 50 Jahren aber nur einem 
Lolljährigen (SS 1744, 1745), 

c) bie Einwilligung des Ehegatten bed Annehmenben und bie 
bes Ehegatten des Anzunehmenden ($ 1746), 

A) bei der Annahme eines noch nicht 21 Jahre alten Kindes bie 
Einwilligung beider Eltern, wenn es ſich um ein eheliches, bie 
Einmilligung der Mutter, wenn es ſich um ein uneheliches Kind 
handelt (8 1747), 

e) bie Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts in ben oben 
bezeichneten Fällen ($ 1750—1752). 

Der Vertrag darf weder bebingt noch befriftet ($ 1742), und 
er muß bei gleichzeitiger Untvefenheit beiber Zeile vor Gericht oder 
Notar gefhloffen werben ($ 1750, im Gegenſatz zu $ 128); die Ein- 
willigungen zu c unb d bebürfen ber gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. Die Befugnis zum Vertragsfchluß, ſowie bie zur 
Einwilligung find höchftperfönliche Rechte (88 1750, 1748). Mit 
der Beftätigung des Vertrags treten feine Wirkungen ($ 1754) ein; 
im Intereſſe alsbaldiger Feftftelung ift der bie Beſtätigung aus— 





’) Das Vorhanbenfein u) an na enommenen Kindes t eine 
ferner? Adoption nicht auß ($ 174 tateh 
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ſprechende Beſchluß ber Anfechtung entzogen, die Ablehnung ber 
Tofortigen Beſchwerde unterworfen ($ 68 FGG). 

Wer an Kindesſtatt einmal angenommen ift, Tann, Tolange das 
Adoptionsverhältnis währt, nur noch bon dem Ehegatten de An- 
nehmenden und ald gemeinfhaftlidhes Kind kann ein Kind 
zur bon einem Ehepaar angenommen werben ($ 1749). Das Adop⸗ 
tionsverhältnis wirb durch Vertrag ($ 1768—1770), ſowie durch 
den gefegwibrigen Abſchluß einer Ehe zwiſchen dem Annehmenben 
und bem Angenommenen gelöft (88 1771, 1772). 


$ 254. B. Ber Inhalt der eiterlihen Gewalt. 


1. Geſchichte. Das römifhe Recht kennt nur eine dem 
Vater über feine Kinder zuſtehende Gewalt, eine patria po- 
testas. Diefe Gewalt gab, mie dad Wort potestas befagt, dem 
Water nur Rechte, die fi nur wenig von feinem Eigentum an ben 
Stlaven unterfchieden; e8 enthielt insbeſondere das Recht über Leben 
unb Tod (ba jus vitae ac necis) und bie Befugnis, das Kind zu 
‚veräußern, es in fremde Gewalt zu geben und auß feiner Gewalt zu 
entlaffen. Die Pflicht der Fürforge für das Kind war ihm nicht 
bom Recht, ſondern von der Gitte auferlegt, er war daher au 
wegen bed ärgjten Gewaltmißbrauchs rechtlich unverantwortlich. 

Das deutfhe Recht gab zwar gleichfalls dem Vater ein 
Herrfchaftsrecht über feine Kinder, aber es faßte feine Stellung von 
vornherein als eine Pflichtftellung auf: er mar der Schußherr feines 
Kindes und rechtlich verpflichtet, Für das Kind zu forgen und es nad 
außen zu vertreten. Diefe Gewalt ftand zwar in älterer Zeit nicht 
nur dem Vater zu, denn aud rauen, wurden als ſchutzbedürftige 
Perfonen behandelt, und indbefondere die verheiratete Frau ftanb 
ebenfo im Munbium ihre® Mannes, wie das Kind im Munbium 
des Vaterd. Die Frau fand aber dem Manne mit größerer Selb- 
fänbigfeit gegenüber als das Kind gegenüber dem Vater. Zahlreiche 
deutſche Partifularrechte enthielten ferner Anſätze zur Entwidflung 
einer mütterlihen Gewalt an Stelle fehlender väterlicher Gewalt. 

Die bdeutfchrechtliche Auffaflung blieb bie herrfchende. Das, 
was bad gemeine Necht väterliche Gewalt nannte, war in ber 
Tat eine aus Rechten und Pflichten gemifchte Stellung. Zwar 
gingen zahlreiche Grundſähe bed römiſchen Rechts in das gemeine 
Met über, aber nur beshalb, weil daß juftinianifche Recht den 
mittelalterlich⸗ deutſchen Anſchauungen, insbefondere über die ber= 
mögensrechtliche Stellung des Hauskindes, nahe ftand. Die Gemalt 
der Mutter, obwohl nur partifularrechtlich anerkannt, zeigte fich doch 
in zahlreichen Befugniffen, insbefonbere in ihrem Erziehungsredht, 
dem Rechte zum Ehekonſens, der Befugnis, einen Vormund für die 
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Kinder zu ernennen, in ber Nutznießungsbefugnis u. a., insgeſamt 
Befugniffen, die bei Lebzeiten bes Mannes nur hinter deſſen Rechte 
aurüdtraten, nad; feinem Tode aber zur Geltung famen. 

2. Renes Recht. Das BGB gibt feiner beutfchrechtlichen Auf⸗ 
faffung ſchon durch die Worte Ausbrud, daß der Water fraft ber 
elterlichen Gewalt das Recht und bie Pflicht habe, für die Perfon 
und das Vermögen des Kindes zu forgen ($ 1627), und dadurch, daß 
& nah dem Tode des Vaters fowie wenn er die Gemalt 
verwirkt hat und bie Ehe aufgelöft ift, die elterlihe Gewalt 
aufdie Mutter übergehen läßt ($ 1684). 

Einzelne Rechte und Pflichten zwiſchen Eltern und Kindern 
aber find unabhängig von der väterlichen ober elterlichen Gewalt, fie 
beftehen daher auch dann, wenn diefe Gewalt erloſchen iſt. Hierher 
gehört vor allem das Recht und bie Pflicht des Kindes, ben Fa mi⸗ 
liennamen des Vaters zu führen ($ 1616), ferner bie 
Ausftattungd= oder Dotationzpfliht. Das BGB macht hier im An- 
ſchluß an das bisherige Necht den Unterſchied zwiſchen Ausfteuer 
und Ausftattung. Ausfteuer ift das ber beiratenden Tochter 
aum Zmede ber Einrichtung bed Haushaltes, Ausftattung das 
dem Sohne o ber ber Tochter mit Rüdficht auf die Verheiratung ober 
auf die Erlangung einer felbftändigen Lebenaftellung zur Begrün- 
dung ober zur Erhaltung der Wirtſchaft oder ber Lebenzftellung Zu- 
gemwenbete. Die Ausftattung umfaßt alfo mehr als die Ausfteuer. 
Auf die Ausfteuer hat die Tochter in Ermanglung eigenen Ver— 
mögen einen klagbaren, aber unübertragbaren Rechtsanſpruch, bie 
Gewährung einer Ausftattung hängt vom Ermeflen der Eltern ab, 
gleichwohl gilt die Ausftattung nur infoweit als Schenkung, als fie 
das ben Umftänden entſprechende Maß überfteigt, fie ift alfo bis 
dahin Tilgung einer Schulb ($$ 1620—1624). Das Verfpredien 
einer Ausftattung unterliegt alfo foweit fie jenes Maß überfteigt 
ber gerichtlichen oder notariellen Beurfundung, e8 kann auch dem 
Schwiegerfohne gegenüber abgegeben werben ($ 328). Die Aus- 
a nicht bie Ausfteuer, unterliegt ber Erbenaußgleihung 
($ 2050). 

Der väterlichen Gewalt unterftanden nad) römiſchem Rechte nicht 
bloß bie Kinder, fondern auch bie entfernteren Deszendenten des 
pater familias, gleichviel ob fie minberjährig ober volljährig waren. 
Diefen Grundſatz Hatte dad gemeine Reit übernommen, er war aber 
in Deutfchland dadurch gemildert, daß das Kind, ſobald es mirt- 
ſchaftliche Selbftändigfeit erlangte, aus ber Gewalt auch ohne aus⸗ 
drüdliche Erklärung ausſchied. Das BGB ($ 1626) Hat eine Ver⸗ 
einfachung des bisherigen Rechts dadurch herbeigeführt, daß es bag 
Kind ber Gewalt unterwirft, folange ed minberjährigift. 
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Danad; find nur minberjährige Kinder, diefe aber auch bi zur 
Volljährigkeit gewaltunterworfen, gleichviel ob das Kind ſchon vor 
diefem Zeitpuntte tatfächlich ſelbſiändig ift ober noch nach dieſem 
Zeitpunkt unfelbftändig bleibt, 

Die Gewalt ergreift nach altem und neuem Rechte ($ 1627) die 
Perſon und das Vermögen bed Kindes (1628, 1629). Hierin ifl zus 
glei die Vertretung bed Kindes nach außen enthalten, m. a. 
VB: der Inhaber derelterlihen Gemaltift gefeh- 
licher Vertreter bes Kindes ($ 1630). 


$ 255. Die perfönlihe Stellung des Hauskindes. 


Der Vater und nad gemeinem wie neuem Rechte bie Mutter 
haben Recht und Pflicht ber Fürſorge für pie Perſon bei 
Kindes. Diefe Sorge umfaßt die Erziehung, die VBeauffichtigung 
und bie Veftimmung bed Aufenthalts. Im Erziehungsrechte liegt 
die Befugnis zur Anwendung amgemeffener Zuchtmittel, die inner⸗ 
halb der Grenzen eine Erziehungsmittels verwendet, eine ftrafrecht- 
lie Verantwortung (etwa wegen Beleibigung, Körperverlegung, 
Nötigung, Freiheitsentziehung) nicht zur Folge haben. Im Er- 
siehungsrecht ift auch die Entſcheidung über das Glaubensbetenntnis 
bes Kindes enthalten. Die Eltern haben nad altem und neuem 
Rechte die Befugnis, Herausgabe des Kindes zu verlangen von bem, 
ber es ihnen widerrechtlich norenthält, das früher fog. interdietum 
de liberis exhibendis et ducendis ($ 1632 BOB, NE 55, 419). 

In ber Betätigung dieſer Fürſorge ſtehen während der Ehe die 
Eltern nad neuem Recht einander glei, die Mutter Hat aber nicht 
das Vertretungsreht und ſteht bei einer Meinungsverſchiedenheit 
dem Vater nach ($ 1634). Iſt die Che gefchieben, jo verliert nad 
altem und neuem Rechte der ſchuldige Teil das Yürforgerecht, find 
beibe Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo verbleibt bie Yürforge für eine 
Tochter immer und für einen Gohn, biß er das 6, Lebensjahr 
vollendet, der Mutter; mit biefem Zeitpuntte geht fie auf den Vater 
über (85 1635—1637).) Das Vormundſchaftsgericht Tann aber 
eine abteichende Anorbnung treffen. 


$ 256. Die vermögensrechtliche Stellung der Hausfinder. 


1. Geſchichte. Den Haudfindern fehlte im älteren römischen 
Rechte die Fähigkeit, für fi Vermögen zu erwerben: alles, was fie 
erwarben, fiel ohne weiteres dem Vater zu. Sie tonnten demnach, 
ſoweit es ſich um reine Erwerbsgeſchäfte handelte, als Stellvertreter 
des Vaters auftreten. Dagegen waren die Hauskinder fähig, ſich zu 





?) Dieß gilt nicht bei einer Scheidung wegen Geiſteskrankheit. 
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verpflichten und fonnten aus ihren Schulben verklagt werben. Da 
fie aber eigene Vermögen nicht haben konnten, war bie Erefution 
gegen fie ausſichtslos. 

Die regelmäßig lange Dauer ber väterlichen Gewalt brachte es 
mit fi, daß ber Vater dem Hauskinde Vermögen überließ, bamit Das 
Hauskind darüber wie über eigene Vermögen verfüge. Ein ſolches 
tatfählih unter dem Machtbereiche des Kindes, rechtlich nach wie 
vor dem Water gehörended Sondervermögen hieß peculium 
ober p. profecticium. Die Hingabe eines Peluliums hatte 
bie Wirkung, daß nunmehr die Gläubiger des Kindes aus dem P. 
Befriedigung erlangen tonnten, vorausgeſetzt daß fie gegen bag Kind 
unb ben Vater klagten und bie Kondemnation des Vaters auf ben- 
jenigen Betrag, den das Pelulium zur Zeit bes Urteils erreichte 
(peculio teuue), herbeiführten. Diefer konnte dem Anfpruche bes 
Gläubiger gegenüber die ihm felbft gegen das Sind zuftehenben 
Forderungen vom P. abziehen. Die Klage gegen ben Vater bie 
actiode peculio. War dad P. zum Zimed eineß Gewerbes 
betriebeß Hingegeben, fo tonnten bie Gefhäftsgläubiger außer gegen 
das Kind gegen ven Vater Klagen, und zwar gegen letzteren dahin, 
daß er bie Befriedigung auß dem zum Gewerbebetriebe verwendeten 
RVelulium geftatte. Diefer Klage (ber actio tributoria) 
gegenüber hatte der Vater wegen feiner Forderungen gegen das Kind 
tein Vorzugsrecht. Er mußte vielmehr mit den Gläubigern bes Kin- 
des teilen (baher tributoria). War abgejehen Hiervon ber Water 
(ober Herr) durch eine Handlung der gemwaltunteriorfenen Perſon 
bereichert, fo hatte ber Dritte gegen den Sohn ben Vertragsanfprud, 
gegen ben Vater die a. de in rem verso, eine Klage, die ſpäier als 
utilis auch dann gegeben wurde, wenn bie Bereicherung durch die 
Handlung einer gewaltfreien Perfon erfolgte. Der Anfpruch ſetzte 
aber ſtets bie Hanblung einer Mittelsperfon und einen Tatbeſtand 
voraus, welcher ber Mitielöperfon bie a. mandati oder negotiorum 
gestorum contraria gegen ben Geſchäftsherrn gewährte. Hanbelte 
das Hauskind auf Geheiß bes Vaters, fo Haftete erſteres aus dem 
mit dem Dritten geſchloffenen Gefchäfte, Iehterer aus dem Auftrage 
(a. quod jussu), hatte das Hausfinb aber einen allgemeinen Auf- 
trag, fo nannte man den gegen den Vater gegebenen Anſpruch a. in- 
stitoria, wenn das Kind ala Vorfteher des väterlichen Erwerbsge— 
ſchäftes, a. exercitoria, menn das Kind ala Schiffsführer des Vaters 
banbelte. uch dieſe lagen wurden als utiles oder quasi fpäter 
auch dann gegeben, menn ein Gewaltfreier gehandelt Hatte. Gie alle 
hatten bie Eigentümlichteit, daß neben ihnen ein Anfpruch gegen 
das Kind beftand, man nannte fie daher actiones adjec- 
ticiae qualitatis. 


Zweiter Abſchnitt: Das Eltern und Kinbesverhältnis. 8 256. 687 


Das gemeine Recht kannte biefe Klagen nicht, denn mer als 
Stellvertreter eines andern auftrat, verpflichtete nach biefem Rechte 
nicht fi), fonbern den Vertretenen. Wenn alfo das Kind feine Ver- 
tretereigenf&haft kunbgab, Haftete dem Dritten nur ber Water, aber 
nicht als Inhaber ber väterlichen Gewalt, ſondern als Geſchäfishert, 
und handelte daß Kind in eigenem Namen, fo war es, wenn über- 
haupt, alleim verpflichtet. ferner aber bat fon im ſpäteren 
Feen Rechte dad Pekulienrecht eine völlige Veränderung er= 
jahren. 

Schon Auguftus gewährte dem Sohne das Recht freier Ver— 
fügung unter Lebenden und von Todeswegen über das, maß ber 
Sohn durch feinen Militärbienft erwarb. Das Recht der Kaiferzeit 
entwickelte diefe Ausnahme zu einem im Eigentum des Gohnes 
ftehenden Vermögen (peculiumcastrense), betreffs deſſen 
er bie felbftänbige Stellung eines pater-familias erlangte. Der 
Vater hatte auf dieſes Vermögen tein weiteres Recht, als daß er es 
bei dem Fehlen einer teftamentarifchen Beftimmung des Sohnes nad 
beffen Tode in derfelben Weife an ſich zog, ald wäre es ſtets ein ge= 
möhnliches Pelulium geweſen. Seit Konftantin wurden bie für bie 
bona castrensia geltenden Grundfäße auf denjenigen Vermögens- 
erwerb angewendet, den das Kind aus Anlaß einer amtlichen 
Stellung machte (bona quasi castrensia). Endlich verorbneten 
Konftantin und dann Yuftinian, daß alles das, was ein Hauskind 
von Dritten erwirbt, insbefondere durch Schenkung, Erbgang ober 
eigene Arbeit, in ſe in Vermögen fallen und daß bem Water nur 
bie Verwaltung und ber Nießbrauch daran zuftehen ſollte. Diefe 
Güter, res, quae patri non acquiruntur, hießen bona ad- 
venticia und zwar regularia. Denn an einzelnen Ad— 
ventizien ftand dem Vater nicht einmal ber Nießbrauch zu, nämlich 
an bem, was das Kind von einem Dritten unter Ausſchluß des 
väterlichen Nießbrauchs, an dem, was es wider Willen bes Vaters 
und an bem, was das Kind durch Beerbung eines feiner Geſchwiſter 
als Miterbe des Vater erwarb, Diefe Erwerbungen heißen bona 
adventiciairregularia. 

Dana war der Grundfah bes römischen Rechts, wonach das 
Kind nur für den Vater erwarb, in fein Gegenteil verkehrt, und es 
war damit auch das Prinzip der fog. Perfomeneinheit 
zwiſchen Vater und Kind, wonach zwiſchen ihnen Rechtöverhältniffe 
und Rechtsſtreitigkeiten nicht möglich waren, berlaffen. 

Das peculium profecticium wurde nicht gemeine Recht, denn 
es mar eine Yolge bed römifch-recitlichen Grunbfaßes von ber Ver⸗ 
mögensunfäbigteit bed Kindes und ber gleichfall® dem römifchen 
Net eigentümfichen langen Dauer ber väterlihen Gewalt. Da— 
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gegen übernahm man bie anderen Süße des neueften römiſchen 
Rechts, meil fie den beutfchrechtlichen Anfchauungen nicht wiber- 
ſprachen. Nach diefen war das Kind vollfommen erwerbäfähig, aber 
da ber Vater das Kind auch in vermögensrechtlicher Beziehung zu 
ſchützen hatte, mar er nicht nur berechtigt, fonbern verpflichtet, das 
Vermögen be Kindes zu verwalten. Der Pflicht der Für— 
forge entfprach das Necht ber Nutznießung. Hiernad beftanb 
im gemeinen Rechte nur ber genfaß zwifden 
dem ben väterlichen Rechten unterliegenben und 
dem don biefen Rechten freien Vermögem ber 
Hauskinder. 

2. Heutiges Recht. Auch das BGB macht ben Unterſchied 
zwiſchen freiem und nicht freiem Vermögen, je nachdem bie 
Nutznießung des Vaters ausgeſchloſſen iſt oder nicht, aber das 
unfreie bilbet die Negel ($$ 1649, 1650, 1651). Zum 
freien Vermögen gehören vor allem diejenigen Gegenftänbe, melde 
ausſchließlich dem perfünlichen Gebrauche des Kindes beftimmt find, 
ferner der geſamte Tätigkeitserwerb, insbeſondere die Einkünfte 
aus einem vom Kinde ſelbſiändig betriebenen Erwerbsgeſchäft, end⸗ 
li das, was dem Kinde letztwillig ober von einem Dritten unent⸗ 
geltlich unter Lebenden unter Ausſchluß ber väterlichen Rechte zuge⸗ 
menbet wird ($$ 1650, 1651). Das BGB unterſcheidet von ber 
Nutznießung die Verwaltung. 

a) Der Vermögendverwaltung des Vaters unterliegt 
freies und unfreied Vermögen bes Kindes; denn, da fie nur das Ver⸗ 
mögen minberjähriger Kinder zum Gegenftanbe hat, ift fie eine Bes 
tätigung ber väterlichen Yürforge, daher mehr eine Pflicht, als ein 
Necht, fie wird namens bes Kindes und in deffen Intereſſe geführt, 
fie gleicht daher der vom Vormunde geführten Verwaltung bei 
Mündelvermögens. Zwar unterliegt die väterlihe Verwaltung 
nicht ber ſtändigen Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts, doch 
bebarf eine Reihe vom Vater für das Sind vorgenommener Rechts⸗ 
geſchäfte der Genehmigung bes Vormundſchaftsgerichts. Dies 
gilt insbeſondere von Rechtsgefchäften über Grundftüde und über 
den Erwerb und die Veräußerung eine Erwerbsgeſchäfts (85 1643, 
1821, 1822, 1644, 1645). Väterliche Verwaltung unterliegt ferner 
gewwiffen Beichränfungen; wirb dem Finde von einem Dritten Ver- 
mögen augemwenbet, fo hat er bie etwaigen Verwaltungsanordnungen 
bes Dritten zu befolgen ($ 1639), er hat bie nventarifierungspflicht 
(8 1640), er darf grunbfäglih feine Schenfungen vornehmen 
($ 1641), er hat baares Geld mie Münbelgeld zinsbar anzulegen 
(8 1642). Im Konturfe bes Vaters hat das Kind nicht Bloß ein 
Ausfonberungsredht betreff3 der ihm gehörigen Sachen, fondern auch 
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Als geſetzlicher Vertreter des Kindes handelt der Vater bei der 
Vermögensverwaltung mit unmittelbarer Wirkung für das Kind, 
und felbft wenn er nicht im Namen bes Kindes handelt, fondern nur 
mit beffen Mitteln und für deſſen Rechnung bewegliche Sachen er⸗ 
wirbt, geht mit dem Erwerbe das Eigentum auf das Kind unmittel- 
bar über ($$ 1630, 1646). 

b) Die Nutznießung, die im allgemeinen ven Grunbfägen vom 
Niekbrauch unterliegt, bilbet ein eigenes Recht des Waters; dieſes 
Net ſebeſt ift unübertragbar und dem Zugriffe feiner Gläubiger 
entzogen, alfo unpfänbbar und aus dieſem Grunde auch nicht Teil 
der Konkursmaſſe des Vater ($ 1658 BGB, 8 862 ZPO, $ 1 
Abf. 4 RO). Es bildet aber die Grundlage zum Erwerbe von 
Rechten, bie einmal entftanden, dem Water zuftehen; dieſer Erwerb 
vollzieht ſich in derfelben Weife und bemfelben Umfange wie beim 
Nießbrauch; der Vater wird alfo Eigentümer ber Früchte mit deren 
Trennung ($ 954), er wird Gläubiger ber zu den Nutzungen ge 
hörenben Forderungen, 3. ®. der Zinsforberungen, baher unterliegen 
erworbene Nufungen dem Zugriffe der Gläu- 
biger bed Vaters, fofern fie nicht zur Erfüllung ber geſetz⸗ 
lichen Verpflichtungen bes Vaters gegen feine Frau und feine Kinder 
und zur Beftreitung feines eigenen ftanbesmäßigen Unterhalts er= 
forberlih find ($ 862 ZPO). Bon einem Erwerbsgeſchäfte bes 
Kindes gebührt dem Water nur der Reingewinn ($ 1655 BGB), der 
Anfprud auf diefen Geminn ift pfänbbar und alfo auch dem Kon= 
lurſe des Vaters mitunterworfen, wenn er fällig ift ($ 862 ZPO, 
SE 1KO). Die Ausübung ber väterlichen Nußnießung ift in ber 
Weiſe vom ber väterlichen Verwaltung abhängig, daß die erftere nicht 
erfolgen kann, wenn die letztere fehlt. Der Vater hat in biefem Falle 
nur Anſpruch auf Herausgabe ber die Verwaltungskoſten über 
fleigenden Nubungen ($ 1656); auch dieſes Recht ift dem Zugriffe 
der Gläubiger untertoorfen, ſobald es fällig ift ($ 862 ZPO). 

c) Schulden des Kindes belaften nur dad Kindesvermögen. 
Zu einer Zwangsvollſtreckung in das unfreie Vermögen genügt ein 
das Kind zur Leiftung verpflichtender Schulbtitel ($ 746 ZPO), ber 
Vater muß dann bie Zmangsvollftredung ohne Widerſpruch dulden 
(8 1659 BGB). 

WIN ber Vater (oder bie Mutter) zu einer zweiten Ehe ſchreiten, 
ſo hat vorher eine Auseinanderſetzung bes Vater (ober der Mutter) 
mit bem Kinde beireff3 bes dem Kinde gehörigen Vermögens ftatt= 
zufinden. 

Engelmann, D. bargerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl 4 
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8 257. ie elterlihe Gewalt der Mutter. 


Die elterliche Gewalt der Mutter hat denfelben Inhalt wie bie 
des Vaters, fie umfaßt demnach die Fürforge für die Perfon und für 
das Vermögen bes Kindes, fie gewährt auch diefelben Rechte, insbe⸗ 
fondere Verwaltung und Nupniefung am Vermögen bed Kindes 
(8 1686). Ein der elterlichen Gewalt der Mutter unterliegendes 
Kind bedarf demnach feines Wormunded. Aber diefe Gewalt fteht 
nur ber ehelichen Mutter zu ($$ 1684, 1685, 1707), und auch biefer 
nit neben, fondern an Stelle des Vaters in vollem Um— 
fange nur dann, wenn die Ehe gelöft ift. Die elterliche Gewalt ber 
Mutter tritt nämlich 

1. dann ein, wenn ber Vater geftorben ober für tot erflärt ift, 
ober wenn ber Vater bie elterliche Gewalt verwirft Hat und bie Ehe 
aufgelöft ift; im biefen Fällen gehen auf die Mutter alle Rechte des 
Vaters über ($ 1684); 

2. dann, wenn während ber Ehe ber Vater an ber Aus— 
übung der elterligen Gewalt tatfähli verhindert ift, oder wenn 
feine Gewalt ruht; in diefen Yällen verbleibt dem Vater die Nutz— 
nießung ($ 1685). 

Die elterlihe Gewalt der Mutter ann eine Beſchränkung da= 
durch erleiden, da der Mutter ein Veiftand beftellt wird. Der Bei⸗ 
fand muß beftellt werben, wenn dies ber Vater angeorbnet hatte 
ober die Mutter beantragt; er Tann auch nad} freiem Ermeſſen bes 
Vormundſchaftsgerichts beftellt werben, doch ſoll dieſe Beftellung nur 
aus befonderen Gründen erfolgen, alfo bie Ausnahme bilben 
(88 1687, 1777). Sein Gefhäftstreiß kann groß oder klein fein, es 
entſcheidei darüber die Beftellung; innerhalb feines Geſchäftskreiſes 
unterftüßt und überwacht er bie Ausübung ber elterlichen Gewalt; er 
bat im allgemeinen die Rechtäftellung des Gegenvormunbes, doch 
bedarf es innerhalb feines Wirkungskreiſes feiner Genehmigung zur 
allen benjenigen Rechtögefhäften, zu denen ber Vormund ber Ge— 
nehmigung bes Gegenpormundes oder ber des Vormundſchafts- 
gericht8 bebarf (88 1688— 1696). 


$ 258. Beendigung und Ginfhränfung der elterlichen Gewalt. 


A. 1. Nach römiſchem und gemeinem Recht erloſch die väter— 
lie Gemalt vor allem buch ben Tod des Vaters. Standen in 
feiner Gewalt auch die Kinder feines Hausfohnes, fo traten letztere 
mit dem Tode des Großvaters ohne meitered in bie Gemalt ihres 
Vaters. Nach neuem Rechte ($ 1684) tritt beim Zode ober 
ber Todeserklärung bes Vaters die elterlide 
Gemwaltder Rutterein. 
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2. Nah altem und neuem Recht ($ 1757) endet bie päterliche 
bam. elterliche Gewalt dadurch, daß das Kind von einem andern, nad) 
biöherigem Recht durch bie adoptio plena, an Kindes Statt 
angenommen mirb ($$ 1757, 1765). 

3. Zur Strafe des Vaters endet bie väterliche Gewalt ſchon 
nad; römifchem Recht infolge gewiſſer Verbrechen des Vaters, nad; 
neuem Rechte ($$ 1680, 1686) wird bie elterlihe Gewalt ver⸗ 
wirkt, wenn ber Inhaber der Gewalt wegen eines am Finde ver- 
übten Verbrechens ober vorſätzlich verübten Vergehens zu Zuchthaus- 
ſtrafe ober zu einer Gefängnisftrafe von mindeſtens ſechs Monaten 
verurteilt wird, mit ber Rechtskraft bed Urteils. 

4. Nach tömifeem Rechte wurde das Kind mit der Erlangung 
getoiffer Würden, fpäter nur mit Erlangung der Biſchofswürde ge— 
waltfrei. Eine Befreiung von ber väterlichen Gewalt tritt aber 
weder nach gemeinem noch nach neuem Recht infolge der Erlangung 
diefer Würde, fondern auß anderem Grunde (Nr. 6) ein. 

5. Nach römifchem und gemeinem, nicht aber mehr nach neuem 
Net endete bie väterliche Gewalt mit der vom Vater ausdrücklich 
erlärten Entlaffung be Kindes. Sie gefchah durch eine in 
Gegenwart und ohne Widerſpruch des Kindes abgegebene gerichtliche 
Erflärung be3 Vater (emancipatio Justinianea) oder durch ein 
vom Vater mit Zuftimmung des Kindes beantragtes Reftript bes 
Regenten (e. Anastasiana). Die Emanzipationsform bes älteren 
römischen Rechts war eine fehr veriwidelte. Mit diefer Emanzipation 
wurde ber Agnationsverband zwiſchen dem Finde und dem Vaier fo- 
wie beffen Agnaten aufgehoben, im älteren römifchen Recht erlofch 
alfo insbeſondere das gegenfeitige Inteſtaterbrecht. Da ferner dem 
Vater bes emanzipierten Kindes dad Vermögen, das bon nun an das 
Kind erwarb, entging, war es üblich, daß ber Water ein praemium 
emancipationis erhielt. 

6. Nach deutſchem und gemeinem Gewohnheitsrecht erlofch bie 
väterliche Gewalt von felbft, wenn das Kind dem Vater gegenüber 
wirtfchaftliche Selbftänbigfeit erlangte emancipatio Ger- 
manica oder Saxonica), und zwar jedes Kind, das eine eigene 
Wirtſchaft errichtete (separata voeconomia), alfo ein felbftändiges 
Gewerbe betrieb, ein öffentliches Amt erlangte (oben unter 4) ober in 
eine ben Lebensberuf des Kindes bilbende dienende Stellung trat; 
Zöchter wurden außerdem gemaltfrei durch Heirat. 

Dem BGL ift auch diefe Art von Emanzipation fremb, denn 
nad ihm fteht das Kind unter elterlicher Gewalt, fo lange es 
minderjährigift, e& wird alfo weber durch außbrüdliche Ent= 
laffung noch buch Erlangung mirtfhaftlicher Selbftänbigfeit ge- 
waltfrei. Die elterlihde Gewalt erreicht aber mit 

44% 


692 Viertes Bud: Das Familienrecht. 


der Volljährigkeit des Kindes ohne weiteres ihr 
Ende ($ 1626), während bie Volljährigkeit nad; bisherigem Recht 
eine Befreiung bon ber väterlichen Gewalt nicht zur Folge Hatte. 
Heirtatet das Kind, fo erlifcht die elterliche Nupnießung ($ 1661), 
heiratet eine minderjährige Tochter, fo geht die Fürforge für 
ihre Perfon und die Verwaltung ihres Vermögens auf den Mann 
über, und ben Eltern verbleibt nur bie Vertretung ver Tochter in allen 
die Perfon und denjenigen das Vermögen der Tochter betreffenden 
Angelegenheiten, in welchen dieſe ohne Zuftimmung bes Mannes han= 
deln kann ($ 1633). 

7. Die Mutter verliert bie elterliche Gewalt, wenn fie eine 
neue &he fließt, doch bleibt ihr bie Fürforge für bie Perfon bes 
Kindes ($ 1697). 

B. Nicht nad) römifchem, jedoch nad) gemeinem Rechte ruhte bie 
väterliche Gemalt, wenn ber Vater an ihrer Ausübung verhindert 
mar. Nach neuem Rechte ruht bie elterlihe Gewalt, wenn der Ge- 
waltinhaber gefhäftsunfähig, grundſätzlich auch, wenn er in ber Ge— 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt ift, und ferner, wenn vom Vormundſchafts- 
gerichte feftgeftellt wirb, daß ber Gewaltinhaber an ber Aus— 
übung der Gemalt auf längere Zeit tatfächlih verhindert iſt 
(88 1676, 1677, 1696). Während ber Ruhe ift nur bie Aus⸗- 
übung ber elterlichen Gewalt außgefchloffen, bie Nußnießung aber 
bleibt in ber Weife beftehen, daß ber Gemaltinhaber Herausgabe ber 
Nutzungen verlangen fann ($ 1678, 1656). Ruht die Gemalt bes 
Vaters, fo tritt die der Mutter ein, fehlt aber auch dieſer bie elter- 
liche Gewalt, fo ift ein Vormund gu beftellen ($ 1773). Die elterliche 
Gewalt, die nur infolge eines Ausübungshinderniffes ruhte, tritt 
nicht mit ber Vefeitigung des Hinderniſſes von felbft, ſondern erft 
mit ber durch das Vormundſchaftsgericht getroffenen Feſtſtellung, 
daß das Hindernis gehoben ſei, wieder ein ($ 1677). 

Die NugnieBung allein endigt mit ber Verheitatung des 
Kindes ober dem Verzicht des Gewaltinhabers ($$ 1661, 1662). 

Die Vermögensſsverwaltung kann dem Gemaltinhaber 
durch das Vormundſchaftsgericht entzogen werden, eine äußerſte 
Maßregel, die nur dann ergriffen werben darf, wenn der Gewalt⸗ 
inhaber bie mit der Verwaltung ober der Nutznießung verbundenen 
Pflichten verlegt ober in Vermögensverfall gerät un d den vom Vor⸗ 
munbfhaftögerichte zur Sicherung ber Kinder getroffenen Anorbs 
nungen nicht Folge leiftet (88 1667—1670). Der Mutter Tann auf 
ihren Antrag bie Vermögensverwaltung ganz ober teilweiſe ges 
nommen und bem Beiftand übertragen werben (88 1687, 1693). 

Vermögensverwaliung und Nußniegung kann entzogen werben, 
wenn bie elterliche Unterhaltspflicht verlegt und auch für die Zukunft 
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eine erhebliche Gefährbung bes dem Kinde gebührenden Unterhaltz 
zu beforgen ift ($ 1666 Abf. 2). 

Auch das Erziehungsrect kann entzogen werben, wenn 
das geiftige oder leibliche Wohl des Kinbes dadurch gefährbet wirb, 
daß der Gemaltinhaber das Recht der Fürforge für die Perſon bes 
Kindes mißbraucht, das Kind vernadhläffigt oder fich eines ehrlofen 
ober unfittlihen Verhaltens ſchuldig macht ($ 1666).:) 


8 259. II. Kinder aus nichtigen Ehen. 


Nach gemeinem Rechte galten Kinder, welche aus einer ungültigen 
ober nichtigen Ehe herborgingen, nur bann als eheliche, wenn beibe 
Eltern oder eined von ihnen die bon ihnen formell geſchloſſene Ehe 
für gültig hielten. Auch nach neuem Rechte find bie Kinder aus 
einer nihtigen Ehe immer dann unehelid, wenn 
die Nichtigkeit auf einem Formmangel beruht 
und die Ehe nit ins Heiratsregifter eingetragen 
ift, im übrigen gelten fie auch hier dann als ehelich, menn nur ein 
Ehegatte beim Eheabſchluß die Che für gültig gehalten 
bat ($ 1699). Ein hiernach eheliches Kind hat diefelbe rechtliche 
Stellung wie ein Kind aus einer gefchiedenen Che, wenn beide Zeile 
für ſchuldig erflärt find (8 1700). Kannte der Vater bie Nichtigfeit 
ber Ehe, fo hat er nicht bie mit ber elterlichen Gemalt verfnüpften 
Rechte, und die elterliche Gewalt fteht der Mutter zu; mar ber 
Mutter bie Nichtigkeit ber Ehe befannt, fo hat fie nur biejenigen 
Rechte, welche der allein ſchuldig erklärten Frau zuftehen und kann 
nicht die elterliche Gewalt erlangen. Aber aud, wenn bag Kind als 
uneheliches gilt, hat der Vater diefelbe Unterhaltspflicht wie ber ehe 
liche Vater (88 1701—1704). 


8 260. IIL Die Rechtsſtellung der unehelihen Kinder. 


1. Das römiſche Recht zeichnete die aus einem Konkubinat her 
borgegangenen Stinber, bie liberinaturales, bor anberen 
unehelichen Kindern (spurii ober vulgo quaesiti) dadurch aus, daß 
es ihnen gegen den Water einen Unterhaltsanfprud und ein außer- 
ordentliches Erbrecht fowie die Möglichkeit, bie Rechte eines ehelichen 
Kindes zu erlangen, gewährte. Dagegen galt der Sa spurii 
sine patre sunt. Nachdem aber der Konkubinat durch das kano— 
nifche Recht als ein umerlaubtes Verhältnis bezeichnet worben mar, 
räumte bie gemeinrechtliche Praxis die Rechte der liberi naturales 
allen unebelichen Kindern ein. 


*) fiber das Vorgehen des Wormund| ögerichts 88 1671—1675 
Bo WB 
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II. Das nene Recht ſteht auf dem Standpunkte der gemeinrecht⸗ 
lichen Praxis. 

1. €3 gibt in Übereinftimmung mit bem gemeinen Rechte dem 
unehelichen Kinde gegenüber ber Mutter und ben Berwandten 
der Mutter bie rehtlihe Stellung eines ehe— 
tiden Kindes ($ 1706); es befteht daher unter biefen Berfonen 
eine mwechfelfeitige Unterhalispflicht und ein gegenfeitiges Inteſtat⸗ 
erbrecht (88 1601 ff., 1924 ff.); bie Mutter hat das Recht zur Ein- 
toilfigung in eine Eheſchließung und in bie Zegitimation des Kindes 
(8$ 1306, 1726), aber fie hat nicht bie elterlihe Gewalt 
(8 1707), e& iR ihr baher Verwaltung und Nutznießung des Kindes⸗ 
vermögen und bie Vertretung bed Kindes genommen, e8 muß für 
das Kind alfo ein Vormund, doch Tann Ya die Mutter beftellt 
werben ($ 1778). Nur die Sorge für die Perfon bes 
Kindes überläßt das BGB ber Mutter, neben welcher in biefer Hin⸗ 
fit der Vormund nur bie Stellung eines Beiftandes hat (8 1707). 
Das Kind hat den Familiennamen ber Mutter und zmar ben ihr 
angeborenen, ihr Ehemann kann aber mit ihrer und bed Kindes Zus 
ſtimmung dem Kinde feinen Namen erteilen ($ 1706). 

2. Mit feinem Vater ift das uneheliche Kind im Rechtsſinne 
nicht verwandt ($ 1589 Abſ. 2), bie natürliche unter ihnen beftehende 
Verwandtſchaft begründet aber ein Ehehindernis ($ 1310). Es bes 
fteht zwifchen Vater und Kind fein nteftaterbrecht, vielmehr nur 
eine ben Vater zur Gewährung von Unterhalt verpflichtende Obli- 
gation, in ber auch bie Beerdigungskoſtenpflicht enthalten ift 
($$ 1708 ff., vgl. oben ©. 460). 

Wer die Vaterfchaft zu einem unehelichen Kinde in einer öffent- 
lichen Urkunde anerkennt, gilt folange als ber Vater des Kin—⸗ 
des, biß das Anerkenntnis widerlegt ift, dad Anerkenntnis hat aber 
nicht rechtsbegründende, fonbern nur bemeifenbe Kraft ($ 1718). 


Dritter Abſchnitt: 


Das Bormundrdaftsreht. 


8 261. Begriff und geſchichtlicher Überbiid. 


Vormundſchaft ift Die vom Gefeg angeord— 
nete $ürforge für Berfonen, welde night für 
Tih felbft forgen können und des elterlihen 
Scähutesentbehren. Sie ift deshalb ein Erfah be fehlenden 
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väterlichen oder überhaupt elterlichen Schutzes und baher eine Ein- 
richtung des Yamilienrechts. 

1. Das römifche Recht unterfdjied zwiſchen tutela und cura. 
Einen tutor erhielten bie impuberes und im ältern Recht auch 
erwachſene, gemaltfreie Frauen, einen curator bie puberes mi- 
nores, bie prodigi und bie furiosi. Worin der Gegenſatz zwiſchen 
tutela und cura gelegen, ift beftritten. Es ift anzunehmen, daß man 
tutor denjenigen Vormund nannte, der bei gemiffen 
Rechtsgeſchäften feines Schühlings mitzumirfen 
hatte (auctoritatis interpositio), curator denjenigen, der ent» 
weder allein handelte oder bie von feinem Schützling allein bor= 
genommene Rechtshandlung buch formlofe Zuftimmung wirk- 
jam madhte. 

Unter die Altersvormundſchaft (tutela minorum) 
traten nur gewaltfreie impuberes. So lange fi} ein folder tuen- 
dus im Alter der Kindheit befand, hatte der Vormund ftatt feiner 
au handeln (gestio tutoris); impuberes infantia majores 
tonnten reine Erwerbsgeſchäfte felbftändig, Geſchäfte, durch welche 
ſie veräußerten oder ſich verpflichteten, nur in der Weiſe vornehmen, 
daß ſie ſelbſt die erforderliche Willenserklärung abgaben, alſo ſelbſt 
unmittelbar berechtigt und verpflichtet wurden, während ber ans 
weſende tutor babei feine Zuftimmung erteilte (auctoritatem 
interposuit). Der pubes minor (b. 5. noch nicht 25 Jahre alte 
Mündige) mar handlungsfähig und beburfte daher eines Vormundes 
nit. Die lex Plaetoria (Mitte des 6. Jahrh. a. u. c.) legte je- 
doch demjenigen, der einen Minberjährigen überborteilt hatte, eine 
(mahrfceinlich nur) zivilrechtlicde Haftung auf und gewährte dem 
Minderjährigen eine exceptio gegen ben Anſpruch aus dem für ihn 
nachteiligen Geſchäfte. Seit biefer Zeit konnte fi) ber minor bie 
Beflellung eine curator erbitten. Hatte er einen curator, fo hatte 
diefer dad Vermögen des minor zu verwalten, doch burfte ber 
Minderjährige ſich gültig verpflichten (9), und nur zu Veräuße- 
tungen bedurfte er der Zuftimmung bes Kurators. 

Das ältere deutſche Recht unterwarf der Bevormundung (mun- 
dium) alle wehrlofen Berfonen, alfo nicht nur die Unmünbigen, 
Tonbern aud die Frauen und die Geiftlichen. Daher konnte immer 
nur ein Mann Vormund fein, und bem nädjften Schwertmagen 
fand ein Recht darauf zu. Er vertrat ben Pflegebefohlenen ohne 
Einfhräntung, d. h. er hatte die Pflicht, für die Perfon und das 
Vermögen bed Schützlings zu forgen. 

Zur Zeit der Rezeption mar die Geſchlechtsvormundſchaft zur 
bloßen Progeßvormundfchaft geworden und die Vormundſchafi über 
Geiftliche weggefallen. Ferner wurde bei der Altersvormundſchaft 
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der in Deutfchland unverftänbliche Gegenfat von tutela und cura 
nicht mit aufgenommen, vielmehr erklärte die Reichägefehgebung des 
16. Jahrhunderts alle Minderjährigen für unfähig, fi durch Rechts- 
geſchäfte zu verpflichten ober zu veräußern, und verlangte deshalb 
für alle gewaltfreien minores einen Vormund. Es wurden beshalb 
die Grunbfäße von der tutela mit der Einfchränfung angewendet, 
daß bie auctoritatis interpositio, d. i. die Mitwirkung des an= 
weſenden Vormundes als notwendiges Erforbernis wegfiel. 

War fo bei dem wichtigſten alle der V. tutela und cura in 
eine einzige ‚Vormundſchaft“ über Minderjährige verfchmolzen, To 
wandte man jet bie römifchen Ausbrüde in anderem Sinne an. 
In der Unnahme, daß der curator nur für die Vermögensange- 
legenheiten des Schüßlings zu forgen gehabt habe, nannte man jegt 
eurator ober Pfleger denjenigen Vormund, der nur für einen be= 
ftimmten Kreis von Angelegenheiten oder auch nur für eine einzelne 
beftimmte Angelegenheit beftellt mar, tutor oder Vormund den— 
jenigen, dem die gefamte Yürforge für den Pflegebefohlenen oblag. 

2. Im ältern römifchen Rechte war bie tutela und im ältern 
deutſchen Rechte die Bormundfhaft eine Angelegen= 
heit'der Familie, es trat baher als Vormund ohne weitetes ber 
nächſte männliche Verwandte des Pflegebefohlenen ein; biefer aber 
übte die Vormundſchaft nicht bloß im Intereſſe des Mündels, fon= 
bern vielleicht in feinem, als des nächften Erben, perfönlichen, jeden⸗ 
falls im Intereſſe der Familie aus. In Rom rüdte biefe tutela 
legitima aber balb an bie zweite Gtelle, da es üblich murbe, 
daß ber Vater feinen unmünbigen Kindern im Zeftament einen Bor 
mund beftellte (tutela testamentaria) und ber gefeß- 
lie Vormund nur beim Fehlen einer folden Veftimmung erntrat. 
War weder ein tutor testamentarius no ein t. legitimus 
vorhanden, fo trat die Obrigkeit ein und beftellte einen Vormund 
(daher tutordativus). Das Beftellungsredht übten die Kon 
fuln, fpäter ber befonbere praetor tutelarius und der praefectus 
urbi. ‘eber nicht kraft eigenen Rechts eintretende Vormund verfah 
ein in frembem Intereſſe geübtes munus ober Amt, d. h. er nahm 
eine Pflitftellung ein. Die rein privatrechtlichen Schutz⸗ 
mittel (bie a. tutelae directa des Mündels auf Herausgabe be 
Vermögens und Erfah megen mangelhafter Verwaltung, bie a. 
rationibus distrahendis megen Unterfchlagungen) reichten des— 
halb nicht völlig aus, man griff daher in ber Kaiſerzeit zu dem Mittel, 
die Vornahme gewiſſer Vermaltungsatte des Vormundes von obrig⸗ 
teitlicher Genehmigung abhängig zu machen, insbeſondere gehört 
hierher die oratio divi Severi (195 n. Chr.): ne praedia rustica 
vel suburbana distrahant. Auf biefe Weife bilbeten ſich bie 
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Anfänge einer ſtaatlichen Aufficht über die Bormünder — 
Auch in Deutſchland entwidelte ſich früh das Necht des Waters, einen 
Vormund zu ernennen, alle diejenigen Schugbebürftigen aber, wel⸗ 
hen weder auf biefe Weife ein Vormund ernannt, noch in einem 
geeigneten Verwandten ein geſetzlicher Vormund geboren war, ftanden 
unter Königsfhug und mußten einen Vormund von ber Obrigfeit 
erhalten. Die Reichspolizeiordnungen von 1548 unb 1577 ber= 
langten, daß jedem Vormunde, au bem vom Vater ernannten 
und dem geſetzlichen, ein obrigteitlicde8 Dekret erteilt werde, und 
ließen erft mit biefem Zeitpuntt fein Amt beginnen. 

Als das fremde Recht übernommen wurde, mar bie Vormund⸗ 
ſchaft mehr und mehr aus einer Zamilienfache eine Staats⸗ ober Ge= 
meinbeangelegenbeit geworben; man legte daher bie eigentliche Füh- - 
zung ber Vormundſchaft in bie Hand ftaatlicher Behörden und fah 
den vom Staate beftellten und aufs eingehenbfte beauffichtigten Vor⸗ 
mund nur als deren Organ an, weshalb man die ftaatliche, meiſtens 
von den Gerichten geübte, Tätigkeit Obervormundſchaft 
nannte. 

In neuerer Zeit hat eine andere Anſchauung Platz gegriffen, 
man bat den Vormund in ber Vermögensberwaltung grundſätzlich 
mieber felbftändig gemacht, ihn in manchen Fällen an bie Zuftimmung 
eines zmeiten Vormunds, in anderen an bie des Vormundſchafts- 
gericht3 gebunden, feine gefamte Zätigfeit aber ber fortlaufenden 
Auffiht des Gerichts unterworfen. Das BGB iſt diefer 
neueren Auffaffunggefolgt, ihm ift die Bormunb- 
Thaft eine private Familienfahe und zugleid 
eine öffentlige Angelegenheit, an melder ſowohl bie 
Gemeinde, als der Staat beteiligt find. Daher find die Rechte ber 
Familie erweitert; der Vormund verwaltet das Vermögen grunds 
Täglich felbftändig, er ift aber fowohl dem Mündel, als dem durch 
das Vormunbfchaftägericht vertretenen Staate fortlaufend zur Reden- 
ſchaft verpflichtet; gewiſſe Rechtsgeſchäfte darf er nur mit Zuftims 
mung eine Gegenvormunds, anbere nur mit der bes Gerichts vor⸗ 
nehmen. Auch das neue Recht macht den oben bezeichneten Gegenfaß 
von Vormundſchaft und Pflegihaft, und es kennt eine Vormund⸗ 
ſchaft über Minderjährige, ſowie eine ſolche über ſchutzbedürftige 
Großjährige. 

s 262. Die Bormundihaft über Minderjägrige. 

1. Die Vormundſchaft über einen Minderjährigen wird er- 

forderlich nad; altem Recht, wenn er nicht unter näterlicher, nach 


neuem Recht, wenn er niht unter elterliher Gemalt 
ftept; dies ift ber Fall, wenn er unehelich geboren ift, wenn er aus 
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einer nichtigen Ehe ftammt, deren Nichtigkeit beiden Eltern befannt 
war, wenn beibe Eltern ober feine etwaigen Adoptiveltern tot ober 
für tot erflärt find, wenn das Wboptivverhältnis wieberaufgehoben 
ift, wenn ber Vater bie elterliche Gewalt verwirlt hat und die Ehe 
noch befteht ($ 1684°), wenn auch der Mutter bie elterliche Gewalt 
fehlt ober wenn die Mutter zu einer neuen Ehe fchreitet. Eine Vor— 
mundſchaft ift ferner erforberlich, wenn bie elterliche Ge⸗ 
walt zwar nicht aufgehoben ift, aber ruht, ohne daß beim Ruben 
der väterlichen Gewalt die elterliche Gewalt der Mutter befteht, oder 
wenn ben Eltern die Sorge für die Perfon und das Vermögen bes 
Kindes entzogen ift ($ 1666 BGB). 

II. Wie nad) gemeinem, jo wird nad neuem Rechte der Vor— 
mund von Amts wegen vom Gerichte beitellt; fein Amt beginnt daher 
erft mit dem Augenblid, in welchem er vom Gericht auf treue und 
getviffenhafte Führung der Vormundſchaft verpflichtet worden ift. 
Unmittelbar kraft gefeglicher Vorfchrift Tann der Vormund nur in 
dem dem Landesrecht überlaffenen Falle eintreten, wenn ſich ber 
Mündel in einer unter ftaatlicher Verwaltung oder Aufficht ſtehenden 
Erziehungs oder Verpflegungsanftalt befindet, in welchem Falle Die 
gefegliche Vormundſchaft des Vorſtandes oder anderer Beamten 
diefer Anftalt Platz greifen kann (Urt. 136 EG 5. BGB). 

Vorausſetzung der Beftellung ift die Berufung. Zur 
Vormundſchaft berufen ift in nachſtehender Reihenfolge 

1. wer vom Vater (unter ben Voraußfegungen bes $ 1777), 

2. ober bon ber ehelichen Mutter (unter benfelben Vorauss 
Teßungen) in einer letztwilligen Verfügung benannt if; 

3. der Großvater des Mündels von väterlicher Seite hinfichtlich 
feiner ehelichen Entel; 

4. ber Großvater von mütterlicer Seite (alfo auch ber des un⸗ 
ehelichen Kindes). . 

Die Verufung ber ehelichen Mutter war nicht erforberlih, ba 
auf fie bie elterlihe Gewalt übergeht und in ben Fällen, in denen 
diefer Übergang nicht ftattfinden kann, die Mutter auch als Bor- 
mund’) ungeeignet ift. Zum Vormund über eine Frau ift vor allen 
andern ber Mann berufen. 

Zur Vormundſchaft über ein uneheliches Kind ift vor allen 
andern bie Mutter berufen ($ 1778 Abf. 3). 

Der berufene V. ift daher nicht ibentifch mit bem t. testamen- 
tarius bes bißherigen Rechts, berufener V. ift vielmehr berjenige, ber 
entweber vom Gefek unmittelbar ober durch eine vom ehelichen Vater 
ober ber ehelichen Mutter getroffene Beſtimmung und aus biefem 


) Ein Wort „Vormünderin“ ift der beutfchen Sprade unbelannt. 
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Grunde au vom Gefeße vor andern Perfonen bevorzugt ift. Iſt 
ein folder V. nicht vorhanden, fo hat das Vormundſchaftsgericht nach 
Anhörung bes Waifenrat8 einen Vormund außzumählen. ' Die 
Wahl fol auf eine nach Lage der Verhältniffe geeignete Perfon, fie 
ann daher auf die nicht mit der elterlichen Gewalt auägeftattete 
Mutter ($ 1783), fie darf nicht auf eine nah) $ 1780 unfähige 
(gefhäftzunfähige oder entmündigte) und fie fo II nicht auf eine nach 
88 1731, 1782 untaugliche Perfon fallen. Xft eine unfähige 
Perſon ausgewählt, fo ift die Beftellung nichtig, die Veftellung einer 
untauglihen Perfon aber bleibt gültig. Die Übernahme ver Vor- 
mundſchaft iſt eine öffentlich-rechtliche Pflicht, das Gericht kann des⸗ 
halb den Ausgewählten durch Orbnungsftrafen zur Übernahme an- 
halten, grunblofe Weigerung begründet zugleich die privatrechtliche 
Pflicht, bem Miünbel Schabenserfaß zu leiften ($$ 1787, 1788). Die 
Weigerung ift flet? bann eine unbegrünbete, wenn fie ſich nicht auf 
einen ber von $ 1786 aufgezählten Ablehnungsgründe 
ftügt. — In ber Regel wird für mehrere Geſchwiſter (auch uneheliche, 
welche verſchiedene Väter haben) nur ein Vormund beftellt ($ 1775); 
dog tönnen für ein ober mehrere Mündel mehrere ®. beftelit 
werben. - 

11. Der Vormund erfegt dem Mündel bie elterliche Gewalt, 
aber fein Amt if fein angeborene, fonbern ein übertragenes, er übt 
es aus nicht in feinem, fonbern im privaten Intereſſe de8 Mündels 
und im öffentlichen Intereſſe, das Amt bes V. ift daher eine 
Pfliätftellung; es fehlt dem Vormunde vor allem die mit 
der elterlihen Gemalt verknüpfte Nupniekung, und bie ihm einges 
räumten Befugniffe dienen nur der wirkſamen Erfüllung feiner 
Pflichten: diefe umfaflen bie Fürſorge für die Perfon und für das 
Vermögen des Mündels. 

Damit untrennbar verknüpft iſt feine Stellung als geſetzlicher 
Vertreter des Mündels (58 1793, 1796, 1800, 1801). Der 
Iegteren Eigenfchaft wegen erhält der Bormund eine Beftallung 
(tutorium), d. h. ein öffentliches Zeugnis, daß er Vormund ift. 
«g 1791). 

Die Vertretung de M. durch den Vormund ift in allen ben- 
jenigen Fällen ausgefchloffen, in welchen ein Wiberftreit ber Anters 
efien beiber obwaltet ($ 1795), das Gericht kann dem V. aber au) 
noch bie Vertretung in andern Fällen entziehen. ft in einem folchen 
Falle nicht ein Mitvormund vorhanden, jo muß ein Pfleger beftellt 
werben (88 17941796, 1909). 

Es tann in jevem alle, e8 ſoll aber dann, wenn mit ber 
Yührung der ®. eine nicht umerheblihe Vermögensverwaltung ver⸗ 
tnüpft iſt und nicht mehrere Vormünder gemeinfchaftlich verwalten, 
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ein Gegenvormund beftellt werben. Diejer hat den Vormunb in 
der gefamten Gefhäftsführung, alfo auch in der Sorge für bie 
PVerfon des M. zu überwachen (8 1799). Auf feine Berufung und 
Beftellung finden bie für den Vormund gegebenen Vorfcriften An— 
menbung ($ 1792). 

In ber Verwaltung bes Vermögens ift br Bor= 
mund felbftändig. Doch ift dies nur der durch zahlreiche Aus—⸗ 
nahmen durchbrochene Grundſatz: 

A) Verboten ſind dem Vormunde Schenkungen aus dem 
Mündelvermögen (ausgenommen ſolche, die üblich ſind, wie z. B. 
Trinkgelder, Weihnachtsgeſchenke, $ 1804). 

B) Eingeſchränkt iſt der Vormund: 

Linder Anlegungbon Mündelgeld (melde z. B. 
nur in ſicheren inländiſchen Hypotheken, verbrieften Forderungen 
gegen das Reich, einen Bundesſtaat, eine hierzu für geeignet erklärte 
inlänbifche Körperfchaft oder bei einer inländifchen obrigteitlich be= 
fätigten und hierzu für geeignet erklärten Sparfaffe erfolgen darf 
88 1807 ff.), ferner durch die Vorfehrift, daß bie Anhaber= 
papiere bes Münbels nebft Erneuerungsfceinen hinterlegt werben 
müffen (8 1814). Der Hinterlegung bebürfen nicht die Spar- 
Taffenbücher, benn fie find feine $nhaberpapiere ($ 793, 808); 

2. dur die Mitwirkung des etwa vorhandenen Gegenpor: 
mundes. 

a) Der Vormund fol! die Anlegung von Mündelgeld bei 
Sparkaffen ober der Reichsbank, einer Staatsbant ober einer buch 
Landesgeſetz zugelaflenen Bank oder einer Hinterlegungsftelle nur 
mit Genehmigung bes Gegenvormunbes vornehmen ($ 1810); 

b) er muß bie Genehmigung des Gegenvormundes einholen, 
wenn e3 fi) handelt um die Verfügung (3. B. durch Einziehung, Er- 
laß, Abtretung, Verpfändung, Verkauf) über eine Forberung oder 
ein anbered Recht, Traft beffen der Münbel eine Leiftung verlangen 
ann, ober um bie Verfügung über ein Wertpapier des Mündels 
(88 1812, 1813); 

3. durch die Mittwwirfung de Bormundſchaftsgerichts. 
Gänzlih uneingefhräntt ift der Vormund nur in ber ents 
geltlichen Verfügung über bewegliche Sachen. 

Der Vormund hatte ſchon nad) der Gefekgebung bes 16. Jahr⸗ 
Hunbert3 und hat nad) neuem Recht (88 1840 ff.) über feine Ver- 
mögensbermaltung dem VBormunbfchaftsgericht jährlich Rech nung 
zu legen und bem eima vorhandenen Gegenvormunde ben Ver— 
mögen&beftand nachzuweiſen und bie Rechnung vorzulegen. Der 
befreite Bormund hat nur eine Überficht bes Ver— 
mögensbeſtandes einzureichen (8 1854). Diefe Überficht hat 
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nur anzugeben, welches Vermögen vorhanden und wie es angelegt ift, 
mährenb bie Rechnungslegung bie Einnahmen anzuführen und bie 
Ausgaben nachzuweiſen hat ($ 259). 

Das Rechtsver ältnis 3wiſchen Vormundund 
Mündel wurde vom römiſchen Recht als Quaſitkontrakt und zwar 
nad Analogie des Manbats behandelt, daher dem Mündel die a. 
tutelae directa, dem ®. die a. tutelae contraria gegeben. Nach 
neuem Recht entfteht zwiſchen beiden eine gefeglide 
Obligation. Aus biefer enifpringt für ben Münbel der An- 
ſpruch auf Herausgabe ‘des Vermögens nach dem Erlöfchen der Vor—⸗ 
mundſchaft und auf Schabenserfat megen ſchuldhafter Pflichtver- 
legung mit dem Augenblide ber Schadenszufügung. Soll ber letztere 
Anfpruc während ber Dauer der Vormundſchaft erhoben werben, 
fo ift die Beftellung eines Pflegerö erforberlih, Die Verjährung 
(nicht von 3 [8 852], fondern von 30 Jahren [$ 195]) beginnt aber 
erft mit Aufhebung ber Vormundſchaft (8$ 1883, 204, 206, 1909). _ 
Mehrere Verpflichtete, alſo z. B. Vormund und Gegenbormund ober 
mehrere Mitoormünber haften als Gefamtfhulbner. Verwendet 
der V. Gelb des M. für fich, fo unterliegt er ber gefeglichen Ver— 
ainfungapflicht (4%, 88 246, 1834). Der Vormund hat Anfprud; 
auf Quittungsleiſtung, nachdem er Schlußrechnung gelegt, 
auf Erfag von Aufwendungen und, fofern ihm eine folde vom Vor⸗ 
munbfchaftsgericht ausnahmsweiſe zugebilligt morben, auch auf Ver 
gütung ($$ 1835, 1836, 368). 





$ 263. Das Bormundihaftsgericht. 


Vormundſchaftsgericht ift das Amtsgericht (vgl. jeboc Art. 147 
EG z. BGB), und zwar regelmäßig dasjenige, in beffen Bezirk ber 
Münbel zu der Zeit, zu welcher bie Vormundſchaft notwendig wird, 
feinen Wohnſitz oder in Ermanglung eines inländifchen Wohnfiges 
feinen Aufenthalt hat (88 35, 36 GG). Es hat die Aufgabe, da- 
für zu forgen, daß ſchutzbedürftige Perfonen einen geeigneten Vor— 
mund haben und daß ber beftellte Vormund pflichtgemäß hanbele; 
es bat alfo über bie gefamte Zätigfeit des Wormunbes und bei 
Gegenvormunbes eine fortlaufende Anfficht, e8 fann gegen Pflicht: 
widrigkeiten des V. ober Gegenvormundbes burch Gebote und Verbote 
einfchreiten und feinen Anorbnungen durch Androhung und Ber 
hängung von Orbnungäftrafen Nachdruck verleihen ($ 1837). Es 
ann ferner jeberzeit Auskunft verlangen. Dazu treten zwei wichtige 
Funktionen: 

1. Für eine orbnungsmäßige Erziehung bes M. kann es 
dadurch forgen, daß es auch gegen den ‚Willen be Vormundes bie 
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Unterbringung des Münbels in einer geeigneten Familie oder in einer 
Erziehungs⸗ oder Befferunganftalt anorbnet ($ 1838). 

2. Die Auffiht über die Vermögenspermaltung führt 
es beſonders dadurch, daß e8 die vom Normund und Gegennormunbe 
für beftimmte, höchſiens breijährige, Zeitabſchnitte nebft Belägen ein- 
zureichenden Rehnungen prüft. 

Someit das Gericht nur Auffichtsbefugniffe übt, bleibt e8 immer 
der Vormund oder Gegenvormund, melder die einzelne vormund⸗ 
ſchaftliche Tätigkeit ausübt; dad Gericht hat außer ber beauf- 
fihtigenben und anorbnenden Zätigfeit aber auch die Befugnis zu 
Telbftänbiger Tätigkeit: es erteilt oder verweigert bie 
Genehmigung zu Rectögefhäften, bie ber ®. namens des M. ſchließt. 
ober es ergänzt die Genehmigung bes Gegenvormundes, wenn ein 
ſolcher nicht beftellt ift oder wenn er bie Genehmigung grundlos ber= 
meigert. 

Die Genehmigung des Bormundihaftsgericts muß zu einer 
Reihe vom Geſetz (88 1821, 1822) aufgeführter, beſonders wichtiger 
Rechtsgeſchäfte (3. B. ber Verfügung über Grundftüde, Begründung 
einer Verpflichtung hierzu, Verträgen, die auf den entgeltlicden Er- 
werb ober bie Veräußerung eines Erwerbsgeſchäftes gerichtet find, 
Pachtverträgen über Landgüter, Lehrverträgen, die für längere Zeit 
als ein Jahr gefchloffen werben u. a.) und fie ſohl in gemiflen 
andern Fällen eingeholt werben ($ 1823). Während nämlich, in ben 
aulegt genannten Fällen, in benen bie Einholung der Genehmigung 
(bed Gerichts, des Gegenvormunbes, bes felbftändig gewordenen 
Mündels) nur anbefohlen wird (mit „foll), dad ungenehmigte 
Geſchäft doch wirkſam ift, ift in jenen Fällen, in denen bie Ge— 
nehmigung notwendig ift („bedarf“), das nicht genehmigte 
Geſchäft unwirkſam, d. h. e& ift vorläufig nichtig, es Tann aber Durch 
nachträgliche Beibringung der Genehmigung gültig werben. Diefer 
Grunbfaß gilt unbebingt nur für einfeitige Rechtsgefchäfte ($ 1831), 
ein nicht genehmigter, offenfichtlich namens des Mündels gefchloffener 
Vertrag ift ein negotium claudicans, d. h. ber andere Zeil ift 
an ben Vertrag gebunden und fann nicht miberrufen, er Tann aber den 
für ihn läftigen Schwebezuftand befeitigen, indem er den Vormund 
zur Veibringung der Genehmigung auffordert. Denn ift die Auf- 
forberung gefchehen, fo kann bie Mitteilung von der Genehmigung 
nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen geſchehen. Erfolgt fie inner⸗ 
balb ber Frift, fo iſt auch ber Münbel gebunden, alfo ber Verirag 
für beide Zeile wirkſam gefchloffen; erfolgt fie nicht innerhalb ber 
Friſt, fo ift auch der andere Zeil frei, denn in biefem alle gilt bie 
Genehmigung als verweigert ($ 1829). Ein Widerrufsrecht hat ber 
andere Zeil nur dann, wenn ihm gegenüber fälfchlih bie Geneh— 
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migung behauptet worben ift und er bie Unrichtigkeit dieſer Be— 
Hauptung nicht Tennt ($ 1830). 

, Die Genehmigung bed Gericht3 Tann nur dem Vormunde gegen- 
über erflärt werben, biefer hat fie dem andern Zeile nachzuieifen 
(88 1828, 1829). 

„Die Genehmigung gehört zwar zur Wirkfamteit bes Rechtsge- 
ſchäfts, ift aber felbft fein Rechtsgeſchäft, ſondern ein obrigteit- 
licher Att. 

Iſt die Genehmigung nur anbefohlen, fo begeht der Vormund 
mit der Nichteinholung eine Pflichtwibrigfeit, die ihn einer Rüge bon 
feiten des Gerichts, einem Schadenserfatzanſpruch von feiten des 
Mündels ausſetzt. 


8 264. Der Gemeindewaiſenrat. 


Der Gemeindemaifenrat, eine Einrichtung modernen 
Partikularrechts und des BGB ($5 18491851), ift Organdes 
Vormundſchaftsgerichts; er ift aber dem Gerichte nicht 
unter=, ſondern beigeorbnet, und feine Beftellung ift Gemeinbeanges 
legenheit. Seine Aufgaben beftehen vornehmlich in der Erftattung 
von Anzeigen über biejenigen Fälle, welche die Einleitung einer Vor— 
mundſchafl erforderlich machen, in der Auswahl und Benennung ber 
Vormünder und in einer fortlaufenden Aufficht über das perfönliche 
Wohl des Mündels. Er ift aber auch verpflichtet, dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte von einer zu feiner Kenntnis gelangten Gefährbung 
bes Miünbelvermögens Anzeige zu maden. überhaupt fteht ihm 
lein eigenes Eingriffsrecht, fondern nur die Befugnis, 
aber auch die Pflicht zu, dem Vormundſchaftsgerichte von Pflicht» 
mibrigfeiten Mitteilung zu machen. 


$ 265. Der Samilienrat. 


Schon nad; römiſchem Rechte war die Vormundſchaftsbehörde 
befugt, bei wichtigen Angelegenheiten $yamilienangehörige des Mün- 
deis zu hören. Zu einer Rechteinrichtung aber ift die Zuziehung ber 
Familie erft durch das franzöfifche Recht und im Jahre 1875 durch 
das preußifche Recht erhoben worden. Ihnen folgt das BGB durch 
Beftaltung des Familienratd zu einer Vormund- 
fhaftsbehörde (88 1858—1881). 

Er hat die Rechte und Pflichten de Vormunbfhaftsgerichts 
und ſetzt fi zufammen aus dem Vormundſchaftsrichter als Wor- 
fiendem unb mehreren Mitgliebern, welche entweder letztwillig vom 
Vater ober ber ehelichen Mutter benannt find ober vom Vormund⸗ 
Tchaftsrichter nad) Anhörung de Gemeinbewaifenrat? und ber Ver- 
wandten ober Verſchwägerten des Mündels ausgewählt werben, Der 
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F. wird nicht von Amts wegen, fondern zufolge letwilliger Anorb= 
nung ober auf Antrag bes Vormunds ober Gegenvormunds ober 
Verwandter oder Verſchwägerter bes Mündels gebilbet. Doch hat 
das Gericht bei Prüfung des Antrags nur nad) dem Intereſſe des M. 
zu entfcheiben. 

$ 266. Befreite Vormundſchaft. 

Vorausſetzung einer Befreiung ift eine Tegtmwillige An» 
orbnung bes Inhabers der elterlichen Gewalt (88 1852 ff.). Sie 
macht ben Bormund felbftändiger, als er nach dem Geſetz ift, indem 
fie Einſchränkungen, denen feine Tätigkeit nad dem Geſeh unter- 
Tiegt, befeitigt. Wird im biefer Meife ſchlecht hin die Befreiung 
außgefprochen, fo treten alle einzelnen Befreiungen ein, bie das Geſetz 
überhaupt zuläßt. Es können aber au befondere Vefreiungen 
gewährt werben. Als ſolche können nur beftimmt werben: 

1. die Entbindung von ber Rechnungslegungspflicht (es tritt 
dann eine Nachweiſung des jeweiligen Beſtandes und ber Art ber 
Anlegung an ihre Stelle, |. oben $ 262 III B); 

2. die Vefreiung von ber Verpflichtung, Inhaber⸗ und Orber- 
papiere zu hinterlegen oder Gperrvermerfe bei Buchforberungen 
gegen das Reich ober einen Bundesſtaat herbeizuführen ($ 1806); 

3. die Vefreiung bon ber Beobachtung einer Reihe ber für An— 
legung bon Münbelgeld (gemäß 88 1809-1811) gegebenen Bor- 
ſchriften. 

4. Iſt in der Anordnung ein Vormund benannt, ſo kann auch 
die Beſtellung des Gegenvormundes ausgeſchloſſen werden. Dieſe 
Ausſchließzung hat die oben erwähnten Befreiungen ohne weiteres 
zur Folge. 

Das Gericht hat jedoch die von den Veftimmungen des Vaters 
ober ber Mutter unabhängige Befugnis, die Vefreiungen aufer Kraft 
zu fegen, wenn fie dem Antereffe bes Mündels widerſprechen. 


8 267. Beendigung der Bormundidaft. 


1. Die Vormundſchaft überhaupt hört auf mit dem Weg⸗ 
fall ihrer Veranlaffung ($$ 1882, 1773). Alfo abges 
fehen davon, daß fie mit dem Tode (ober der Todeserklärung) des 
Mündels endigen muß, hört fie auf, ſobald der M. volljährig ges 
morben ober für volljährig erklärt morben ift, ferner wenn er unter 
elterlihe Gewalt tritt (f. oben $ 262 I). Sie endigt nicht mit ber 
Verheiratung des Münbels, 

In jedem Falle kann die Vormundſchaft nur aufhören mit dem 
Eintritt eines beftimmten, urkundlich nachweisbaren Ereigniffes; fie 
enbet baher nicht ſchon mit dem Abſchluß ber Iegitimierenven Ehe 
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zwiſchen den Eltern bes Münbels, fondern erft mit ber Rechtskraft 
bes Urteils, das bie Vaterfchaft bes Ehemannes zum Münbel feit- 
ftelt, ober mit der vom Vormundſchaftsgerichte jelbft auf Grund 
eigener Sachprüfung erlaffenen Anordnung, insbeſondere alſo, wenn 
der Ehemann die Vaterfhaft zum M. anerfannt hat; die Vormund⸗ 
ſchaft über einen Entmünbigten endet mit der Aufhebung der Ent- 
münbigung (8$ 1883, 1896). 

2. Nur das Amt diefes Vormunds endet mit feinem Tode 
(Zobeserflärung), feiner Entmündigung ober feiner Entlaffung, 
melde zu verfügen ift, wenn er ſich pflichtwidrig ermeift ober wenn 
einer ber oben angeführten Untauglichfeitägründe nachträglich ein— 
tritt ($$ 1885, 1886). Eine Frau ift zu entlaffen, wenn fie ſich ver- 
heiratet und ber Mann, ber nicht der Water des Mündels ift, feine 
Zuftimmung zur Übernahme nicht erteilt ober fie wiberruft; von 
biefem Fall abgefehen, kann eine Frau mit ihrer Verheiratung 
entlaffen werben ($ 1887). Ein Beamter oder Religionsbiener lann 
zwar ohne Genehmigung feiner vorgeſetzten Dienftbehörbe zum Vor—⸗ 
munbe beftellt werben, er wirb aber entlaffen, fobald biefe Geneh— 
migung verfagt ober zurücigenommen wird (8 1888). Der Vormund 
Iann enbli auf [einen Antrag aus wichtigen Gründen ent 
laffen werben ($ 1889). 

Nach Beendigung feines Amtes hat der Vormund Shluß- 
rehnung zu legen und das von ihm verwaltete Vermögen 
dem Mündel herauszugeben. Gomeit die Schlußrechnung 
enerfannt wird, hat dad Vormunbfchaftägericht dies zu beurkunden. 
Außerdem Hat der Vormund gegen den früheren Mündel einen An— 
ſpruch auf Quittungsleiftung ($ 368). 

8 268. Die Bormundichaft über Bolljährige. 

Nur entmündigte Voljährige (Geiftestrante, Geifted- 
ſchwache, Verſchwender und Truntfüchtige) erhalten einen Vormund 
(8 1896). Die Entmünbigung wegen Geiſteskrankheit eines Voll⸗ 
jährigen tritt aber erft mit ber Beſtellung des Vormundes, bie Ent- 
münbigung eines Geiſtesſchwachen, Verſchwenders oder Trunkſüch⸗ 
tigen ſchon mit der Zuftellung des Entmündigungsbefchluffes an den 
Entmünbigten ein ($8 661, 683 ZPO). Im allen Fällen hat das 
mit der €. befaßte Prozeßgericht von feinem Beſchluſſe dem Vor— 
mundſchaftsgerichte Mitteilung zu machen. 

Diefe Vormundſchaft fteht unter den für Vormundſchaften über 
Minderjährige gegebenen Grunbfägen. Indeſſen fehlt hier das Bes 
zufungsrecht bed Vaters oder ber Mutter, und kraft Geſetzes ift vor 
den Großvätern berufen zunächſt ber Vater des Entmünbdigten, dann 
die eheliche Mutter (vgl. bie Ausnahmen $ 1899 vsfoh 2 2 und 3). 

Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl, 
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Nur diefe Perfonen find berufene Vormünder ($ 1899). Bei ber 
Auswahl eines andern Vormundes ift das Gericht zwar frei, doch 
Toll es auch bier naheſtehende Perſonen bevorzugen. Daher kann eine 
Ehefrau zum Bormunde ihres Mannes, felhft ohne befien Zu— 
flimmung, und e8 darf der Ehegatte vor den Eltern und den Groß— 
pätern des Mündels, die uneheliche Mutter vor ihrem Vater zum 
Vormund ihres Kindes beftellt werben ($ 1900). 

Die Vormundſchaft über Volljährige ift im weſentlichen 
Vermögenspermwaltung, eine Sorge für bie Perſon 
des Mündels finbet nur infoweit fatt, ald der Zimed der Vormund⸗ 
ſchaft es erfordert (Beauffichtigung, Pflege uſw.), und auch inner- 
halb dieſes Kreifes tut der Vormund gut, fi mit dem Entmünbigten 
zu verftänbigen und möglichft in feinem Sinne zu handeln. 

ft ber Vater ober bie eheliche Mutter Vormund, fo ift Die Vor⸗ 
munbfchaft überbieß eine befreite, und bie Beftellung eines 
Gegenbormunbes finbet neben dem Vater überhaupt nicht, neben ber 
Mutter nur auf deren Antrag ftatt ($$ 1903, 1904). 

Die Vormundſchaft endigt ohne meitere® mit bem Tode 
(Zobeserflärung) bes Mündels ober mit der Aufhebung des bie Ent⸗ 
münbigung ausſprechenden Beſchluſſes (8$ 678, 685 ZPO). 

: Ein Volljähriger, deſſen Entmünbigung beantragt ift, kann 
unter vorläufige Vormunbfchaft geftellt werben, fofern dies zur 
Abmenbung einer erheblichen Gefährbung feiner Perfon oder feines 
Vermögens erforberlich erfcheint (85 1906—1908). 


8 269. Die Pflegſchaft. 


Die Pflegfchaft ift im Gegenfage zur Vormundſchaft e i n e nur 
beftimmte einzelne ober einen beftimmten Kreiß 
von Angelegenheiten betreffende ftaatlihe Für— 
forge für einen Shugbebürftigen. Dod iſt ber 
Pfleger innerhalb biefer Grenzen gefeplicher Vertreter des Pflege 
befohlenen. Einen Pfleger erhalten hiernach: 

1. Perfonen, welde unter elterlider Gewalt ober 
unter Vormundſchaft ftehen, für Angelegenheiten, an 
deren Beforgung ber Gewalthaber oder Vormund verhindert 
ift, fei e8, daß die Intereſſen des Gewalthabers oder Vormundes mit 
denen bes Mündels, wie 3. B. bei einem Vertragsſchluß unter ihnen, 
in Widerſtreit geraten, ober daß ber Gemalthaber over Vormund 
wegen Ubmefenheit ober Krankheit an ber Ausübung feiner Yürforges 
tütigfeit tatfächlich verhindert ift ($ 1909). 

Ein befonberer Fall ift der, daß einer unter elterlicher Gewalt 
ober Vormundſchaft ftehenden Perfon durch einen Dritten, fei es von 
Todes wegen ober ſchenkungsweiſe unter Lebenden, Vermögen zuge= 
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wendet twirb mit der Anorbnung, daß die Verwaltung dem Gemalt- 
haber oder Vormunde nicht zuftehen foll. 

2. Folgende gewalt⸗ und vormundſchaftsfreie 
Schutzbedürftige erhalten einen Pfleger: 

a) Volljährige, melde infolge förperliher Gebrechen 
(4. B. Zaubheit, Blindheit) ihre Angelegenheiten nicht zu beforgen 
vermögen, für ihre Perfon und für ihr Vermögen; 

b) Bolljährige, melde infolge körperlicher oder geiftiger 
Gebrechen einzelne ober einen beftimmten Kreis von Ungelegen- 
heiten nicht beforgen können, für biefe Angelegenheiten. 

Die Pflegſchaft zu a und b darf, falls eine Verſtändigung mit 
ihm möglich ift, nur mit Einwilligung des Gebrechlichen eingejeßt 
werben ($ 1910). 

c) Boljährige Abmwefende, deren Aufenthalt unbefannt ift 
ober bie an ber Rücklehr und ber Beſorgung ihrer Angelegenheiten 
verhindert find, für ihre Wermögensangelegenheiten ($ 1311). 

An allen diefen Fällen ift bie eigene Gefchäftsfähigfeit bes 
unter Pflegſchaft Geftellten nicht beſchränkt (ausgenommen im Prozeß 
8 53 ZPO). 

d) Die eheliche ober unehelihe Leibesfrucht (falls bei ber 
Thon erfolgten Geburt eine Vormundſchaft oder Pflegfchaft einzu- 
leiten fein mürbe) zum Zwecke der Wahrung ihrer künftigen Rechte 
($ 844 [Schabenserfag im Falle der Tötung bes Unterhaltspflid- 
tigen], $ 1716 [Hinterlegung ber Alimente eines unehelichen Kindes 
{con vor der Geburt] und im Erbrecht [3. B. in den 88 1923 Abſ. 2, 
2178]), fowie zur Erhaltung von Anwartſchaftsrechten bei Familien⸗ 
fibeifommiffen und Stiftungen ($ 1912). 

e) Unbelannte ober ungewiffe Beteiligte, inäbe- 
ſondere Nacherben, die noch nicht erzeugt, ja noch nicht einmal em⸗ 
pfangen find oder beren Perfünlichteit durch ein zur Zeit des Erb- 
falls noch nicht eingetreteneg Creigniß beitimmt wird ($ 1913). 
Hierher gehört befonbers der Fall der ſog. Deszendenzpfleg— 
ſchaft (3. 8. bei Anorbnung: „Ich vermache den künftigen Nach— 
Iommen meiner Tochter den Zinsfuß uſw.“). 

Diefe Pflegſchaften find ſämtlich Berfonal- Pflegicaften. 
Eine Real Pflegfpaft ober eine Güterpflege wird eingeleitet, 
menn ein durch öffentlihe Sammlung zu einem vorübergehenden 
Ziwede zufammengebrachtes Vermögen infolge Wegfalls der zur 
Verwaltung und Verwenbung bed Vermögens berufenen Perfonen 
ber natürlichen Verwaltung entbehrt, und im Falle der Vermögens— 
beijlagnahme (58 334, 480 StPO). 

Die für die Vormundfchaft geltenden Vorſchriften gelten auch 
für die Pflegſchaft; doch beftehen einzelne Ybweihungen in- 

45° 
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fofern, als die Pflegſchaft ftets eine cura dativa ift; nur in 
dem Falle zu 1 kann eine Berufung dur den Zumenbenben 
ftattfinden. 

Die Pflegſchaft endigt von felbft nur: 

a) in dem Falle zu 1 (unter Gewalt ober Bormundfgaft 
ftehenbe Perfonen) mit Beendigung ber elterlichen Gewalt ober ber 
Vormundſchaft, 

b) in dem Falle zu 2d (Leibesfrucht) mit der Geburt des Kindes, 

c) in bem Falle zu 2c (Abweſende), wenn der Abmefende für 
tot erflärt wirb, mit ber Erlaffung des Urteils, und natürlih mit 
der Rückteht bes Abweſenden. 

In allen andern Fällen enbet die Pflegihaft durch ausbrüd- 
lihe Aufhebung (dur Beſchluß bes Gericht8), es bleiben daher 
fämtliche bis dahin vom Pfleger vorgenommenen Rechtshandlungen 
wirkſam, aud wenn der Grund zur Anorbnung der Pflegſchaft vor 
dem Erlaffe des Beſchluſſes weggefallen war. 

Über die Nachlaßpflegſchaft, melde vom Nachlaß⸗ 
gericht anzuorbnen ift, wird im Erbrecht gehandelt werben. 


Sünftes Buch: 
Das Erbredt.)) 


Erfter Abſchnitt: Allgemeine Lehren. 
$ 270. Begriff und Überfiht. 


1. Begriff. Unter Erbrecht im objeftiven Sinne 
begreift man bie Rechtsregeln, nad benen fi ber 
Übergang bed Vermögens eined Verftorbenen 
auf andere Berfonen beftimmt. Der Übergang boll- 
zieht fih auf Grund bes Erbfolgerehts (Erbrecht im fub- 
jettiven Sinne, jus succedendi) und im Wege ber Einzelver— 
gabung. Zwiſchen beiden befteht der Unterſchied, daß bie Erb- 
folge den Eintritt in einen Inbegriff von Rechtsverhältniſſen be— 
deutet, die Einzelvergabung (Vermächtnis, Schenkung von Todes 
wegen) den Erwerb eined einzelnen Rechts begründet. Das Erb- 
folgerecht Tann für den Erben einen Nachteil zur Folge haben, bie 
Binzelbergaßung verfchafft dem Bedachten ſteis einen Vermögens⸗ 
vorteil, 

Das gemeine Erbrecht beruhte faſt ausfchließlich auf den Grund» 
fägen des römifchen Rechts, bie davon abweichenden beutfchrecht- 
lichen Grunbfäge Hatten fi} nur im Partikularrecht erhalten. Die 
Bartifularrechte haben aber auf das BGB einen ftärferen Einfluß 
geübt als da& gemeine Recht, es find deshalb in das BGB fo zahl: 
reiche Sätze des deutfchen Rechts übergegangen, daß das neue 
Recht als eine Verſchmelzung römifhredtlider 
und deutſchrechtlicher Gedanken erſcheint. 

2. Römiſches Recht. Dem tömifchen Rechte war der Gegen- 
fa von hereditas und bonorum possessio eigentümlih. Jene 
war das war das altzivile Erb recht, dieſe beſtand in einem vom Prätor 


’) Str shal: Das beutfihe Erbrecht nad) dem BGB 2. Aufl. 1901. 
Dazu Rüngelin feinen und —X Beiträgen Bd. 41 ©. 583 ff., 808 ff. 
Dernburg: Das bürgerl. Recht. Bb. 4. 
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erteilten Erbfchaftsbefit. Die b. p., anfangs gegeben adju- 
vandi juris civilis gratia, b. h. um bem Erben (dem heres) 
die Vorteile des Erbſchaftsbeſihes zu verfchaffen (insbeſondere das 
interdietum quorum bonorum), mwurbe fie fpäter au sup- 
plendi juris civilis gratia erteilt, d. h. um den Nachlaß Pers 
fonen zu verfchaffen, die zwar nicht nach dem jus civile, wohl aber 
nad den veränderten Anſchauungen ber fpäteren Zeit Berückſich- 
tigung berbienten und ohne deren Einmweifung der Nachlaß der nad 
altrömifchem Rechte möglichen Ausplünderung ober Erfikung an- 
heimgefallen wäre. Enblih gab man fit corrigendi juris 
civilis gratia, d. 5. au) bann, wenn ein heres vorhanden war. 
Es konnte danach gejchehen, daß ber heres zugleich bonorum pos- 
sessor ‘war, aber auch, daß heres und bonorum possessor ein= 
anber gegemüberftanden. Im letzteren alle hatte der heres 
nit unbebingt den Vorzug vor dem nur Eingetviefenen, benn 
da es vom Prätor abhing, im Prozeffe die condemnatio 
des bonorum possessor zu verhindern ober auf Klage bei 
bonorum possessor die condemnatio des heres anzuorb- 
nen, war ben prätorifchen Einmeifungen fogar gegenüber einer 
Berufung auf daß Zivilrecht mittelbar Geltung gefidert. So 
tam e8, Daß der bonorum possessor ganz wie ein Erbe behandelt 
murbe, bie Erbfchaftsanfprüche des heres als utiles geltend machen 
durfte, ſich auf bie Unfprüche der Nachlaßgläubiger einlaffen mußte, 
und ſich felbft ala Erbe (heredis loco) anfehen konnte. Dies hatte 
meiter zur Folge, daß die Einweiſungen nicht Sache ber Willkür bes 
Prätord waren, fondern ein Syſtem bildeten und beſtimmten 
Grundbfäten unterlagen. So fonnte es fommen, baß ber 
heres vorging (bonorum possessio sine re), baf ber bonorum 
possessor borging (b. p. cum re) ober baf beide den Nachlaß 
teilten (b. p. pro parte cum re, pro parte sine re). Diefeß 
Nebeneinanberftehen zweier einanber ergänzenden Erbrechtsſyfteme, 
in welchem ſich die Hiftorifche Bedeutung bed Gegenfaßes von jus 
civile und jus honorarium zeigte, änberte fih in ber fpätern 
Kaiferzeit, insbeſondere unter Yuftinian, damit, daß man das jus 
eivile durch Geſſe h änberte und alfo auf dem Wege der lex ben 
Anſchauungen Rechnung trug, die bißher nur durch das prätorifche 
Editt vertreten waren. Die b. p. hat deshalb ihre Bebeutung 
durch Juſtinian faft ganz und im gemeinen Recht vollftändig ver— 
Ioren. Denn im neueren Rechte gibt es nur gefeglich aner- 
tannte Erbrechte; wenn alfo, wie e8 nach neueren Rechten und nad 
BGB zuläffig ift, das Nachlaßgericht demjenigen, ber ihm gegenüber 
ein Erbrecht in hohem Grabe wahrſcheinlich macht, einen fog. Erb- 
fein und damit die Befugnis erteilt, bie Stellung eined Erben 


Erſter Abſchnitt: Allgemeine Lehren, $ 271. 711 


einzunehmen, ſo erlangt der ſo Eingewieſene das Erbrecht doch nicht 
durch dieſe gerichtlich Anordnung, ſondern nur dann und nur 
infoteit, als er nad) dem Gefee wirklicher Exbe iſt. 


8 271. Die Gröfolge als Univerſalſutzeſſion. 


1 Gedichte. Nah römifhem Rechte bemirkte bie 
Erbfolge eine Rechtsnachfolge in bie gefamten Vermögens—⸗ 
echtönerhältniffe des Verftorbenen, eine Gefamtnadfolge 
ober Univerfalfutzeffion. An biefem Grunbfage hat das römifche 
Recht bis zulegt feftgehalten. Er hat zur Yolge, daß ber Nachlaß 
als eine Einheit behandelt wirb und der Erbe auch für die Schulden 
bes Erblaſſers in gleicher Weife einfteht, ala wären es feine eigenen 
Schulden. 

Dem deutſchen Rechte war der Gedanke einer Geſamt⸗ 
nachfolge fremd. Nach ihm bildete der Nachlaß nicht eine Einheit, 
ſondern nur einen durch bie Perfon des Erblaſſers zufammenge- 
haltenen, mit feinem Tode ſich auflöfenden Inbegriff von Vermögens» 
echten, und bie Schulden waren nur auß dem Nach laſ ſe zu bes 
richtigen. 

Mit dem römifchen Rechte wurde ber Grunbfaß der Univerfals 
futzeffion in Deutſchland aufgenommen, aber in ber Milberung, bie 
er durch Yuftinian erfahren, und mit den Einſchränkungen, bie ein- 
zelne partitular erhalten gebliebene deutſchrechtliche Inſtitute not 
wendig machten. 

Die Erbfolge ift nach gemeinem und neuem Rechte nicht nur eine 
successio in universitatem, fondern auch eine s. per univer- 
sitatem. Der Übergang der Rechtsverhäliniſſe des Verſtorbenen 
vollzieht ſich nicht nad ben für die einzelmen Rechte und Ber- 
binblichteiten maßgebenven beſonderen Vorfchriften (ben fog. Spe— 
zialtitein, wie Übergabe, Auflaflung, Zeffion u. a.), fonbern durch 
das Erbrecht und alfo ohne weiteres mit dem Erwerbe ber Erb⸗ 
haft. Der Erbe wird alfo Eigentümer der beweglichen und uns 
bemeglichen Sachen, Gläubiger ber orberungen, Schulbner ber Ver⸗ 
pflichtungen des Erblaffers, ohne daß biefe Wirkungen von einem 
befonderen Rechtsakte neben ber Erbfolge abhingen. Das 
Grundbuch, das Sciffäregifter und andere Urkunden werben dem» 
nad mit dem Tode des dori als berechtigt oder verpflichtet Bezeich⸗ 
neten unrichtig, der Erbe hat aber das Recht, ſich felbft an Stelle bes 
Erblaffer? eintragen zu laffen und auf fonft die Rechte des Erb» 
laſſers geltend zu machen. 

2. Nened Reit. Aus dem gemeinen Rechte ift ber Grund— 
faß der Univerfalfutzeffion in das BGB über- 
gegangen, ba nad ihm ($ 1922) das Vermögen bes Verſtor⸗ 
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benen „al& Ganzes“ auf einen oder mehrere Erben übergeht. Der 
Erbe tritt alfo vermögenstechtlich an die Stelle des Erblaffers. 

Bon dem Übergange werben ergriffen nidt 
nur bie bereit3 erworbenen Rechte und bereits begründeten Ver— 
pflichtungen, fonbern auch die werdenden, alfo insbeſondere Die be— 
dingten Rechtsverhältniſſe, das durch den Beginn der Erſihung (vgl. 
8 943 BGB), wie dad durch einen Vertragsantrag begründete Ver⸗ 
hältnis ($ 163 BGV) oder das durch ein Blankoatzepi (ſ. S. 276) 
eingeräumte Ausfüllungsrecht. 

Vom Übergange ausgeſchloſſen aber find die nad 
Vorſchrift des Gefegest) ober nad ihrem Weſen an die Perfon 
des Erblaſſers gebundenen Rechte und Verpflichtungen. In biefer 
Beziehung haben die Unfchauungen gewechſelt. So mar nad) 
römiſchem Rechte die Delittsfhuld Strafe und daher un— 
vererblich, während auf Erftattung der durch das Delikt verurfachten 
Bereicherung ber Erbe ebenſo haftete wie der Erblaſſer. Das kano— 
niſche Recht führte die unbefchräntte Haftung bes Erben auf den 
Schabenzerfaß ein, und das gemeine Recht beſchränkte bie Haftung 
auf ben Betrag bes Nachlaſſes. Das BGB aber macht zwifchen Ver— 
pflictungen aus unerlaubten Hanblungen und anbern Schulden 
feinen Unterfchied. Zur Zahlung einer Buße fann nur ber Täter 
verurteilt werben. Gtirbt diefer nach Eintritt der Rechtskraft des 
auf Zahlung einer Buße lautenden Urteils, fo wird das Urteil „in 
den Nachlaß“ vollftredt ($ 495 StPO). Der Anſpruch auf 
eine Buße ift ein höchftperfünliches Necht des Verletzten (F 444 
Abſ. 4 StPO). 

Nah römifchem und gemeinem Rechte mar ber aus ber Ber- 
legung des Noterbrechts entftehende Anſpruch unvererblich, nad 
neuem Recht (8 2317) iſt ber Pflichtteilsanſpruch vererblich. Über 
bie Vererblichkeit des Beſihes |. oben. Forderungen gehen unter, 
wenn bie Erfüllung en ben Erben unmöglich ift.?) 

Erliſcht durch den Zob einer Perfon ein bauerndes Rechts⸗ 
verhältnis, fo gehen doch die zu Lebzeiten des Verftorbenen bes 
grünbeten, an fi} übertragbaren Anfprüche und Verpflichtungen 
über. Gtirbt 3. 3. der Beauftragte, fo geht auf feinen Erben bie 
Pflicht, eingezogene Gelder herauszugeben, und ber Anſpruch auf Er- 
fat für Verwendungen auf den Erben über ($$ 667, 670). 

3. Spezialerbfolge. Somohl nad; römifchem Recht als nad 
BGB (8 1922) ift die Erbfolge in der Weife Univerfalfufzeffion, 


?) Unvererhliche Rechte $$ 38, 514, 530, 847, 1061, 1090, 1098, 1300, 
1502, 1584, 1615, 1713, unbererblie Spflicten $8 520, 1615, 1712 BG®. 
) Binder: Die Rechtsſtellung der Erben, 1901. ©. 6. 
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daß der Erbe in alle Rechtäverhältniffe bes Erblaffers eintritt. 
Auch wenn mehrere Erben berufen find, tritt ein jeder in alle Rechte 
ein, doch beſchränken fie fich gegenfeitig. Das deutſche Recht aber 
tennt fog. Spezialfutzefjionen, d. h. Fälle einer Nad- 
folge in befonbere Arten von Gütern: Lehne, Familienfideilommiſſe, 
Erbpachtgüter. Das neue Recht hat ihnen die Rentengüter und bie 
Anerbengüter Hinzugefügt. Da in allen biefen Fällen ber Nach— 
folger nicht in ein einzelnes Recht, ſondern in einen Inbegriff von 
Rechtsverhältniffen (das Lehns dermögen, das Fibeilommiß- 
vermögen) eintritt, findet, was allerbing® nicht unbeftritten, 
eine Gefamtnachfolge ftatt!) Der in diefe Güterarten berufene 
Nachfolger ift an ſich nicht ibentifch mit dem Erben, man ſcheidet da— 
ber den „Nachlaß“, in den der „Erbe“ eintritt (bei Lehnen und Fidei⸗ 
tommiffen au Allodialnadhlaf genannt) von ben Son- 
dervermögen, in das ber beſonders berufene Yolger eintritt 
(Lehnöfolger, Fideilommißfolger). Dad BGB behandelt nur bie 
allgemeine Erbfolge unb überläßt jene Fälle ber Sonbererbfolge ben 
Landesgeſehen (Artt. 59, 62—64 EG; vgl. unten 5. Abſchnitt). 


$ 272. Die allgemeinen Vorausfegungen der Erbfolge. 


Damit jemand Erbe eines anderen werde, ift notwendig, daß 
er zum Erben jenes berufen ift. 

Vorausfegungen ber Berufung find: 

1. nad) römifhem und älterem deutſchem Rechte ber Tod einer 
Perſon, bed Erblaffers, nach neuem Rechte (88 18, 1922, 2031) 
ber Tod ober die Todeserklärung des Erblaſſets (viventis nulla 
hereditae). Damit ift, wie das BGB ($ 1922) fi) außbrüdt, der 
„Erbfall“ gegeben. 

Die Todeserktlärung begründet nur die Vermu— 
tung, daß der Verfchollene zu dem im Urteil angegebenen Zeit 
puntte geftorben fei ($ 18); trifft bie Vermutung nicht zu, fo kann 
der Zotgeglaubte nach altem und neuem Rechte Herausgabe feines 
Vermögens verlangen, nad BGB nad den Grunbfäßen ber here- 
ditatis petitio ($ 2031). 

Das Aufhören einer juriftifhen Perſon hat feine 
Beerbung zur Folge, der Unfall ihres Vermögens beftimmt ſich nach 
befonderen Grundfähen (88 46 ff.). 

2. Das Borhandenjein des Erben zur Zeit bes Verufungs- 
falles. Diefer Zeitpuntt ift regelmäßig ber Tod des Erblaſſers, alfo 
der Erbfall, er kann aber ſowohl nach altem als nach neuem Rechte 








’) Stobbe, Hanbbud d. deutſchen Privatrehts V $ 321.0. Ger= 
ber, Syſtem d. en a — Unger. * 
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dem Erbfalle nachfolgen. Der Erbe muß in dieſem Zeitpunft po r= 
handen fein; daß er zu biefer Zeit ſchon geboren fei, erforbert 
weder das alte noch das neue Recht, e8 genügt, daß er be= 
reitßergeugtift, er „gilt“ dann nad; ber Sprechweiſe des BGB 
als vor dem Erbfalle geboren (nasciturus pro jam nato habetur 
$ 1923). 

Der Berufene muß erbfähig fein, eine Eigenfchaft, die nad) 
römiſchem Recht als ein Vorzug galt und zahlreichen Perfonen fehlte, 
nad) gemeinem unb neuem Net aber, mit der allgemeinen 
Rechtsfähigkeit zufammenfält und daher auch juriftifchen 
Perſonen zufteht. Eine Ausnahme machten früher Perfonen, welche 
das Kloftergelübde abgelegt hatten, denn fei es, baß fie mie nach 
deutſchem und preußifcem Recht als tot behanbelt wurden, ober 
daß, tie nach fanonifdem und gemeinem Recht, ihre Vermögens— 
fähigkeit auf das Kloſier überging, in jebem Yale waren fie für 
ihre Perfon vermögend- und daher erbunfähig. Das BGB kennt 
teinerlei Beſchränkung ber Mitglieder religiöfer Orden in ber Rechts⸗ 
und Erwerbafähigfeit, baher find fie auch erbfähig.*) 

Nah dem BGB find insbefondere Stiftungen, bie ber 
Erblaſſer letztwillig errichtet, fähig, auf Grund berfelben letztwilligen 
Verfügung zu erwerben ($ 84). Vereine, bie nicht rechtsfähig 
find, fönnen nicht erben ($ 54), es ift aber zu prüfen, ob nicht bie 
einzelnen Mitglieder mit der Auflage berufen find, das Zugewendete 
zu Vereinszwecken zu verwenden. 

3. Es ift endlich erforberlich ein Berufungsgrund, b. h. eine 
Zatfache, welche gerabe dieſer Perfon die Erbberechtigung gewährt, 
alfo zwifchen dem Erblaffer und einer beftimmten erbfähigen Perfon 
vermittelt. 

a) Das römifhe Recht kannte zwei Berufungs— 
gründe: Zeftament und Gefeß; in jenem ſprach fi der Wille des 
Erblaſſers, in dieſem ber Wille der Allgemeinheit aus. Die gefeh- 
liche Erbfolge galt als die fubfibiäre, Die nur dann eintrat, wenn ein 
gültige ZTeftament fehlte. Das Zeftament aber ala einfeitige, bis 
zum Tode frei widerrufliche, alfo legt millige Verfügung galt 
dem Römer als eine Steigerung der, Macht des pater-familias: 


) Doch kann die Qanbesgefehgebung 
1. den Schentungs⸗ und ben mortis-causa-Erwerb folder Ordend⸗ 
mitglieder, welche ein Gelübbe auf Lebenszeit ober auf unbes 
immte Zeit abgelegt haben, 
2. jeden Erwerb von Kechten burch juriſtiſche Perfonen, ber einen 
rt bon mehr ala 5000 ME. zum Gegenftani = 
bon ſtaatlicher Genehmigung abhängig maden (Arii. 86, 87 EG 3. BGB). 
Solde Gefehe, weiche ben Erwerb der „toten Hand“ beichränten, heißen 
Amortifationsgefehe. 
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man hielt e3 für unfittlih, einen Vertrag über die Erbfolge zu 
THließen und bamit die Teftirfreiheit aufzugeben, und ſchon die Tat- 
Tache des Vorhanbenfeins eines Zeftaments ſchloß bie geſetzliche Erb⸗ 
folge au dann aus, wenn ber Erblaffer im Zeftamente nur über 
einen Zeil feines Nachlaſſes verfügt hatte (nemo pro parte testa- 
tus pro parte intestatus decedere potest). Denn hatte ber 
Zeftator feine Verfügungsmadt überhaupt betätigt, fo war fein 
Wille ausfchlielih maßgebend und für die Anwendung des Ge— 
fees fein Pla mehr. 

b) Dem beutfgen Rechte war das Zeftamentun- 
befannt (nullum testamentum. Tacitus Germania c. 20). 
Wer Angehörige hatte, wurde von diefen beerbt, wer feine gefehlichen 
Erben hatte, fonnte einen folgen annehmen (bie affatomie be# 
fräntifchen Volksrechts, die thinx ober garethinx bed longo— 
barbifen Rechts). Es wurde ferner zuläffig, einem Mittelamanne 
(Zreubänber, salman) fein Gut ganz ober zu einem Teile 
mit der Weifung zu übergeben, daß er es nach bem Tode des Erb- 
laſſers dem von biefem Beſtimmten aushändige. In beiden Fällen 
blieb das Gut bei dem Exblaffer, man wollte nur bie Erblofigteit bes 
Gute3 und damit feinen Heimfall an Volt und König verhindern. 
Immer aber war ber Erfolg der, daß ber Erwerber nicht Erbe, 
fondern Eigentümer der einzelnen Stüde wurde. Kannte 
hiernach das beutfche Recht nur die gefeplihe Erbfolge, fo galt doch 
dieſe nicht als Eintritt in ein dem Erben neueß Vermögen, fonbern 
als bloßer Wegfall des bißherigen Herrn und als Übergang ber Ver—⸗ 
fügungsmacht des Verftorbenen auf diejenigen, mit denen er bisher 
in Familiengemeinfhaft geftanben hatte. Immerhin enthielten bie 
Vergabungen ober „Gemächbe“ den Keim, aus bem ſich fpäter der 
Erbvbertrag entwidelte (f. biefen). 

ec) Das gemeine Net übernahm die beiben 
Delationzgründe des römiſchen Rechts mit ben fi 
an fie ſchließenden Rectsfägen. Daneben entwidelte ſich auf 
deutfch-techtlicher Grundlage ein pritter Delationdgrund 
im Erbvertrage, ba man bie römiſche Anfhauung bon ber 
Unfittlichteit der Erbverträge berwarf und auf bie Vergabungen bon 
Todes megen und Gemächbe, fofern fie ein ganzes Vermögen zum 
Gegenftande hatten, die römiſchen Grundſätze des teftamentarifchen 
Erbrecht? analog anwandte. Doc; blieb der Erbvertrag ein Inſtitut 
des Partikularrechts. 

d) Das BGB kennt zwei Berufungsgründe: bie Verfügung 
von Todes wegen und das Geſetz, aber in dem Sinne, daß bie ge= 
jegliche Erbfolge als bie ſteis von felbft eintretenbe, durch 
Verfügung bon Todes wegen nur außgefchloffene, an bie Spitze ge 
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ftent (88 1924—1936) und erft alsdann bie auf ver Unorb- 
rung des Erblaffers beruhenbe Erbfolge behandelt wird 
(65 1897 ff). . 

Die Verfügung von Todes wegen kann entweber ein Tefta= 
ment, d. h. ein einfeitiges Rechtsgeſchäft ($ 1937) ober ein Erb = 
vertrag fein ($ 1941). Zutreffend nennt dag BGB nur das 
Teſtament eine legtmillige Verfügung, denn ba ber Zeftator 
bis zu feinem Tode bie Freiheit des Widerrufs hat, enthält das 
Zeftament feinen legten Willen, während ber Erbvertrag den Erb- 
laffer ber Widerrufsfreiheit beraubt, alfo feinen damaligen 
Willen enthält. 

Der römiſche Sa nemo pro parte etc. ift nad bem Vor— 
gange aller modernen Gefegbücher verworfen: der Erblaffer 
tann über einen Zeil feines Nachlaſſes ver— 
fügen; bie geſetzliche Erbfolge tritt dann inſoweit ein, al3 über ben 
Nachlaß nicht durch Teftament oder Vertrag verfügt ift ($ 2088). 

Mit der Berufung (Delation) war nad römifhem und ges 
meinem Rechte das Erbrecht noch nicht entftanden. Denn da bie 
Erbfolge mit der Übernahme von Verpflichtungen verfnüpft ift, 
ſollte fie nad römiſcher Anſchauung nicht gegen ben Willen des Be- 
rufenen eintreten. Die Delation gab nur ein höchſtperſönliches 
Recht, duch Annahme Erbe zu werben. Wollte ber Be— 
rufene (Delat) von diefem Rechte feinen Gebrauch machen, ober flarb 
er bor ber Annahme, fo war bie ihm gefchehene Delation erledigt, eine 
Veerbung konnte daher nur noch erfolgen auf Grund einer neuen 
Delation. Diefe neue (ſukzeſſive) Delation erfolgte bei ber 
Inteſtaterbſchaft an den nächſten Grab ober an bie nächfte Klaſſe der 
inteftaterbberechtigten Perfonen, bei teftamentarifcher Erbſchaft an 
die Subftituten, d. h. an bie für biefen Yall im Teſtamente beſonders 
benannten Perfonen. 

Der Grundfak der Unvererblichkeit des auß ber Delation ent- 
ftandenen Rechts (hereditas nondum adita non transmittitur 
ad heredes heredis) wurde burch das im fpätern römifchen Recht 
eingeführte und allmählich erweiterte Nechtsinftitut der Tranz- 
miffion durchbrochen. Die Transmiſſion beftand in einer 
successio in delationem, alfo in der Aufrechterhaltung ber ein- 
mal gefhehenen Delation, indem bie Erben des Berufenen in das ihm 
deferierte Recht, Erbe zu werben, einrüdten. 

Nur die sui et necessarii heredes, d. h. bie der Gewalt des 
Erblaffer3 Unterworfenen (auch die Sklaven, welche necessarii 
ſchlechthin hießen), erbten ohne eine dahin gehende Willenzerflärung. 
Ale andern Perfonen (daher voluntarii heredes) erbten nur, 
wenn fie bie Erbfhaft annahmen, d. h. ihren Willen funbgaben, 
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Erbe zu werben. Nah deutſchem Recht und nad dem 
SGB genügt bie Berufung. Es gilt hier ber Grunbfag: 

„Der Tote erbt den Zebendigen, le mort saisit le vif“, d. h. der 
Berufene wirb mit dem Exbfalle, ohne daß es einer Wil- 
len3erflärung von feiner Seite bebarf, Erbe ($$ 1922, 
1942). 

Hieraus ergeben fi folgende Unterſchiede zwiſchen gemeinem 
und nenem Recht: 

1. Nach altem Rechte hatte die Annahme der Erbſchaft durch 
den Berufenen die Wirkung des Erbſchaftserwerbes, fein Gtill- 
ſchweigen hatte alfo zur Folge, daß er nicht Erbe wurde, nach neuem 
Nechte frägt fih nur, ob ber Erbe die Erbſchaft behalten mill, 
und fein Stillſchweigen hat zur Folge, daß er Erbe bleibt. 

2. Nach gemeinem Rechte entftand ein Zwiſchenzuſtand, während 
deſſen es ungewiß war, ob der Verufene erben würde; biefer Zuftanb 
(ie hereditas jacens) hat ber theoretifchen Auffaffung 
Schwierigkeiten gemadht: man hat angenommen, daß ber ruhende 
Nachlaß die Perfon des Erblaffers in fi trage, man hat auch ben 
Nachlaß felbft als juriftifhe Perfon bezeichnet. Nach neuem 
Nehte Tann ed eine rubende Erbſchaft nicht 
geben, benn jede Erbſchaft gehört vom Augenblide des Todes an 
einem Erben, aud) wenn diefer ober wenn ihm ber Erbfall noch nicht 
befannt ift. 

3. Während nad altem Recht eine Transmiſſion möglich mar, 
ift eine ſolche nach neuem Recht ausgefchloffen; denn wenn ber Bes 
rufene nach dem Erbfall ftirbt, fo geht nicht fein Recht, die ange- 
fellene Erbſchaft au erwerben, ſondern die ermorbene Erbſchaft 
als Zeil feines eigenen Vermögens auf feine Erben über. 
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8 273. Die gefeliche Erbfolge im allgemeinen. 

Die gefehliche Erbfolge tritt ein, wenn nicht durch eine Vers 
fügung bed Erblafferd ein Erbe berufen ift, alfo menn eine ſolche 
Berfügung überhaupt nicht vorhanden oder wenn Die vorhandene nicht 
gültig if. Während aber, nad römiſchem und gemeinem Rechte 
felamentarifehe und nteftaterbfolge nicht nebeneinander her= 


’) ©. befonbers mann: Die Orumbaii des gefehlichen Ver⸗ 
236 nach —X — iche valge gefeöhhen 
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gehn konnten, wird nad) neuem Recht in den Teil bes Nachlaſſes, 
über ben der Erblaſſer nicht verfügt hat, die geſetzliche Erbfolge 
eröffnet. 

Nah römifhem Rechte fonnte auf Grund des Satzes 
semel heres semper heres ein Erbfall immer nur zu ein= 
maliger Erbfolge führen. Wenn alfo der Erblaffer verfügte, 
daß ber von ihm berufene Erbe nur von einem, nad) dem Erbfalle 
liegenden Zeitpuntt ab oder bi zu einem Ereignis ober Zeitpunft 
Erbe fein folle, fo ging die Erbſchaft im erſten Fall auf die gefeß- 
lichen Erben, und mit bem Eintritte bes Zeitpunktes als Univerfal- 
vermächtnis auf den Verufenen über, im zweiten Falle Hatte 
wenigſtens nach; moberner Auffaffung der ernannte Erbe mit Ein- 
tritt des Ereigniffes oder bes Zeitpunfte bie Erbſchaft an bie geſetz— 
lichen Erben herauszugeben, und zwar wiederum als Univerfal- 
bermädtnis. Nah neuem Recht aber treten bie geſetz⸗ 
lichen Erben in jenem Yalle al? Vorerben, im zweiten Fall ala Nach- 
erben ein, und ber ernannte Erbe ift bort NRacherbe, bier Vorerbe 
(88 2104, 2105); e8 findet alfo auf Grund eines Erbfalles in den⸗ 
Telben Nachlaß nadeinanber ſowohl die gemillfürte 
als die gefeglihe Erbfolgeftatt. 

Regelmäßig ift der Erbfall zugleich der Berufungsfall; er ift 
e3 nicht bei der ſukzeſſiven Delation, d. h. ber Berufung 
einer andern als der nächftberedhtigten Perfon, denn Bier veranlaßt 
ein Erbfall mehrere aufeinander folgende Berufungen, nidt, 
mie oben, mehrere ſutzeſſibe Beerbungen. Die im alle ber 
ſutzeſſiben Delation zum Erben berufene Perfon beftimmt fi nad) 
römiſchem Rechte ftet? nach dem Zeitpuntte de8 Berufungs- 
falles,d. i. dem Zeitpunfie, in welchem ber fpäter Be- 
rechtigte in bie Möglichkeit, Erbe zu werben gelangt. An biefem 
Grundſatze hielt dad gemeine Recht auch für den Fall feſt, daß ber 
zuerſt Berufene die Erbfchaft ausſchlug. Das BGB aber legt 
folgerihtig ber zweiten Berufung rüdmirtendbe 
Kraft bei, der Anfall an den Ausſchlagenden gilt als nicht erfolgt, 
die Erbſchaft fällt daher — freilich wieder mit bem Rechte der Aus- 
ſchlagung — demjenigen an, ber von bornherein würde berufen 
worden fein, wenn ber Ausfchlagende zur Zeit bed Erbfalls nicht 
gelebt hätte ($ 1953). Dkzfeibe gilt in dem alle, wenn ber zuerft 
Verufene erbunmwürbig ift ($ 2344). 

Das gefepliche ober Inteftat- Erbrecht beruhte in Rom 
wie in Deutſchland und beruht auch nad neuem Recht auf ber 
Gamilienangehörigfeit, als gefehliche Erben find daher 
berufen die Verwandten und jebdenfall® nach neuem Recht aud ber 
Ehegatte bed Erblafferd. Verſchieden ift nur bie Reihenfolge der 
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berufenen Perfonen und ihre Abgrenzung. Ausnahmsweiſe haben 
ein gefegliches Erbrecht Perfonen, bie nicht zu den Yamilienange- 
hörigen zählen (fog. außerordentlihes Erbrecht). 

Die Verwandten wurden entweder berufen nad dem Grabual- 
Tgftem ober nad der Parentelenorbnung (dem Lineal-Grabualfyftem). 
Das Gradualfgftem läßt die Nähe bes Verwandtſchaftsgrades 
zum Erblaffer entigeiben, ‚nah der Parentelenordnung 
werben ber Reihenfolge nach bie einzelnen Parentelen berufen. Eine 
Barentel bilden immer bie von einem nädften 
gemeinfhaftliden Borfahren Abftammenben, 
bie erfte Parentel ift danach bie bes Erblaſſers felbft: fie wird ge- 
bildet durch die von ihm abſtammenden Perfonen; bie zweite Parentel 
ift die der Eltern des Erblaffers; fie wirb gebilbet buch feine Eltern 
und beren Abkömmlinge; bie britte Parentel ift die ber Großeltern 
des Erblaffer: fie wirb gebildet burch feine Großeltern und beren 
Abtömmlinge ufm. 

In dem Verwandtiſchaftsbilde S. 720 ift A der Erblaffer. Da 
er ſowohl mit feinen Kindern als auch mit feinen Eltern im erften 
Grabe verwandt ift, würde das reine Gradualſyſtem zu feinen 
Erben bie Eltern und bie Kinder berufen, die Eltern würden aber 
aud ben Enteln cce, als im zweiten Grade Stehenben, vorgehen. 

Die erfte Barentel wirb gebildet von ben Kindern des Erblaffers 
unb deren Kindern, alfo von B, b, C, cec, D und E. Die zweite 
Barentel wird gebildet von ben Eltern des Erblaſſers F, G und beren 
Abtömmlingen H, h, m, J, i, i, und hatte bie Mutter G aus ihrer 
früheren Ehe mit dem U ein Kind X, fo gehört auch biefes nebft 
feinem Abkömmling y zur zweiten Parentel. H ift danach voll⸗ 
bürtiger, X halbbürtiger Bruder des A. Die britte Parentel wird 
gebildet von ben väterlichen Großeltern des A, nämlih K, L und 
deren Abkömmlingn O 0 0 P und von ben mütterlien Groß- 
eltern des A, nämlich M, N und deren Ablömmlingen O, R, r r. 

Jede Parentel kann in mehrere Stämme zerfallen, bie erſte 
MParentel in fo viele, ala ber Erblaſſer Kinder hat, bie zweite 
Parentel in fo viele, als Eltern- oder Vorelternpaare (älteres 
deutſches Recht) oder einzelne Voreltern, Parentelenhäupter 
(mobernes Recht), vorhanden find. Jeder Stamm bildet eine Ein- 
heit, es erbt alfo ber Stamm, nicht das einzelne zu ihm gehörende 
Individuum. Die Parentel des A Hat 4 Stämme, es fann danach 
geſchehen, daß an Stelle des B nur ber b, an Stelle des C die 3ece 
zufammen berufen werben. In der zweiten Parentel ift ſowohl ber 
F al& die G ein Stammhaupt. Soweit biefes Paar gemeinfhaft 
lihe Ablömmlinge hat (H, A, I), hat die Stammglieverung feine 
prattifche Bedeutung, weil der Stamm bes F gleichgeitig der Stamm 
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ber G if. Die G aber hat ihren befonbern Stamm, da aus ihrer 
Ehe mit dem U ein Kind X berborgegangen ift, das natürlich nicht 
au zum Stamme des F gehört. 

Mit „Linie“ bezeichnet man regelmäßig eine Seite der aufs 
fteigenden Verwandiſchaft, daher väterliche, mütterliche Linie. 


8 274. A. Das römifhe und gemeine Recht. 


Das römische Erbfolgerecht hat bier Entwicklungsphaſen durch⸗ 
gemadt: das alte Zivilrecht, das prätorifche Recht, die Kaifergefeh- 
gebung, die Gefeßgebung Juftinians. 

Das alte Binilredit (ber XII Tafeln) fußte auf der Yami- 
tienangehörigteit im damaligen Sinne, zur Yamilie aber gehörten 
nur bie Agnaten, daher murben nur Agnaten berufen. In ber erften 
Klaffe erbten nur bie Sui; waren folde nit vorhanden, fo erbte 
ber dem Grabe nach nächſte Agnat, und nur, wenn auch ein Agnat 
nicht vorhanden war, fo erbte bie gens, aber es gab feine ſukzefſive 
Xerufung (in legitimis hereditatibus successio non est), fo 
daß alfo, wenn der einmal berufene Erbe nicht erwarb, die Erbſchaft 
bonum vacans wurde. 

Die Folgen dieſes einfachen Syſtems waren, daß zwar ber 
Aboptierte, nicht aber ber Emanzipierte erbte, daß ein Erbrecht des 
einen Ehegatten gegenüber dem andern und daß ein wechſelſeitiges 
Erbrecht von Mutter und Kind nur bei der Manusehe beftehen konnte, 
und zwar weil hier bie rau als sua bes Mannes galt. — Die Sui 
erbten nach Grabesnähe, aber nicht nad; Köpfen, fondern nad 
Stämmen, benn es hatten die in ber Gewalt bes Erblaſſers ver⸗ 
bliebenen Ablömmlinge eines verflorbenen suus ein Eintrittärecht, 
das ihnen zufammen basfelbe Erbrecht gab, das ihr berftorbener 
parens gehabt haben würde. 

I. Das prätoriſche Recht zeigt das Beſtreben, ver Blutsber⸗ 
wandiſchaft den Vorzug vor der Agnation, und bem überlebenben 
Ehegatten, der bei der freien Ehe leer ausging, ein Erbrecht zu geben. 
Der Prätor konnte dieſe Ziele nur erreichen, indem er bie bonorum 
possessio gewährte und hierfür folgende Reihenfolge aufftellte: 

1. In ber erften Klafje waren berufen die liberi, d. h. 
neben ben sui biejenigen Kinder des Erblaflers, die auß ber väter⸗ 
lichen Gewalt gefchieden waren, 

2. in der zweiten Klaſſe bie legitimi,d. 5. bie nad) Zivil⸗ 
echt berufenen Perfonen, alfo nochmals die sui,!) 

3. in ber dritten Klaſſe die cognati, b. h. bie Blutsver⸗ 
wandten des Erblaffers bis zum 6. Grabe einſchließlich und aus dem 


) Daß Erbrecht der Gentilen fiel in ber Kaiferzeit weg. 
@ugelmann), D. bürgerlige Reit Deutflands. IV. Mufl 46 
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7. Grabe noch der sobrino natus natave,!) fo daß alfo ber ent= 
ferntefte Agnat der Erblafferin deren Kind ausſchloß, 

4. ber überlebende Ehegatte (b. p. unde vir et uxor). 
Das prätorifche Recht lie ſukzeſſive Berufung eintreten (edietum 
successorium). 

III. Die Kaifergefeggebung ging auf dem Wege meiter, ben 
Kognaten ein gefegliches Erbrecht zu gewähren; das prätorifche 
blieb daneben ftehen, fo daß in ber zweiten prätoriſchen Klaffe als 
legitimi berufen murben alle biejenigen, die nad) altem ober neuem 
Geſetzesrecht ein Erbrecht hatten. Es gewährte nämlich 

1. daß SC. Tertullianum unter Habrian ber Mutter, 
welche das jus liberorum hatte, ?) ein hinter dem Erbrechte gewiſſer 
agnatifhen Verwandten zurüdtehendes Erbrecht gegen ihre Kinder, 

2. bag SC. Orphitianum unter Marf Aurel den Kin= 
dern ein Erbrecht gegen die Mutter, und zwar vor ben Agnaten, 

3, ein Gefet von Valentinian, Xheovofiuß und Arka— 
dius von 389 den Enteln ein Erbrecht gegen die Großmutter von 
väterlicher und gegen die Großeltern von mütterlicher Seite, 

4. ein Gefet von Unaftafius den emanzipierten Ge— 
ſchwiſtern ein Erbrecht neben den agnatifchen, während im übrigen 
in ber Geitenlinie der Vorzug ber Agnaten beftehen blieb. 

IV. Juftinien änderte zunächſt in den Jahren 528, 531 und 
534 das Inteſtaterbrecht in einzelnen Stüden zu Ungunften ber 
nicht mehr den Voltsanfhauungen entſprechenden agnatifhen Erb- 
folge. Darauf ftellte er in der Novelle 118 von 543 und in ber 
Novelle 127 von 547 eine völligneue Erbfolgeordnung auf, 
in welcher jeber Vorzug ber Agnation vor der Kognation befeitigt und 
das Erbfolgereht ausfhlieklih auf die Blutsverwandtſchaft ge— 
gründet murbe. Abgefehen von diefem Grundgebanten, entbehrt 
feine Erbfolge eines beftimmten Syſtems, fie läßt fi ala Grabual- 
Are bezeichnen, enthält aber fehr ftarfe Abweichungen bon einer 
olchen. 

In ber erften Klaffe erben bie Deszendenten bed Erb⸗ 
laſſers nad Stämmen. Danach fließt der nähere ben entfernteren, 
duch ihn verwandten Deszendenten aus, an Stelle eines wegge⸗ 
fallenen Deszendenten aber treten feine Abtömmlinge. Iſt C ges 
ftorben, fo geht die Erbſchaft derart in vier Zeile, Daß B, welcher 
ben b ausfcließt, ver Stamm (stirps) des C (c, c, c), D und E je 


6 ste Hebrino (sobrina) natus = Entelfind eines Großonlkels ober einer 
roßtante. 

Boreght einer Frau peice drei ober, wenn fie eine Freigelaſſene 
var, vier Kinder — (nad der lex Julia et Papia Poppaea gegen bie 
Ehe⸗ und Kinderlofigkeit). 
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einen Zeil erben. Der Stamm des Weggefallenen (des C) erbt 
traft eigenen Rechts, nicht etwa jure repraesentationis, es ift alfo 
nicht erforberlich, daß die Kinder (ec c) des meggefallenen Parens 
(©) diefen felbft beerbt haben. 

In ber zweiten Klaffe erben bie Aszendenten bes Erb- 
laſſers, feine vollbürtigen Geſchwiſter und bie Kinder, nicht aber 
aud die entfernteren Ablömmlinge, feiner verftorbenen vollbürtigen 
Geſchwiſter. Unter den Aszendenten fchließt der dem Grabe nad 
nähere ben entfernteren aus. Sind Aszendenten gleichen Grabes 
vorhanden, fo erben ſie nach Linien (väterliche und mütterliche Linie), 
innerhalb der Linie aber nach Köpfen. Geſchwiſter teilen nad 
Köpfen, ebenfo teilen Geſchwiſter und bie nächſten Aszenbenten 
nah Köpfen. Sobald Geſchwiſterkinder neben Aszendenten ober 
Geſchwiſtern oder beiden erben, wird nad Stämmen geteilt. Für 
ben Fall, daß nur Geſchwiſterkinder erbten, orbnete der Reichsab⸗ 
ſchied von Speyer vom Jahre 1529 entgegen dem Sinne der Nov. 
118.Xeilung nad Köpfen an. ft alfo auch nur F oder G bor= 
handen, fo find KLMN ausgeſchloſſen. Sind F, G und K nicht 
vorhanden, fo erbt bie I, die Hälfte, M und N je ein Viertel, Sind 
F, G, H, J vorhanden, fo erhält jeder 44. 

In der dritten Klaffe erben die Halbgeſchwiſter und beren 
Kinder, und zwar nah Köpfen, wenn nur Geſchwiſter ober Ger 
ſchwiſterkinder, nach Stämmen, wenn Geſchwiſter und Geſchwiſter⸗ 
finder vorhanden find. 

In der vierten Klaffe find bie andern Verwandten bed 
Erblafferd berufen, und zwar entfcheibet die Gradesnähe. 

Das juftinianifche Recht hat im Linfchluß an das Zwölftafel- 
gefeß die Erbrechtägrenge wieder befeitigt. Ferner findet nad ihm 
guccessio ordinum et graduum (ſutzeſſive Berufung) ftatt, fo 
daß, wenn innerhalb einer ganzen Klaffe (ordo) niemand zur Erb» 
folge gelangt, bie nächfte Klaſſe, und wenn innerhalb einer Kaffe der 
nähere Grab nicht zur Erbfolge gelangt, ber folgende Grab berufen 
wird. Doc geht dad Anwachfungsrecht (jus accrescendi), 
d. 5. der Anfall eines durch Ausfclagung oder Tod des Delaten 
frei werdenden Teils an bie mitberufenen Erben, jebenfalls 
ber successio ordinum vor. Sind alſo nur b,c, c,c, h,i,i 
vorhanden und es ftirbt ber b vor ber Untretung, fo bleibt fein Teil 
im erften ordo, d. h. er wächſt den brei e an, ba b, i, i in der zweiten 
Rlaffe ftehen. Sind B,C, D, E am Leben, fo wird jeber zu 44 bes 
tufen; ſchiägt B aus ober fticht er vor der Antretung, fo würde dem 
Anmwachfungsredite nad) © D E je 1% und ber b nicht erhalten; geht 
aber, wie bie herrſchende Lehre mit Recht annimmt, bie successio 
graduum vor, fo tritt b an die Stelle feines Water, an ber 

46* 
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er auch dann geftanden haben würde, wenn fein Water B vor ber 
Delation geftorben wäre. Die Transmiſſion aber geht ſowohl ber 
euccessio als dem Akkreszenzrechte vor, weil fie den Eintritt in bie 
geichehene Delation bedeutet. 

Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten auß dem 
prätorifchen Edikt blieb ftehen, aber es behielt auch feine Stellung 
als letztes, nur beim Yehlen eines noch jo weit entfernten Verwandten 
eintretenbes Recht. 

Ein außerorbentlihes Inteſtaterbrecht hat: 

1. die arme Witme bed Erblaſſers; fie erbt neben mehr 
als drei Deszendenten des Erblaſſers einen Kopfteil; andernfalls 
hat fie ein feitbegrenzte® Erbrecht auf Y4 des Nachlaſſes, daß aber 
an Gelbwert 100 Pfund Gold (= 67200 Mark) nicht überfteigen 
Toll (No. 53 c. 6. No. 117 c. 5). „Arm“ ift bie Witwe nicht nur 
dann, wenn fie fein eigenes Vermögen hat (inops et indotata), 
fonbern auch dann, wenn ihr beim Tode des Mannes vorhandenes 
Vermögen nicht außreicht, ihr ſtandesgemäßen Unterhalt zu ge 
mähren (RG 40, 191). 

2. Ein ſolches haben ferner die liberi naturales zus 
fammen mit ihrer Mutter gegen den Water auf 44 des Nachlaffes, 
falls er keine Ehefrau oder eheliche Kinder Hinterläßt. 

Derunmündige Arrogierte, der ohne Grund aus ber 
Gewalt entlaffen ift, hat Anfprudh auf Y des Nachlaſſes feines 
Uboptivvaters, bie Quarta diviPii, aber dies ift fein wirk⸗ 
liche Erbrecht, ſondern ein geſetzliches Vermächtnis. 

Durch die lex Papia Poppaea erhielt ver Fiskus ein Recht 
auf erblofe Nachläffe; ift dieſes Recht, was beftritten, überhaupt ein 
Erbrecht, nicht ein privilegiertes Ottupationsrecht, ſo muß es als 
außerordentliches Erbrecht bezeichnet werden. 

Als gemeines Recht wurde das juſtinianiſche Recht rezipiert, und 
mit ihm das Eintrittsrecht der Stämme. Das Iehtere iſt in ber 
mittelalterlihen Jurisprudenz aber vielfach als ein den Abfümm- 
lingen be3 verftorbenen Parens frembes, nämlich als ein von biefem 
hergeleitetea Recht aufgefaßt morben (daher jus repraesentationis). 
Die neuere Jurisprudenz hat diefen Irrtum aufgegeben. 


$ 275. B. Das deutiche Recht. 


Das deutſche Recht hat ſich nicht einheitlich enttwidelt, aber ed 
lehren in ben zahlreichen, in Einzelheiten voneinander abweichenden 
Partitularrehten doch gewiſſe Grunbgebanten wieder. Zu biefen 
gehört das Erbfolgefgftem der Parentelenorbnung, bo 
find bie Anfichten, ob man überhaupt von einem beftimmten Ghftem 
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ſprechen kann und ob man die Parentelenorbnung als bie beutfch- 
nationale bezeichnen darf, auch heute noch fehr geteilt.!) 

Ferner kennt das deutſche Recht, jedenfalls in ber erften Pa⸗ 
rentel nicht das Eintrittörecht entfernterer Stämme, vielmehr erben 
zunächſt nur die unmittelbaren Deszendenten. 

Dem ältern deutſchen Rechte war die Beporzugung ber 
Männer und ber dur Männer vermittelten Verwandtſchaft, des 
Mannesftammes, eigentümlih. Sie erhielt fi in dem befonbern 
Erbrechte bed Hohen Adels, im Lehnrecht und vielfach auch im Rechte 
der Familienfibeitommiffe, während im allgemeinen Erbrecht bie 
Gleichberechtigung der Gefchlehter und der Mutter- und Vaterver⸗ 
wanbtfchaft Herrfchend wurde. Aber es bilbete fi} der Satz „pa- 
terna paternis, materna maternis“. „Erbgut geht wieber ben 
Weg, baher es gekommen.“ Nach bem in biefer Weife harafterifierten 
Fallrecht (jus recadentiae, jus revolutionis) fielen jeden— 
falls Grundftüde in Ermangelung von Deszendenten an biejenige 
Elternfeite zurüd, bon ber fie auf den Erblaffer gelommen waren. 
Später wandelte fi} diefer Sa bahin, daß ber Nachlaß in Quoten 
geteilt und daß zu jeder Duote eine Seite der Elternverwanbtfchaft 
berufen wurde, fo daß die Eltern und wohl auch die weitern Aägen- 
denten den Geſchwiſtern vorgingen. 

Faſt überall werben Vollbürtige Halbbürtigen bor= 
gezogen. 

Endlich Hatte das beutfche Net eine Erbrehtögrenge, 
über melde hinaus Verwandte nicht berufen murben. 

Für den überlebenden Ehegatten wurde in ber Weife 
geforgt, daß ihm außer dem, maß er auf Grund bes ehelichen Güter- 
rechts erlangte oder wiebererlangte, befonbere Vorteile zutamen, bie 
entweber in einem wirklichen Erbrecht, und zwar bei kinderloſer 
(Sog. umbeerbter) Che auf den ganzen Nachlaß („längft Leib, längft 
Gut“), fonft auf eine Quote, in der Zumendung befiimmter Sachen, 
in einem Unterhaltungsrecht ober in einem Nießbraud am ganzen 
ober einem Zeile des Rachiaſſes beftanden. Dad Erbrecht des Ches 
gatten war regelmäßig feft begrenzt und unentziehbar (fog. 
portio statutaria, fo genannt, weil dieſes auf Statuten 
beruhenbe Recht neben bem gemeinen Rechte ftanb). 


8 276. C. Das neue Recht. 


Das Erbfolgefyfiem des BGB ift Die Paren- 
telenorbnung, denn bie nacheinander berufenen „Drbnungen“ 
find basfelbe, was man mit dem Worte Parentelen bezeichnet. Sol 


?) Bal. bie Angaben bei Heymann a. a. O. S. 4, 5. 
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alfo enifchieven werben, ob biefe ober jene. Berfon erbberechtigt iſt, 
fo tommt es nicht auf ihre Grabesnähe zum Erblaffer, fondern darauf 
an, welche von beiden Perfonen die näheren Stammeltern mit dem 
Erblaſſer gemein bat. Neben ber Verwandtenerbfolge fieht das 
Erbrecht des überlebenden Ehegatten und das bes Fiskus. 

A. Die Vertvandtenerbfolge. Es ift berufen in folgender 
Reihe: 

1. die erſte Ordnung: Gie wird gebildet von 
den Ablömmlingen des Erblafferz, und zwar haben 
ein Erbrecht gegen bie Mutter auch uneheliche, gegen einen Mann 
nur eheliche Ablömmlinge: das außerorbentlie Erbrecht unehelicher 
Kinder gegen ihren Vater ift befeitigt. In biefer Ordnung ent— 
ſcheidet Grabesnähe nur infofern, als entferntere Deszendenten durch 
ihren Parens auögefchloffen werden, menn biefer Parens felbft erbt; 
fofern er aber nicht erbt, haben feine Abkömmlinge das ihnen als 
eigene Recht zukommende Eintrittöreht. Das Eintritts— 
recht ift alfo vorhanden, a) wenn ber Parens zur Zeit bes Erbfalls 
nicht mehr lebt ($ 1924), b) wenn er bie Erbſchaft ausfhlägt 
(8 1953),!) e) wenn er erbunwürbig ift ($ 2344), d) wenn er buch 
Zeftament von ber Erbfolge ausgeſchloſſen ift ($ 1938), nicht da= 
gegen, wenn er auf fein gejehliches Erhrecht verzichtet hat (88 2346, 
2349) 


Werben hiernach Kinder und Kindeskinder gleichzeitig ober nur 
Kindeslinder berufen, jo wird nah Stämmen, werben nur Kinder 
berufen, fo wird nad Köpfen geteilt ($ 1924). B, O, D, E er= 
halten alfo je Y4, b wirb durch B, c c c werben durd) C ausge⸗ 
ſchloſſen. Erbt B nicht, fo tritt b, erbt © nicht, fo treten ece an 
feine Stelle. 

2. Die zweite Orbnung: Sie wirb gebildet von 
den Eltern des Erblaffjerd und deren Abtömm— 
lingen. Leben beide Eltern noch, fo werben fie allein berufen, 
und zwar erben fie dann zu gleichen Zeilen; damit ift das Schoß- 
fallrecht Tpäterer Entwidlung angenommen (f. oben $ 275); erbt 
auch nur eine ber Eltern nicht, fo tritt fein Stamm (feine Abkömm⸗ 
linge) an feine Stelle; erbt alfo feines ber Eltern, fo erben ihre Ab- 
tömmlinge allein, und zwar — entgegen dem Reichsabſchiede von 
Speyer f. oben 8 274 IV — nad; Stämmen. Sind alfo F und G 
borhanden, fo find fie zufammen, je auf bie Hälfte, berufen; erbt F 
nit, fo erbt ber vom ihm gebildete Stamm H, J an feiner Stelle 
bie auf ihn fommende Hälfte; Iebt J nicht mehr, fo tritt fein Stamm 
(i, i) an feine Stelle. Zum Stamme ber G gehören außer H und J 


) Xroß $ 1924 hf. 2. 
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der X, alfo ein Halbbruber bes Erblaſſers: der X lommt zur Sul⸗ 
zeſſion, wenn bie G nicht erbt, aber natürlich nur mit H und J us 
jammen. Da alfo die volbürtigen Geſchwiſter des Exblaffer3 (H, J) 
fowohl dann, und zwar allein, berufen werben, wenn F nicht erbt, 
als aud dann, und zwar mit X zufammen, wenn bie G nicht erbt, 
da ferner, wenn E und G nicht erben, H, J ſowohl an Stelle des 
F treten und alfo je 14 erwerben, als auch mit X zufammen an bie 
Stelle ber G treten und alfo außerbem je Y4 erlangen, fo ift im 
Gegenfaß zum gemeinen (und preußifchen Rechte), das bie Halb- 
geſchwiſter um eine ganze Klaſſe zurüdtreten läßt, ver Sah des 
ältern beutfchen Rechts wieder zur Geltung gebracht worden, daß 


Vollbürtige mit zwei Händen, Halbbürtige nur mit einer Hank. 


erben. 

Erbt von den Eltern nur ber eine Zeil und find von bem 
andern Teil Abkömmlinge nicht vorhanden, fo fällt auf jenen Zeil 
die ganze Erbſchaft, weil er der einzige Verwandte ver zweiten Pa— 
rentel ift. 

3. Die dritte Ordnung wird gebildet von den 
Großeltern des Erblaffers unb deren Ablömm- 
Tingen. Innerhalb ber Ordnung wird fo geerbt, mie in ber 
zweiten Orbnung. Leben alfo alle Großeltern KLMN, fo erben 
fie zu gleichen Zeilen, lebt der väterliche Großvater K nicht mehr, 
ober erbt er aus anberem Grunde nicht, fo tritt fein Stamm OP an 
feine Stelle; Tebt bie bäterliche Großmutter I, nicht mehr, fo tritt 
ihr Stamm OP an ihre Stelle; gleiches gilt, wenn bon ben mütter- 
lichen Großeltern der M ober bie N nicht mehr lebt. Won Halb» 
gefchwiſtern ber Eltern des Erblaſſers gilt das gleiche, was unter 2 
von Halbgeſchwiſtern des Erblafferd gefagt if. Erbt K nicht und 
find O (mit 00) und P nicht vorhanden, fo fällt die Stammportion 
de3 K an bie L, das Gleiche gilt, wenn die L, wenn ber M, wenn bie 
N nicht erbt und in allen dieſen Fällen ein Stamm bed Weggefallenen 
nicht vorhanden ift. Iſt eine ganze Linie weggefallen, find alfo K 
und L nicht vorhanden, fo treten ihre Stämme an ihre Stelle, und 
ift ein folder Stamm nicht vorhanden, fo geht bie ganze Erbſchaft 
an bie andere Linie, hier an bie mütterliche Linie MN, und zwar 
wieber mit Stammteilung, fo daß MN allein erben, wenn fie beide 
vorhanden find, der Stamm des M ober ber N aber eintritt, wenn 
M ober N nicht erben, und bie Stämme allein erben, wenn weber M 
noch N zur Erbſchaft kommen. Leben alfo beide Großeltern nicht 
mehr, fo erben ihre Stämme allein mit ber oben bezeichneten Be— 
vorzugung Vollbürtiger. 

4. Die vierte Orbnung wird gebildet von ben 
Urgroßeltern bes Erblafferß und ihren Ab— 
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tömmlingen. In biefer Orbnung hört aber das mobernifierte 
Scoßfallreht und die Erbfolge nah Stämmen auf, es ent= 
ſcheidet einfah bie Grabesnähe zum Erblaffer. 
Denn alfo überhaupt eined ber Urgrofeltern lebt, fo erbt dieſes, 
mehrere Urgroßeltern erben nad; Köpfen, gleichviel ob fie berfelben 
ober verfchiebenen Linien angehören. Lebt aber von ben Urgroß- 
eltern feines mehr, fo treten nicht ihre Stämme an ihre Gielle, 
fonbern es erbt von ihren Ablümmlingen ber dem Grabe. nad 
Nächſte ($ 1928), woraus ohne meitered folgt, daß mehrere gleich 
Nahe nach Köpfen teilen, gleichviel, ob fie zu bemfelben oder zu ver» 
ſchiedenen Stämmen gehören. Iſt die T am Leben, fo erbt fie allein, 
iR von ihren Ablümmlingen nur F und Z vorhanden, fo fließt F 
als im 5. Grabe Verwandter ben Z als im 6. Grade Verwandten aus, 
mährend fie bei Stammerbfolge einander gleihftehen würden. 

5. Die fünfte Orbnung wird gebildet von den 
weiteren Boreltern bes Erblafſers und beren 
Abtömmlingen. Don biefer Orbnung gilt dasſelbe mie von 
der vierten. 

Eine Erbrechtsgrenze ift nicht gezogen ($ 1929), das 
Erbrecht der entfernteren Verwandten findet nur in der Schwierig. 
teit ſeines Nachweifes eine tatſächliche Schranke. 

Die successio ordinum et graduum ift 
übernommen. Die Berufung fehreitet daher nur dann in bie 
entferntere Ordnung über, wenn ein Verwandter ber vorhergehenben 
Ordnung nicht vorhanden ift, und innerhalb berfelden Orbnung 
Tchreitet fie von einem Stamme zum anbern ober von einem Grabe 
zum andern nur bann über, wenn in dem borhergehenden Stamme 
ober aus dem vorhergehenden Grade niemand übrig ift (88 1930 und 
1924—1929). Daher werben bie Eltern (F, G) von den Enteln, 
die Großeltern vom Großneffen (m) ausgeſchloſſen. Doppelte Ver⸗ 
manbtfchaft, wie fie durch Ehen unter Verwandten veranlaßt wir, 
begründet mehrfaches Erbredt. 

Iſt H berufen, aber nicht Erbe geworben, fo fällt fein Zeil 
nicht an J, fondern h tritt an feine Stelle. Hat H aber feine Nadjs 
tommenſchaft, jo erbt J allein. 

Das neue Recht kennt bei ber gefehlichen Erbfolge fein An- 
wachſungsrecht, denn dieſes beruht auf dem Gebanten, daß ber Erb» 
teil eine Mitberufenen frei wird. Eine por bem Erbfall aus⸗ 
ſcheidende Perſon wirb überhaupt nicht berufen, und fällt ein Vers 
wandter nad dem Erbfalle fort (es fei denn durch Xob), fo gilt 
der Unfall als nicht erfolgt; weder in biefem noch in jenem Fall alfo 
wird ein Erbteil frei, hier wie dort verminbert fi) nur bie Zah! der 
ben Nachlaß teilenden Perfonen, woraus ohne weiteres bie Erhöhung 
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der Erbteile folgt ($$ 1935, 1953). Diefer Yortfall und die da— 
duch veranlaßte Vergrößerung der Erbteile der andern Berufenen 
Ionn zur Folge haben, daß ein Erbe einen größeren Zeil erhält, 
als ber Erblafler fi zu ber Zeit, als er Wermächtnig-, Auflage und 
Ausgleihungsberpflichtungen begründete, vorgeftellt hat, daß infolge 
davon ein Erbe, der geringer belaftet werben follte, tatjächlich über- 
laftet wird. Wenn bem B, weil er dem Erblafjer beſonders große 
Koften verurfacht hatte, allein, dem noch minderjährigen E aber, 
deffen Ausbilbung bisher nichts gefoftet Hatte, feine Vermächtniſſe 
auferlegt werben und B vor bem Erbfalle ftirbt, jo würde E ver- 
pflichtet fein, Die dem B auferlegien Vermächtniſſe zu entrichten, 
denn durch den Wegfall des B erwirbt er bie ganze Erbſchaft. Trotz 
dieſes Erwerbes foll doch der Erbteil des B Hinfichtlich jener Ver— 
pflicgtungen ala befonderer Erbteil gelten (8 1935), d. 5. bie auf 
ihm ruhenden Laften jener Art werben nur aus ihm, nicht auch 
aus dem Teile, den E in jebem Fall erlangt haben würde, berichtigt. 

B. In ber Gewährung eines Erbrechts an den über- 
Ichenden Ehegatten ift das BGB (88 1931—1934) dem allgemeinen 
beutfchen Rechtsbewußtſein, wie es in den neueren Gefeßgebungen 
(niit dem code civil) zur Geltung gefommen mar, gefolgt. Dieſes 
Erbrecht fteht nicht, wie bie bonorum possessio hinter, fonbern 
neben bem ber Verwandten, ja es geht den Abkömmlingen ber 
Großeltern und allen weiteren Verwandten por. Auch ba, wo ber 
Ehegatte mit andern Verwandten zufammentrifft, wirb er auf eine 
beftimmte Quote berufen: d. 5. neben Verwandten ber erften Orb» 
nung auf %4, neben Verwandten ber zweiten Orbnung oder neben 
Großeltern auf 45 des Nadlafles; und wenn Großeltern mit Abs 
tömmlingen von folden zufammen berufen werben, fo erhält ber 
Ehegatte außerdem ben Anteil, ber jenen Abkömmlingen zufallen 
mürbe, ft demnad) der Ehegatte d und nur B, C vorhanden, fo 
erhält d 44, B und C jeber 36; find neben d nur F und G vorhanden, 
fo erhält d 4, F und G jeber 14; ift neben d, K und L noch QR 
vorhanden, fo erhält d % (nämlid +4 von QR), KL zu 
fammen 4; find nur @R, alfo Oheime, vorhanden, fo erhält d das 
Ganze. Die Quote des Ehegatten ift eine feftbe= 
ftimmte, fie ann eine Verminderung überhaupt nicht und eine 
Vergrößerung nur dadurch erfahren, daß beim Wegfalle von Mits 
erben der einen Ordnung eine anbere Ordnung berufen mirb, ber 
gegenüber ber Ehegatte günftiger fteht; bies ift dann aber nicht eine 
Vergrößerung ber bißherigen, fonbern eine andere Quote. Schlagen 
alfo in obigem Beifpiel BC aus, fo wird Die zweite Ordnung be= 
rufen, damit aber tritt für d an Stelle von 44 die Hälfte (vgl. auch 
8 1984). 
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Außerbem gemährt das neue Recht ($ 1932) dem Ehegatten im 
Falle feines Zufammentreffens mit Verwandten zweiter Orbnung 
ober mit Großeltern bes Erblaſſers die zum ehelichen Haushalte 
gehörenden Gegenftände und bie Hochzeitägefchente als (gefegliches) 
Voraus vermächtnis (Prälegat).‘) Damit hat ein Gebante bes 
älteren beutfchen Rechts, das in den Nachlaß mehrere Spezialerb- 
folgen eröffnete und Gerade und Heergeräte verteilte, einen ben 
heutigen Anfhauungen entfprehenden Ausbrud gefunden. 

Das Erbrecht und das Voraus des Ehegatten hängen von bem 
Sortbeftande der Ehe bis zum Tode des Erblafferd ab, und fie find 
auch dann außgefchloffen, wenn durch Verſchulden eines Gatten ein 
Scheidungsgrund gegeben und deswegen bie Klage auf Scheidung 
ober Aufhebung ber ehelichen Gemeinfchaft erhoben if. Zwar 
findet feine Fortfegung des Prozeffes ftatt, aber in dem etwa um das 
Erbrecht des Gatten entftehenben neuen Prozeffe ift die Tatſache ber 
Klageerhebung und bie Zatfache, daß ber Gatte auch zu klagen be— 
rechtigt war, Voraußfegung für bie Feſtſtellung, daß ber über— 
lebende fein Erbrecht hat ($ 1933). 

©. Iſt weder ein Verwandter noch ein Ehegatte des Erblafferd 
vorhanden, fo tritt der Fiskus?) nicht als pribilegierter Offupant, 
fondern ala wirklicher Erbe ein. Doc ift bie Rechtsſtellung 
bes Fiskus in mehreren Beziehungen vor ber anberer Erben bevor⸗ 
zuge. Da3 BGBkenntdemnacheinenerbloſen Nach— 
laß nidt. 


Pritter Abſchnitt: Pie Erbfolge 
auf Grund einer Yerfügung von Todes wegen. 
A. Das Eefiament, 
I Die Teftamentsform. 


8 277. Geſchichte. 


Das römifche Recht unterſchied von jeher ein öffentliches und 
ein Privatteftament. Das öffentliche Zeftament wurde in älterer 


)SHiffner: Pflihtteil, Erbenaußgleihung und bie fonftigen ges 
ſetzlichen Pa: je. 1897. ©. 128, 

3) De Bunbesftaats, bem der Erblaffer 3. 3. de Todes angehörte, 
‚ober der mehreren Yunbedftaaten, wenn ber Erblaffer mehreren Staaten ans 
iehörte, oder be& Reiches, wenn ber Erblafier Deutſcher war, ohne einem 
h anbeäftant anzugehören (Scußgebiete Gel. v. 17. April 1886, 19. März 
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Zeit vor den Komitien (calatis comitiis) ober vor dem 
audgerüfteten Heere (t. im procinctu) errichtet. Das Privat 
teftament der älteren Zeit gefchah in Yorm ber Manzipation: ber 
Zeftator verfaufte zum Scheine fein gefamtes Vermögen an einen 
familiae emtor, welcher fi; verpflichtete, die Anorbnungen bes 
Teſtators zu befolgen, e8 waren baher außer bem emtor 5 Zeugen 
und ein libripens erforberlih. Der emtor mar nur heredis loco, 
es verbarg fi alfo Hinter ber Vertragsform eine einfeitige, 
wiberrufliche Verfügung. Die Anorbnungen bes Teftatord ge- 
ſchahen mündlich (nuncupatio daher t. nuncupativum) an 
den emtor und bor den anderen Solennitätsperfonen. Der Teſtator 
tonnte aber dem emtor eine Ur kunde übergeben, in welcher ber 
Erbe benannt wurbe. Das prätorifche Recht konnte eine neue Tefta- 
mentsform nicht einführen, wohl aber ein (nicht dem Zivilrecht, da— 
gegen) den veränderten Rechtsanfhauungen entſprechendes Teftament 
als Grundlage für eine bonorum possessio secundum tabulas 
gelten laſſen. In der Tat fam es ihm nicht auf die Förmlichkeiten 
der mancipatio und ber nuncupatio, fondern nur barauf an, daß 
die Zeftamentsurkunde von jenen 7 Perfonen bverfiegelt war, benn 
damit mar ber Beweis ber Echtheit gefichert. Kaiſergeſetze haben 
manche Änderungen herbeigeführt, fchon durch Theodoſius II. aber 
(439) und dann durch Yuftinian murben bie zivile und die prätorifche 
Form in ber Weife verfchmolgen, daß bie Erklärung bes Teſtators, 
mochte fie mündlich oder fcriftlih fein, vor 7 Zeugen abgegeben 
werden mußte. 

Das alte öffentliche Teftament entfprach den veränderten Vers 
hältniffen nicht mehr, es wurde nach Kaifergefegen erfeßt durch das 
t. prineipi oblatum, d. 5. ein dem Kaifer überreichtes, durch das 
t. judiei oblatum, b. h. ein bem Nichter überreichtes, und durch das 
t. apud acta conditum, d. h. ein vor dem Richter zu Protofoll 
ertlärtes Teftament. 

Neben dem orbentlihen Privatteftamente gab es Fälle, in denen 
die Förmlickeiten erleichtert, und folche, in denen fie erſchwert waren. 

Das deutſche Recht Hat eine Befondere Teſtamenisform nicht 
ausgebildet, obwohl auch ihm ſchon vor ber Rezeption einfeitige letzi⸗ 
millige Verfügung befannt waren. Es mag bie ber Grund fein, 
weshalb das gefamte römifche Zeftamentsrecht, insbeſondere bie 
römiſch⸗ juſtinianiſche Teftamentsform, gemeined Recht murbe. Auch 
das Tanonifche Zeftament coram parocho et duobus testibus hat 
nicht gemeintechtlihe Geltung erlangt. Zahlreiche Partitularrechte 
haben jedoch neben dem römifchen einfachere Teftamentäformen ein⸗ 
geführt, insbeſondere das notarielle und das fog. holographe, d. 5. 
dom Teftator ſelbſt ge- und unterfchriebene Teftament. 
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$ 278. Tas gemeine Recht. 


Als gemeinrechtliche Teftamentäformen galten: 

1. dad Privatteftament vor fieben Zeugen. 

Das Teftament konnte ein mündliche ober fchriftliches fein. 
Es war einmünbliches (t. nuncupativum), wenn ber Zeftator 
die Zeugen mit bem Inhalte feines letzten Willens befannt machte, 
fei es, daß er den gefamten Inhalt mündlich mitteilte ober ben 
Inhalt eines vorgelefenen Schriftftüds mündlich als feinen letzten 
Willen bezeichnete. Es kam darauf an, daß das Teftament dem Ge- 
dächtnis ber Zeugen anvertraut wurbe, dad Teſtament blieb baher 
ein mündliches wenn die Zeugen zur Unterftügung ihres Gedächt⸗ 
niffes einen Aufſatz nieberfchrieben. Das Teftament war ein 
ſchriftlhiches, wenn ber Teftator erklärte, daß fein letzter Wille 
in einer ben Zeugen vorgelegten Urkunde enthalten fei. Träger dieſes 
Willens war dann nit daß Gedächtnis ber Zeugen, fondern jene 
Urkunde, dieſe mußte beshalb nicht nur vom Zeftator in Gegenwart 
der Zeugen unterfchrieben, fondern auch bon ben Zeugen unters 
ſchrieben und berfiegelt werben. 

2. Das öffentlihe Teftament und zwar ſowohl in ber 
Geſtalt: J 

a) daß ber Teſtator vor Gericht eine mündliche Erklärung ab» 
gab und das Gericht hierüber eine Urkunde aufnahm (testam. in 
jure oder apud acta conditum), 

b) ober daß ber Xeftator ein fein Teſtament enthaltenbes 
Scriftftüd dem Gerichte mit ber Erklärung übergab, daß das 
Schriftſtück feinen letzten Willen enthalte, und daß das Gericht 
diefe Erklärung zu Protokoll nahm (t. judici oblatum). 

Daneben beftanven die außerorbentlichen Teſtamentsformen des 
juſtinianiſchen Rechts. 


$ 279. Die Teftamentsform nach neuem Recht. 


Auch das BGB Tennt eine ordentliche und eine auferorbentliche 
Zeftamentsform. 

a) Daß ordentliche Teftament ($$ 2231 ff.) kann nad) der Wahl 
bes Teſtators errichtet werben: 

1. dor einem Richter ober vor einem Notar 
öffentlihes Teftament). Der Richter muß einen Ges 
richtsſchreiber ober zwei Zeugen, ber Notar einen zweiten Notar ober 
zwei Zeugen zuziehen, und es muß über bie Errichtung bed Teſta⸗ 
ment ein Protofoll in deutſchet Sprache aufgenommen werben. Die 
Errichtung des Teſtaments geſchieht entweder 

a) in ber Weiſe, daß ber Erblaſſer dem Richter ober Notar 
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feinen legten Willen mündlich ertlärt unb bie Urfunbs- 
perfon biefe Erklärung in das Protofoll aufnimmt (t. apud acta 
conditum des gemeinen Rechts), ober 

ß) in der Weife, daß der Exblafier eine Schrift mit ber 
mündlichen Erflärung übergibt, daß bie Schrift feinen letzten 
Willen enthalte (t. judici oblatum bes gemeinen Rechts), und daß 
nur biefe letztere münbliche Erklärung zu Protokoll genommen mwirb. 

In jebem alle liegt die Errichtung des Teftamentd in ber 
mündlich abgegebenen Erklärung des Teſtators, das hier befchriebene 
Zeftament ift daher als münbliches im Ginne bes mobernen 
Rechts zu bezeichnen,t) und es fommt deshalb auch nicht barauf an, 
ob jene Schrift vom Teſtator felbft oder von einem anbern ge= 
Trieben unb ob fie vom Zeftator unterfchrieben ift. Denn ber 
Teſtator befennt fich mündlich zu jener Schrift, fie bilbet alfo ben 
Inhalt feiner Erklärung, und dadurch, daß er das Prototoll 
unterfchreibt, wird auch bie übergebene Schrift mit feiner Unter⸗ 
ſchrifi gebedt. Das Protofol muß, aud wenn e8 vom Teftator 
durchgeleſen ober vom Richter laut biktiert ift (vor dem Zeftator und 
den andern beteiligten Perfonen: dem Gerichtsfchreiber, zweiten 
Notar, Zeugen) vorgelefen, vom Zeftator genehmigt und von ihm 
unterfchrieben werben (vgl. bazu RG 50, 215). 

Das römifche Recht verlangte für das Privatteftament, daß bie 
Zeugen idonei, rogati und voluntarii feien, und gab über bie 
Zeugnisfähigteit eine Reihe Vorfchriften. Das neue Recht behandelt 
in entfprechender Weife die Urtundsperfonen (Richter 
Notar, Gerichtöfchreiber, zweiten Notar, Zeugen) und ſchließi 
al unfähig aus nur ben Ehegatten des Erblafferd, auch wenn 
die Ehe nicht mehr befteht, und diejenigen Perfonen, weiche mit bem 
Erblaffer, dem Richter oder dem beurkunbenden Notar in gerader 
Linie ober im zmeiten Grabe ber Geitenlinie vermanbt ober ver⸗ 
ſchwägert find ($$ 2234, 2236). Die Yolge ber Zuziehung einer 
unfähigen Perſon ift Nichtigkeit bes Teſtaments. 

Ferner fol zwar vermieden werben, Minberjährige, mit 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte Beftrafte, Perfonen, bie nad) 
den Strafgefegen unfähig find, ald Zeugen eibli vernommen zu 
werben, und bie Perfonen, melde als Geſinde ober Gehilfen 
im Dienfte des Richter ober bed beurfunbenden Notars ftehen, als 
Zeugen zuzuziehen, aber bie troßbem geſchehene Zugiehung einer 
Po PVerfonen beeinträchtigt nicht bie Gültigfeit des Teſtamenis 
(88 2237). 

Um Fälfegungen vorzubeugen, beftimmte das Set. Libonianum 


’) Dernburg Erbrecht ©. 85 nennt nur die Form « mündliches X. 
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(15 n. Chr.) die Nichtigkeit allerzugunſten des Teſtament s— 
Threibers getroffenen Verfügungen Das BGB 
enthält biefelbe Beftimmung betreff3 der Zumenbungen an eine ber 
Urkundsperſonen felbft oder an eine Perſon, welche mit einer ber Ur- 
iunböperfonen in bem oben bezeichneten Verhältniffe fteht ($ 2235). 

Das römifge Recht verlangte für bie Zeftamentzerrichtung 
unitas actus in bezug auf Ort und Zeit; mußte ein Abbruch des 
Altes erfolgen, fo mar das, was bereit# geſchehen war, ala unboll= 
enbeter Aft nichtig, und e8 mußte deshalb bon Anfang begonnen 
werben. Eine Beftimmung desſelben Anhalts Hat zivar das BGB 
nicht, da aber das Zeftament erft mit dem Abfchluß bes Prototollz 
vollendet ift, fo ift alles, was vor dieſem Abſchluß gefchieht, rechtlich 
ohne Bebeutung; e3 müflen ferner bie bei der Errichtung mitwirken 
den Perfonen während ber ganzen Verhandlung zugegen fein 
(8 2239), und das Zeftament ift nichtig, wenn hiergegen verftoßen ift. 

2. Das Teftament kann ferner_errichtet werben durch eine 
vom Erblaffer unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig 
gefhriebene unb unterfhriebene Erflärung 
(Privatteftament, ſog. holographes Zeftament). Fehlt eines biefer 
Erfordernifſe, fo ift das Teftament nichtig. Die Teftamentserrichtung 
befteht Hier in ber Abfaſſung und Unterzeichnung ber ſchriftlichen Et- 
Härung. Das Privatieftament ift alfo zugleich ein ſchrift— 
lie Teſtament. 

Minderjährige oder ſolche Perfonen, welche Gejchriebenes nicht 
Iefen tönnen, haben traft pofitiver Vorſchrift feine Wahl, fie können 
nur öffentlich (F 2247), und nur durch münbliche Erklärung zu 
Protokoll teftieren (oben 10 $ 2238 Abſ. 2). 


b) Die auferordentlidje Teitamentsform. 


A. Teftamente mit erleihterten Förmlich— 
teitenfinb: 

1. Das Coldatenteftament (t. militare). Dieſes Zeftament 
war im römifchen Rechte von jeber Form befreit, das Privileg galt 
aber feit Yuftinian nur für bie während des Feldzugs, nad ber 
Neichönotariat3orbnung von 1512 nur für bie mährend ber Schlacht 
gemachten Zeftamente, für jedes andere Solbatenteftament verlangte 
das genannte Geſetz Zuziehung von 2 Zeugen. 

Die früheren Beftimmungen find aufgehoben durch den vom 
BGB aufrecht erhaltenen 5 44 des Neihsmilitärgefehes 
vom 2. Mai 1874. Nach diefem können militärifch teftieren alle dem 
aktiven deutſchen Heere angehörigen, ſowie bie nah dem Militär- 
StGB den Militärgefegen unterworfenen Perfonen, und zwar in 
Kriegszeiten ober während eines Belagerungszuftandes. Die Form 
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ift eine ſchriftliche oder eine mündliche, nämlich entweder 
a) ein eigenhändig ge⸗ und unterfchriebener ober ein nur eigenhändig 
unterfhriebener, aber von 2 Zeugen ober einem Aubiteur oder Offis 
zier mitunterfchriebener Auffat (ſchriftliches T.), oder b) eine 
münblide Erflärung vor einem Aubiteur oder Offizier 
unter Zuziehung zweier Zeugen oder noch eined Auditeurs ober Offi⸗ 
ziers (münbliches T.); über die mündliche Erklärung ift eine bon ben 
Urkundsperfonen mit zu unterfchreibende Verhandlung aufzu— 
nehmen!) Die Befugnis, ſich diefer Form zu bedienen, beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in welchem die unter jene Gattung fallenden Perſonen 
ihre Stanbquartiere oder Wohnorte im Dienfte verlafien haben oder 
in ihnen angegriffen ober belagert werden. Wie nach römifchen, fo 
verliert nad deutſchem Rechte das Golbatenteftament ohne 
meiteres feine Gültigteit mit UblaufeinesYahred, 
feitbem der Zeftator in die Lage gefommen ift, orbnungsmäßig zu 
teftieren, d. i. mach beutfchem Rechte feit der Demobilifierung bes 
Truppenteils oder ber Entlaffjung bes Teſtators aus einem mobilen 
Zruppenteile. ?) 

2. Das t. ruri conditum d. h. das auf dem Lande errichtete 
Zeftament beburfte der Zuziehung von nur 5 Zeugen, und murbe es 
ſchriftlich errichtet, fo Tonnten die Schreibenskundigen für bie Schrei- 
bensuntunbigen mit unterfohreiben. 

Nach 5 2249 BGB darf ein Teftament vor dem Vorfteher ber 
Gemeinde (oder deö einer Gemeinde gleichgeftellten Verbandes) er⸗ 
richtet werden, in ber ſich ber Teftator aufhält. Außer dem Bor- 
fteher, welcher die Stelle des Richter oder Notars verficht, müffen 
zwei zugezogene Zeugen anweſend fein. Diefe Form bed Teſtaments 
ift zuläffig, wenn bie Beforgmis vorhanden ifl, daß der Erb— 
laffer eher fteerben werbe als bie Errihtung bes 
Teftaments voreinem Richter oder einem Notar 
möglid iſt; es wird nicht dadurch ungültig, daß fich biefe Be— 
ſorgnis hinterher als unbegründet erweift, das Vorhandenfein der 
Beforgnis muß aber im Protofolle feftgeftellt werben, ift alſo Form⸗ 
erforberniß. 

3. Das t.tempore pestisconditum, d. h. das zur Zeit 
einer Epibemie errichtete Teftament war nad römiſchem Rechte da⸗ 
durch erleichtert, Daß bie Zeugen fich nicht in unmittelbarer Nähe bes 
Teſtators aufzuhalten brauchten. 

Das BGB ($ 2250) gewährt denjenigen Perfonen, welche fich 


.. ) Militärärzte, Militärgeiftliche oder höhere Lazaretibeamte fönnen 
bei Zeftamenten ber in ärztlicher Behandlung inbliden Militärperfonen 
bie Stelle des Aubiteurß ober ‚Difigieh heriteten. 

”) ©. hierzu jebt die außbehnende Beftimmung in Art. 44 EG 3. BGB. 
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an einem infolge Ausbruchs einer Krankheit oder infolge fonftiger 
außerorbentlicer Umftände (3. ®. einer überſchwemmung, eines Auf- 
ruhrs) dergeftalt abgefperrten Orte befinden, daß bie Errich— 
tung bes 3. bor einem Richter ober Notar unmöglich ober weſentlich 
erſchwert ift, das Recht, in ben Formen bed Tänblihen Tefta= 
ment3 ober burh mündlihe Erflärung vor brei 
Zeugen (Protokoll!) zu teitieren. 

4. Dad t.parentuminter liberos erforberte nur 
eigenhänbige Nieverfchrift der Namen und ber Erbteile der ein- 
gefeten Deszenbenten, und zwar mit Buchſtaben, fowie Beifügung 
des Datums; bei mündlicher Errichtung de T. genügten 2 Zeugen. 
Zu einer bloßen divisio inter liberos, b. h. einer bloßen 
Zeilungsanorbnung ohne Änderung ber gefeglihen Erbteile, genügte 
ein bon bem Aszendenten ober den Deszenbenten unterfchriebenes 
Scriftftüd. Das BGB kennt für Teftamente, in denen Aszendenten 
nur ihre Deszenbenten einfegen, eine erleichterte Form nicht, weil 
hierzu fein Bedürfnis vorhanden ift. . 

5. Das neue Recht ($ 2251) geftattet dem, ber fi auf einer 
Scereife an Vord eines deutfchen, nicht zur Kaiferlichen Marine ger 
börenden Fahrzeugs außerhalb eines inlänvifchen Hafens befindet, 
dur mündliche Erklärung vor 3 Zeugen zu teftieren. 

Das BGB begünftigt bie non ihm borgefchriebene öffentliche 
Zeftamentöform in ber Weife, daß es bem pribilegierten Teſtamenie 
(zu 2, 3 und 5) die Gültigkeit mit dem Augenblide benimmt, in 
welchem feit ber Errichtung des Teſtaments bei Lebzeiten bes Erb» 
laſſers 3 Monate abgelaufen find ($ 2262), und daß e8 biefe drei 
Monate um benjenigen Zeitraum verlängert, in welchem ber Teftator 
an ber Errichtung eines öffentlichen Teſtaments verhindert war. 

B. Zeftamentemiterfhmwerten Förmlichkeiten 
find: 

1. Nach römiſchem Rechte das Teftament bes Blinden. Es 
mußte feinem ganzen Inhalte nach vor den Zeugen erklärt, und es 
mußte ein Notar oder ein achter Zeuge (octavus subscriptor) zus 
gezogen werben. Das BGB erfhmert dem Blinden bie Er— 
richtung eine TS. nurinfofern, als es allen Perfonen, welche 
Geſchriebenes nicht leſen können, bie Befugnis zum (fchriftlichen) 
Privatteſtament entzieht (8 2247). 

2. Nah neuem Recht ift die Form bes öffentlichen Teſta⸗ 
mentd in folgenden Fällen erſchwert: . 

a) Stumme ober fonft am Sprechen verhinderte Perfonen 
önnen das Teftament nur burh Übergabeeiner Schrift 
errichten und bie auch in dieſem Fall erforberliche fonft münbliche 
Ertlärung, daß bie Schrift den letzten Willen bed Teſtators 
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enthalte, bei ber Verhandlung eigenhänbigindas Proto— 
toll ober auf ein befonderes Blatt ſchreiben, das Beftanbteil 
des Protofoll3 wird. Dieſes aber muß die Bemerkung enthalten, 
baß ber Zeftator jene Erklärung felbft gefchrieben und daß der Richter 
ober Notar bie Überzeugung hat, baß ber Erblaffer am Sprechen ver= 
Binbert ift ($ 2243). 

b) Iſt ber Xeftator nach feiner Erklärung!) der deutichen 
Sprache niht mächtig, fo ift zu unterfcheiben: 

aa) Sind die fämtlihen mitwirtenden Perfonen 
ihrer Verſicherung nad ber fremben Sprache mädtig, fo 
ift das Protofoll in der fremben Sprache aufzunehmen; in biefem 
muß bie Erklärung des Erblaſſers, daß er des Deutfchen nicht mäch⸗ 
tig, und bie Verſicherung ber mitwirfenden Perfonen, daß fie der 
fremben Sprache mächtig feien, enthalten fein. Die Beachtung biefer 
Formborfchriften gehört demnach zur Gültigkeit bed Teſtaments. 
Nur der Orbnung halber ift norgefchrieben, daß eine beutfche Über- 
fegung als Anlage beigefügt werben foll ($ 2245). 

bb) Iſt auch nur eine ber_mitwirtenden Perfonen ver frem= 
ben Sprache nicht mächtig, fo mu (neben dem Gerichts⸗ 
ſchreiber) ein vereideter Dolmetſcher zugezogen, das deut ſche Pro⸗ 
tololl muß in die fremde Sprache überfeht, die berfegung muß vom 
Dolmetfcher angefertigt ober beglaubigt, dem Zeftator vorgelefen und 
dem Protokoll als Anlage beigefügt werben. Über alle dieſe (mefent- 
lichen) Vorgänge muß das Prototoll, das den Namen bed Dolmetſchers 
enthalten und von ihm unterfchrieben werben muß, Rechenſchaft geben 
62). 


8 280. Verwahrung des Teitaments. 


Daß t. judici oblatum und das apud acta conditum ver= 
blieb in der Regel in gerichtlicher Verwahrung, doch hing bie Fort⸗ 
dauer ber Gültigkeit des 2. nicht von biefer Verwahrung ab. Das 
BGB unterfcheibet: 

1. Daß öffentliche Teſtament folI gerichtlich verwahrt 
werben, doch wird das einmal gültig errichtete X. nicht dadurch uns 
gültig, daß es nicht in amtliche Verwahrung kommt ober in ihr ver⸗ 
Bleibt (vgl. jedoch $ 2256). Zu biefem Zivede wird das Protofol 
nebft ber etwa vom Xeftator überreichten Schrift in Gegenwart ber 
mitwirtenden Perfonen und bed Erblaſſers mit dem Amtzfiegel 
verfeloffen unb mit einer das Zeftament näher bezeichnenden Auf⸗ 


*) Db er ber deut Sprache tatſãchlich ni ächtig iſt, iſt ſowohl 
dem BGB A auch ee, eo) PR mãchtia if, in ſowoh 
Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutſchlands. IV. Hufl. 47 
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8 2246) 


2. Das Privatteftament wird nur auf Berlangen 
des Erblaffers in amtliche Verwahrung genommen; geſchieht 
dies, fo wird ebenfo wie im Falle zu 1 dem Erblaffer ein Hinter 
legungsſchein erteilt ($ 2248). 

Da hiernach Privatteftamente im Beſitze bed Erblaſſers ver⸗ 
bleiben fünnen, befteht bie Gefahr, daß derartige Teftamente gegen 
ten Willen bed Teſtators oder der Erben vernichtet ober entwendet 
werben oder aus andern Grünben verborgen bleiben. Diefe Gefahr 
wird nicht dadurch befeitigt, daß berjenige, ber ein T. im Befig bat, 
nad} altem unb neuem Rechte verpflichtet iſt, das T. fobalb er vom 
Tode des Erblaffers Kenntnis erlangt, unverzüglich an das Nachlaß⸗ 
gericht abzuliefern (ß 2259), und daß das Rachlaßgericht ihn durch 
Ordnungsſtrafen zur Ablieferung anhalten, daß es au von bem= 
jenigen, von dem angenommen wird, baß er ein T. im Befi habe, bie 
Ableiftung des Dffenbarungseides verlangen kann ($ 83 JG). 

Ferner haben alle diejenigen Perfonen, denen im Zeflament 
etwas zugedacht ift, ven Anſpruch auf Worlegung und Ablieferung 
de T. an dad Nachlaßgericht ($ 810 BGB). 


$ 281. Eröffnung des Teftaments. 

Das römische Recht fah bie gerichtliche Eröffnung bes Zefta- 
ments als Regel an und bebrohte daher mit ſchweren Strafen den⸗ 
jenigen, ber ein in feinem Beſihe befinbliches T. nicht an das Gericht 
ablieferte. Das gemeine Recht Tannte diefe Strafen nicht, gleichwohl 
blieb bie gerichtliche Teftamentseröffnung bie Regel. 

Das BGB bezeichnet ald Eröffnung bes Teftaments 
nur bie vom Gerihte vorgenommene Verkündung 
des Teftamentsinhalts. Da aber nur das in gerichtlicher 
Verwahrung befinbliche T. vom Gericht eröffnet werben fann und daß 
BGB die Teftamentseröffnung begünftigt, verpflichtet e8 jeden Be— 
figer de3 T., au Notare und Behörden, das in ihrem Befige bes 
findliche Zeftament an das Nachlaßgericht abzuliefern, fobald ber 
Tod bes Erblaſſers belannt wird & 2259, ſ. vor. $), und es er⸗ 
Härt ferner ein gegen bie alsbaldige Eröffnung feines T. gerichtete 
Verbot des Teſtators, für nichtig ($ 2263). Das Geriht — d. i. 
immer dasjenige Gericht, welches das Teftament in Verwahrung hat, 
fei e8 dad Nachlaßgericht) oder ein anderes — hat auch nicht einen 
Antrag abzuwarten, fondern von Amts wegen Termin zur Eröff⸗ 





Es reiigpeeist if immer daß Amtsgericht. Ortliche Zuſtändigleit 
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nung des Teſtaments anzuberaumen, ſobald ihm der Tod des Erb⸗ 
laſſers befannt geiorden. Zu biefem Termine [ollen, fomeit tun= 
lich, die gefeglichen Erben geladen werben; vor ihnen erfolgt bie Öff- 
nung bed etwa verfchloffenen Teftaments und die Verfünbung feines 
Inhalts; beide Handlungen zujammen maden bie Eröffnung bed 
T. aus ($ 2260). Diejenigen Beteiligten, welche bei der Eröffnung 
nicht zugegen waren, werben durch das Nachlaßgericht von dem fie 
betreffenben Inhalte des Teftament3 bon Amts wegen in Kenntnis 
gefeßt, und ein jeder, ber ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, 
tann auf feinen Antrag von dem eröffneten Teſtament Einfiht 
nehmen, ſowie Abfchrift des ganzen Teftaments ober eines Teils ba- 
bon erhalten (88 2262, 2264). 

Iſt das Teftament nicht in amtlicher Verwahrung, fo kann e& 
zwar ber Befier den Beteiligten verkünden, aber auch wenn daß ge» 
ſchehen ift, wirb e3 nad) der Ablieferung durch das Gericht eröffnet. 


$ 282. II Die Teftamentsfähigteit. 


Das Recht, zu teftieren, ftand in Rom nur den römiſchen 
Bürgern und aud nur ben Gemwaltfreien zu. Hauskinder 
tonnten nur über bona castrensia unb quasi castreneiä ber= 
fügen, weil fie betreffs folder ald patres familias galten; über bie 
bona adventicia fonnten fie nicht teftieren. Diefe letztere Be— 
ſchränkung tft in das gemeine, nicht in das neue Recht übergegangen. 
Vielmehr können Verfonen, die unter elterlicher Gemalt ftehen, über 
ihr Vermögen, mag es freie ober unfreies fein, letztwillig verfügen. 

Die Fähigkeit zur Teſtamentserrichtung fehlt 

1. nad) altem Rechte ven Unmünbigen, nad) neuem Recht 
allen Perfonen, welche das 16. Lebensjahr nicht vollendet haben 
(8 2229). Doc können Minderjährige nach neuem Rechte nur öffent» 
li und nur durch mündliche Erflärung, nicht durch Übergabe einer 
Schrift und nicht fchriftlich teftieren ($$ 2238, 2247). Der Grund 
diefer fürforglichen Veftimmung liegt nahe. Der Zuftimmung bes 
gefeglichen Vertreters zur Zeftarhentserrichtung bebarf es meber nach 
altem noch nad) neuem Recht; 

2. nad altem Rechte Geiftestranten unb entmünbigten 
Verſchwendern. Doc. waren erftere in lichten Augenbliden 
teftierfähig. Das BGB entzieht die Teftierfähigkeit vor allem ben 
Gefhäftsunfähigen, alfo ben wegen Geifteskrantheit Ent = 
mäündigten unb benen, die fih in einem bie freie Willens» 
beftimmung ausſchließenden Zuftande krankhafter Störung ber 
Geiftestätigfeit befinden ($ 104), ferner allen wegen Geiſtesſchwäche, 
Verſchwendung ober Trunffugt Entmündigten, unb zwar 
ſchon von dem Zeitpuntte ber Stellung be Entmündigungsantrags 

4* 
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an, voraußgefegt, daß bie Entmünbigung auf Grund biefed Antrags 
erfolgt (8 2229). Der Entmünbigte ift alfo künftig ſchlechthin un- 
fähig, auch wenn er vorübergehend klaren Geiftes ift oder ſich ges 
beifert Hat.!) 

Die Teftamentzfähigteit muß zur Zeit ber Errichtung bed T. 
vorhanden fein; wer in biefem Zeitpuntt unfähig ift, fpäter aber bie 
Fähigfeit erlangt hat, deſſen Teſtament bleibt nichtig, wogegen das 
T. deſſen, ber nachher unfähig geworden, gültig bleibt (f. unten 
$ 289 111, vgl. aud) $ 2230 BER). 

3. Nach juftinianifhem Rechte fehlte die Zeftirfähigfeit ben 
Zaubftummgeborenen; fie find jedoch nad; herrſchender Anſicht, auch 
nad) BGB, das feine Beftimmung gibt, fähig, wenn fie gelernt Haben, 
ſich verſtändlich zu machen. Dagegen fehlt die Fähigkeit nad) altem 
und neuem Recht allen Perfonen, welche aus irgend einem Grunbe 
fid) weber mündlich noch ſchriftlich ertlären können. Wer Geſchrie—⸗ 
benes nicht lefen kann, hat nad; neuem Rechte nicht die Fähigleit, 
ſchriftlich ober durch Übergabe einer Schrift zu teftieren (6 2238, 
2247); ift er obenbrein ftumm, fo kann er überhaupt nicht teftieren. 


II. Ber Inhalt des Teftaments. 
8 283. Die Grbeinfegung. 


. 1. Na römiſchem Rechte war bie Einfetung eine 
Erben caput et fundamentum totius testa- 
menti (Gai inst. II 229), d. h. fie mar bem Teſtamente berart 
weſentlich, daß bie letztwillige Verfügung, melde eine Erbesein⸗ 
fegung nicht enthielt, nicht die Eigenfchaft eines Zeftaments Hatte, 
daß alfo die gefebliche Erbfolge eintrat und auch der übrige Teſta— 
mentsinhalt mwegfiel. Im Gegenfage zum Teſtamente war ein 
Kodizill diejenige Tegtmwillige Verfügung, welde eine 
Erbeseinfegung nit enthielt. Diefer Gegenfag war 
um fo wichtiger, als für das Kobizill nicht die Teſtamentsform ges 
fordert wurde. Obgleich ein Teftement, das als ſolches nicht beftehen 
konnte, nicht ohne weiteres als Kobizill aufrecht erhalten wurde, hatte 
bod der Teftator das Recht, feinem Xeftamente für den Fall ber 
Ungültigfeit wenigftens bie Kraft eines Kobizills zu wahren, inbem 
ex eine dahin gehende Erklärung abgab. Diefe ſog. Kodizillar— 
laufe bewirkte, daß bie in bem ungültigen Teftament enthaltene 
Erbeseinfegung zum Univerſalvermächtnis wurbe und baß bie anbern 
BVeftimmungen des Teſtaments aufrecht erhalten twurben. Natürlich 


’) 8 2230 Schuß gegen übereilte Entmünbigung. 
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mußte die letztwillige Verfügung wenigftend der Kobizillform ge- 
nügen und nicht auch als ſolches hinfällig werben. 

Diefe Süße wurden ziwar gemeines Recht, find aber nicht in ba 
neue Recht übergegangen. Die Erbeinfegung ift nit 
mehr begrifflihes Mertmal des Teſtaments, 
daher ift ber Gegenfag von Zeftament und Kodizill befeitigt und 
damit ber Zwed einer Kobizillarklaufel weggefallen. 

2. Nach römifchem Rechte konnte zum Erben eingefegt werben 
nur wer ſowohl zur Zeit ber Teftamentserrichtung als auch in bem 
Zeitraum von ber Delation bis zur Antretung bie Fähigkeit hierzu 
hatte. Diefe fog. testamentifactio passiva fehlte 
einer Reihe von Perſonen, inäbefonbere den postumis, d. 5. 
denjenigen, welche nad} der Teftamentserrichtung sui bed Erblaſſers 
wurden, benn fie galten als personae incertae ebenfo wie die⸗ 
jenigen Berfonen, melde erft durch einen künftigen Umftand beftimmt 
merben ſollten.) Indeſſen wurde bie Einfegungsfähigteit der 
postumi nad und nad, bie jener andern personae incertae 
durch Yuftinian anerfannt. Daß neue Recht betrachtet bie Ein- 
fegungsfähigteit nicht mehr als befondere Eigenfhaft: ein= 
fegungsfähigift, mererbfähigift. Daher können ehr 
wohl Perfonen eingefeßt werben, die der Erblaffer nicht kennt und 
bie vielleicht nur durch einen zufälligen Umftanb beftimmt werben 
(3. 2. ic) fege zum Erben den künftigen Mann meiner Nichte ein). 

8. Der Wichtigkeit der Erbeinfegung entfprad im römischen 
Rechte die Form, unter welcher fie zu erfolgen hatte: fie mußte an ber 
Spige bed Zeftaments fiehen und verbis latinis directis impera- 
tivis erfolgen (Titius heres esto, Titium heredem esse jubeo). 
Daher galt namentlich der Satz: positus in condicione non est 
positus in dispositione, wonach die Veftimmung: „wenn Titius 
nicht mein Erbe fein will, fo foll Mävius mein Erbe fein“, eine 
gültige Einfegung bes Titius nicht enthielt. Diefe Formbeſtimmungen 
murben in ber fpätern Kaiſerzeit befeitigt. Geitbem genügte jede 
Erklärung bed Erblaſſers, aus welcher erhellte, daß der ganze Nadjs 
laß ober eine Duote bes Nacjlafjed auf eine beftimmte Perfon über- 
gehen folle: es kam ſeitdem alfo und fommt auch nad neuem Rechte 
nicht auf den Gebrauch bes Wortes „Erbe“ oder gar bed Ausdruckes 
„Univerfalerbe“ an. Auch ift weber nad; gemeinem noch nach neuem 
Rechte die Bezeichnung bed Erben nad) feinem Namen notwenbig, es 
genügt jebe andere Bezeichnung, wenn fie nur beutlich ift, Telbft bie 
falsa demonstratio ſchadet nicht, wenn fein Zweifel befteht, wen 


p) Beifsiel der Quellen: quisquis primus ad funus meum venerit 
(Gai inst. II, 288). 
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der Zeftator gemeint hat. Paßt bie vom Teſtator gewählte Bezeich- 
nung auf mehrere Perſonen,) fo ift folgerecht nach römischen Rechte 
die Veftimmung ungültig, während nad; neuem Rechte ($ 2073) Die 
mehreren zu gleichen Zeilen bedacht find. 

Diefe Freiheit des Taſtators in ber Wahl ber Worte hat die Ge— 
fahr von Zieifeln über feinen wahren Willen nahegelegt und zahl« 
teihe Auslegungsregeln notwenbig gemacht. Diefe wollen 
dem vermutlicden Willen des Teſtators Geltung verſchaffen und klei— 
ben fi) daher regelmäßig in die Geftalt einer wiberlegbaren Ver— 
mutung ($$ 2067—2076), laſſen alfo den Gegenbemeis offen. 

Der Zeftator konnte ſich nach altem Rechte vorbehalten, bie etwa 
in feinem ſchriftlichen Teſtament ober Kodizill offen gelafienen Er— 
Härungen in einer andern Urkunde zu geben (test. mysti- 
cum). Vorausgeſetzt war aber, daß die Verfügung felbft getroffen 
und nur die genauere Beftimmung (Perfon des Honorierten, Erbteil 
u. a.) borbehalten war. Auch das neue Recht geftattet ven Bor= 
bebalteiner Ergänzung. Uber au wenn die Ergänzung 
unterbleibt, ift boch die Verfügung felbft wirlſam, außer wenn anzu= 
nehmen ift, daß die Wirkſamkeit von der Ergänzung abhängig fein 
Toll ($ 2086). 

4. Das Teſtament enthält den Willen des Erblaffers. Daher 
ift ein Teftament, deſſen Geltung von einem andern abhängen fol, 
ſowie diejenige letztwillige Verfügung, welche einem andern bie Bes 
ftimmung ber Perfon bes Bedachten ober die Veftimmung bes Gegen- 
ſtandes ber Zumenbung überläßt, ſowohl nad altem als nad 
neuem Recht ungültig ($ 2065). Während aber das römifche 
Recht die Beſtimmung dann aufrecht Hielt, wenn jener andere unter 
beftimmten Perfonen mählen follte, ift nad; neuem Recht eine der⸗ 
artige Erbeinfegung ungültig, bagegen ein in biefer Weife errichtete 
Vermächtnis (oder Auflage) gültig (8$ 2065, 2151 ff.).) 


8 284. Die Einfegung Mehrerer. 


I. Die Einfegung jelbft. 1. Wenn der Erblaſſer mehrere 
Erben beruft, ohne fie auf beſtimmte Bructeile einzu- 
Tegen, fo erben fie nad; altem und neuem Rechte (8 2091) zu gleichen 
Teilen. Der Exblaffer kann aber eine Verbindung mehrerer Erben 
dadurch herbeiführen, daß er fie zufammen auf benfelben Bruchteil 


) Der Teftator hat mehrere Vettern, aber er berfügt: „Sch fee meinen 
Vetter zum Er 3. ein.‘ 

*) „Meine Frau fol befiimmen, tmelhem meiner Re das 
Teßte Drittel meines Naclaffes zufallen fol.“ (Ungültig nad — al 

„Mein Erbe fol beftimmen, welchem meiner Stammgaßk 
Rißerne Humpen zufallen fol.“ (Nach altem und neuem t gültig —S 
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(einen „gemeinfhaftlichen Erbteil”) einfeßt (re conjuncti). In 
diefem Fall erhalten fie den gemeinſchaftlichen Erbteil zu gleichen 
Zeilen (3. 8. meine beiden Enkel follen eine Hälfte, mein Sohn 
die andere Hälfte haben. Hier erhält jeber der Entel 4). 

2. Aus dem römiſchen Grundſatze von der Ausſchließlichtkeit der 
teftamentarifchen Berufung (nemo pro parte testatus pro parte 
intestatus decedere potest), folgte, daß, wenn ber Erblaffer mit 
den von ihm bezeichneten Bruchteilen das ganze nicht erfchöpfte, nach 
alten Rechte der Reſt unter die eingefeten Erben nach Maßgabe 
ihrer Erbanteile verteilt murbe. 

Dasfelbe Ergebnis tritt nah neuem Rechte nur bann ein, 
wenn erhellt, daß die eingefepten Erben nad dem Willen des Erb» 
laſſers die alleinigen Exben fein follen ($ 2098). Der Teftator fagt: 
„&3 hat mir niemand fo nahe geftanben, al3 meine beiden Schweitern. 
Sie follen daher auch nach meinem Zobe alles Haben, mas ich befeffen. 
Die U., die mich fo treu gepflegt, Toll bie Hälfte Haben, bie B. 44." 
Hier erhält nad) beiden Rechten A. 34, B. 44. Erhellt jener Wille 
nicht, fo tritt nach neuem Recht ebenfo wie in bem alle, wenn ber 
Erblaffer nur einen Erben ernennt und biefen auf einen Bruchteil 
befchräntt, in Anfehung bes Reftes die gefehliche Erbfolge ein 
(& 2088). 

3. Überfteigen bie den einzelnen zugewieſenen Erbteile ein 
Ganzes, fo tritt nad) altem und neuem Rechte verhältnis— 
mäßige Minderung ber Bruchteile ein ($ 2090). 

4. Sind einzelne Erben auf Bruchteile, die das Ganze nicht 
erfhöpfen, und einer ober mehrere andere Erben ohne Beſchränkung 
auf einen Vruchteil eingefekt, To fällt der übriggebliebene Zeil nad 
altem und neuem Recht (8 2092 Abſ. 1) auf die unbefchräntt be— 
rufenen Erben zu gleichen Zeilen. 

Iſt aber vas Ganze durch die beſtimmten Bruch— 
teile erfhöpft oder überfähritten, fo findet nad 
tömifhem Recht eine Herabfegung der angegebenen Bruchteile in 
ber Weife ftatt, als hätte ber Exblaffer mehrere Ganze verteilt. 
Die bezeichneten Bruchteile müffen baher fo weit herabgefeßt merben, 
daß fie zufammen ein Ganzes ausmachen, fo daß die unbeſchränkt 
Berufenen dag zweite Ganze erhalten. „U. fol zu 14, 8. zu 4 Erbe 
fein und auf C. fol Erbe fein.“ U. und B. erhalten dann zus 
fammen ein Ganzes, C. das zweite Ganze. Das Ergebnis ift, daß A. 
Y,8. 1, ©. % erhält. Es kommt hier ber Sat zur Anwendung 
ex asse fit dupondium, bie Erbſchaft wirb alfo zu 24 Unzen 
berechnet (vgl. Dernburg Panbelten III $ 86). Sind aber in 
einem ſolchen Yalle die ohne Anteil Berufenen ausbrüdlih auf ben 
Neft eingefegt, To follen fie nach pofitiver Vorſchrift (1. 17 8 3 
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D. 28,5) nichts erhalten. Anders das nene Reit ($ 2092 
Abſ. 2). Nach diefem werben bie o h ne Bruchteile eingefegten Erben 
fo angefeßt, wie ber am menigften bebadjte Erbe. In obigem Bei— 
piele wird alfo C. zu 14 angeſetzt, und ba */, verteilt find, 4 zum 
Nenner gemadt, alfo: 


SWIHD2HGI =, 


4 


II. Auch bei der teflamentarifchen Erbfolge Tann das An- 
wachſungsrecht zur Folge haben, dab ber freigewordene Erbteil 
eineß ausfallenden Erben von allen oder einzelnen eingejegten Erben 
hinzuerworben wird. 

1. Römifhes Recht. Daß dad Anwachfungsreht von 
felbft und mit Rechtsnotwendigkeit eintrat, war eine 
Folge bes Grundſatzes nemo pro parte testatus etc. Denn wurbe 
A, B und © eingefegt, die Erbſchaft aber von A ausgeſchlagen, fo 
Ionnte fein Zeil nicht an bie “nteftaterben, fondern er mußte nach 
jenem Grunbfage an B und € fallen. Daher bilbet die Anwachſung 
leine neue Verufung. Wie ber Anfall gefchah, richtete ſich danach, 
mie vermutlich ber Teſtator beftimmt haben mürbe, wenn er ben 
Ausfall vorhergeſehen Hätte. Daher fiel ber frei geivorbene Zeil 
allen andern Erben, und zwar nad; Verhältnis ihrer Erbteile, 
an, wenn nicht mehrere der eingefegten Perfonen durch bie Tefla- 
mentöbeflimmung enger miteinanber verbunden waren. Eine foldhe 
engere Verbindung beftand unter denjenigen Erben, melde auf den⸗ 
felben Zeil eingefeßt waren (re conjuncti); unter den nur ſprachlich 
zufammen Genannten (verbis conjuneti) beftand bagegen eine 
ſolche Verbindung nicht. 

Das Anwachſungsrecht wurde auögefchloffen: 

a) nad) dem Willen des Teſtators durch eine Gubftitution, 

b) nad dem Willen des Geſetzes durch die Transmiſſion. 

2. Da das neue Recht jenen Grunbfaß von ber Ausſchließ⸗ 
lichleit der teftamentarifchen Erbfolge nicht tennt, jo tann bad Un= 
wächſungsrecht bier nur auf dem vermutlichen 
Willen bes Erbtaffers berufen. Es ift daher zu unters 
ſcheiden: 

a) Das Teſtament verfügt nicht über bie ganze Erbſchaft, und 
es tritt der Regel gemäß in Anfehung bes übrigen Teiles bie geſetz⸗ 
liche Erbfolge ein: hier fällt ber freigemorbene Erbteil eines Teſta⸗ 
mentserben nicht an bie anbern Zeftamentserben, ſondern an bie 
nftetaterben; denn ber Wille bed Teſtators geht dahin, daß fein 
Rachlaß nicht ausſchließlich an bie eingefegten Erben fallen fol. 

b) Daß Teftament Hat über die ganze Erbſchaftver— 
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fügt, bie gefehliche Erbfolge iſt alfo hinſichtlich aller Zeile bes 
Nachlaſſes ausgeſchloſſen; Hier füllt ber freigemorbene Teil an bie 
anbern Zeftameniserben; benn der Wille bed Teſtators geht bahin, 
daß fein Nachlaß ausſchließlich an die eingefegten Erben fallen foll. 
Die Folge ift, daß auch dann, wenn das Zeftament nur über einen 
Zeil der Erbſchaft verfügt, der freigemorbene Anteil eines Teſta⸗ 
mentserben an ben auf benfelben gemeinſchaftlichen Erbteil mitbe- 
rufenen ZTeftamentzerben fällt; benn der Wille des Teſtators ging 
dahin, daß unter ben Verbundenen nur bie teftamentarifche Erbfolge 
Platz greifen folle. Iſt alfo verfügt: „Ich jege meinen Bruder auf 
ein Drittel und meine beiben Schweflern auf ein weiteres Drittel 
ein“, und e8 fällt ber Bruber fort, fo gebührt fein Erbteil ven 
geſetzlichen Erben, denn ed kann nicht zweifelhaft fein, daß bie 3, 
melde ben Geſchwiſtern zugebacht find, nicht einen gemeinſchaft⸗ 
lichen Exbteil bilben; fällt aber eine ber Schweſtern fort, fo erhält bie 
anbere das freigeroorbene Sechſtel; fallen beide Schmweftern fort, fo 
gebührt ba8 freigewordene Drittel den Inteſtaterben (F 2094). 

Die Anwachſung tritt auch nach neuem Rechte kraft Rechtsnot⸗ 
menbigfeit ein, es bebarf baber ber Ausſchließung durch ben 
Zeftator, wenn fie nicht eintreten fol. Die Ausſchließung des An—⸗ 
wachſungsrechts Liegt ohne weiteres in der Ernennung eine Erſatz⸗ 
erben (Subftituten, $ 2099). 

Das neue Recht kennt alfo bei der Teftamentserbfolge ein An- 
wachſungsrecht, und ber an wach ſen de Erbteil gilt wie im 
Falle der Erhöhung bes geſetzlichen Erbteils als befonderer 
Erbteil; Vermächtniſſe, Auflagen und Ausgleichungsverpflich-⸗ 
tungen finden daher ihre Grenze in dieſem Erbteil und brauchen alſo 
nicht auch aus dem urſprünglichen Erbteil berichtigt zu werden 
Es 2085, 1935). 


$ 285. Der heres ex re certa. 


I. $rübheres Recht. War jemand zum Erben eingefet, 
aber auf eineß ober mehrere beftimmte Nachlaßſtücke angemiejen, fo 
lag in ber Verfügung bes Teſtaments ein Widerſpruch. Ihn zu bes 
feitigen, gab das römifche Recht eine Reihe Vorfchriften, die nur als 
Auslegungsregeln gelten konnten. 

1. War nur ein Erbe ober waren mehrere Erben ernannt und 
jeber von ihnen auf ein beftimmtes Stüd eingefegt, fo entſchied das 
Wort Erbe, und bie Befchränfung galt als nicht vorhanden. Der Be- 
rufene wurde alfo Erbe, und mehrere Berufene waren Erben zu 
gleichen Rechten; für fie galt dann bie Zumeifung beftimmter Sachen 
nur als Teilungsordnung. 

Sollte die Veſchränkung andern beſtimmten Perſonen zum Vor⸗ 
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teile gereichen, fo war bie Befchränfung entfcheivend, und die Be— 
zeichnung Erbe murbe geftrihen. Das gefchah in ber Weiſe, daß 

a) der Dritte Univerfalfideitommiffar wurde und alfo ver— 
pflichtet war, dem fog. Erben bie angemwiefenen Sachen heraus— 
zugeben; 

b) wenn mehrere Perfonen eingefegt waren und nur eine bon 
ihnen als Erbe (ober als „Univerfalerbe“) bezeichnet war, diefe allein 
Erbe wurde unb ber heres ex re certa bie angewieſene Sache als 
Legat erhielt (RG 4, 117). 

* I. Jetziges Recht. Da ed dem BGB nicht auf die Worte, 
Tonbern auf bie Abficht des Teſtators ankommt, ift im Zweifel ber 
zwar als Erbe Bezeichnete, aber nur mit einer beftimmten Sache 
Bedachte nicht Erbe, ſondern Vermächtnisnehmer ($ 2087 Abf. 2). 
Doc wird ber Wille des Zeftators, den fo Beachten zum Erben zu 
berufen, dann angenommen werben fünnen, wenn bie bem Bedach⸗ 
ten zugewendeten Gegenftände die wertvollſten des Nachlafjes find. 


8 286. Die Subititution. 


1. Hat ber Teftator einen Erben für den Jall 
berufen, daß ber zuerft Eingefegte nit Erbe 
feintannobdernidterben will, jo ift eine Gubftitution 
vorhanden. Auch wenn nur der Fall des Nichtswollens vorgefehen 
ift, gilt die Berufung doch nach altem und neuem Recht ($ 2097) 
aud für ben Fall des Nicht-könnens und umgekehrt. 

Die Ernennung eines Subftituten ober Erfatzerben hatte im 
ältern Rechte den Zwed, die fog. Kabuzität, im fpätern und heutigen 
Rechte den Zwech, daB Anmachfungsrecht ber Miterben, ober falls 
nur ein einziger Erbe ernannt ift, bie Vereitelung ber teftamenta= 
riſchen Erbfolge (Deftitutton des T.) außzufhließen. Die Sub- 

. fitution geht beshalb dem Anwahſungsrechte 
bor ($ 2099). 

Sie war nad altem Net eine bedingte Erbeinfehung, 
murbe daher wirkſam nur dann, wenn ber Erfaherbe den Zob bes 
Erblaſſers und den Eintritt der Bedingung, d. i. ven Wegfall bes 
zuerſt Eingefekten, erlebt. Das BGB erblidt in ihr eine zweite, 
aber von ber felbftverftänblichen Bebingung (cond. juris), baß ber 
Erftberufene nicht erbt, abhängige Berufung. Die Folge ift bie, daß 
der Erfagerbe nur ben Tod bes Erblaffers zu erleben 
braucht, und daß, wenn er den Subſtitutionsfall nicht erlebt, feine 
Erben an feiner Stelle Erſatzerben werben ($$ 1953, 2344).:) 

Der Teftator fann nad altem und neuem Rechte mehrere Er- 


) Herrfchende, aber nicht unbeftrittene (megen $ 2074) Meinung. 
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ſatzerben nacheinander (verfehiebene gradus institutionum) bes 
zufen; e8 gilt dann ber Grundſatz substitutus substituto est 
substitutus instituto, d. h. ber zweite Erſatzerbe tritt an bie 
Stelle bes eingefeßten Erben, wenn der erfte Erfagerbe weggefallen 
ift. Hieraus folgt der fernere Sat substitutus substituto in- 
stituto substitutus huic quoque censetur qua instituto, 
d. 5. ift einem eingefeßten Erben ein Miterbe fubftituiert und 
für dieſen Miterben ein Erſatzerbe berufen, fo erhält dieſer Erfah- 
erbe nicht bloß bie Subftitutions-, fondern auch bie Anftitutiong- 
portion des erften Erſatzerben. 

Sind die Erben gegenfeitig ober find für einen von ihnen 
die andern als Erfagerben berufen, jo wirb nad) altem und neuem 
Recht ($ 2098) angenommen, daß fie nach Verhältnis ihrer Erb- 
anteile berufen feien. War alfo A zu 4, B und E zu je % berufen 
und mar im Zeftamente gejagt, daß beim Wegfalle bes C bie andern 
Eingefeßten feinen Erbteil erhalten follen, jo erwirbt A bon dem 
ausgeſchlagenen Viertel 4%, B 14. Sinb aber bei mechfelfeitiger 
Subftitution einzelne Erben auf einen gemeinfchaftlichen Erbteil ein- 
gefeßt, To gehen fie beim Wegfall eines ber Verbundenen ala Erfah- 
erben ben andern vor. Sinb alfo A auf 44, ® auf 14 und € D zu- 
ſammen auf ein Drittel berufen mit ber Beftimmung, daß, falls einer 
der Erben wegfällt, die andern Erben an feine Stelle treten follen, 
und fchlägt D aus, fo fällt fein Sechftel nur dem E an ($ 2098). 
Zwiſchen dieſer mehfelfeitigen Subftitution unb bem 
Anwachſungsrechte befteht alfo, von der Schulbenhaftung 
für verſchieden belaftete Erbteile abgefehen ($ 2007), nur der Unters 
ſchied, daß diefe auf dem Willen des Gefehes, jene auf dem Willen 
des Erblaſſers beruht und alfo feinen befonderen Anordnungen 
unterliegt. 

2. Nach römiſchem Rechte konnte ber unmittelbare Gemalthaber, 
alfo regelmäßig der Vater, feinem Gemwaltunterworfenen einen Erben 
für den Fall ernennen, daß ber Unterworfene im Alter der Uns 
münbigteit fterben follte (fog. Pupillarſubſtitution). Diefe Befugnis 
mar eine Durchbrechung bes Grundſatzes, daß ein jeder nur für fi 
ſelbſt, nicht auch für einen andern ein Teſtament errichten dürfe, und 
lag in ber väterlihen Gewalt. Die Ausübung der Befugnis war 
aber an die Vorausfegung gelnüpft, daß der Vater auch für fich ein 
Teſtament machte (primae tabulae); das Zeftament, das er über 
den Nachlaß bes Kindes machte (secundae tabulae), mar dann ein 
Beftanbteil feines eigenen Teſtaments unb daher ungültig, menn auch 
das eigene Teftament bed Vaters ungültig mar. Es mar aber nicht 
notwendig, daß ber Water das Kind zu feinem Erben ernannte. Es 
wurben alfo durch einen Rechtsalt zwei Teflamente errichtet: in 
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dem einen verfügte ber Vater über feinen, in dem andern über ben 
Nachlaß des Kindes. Ließ der Vater in dem ben Nachlaß bes Kindes 
betreffenden Zeftamente die Beftimmungen bes formellen oder mate- 
tiellen Noterbrechts unbeachtet, fo war doch eine Anfechtung ber 
secundae tabulae nicht zuläflig, da ja dem Kinde eine Verfehlung 
nicht zur Laft fiel. 

In Deutſchland ift das Inſtitut nicht heimifch geworben, unb 
das BGB Hat ek burd den Gab ($ 2064) befeitigt, baß ber 
Erblaffer ein Teſtament nur perfönlich errichten könne?) 

3. Nach römiſchem und gemeinem Rechte kann ver Erblaffer auch 
einem geiftestranten Deszenbenten einen Subftituten ernennen, wenn 
er ihm ben Pflichtteil Hinterläßt. Nach der herrſchenden Meinung 
galt biefe Onafipnpillarfubftitntion nicht nur für ben vom Vater 
binterlaffenen Pflichtteil, mithin als og. fibeilommiffarifche, ſondern 
für den gefamten Nachlaß bed Kindes, mithin als pupillariſche Sub⸗ 
Mitution, — neuen Recht iſt auch dieſes Inſtitut 
unbekannt. 


8 287. Die Einſetzung eines Nacherben. 

1. Geſchichte. Das römifhe Reit hielt an dem Grunb- 
fage Semel heres, semper heres feft, es Tieß deshalb den Ein- 
tritt eines andern an bie Stelle beifen, der einmal Erbe geworben 
mar, nicht zu. 

Nur die fog. partitiolegata,bd. 5. bie Anorbnung bes 
Zeftators, daß der Erbe die Erbſchaft mit einem andern teilen folle, 
mar geftattet, denn in biefem alle behielt ber heres die Erben» 
qualität und hatte fi mit dem Partitionzlegatar durch Vertrag 
(stipulationes partis et pro parte) bahin außeinanber zu ſehen, 
daß ber Erbe dem Legatar den diefem zugedachten Zeil der Nachlaß⸗ 
aftiva übereignete, ber Legatar aber ben entfprechenben Zeil ber 
Nachlaßſchulden zu zahlen verſprach. 

Durch Fideitommiß konnte dem Erben die Herausgabe 
ber ganzen Erbſchaft auferlegt werben, aber auch dieſes Univerſal- 
fideifommiß überwies dem Fideikommiſſar nur bie förperlichen Nach- 
laßſachen, während Erbicaftsforberungen und Erbſchafisſchulden 
dem Erben (h. fiduciarius) verblieben. Das SC. Trebellianum 
(unter Nero 62 n. Chr.) gab unter Aufrechterhaltung des Grunb- 
fahes von ber Unaufhebbarkeit der Erbeneigenfhaft dem U.-Fidei⸗ 
tommiffar bie Stellung eineß Erben (heredis loco est): mit der 
Heraudgabe ber Erbfchaft erwarb er die Erbſchaftsforderungen und 


’) Das BGB Hat dabei zunächſt die Ahficht, eine Stellvertretung bei 
dem Alte der Teftamentserrichtung für unzuläfftg zu erklären. 
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unterlag er ben Nachlaßverpflicgtungen; feinem Schutze biente bie 
hereditatis petitio fideicommissaria. Da feine Rechte bavon 
abhingen, daß der Fibuziar bie Erbſchaft antrat, orbnete das SC. 
Pegasianum (unter Vespaſian 75 n. Chr.) an, baß ber Erbe zum 
Antritt gezwungen werben könne, aber das Recht habe, dem U.-%. 
gegenüber den vierten Zeil bes Rachlaſſes für fi abzuziehen. Zog 
er biefe quarta Falcidia (die fpäter ben auch jet noch ges 
bräuchlichen, aber nicht zutreffenden Namen quarta Tre- 
bellianica annahm) ab, fo wurde ber U.-%. entgegen dem SC. 
Trebellianum, wie früher, nur Singularſutzeſſor. Juſtinian ließ 
das SC. Pegasianum ſoweit ftehen, ald e8 ben Zwang und ben. 
Quartabzug zuließ, orbnete aber an, baß in jedem Fall ex SC. 
Trebelliano reftituiert, der U.=%. alfo Univerfalfutzeflor werben 
folle, 

Diefer Rechtszuſtand wurde gemeines Net. Das Uni- 
verſalvermächtnis blieb Vermächtnis und konnte daher in der für 
diefes maßgebenven Form, alfo insbeſondere durch Inteſtatkodizill, 
errichtet werben. Da aud bad gemeine Necht ſich nicht von dem 
Grunbfage semel heres, semper heres losſagen fonnte, hatten 
alle der Erbeinfegung beigefügten Nebenbeftimmungen, welche biefer 
eine zeitliche Grenze ſetzten (Unfangs- und Enbtermin, auflöfende 
Bebingung), nicht die bem Willen des Teftatord, ſondern bie jenem 
Grunbfaß entſprechende Wirkung, daß ber einmal zum Erben Be— 
zufene Erbe blieb und meift nur bie Pflicht Hatte, den Nachlaß als 
Univerfalvermächtnis herauszugeben. 

II. Jetziges Net. 1. Grundſatz. Neuere Gefeßgebungen unb 
mit ihnen das BGB Haben jenen Grundſatz von der Untilgbarkeit 
ber Erbeneigenfchaft befeitigt ($ 2139); e8 kann daher der Erblaſſer 
einen Erben in ber Weife einfegen, daß biefer erft Erbe wird, nach⸗ 
dem zunächft ein anderer Erbe geworben ift ($ 2100). Der zuerſt 
Berufene heißt Vorerbe, ber zweite Nacherbe. Fügt ber Erblaſſer ber 
Erbeinfegung einen Enbtermin ober eine Reſolutivbedingung bei, 
shne einen Nacherben zu nennen, jo fällt fein Nachlaß an feine 
Inteſtaterben als Nacherben, und ift ber Einfegung ein Anfangs- 
termin ober eine (noch nicht erfüllte) Sufpenfiobedingung beigefligt, 
fo treten bie gefehlichen Erben als Vorerben ein (8$ 2104, 2106). 

2. Gegenftand bed U.⸗F. ober der Nacerbfolge ift entweder 
ber ganze Nachlaß oder ein Teil. Uber mährenb nad 
altem Rechte der Erbe bei freitilligem Antritt bad Recht des Duart- 
abzugs Hatte, tritt nah neuem Rechte ver Nacherbe in alle ven 
Gegenftanb ber Nacherbfolge bildenden Rechtsverhäitniſſe ein, ed geht 
alfo, was nach altem Rechte fireitig var, auch ber infolge Ans 
wachſungsrechts dem Erben zugefallene Exbteil über, benn biefen 
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bat er ala Erbe erworben, aber es geht nicht dad Vorausvermächtnis 
über, denn biefes hat ber Worerbe als Legatar erworben ($ 2110). 
Die Erbſchaft geht als Ganzes über ($ 2111), die Zuwendung eines 
einzelnen Gegenftanbes ober felbft einer Mehrheit von ſolchen ift nach 
altem und neuem Recht ein Vermächtnis. . 

3. Berfon des Belafteten. Wie nad altem Rechte nur 
ein Geſamtnachfolger (Teſtaments⸗, Ynteftaterbe, U.-Fibeilommiffar) 
mit dem U.-Bermächtniß belaftet werben konnte, fo ſetzt die Rad = 
erbfolge nah neuem Rechte das Vorhandenſein 
eines Vorerben voraus. Mad; beiden Rechten kann alfo 
der Nacherbe nur dann erben, wenn ber Vorerbe geerbt hat; ba3 
BGB (8 2102) ſieht aber den Naherbenim Zweifel 
auch als Erſatzerben an. Erbt alfo ber zum Vorerben Bes 
rufene nicht, fo tritt ber ald Nacherbe Berufene als Gubftitut an feine 
Stelle. 

Nah altem Rechte Tonnte auch dem U.-Fibeilommiffar ein 
U.-Vermächtnis auferlegt und auf biefe Weife ein fog. Tutzeffi- 
ves ober ein gamilienfibeitommiß errichtet werben; in= 
beffen wurbe ein ſolches Vermächtnis nad} Nov. 159 0 2, 3 in jebem 
Falle in ber Hand des vierten Inhabers freies Gut. Das BGB 
läßt gleihfalls mehrere Naherbfolgen in den— 
Telben Nachlaß zu, aber ohne ein beſtimmtes Ziel zu feßen. 
Um jebod den Nachlaß nicht auf unabfehbare Zeit zu binden, hat es 
in $ 2109 ven Grunbfaß aufgeftellt, daß die Einfeung eines Nach- 
erben unmwirffam wird, wenn nicht innerhalb eines Zeitraumes bon 
30 Jahren feit dem Erbfalle die Nacherbfolge eingetreten ift, doch ift 
dieſer Grunbfaß durch zwei Ausnahmen durchbrochen ($ 2109 Nr. 1 
unb 2). 

4. Berfon des Bedachten. Nach altem Rechte Tonnte mit 
einem U.⸗V. bebacht werben, wer überhaupt mit einem Vermächtnis 
bedacht werben konnte, daher auch nod nicht Konzipierte. Damit 
ftimmt das BGB überein, indem es zuläßt, daß zum Nacherben eine 
noch nicht konzipierte Perfon eingefeßt werde; fie.muß aber wenigſtens 
zur Zeit des Eintritts der Nadjerbfolge ſchon erzeugt fein (8$ 2101, 
2108, 1923). 

. 5. Birfung der Raherbenberufung. Das U.:®. be 
grünbete 

a) nah altem Recht ein perſönliches Schuldverhältnis 
zwiſchen dem Bebachten und dem Belafteten, das biefen zur „Re> 
ftitution“ bes Vermachten an jenen verpflichtete. Die Reftitution ges 
ſchah in Geftalt emer formlofen Erklärung, bie durch Urteil erfeht 
werben konnte. Der Todestag bes Erblafferd mar ver dies cedens, 
mit welchem ber U.-%. jene bererbliche Forderung erwarb, aber erft 
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mit bem dies veniens fonnte das U.-V. geltend gemacht werben. 
Es unterfchieb fich aber vom Singularvermächtnis durch das Recht 
bes Univerſalfideilommiſſars, den Fiduziar zum Erbſchaftsantritt zu 
zwingen. 

b) Auch nach neuem Rechte find zwei Zeitpunkte zu unter- 
ſcheiden: 

aa) Mit dem Erbfalle erwirbt die Erbſchaft der Vorerbe. 
Er iſt in jeder Hinſicht Erbe, aber er iſt in mehreren Beziehungen 
durch das Recht des Nacherben beſchränit. Nach altem und neuem 
Net ($ 2131) haftet er für diligentia quam suis; nach beiden 
Rechten ‚zieht er die in feine Beſitzzeit fallenden Nugungen und trägt 
ex bie gewöhnlichen Erhaltungstoften. 

Das alte Recht belaftete den Fiduziar mit einem Veräußerungs⸗ 
verbote, das neue Recht gibt ihm grunbfäglid bie 
freie Verfügung ($ 2112). Denn ber Vorerbe ift Erbe, 
aber er ift durch das Anwartſchaftsrecht des Nacherben bejchräntt, 
daher find unmwirtfam alle unentgeltlihen und alle biejenigen 
Verfügungen bed Erben über Grundftüde und binglice Rechte an 
folchen, welche das Recht bes Nacherben vereiteln ober beeinträchtigen. 
Unter diefer Unwirkſamleit foll indes (entgegen dem römifchen Recht) 
ber rebliche Erwerber nicht leiden, daher ift in den Fällen, in benen 
ein Erwerb vom Nichtberehtigten wirkfam ift, auch der Erwerb 
bom nit verfügung berechtigten Vorerben wirklſam. Eine 
Sicherungsmaßregel fieht $ 52 GBO vor durch die Anorbnung, daß. 
bei ber Eintragung des Vorerben im Grundbuch au zugleich das 
Necht des Nacherben eingetragen werben muß ($ 892 BGB). Wie 
bie freiwillige, fo ift aud) die im Wege der Zwangsvollſtredung oder 
der Arreftvollziehung ober durch den Konkursverwalter geſchehende 
Verfügung unwirkſam, es fei benn, baß damit ein Recht geltenb 
gemacht wird, dad auch gegen ben. Nacherben wirkt ($ 2115). 

Hppothelenforberungen, Grund» und Rentenfhulben kann ber 
Vorerbe nur mit Einwilligung des Nacherben oder in ber Weiſe ein- 
ziehen, daß ber Schuldbeirag für beibe hinterlegt wird ($ 2114).) 

An Stelle eines im eigenen Intereſſe bed Vorerben verwendeten 
Nacjlaßgegenftandes tritt fein Wert ohne Nüdfiht auf ein Der- 
ſchulden bed Vorerben ($ 2134). 

Nach altem und neuem Rechte ($ 2136) kann der Teſtator 
den Fibuziar-oder Vorerben freier ſtellen, und biefe Befreiung 
tritt von felbft ein, wenn ber Nacherbe nur auf das eingefeht ift, 
mas beim Eintritt der Nacherbfolge noch übrig fein wirb (fog. 


yaeitere Beſchränkungen und Sicherungsmaßregeln ſ. 88 2116 bis 
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fideicommissum ejus, quod supererit). In 
diefem Falle Tann nad altem Rechte ber Yibuziar über 34 ber Erb- 
ſchaft frei, über das letzte Viertel aber nur in Notfällen verfügen, unb 
auch nad neuem Rechte fallen faft alle Einſchränkungen in 
der Verfügungsfreiheit bed Vorerben fort, doch bleibt das Verbot un⸗ 
entgeltlicher Verfügung und abfichtliher Benachteiligung bes Nach- 
erben beftehen ($$ 2136, 2137, 2113). 

Mit dem Erbfall erwirbt auch nad) neuem Rechte ($ 2108) ber 
Nacherbe ein vererblihes Anwartſchaftsrecht auf bie 
Erbſchaft. 

bb) Mit dem Eintritt des Falles der Nach er bfolge erwacht 
das Erbrecht des Nacherben ohne weiteres, er iſt Nachfolger nicht 
des Vorerben, ſondern des Erblaſſers; er kann Herausgabe ver Erb⸗ 
ſchaft als eines ihm ſchon gehörenden Vermögens verlangen, und 
zwar in dem Zuſtande, ber ſich aus einer bis zur Herausgabe fort- 
geſetzten ordnungsmäßigen Verwaltung ergibt ($ 2130). Hieraus 
folgt, daß er bei orbnungsmwibriger Verwaltung Schadenserſatz ver» 
langen fann (88 2134, 828). 

Der Zeitpuntt ber Nacherbfolge wird vom Teſtator 
beftimmt; ift das nicht nefchehen, fo tritt er erft beim Zobe bes 
Vorerben ein ($ 2106). Schlägt ber Vorerbe die Erbſchaft aus, fo 
tritt regelmäßig ber Nacherbe als Erſatzerbe ein; ſchlägt fie 
ber Nacherbe aus, fo verbleibt fie bem Vorerben ober deſſen Erben 
(8 212). 


8 288. Vefondere Beftimmungen des Teitaments. 


Das Zeftament kann außer der Erbeinfegung Vermächtniſſe und 
Auflagen, Zeilungsanorbnungen, die Einfegung eines Zeftaments- 
vollftrederd, die Ernennung eines Vormundes enthalten. Ins— 
befondere aber fünnen die Zuwendungen an Bedingungen ober Zeit- 
beftimmungen gefnüpft werben. Diefe unterliegen zwar regelmäßig 
den allgemeinen Vorſchriften, aber, namentli im römifchem Recht, 
mit erheblichen Abweichungen. 

1. Jede letztwillige Verfügung kann bon einer aufſchieben- 
benBebingung abhängen. Die fo bedingte Erbeinſeßung hatte 
nad) römiſchem Recht auch nur eine bedingte Delation zur Folge; ftarb 
alfo ber Berufene vor Erfüllung der Bebingung, fo murbe ihm über» 
haupt nicht beferiert. Nach nenem Recht (F 2074) tritt zwar das⸗ 
felbe Ergebnis ein, aber nad) einer bloßen Auslegungsvorfchrift nur 
auf Grund ber vermutlichen Abficht des Teftatord. Die Yolge 
ift, Daß nach neuem Rechte der Nachweis zugelaflen wird, das durch 
bie bebingte Verfügung begründete An wartſchaftsrecht folle 
nad) ber Abficht des Teſtators auf bie Erben des Bedachten übergehen. 
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Nach altem Rechte war während des Schwebezuſtandes die here- 
ditas eine jacens, nad) neuem Rechte tritt in biefem Yalle ber geſetz⸗ 
liche Erbe als Vorerbe, ber eingefeßte als Nacherbe ein (8 2105). 

2. Wer unter einer negativen, erft mit feinem Lebensende oder 
einem längeren Zeitraume fich entſcheidenden Poteftatinbebingung be= 
dacht ift, erlangte nad) römifchem Rechte das ihm Zugemwanbte, 
wenn er bem durch ihn Verbrängten Sicherheit bafür ftellte, daß er 
im Falle bes Fehlſchlagens der Bedingung das Erlangte mit ben ges 
zogenen Früchten heraußgeben werbe (fog. cautio Muciane). 

Das nene Reit ($ 2075) Hilft in der Weife, daß es jene nega= 
tive Sufpenfiobedingung in bie entgegengefeßte pofis 
tive Refolutinvbebingungummanbdelt. Die Folge ift, 
daß ber in biefer Weiſe Bebachte das Zugemenbete erwirbt, e8 aber 
herausgeben muß, wenn er tut, was er unterlaffen, ober unterläßt, 
was er tun fol. Wenn 3. 8. der Schwiegerfohn bes Erblaffers unter 
der Bebingung eingefegt wirb, daß er nie wieder Hafarb fpielt, fo 
wird er nad) neuem Recht Erbe, muß aber ben Nachlaß heraus—⸗ 
geben, wenn er fpielt. Er braucht alsdann bie gezogenen Früchte nicht 
mit herauszugeben ($ 158 Abſ. 2 3GB), und ein Anſpruch auf 
Sicerheitsleiftung ift gegen ihn nur begründet, wenn er bad Recht 
des andern gefährbei. Muß fich dagegen bie Bedingung innerhalb 
einer beftimmten Zeit entfcheiben, fo bleibt es bei ber angeorb- 
neten Sufpenfivbebingung, d. h. der Erwerb wirb aufgehoben. 

3. Eine der Erbeinfegung beigefügte unmögliche Suſpenſiv⸗ 
Bebingung galt nad römifhem Recht als nicht gefchrieben, nad) 
neuem Rechte wirkt fie vernichten. 

4. Unzuläffige Bebingungen murben vom römifchen Rechte 
gleichfalls als ungefchrieben behandelt; auch in dieſem Fall ift nad 
neuem Rechte ($$ 134, 138) die Zuwendung nichtig. 

5. Nach altem Rechte gilt die Bedingung, welche bie Mitwirkung 
eines Dritten erfordert, ala erfüllt, wenn ber Dritte die Mit» 
wirkung (3. 8. die Heirat mit dem Vebachten) vermeigert. Nach 
neuem Rechte (8 2076) ailt dieſe Erfüllungsfittion nur dann, wenn 
der Vorteil des Dritten bezwedt if und biefer feine Mitwirkung ber 
Tugt. 3. 8.: „Mein Sohn %. fol als Vorvermächtnis meine Villa 
in M. erhalten, fa er barin meiner Witwe Wohnung gewährt.” 
WIN die Witwe nicht dort wohnen, fo erhält ber F. doch bie Villa. 
Während das römische Recht Bedingungen zuließ, welche die Ver— 
fügung vom freien Ermeffen oder von einer Willfürhanblung des 
Dritten abhängig machten (Maevins heres esto si Titius in 
Capitelium ascenderit), dagegen Bedingungen, welche bie Zu— 
wendung bon ber reinen Willfür bes Dritten abhängig machten, ver 
warf (si Titius voluerit), weil bort ber Erblafier, hier ber Dritte 
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der Urheber der Zumenbung fei, erblidt daß neue Recht in beiben 
Beftimmungen von dem Willen eines andern abhängig gemachte und 
daher nichtige Verfügungen ($ 2065). — Ein Fall ftilfcgmeigenber 
Bebingung ſ. folgenden $ unter 5. 

6. Der römifchrechtliche Sat semel heres, semper heres 
machte eine Erbeinfegung mit einem dies a quo, einem dies ad 
quem oder unter einer Refolutiobebingung unmöglich, bie Nebenbe⸗ 
flimmung wurbe daher geftrichen, außer wenn bie Beſchränkung zu—⸗ 
gunften eines andern beigefügt war, benn in biefem Ya erblidte man 
in der Einfegung ein Univerfalvermäctnid. Das neue Recht 
weicht hier grunbfäglih ab; alle biefe Beftimmungen 
find zuläffig und enthalten nur bie Anorbnung 
einerNadherbfolge 

7. Nach neuem Rechte wird dad auffchiebend hebingte ober von 
einem Anfangstermin abhängige Vermächtnis unwirkſam, wenn feit 
dem Erbfall 30 Jahre verfloflen find, ohne daß die Bedingung ober 
der Zermin eingetreten wäre ($$ 2162, 2163). 


8 289. IV. Die Ungültigkeit des Teitaments. 


1. Das Zeftament ift nad) altem und neuem Rechte von Anfang 
an nichtig (test. nullum) 

1. wenn dem Teſtator bei der Teſtamentserrichtung bie Tefta= 
mentsfähigteit fehlt ($$ 2229, 2230, 105 BGB); 

2. wenn die Teflamentsform verabjäumt ift ($ 125 
BCH). 

Nach römiſchem Rechte war das Teftament nichtig, wenn ihm 
eine gültige Erbeeinfeung fehlte, wenn es auf weſentlichem Itrtum 
berubte, und es konnte nichtig fein megen Übergehung eines Not» 
erben. Rad} neuem Rechte hat das Fehlen einer Erbedeinfegung keinen 
Einfluß auf den Beftand des Teftaments; Irrtum und Übergehung 
eines Pflichtteilserben machen das Teftament anfedhtbar 
(88 2078, 2079). 

II. Das Zeftament kann feine Gültigkeit verlieren: 

1. nad römiſchem, nicht auch nad} neuem Recht, wenn der Zefta> 
tor durch eine capitis deminutio feine Rechts fähigkeit verlor 
(test. irritum). Verluſt ver Geſchäfts fähigkeit des Teſtators 
läßt das vorher errichtete T. nach altem und neuem Recht unberührt. 

2. Nach römiſchem Rechte wird dad ganze Zeftament ungültig, 
wenn feiner ber ernannten Erben bie Erbſchaft erwirbt (t. desti- 
tutum oder desertum). Nad bem BGB ($ 2085) wirb 
durch die Unwirkſamkeit einer einzelnen Zeftamentsbeftimmung ber 
rechtliche Beſtand ber übrigen grunbfäglic nicht in Frage geftellt. 
Nur dann wirkt die Unmirkfamfeit ber einen Beſtimmung auf den 
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Beftand einer andern, wenn ber Erblaſſer die eine nicht ohne bie 
andere getroffen haben würde. Die Folge diefer grundſählichen Ab⸗ 
weichung des neuen Rechts vom alten ift insbeſondere bie, daß nach 
neuem Recht auch bie im Zeftament angeorbneten Vermächtniſſe bei 
Kräften bleiben.) 

3. Von einem t. ruptum ſpricht man ſowohl im alle ber 
agnatio postumi als aud im alle des Widerruf, 

Die Widerruflichkeit ift eine dem T. nad) altem und neuem Rechte 
($ 2253, 2302) fo mefentlihe Eigenſchaft, daß der Teſtator weder 
durch eine einfeitige Erklärung noch durch Vertrag auf den Widerruf 
verzichten fann. Der Widerruf erfolgt 

a) durch ausbrüdlihe Erflärung, und zwar konnte 
diefe nach altem Rechte nur vor Gericht ober vor 3 Zeugen und nur 
dann abgegeben werben, wenn feit ber Zeftamentserrichtung 10 Jahre 
verfloffen waren; nah neuem Rechte bebarf der Wider- 
ruf der Teftamentäform ($ 2254); 

b) ſtil Iſchweigend nad) altem und neuem Rechte ($ 2255) 
durch Vernichtung der Urkunde oder Vornahme einer ben Auf— 
hebungswillen bed Teſtators bezeugenben Änderung; ferner durch 
Errihtung eines neuen Teftaments. Während aber 
nad altem Rechte das frühere T. durch die Errichtung des neuen — 
nicht nichtigen — T. von felbft und auch dann aufgehoben wurde, 
wenn ber Zeftator in dem fpäteren T. das frühere außbrüdlich aufs 
recht erhielt, wird nah neuem Rechte ($ 2258) dag frühere 
nur dann und infomeit aufgehoben,alßesdemfpäteren 
miderfprigt. 

c) Wirb ein vor einem Richter oder Notar errichteteß ober ein 
t. ruri conditum dem Teſtator aus ber amtlichen Verwahrung zus 
rüdgegeben, fo gilt es als aufgehoben; wird aber ein privatſchrift⸗ 
liches, nur auf Verlangen bed Teſtaiors in Verwahrung genom- 
menes X. zurüdgegeben, jo bleibt das Zeflament in Kraft (88 2256, 
2248, 2231 Nr. 2), weil e8 auch ohne amtliche Verwahrung beftehen 

‚tann. Dem alten Rechte mar dieſer Aufhebungsgrund unbekannt. 

4, Gewiſſe Teftamente treten mit Ablauf eines beftimmten 
Zeitraumes ohne weiteres außer Kraft, fo fon nad altem 
Rechte das Solbatenteftament und nad) neuem Recht auch bie anderen 
Zeftamente mit erleichterten Zörmlichkeiten ($ 44 Gef. v. 2. Mai 
1874, $ 2252 BGB). 

5. Wie nad) römifhen Recht ein Vermächtnis als mwiberrufen 


Audq nach bißherigem Necht blieben dieſe in Kraft, wenn der Erbe 
die Erbſchaft aus dem Zeftamente ausſchlug, ym fe für fi ober für einen 
Dritten laftenfrei zu machen; ferner wenn ber Bermächtniönehmer mit einem 
Aftervermãchtnis belaftet war und er bie Außfchlagung ber Erbfchafi betrieb. 
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angefehen wurde, wenn zwiſchen bem Erblafler und dem Bebadhten 
Todfeindſchaft ausgebrochen war, fo macht bad BGB ($ 2077) in 
eingelnen Fällen das Beſiehen einer Ieptwilligen Verfügung von ber 
ſtiliſchweigenden Bebingung abhängig, daß ein beftimmied voraus-⸗ 
gefehtes Verhälinis befteht oder fortbefteht. Aus biefem Grunde 
verliert diejenige letztwillige Verfügung, durch bie der Erblaffer feinen 
Ehegatten ober feinen Verlobten bedacht bat, ihre Gültigkeit (ift „un- 
wirkfam“), wenn die Ehe ober das Verlöbnis zur Zeit des Erbfalls 
nicht ober nicht mehr befteht, d. h. wenn bie Ehe nichtig, ober wenn 
die Ehe ober dad Verlöbnis vor dem Tode aufgelöft worden ift. 
Hatte der bedachte Ehegatte durch fein Verſchulden einen Scheidungs⸗ 
grund gegeben, fo iſt bie leztwillige Verfügung auch dann entkräftet, 
wenn ber Erblaſſer zur Zeit feined Todes die Klage auf Scheidung 
ober auf Aufhebung ber ehelichen Gemeinfchaft erhoben hatte. Eine 
Fortfegung Diefes Prozeſſes nach dem Zobe findet nicht ftatt, aber 
in bem neuen Rechtäftreite zwifchen bem überlebenden Gatten und 
dem, ber ein rechtliche Intereſſe an ber Verbrängung bes Gatten 
bat, bildet die Tatfache, daß der Verftorbene Grund zur Klage und 
die Klage erhoben hatte, die Vorausfegung für das Unterliegen bes 
überlebenden Gatten. Bilbete jenes Verhältnis nicht die Voraus— 
ſetzung, fo bleibt die letztwillige Verfügung beftehen. 


"8.290. V. Die Anfechtung des Teftamentd. 


1. Iſt ein Teftament nichtig, fo bebarf es nicht ber Anfechtung, 
um e3 zu entfräften. 

Über die Anfechtung wegen Irrtums f. oben ©. 106. 

Nichtig war nad) römiſchem Recht aud) das Teftament, das einen 
postumus unberüdfichtigt ließ (agnatione postumi rumpitur 
testamentum). Der Grund lag darin, daß durch dad Teftament 
das Noterbrecht verlegt war. Das neue Recht gibt auf in 
dieſem Falle nur ein Anfechtungsrecht, wenn ber Erblaffer einen zur 
Zeit be3 Erbfalls vorhandenen Pflichtteilsberechtigten übergangen 
bat, beffen Vorhanbenfein ihm bei der Errichtung des Teftaments 
nicht befannt war oder ber erft nach der Errichtung geboren oder — 
durch Adoption ober Legitimation — pflichtteilsberechtigt geworben 
ift (8 2079). Der Grund liegt Hier aber nicht in ber Verlegung 
bes Pflichtteilstechts, ſondern in bem Jrrtum, in weldem ſich 
ber Erblaffer bei ber Zeftamentserrichtung befand. Daher ift das 
Anfechtungsrecht ausgeſchloſſen, wenn der Erblaffer au bei 
Kenntnis ber Sachlage bie Verfügung getroffen haben mwürbe, 

2. In allen diefen Fällen fteht bas Anfechtungsrecht nach 
neuem Rechte ($ 2080) nur bemjenigen zu, dem bie Anfech— 
tung unmittelbar zuftatten fommen würde, d. 5. bemjenigen, ber 
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felöft erben mürbe, wenn das Teſtament nicht vorhanden wäre; bei 
einem Irrtum in ber Perfon ift anfechtungsberechtigt nur derjenige, 
der infolge bed Irrtums nicht eingefegt worden iſt,) und bei Über 
gehung bes Pflichtteilsberehtigten ift nur biefer anfechtungsberech⸗ 
tigt ($ 2080). 

3. Die Anfehtung vernichtet nad neuem Rechte nicht not= 
menbig das ganze Teſtament, fondern nur bie einzelne feh= 
lerhafte Verfügung, ed fei denn, daß nach ber Anficht des 
Erblaſſers auch die andern Zeftamentsbeftimmungen mit der unwirl⸗ 
famen ftehen und fallen follen ($ 2085). Dies mwirb 3. B. anzu= 
nehmen fein, wenn ber Erblaſſer erklärt: „Ich fege meine Wirt 
ſchafterin zur Alleinerbin ein. Da biefer damit aber mehr zufällt, 
als ic urfprünglich beabfichtigt Hatte, jo ſoll fie an meine Geſchwiſter 
folgende — namhafte — Vermächtniſſe zahlen.“ Wirb die Ein- 
ſetzung als auf Drohung beruhend angefochten, fo werben hier 
aud bie Vermächtniſſe wegfallen. Die Anfehtung kann nur inner- 
halb einer einjährigen, mit ber Kenntnis des Anfechtungsgrunbes 
beginnenden Ausſchlußfriſt, aber nicht mehr nad Abiauf von 
30 Jahren feit dem Erbfall erfolgen ($ 2082). 

4. Die Anfechtung erfolgt, wenn fie die Erbeinfegung, ben 
Ausschluß eines gefeplichen Erben, bie Ernennung eines Teftaments- 
vollſtreckers ober bie Aufhebung einer berartigen Anorbnung betrifft, 
gegenüber dem Nachläaßgericht, in allen andern Fällen 
unmittelbar gegenüber dem, der auß ber angefochtenen Verfügung 
unmittelbar berechtigt ift, alfo 3. 2. gegenüber dem Vermächtnis- 
nehmer. Das Nachlaßgericht ſo TI die Erklärung dem Anfechtungs- 
gegner mitteilen ($ 2081), fie ift alfo au dann mirkfam, wenn fie 
nit dem richtigen Anfechtungsgegner mitgeteilt ift. 


8 291. VL Gemeinihaftlihe Teftamente. 


1. Begriff. Errihten mehrere Perfonen ihr 
Teſtament in einem einzigen Alte, bei fhrift- 
lihem Teſtament alfo in einer einzigen Ur— 
tunbe, fo ift ein gemeinfhaftlihes Teftament 
vorhanden. Gemeinſchaftlich ift aber ein T. nicht nur dann, 
wenn mehrere Perfonen in einem Atte zwei voneinander unabhän- 


bie F. fei feine uneheli ‚ohter. — Er bebentt den Schwimmlehrer D. in 
der irrigen Meinung, nicht ber Schüler P. fondern ber D. Babe ben Sohn 
der Erblafierd aus einer Lebensgefahr errettet. In_beiden Fällen ift ans 
gumehmen, ba fe een bie a — ar Rarlon enqufeben, ge 
jene vom Erblaffer vorausgeſe en! te. rt bie F. 
bier ber P. Ente 5 


)3. 8. ber nei jet die ©. ein, in ber irrigen Meinung, fie, nit 
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gige letztwillige Verfügungen errichten (t. simultaneum), fonbern 
auch dann, wenn fid) die Teſtatoren gegenfeitig bedenken (t. reci- 
procum). Iſt im Ießteren Falle ber Beſtand des einen T. von bem 
des andern abhängig, jo nennt man e8 ein Torrefpettides. 
Der Unterfchieb dieſes Tegteren vom Erbvertrage liegt nur in ber dem 
Vertrage eigentümlichen Ausſchließung bes Widerrufs. 

Das römifche Recht geftattete gemeinfchaftlice Teftamente (1. 19 
C. 2, 3) nur Soldaten. Auch dem früheren beutfchen Rechte war das 
g. T. fremb. Erſt nad) ber Rezeption bilbete es ſich zu einem Rechts⸗ 
inftitute bes gemeinen Gewohnheitsrechts aus und ift in das BSEB 
(88 2265—2273) übergegangen; es ift aber hier, im Gegenfage zum 
gemeinen Rechte, ber allgemeinen Gepflogenheit entfprediend, nur 
Ghelenten geftattet ($ 2265). 

2. Die Errihtung eined g. X. unterliegt nad altem und 
neuem Rechte ver allgemeinen Teftamentzform, es gelten 
daher aud bie Erleichterungen und Erſchwerungen, bie bei ber 
Teftamentserrichtung überhaupt möglich ober geboten find. Natür- 
lich darf bie Form bes t. ruri conditum ſchon dann gewählt werben, 
wenn beren Vorausſetzung nur bei einem der Teftatoren vorhanden ift 
(8 2266). Das neue Recht ($ 2267) erleichtert zudem das (fchrift- 
liche) Privatteftament infofern, als e8 nur verlangt, daß ein Teſta⸗ 
tor fein Zeftament nieberfchreibt und ber andere Teſtator bie mit 
Zeit: und Ortsangabe verfehene Erklärung, daß das Teſtament auch 
als fein Teſtament gelten folle, eigenhändig ſchreibt und unter= 
Schreibt, 

3. Das gemeinfhaftlihe Teftament enthält zwei 
einfeitige legtwillige Verfügungen. Hieraus folgt, daß jedes 
Zeftament von dem andern unabhängig ift, daß alfo troß Richtig- 
teit be3 einen das anbere gültig ift und troß erfolgten Widerrufs 
be3 einen das anbere beftehen bleibt. Diefer Grundfaß 
gilt aber nit für bie etwa im Teſtament enthaltenen For- 
reſpektiven Beftimmungen (8 2279). ft baher bie Verfügung bes 
einen nichtig, fo ift auch bie korreſpeltive Verfügung bed andern un 
wirkſam. Der Widerruf fteht auch hier jevem Xeftator frei, aber 
fein Widerruf hebt auch bie Torrefpeftiven Verfügungen des andern 
auf. Allein das Widerrufsrecht eined jeben Teſtators er= 
liſcht mit der Annahme bes ihm vom andern Zugemwenbeten 
(82271). Man hat dies mit der Vertragsnatur der Torrefpektiven Anz 
orbnungen erklären wollen und angenommen, daß ihnen eine im 
Zeftamente nicht notwendig zum Ausdrucke zu bringenbe Berein- 
barung der Zeftatoren zugrunde Tiege (RG 6, 174). Wäre biefe 
Auffaffung richtig, fo müßten jene Veftimmungen fon bei Leb- 
zeiten beider Teftatoren für beibe unwiderruflich fein. Die Bindung 
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Tiegt aber erft in der Annahme der Erbſchaft bes Erftverftorbenen 
durch ben Überlebenden, bie Annahme enthält alfo einen Verzicht 
auf das Widerrufsrecht; ber Verzicht wird aber nicht gegenüber dem 
Verftorbenen, ber mit feinen Beftimmungen nicht einen Vertrags— 
antrag, fonbern nur einen Wunſch kundgegeben hatte, fonbern gegen- 
über benjenigen erklärt, bie durch bie Zorrefpeftinen Beftimmungen 
Rechte erivorben haben. Daher behält ber Überlebenbe das Wiber- 
rufsrecht gegenüber einem Bedachten, ber fich einer ſolchen Verfehlung 
ſchuldig macht, die eine Pflichtteilsentziehung rechtfertigen würde 
(88 2271, 2294, 2336). Welche Beſtimmungen torrefpeltin gemeint 
find, ift Sache der Auslegung. Im Zweifel iſt die wechſel— 
feitige Bedentung ber Ehegatten, fomie die von 
demeinen Gatten zugunften bes andern getrof= 
fene Zuwendung mit ber von bem bedachten Gatten zugunften 
einer dem andern Gatten naheftehenden Perfon getroffenen Ver— 
fügung torrefpektiv ($ 2270). Hat alſo der A, feiner Frau B. den 
Nießbrauch an feinem ganzen Nachlaß außgefegt, und hat die letztere 
bem Bruber des Mannes au aus ihrem eigenen Vermögen eine 
Rente vermacht, Jo Tann bie B. bei Lebzeiten des A. das Renten- 
vermächtnis zwar wiberrufen, aber nur mit ver Folge, daß nun auch 
ber ihr eingeräumte Nießbrauch megfiele; wollte aber bie 8. nad 
dem Tode bes A. den Nießbrauch außüben und das Rentenbermächtnis 
miberrufen, fo würde ihr Schwager gleichwohl bie Rente fordern 
bürfen, weil fi) Die B. durch Annahme des Nießbrauchs ihm gegen- 
über bed Widerrufsrechts begeben hat. Unter analoger Anmwenbung des 
$ 2287 nimmt die herrfchenbe Meinung auch an, daß der gebundene 
Überlebenbe nicht fog. fraubulofe Schenkungen machen bürfe (RG 
, 64). 

Der Widerruf nicht Torrefpeftiver Anorbnungen erfolgt wie 
ber Widerruf eines einfachen Teſtaments, ber Widerruf korreſpeltiver 
Verfügungen aber kann nur in ber für den Rüdtritt vom Erbvertrage 
vorgeſchriebenen Form, nämlich durch eine dem andern Teile gegen- 
über abgegebene, gerichtlich oder notariell beurfundete Erklärung er- 
folgen (88 2271, 2296). Errichtet ber eine Gatte einfeitig eine neue 
Verfügung bon Todes wegen, fo können durch fie nur felbftändige 
(einfeitige), nicht torrefpeftive Unorbnungen des gemeinſchaftlichen 
Zeftament3 aufgehoben werben. 

Häufig wird beftimmt, daß nad) dem Zobe beider Gatten ber 
Nachlaß beider Gatten auf einen Dritten übergehen fol. Dann ers 
wirbt ber Dritte das Vermögen des Lepiverftorbenen und ben Nach-⸗ 
laß bes Erfiverftorbenen ald einheitlihe Maffe Die 
juriftifche Geftaltung des Rechts biefes Dritten mar zweifelhaft. 
Nach ber Praris des gemeinen Rechts (RG 27, 150; 38, 217) ver= 
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fügt ein jeber Zeitator nicht über frembed Gut, ſondern nur über 
feinen Nachlaß und beruft für den Fall feines früheren Todes nur 
den andern Ehegatten, für den Fall feines Überlebens den Dritten. 
Der Dritte ift alfo nicht Nacherbe bes Erftverftorbenen, fondern 
aufdenganzen Nahlaß Erbe bes zulegt verſtor— 
benen Ehegatten ($ 2269, |. unten $ 308), mithin unter= 
lit ber überlebenbe Ehegatte nicht ben Beſchränkungen des Vor— 
erben. 

Die Zurüdnahme bes g. ©. aus der amtlichen Verwahrung fann 
nur durch beide Gatten gefhehen. Die Eröffnung be T. erfolgt in 
der Weife, daß, ſoweit möglich, nur die Verfügungen bes Verſtor⸗ 
benen verfünbet und in einer beglaubigten Abſchrift niebergelegt 
werben, bad T. aldbann aber wieber verfchloffen und in Verwahrung 
genommen wird ($$ 2272, 2273). 


8 292. Teſtamentsvollſtreder.) 


1. Geſchichte. Zwar kannte das ältere römiſche Recht im 
familiae emtor (oben $ 277) einen wirklichen Vollfireder bed vor 
ihm erklärten Teſtaments. Da er aber fpäter zu einem bloßen 
Solennitätzeugen herabfant und ſchließlich verſchwand, ift nicht im 
ihm, fondern in bem beutfchrechtlichen Treuhänder (mahus fidelis) 
der Urfprung des heutigen Teſtamentsvollſtreders zu erbliden. Denn 
obmohl vor der Aufnahme der fremben Rechte der Treuhänder 
(salmann) dazu diente, eine Verfügung von Todeswegen zu ermög- 
lichen, behielt man nad; Einführung des römifchen Teſtamentsrechts 
die Sitte bei, eine Perfon zu ernennen, welche ben im Teſtament er⸗ 
Härten Willen des Teſtators ausführen follte. Der beutfchrechtliche 
Gedanke ber Treuhänberfchaft fand indes in bem fpätern Teſtaments- 
vollftreder nur eine Form bes Ausbruds. Überall, wo er zur Geltung 
am, erblidte man in dem Treuhänder eine Perfon, die in frembem 
Intereſſe, nicht in fremden Namen, eigene Rechte in eigenem 
Namen auszuüben hat, aber mit ber von vornherein gegebenen und 
feiner Rechtsſtellung eigentümlichen, baher auch gegen Dritte wirken» 
den Befchräntung, die ſich aus der Verpflichtung ergab, jene Rechts⸗ 
ſtellung nicht in eigenem Intereſſe zu gebrauchen. Seine Aus— 
geftaltung hat das Inſtitut des Teftamentspollftreders durch bie Par⸗ 
tifularredite und durch bie gemeinrechtliche Praxis erfahren. Das 
BGB Hat das Anftitut der herrfchenben Lehre entfprechend behandelt, 
aber aber auch fottgebildet. 


mbildung zur Teſtamentävoll —* (Gierke: Unterſuchungen 


w Er Darüßer namentih Schule: Die longobardiſche erh unb 
ihre 
DB. 49). Derfelbe: Treuhändler im geltenden bürgerl. Recht. 
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2. Begriff. Über die rechtliche Stellung be Teſtamentsvoll⸗ 
fireder3 herrſcht Streit. Man hat darauf Gemicht gelegt, daß er 
fremde Intereſſen wahrnimmt, daher in ihm einen Beauftragten 
tes Erblaffers erblidt, obwohl ber Teſtamentsvollſtreder Angelegen- 
heiten erledigt, die nicht mehr ſolche des Erblafferd fein können, 
feine Stellung aud nicht auf Vertrag beruht und nicht wiberruflich 
ift; man hat in ihm einen Vertreter des Erben erblidt, obwohl er 
gegen ben Willen und daß Intereſſe bes Erben handeln kann; man 
bat in ihm einen Vertreter des Nachlaſſes gefehen, obwohl es feine 
hereditas jacens mehr gibt. Andere haben zu farte Gewicht 
darauf gelegt, daß der Teſtamentsvollſtreder eigene Rechte hat, 
unb daher bie Ernennung eines folden als Vermächtnis angefehen, 
obwohl ber Legatar nur Rechte, aber keine Pflichten Hat; man hat 
ihm ein bingliches Recht am Nachlaß eingeräumt, obwohl das fub- 
jettine Recht bem eigenen Intereſſe des Berechtigten dient und ber 
Nachlaß nit Sache im Sinne des Sachenrechtes ift. Das richtige 
ift, ihn wie dem Konkursverwalter und dem Zwangsverwalter eine 
auf dem Willen des Erblaſſers beruhende, in ber Ausführung des 
legten Willens beftehenve Pflihtftellung einzuräumen, bie ihn 
ermächtigt, nad eigenen Entſchlüſſen und in eigenem Namen zu 
handeln. Seine Befugniffe werben im Ziweifel begrenzt Durch 
bie ihm im Zeftamente geftellte Aufgabe: die Seftftellung, Vers 
maltung und Verteilung bes Nachlaſſes (RG 32, 152). Diefer An- 
ſchauung trägt dad BGB dadurch Rechnung, daß es die Stellung bes 
TB. als ein Umt bezeichnet. 

3. Ernennungsredt. Das Recht, einen ober mehrere T.V. 
(8 2197) zu ernennen, fteht nur dem Erblaffer zu; bie Be— 
fimmung ber Berfon fann einem Dritten ober bem Nad= 
laßgericht überlafien, der ernannte T.-®. kann ermächtigt wer⸗ 
den, fi) Mitvollftreder ober einen Nachfolger zu ernennen. Die Er- 
nennung eines Gefchäftsunfähigen, eines beſchränkt Gefchäftsfähigen 
ober eines wegen Gebrechen unter Pflegſchaft Stehenben ift unwirl⸗ 
fam. Das Amt bes T.-B. beginnt mit ber von ihm dem Nachlaß— 
gericht gegenüber abgegebenen Annahmeerklärung (88 2201, 2202). 

4. Die Vollmacht des T.⸗V. hat einen gefeglihbeftimm- 
ten Umfang, ber Erblaffer aber ift befugt, diefe Vollmacht ein⸗ 
zuſchränken ober zu ermeitern. 

a) Die ohne weiteres mit bem Amt eines 3.8. verfnüpften 
Befugniffe und Pflichten find: 

aa) die Ausführung ber letztwilligen Berfügungen bes 
Erblaffers ($ 2203), 

bb) die Auseinanderjegung zwiſchen ben Miterben 
nad) deren vorheriger Anhörung ($ 2204), 
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ce) die Bermaltung bes Nachlaſſes (66 2205 — 2207). 
‚Hierzu gehört die Befugnis, ven Nachlaß, d. i. bad Ganze, in Be 
fi zu nehmen, über die Nadlak gegenftände, d. 5. die einzelnen 
Saden und Rechte, zu verfügen, und foweit bie zum Zweck ord- 
nungsmäßiger Verwaltung notwendig ift, Verbindlichkeilen einzu- 
gehen (3. B. Sach⸗ und Dienfimietverträge zum Zwecke der Fort⸗ 
führung des Geſchäfts des Erblafferd abzufcliegen). 

b) ber Erblaſſer lann die Machtbefugniffe des T.V. in ber 
Weife erweitern, baß er ihn bon ber aus dem Erforberniffe ber 
Notwendigkeit ſich ergebenden Beſchräntung in der Eingehung bon 
Verbindlichkeiten befreit (8 2207). Er kann ben T.⸗V. aber auch be— 
Thränten, indem er ihm bie Befugnis, ben legten Willen auszu- 
führen, benimmt, oder indem er ihm ausſchließlich die Nachlaßver⸗ 
waltung ober bie Verwaltung einzelner Nachlaßgegenftänbe, die Aus: 
führung der einem Vermächtnisnehmer obliegenden Pflichten, die 
Wahrnehmung ber Nechte eines Nacherben überträgt (58 2208— 2210, 
2222, 2223).) Handelt der T.⸗V. gegen biefe Ermächtigung, fo ift 
er in jedem alle ſchadenserſatzpflichtig; von ber Unmwirkfamteit feiner 
Handlungen gilt das über vollmachtswidriges Handeln eines Gtell- 
vertreters Gefagte ($$ 177—180), dad Teſiament ift die Vollmachts⸗ 
urkunde. 

Soweit bie Mactbefugniffe des Teſtamentsvoll— 
ſtrechers reichen, tritt dieſer night neben, fondernanbie 
Stelle des Erben. Daher kann 

a) ber Erbeniht über Nachlaßſachen verfügen, 
die ber Verwaltung bes Vollſtreders unterliegen, und Rechte, bon 
denen dasſelbe gilt, nicht gerichtlich geltend machen ($$ 2211, 2212). 
Haben hiernach bie Rechtshandlungen des T.-V. biefelbe Kraft, als 
ob fie ber Erbe vorgenommen hätte, fo muß bie auch von dem Urteile 
gelten, das in einem zwiſchen dem Wollftreder unb einem Dritten 
geführten Prozeß erlafien wird ($ 327 ZPO). 

b) Ubmwehrhandlungen für den Nachlaß kann aber 
ſowohl der Vollftreder als au ber Erbe vornehmen. 
Daher kann ein gegen ben Nachlaß gerichteter Anſpruch gegen ben 
Erben oder gegen ben Vollftreder gerichtlich geltend gemacht mer« 
den ($ 2213 8GB, 327 ZPO). Es Hat z. B. derjenige, ber den 
Nießbrauch an einem zum Nachlaß gehörigen und vom Vollſtreder 
vermwalteten Gegenftand in Anfprud nimmt, die Wahl, gegen. ben 
Vollſtreder ober gegen ben Erben zu lagen, denn fiegt er aud) nut 
gegen einen bon diefen ob, fo muß der andere das Urteil gelten Taffen. 


’) Zeitliche Begrenzung $ 2210. 
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Zur Zwangsvollſtredung in ben Nachlaß aber if 
ein gegen ben Vollſtreder erlaffenes Urteil er» 
forberlih und ausreichend, meil biefer allein die Ver⸗ 
fügung über ben von ihm verwalteten Nachlaß hat. Obwohl er aber 
die Verfügung auch dann hat, wenn nur ein einzelner Gegenftand 
feiner Verwaltung unterliegt, bebarf es bod zur Zwangsvollſtredung 
in diefen Gegenftand eines Urteils, das den Erben zur Leiftung, ben 
‚Vollftreder zur Duldung ber Erefution verpflichtet ($ 748 ZPO). 
Pflichtteilanſprüche können nur gegen ben Erben 
‚geltend gemacht werben, weil beren Abwehr nicht zu ben Aufgaben 
des Vollftrederd gehört (8 213), foll aber ein folder Anfprud im 
Wege ber Zwangsvollitredung in ben Nachlaß bucchgefegt werben, 
jo ift ein Schulbtitel erforderlich, der fidh gegen den Erben und 
ben Vollftreder richtet, weil mieberum ber lehtere bie Verfügung 
"über ben bon ihm verwalteten Nachlaß hat (8 748 ZPO). 

Eine weitgehende Beſchränkung ber Gläubiger des Erben 
(nicht ber Nachlaßgläubiger) liegt darin, daß fie ſich nicht an Gegen- 
ſtände halten dürfen, welche der Verwaltung des Vollſtreders unter- 
liegen ($ 2214).:) 

5. Stellung zum Erben. Erbe und Volltreder ftehen in einem 
dur das Teftament begründeten Rechtsverhältnis. Aber 
dieſes Rechtsverhältnis ift nicht ein Auftragsverhältnis, überhaupt 
tein Vertragsverhältnis, denn es wirb begründet durch bie Anorbnung 
des Erblaſſers und kann bon den Erben nicht widerrufen werben. 
Es ift ein auß ber Verfügungsmacht bes Erblaſſers gefchöpftes, mit 
„Amt“ nur ungenau bezeichnete Rechtsverhältnis, das dem T. Recht 
und Pflicht einräumt, Fraft eigener Befugnis frembe ntereffen zum 
Zwede ber Erreichung eines beftimmten Ziele wahrzunehmen. Eine 
Verlegung ber aus ihm ſich ergebenben Pflichten begründet für ben 
Erben und gegebenen Falle auch für den Vermächtnisnehmer einen 
Schabenserfaganfpruch gegen den Vollftreder (8 2219). Diefer An- 
ſpruch ift fein Deliktanfpruch, denn er entfteht auß der Verlegung 
einer bereit3 beſtehenden Pflicht. 

6. Beendigung. Das Amt bes Vollſtreders erlifcht mit Ein- 
tritt des ber Teſtamentsvollſtredung als Ziel gefeßten Ereigniſſes, 
mit dem Tode oder ber Unfähigkeit des Vollſtreders, durch eine vom 
dieſem auögehende Kündigung und mit feiner Entlaffung durch das 
Nachlaßgericht, letzteres wenn ein wichtiger Grund vorliegt ($$ 2225 
bis 2227). 


) Nur wegen ber Reinlichleit ber dem Vollſtreder obliegenden Vers 
waltung. 
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B. Der Erbvertrag.) 
8 293. Der allgemeine Erbvertrag. 


I. Geſchichte. Einen Vertrag, durch ben füh jemand einen 
Erben beruft, verwarf daß römifche Recht als unfittlich, weil der Erb= 
laffer damit feine Zeftierfreiheit aufgab. Seinen Urfprung hat der 
Erbvertrag vielmehr in bem Erbſchaftsgedinge bes älteren. beutfchen 
Rechts. Dieſes beftanb in alter Zeit barin, daß derjenige, ber feinen 
gefeglichen Erben hatte, einen folhen annahm und ihm fein Ber- 
mögen auf ben Todesfall zumendete (thinx oder adfatimus). Schon 
früh ließ man Vergabungen von Todeswegen in der Weife zu, daß 
man einem Salmann oder Treuhänder ein Gut aufließ mit der Ab—⸗ 
rede, daß dieſer e8 nad; Jahr und Tag dem Bedachten übergebe. Enb= 
lich erfolgten bie Vergaßungen in ber Weife, daß einzelne Bermögens=- 
ftüde bem Bedachten unmittelbar gefchentt, von biefem aber bem 
Schenker zur lebenslänglichen Nutung zurüdgegeben wurden (Ber- 
gabung don Xobesmwegen). Indeſſen erft nach ber Rezeption des 
römifchen Rechts entmwictelte fich das Geſchäft in ber Weife, bag man 
unter Unmenbung bes römiſchen Teſtamentsrechts den Vertrag zu 
einem bem Teftamente gleichjtehenden erbrechtlichen Delationzgrunde 
machte. Der Erbvertrag wurde auf diefe Weile durch Gewohnheits⸗ 
tet zu einem gemeinrechtlichen Inſtitut und ging auch in bas 
BGB über. 

II. Begriff. Man bezeichnete früher als Erbvertrag jeden Ver⸗ 
trag über das Erbrecht eines ober beider Kontrahenten unb ſprach 
daher von einem Erbeinfegungßpertrag, wenn ein Zeil 
ben andern ober beide Teile ſich gegenfeitig zu Erben einfegten, und 
bon einem Erbberzichte, wenn ber gefehliche Erbe fein Erb- 
recht buch Vertrag aufgab. Das BGBnennt Erbvertrag 
nurben Erbeinfeßungäbertrag, während es ben Erb- 
verzicht zutreffend als beſonderes Inſtitut behandelt. 

Zu unterſcheiden vom Erbvertrag ift ber Vertrag über 
die Erbſchafteines nochlebenden Dritten (pactum 
de hereditate tertii), denn er begründet nur bie perſönliche Ver- 
pflichtung zur Übertragung bed zu erwartenden Nachlaffes unter 
der Bedingung, daß der Veräußerer Erbe wird, das Erbrecht felbft ift 
nicht Gegenftand des Vertrags. Ein folder Vertrag mar nach römis 
Them Rechte nur dann gültig, wenn ber Erblaffer dem Vertrage zu- 
ftimmte und bie Genehmigung nicht vor feinem Tode wiberrief (RG 
4,125; 1.30 0.2,3;1.282D.28, 6). Da ein folder Vertrag auch 

>) Shiffner: Der Erbvertrag nach dem BGB. 1899. Hellwig: 
Die —E A Zeiftungen an Dritte, 7 ©. 591—670. ° 8 
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nach unſeren Anfhauungen anftößig ift, erflärt bad BGB ($ 312) 
nicht nur den Vertrag über den Nachlaß, ſondern auch den über den 
Pflichtteil oder ein Vermächtnis aus dem Nachlaß eines noch leben⸗ 
den Dritten für nichtig. Zugelaffen, aber gerichtlicher ober 
notarieller Beurkundung unterworfen, ift der Vertrag nur unter 
den gefeglihen Erben bes Dritten. 

Der Erbvertrag bildet nach herrſchender Anficht nicht eine eins 
feitige letztwillige Verfügung und einen hiervon verfchiebenen ver⸗ 
tragsmäßigen Verzicht auf die Teſtierfreiheit,) fondern ein einheit⸗ 
liches Nechtögefchäft von Todeswegen. Gr ift fein Dinglicher Vertrag 
und begründet alfo nicht ein fofort wirffames Recht am Nachlaß 
noch ein durch ben Tod bed örblaſſers bedingtes Recht auf den 
Nachlaß, er iſt auch kein obligatoriſcher Vertrag, der den Erblaſſer 
zu einer Leiſtung verpflichtet, ſondern er iſt ein rein erbrechtlicher 
Vertrag, der ein erft mit dem Tode des Erblaſſers eintretendes Recht 
begründet. Die Folge der verttagsmäßigen Bindung be Erb- 
laffers ift ber Verluft feiner Teftierfreiheit. Mithin ift 
ber Erbvertrag zwar eine Verfügung von Todeswegen, aber feine 
letztwillige Verfügung (vgl. $ 1937 mit $ 1941). Der Erblaſſer ift 
jeßt zwar gehinbert, durch, einen |päter mit einer anderen Perfon 
geſchloſſenen Erbvertrag oder duch ein Zeftament die im Vertrage 
getroffenen Verfügungen zurüdzunehmen, nicht aber überhaupt ein 
Zeftament zu maden. Denn ein fpätere® Zeftament ift gültig, 
fomeit bie Rechte des vertragsmäßig Bedachten nicht beeinträchtigt 
werben, alfo wenn biefer das Zugewendete nicht erwirbt und ſoweit 
ber Erbvertrag über den Nachlaß eine Beſtimmung nicht enthält. 
Ein ſpäteres Teſtament ift auch dann gültig, wenn ber Erblaffer fi 
im DBertrageben Rüdtrittporbehalten hat (882293, 
2298). Ein Vertrag, ber ohne Erbvertrag zu fein, nur bie Abſicht 
hat, eine perſönliche Verpflichtung zur Aufgabe ober Beſchränkung 
der Zeftierfreiheit zu begründen, ift nad) neuem, barin mit bem 
römiſchen übereinftimmenben Rechte ($ 2), nichtig. 

° Die Bindung, alfo das Unterfeheidende des Vertrags, lann auf- 
gehoben werben durch den vom BGB (8 2293) dem Erblaſſer auß- 
brüdlich geftatteten vertragamäßigen Vorbehalt des Rücktritis. So— 
meit ber Vorbehalt reicht, ift der Vertrag in Wahrheit eine einfeitige 
leptwillige Verfügung, alfo ein Zeftament, jo daß, wenn ber Erb- 
vertrag unter Eheleuten geſchloſſen ift, die Vorfchriften über das 
gemeinschaftliche Teftament in Anmenbung fommen. 


8 & 50 Hartman n: Zur Lehre bon den Erbverträgen und ben ges 
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Eine Bindung des Berufenen begründet ber Erbvertrag 
nit. Ihm gibt er nur ein Recht, er wahrt ihm alfo die Befugniz 
der Erbſchaftsausſchlagung. 

II. Form. Nach gemeinem Recht war ber Erbvertrag ala 
Bertrag einer Formvorſchrift nicht unterworfen (RG 8, 133). In 
Übereinftimmung mit Partitularrechten erblidt aber da BGB im 
Erbvertrag eine dem Zeftament an Bebeutung gleichſtehende Ver⸗ 
fügung bon Todeswegen, e8 verlangt deshalb die Beob— 
achtung der Teſtamentsform, und zwar fogar ber Form 
des (mündlichen) öffentliden Teitaments unter Ausfhluß der 
pribilegierten Form. Es kann alfo ein Erbvertrag nur vor einem 
Richter ober Notar, bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile, ge⸗ 
ſchloſſen werben, und es treten auch bei ihm bie Erſchwerungen ein, 
bie in gewiſſen Fällen beim Zeftament geforbert werben. Danach 
tönnen beibe Teile ihre Erklärungen mündlich abgeben, fie können 
gemeinfam eine Schrift überreichen, ed Tann jeber bon ihnen 
eine Schrift überreichen, e8 Tann ber eine eine mündliche Er— 
Härung abgeben, der andere eine Schrift überreihen. Für den 
don Eheleutenin einem Ehevertrage mitenthal= 
tenen Erbvertrag genügt die Ehevertragßform 
(8 2276). 

Die Vertragsurkunde wird in amtliche Verwahrung genommen, 
falls bie Vertragsteile nit das Gegenteil wünſchen, mas dann an= 
zunehmen ift, wenn der Erbvertrag mit einem andern Rechtägefchäft 
in berfelben Urkunde verbunden wird ($ 2277). 

Der Erbvertrag fann vom Erblaffer nur perſönlich 
geſchloſſen werben; fegen fi die Kontrahenten alfo gegenfeitig ein, 
fo müffen fie beibe vor ber Urkundsperſon erſcheinen. Der bloß an= 
nehmenbe Zeil aber ann ſich vertreten laffen.(vgl. $ 2274). 

IV. Die Grbvertragsfähigteit fälli für den Erblaffer 
aufammen mit ber unbefchräntten Gefhäftsfähigleit. Die 
fer im alten und im neuen Rechte ($ 2275) geltende Grundfag if bie 
Folge davon, daß ber Erblaſſer das Recht der Teftierfreiheit auf⸗ 
gibt, während er das Teftament widerrufen kann. 

V. ®irfung. 1. Mit dem Bertragsfäluffe tritt die 
oben bezeichnete Bindung ein. Cie befteht, da ber Vertrag nicht 
dinglihe Wirkung hat, 

a) in ber Beſchränkung bed Erblafferd, legt millig anbers 
au verfügen, al3 im Wertrage gefchehen; eine Beſchränkung, unter 
Lebenden zu verfügen, trittnichtein. Wenn ber Erblafler 
aber eine Schenkung in ber Abficht macht, ben Vertragserben zu bes 
einträdhtigen, kann biefer das Geſchenkte als grunblofe Bereicherung 

aurüdforbern, ſobald ihm bie Erbſchaft angefallen ift. Das Gefek 
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behanbelt alfo die „Fraubulofe” Schenkung zwar nicht als nichtiges 
Rechtsgeſchäft, aber es mißbilligt fie, indem es im gegebenen Falle der 
Liberalität die Bebeutung eines teöitfertigenben Verãußerungs⸗ 
grundes henimmt (88 2286, 2287, 812)." 

b) Der Erbvertrag hebt aber auch frühere letztwillige Ver⸗ 
fügungen bes Erblafler auf, ſoweit fie bie Rechte des Vertragserben 
beeinträchtigen ($ 2289). 

2. Mit dem The bes Erblaſſers erfolgt die Berufung 
bes Eingefegten zur Erbfolge. Das gemeine Recht entſchied fih (RG 
11, 215) dabei für bie Richtanwendbarkeit ber dem römifchen Teſta⸗ 
mentsrecht eigentümlihen Grundſätze insbefonbere be formellen 
Noterbrecht3 und bes Satzes nemo pro parte etc. Nach neuem 
Necht unterliegt die Erbfolge aus einem Vertrage benfelben Srund« 
fügen, wie bie teftamentarifche Erbfolge Es 1941, 2279). 

Der Erbvertrag ift ein einfeitiger, wenn nur ein Rontra- 
hent Erblaffer ift, ein wecfelfeitiger, wenn fi bie Vertrag» 
[hließenden gegenfeitig bebenten. Durch einfeitigen E. Tann ber an= 
dere Zeil ober ein Dritter eingefept werden (F 1941). In der Ur- 
tunbe aber, die ven Vertrag enthält, können vertragsmäßige und ein— 
feitige Verfügungen enthalten fein: unb zwar können alle Ver— 
fügungen, bie durch Teſiament getroffen werben fünnen, auch im 
Erbvertrag ald einfeitige Verfügungen getroffen werben, wäh— 
rend buch Vertrag nur Erbeinfekungen, Vermächt- 
niffe und Auflagen angeorbnet werden können 
(88 2299, 2278). Iſt alfo im Erbvertrag eine Beſtimmung ent= 
halten, bie fich äußerlich als übereinftimmende Willenserklärung 
beiber barftellt, aber nicht im Wege bes Vertrags getroffen werben 
Tann, fo ift der Verfügenbe an fie nicht gebunden. Iſt z. B. im Erb⸗ 
vertrag eine Pflichtteilgentziehung ober die Ernennung eines Zefta- 
mentsbollftreder& ober eines Vormundes enthalten und vom anbern 
Zeil angenommen, fo unterliegt bie Anorbnung dem Widerruf, ohne 
daß dadurch ber übrige Inhalt bes Vertrags gefährbet würde. Die 
bon beiden Zeilen getroffenen vertragsmäßigen Verfügungen ſtehen 
untereinander im Berbältniffe ber Korrefpettinität. Iſt 
alfo die eine Verfügung nichtig, fo ift es aud) die andere ($ 2298). 

VI. Anfechtung. Das gegen ein Teftament gerichtete, dem Be⸗ 
nachteiligten zuftehende Anfechtungsrecht, fteht gegenüber 
bem Erbvertrag auch dem Erblaſſer au (38 2281, 2078, 2079), denn. 
er ift als Vertragspartei durch eine auf einem MWillenzfehler be= 
ruhende Bindung in ungerechtfertigter Weife benachteiligt. Die Ans 


”) Verjährung in 3 Jahren vom Anfall an. — Erfaganfprud bes 
Bermächtnisnehmers $ 2288. 
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fechtung Tann nicht durch einen Vertreter erfolgen, fie bedarf ber ge⸗ 
richtlichen ober notariellen Beurkundung und ift an eine einjährige 
Ausfhlußftift gebunden ($$ 2282 —2284). 

VI. Aufhebung. Der Erbvertrag wird aufgehoben: 

1. durch einen in ber Form be Erbvertrags gefchloffenen Ber - 
trag, welcher wieberum bie perfönliche Anmefenheit des Erblaſſers 
erfordert. Der Vertrag kann nur bon den Kontrahenten, alfo nur 
hei Lebzeiten beiber Kontrahenten geſchloſſen werden ($ 2290). Ber- 
tragsmäßige Vermächtniſſe und Auflagen fünnen vom Erblaffer zwar 
durch Zeftament aufgehoben werben, aber nur mit der gerichtlich oder 
notariell beurfundeten und unwiderruflichen Zuftimmung bes anbern 
Vertragsteild ($ 2291); 

2. dur Rüdtritt eines Kontrahenten. Das Rüdtritts- 
recht kann beruhen auf Vertrag ($ 2293) over Geſe tz; ein ge- 
fegliches Rüdtrittsrechi ift für den Erblaſſer gegeben: 

a) wenn fi ber Bebachte einer Verfehlung ſchuldig macht, bie 
den Erblaffer zu einer Pflichtteilgentziehung berechtigt ober berech⸗ 
tigen mwürbe, wenn ber Bedachte zu feinen Abkömmlingen gehörte 
(88 2294, 2333); 

b) wenn bie Zumwenbung getroffen ift mit Rüdfiht auf eine 
rechtsgeſchäftliche Verpflichtung bed Bedachten, dem Erblaffer für 
beffen Lebenszeit wiederkehrende Leiftungen zu entrichten, insbeſon⸗ 
dere Unterhalt zu gewähren, und bie Verpflichtung vor dem Tode des 
Erblaffer aufgehoben wird ($ 2295). Die Übernahme jener rechts⸗ 
geſchäftlichen Verpflichtung bildete hier nur den Beweggrund, keines⸗ 
wegs bie Gegenleiftung für bie erbvertragsmäßige Zumenbung. 

Der Rüdtritt muß vom Erblaffer perfönlich, gegenüber dem an= 
dern DVertragsteil erklärt werben und bebarf ber gerichtlichen ober 
notariellen Beurfundung ($ 2296); nad; dem Tode des andern Ver— 
tragsteils kann der an ſich gerechtfertigte Nüdtritt durch Zeftament 
erfolgen ($ 2297). 

Im Falle der Aufhebung durh Vertrag entſcheidet ber 
Wille beider Kontrahenten, ob ber Erbbertrag ganz ober nur zu 
einem Teil aufgehoben werben fol. Anders wirkt ber einfeitige 
Rüdtritt. Ein folder hebt nur biejenige Verfiigung auf, von 
melcher zurüdgetreten wird. Tritt alfo ber Erblaffer von einem ein- 
feitigen Erbvertrage zurüd, fo fällt mit der Erbeinfegung zwar ber 
michtigfte Teil des Vertrags, doch können einfeitige, nicht Tortefpeftive 
Verfügungen bed andern Vertragsteils beftehen bleiben. Iſt ber Ver- 
trag ein zweifeitiger, haben alfo beide Zeile vertraggmäßige 
Verfügungen getroffen, gleichviel, ob dies Erbeinfegungen ober an—⸗ 
bere Verfügungen find, ob bie Kontrahenten ſich gegenfeitig ober 
Dritte bebenten, fo hebt infolge der Korrefpektivität der vorbehaltene 
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Nüdtritt den ganzen Vertrag auf. Diefes Rückrittsrecht kann aber 
nur bei Lebzeiten de andern Teils ausgeübt werden und erlifcht 
als ſolches, wenn der Überlebende bie Zuwendung aus dem Vertrage 
annimmt. Denn infolge bes Rücdtrittsvorbehalts Hatte der Erb- 
vertrag tatfählich nur bie Wirkung eines gemeinſchaftlichen korreſpek⸗ 
tiven Teſtaments; wie bei biefem, fo tritt auch beim Erbvertrage 
dieſer Art die Bindung erſt mit dem in der Annahme der Zuwendung 
enthaltenen Verzicht ein ($$ 2298, 2271). 

VIII. Eröffnung. Die Vorfchriften über die Teſtaments— 
eröffnung gelten aud; für den Erhvertrag ($ 2800). 


$ 294. Befondere Arten des Erbvertrags. 


1. Der Erbvertrag unter Ehelenten. Da derartige Verträge 
meift vor oder unmittelbar nach Eingehung ber Ehe geſchloſſen 
werben, ftellt dad BGB dem Vertrage unter Ehegatten ben Vertrag 
unter Verlobten gleich und räumt bie Befugnis zum Vertragsſchluß 
aud einem in ber Geſchäftsfähigkeit befchräntten Ehegatten ober Vers 
Iobten ein ($$ 2275, 2276)..) Der Vertrag fann mit dem Ehe 
vertrag in berfelben Urkunde verbunden werben, in welchem falle bie 
Form bes Ehevertrag genügt ($ 1434). Die Gültigkeit bes Vers 
trags hängt vom Beftande der Che ab, und die Aufhebung de Ver- 
trag3 Tann auch durch gemeinfchaftliches Teſtament erfolgen. 

Wie beim gemeinſchaftlichen Teftament ift ber Dritte, der den 
beiberfeitigen Rachlaß nad; dem Xobe bes Überlebenden erhalten 
fol, Erbe des zuletzt verſterbenden Ehegatten ($ 2280, 
T. oben $ 292 Nr. 3b). 

2. Der Eintindbfhaftsnertrag (f. oben ©. 250 Nr. 5) 
enthält einen Erbvertrag. 

3. Einen Erbvertrag enthält die vertragsmäßige Beftimmung 
über das Anerbenrecht (f. dieſes unten $ 304). 

4. Die Erbverpfründung ift ein Erbvertrag zugunften des⸗ 
jenigen, ber ſich durch Rechtsgeſchäft zu wiederkehrenden Leiftungen 
ingbefonbere zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet Hat (8 2296). 
Derartige Verträge werben regelmäßig mit Kranken-⸗, Armen- ober 
Rentenanftalten gefchloffen und fallen unter den Begriff des Leib- 
rentenvertrags (88 759761). Leibrenten⸗ und Erbertrag können 
in einem Afte gefchloffen und in berfelben Urkunde niebergelegt wer⸗ 
den. J dieſem Fall iſt bie Erbvertragsform ausſchließlich maß⸗ 
geben. · 


ggulimmung des geſetzlichen Vertreters, und ift dies ein Vormund, 
au Genehmigung bei Bormunbfchaftägerichts erforberlich. 
Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutſchlands. IV. Aufl. 49 
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5. Ein Familienfideikommiß kann durch Erbvertrag 
geftiftet werben (vgl. hierzu Art. 59 EG 3. BGB). 

6. Eine Erbverbrüderung ift der Vertrag einer Yamilie bes 
hohen Abel oder einer Linie einer ſolchen Familie mit einer andern 
hochadligen Yamilie ober andern Linie berfelben Yamilie, durch 
melchen für den Fall bes Ausſterbens der einen Yamilie oder. Linie 
ber andern Yamilie oder Linie die Nachfolge in die Güter oder ge— 
miffe Güter (Stammgüter) jener Familie oder Linie zugeſichert wirb. 
Diefe Verträge haben, fofern fie zugleich über die Staatsfutzeffion 
verfügen, die Bebeutung von Staatsberträgen und unterliegen dann 
regelmäßig als ſolche dem Verfaſſungsrechte der beteiligten Staaten. 
Im Gebiete des Privatrecht Tiegt ihre Eigenart darin, daß durch fie 
alle Mitglieber einer Familie als Erblaffer ein noch nicht beftimmtes 
Individuum einfegen. Das beftehende Recht, Erbverbrüberungen 
zu fließen, wird vom BGB nicht berührt (Art. 57 EG 3. BGB). 


Vierter Abfehnitt: 
Erbfolge gegen den Willen des Erblaſſers (Aoterbredit). 
8295. Die gefhichtlihe Entwidiung und das gemeine Recht. 


Im Noterbreht macht fi) der Gegenſatz ber römiſchrechtlichen 
und der beutfchrechtlichen Auffaflung bes Erbrecht beſonders ſtark 
geltend. Während es ber Stolz bes Römers mar, daß er aud nach 
feinem Tode noch Herr ſeines Vermögens blieb, bilbete nad} beutfchem 
Rechte das Warterecht der nächſten Erben eine meitgehenbe Ver— 
fügungsbeſchränkung. Daher bilbete die Grunblage bes römiſchen 
Erbrechts bad Teftament. In ihm lag bie Macht, den Nachlaß dem 
auzuivenben, ben ber biöherige Herr bes Vermögens zu berufen für 
gut hielt: Uti legassit suae rei, ita jus esto, fagten bie zwölf 
Tafeln. 

I. Das römiſche Recht beruhte alfo auf dem Grunbfage ber 
Teftierfreiheit: mer ein Zeftament errichtete, tonnte zum Erben 
berufen, wen er wollte. Obwohl das ältefte Recht diefen Grundſatz 
firenger durchführte als das fpätere, beftanden doch gewiſſe Be— 
ſchränkungen zugunſten von Perſonen, welche dem Erblaſſer nahe 
fanden. Diefe Beſchränkungen der Teſtierfreiheit bilden das Not⸗ 
erbrecht. 

Sie beſtanden nach dem alten Zivilrechte darin, daß ber 
Teſtator feiner sui, d. h. hier derjenigen Perſonen, welche in feiner 
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väterlihen Gewalt ftanden und durch feinen Tob gemwaltfrei wurben, 
im Teftamente gebenfen mußte; er mußte fie entweder zu Erben 
einfegen ober enterbin, nur präterieren, b. h. unerwähnt laſſen, durfte 
er fie niht: bie Präterition bewirtte Rihtigleitbes 
Zeftament3. Cr konnte ihmen bei Lebzeiten fein ganzes Ver— 
mögen zumenben, fie mit Legaten überhäufen, unterließ er aber ihre 
Einfegung ober Enterbung, fo mar das Zeftament nichtig. Wanbte 
er ihnen nur das Geringfte zu, beobachtete er aber die Form einer 
Erbeinfegung, fo Hatte er feiner Pflicht genügt und ein gültiges 
Teſtament errichtet. Enterbte er fie ohne Nennung eines Grunbes, 
tar für bie Enterbung auch tatfächlich fein Grund vorhanden, fo 
mar das Zeftament doch gültig, weil die Formel exheres esto ge- 
braudt war. Der im übrigen fouveräne Wille des Teſtators war 
alfo nur durch bie Pflicht, eine Form zu beobachten, gebunden, es 
beſtand nur ein formelles Noterbredit. 

Übrigens mußte ber Hausfohn nominatim (unter außbrüd- 
licher Nennung) und ab omni gradu, d. h, gegenüber ben ein- 
gefegten und gegenüber ben fubftituierten Erben enterbt merben,*) 
und bie Verlegung biefer Form hatte zur Folge, daß das Teſtament 
als nicht vorhanden galt. Dagegen Haustüchter und Enkel konnte 
der Teftator unter einer zufammenfaflenden Bezeihnung (inter 
ceteros) enterben. Verlegung biefer Pflicht Hatte zur Folge, daß 
das Xeftament beftehen blieb, jene sui aber fo behandelt murben, als 
mären fie mit ben Xeftamentserben eingefegt. Trat nach der Teſta⸗ 
mentderrichtung eine Perſon in bie Gewalt des Teſtators, oder wurde 
eine Perfon geboren, bie in feine Gewalt getreten fein würbe, wenn 
ex nicht zwiſchen der Konzeption und ber Geburt geflorben märe 
(postumus suus), fo murbe das Teſtament rumpiert. . 

Das prätorifhe Recht erweiterte den Kreis ber Perfonen, 
die ein formelleg Noterbrecht hatten, indem e8 allen benjenigen Per⸗ 
onen, welchen im Ebitte die bon. poss. unde liberi verſprochen 
mar, eine b. p. contra tabulas gemährte, wenn bie Form zu ihren 
Ungunften verlept war. 

Das zur Entſcheidung von Erbrechtsſtreitigkeiten zuftänbige 
Zentumpiralgericht erachtete es als eine Lieblofigkeit bes 
Zeftators, gewiſſe ihm naheftehenbe Perſonen nicht zu bebenten. 
War eine ſolche Perfon, wenn fie zu den Noterben nicht gehörte, nicht 
genannt, ober wenn fie zu ihnen gehörte, enterbt, fo war gegen das 
Zeftament nicht zu machen. Man griff daher zu dem eigentümlichen 
Mittel, anzunehmen, der Zeftator ſei bei Errichtung feines Teſta— 

*) War er gegenüber ben eingefebten Erben erherebiert, megenäber ben 
Subftituten übergangen, fo mar bie Einſetzun tig, bie Subftitution 
a L.38$ 8 we, 1885D. Ins site, f 
49° 
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ments nicht bei richtigem Verſtande geweſen, fehredte aber vor ber 
Folge diefer Auffaffung, nach welcher das ganze Zeftament nichtig 
fein mußte, zurüd. Diefe Anſchauungen führten zur Schaffung eine® 
eigenartigen Rechtsmittel: man gab bemjenigen Inteſtaterben, ber 
dem Zeftator fo nahe ftand, daß man ihm für berechtigt erachtete, 
wenigſtens mit einem Zeile feiner Ynteftatportion bebacht zu werben, 
bie querela inoffieiosi testamenti auf Refziffion des Teſtaments 
und Ausantwortung feines vol len Anteftaterbteils, ließ das Tefta- 
ment aber im übrigen beſtehen. Ob jener Teil des Nachlaſſes in Ge— 
ſtalt der Erbeinfegung ober des Vermächtniſſes hinterlaſſen wurde, 
war gleichgültig. 

Yuftinian hat in ber Nov. 115 das formelle und dieſes 
materielle Noterbredjt verſchmolzen. Er beftimmte, daß Afzen- 
benten ihre Defzenbenten und Defzenbenten ihre Afzenbenten, fofern 
fie gegebenenfalls inteftatberechtigt fein mürben, zu Erben einfegen 
müffen. Da es einerfeit3 gleichgültig mar, auf mie viel der Noterbe 
eingefeßt mwurbe, fo daß alfo auch eine institutio ex certa re ge= 
nügte, andrerſeits auch die reichlichfte Zumenbung der Gefegesnors 
ſchrift nicht genügte, wenn ber fo Vebachte nicht als Erbe eingeſetzt 
murbe, enthielt die Nov. 115 formelle Noterbrecht. Weiter aber mar 
beftimmt, daß, wenn ber Zeflator bie Erbeinfegung be Noterben 
nicht wolle, er ihn enterben fünne, daß er aber dann im Zeflament 
einen ber Gründe anführen müffe, der nach der Novelle zur Enterbung 
berechtigte. Yuftinian bat alfo die Enterbung erfchwert und bamit 
ben Yormalismus des bisherigen Noterbrechts vermindert. Er hat 
aber zugleich ein Pflichtteilsrecht jener Noterben anerkannt, infofern 
er fie nur dann als in ihrem Rechte verlegt anfah, wenn fie nicht 
menigftens ben vollen Pflichtteil zugemenbet erhalten hatten. Eine 
das Teftament gefährbende Rechts- weil Pflichtteilsverlegung war 
natürlich dann gegeben, wenn ber Noterbe übergangen ober ohne 
Grund enterbt wer. War er zum Erben eingefeht, hatte er aber 
nicht den vollen Pflichtteil erhalten, fo ftand ihm nur ein perfün- 
licher Anfpruch auf Ergänzung des Pflichtteils (a. ad supplendam 
legitimam) au; war er zum Erben eingefeßt und hatte er den vollen 
Pflichtteil erhalten, fo war dem formellen wie materiellen Noterbrechte 
Genüge gefchehen, das Zeftament alfo gegen einen Angriff des Rot- 
erben gefihert. War er nicht zum Erben eingefekt, jo waren alle im 
Zeftament enthaltenen Exbeinfegungen ungültig, e8 trat alfo Inteftat- 
erbfolge ein; andere Verfügungen blieben beftehen. 

Zweifelhaft war, ob bie hier bezeichnete Folge einer vollen Pflicht- 
teilöverlegung eine Anfechtung bed Zeftaments mit ber que- 
rela inoffieiosi testamenti, melde auf der dem Noterben zuge- 
fügten Kränkung berubte, daher höchſiperſönlich war und in 5 Jahren 
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verjährte, vorausſetzte (fog. Jnoffiziofitätsfnftem), ober 
ob bie Erbeinfegungen nichtig waren, ber verlegte Erbe unb mit ihm 
alle nteftaterben alfo die hereditatis petitio ab intestato gegen 
ben eingefeßten Erben hatten (fog. Nullitätsfhftem), ob end» 
lich Nichteinfegung Nichtigkeit, unbegründete Enterbung Anfechtbar⸗ 
teit begründete (fog. gemifchtes Syſtem). Die herrfchende 
Anſicht und namentlich die Praxis (vgl. RG 11, 231) war für Ridh- 
tigteit bes Teſtaments. Die Jnoffigiofitätsquerel bes alten Rechts 
galt alfo als befeitigt. 

Eine weitere Zmeifeläfrage mar bie, ob der Zeftator den sui und 
emancipati gegenüber nicht bloß die Form ber Nov. 115, fonbern 
außerbem bie Form bes ältern Recht? beobachten müſſe. Die herr- 
{chende Meinung hat fic für das bie Aufhebung bes alten Rechts an- 
nehmende Reformz= ober Derogationzfyftem entſchieden 
(im Gegenfage zum Abbitional- oder Korrektions— 
fpftem). 

Pflichtteilsberechtigt maren nad) der Nov. 115 außer den Defzen- 
denten und Afzenbenten auch bie Geſchwiſter, letztere aber nur, ſo— 
fern ihnen eine turpis persona borgezogen war. 

II. Nach deutſchem Rechte war der Erblaffer durch die Warte- 
echte der nächften Erben, d. h. durch deren unentziehbares gefehliches 
Erbrecht gebunden. Meift blieb ihm nur ein fog. Freiteil, d. h. ein 
Zeil, über ven er frei verfügen fonnte. Diefes ältere Warterecht er- 
Iitt übrigens im Laufe ber Zeit Beſchränlungen zugunſten einer 
größeren Verfügungsfreiheit, doch erhielt es ſich in der Geftalt des 
Beiſpruchsrechts (ſ. oben 8 175 II) bei Veräußerung von Grund» 
ftüden. 

III. Die Sätze des juftintanifchen Rechts, melde im Gegenſatze 
zum Zmölftafelgefege das Syſtem ber befhräntten Willfür 
darftellen, im einzelnen aber voller Zweifel und äußerſt verwidelt 
find, erlangten gemeinreditlihe Geltung, obwohl das Feſthalten 
bes römischen Rechts an bem bloßen Formerfordernis der Erbein- 
fegung dem beutfchen Rechtsbewußtſein immer fremd blieb. Dagegen 
erhielt ſich das deutſche Recht in zahlreichen und bedeutenden Parti⸗ 
kulargeſetzen: es beſtand in einem Syſtem beſchränkter 
Verwandtenerbfolge, und fein Noterbrecht war reines 
Pflichtteilsrecht; es kam ſieis darauf an, ba, nicht wie dem Not⸗ 
erben ein beſtimmter Teil des Nachlaſſes hinterlaſſen war. 


8 296. Das neue Recht.) 
Das BGB tennt, beutfcher Rechtsanſchauung gemäß, nur 


)6 ichtteil, Erbenausgli Ib bie fonftigen ges 
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ein materielles Noterbrecht, d. h. ein Pflichtteilsrecht: 
bie Pflichtteilsberechtigten haben nicht ein Recht darauf, im Teſia⸗ 
ment genannt, fonbern darauf, in beftimmter Höhe bedacht zu 
werden. Die Berlegung bes Pflihtteils führt 
nit zur Aufhebung des Teſtamentes, fonbern 
gewährt nurein Forderungsrecht gegen ben Er— 
ben. Das BGB verwendet daher ftatt bes irreführenden Auß- 
drudes Noterbe ausſchließlich das Wort Pflichtteilsberechtigter. 

1. Der Pflichtteil (portio legitima) war nad; altem Recht eine 
geſetzlich beftimmte Quote desjenigen Inteſtaterbteils, welden ber 
Pflicgtteilgerbe im Falle geſetzlicher Erbfolge erhalten haben würde. 
Nach neuem Recht ($ 2303) ift Pflichtteil nur ein Zeil des Wertes 
bes geſehlichen Grbteils. Der Unterfchieb befteht alfo batin, daß 
der Pflichtteilsberechtigte nach altem Recht Erbe, nad; neuem Rechte 
Gläubiger bed Erben if, und daß nur bei ber Berehnung 
der Höhe bes Anſpruchs auch nach neuem Rechte von einer Quote 
des geſetzlichen Erbteils auszugehen it 

Allerdings tann die Zumendbung bed Pflichtteils nad 
neuem Recht in ber Weiſe gefchehen, daß der Pflichterbe zu jener 
Quote zum Erbeneingefeßtmirb, bieß ift aber nur deshalb 
auläffig, weil ber Pflichterbe auf dieſe Weife den Wert jener Quote 
in ber Quote felbft empfängt. Indeſſen braucht der Pflichterbe fich 
die Einfegung nicht gefallen zu laſſen, wenn er zwar auf mehr als Die 
Quote bes Pflichtteils eingefept ift, biefer größere E r b teil aber be» 
ſchränkt ober beſchwert ift ($ 2306). Denn in dieſem Falle liegt in 
der Einfegung möglichenfalls keine entfprechende Zumenbung bed dem 
Pflichtteilserben gebührenden Werts. 

Iſt der Pflichtteilerbe nicht zum Erben eingefept, fei e& daß 
ihm ſchlechthin der Pflichtteil zugeivenbet, oder daß ihm zu Unrecht 
der Pflicgtteil entzogen ober baß er im Zeftament übergangen wirb, 
fo Hat ernur den Geldanfprud (vgl. $ 2304). Dem 
Pflichtteilsrecht ift alfo Genüge gefchehen, wenn dem Pflichtteils- 
erben fei es durch Erbeinfeung, fei e8 durch Vermächtnis oder durch 
anrechnungspflichtige Vorausempfänge fo viel an Geldwert zuge- 
twenbet ift, baß fein Gelbanfpruch gebedt ift ($$ 2815, 2316). 

2. Pflihtteilsberedjtigte Perfonen maren nad; borjuftiniani= 
ſchem Rechte nahe Verwandte, fofern fie nur im vorliegenden Fall 
Inteſtaterben getvorben wären und nicht einmal ein Viertel der In⸗ 
teftatportion erhalten hatten. Nach juftinianifchem Rechte find pflichts 
teilßberedhtigt die im gegebenen Fall inteftaterbberechigten Aſzen⸗ 
denten und Defzenbenten, dagegen Geſchwiſter nur unter der ums 
feitig angegebenen Bedingung. Die Berechnung des Pflichteils wurde 
vermidelter: wer zu Y4 inteftaterbberechtigt war, defien Pflichtteil 
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betrug 14, wer zu weniger ald 14 inteftaterbberehtigt war, beffen 
Pflichtteil betrug bie Hälfte biefes gefeglicien Erbteils. 

Das BGB befhräntt den Kreis der Pflidt- 
teilßerben, indem es ben Geſchwiſtern und ben entfernteren 
Afzendenten das Pflichtteilsrecht entzieht, e8 erweitert ihn 
aber durch folgerichtige Gewährung eines Pflichtteilsrechtes an ben 
überlebenden Ehegatten ($ 2303). Es find demnach 
pflichtteilaberechtigt die im gegebenen Fall inteſtaterbberech⸗ 
tigten, aber durch Verfügung von Todes wegen von der Erbfolge 
ausgeſchloſſenen Abtömmlinge, die Eltern und der Ehegatte bes Erb⸗ 
laſſers. 

3. Die Feſtſtellung ber Größe des Pflichtteils iſt eine 
einfache, denn ber Bflichtteilbeträgtimmerdie Hälfte 
bes Werts ber Inteftatportion. Hat alfo A (f. bie 
Darftellung auf ©. 726), befien Sohn B geftorben ift, C und D von 
ber Erbfolge außgefchloflen, jo kann jeder von ihnen den Pflichtteil 
fordern; auch b würde pflichtteiläberechtigt fein wegen bed Fortfalls 
von B; dagegen würden c c c nicht pflichtteilsberechtigt fein, weil 
fie durch O von ber geſetzlichen Erbfolge außgefchlofien find. Da bie 
d an ber geſetzlichen Erbfolge teilnimmt, ber gefehliche Erbteil des 
b unb des D alfo je ®/,. betragen würde, fo beträgt ber Pflichtteil 
eines jeden °/a- 

Die Feftftelung des Pflichtteils erfolgt alfo nicht im Wege ber 
Rollettinvberehnung, d. h. ber Berechnung berjenigen 
Quote, melde den Pflichterben zufammen gebührt, fondern im Wege 
der Diftributivberehnung, db. 5. ber Berechnung ber 
Quote, bie jebem einzelnen Pflichterben gerabe von feinem geſetz⸗ 
lichen Exbteile gebührt (f. dazu Winbfcheib, Band. III $ 580). 

Gezähll werben nad altem und neuem Recht alle Per— 
fonen, welde als gefeglide Erben eintreten 
mürben. Daher wirb nicht mitgezählt, wer durch einen bei Leb⸗ 
zeiten bes Erblaſſers erklärten Verzicht fein gefepliches Erbrecht auf- 
gegeben hat; dagegen werben mitgezählt die gültig Enterbten, bie 
Erbunmwürbigen und die, welche die Erbſchaft ausgeſchlagen Haben 
(8 2310). Denn während der Erbverzicht regelmäßig die Folge einer 
dem Verzichtenben gewährten Abfindung und überbies eine dem Exb- 
laffer bei feinen Anorbmungen befannte Tatſache ift, verlieren bie 
andern ihr Erbrecht, ohne daß ber Nachlaß ſich vermindert. Hat 
in obigem Beifpiel C verzichtet, fo ändert ſich nur dann nichts an ber. 
Pflichtteilsberechnung, wenn ausnahmsweiſe der Verzicht nur fein 
eigenes Erbrecht betraf ($ 2349), denn in biefem Falle find nun feine 
Kinder c c c erbberechtigt. Liegt dieſer befonbere Fall nicht vor, 
fo find beim Verzichte des C und ber gültigen Enterbung bes D bie 
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den Ablömmlingen zufallenden 34 nicht in zwei, fonbern in Drei Zeile 
zu zerlegen, ber Pflichtteil des zu Unrecht enterbten b beträgt alfo 
nad neuem Recht %. Da bie Pflichtteiläquote nad) neuem Rechte 
fi bei einer größeren Zahl von. Inteſtaterben nicht fleigert, To kann 
der Saß bes römifchen Rechts: exheredatus partem facit ad 
minuendam, numerum ad augendam legitimam nicht mehr 
Platz greifen, denn es kann nicht mehr vorfommen, daß durch Hinzu- 
zählung des Enterbten biejenige Erbenzahl erzielt wird, bie eine 
Steigerung ber Pflichtteilsquote von 15 auf % zur Folge hat.!) 

4. Der ziffermäßigen Berechnung des Pflicht: 
teils wird nach altem und neuem Rechte ($ 2311) Beftandund 
Wert des Nachlaſſes zur Zeit des Todes des Erb 
laſſers zugrunde gelegt (vgl. hierzu noch $$ 2312, 2313), und ber 
Erbe ift verpflichtet, dem nicht zum Erben eingefegten Pflichtteilö- 
berechtigten über ben Beftand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen 
(8 2314). Spätere Vermehrungen (3. 3. aus Verwaltungsüber: 
ſchüſſen) oder Verminderungen kommen nicht in Betracht. 

Doch kann das Dazwiſchentreten der Ausgleichungs— 
pflicht bie Berechnung erſchweren. Denn die Ausgleichungspflicht 
hat im Pflichtteilsrechte nicht allein die Bedeutung, daß durch fie Un- 
gleiäheiten in ber Behandlung von Abkömmlingen ebenfo ausge 
glichen werben, wie bei ber gefeglichen Erbfolge, fondern auch die 
eines Maßftabes bafür, tie weit der Zeftator in der Zeftierfreiheit 
beſchränkt ift. 

Jener erftere Gefihtäpuntt hat dahin geführt, daß das BGB 
bei ber ziffermäßigen Berechnung bes Pflichtteils eines Ab- 
tömmlings, der mit andern Abfömmlingen zufammen inteftaterb- 
berechtigt fein würde, denjenigen Betrag zugrunde legt, ber auf ben 
gefeglichen Erbteil unter Berüdfihtigung ber Aus 
gleichungspflicht entfallen würde ($ 2316). Denn da ber Pflicht 
teil eine Quote bes gefeplichen Erbteils bilbet, bei der Berechnung 
bes Pflichtteils alfo ftet3 die Frage beantwortet werben muß, mas ber 
Noterbe bei ber geſehlichen Erbfolge erhalten Haben würde, fo muß 
aud) bie Ausgleichungspflicht berücfichtigt werben. Daher lann dieſe 
Berechnung nur unter nebeneinander erbenden Abkömmlingen 
ſtattfinden, weil auch nur unter ihnen die Ausgleichung ſtattfindet 
(88 2060- 2057). A hinterläßt feine Kinder B, C, D, E und feine 
Frau F. B ift zu Unrecht enterbt, C hat eine Ausftattung von 5000, 
D eine andere ausgleichäpflichtige Zumendung von 2000 erhalten. 


) Das —— wenn außer dem Enterbien 4 Erben vorhanden waren. 
ug" der fonft etwa pflichtteilsberechtigten Perfonen vgl. Art. 139 EG 
3. 
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Der Nachlaß beträgt 18000 Mt. Träte bie geſetzliche Erbfolge ein, 
fo ginge zuerft daß auf bie F entfallende Viertel ($ 1931) mit 4500 
ab, ba fie an der Ausgleichung nicht teilnimmt ($$ 2050, 2316). Die 
unter den Abtömmlingen zu verteilenbe Maffe beträgt alfo 13500 + 
5000 + 2000 — 20 500 Mi., ver gefepliche Exbteil (44) bes B mit- 
hin 5125, fein Pflichtteil (16) 2562% Mt. Wäre C übergangen, 
fo würde er doch einen Pflichtteil nicht mehr forbern fünnen, denn 
auch fein Pflichtteil würbe nur 2562%, ME. betragen, er hat aber 
ſchon 5000 porausempfangen; wäre D übergangen, fo würde er nur 
nod 562,50 Mt. forbern bürfen. 

Jener zweite Gefihtäpuntt hat dahin geführt, daß ber Erblaſſer, 
der einem Pflichtteilgerben durch Rechisgeſchäft unter Lebenben eine 
Zumenbung mit ber Beftimmung macht, baß das Zugeivenbete auf 
den Pflichtteil angerechnet werben fol, bei feiner Verfügung jenen 
Pflichtteilderben als infoweit abgefunden betrachten darf, al das 
Zugemenbete reicht ($ 2315). Daher greift diefer Grunbfaß gegen- 
über allen Pflichtteilsberechtigten Platz Hat alfo A feiner Ehefrau 
ein Grundftüd im Werte von 3000 Mt. mit der Erklärung geigentt, 
damit fei fie mit ihrem Erbrecht abgefunben, und hat er ein reines 
Vermögen von 18000 Mt., fo braucht er feine Frau nicht mehr zu 
bebenten, denn fie hat mehr "erhatten, als ihr Pflichtteil (— 2250 Mt.) 
beträgt. 

5. Der Pflichtteil fol! umbelaftet und unbeicränft 
hinterlaffen werben. Die Folge diefes ſchon vom römischen Recht 
(1.32 C. 3,28) anertannten Sapes ift die, daß, wenn ber Pflichterbe 
als Erbe eingefeßt ift, Beſchränkungen (Einfegung eines Nacherben, 
Einfegung als Nacherbe, Ernennung eines Teftamentsvollſtrecers, 
Zeilungsanorbnung) und Belaftungen (mit einem Vermächtnis oder 
einer Auflage) nach altem und neuem Recht ($ 2306) als nicht 
gef&rieben gelten, fofern der Erbteil ben Pflichtteil nicht 
überfteigt. Nach altem Rechte mar jeboch ver Xeftator, ver dem 
Pflichterben mehr als den Pflichtteil Hinterliek, befugt, anzuorbnen, 
daß ber Pflichtteilgerbe den Pflichtteil ohne Laſt oder den Mehr- 
betrag mit der Laft wählen bürfe (ſog. cautela Bocini), 
ein Wahlrecht, das bem Pflihterben nad neuem 
Rechte ($ 2306) traft Geſetzes zuſteht. 

Da nad neuem Rechte der Pflichtteilgerbe, fofern er nicht zum 
Erben eingefeßt ift, ein Recht auf eine Gelbfumme hat, braucht er ſich 
nicht mit einer Sache anderer Art abfinden zu laffen. Iſt er alfo mit 
einem Vermächtniffe bebadht, fo hat er die Wahlzwifhenbem 
Vermächtnis, befien Wert ihm auf den Pflichtteil angerechnet 
wird, und dem Pflichtteil. Der Erbe kann ihm zur Aus— 
übung der Wahl eine Frift fegen ($ 2307), der Pflichtteilßberechtigte 
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aber hat bie Befugnis, bie von ihm gewählte Ausfchlagung der Erb= 
ſchaft ober des Vermächtniffes anzufechten, wenn bie Beſchränkung 
weggefallen unb dies dem Pflichterben bei der — nicht be⸗ 
tannt war (alſo Irrtum im Beweggrund $ 2308) 

6. Befugniſſe des Verletzten Der ——E Verſchieden⸗ 
heit des Pflichtteilsrechts im alten und neuen Recht entſpricht die 
Verſchiedenheit des aus der Verletzung dieſes Rechts entſtehenden Ans 
ſpeuchs. Denn nach dem Inoffizioſitätsſyſtem war dieſer Anſpruch 
ein auf einer Kränkung des Noterben beruhender und deshalb höchſt⸗ 
perſönlicher; nach dem Nullitätsſyftem war er nichts weiler als ber 
Anſpruch auf Anerkennung beſtehenden Erbrechts. Nach neuem Recht 
iſt er ein Forderungsrecht auf Gelb, das, wie andere 
Gelbforberungen vererblich und übertragbar ifl, nagaberimmer 
das Teftament felbft beftehen läßt. Der Anfprud 
gleicht daher der auf bloße Ergänzung bes Pflichtteils gerichteten 
römiſchen a. suppletoria. Er bildet zwar eine Nachlaßſchuld, aber 
nicht eine vom Erblaffer auf den Erben übergehenve, fonbern eine 
erft mit dem Erbfall entftehende; bie Pflichtteilsſchuld fteht ferner 
den andern Nachlaßverbinblicgkeiten nach, ba fie nur auß bem reinen 
Nachlaſſe berichtigt werden Tann. Der Anſpruch ift vom Vermächtnis 
infofern verſchieden, als er immer auf Gelb geht und vom Willen bes 
Erblaſſers unabhängig ift. 

Da bie Pilicttetataft auf dem Naclaffe ruht, ift auch bie 
Pflichtteilsklage gegen ben Erben zu richten. Diefer Tann die Pflicht 
teilglaft abwälzen, aber dieſe Abwälzungsbefugnis gibt ihm gegen- 
über ber Pflichtteiläflage keine Einrede, fondern wirkt nur zwiſchen 
dem Erben und demjenigen, ber die Laſt ganz ober zum Zeil abzu⸗ 
nehmen hat. Es ift dies 

a) der Vermächtniſsnehmer, benn der Erbe kann bie 
Entrihtung des Vermächtniſſes foweit verweigern, daß ber 
Pflihtteil von beiben verhältnismäßig getragen 
wird. Hat alfo ber Erbe ein Vermächtnis von 5000 und einen 
Pflichtteil von 3000 zu entrichten und verbleibt ihm nad; Auszah⸗ 
lung ber 5000 nur noch ein reiner Nachlaß von 10.000, fo Tann er 
das Legat um 1000 ME. kürzen. Die Kürzungsbefugnis befteht aber 
nicht gegenüber einem Wermächtnisnehmer, ber felbft Pflichtteilserbe 
ift und ſoweit ber Pflichtteil reicht; ift ber Erbe aber felbft Pflicht- 
teilßerbe, fo fann er in ber Kürzung fo weit gehen, daß ihm felbft 
der Pflichtteil verbleibt ($ 2318); 

b) derjenige, ber an Stelle der Pflichtteils— 
erben gefegliher Erbe wird ober durch Verfügung von Todes 
megen ben Erbteil des Pflichtteilgerben zugewendet erhalten hat. 
Wenn (vgl. ©. 726) B enterbt ift, aber zu Unrecht, fo hat er gegen b, 
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C,D, E den Pflichtteilsanfpruch, b aber muß, weil er an Stelle des 
B gefeßlicher Erbe geworben ift, die von C, D, E gezahlten Beträge 
an fie erftatten ($ 2320); 

c) derjenige, ber von einer bom WPflichtteilgerben erklärten 
Ausfhlagung eined Vermächtniſſes den Vorteil Hat 
(88 2321, 2322); 

d) berjenige, dem ber Erblaffer die P Ta ie tteilslaft durch 
Verfügung von Todes wegen auferlegt ($ 2324 

7. Der Pflichtteilsanſpruch entſteht dem Erbfall (8 2317), 
er verjährt in Drei Jahren bon dem Zeitpunkt, in welchem ber 
Berechtigte von ber Pflichtteilsverlegung Kenntnis erhalten hat, und 
ohne Rüdficht auf diefe Kenntnis in 30 Jahren ($ 2332). 

Nur wenn ein Pflichtteilsanfprucdh nach ber Erbteilung gegen 
die Erben geltend gemacht wirb, hat berjenige von ihnen, ber felbft 
Pflichtteilserbe ift, dem Pflichtteilganfpruche gegenüber die Eintebe, 
daß ihm felbft bei Erfüllung des Anſpruchs der Pflichtteil nicht ver⸗ 
bleiben würde. Erleivet dadurch der Verletzte einen Ausfall, fo 
haften bie andern Erben ($ 2319). 


8 297. Pflichtteilsrecht gegenäber Nechtsgeihäften unter 
Lebenden. 


Die Befugnis, letztwillige Verfügungen anzufechten, gibt den 
Pflichtteilöberechtigten feinen genügenden Schu. Ein folder ift 
dann erft gewährt, wenn ber Pflichtteilöberechtigte auch Rechtsge— 
ſchäfte unter Lebenden anfechten fann und auf dieſe Weife den Nach» 
laß vergrößern kann. 

1. Von ben Rechtögefhäften unter Lebenden waren aber nach 
altem Rechte nur Schenkungen und Dosbeftellungen der An— 
fechtung unterworfen. Das Recht ging babei davon aus, daß ber 

Prlichtteilsherechtigte ben Anſpruch hat, aus dem Nachlaſſe bes Erb⸗ 
laſſers felbft in bem alle den Pflichtteil zu erlangen, daß kein 
Zeftament vorhanden unb der Pflichtteilserbe alfo Anteftaterbe ift, 
und daß es dem Erblaffer nicht geftattet fein fann, durch mehrere 
aufeinander folgende Handlungen (Schenfung und Zeftament) einen 
Erfolg herbeizuführen, den er durch eine Handlung, das Tefta- 
ment, nicht herbeiführen könnte, nämlich eine Pflichtieilsberletzung. 
Die Schentung war baher nur infoweit und nur dann gültig, menn 
der Schenler noch fo viel hinterließ, daß bie Pflichtteiläberechtigten 
ven Pflichtteil erhielten. Die Pflichtteilsverlegung brauchte nicht in 
der Abficht des Schenkers gelegen zu haben. 

Der gegen den Beſchenkten gerichtete Anſpruch des Pflichtteils- 
erben (qu. inoff. donationis vel dotis) ging baher auf Aufhebung 
der Schenkung oder Mitgiftbeftellung bis zu dem Betrage, ber zur 
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Herftellung bes Pflichtteils erforberlich war. Mehrere Befchentte 
bafteten nach Anteilen. Der Anfprud war fubfibiär und verjährte 
in fünf Jahren; er fland jedem Pflictteilserben, alfo unter Um— 
fländen auch ben Gefchwiftern und nach herrfchender Anficht auch 
nachgeborenen Noterben zu, wurde aber durch jebe Art von Ans 
erfennung ber Schenkung außgefchlofien. 

2. Das BGB weicht hier ſtark vom alten Recht ab. Vor allem 
tönnen nur Shentungen und auch biefe nicht mehr, wenn fie 
10 Jahre vor dem Erbfalle durch Leiftung verwirklicht find, zu einer 
Pflichtteilsergänzung herangezogen werben ($ 2325). 

Das römifche Recht ließ die Anfechtung zu gegenüber Schenkun— 
gen, bie nicht nur nach dem Vermögensbeſtande zur Zeit des Todes, 
fonbern auch nad) dem zur Zeit ber Schenkung als übermäßige anzu= 
fehen waren, bad BGB dagegen fieht jede Schenkung 
als anfechtbar an. Nad ihm wird alfo nicht gefragt, ob der 
Pflichtteilgerbe erhalten hat, mas er erhalten haben mürbe, wenn er 
von dem Vermögen unmittelbar vor ber Schenkung ben Pflichtteil 
erhalten hätte, fonbern e8 wird ber Betrag der Schenkung einfach 
dem Nachlaſſe hinzugerechnet und der Pflichtteil nach dem fo ge⸗ 
monnenen Vermögensbetrage beftimmt ($ 2325). Folgerecht ſpricht 
das BGB infolgebeffen von Ergänzung des Pflichtteild, und eg 
tann ber Betrag, um ben ber fo ergänzte Pflichtteil den nur aus dem 
Nachlaſſe berechneten Pflichtteil überfteigt, ala außerorbent= 
iger Pflichtteil bezeichnet werben. 

Folgerecht ift ber Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils 
niht gegen ben Befhentten, fondern gegen den 
Erben gerichtet. Diefer Grundfaß trifft in feiner ganzen 
Strenge aber nur ben heres extraneus; ber Erbe, ber felbft pflicht- 
teiläberechtigt ift, hat gegen ben Ergänzungsanfprud; die Eintebe, 
daß ihm felbft der Pflichtteil verfürzt werben würbe. Der Anſpruch 
richtet ih ausnahmsweiſe gegen den Beſchenkten, 
menn ber Erbe zur Ergänzung bes Pflichtteils nicht verpflichtet if, 
d. h. wenn ihm bie oben bezeichnete Einrede zur Geite fteht und ferner, 
menn ber Pflichtteilsberechtigte der einzige Erbe ifl. Die Geltenb= 
machung bes Anfpruch® gegen ben Befchentten ift nicht Anfechtung 
des zwiſchen andern gefehlofenen Rechtsgeſchäfts, ſondern Zurüd- 
forderung einer grunblofen Bereigerung. Durch 
Zahlung der entſprechenden Geldſumme Tann ber Befchentte die Her= 
außgabe bes Geſchenks felbft abwenden ($ 2329). 


8 298. Die Entziehung des Pflichtteils. 


Die Entziehung bed Pflihtteils hat eine Auf- 
bebung be3 bem Pflichtteilgerben zuſtehenden gefegliden 
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Erbrechts zur Folge, denn ber Pflichtteil ift als bloßer Zeil des 
geſetzlichen Erbteild das Wenigfte, was der Noterbe verlangen Tann. 
Die Entziehung braucht aber nicht in dem gänzlichen Ausfchluß, fie 
Inn auch in einer Befhräntung bes Erbrechts beftehen. 

Nah altem und neuem Rechte kann bie Enterbung (ex 
heredatio) geſchehen zur Strafe oder in wohlmeinender Abficht. 

1. Zur Strafe erfolgt die Entziehung, wenn ber Erbe ſich einer 

Verfehlung ſchuldig gemacht hat; fie ſetzt daher ſtets ein Verfchulben 
auf feiten des Enterbien voraus, aber ſowohl bie Nov. 115 ala das 
BGB läßt dem Zeftator nicht freieg Ermeffen, ſondern ftelt be= 
ftimmte Enterbungsgründe auf. Die Nov. 115 führt 
14 Gründe auf, einen Defzenventen, 8 Grünbe, einen Afgenbenten 
zu enterben, das BGB Hier 5, dort 3 ($$ 2333, 2334); gegenüber 
dem Ehegatten ift (nad) neuem Recht $ 2335) Enterbungsgrund, was 
auf Verfulben beruhender Scheibungsgrund ift (daher nicht Geiſtes⸗ 
Trantheit); ift das Recht auf Scheidung durch Friftablauf erlofchen, 
fe bleibt doch daS auf demſelben Grunde beruhende Enterbungsrecht 

eftehen. 

Andere als die im Geſetz angeführten Gründe rechtfertigen bie 
Enterbung nicht, doch ift keineswegs eine buchftäbliche Auslegung be 
Geſetzes geboten (RG 15, 165). 

Der Enterbung3grund muß nad altem unb neuem 
Recht ($ 2336) im TZeftamentangeführt und im Streitfalle 
von bemjenigen beiviefen werben, melcher die gefchehene Enterbung 
zu feinem Vorteile geltend macht (alfo regelmäßig vom eingefehten 
Erben). Nur der Beweis eines ſchon zur Zeit ber Zefta- 
meniserrichtung borhandenen Enterbungsgrundes kann ben 
Pflichtteilsanſpruch entkräften. 

Hieraus folgt, daß ber Pflichtteil verlegt, alſo der Pflichtteila- 
anfpruch gegeben ift, wenn der Pflichtteilgerbe in ber Verfügung von 
Todes wegen abfichtlich Übergangen, wenn er ohne gefeßlichen Grund 
enterbt, oder wenn ber Enterbungsgrund nicht angeführt ift. 

Das Enterbungsreht erlifcht duch Verzeihbung; es 
geht im alle ehrlofen ober unfittlichen Lebenswandels verloren, 
ivenn der Abkömmling fich zur Zeit bes Erbfall von biefem Lebens» 
manbel dauernd abgemenbet hat (88 2337, 2336). 

Die Enterbung konnte nad) altem Rechte nur buch Zeftament 
und fann aud) nach neuem Rechte (88 2336, 2299, 2278) nur durch 
einfeitige Verfügung von Todes wegen erfolgen, bie aber in 
einem Erbvertrage mit enthalten fein tann. Nach neuem Recht ift 
ein Teſtament mögli, das nur bie Enterbung ausſpricht, ohne 
eine Erbeseinſetzung zu enthalten. 

2. Die Enterbung in wohlmeinender Abſicht (exheredatio 
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bona mente) war nad altem Rechte gegenüber jedem Pflichtteils= 
erben, ift aber nad) neuem Rechte nur gegenüber einem Abtömmlinge 
zuläffig ($ 2338). Die gute Abſicht fonnte nach altem Recht aus— 
folieglich in ber Fürforge für den Noterben felbft, nad; neuem Rechte 
muß fie baneben in ber Fürſorge für bie Familie beftehen, fie betätigt 
ſich daher in einer Anorbnung, welche dem Noterben bie freie Ver— 
fügung über das Zugewendete in ber Abſicht entzieht, feiner Familie 
das möglicäft zu ſichern, maß bei Einräumung freier Verfügung feiner 
Verſchwendungsſucht oder feinen Gläubigern anheimfallen würbe. 
Diefe Enterbung unterlag nad altem Rechte dem freien Ermeſſen 
bes Erblaffers, ift nach neuem Recht aber nur zuläffig, wenn ber 
Pflichtteilserbe in foldem Maße der Verf ämendung ergeben 
oder in foldem Maße überſchuldet ift, daß fein fpäterer Er— 
merb erheblich gefährbet ift. 

Während nach altem Rechte der Erblaſſer zu völliger Enterbung 
greifen Tonnte, darf er nad) neuem Rechte ben Ablümmling nur be = 
ſchränken unb zwar dadurch, baf er bie gefeglichen Erben bes 
Pflictteilgerben zu Nacherben ober Nachvermächtnisnehmern beruft 
ober für die Lebenszeit des Ablömmlings einen Teſtamentsvollſtrecker 
ernennt, ber dem Pflichtteilserben nur den jährlichen Reinertrag 
aushändigt (vgl. $ 863 ZPO). 

Über die Form biefer Enterbung und den Beweis bes Ent» 
erbungsgrundes gilt dasſelbe, mas für die Straf-Enterbung ange- 
orbnet ift. 


Fünfter Abſchnitt: 
Die Erbfolge in Befondere Güterarten. 


8 299. Allgemeines. 


Die Erbfolge in befondere Güterarten ift eine Univerfalfut- 
zeſſion, die fi nur dadurch von der allgemeinen Erbfolge umter- 
ſcheidei, daß fie nicht einen Eintritt in alle NRechtäverhältniffe, 
fondern nur einen Eintritt in denjenigen Kreis von Rechtöperhält- 
niffen bewirkt, welche mit dem Beſih eines rechtlich beſonders qualis 
fizierten Gutes verbunden find. 

Bon dieſen haben jebenfall® bie Lehns-⸗ und die Fideilommiß⸗ 
folge die Eigentümlichteit, daß fie nicht einen Eintritt in das Ver⸗ 
mögen’ bes legten, fonbern in das des _erften Befipers enthalten und 
daß dieſe Nachfolge eröffnet ift durch ein vom erften Befiger vorge⸗ 
nommened Rehtögefhäft (@uccessio ex pacto et pro- 
videntia majorum). 


Fünfter Abſchnitt: Die Erbfolge in befondere @üterarten. 88 300, 301. 788: 


8 300. Die Lehnserbfolge. 


Die Lehnserbfolge wirb begründet durch das Rechtsgeſchäft ber 
Belehnung, es kann baher gleich bei biefem Aft eine befondere Suk— 
zeſſionsordnung feftgefeßt werben; gefchieht dies fpäter, fo bedarf es 
ber Zuftimmung fämtlicher Agnaten, da dieſe durch die Belehnung 
ein Anwartſchaftsrecht erworben Haben. Regelmäßig dient eine folde 
Feſtſetzung dem Zwecke, das Lehnsvermögen vor Teilung zu fügen. 
IM eine befondere Sutzeſſionsordnung nicht durch Rechtsgeſchäft 
feſtgeſetzt, fo tritt die geſehliche Erbfolge ein. Diefe aber ift ver- 
ſchieden nach gemeinem (longobardiſchem) und beutfchen (ſächſiſchem) 
Lehnrecht. 

Denn während nach gemeinem Rechte die männlichen Deszen— 
denten des erften Lehnsbeſitzers berufen werben, jo daß Seitender⸗ 
wandte be letzten Beſihers zur Nachfolge kommen können, beruft das 
deutſche Recht nur bie Söhne des letzten Beſiters, fo daß 
Seitenverwandte dieſes ſelbſt dann nicht zur Nachfolge kommen 
wenn ſie vom erſten Beſitzer abſtammen. Aszendenten ſind nach 
beiden Rechten außgefchloflen. 

Danad) find nach gemeinem Rechte zuerft berufen die Deszen⸗ 
denten des legten Vefiger3 mit Eintrittsrecht entfernterer Ablümm= 
linge. Für die Seitenverwanden gilt nad; herrfchender Anficht die 
Zinealgradual- oder Parentelenorbnung. 

Nach deutſchem (ſächſiſchem) Rechte tonnte den Geitennerwanbten 
des letzten Befigerß nur dadurch ein Lehnsfolgerecht verſchafft werben, 
daß man eine Geſamtbelehnung an mehrere Brüder bornahm. 
Starb einer ber Gefamtbelehnten, jo traten feine Söhne an feiner 
Stelle in bie Gemeinfchaft ein; mar Deszendenz nicht vorhanden, fo 
verminderte fih nur bie Zahl der Gefamtbelehnten. Die Gefamt- 
belehnung konnte auch in der Weife erfolgen, daß einer der Gefamt- 
händer ben alleinigen Befi, andere ein eventuelles, d. h. nur beim 
Wegfalle be3 erften eintretendes Sutzeſſionsrecht erlangten. Diefe 
Säfte mußten durch die Allodifikation der Lehne eine weſentliche 
Anderung erfahren. Denn hat das Gut feine Eigenſchaft ala Lehn 
verloren, fo befteht an fich für eine Abweichung von den Grundfägen 
der allgemeinen Erbfolge fein Grund mehr. Doc haben nicht alle 
Geſetze diefe ftrenge Folgerung. 

Diefe Geſetze find beftehen geblieben (Art. 59 EG 3. BGB). 


$ 301. Die Fideilommißerbfolge. 
Für die Fideilommißerbfolge gilt zwar in Ermangelung einer 
befonberen Yetfehung bie allgemeine Erbfolge. Diefe führt aber 
beim Vorhanbenfein von mehreren Berechtigten zu einer dem Zwecke 
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der Einrichtung widerſprechenden Zerfplitterung bes Fideilommiß⸗ 
vermögens. Es hat fi) deshalb wie für die Stammgüter bes hohen 
Adels fo aud für die Fideilommißgüter die jog. Inbipibual= 
Tutzeffion ausgebilbet, nad) welcher dad Gut felbft ungeteilt auf 
einen bon mehreren Erben übergeht. Diefer Erfolg ift aber beim 
Fibeilommiß nur dann zu erreichen, wenn ber Stifter eine beſtimmte 
Sutzeffionsorbnung vorſchreibt. 

Die wichtigſten Fibeitommißfolgeorbnungen find folgende: 

1. Die PBrimogenitur. Sie befteht in einer Verbindung ber 
Parentelenorbnung mit einer Bevorzugung der Erſtgeburt. Es ſuk— 
zebiert hiernach die nächſte Parentel, innerhalb biefer der Stamm 
des Erfigeborenen und innerhalb besfelben Stammes ber Erft= 
geborene. Nach der Tafel ©. 726 fließt alfo B und falls dieſer 
nicht mehr am Xeben ift ober ausfchlägt, b den C, ven D und ben E 
aus. Hat A durch eine Gtiftung den B berufen, fo kann er in einer 
zweiten Stiftung den © und feine Deszendenz zur Nachfolge in ein 
anderes %. berufen (Eefundogenitur), ober er kann an= 
orbnen, daß im alle bes Außfterbens des Stammes B bie zweite 
Linie (richtiger Stamm, alfo ber des C) eintreten folle. 

2. Das Majorat beruht auf ber Grabualerbfolge mit Benor- 
zugung des Ülteren unter gleich Nahen. Es futzediert demnach ber 
dem Grabe nad) nächſte Verwandte und unter mehreren gleich Nahen 
der Ültefte. Daher gibt es hier fein Eintritisrecht. Es würde alfo 
B auc) bier feine Brüder ausſchließen, ift aber B nicht mehr am 
Leben, fo futzebiert nicht b, fonbern C, weil er dem A um einen Grab 
näher fteht als b. 

Außer diefen gewöhnlichen Folgeordnungen fommt vor 

3. dad Seniorat, nad; welchem ſtets ber Ültefte der ganzen 
Familie ohne Rückſicht auf die Linie oder die Grabesnähe erbt, eine 
Erbfolgeorbnung, die von einigen Partitularrechten verworfen wirb, 
weil fie eine regelmäßig nicht mehr tatkräftige Perfon beruft und 
Häufige Beſitzwechſel zur Folge hat: 

4, Der Gegenfag des Seniorats ift das Inniorat, nad 
welchem immer ber Yüngfte der ganzen Yamilie berufen wird. 

5. Den Gegenfag zum Majorat bildet das Minorat, nad; 
welchem unter gleich Nahen ber Jüngſte berufen iſt. 

Falls aud) die Kognation berufen ift, geht beim Ausſterben ber 
Agnatenfamilie die Erbtochter der Negrebienterbin vor. Erb- 
to&ter bezeichnet den nächften Sognaten des Tehten Beſihers, 
alfo feine Tochter oder deren Deszendenz, oder feine Schmwefter ober 
deren Deszendenz. Regredienterbim bezeichnet die Kognaten 
des erften Beſihers ober bed Stifters. Die Ausdrücke find von den 
notwendigen Erbverzichten ber weiblichen Mitglieder abliger Yamilien 
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hergenommen, welche gewohnheitsmäßig erfolgten, um bad Stamm⸗ 
gut’im Beſihe der Agnatenfamilie zu erhalten. 

Die Individualfulzeffion ift regelmäßig mit der Pflicht des 
Fideilommißfolgers verbunden, feinen Geſchwiſtern eine Abfindung 
(Apanage) zu gewähren, bie meift in einer höchſt perfünlichen 
Rente befteht. 


8 302. Das bäuerlide Erbredt. 


Da mo das Bauerngut nur im Nußungsrechte des Bauern fand, 
beftimmte ber Gutsherr regelmäßig über die Erbfolgefähigfeit und 
die Erbfolgeorbnung. Später haben ſich auch hier bindende Erb— 
tehtsnormen entmwidelt, bie, auch Hierin dem Lehnrecht ähnelnd, 
von ben allgemeinen Erbrechtägrundfäßen abweichen. Die Geſetz⸗ 
gebung bes 19. Jahrhunderts ift indes auch diefen Sonberbildungen 
nicht günftig geweſen, fondern hat die Bauergüter faft überall dem 
allgemeinen Erbrecht unterworfen. Indeſſen find damit die Gemohn- 
heiten des Bauernftanbes nicht befeitigt worben. 

1. Da mo ein befonberes bäuerliches Erbrecht befteht, herrſcht 
die Individualſutkzeſſion. In dad Bauergut (ober in 
das gefamte Vermögen bed Bauern) wird in vielen Gegenden ber 
jüngfte Sohn (Minorat), in den meiften Gegenden Deutſchlands ber 
öltefte Sohn des Bauern (Majorat) berufen. Für das Minorat 
{pricht, daß beim Tode be Bauern regelmäßig für eine ſelbſtändige 
Lebensſtellung ber älteren Rinder geforgt ift, für das Majorat, daß 
bei ihm ſich regelmäßig eine vormundſchaftliche Verwaltung erübrigt, 
daß es aber darauf anfommt, das Gut ſtets in die Hände eines 
tüchtigen Wirt? zu bringen. Es tritt daher an Stelle des noch nicht 
mirtfaftlichen Erben, des Anerben, ein fog. Interims- 
wirt ein, ber mit dem Vormunde nicht immer identiſch ift und 
jedenfalls felbftänbiger ift, ala der Vormund. Der Unerbe ift häufig 
Alleinerbe des Bauern und hat nur die Verpflichtung, feine Ges 
ſchwiſter abzufinden, zumeilen ift er nur Miterbe, aber mit der Be- 
fugnis außgeftattet, das Gut gegen Zahlung des vollen Werts ober 
eines unter dem Werte bleibenden Preifes zu übernehmen, fo daß 
ber von ihm gezahlte Preis den Gegenftand des Erbrechts ber Ge— 
ſchwiſter bildet. Die Befonberheiten des bäuerlichen Erbrechts treten 
aber überhaupt nur dann ein, wenn der Bauer Abkömmlinge hinter» 
läßt, während in andern Fällen die Grunbfäße des allgemeinen Erb» 
rechts zur Anwendung fommen. Der Bauer ann nicht duch Ver- 
fügung von Todes wegen abweichende Anorbnungen treffen, und in 
jedem Fall ift Die Erbfolge in das Bauergut feine successio ex 
pacto et providentia majorum, fonbern eine Erbfolge in das 
Vermögen beö unmittelbaren Vorgängers. 

Engelmann, D. bürgerliche Regt Deutſchlands. IV. Aufl. 50 
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2. Da wo ein beſonderes bäuerliches Erbrecht nicht befteht, ift es 
doch Brauch geblieben, daß eines der Kinder dad Gut allein über- 
nimmt, da& Gut aber auf den Erbteil dieſes Kindes angerechnet wirb. 
Ferner herrfcht ein meitverbreiteter Brauch, dieſe Erbfolge vorwegzu— 
nehmen (daher successioantecipata), d. h. fie ſchon bei 
Xebzeiten des gegenwärtigen Eigentümers eintreten zu laſſen. Die— 
fem Zivede dient das Rechtsgeſchäft der Gut8abtretung oder 
der Gutsüberlafiungs vertrag: Der alte oder fonft zur ſelb— 
ſtändigen Bewirtſchaftung unfähig gemorbene Bauer überläßt das 
Gut einem feiner Kinder zu Eigentum, während dieſes Kind, ber 
Gutsübernehmer, dem Beräußerer und beffen Ehefrau eine meift im 
Nießbrauche des Gutes beftehenbe fog. Leibzucht ober einen im 
einem Wohnungsrecht und einer Natural ober Gelbrente beftehenben 
Ultenteil oder Auszug gewährt und fich zugleich verpflichtet, 
feinen Gefhwiftern einen vom Veräußerer beftimmten Betrag als 
Erbteil außzuzahlen. Diefe Gutsüberlaffungsverträge ftellen ſich 
dar als Rechtsgeſchäfte unter Lebenden, denn ihre Wirkungen treten 
ſchon bei Lebzeiten bes bisherigen Eigentümers ein, fie unterliegen 
daher weder nach altem noch nad neuem Nechte den für Ber- 
fügungen von Zobe wegen vorgeſchriebenen Formen. Die Gutd- 
abtretung fann baher den Eintritt ber allgemeinen, geſetzlichen Erb» 
folge mit ihrer Univerfalfutzeffion nicht hindern, 

3. In neuefter Zeit hat das Unerbenrecht wiederum eine geſetz⸗ 
liche Anerkennung erhalten in einer Reihe von Landesgeſetzen, welche 
ben Zwed haben, bie Zerfplitterung des bäuerlichen Grundbefige zu 
hindern. Diefe Geſetze Laffen aber das Anerbenrecht nur fubfipiär, 
d. h. nur in dem Fall eintreten, daß der Gutseigentümer nidjt von 
Todes wegen anderweitig verfügt hat. Schon hierin unterfcheibet 
fi) das moderne Recht von dem früheren abfoluten Anerbenrechte. 

Das nene Anerbenredjt läßt bie Beſonderheiten des bäuer- 
lichen Erbfolgerechts mit Inbividualfutzeffion und Abfindungsrecht 
der Gefchtwifter ohne weiteres eintreten, wenn das betreffende Gut 
auf Antrag be3 Eigentümer in die Landgüter-, Höfe- ober Erb⸗ 
güterrolle eingetragen if. In biefem alle fulzebiert ber vom 
Gefepe berufene Anerbe entweber unmittelbar in das Gut (binglidhe 
Wirkung), oder er erlangt das Recht, von feinen Miterben Über- 
laffung bes Guts gegen eine Taxe zu fordern (perſönliche Wirkung). 
Es fann fogar eine Pflichtteilsverlegung der Geſchwiſter bes Anerben 
erfolgen, ohne dat ein Pflichtteilsanſpruch entftände. 

Dieſes landesgeſehliche Anerbenteit wird vom BGB nicht be= 
rührt (Art. 64, vgl. auch Art. 62 EG 3. BGB). 
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Sechſter Abſchnitt: Kechtsſtelluug des Erben.) 
1 Erwerb bes Erbrechts. 


$ 303. Römiſches und gemeines Recht. 


Der Erwerb der Erbſchaft ſehte nach römiſchem Rechte grund⸗ 
Täglich eine unzweideutige, unbedingte und unbefriftete, übrigens uns 
miberrufliche Willenserklärung bes Berufenen voraus. Diefe Willens» 
ertlärung geftaltete ſich indeſſen verfchieven bei der hereditas und 
bei ber bonorum possessio. Während letztere einen beim Magi— 
ffrat geftelten Antrag (agnitio, petitio bon. possessionis) 
verlangte, genügte für ben Erwerb der hereditas (aditio heredi- 
tatis) eine formloje einfeitige, nicht empfangsbebürftige Erklärung, 
daher fogar eine jhlüffige Handlung (pro herede gestio). Die 
Erklärung mußte urfprüngli in Perfon abgegeben werben, fpäter 
ließ man eine Stellvertretung zwar zu, verlangte im Yalle des Auf⸗ 
trags aber ein Spezialmanbat (1. 25 $ 5 D. 29, 2). Nach ges 
meinem Rechte reichte auch eine Generalvollmacht aus, wenn fie dem 
Mandatar die Ermächtigung zu Erbfchaftsantretungen erteilte.) 
Der Erwerb fegte alfo grundfägli ein Rechtsgefchäft des Berufenen 
borauß. 

Ohne ihren Willen, von Rechts wegen, erwarben die Erbſchaft 
die sui et necessarii bes Erblaſſers. Sui waren hier diejenigen 
BVerfonen, melde in unmittelbarer Gewalt des Erblafjerd ftanden, 
und biejenigen postumi, welche in ber unmittelbaren Gewalt bes 
Erblaſſers geftanden haben würden. Necessarii h. fchledhthin 
waren bie im Zeftamente ihres Herrn mit ber Freiheit eingeſetzten 
Stlaven. Bei beiden alfo fiel Delation und Afquifition zufammen. _ 
Um aber eine Gleichftellung wenigitend ber sui mit ben gemaltunab- 
bängigen Perfonen (heredes extranei, voluntarii) herbeizuführen, 
gab das prätorifche Recht ihnen die Befugnis, die Erbſchaft abzu— 
lehnen (beneficium abstinendi). 

Diefe Sätze murben gemeined Recht (RG 7, 132), obwohl nach 
deutſchem Recht Erwerb und Anfall in berfelben Weife zuſammen⸗ 
fielen wie bei ben sui des römiſchen Rechts („Der Tote erbt ben 
Zebenbigen“, ‚le mort saisit le vif‘). Der deutſchrechtliche Grund⸗ 
faß mar in zahlreiche deutſche Partitulargefeße, imäbefonbere i in das 
preußifche Landrecht und ben code civil, und ift auch in dag BGB 
(88 1922, 1942) übergegangen. 


’) Binder: Die Rı ung, des Erben. 1901. 
Seuffert 3b. Aorigens beftritten. 
s0* 
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Für die Antretung ber Erbſchaft mar eine Yrift nicht gefeßt. 
Do konnte dem Erben nach älterem römifchen Rechte durch ben 
Zeftator ſelbſt eine Frift beftimmt werben (cretio). Ferner tonnten 
diejenigen, die ein Intereſſe an ber baldigen Erklärung bes Be— 
rufenen hatten, biefem eine Überlegungsfrifi (spatium 
deliberandi) fegen laffen. Ließ der Delat dieſe Friſt verftreichen, 
fo wurde dasjenige angenommen, was für die Antragfteller das Vor— 
teilhaftefte war. Erbaten alfo Erbicaftsgläubiger ober Bermächt- 
niönehmer bie Frift, fo murbe das Schweigen ded Erben ald An- 
nahme, erbaten bie Nächftberufenen, insbefondere alfo Subflituten, 
bie Friftfegung, fo wurde das Schweigen des Erben ala Ablehnung 
der Erbſchaft angefehen. Dagegen hatten für ben Erwerb ber 
bonorum possessio bie Eltern des Verftorbenen eine Friſt von 
einem Jahre, alle andern eine ſolche von 100 Zagen. Die vom 
Gerichte gewährte Überlegungsfrift für den Erwerb der hereditas 
betrug gleichfalls in der Regel 100 Tage, Yuftinian zog für die vom 
Nichter zu gewährende Frift eine Höhftgrenge bon 9 Monaten, für 
die vom Regenten zu gemährenbe Friſt eine ſolche von einem Jahre. 
Der Erbe konnte ſich auch ſelbſt eine überlegungsfriſt erbitten, doch 
hatte dies nad Juſtinian ben Verluſt des beneficium inventarii 
zur Folge. 

$ 304. Das neue Acht. 


AuhnahHbemVBGBfollniemandgegenjeinen 
Willen Erbemerden. Wenngleich alfo bie Erbſchaft auf ben 
Berufenen ohne meiteres, d. h. ohne befonberen Erwerbaft übergeht, 
fo ift er doch befugt, die Erbſchaft auszuſchlagen, d. h. zu er⸗ 
ären, daß er nicht erben wolle. Ein Zuftand der Ungewißheit bar- 
über, ob ber Berufene Erbe fein werde, befteht alfo auch nad neuem 
Recht; er befteht nur dann nicht, wenn der Fiskus als gefehlicher 
Erbe berufen ift, denn biefem fteht das Recht der Ausſchlagung nicht 
zu (8 1942). Der mit dem Erbfall fi) vollziehende Erbfhafts- 
erwerb ift daher ein nur vorläufiger; endgültig vollzieht er ſich erft 
mit bem Verlufte bes Ausſchlagungsrechts. Darüber, ob biefer Ver⸗ 
luſt eintreten, der Verufene alfo Erbe bleiben wird, fol nach dem 
Gedanken des Geſetzes bald und in ungmeibeutiger Weife Klarheit 
hergeftellt werben. 

Aus dem grundlegenden Unterſchiede zwifchen neuem und altem 
Rechte betreffs des Eroͤſchaftserwerbs folgt, daß es einen Unterfchieb 
zwifchen heredes voluntarii und necessarii nicht mehr gibt, daß 
alfo die vom erfteren erflärte repudiatio und die Betätigung beb 
benefleium abstinendi jegt einen unb benfelben Begriff, ben ber 
Ausſchlagung, bilden. 


Sechſter Abſchnitt: Rechtsftellung des Erben. $ 304. 789 


Die Ausſchlagung iſt ein einfeitiges Rechts— 
gefhäft, das, um gültig zu fein, in öffentlich beglaubigter Form 
dem Nahlafgerichte gegenüber erklärt werben muß. Wie 
nad altem, fo verträgt e8 auch nach neuem Rechte weder Bebingung 
noch Zeitbeftimmung ($$ 1945, 1947). Die Erklärung ſetzte nach 
altem Recht bie bereits erfolgte Berufung ſowie die Kenntnis der 
Berufung und ihres Grunbes, nad; neuem Rechte nur den Eintritt 
des Erbfalls voraus ($ 1946), es kann daher nad) neuem Recht auch 
der bedingt Eingefeßte vor Eintritt der Bedingung fi erklären. Und 
mährend Nichtigkeit der Erklärung nach altem Recht aus dem Irr— 
tum über ben Delationsgrund von felbft folgte, hat das BGB 
($ 1949) diefen Jertum für wefentlich ertlärt. Nach altem 
und neuem Rechte kann der eingefeßte Erbe die Erbſchaft aus dem 
Zeftament ausſchlagen und fie als gelesticer Erbe annehmen, nad 
neuem Rechte die durch Teſtament beferierte Erbſchaft ausfchlagen, 
die Durch Vertrag gewährte Erbſchaft aber annehmen und umgetehrt, 
fi dem Vertrage gegenüber ablehnend verhalten und gegenüber dem 
Zeftamente zugreifen ($ 1948). Denn da niemand gezivungen wird, 
Erbe zu fein, fann er auch unter ben für ihn möglichen Rechts— 
ftellungen bie vorteilhaftefte mählen. 

Das neue Recht gewährt jedem Erben eine 
Überlegungsfrift, und zwar von 6 Wochen von bem Zeit 
puntte, in bem der Berufene vom Erbfall und dem Grunde ver Be— 
zufung Kenntnis erlangt hat; fie dauert 6 Monate, wenn entweder 
der Erblaffer feinen Iekten Wohnfi nur im Auslande hatte ober der 
Erbe ſich beim Beginne der Friſt im Auslande aufhält ($ 1944). Die 
Überlegungsfrift hat nad neuem Recht aber die Bedeutung 
einer Ausfhlußfriftfürdie Ausſchlagung. Der Erbe 
alfo, ber bie Frift verfäumt, bleibt Erbe, ebenfo wie berjenige, 
der innerhalb der Friſt annimmt ($ 1943). Diefe 
Annahme ift eine Willenserklärung des Berufenen, baß er vom Aus» 
ſchlagungsrechte feinen Gebrauch machen wolle. Uber fie bebarf 
feiner Form und nicht der Richtung an eine beftimmte Perfon, oder 
Behörde, fie kann richtiger Anſicht nad; auch durch eine ſchlüſſige 
Handlung erfolgen, wenn biefe Handlung nur die Eigenfchaft Hat, 
Gemißheit zu erbringen. Sie ift unnötig, denn fie wirb erfeßt durch 
Ablauf der Überlegungsfrift, aber fie iſt zwedmäßig, weil fie diefe 
Frift und bamit den Zuftanb der Ungewißheit beenbet. 

Wie alfo der Verufene biöher ein Recht auf Annahme hatte, fo 
hat er nach neuem Recht ein ſolches auf Ausfchlagung, und wie das 
Annahmerecht nad} entwideltem römifchen Recht im Wege der Trand- 
miffion regelmäßig vererblich war, fo ift das ÄAusſchlagungsrecht nad 
neuem Recht ($ 1952) ſtets vererblich. 
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Annahme und Ausfchlagung unterliegen nit dem Widerrufe, 
fonbern nur der Anfehtung, mie andere Willenserklärungen. 
Sie können alfo nit auf Grund bloßer Sinnesänderung, ſondern 
nur beim Vorhanbenfein eines Willensfehler8 des Berufenen rüd- 
gängig gemacht werben. Dasfelbe gilt vom Schweigen während ber 
Ausfchlagungsfriſt, denn es wirkt wie die Annahme und beruft auf 
einem Willensentſchluß, ift alfo felbft eine Willensertlärung. 
Die AUnfehtung erfolgt gegenüber dem Nachlaß— 
gericht und ift an eine Ausſchlußfriſt von 6 Wochen gebunben. 
Da fie felbft eine Willenserklärung ift, fo enthält die Anfechtung ber 
Ausfhlagung die Annahme, die Anfechtung der Annahme bie Aus— 
ſchlagung ber Erbſchafi (88 1964-1957). 

Die Ausfhlagung nimmt der Berufung alle Wirkung und zwar 
mit rüdwirtender Kraft, fie „gilt” nach der Sprechweiſe des BGB 
als nicht gefchehen. Die folge davon ift, daß die Erbſchaft fon 
mit bem Erbfalle vemjenigen angefallen ift, ber berufen torben wäre, 
wenn ber Ausfchlagende nicht am Leben gewefen wäre ($ 1953). An= 
ders tie nach gemeinem Rechte find alfo nad) der Ausfchlagung bes 
eingefeßten Erben diejenigen Perfonen als Inteſtaterben berufen, 
welche zur Zeit bes Todes des Erblaffer feine gefeglihen Erben 
waren; ift demnach eine biefer Perſonen mittlerweile geftorben, fo 
tritt ihr Erbe — auch ein durch Verfügung von Todes wegen Bes" 
zufener — an ihre Stelle. 


$ 305. Fürſorge für den Nachlaß. 

1. Geſchichte. Nach älterem römiſchen Rechte war die gewinn⸗ 
ſüchtige Wegnahme von Sachen aus einem noch nicht erworbenen 
Nachlaſſe lein furtum, weil der Nachlaß zur Zeit niemandem ges 
hörte. Gleichwohl erwarb der Wegnehmende das Eigentum der 
Sache nicht durch Olkupation, ſondern durch einjährigen Beſitz 
(usucapio pro herede),!) ber fogar die Folge hatte, daß ber Ufu— 
tapient die ganze Erbſchaft erwarb; fpäter ließ man ihn nur bie 
einzelne Sache eriverben. Um die Außplünderung der Erbſchaft zu 
verhüten, griff man gu ber Fiktion, daf die ruhende Erbſchaft eine 
juriftifche Perfon, der Nachlaß alfo nicht herrenlos fei; ferner be— 
feitigte da8 im Jahre 129 (unter Habrian) erlafjene SCt. Juventia- 
num die Befonberheiten der usucapio pro herede, und endlich 
bedrohte man bie gemwinnfüchtige Wegnahme von Nachlaßſachen als 
crimen expilatae hereditatis mit öffentlicher Strafe. Nach 
neueftem römiſchen Rechte Tann eine Erſitzung von Nachlaßſachen 


) Nicht zu verwechſeln mit ber Erfifung auf Grund bes titulus 
pro herede. 
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nur unter den allgemeinen Voraußfegungen ber Erfigung überhaupt 
ftattfinden, in jevem Fall alfo nur bei gutem Glauben des Beſißers. 
Dasfelbe gilt für dad neue Recht mit dem Unterfchiebe, daß es hier 
auch des titulus pro herede nidjt mehr bedarf ($ 937). 

2. Neues Recht. Nach neuem Rechte fällt die Notwendigkeit 
ber Fiktion einer ruhenden Erbichaft fort. Denn menngleich der 
Erbe das Recht der Ausfchlagung hat, fo ift er doc; mit dem Erbfall 
Erbe geworben. Obwohl demnach ſtets ein Erbe vorhanden ift, 
gegen melden Nachlaßverbinblichkeiten geltend gemacht werben 
lönnen, kann ſich der Exbe, der vor der Annahme in Anfprud ges 
nommen wird, durch eine bilatorifche Einzebe fügen, aud braucht 
er vor biefem Zeitpunkt einen durch den Tod des Erblaſſers unter⸗ 
brochenen Rechtöftreit nicht aufzunehmen ($ 1958 BGB, 239 ZPO). 

Nach altem und neuem Rechte ($ 1959) Tann der berufene 
Erbe erbſchaftliche Geſchäfte beforgen und badurch den künftigen 
Erben vor Nachteil fügen, vorausgeſetzt, daß er die Abficht betätigt, 
fremde Gefhäfte zu führen. Andernfalls würde in ber Gefhäfts- 
führung eine gestio pro herede und alfo ein Aft ver Erbſchafts⸗ 
annahme enthalten fein. 

Das Gericht, unb zwar nad; neuem Rechte das Nachlaß⸗ 
gericht, hat nad altem und neuem Rechte Siherungsmaß- 
regeln zu ergreifen, melde verhindern follen, daß bie einzelnen 
Nachlaßgegenſtände ohne Obhut bleiben und wichtige Geſchäfte unter- 
laffen werben. Das Gericht kann ingbefondere ($ 1960) die An= 
legung von Siegeln, die Hinterlegung von Geld, Wertpapieren 
und Koftbarkeiten und die Aufnahme eines Nachlaßverzeichniſſes an= 
orbnen, enblih auch einen Pfleger ernennen. Ein Pfleger if 
insbeſondere dann erforderlich, wenn ber Erbe unbefannt oder wenn 
ungemiß ift, ob er bie Erbfcaft angenommen hat. Diefer Pfleger 
vertritt diejenige Perfon, die Erbe wird ($ 1960). Es kann ein 
Nachlaßpfleger aber auch dann beftellt werben, wenn eine Nachlaß— 
verbinblichteit gerichtlich geltend gemacht werben fol und ber Erbe 
unbefannt oder wenn von ihm ungemiß ift, ob er bie Erbſchaft an= 
genommen hat. Diefer Nachlaßpfleger wirb im Setereffe und auf 
Antrag des Berechtigten ernannt ($ 1961). In beiden Fällen erfolgt 
die Beftellung nicht durch das Vormundſchafisgericht, fondern durch 
das Nachlaßgericht. Erfolgt die Ermittlung des Erben nicht inner- 
halb einer ben Umftänden angemeſſenen Frift, fo hat das Nachlaß—⸗ 
gericht feftzuftellen, daß ein anderer Erbe als der Fiskus nicht vor⸗ 
handen if. Diefe Feſt ſtellung, der ein aufgebotähnliches 
Verfahren vorangeht, begründet bie Rehtönermutung, daß 
der Fistus gefegliher Erbe fei ($$ 1964-1966). 

Nicht eine Sicherung bed Nachlaſſes für den Erben, fonbern eine 
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Fürſorge für bie Erhaltung des Erben felbft bildete im alten Rechte 
die missioin possessionem ventris nomine. 
War nämlich zur Zeit des Erbfalls die Geburt eines Kindes bes 
Erblaſſers zu erwarten, fo konnte die Mutter fi} in die Erbſchaft 
einmeifen Iaffen und bon dem curator ventris Gewährung von 
Unterhalt aus dem Nachlaſſe beanſpruchen. Dasſelbe Recht auf 
Unterhalt aus dem Nachlaß oder dem Erbteile 
des Kindes fteht ver Mutter auch nah neuem Rechte 
3u, falls fie nicht imſtande ift, ſich felbft zu erhalten ($ 1963). Das 
Recht wird vom curator ventris ($ 1912) gegen bie Exben ober ben 
Nachlaßpfleger geltend gemacht. 


8 306. Einweiſungen in den Erbſchaftsbeſitz und Erbſchein. 


1. Altes Recht. Der Zmed der missio i. p. ventris nomine 
ift oben $ 305 erörtert. Das römifche Recht gewährte in einigen 
Fällen auch dem ſchon vorhandenen Erben die Befugnis, fi in ben 
Befit ber Erbfchaft zu ſetzen, wenn bie Antretung ber Erbſchaft 
und damit ber Erwerb mwirklihen Erbrecht s zur Zeit nit aus— 
führbar war. So wurbe bie bonorum possessio furi- 
osi nomine bem geiftesfranfen extraneus gewährt, weil fein 
Kurator zwar die Fähigkeit zur agnitio bon. possessionis, aber 
nicht bie zum Erbſchaftsantriit Hatte. Ein bedingt eingefehter Erbe 
tonnte während des Schwebens der Bebingung bie bonorum pos- 
sessio erbitten. 

Der in einem äußerlich fehlerfreien Zeftament unbedingt zum 
Erben eingefeßt war, erlangte ben Erbſchaftsbeſiz durch die mis- 
sioex lege ultima de edicto divi Hadriani tollendo, 
die Praris gewährte die missio aber auch bem, ber ein Anteftaterb- 
recht glaubhaft machte. Beide missi erlangten dadurch den Vorteil, 
dutch das interdietum (adipiscendae possessionis) quorum 
bonorum Herausgabe des Nachlaſſes vom gegenwärtigen Beſitzer 
fordern und ben Nachweis eines befferen Erbrechts abwarten zu 
dürfen. 

Endlich wurbe durch bag Carbonianum edictum 
dem Unmünbigen, welchem bie Eigenfchaft eines Kindes des Erb- 
laſſers beftritten und auf deſſen Verlangen der Erbſchaftsprozeß bis 
zur Münbigfeit außgefeßt wurbe, bie bonorum possessio gewährt. 

Die missio oder bonorum possessio berwirklichte in biefen 
Fällen entweder das vermutlich oder das fünftige Erbrecht und ver⸗ 
ſchaffte alle Vorteile eines wirklichen Erbrechts. 

2. Neues Recht. Denfelben Zwed verfolgt im neuen Rechte die 
Erteilung eines Erbſcheins durch das Nachlaßgericht. Denn 
derjenige, dem ber Erbſſchein erteilt ifl, Hat traft Recht s— 
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bermutung das in bem Erbfheine bezeihnete 
Erdreht($ 2366). Er ift alfo beredtigt, auf Grund des Scheins 
alle Handlungen vorzunehmen, zu denen nur das wirkliche Erbrecht 
befugt macht. Daher ift auch der Dritte, der mit oder gegenüber 
dem buch Erbfcein Ausgewieſenen Rechtshanblungen vorgenom- 
men bat, geichüßt, wie wenn er bem wirklichen Erben gegenüber- 
geftanden hätte, ein Schuß, den natürlich nur der gute Glaube recht⸗ 
fertigt, der alfo verfagt, wenn der Dritte die Unrichtigfeit des Erb- 
ſcheins tennt ober wen er weiß, daß das Nachlaßgericht die Rüd- 
gabe des Erbſcheins wegen Unrichtigfeit des Scheins verlangt hat 
(88 2365—2367). Der wahre Erbe hat demnach gegenüber bem 
Erbfcgein-Erben fein befferes Recht zu bemeifen. 

Aus dieſem Grunde wirb der Erbſchein nur demjenigen erteilt, 
der ein Erbrecht in hohem Grabe wahrſcheinlich macht und nur dem» 
jenigen, ber ein gegenwärtige, nicht em, ber ein künftiges Erbrecht 
behauptet. Wer auf Grund einer Verfügung von Todes wegen Erbe 
zu fein behauptet, hat demnach biefe Verfügung vorzulegen und regel= 
mäßig das Nichtvorhandenſein einer andern Verfügung an Eides 
Statt zu verfihern. Wer geſetzlicher Erbe zu fein behauptet, hat das⸗ 
jenige Verhältnis, das ihm ein ſoiches Erbrecht gewährt, durch öffent» 
liche Urkunden nachzuweiſen und den Nachweis regelmäßig durch eine 
eibesftattliche Verfiherung zu ergänzen (f. die Einzelheiten in $$ 2354 
bis 2356), das Nacjlaßgericht hat aber in beiden Fällen au von 
Amts wegen bie erforderlichen Ermittelungen zu veranftalten unb bie 
geeignet erfcheinenben Beweiſe aufzunehmen, es kann zu biefem Zweck 
auch eine Öffentliche Aufforderung zur Anmeldung etwaiger anderer 
Erbrechte erlafien ($$ 2358—2360). 

Der Erbſchein enthält ein Zeugnis über das Erbrecht und bei 
einem Teilerben zugleich ein Zeugnis über bie Größe bes Erbteils. 
Bei einer Mehrheit von Erben wird auf Antrag ein gemeinfchaftlicher 
Erbſchein für alle Erben außgeftellt ($$ 2353, 2357). Wirb der 
Schein einem Vorerben erteilt, fo ift die Unordnung ber Nacherb⸗ 
folge, und ift ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt, fo ift auch dies im 
Erbſchein anzugeben ($$ 2363, 2364). 

Stellt ſich die Unrichtigkeit bes Erbfcheins heraus, fo hat ihn ber 
Inhaber auf Verlangen des Nachlaßgerichts ober bes wirklichen Er- 
ben an das Nachlaßgericht zurüdzuliefern, womit ber Schein feine 
Kraft verliert (58 2861, 2362). Kann er nicht fofort erlangt wer⸗ 
ben, fo erflärt ihn das Nachlaßgericht für kraftlos. 

Diefelde Rechtsſtellung wie der im Erbſcheine Genannte hat der 
Exbe einer für tot erklärten Perfon, menn bie Tobeserflärung ber 
Wahrheit nicht entfpricht, der Verfchollene alfo über den Zeitpunft, 
welcher als Zeitpunft bes Todes angenommen wird, hinaus gelebt 
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ober wenn er biefen Zeitpunft nicht erlebt hat. Denn im erften Falle 
war ber auf Grund der Tobeßerflärung Berufene noch nicht Exbe, im 
zweiten Falle war er felbft ſchon früher ober es war eine andere Per- 
Ton Erbe. Auch hier wirb nur der gute Glaube geſchützt ($ 2370). 


U. Baftung des Erben 
für bie Bachlafverbindlichkeiten.‘) 
$ 307. Allgemeines. 


Geſamtnachfolge bebeutet Eintreten des Nachfolgers in die Ge— 
Tamtheit derjenigen Rechtsverhältniſſe des Vorgängers, die nicht an 
die Perfon gebunden find. Der Nachfolger tritt baher auch in bie 
Schulden des Vorgängers ein: er haftet aus ihnen fo, als ob er 
ſelbſt die Schuld begründet Hätte; er haftet alfo unbefhräntt, 
d.h. mit feinem, burd die Erbſchafi nur vermehrten Vermögen. 
Diefen Gedanten hat das römifche Recht ſtreng durchgeführt. Fremd 
dagegen war er dem älteren beutfchen Rechte: die Schulben vermin- 
derten den Nachlaß; konnten fie aus dieſem nicht befriebigt werben, 
To blieben fie unbefriebigt; der Exbe haftet alfo beſchränkt, d. h. 
nur mit dem Nachlaß, nach einer Anzahl ſächſiſcher Rechte fogar nur 
mit bem Mobiliarnachlaß. 

Einige Partikularrechte ließen eine unbefchräntte, andere eine 
befchräntte Haftung bes Erben eintreten. Da aber, mo grundſätzlich 
unbeſchränkte Haftung beftand, konnte auf dem Wege einer Sonde⸗ 
rung von Nachlaß und eigenem Vermögen bed Erben eine auf ben 
erſteren beſchtänkle Haftung für bie Nachlaßſchulden und eine auf 
das letztere befchräntte Haftung für bie eigenen Schulden bes Erben 
herbeigeführt werben. Auf biefem Standpunkte fteht das gemeine 
Recht und mit ihm nad; herrſchender und richtiger Auffaffung das 
BGB, die Mittel aber, die das alte und die das neue Recht hierzu 
verwendet, find verſchieden. 

Der Standpunkt beſchränkter Erbenhaftung enthält nichts für 
die Gläubiger unbilliges. Denn wer Krebit gewährt, darf nicht dar— 
auf reinen, daß die Befriedigungsmittel feines Schuldners eine Ver- 
mehrung erfahren werben. 


$ 308. NRömifches und gemeines Recht. . 

1. Die Rechtswohltat des Inventars. 
Das römifhe Rent führte bis zu feinem Abſchluß 
unter Juftinian den Gedanken der Univerfalfutzef- 


’) Vorzugsweiſe Käger: Erbenhaftung und Nachlaßkonkurs im neuen 
Reichsrecht. 1898. 
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Tionburc: der Erbe haftete für die Schulden des Erblaſſers mit 
jeinem gefamten, eigenem wie ererbtem Vermögen. Zwiſchen dem 
Nachlaß und dem eigenen Vermögen bes Erben trat Konfufion ein, 
durch fie gingen Forderungen und Schulden des Erben gegen ben 
‚Erblaffer unter.) 

Juſtinian hielt an biefem Grundſatze zwar feft, gab aber dem 
‚Erben die Möglichkeit, eine beichräntte Haftung herbeizu— 
führen. Wenn ber Erbe nämlich binnen 30 Tagen nad) ber 
Kenntnid von der Berufung die Errichtung eines Nachlaßinventars 
begänne und innerhalb weiterer 60 Zage vollendete, ſollte er für bie 
Nachlaßſchulden zwar perfönlic, aber nur biß zu bem Betrage haften, 
der dem Werte ber an ihn gelangten Nachlaßſachen entipräde.?) 
€3 tommt alfo auf feftftellung bes Geldwerts der Nachlaßaktiva an 
«ut in tantum creditoribus hereditariig teneantur, in quan- 
tum res substantiae ad eos devolutae valeant. 1. 22 8 4 
©. 6, 30). Betreff der beftehen bleibenden Yorberungen und Schul- 
den des Erben gegen den Erblaffer trat feine Konfufion ein. 

Die befchräntte Haftung bildet die Rechtswohltat bes 
Inventars (benef. inventarii). Ihre Grunbfäße gingen um 
o leichter in daß gemeine Recht über, als fie (vgl. vorigen $) ber 
deutſchrechtlichen Auffaffung entfpraden. 

Das Inventar diente ala Grundlage für die Yeitftellung bed 
Nachlaßbetrags. Es follte deshalb unter Zuziehung eines Notar 
und ber ortsanweſenden Gläubiger und Legatare oder in Ermange- 
Tung folder unter Zuziehung von brei Zeugen errichtet, au auf 
erlangen der Erbfhaftsgläubiger und Legatare mit dem Mani» 
feſtationseide befräftigt werben. 

Die Rechtswohliat mar nur zugunften bes Erben eingeführt 
und entzog biefem bie ihm fonft zuftehenden Rechte nicht. Er blieb 
mithin Eigentümer und Verwalter bes Nachlaſfes. Ihm mar es 
überlaflen, den Nachlaß zu Gelbe zu machen, die Erbfcaftögläubiger 
und Legatare in derjenigen Reihenfolge, bie er für gut fand, zu be= 
friebigen, er konnte fogar einzelne Gläubiger, gleihpiel ob fie ein 
Pfandrecht hatten ober nicht, begünftigen. 

Kam es zur gerichtlichen Geltenbmadung ber Nachlaß⸗ 
ſchuld, fo war e8 Sache des beklagten Erben, fi die Rechtswohltat 
zu mahren. 

Sie ging verloren, wenn fie der Beklagte nicht ſchon im 
Prozeß geltend machte und damit den Vorbehalt der Wohltat im 


?) Keine Ausnahmen bilveten bie Reftitutionsbefugniffe wegen Un— 
lenntnis bon der Überfhulbung bes Nadjlaffes, denn fie führten zu einer 
Wiederaufhebung des Erbſchafiserwerbes 

Herrſchende, wenngleich nicht unbeſtrittene Anſicht. 
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Prozeß erwirkte ($ 695 ZPO a. %:). Eine ſelbſtverſtändliche Aus⸗ 
nahme von diefem Grundſatze bildete der Yall, daß bereitö der Erb— 
laffer verurteilt war und das Urteil gegen den Erben vollſtreckt 
wurde (88 696, 671, 665 3P0 a. $.). 

War fie vorbehalten, jo mußte ber Schuldner auf Grund ber 
Rechtswohltat die Aufhebung der Zmangsbollftredung ober deren 
Einfhräntung herbeiführen, d. h. gemäß $ 686 ZPO a. %. gegen ben 
Gläubiger Klage erheben. 


2. Die Rechtswohltat der Gütertrennung 


(beneficium separationis) war das Gegenftüd des benef. inven- 
tarii; fie beftand in dem Rechte der Erbſchafts gläubiger, eine 
Trennung bon Nahlak und Erbenvermögen zum 
Zmwed ihrer abgefonderten Befriedigung aus 
dem Naclaffe herbei zu führen, und mar für fie von Vorteil, 
menn ber Nachlaß folvent, ber Erbe aber überſchuldet war. Diefes 
Recht ging verloren mit bölliger, die Abſonderung ausſchließender, 
Verſchmelzung beider Maſſen over mit dem Ablauf von fünf Jahren 
feit dem Erbſchaftserwerbe. 

Den Gläubigern bes Erben ftand ein gleiches Abſonderungsrecht 
zum Schuge gegen ben Erwerb einer überſchuldelen Erbſchaft nicht zu. 


Das nene Red. 
$ 309. überſicht. 


Die Streitfrage, ob der Erbe nad; neuem Rechte für die Nach» 
laßſchulden grundſätzlich unbefchräntt, alfo mit feinem gefamten, 
aus dem erworbenen Nachlaß und feiner fonftigen Habe dem Erben- 
bermögen zufammengefegten Qermögen, oder bon vornherein bes 
ſchränkt, d. h. nur mit dem Nachlafje haftet, muß im Sinne der 
erſten Alternative beantwortet werden. Denn die befchräntte Hafz 
tung wiberfpricht dem Wefen der Obligation und der Univerfals 
futgeffion, ſie kann daher nur auf Grund ausbrüdlicher Vorfchrift 
eintreten. Un einer folchen fehlt es, ja e& fagt $ 1967: „Der Erbe 
haftet für die Nachlaßberbindlichteiten,“ ohne biefen unzmweibeutigen 
Sat irgendwie einzuſchränken. Daß das Geſetz die unbefchräntte 
Haftung ala Abweichung von ber Regel behandelt, folgt daraus, daß 
die befchräntte Haftung n ur in den gefeglich beftimmten Fällen und 
nur infolge beſonderer Maßnahmen des Erben eintritt. Daß bie 
Materialien zum BGB auf dem entgegengefeßten Stanbpuntte ftehen, 
tann an ben Vorfchriften des Geſehes ſelbſt nichts änbern. 

Iſt hiernach die Haftung bes Erben eine unbefhräntte, 
fo tritt mit der Unnahme der Erbſchaft durch ven Erben eine Ber= 


Sechſter Abſchnitt: Rechtsſtellung des Erben. $ 309. 797 


einigung von Nachlaß und Erbenvermögen zu einer einzigen 
Mafle ein, aus welcher fomohl die Gläubiger des Erben als insbe 
ſondere aud; bie Gläubiger des Erblaflers volle Befriedigung 
erlangen fünnen, und ba, wo ein Erlöfchen von Rechten und Pflic- 
ten durch Konfufion überhaupt möglich ift, tritt fie Hier infolge 
ber Univerfalfufgeffion ein. 

Die Haftung des Erben kann aber eine befgräntte werden, 
indem man jene Verſchmelzung von Erbenvermögen und Nachlaß 
verhindert. Die Folge ift, daß die Gläubiger des Erben nur aus 
dem Erbenvermögen ($ 1984), die Gläubiger des Erblaſſers nur aus 
dem Nachlaß Befriedigung verlangen können ($ 1975) und baß eine 
Rechtsaufhebung durch Konfufion nicht eintritt ($ 1976). Die Tren- 
nung beiber Vermögensmaſſen wird herbeigeführt durch ben Nach— 
laßkonkurs ober die Nachlaßverwaltung. Keine diefer Maßnahmen 
wird von Amts wegen ergriffen, eine jede Hängt von einem Antrag 
ab, ben der Erbe oder ein Nachlaßgläubiger ftellen ann. Das bene- 
fieium inventarii ift alfo ala ſolches befeitigt, da die Herftellung 
eines Nachlaßverzeichniſſes weder mehr eine Rechts pflicht bes 
Erben noch für fi) allein ausreichend ift, die Haftungsbefchräntung 
herbeizuführen. 

Die Haftung bes Erben Tann enbli eine unbefhränt- 
bare werben ($ 2013). Bis fie das geworden iſt, fann dem ala 
Erben Beklagten bie unbeſchränkte Haftung im Urteile vorbehalten 
erben. 

Die Haftungsbefhränfung kann fein 

A. eine vorübergehende Befreiung bes Erben von ber 
Haftpflicht, ober 

B. eineenbgültige Einſchränkung der Haftpflicht, und zwar 

1. gegnüber einzelnen, 
2. gegenüber allen Erbichaftägläubigern. 

Nadjlafverbindlichfeiten find (88 1967—1969) 

1. die Schulden des Erblaffers, welche auf ben Erben übergehen, 

2. die Verbinblichkeiten, bie den Erben als ſolchen treffen, ins— 

befondere bie Verpflichtungen aus Pflichtteildrechten, Ver— 
mädjtniffen und Auflagen, 

3. die Koften ber ftanbesmäßigen Beerbigung bed Erblaſſers, 

4, die in ben erfien 30 Tagen nad} dem Eintritte des Erbfalls 

den Yamilienangehörigen des Erblafferd zu gemährenben 
Vorteile (Unterhalt, Benugung der Wohnung und Haus— 
haltungsgegenſtände). Diefe Vorteile bilben gefehliche Ver⸗ 
mãchtniſſe; mit ihrer Gewährung ſchließt fi dad BGB 
älterem beutfchen, in einige Gefeßgebungen ber Neuzeit übers 
gegangenen, Rechte an. 
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$ 310. Borübergehende Befreiung von der Haftpflicht. 


Dem Erben fol Zeit gelaffen werben, ven Beftand des Nach 
laſſes zu ermitteln und in einem Verzeichniffe nieberzulegen. Das 
Geſetz gewährt ihm deshalb die Befugnis, 

a) bis zum Ablaufe der erften 3 Monate nad} der Annahme der 
Erbſchaft ober 

b) falls er innerhalb eines Jahres nach der Annahme mit Er- 
folg den Antrag auf Erlaffung des Aufgebot? der Nachlaßgläubiger 
geftelt hat, bis zur Beendigung des Aufgebotsverfahrens die Be - 
richtigung einer Nachläßverbindlichkeit zu ver— 
weigern und damit bie Zwangsvollſtreclung wegen dieſer Ver— 
bindlichteit zu verhindern ($$ 2014, 2016). 

Diefe vorübergehende Befreiung geſchieht im Wege einer auf = 
ThiebendenEinrede. Die Einrebe ift feine progekhinbernbe, 
denn fie hindert nicht bie Verurteilung bed Erben, fie bewirkt viel⸗ 
mehr nur, daß 

a) im Urteile bie beſchränkte Haftung vorbehalten ($ 305 ZPO), 

b) die zwangsweiſe geſchehende Befriedigung des Gläubiger 
verhindert wird ($ 782 ZPO, nal. $ 788). 

Die Folge davon ift, daß die Dreimonats-Frift mit der Er— 
richtung bes Inventars enbet, denn damit fällt das Bebürfnis für 
den Schuß des Erben fort ($ 2014), ferner daß das Schutzmittel 
nicht demjenigen Erben zufteht, der unbeſchränkt haftet, denn für ihn 
bat fi) die Verſchmelzung der beiden Vermögensmaflen vollzogen, 
eine Inventarerrichtung hätte für ihn alfo feinen Zweck ($ 2016), 
und enblich daß Maßregeln einer bloßen Arrefivollziehung zuläffig 
find, denn durch fie wird dem Erben tein Vermögensgegenſiand end⸗ 
gültig entzogen ($ 782 ZPO). 


$ 311. Beſchränkte Haftung gegenüber einzelnen Gläubigern. 


1. Daburd, daß ber Erbe, ber die Erbſchaft angenommen, ges 
mäß $$ 989-1000 ZPO ba8 Aufgebot der Nadlahglänbiger 
und bamit ein Ausfhlußurteil gegen diejenigen 
Släubiger erwirkt, welche fich in diefem Verfahren nicht 
gemelbethaben, bewirkt er mittelbar eine Beſchränkung feiner 
Haftung gegenüber den nicht angemeldeten Yorberungen. Denn ba 
das Aufgebotsverfahren bie Feftftellung ber Schulbenmaffe bezwedt, 
ift der Erbe nur zur Berichtigung ber angemeldeten Forderungen ver⸗ 
pflichtet; die nicht angemelbeten Forderungen kann der Erbe auf das 
verweiſen, was nad) Berichtiaung der angemeldeten Forderungen vom 
Nachlaſſe noch übrig ift ($$ 1970, 1973). 
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Der nach Berichtigung der angemeldeten Forderungen verblei— 
bende überſchuß des Nachlaſſes bleibt zwar Eigentum des Erben, 
ba aber der Nachlaß für die Nachlaßgläubiger den Gegenſtand ıhrer 
Befriedigung bildet, würde ſich der Erbe zum Nachteil der Gläubiger 
grundlos bereichern, wenn er ben Überfchuß endgültig behielte. Der 
Erbe haftet demnach den nicht angemeldeten orberungen gegenüber 
zwar perfönlich, aber nur nach den Grundſähen von der ungerecht 
fertigten Bereicherung, ſoweit der überſchuß reicht. Die Herausgabe 
der Rachlaßgegenſtände aber kann er durch Zahlung ihres Werts ab» 
wenden (8 1973). 

Der Erbe braucht bei Vefriebigung ber nicht angemeldeten 
Forberungen eine beftimmte Reihenfolge nicht einzuhalten, boch zeigt 
ſich hier der Gegenfaß von eigentlichen Nachlaßſchulden und folder 
Verbindlichkeiten, die den Erben als ſolchen treffen (f. oben $ 309), 
darin, daß ber Erbe jene Forderungen bor biefen befriebigen fol, 
wenn nicht etma ber Nachlafgläubiger ſich erft nach Berichtigung 
biefer Verbindlichteiten melbet ($ 1973). 

Das Mittel des Ausfhlußurteils verfagt für ben 
Erben 

a) gegenüber denjenigen Gläubigern, melde im Konkurſe ein 
Ausfondberungs= oder Abſonderungsrecht haben 
(8 1971), fomweit e& fih um Befriedigung aus biefem oder durch 
biefen befonberen Gegenftand handelt, denn das Verfahren be 
zweckt die Yeftftellung der aus dem ganzen Nachlaß zu bedenden For⸗ 
derungen, 

b) gegenüber Pflihtteilßforberungen, Ver— 
mädtniffen und Auflagen ($ 1972), denn fie find dem 
Erben aus ber legtwilligen Verfügung bes Erblaſſers bekannt. 

2. Dem Ausſchlußurteil fteht der Ablauf einer von einem Auf- 
gebotöverfahren unabhängigen Ausſchluffriſt gleih (8 1974). Der 
Erbe barf nämlich einen Nachlaßgläubiger, der ſich erft nach Ablauf 
von 5 Jahren nad) dem Erbfalle melbet, ebenfo behandeln, mie wenn 
fi} diefer in einem Aufgebotsverfahren nicht gemeldet hätte. 

Auch diefe Verweiſungsbefugniſſe (zu 1 und 2) ftehen nur einem 
ſolchen Erben zu, ber nicht ſchon aus anderen Gründen bie Wohl⸗ 
tat der Haftungäbegrenzung verloren hat. 


8 312. Beſchränkte Haftung gegenüber allen Gläubigern. 


1. Allen Nachlaßverbindlichteiten gegenüber tritt bie befchräntte 
Erxbenhaftung ein, wenn über ven Nachlaß auf Antrag eines Nach⸗ 
Inblänbigerh ober eined Erben ($$ 1975, 1981 BGB, 88 214 bis 
235 20) 
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a) die Nadlafverwaltung, d. h. eine Nachlagpflegihaft zum 
Zwede der Befriedigung ber Nachlaßgläubiger angeorbnet, 

b) ber Nachlaßkonkurs eröffnet wird. 

Nur in biefen beiden Fällen tritt jene Trennung bon 
Nahlak- und Erbenpermögen ein, melde, wie beim 
beneficium inventarii des gemeinen Rechts, die Aufhebung von 
Rechten und Pflichten durch Vereinigung verhindert ($$ 1976, 1977 
BGB, 225 KO) und den Nachlaß ausfchlieklih den Nachlaßgläu— 
bigern, das Erbenvermögen ausſchließlich den Gläubigern des Erben 
überläßt. Es wird alfo bei jeber einzelnen ber hier beſprochenen 
Maßnahmen das erreicht, was nach gemeinem Rechte nur durch das 
benef. inventarii und das b. separationis zufammen erreicht 
werben konnte. Uber beive Maßnahmen enthalten einen ſtärkeren 
Eingriff in die Rechte des Erben als das gemeine Recht zuließ. Denn 
während bort ebenfo tie nach neuem Recht, wenn ber Erbe nur daß 
Aufgebot ber Nachlaßgläubiger beantragt, der Erbe Verfügung und 
Verwaltung über ben Nachlaß behält, verliert er dieſe Rechte hier an 
den Nachlaßpfleger oder an den Konkursverwalter. Dafür erreicht 
das neue Recht dad Ziel einer geregelten Befriedigung der Nach- 
laßgläubiger. Die Hingabe des Nachlaſſes an die Gläubiger zu einer 
in ihrem Intereſſe zu führenden Verwaltung wirkt auf die Zeit vor 
biefer Hingabe zurüd: benn in beiden Fällen haftet der Erbe ben 
Naclaßgläubigern für die vorher von ihm geführte Verwaltung wie 
ein von ihnen beauftragter Verwalter und für bie Zeit vor Annahme 
der Erbſchaft wie ein unbeauftragter Geſchäftsführer ($ 1978). 

Naclafverwaltung und Nachlaßkonkurs unterfcheiben ſich in der 
Voraußfegung und in ber Durchführung. Der Kontursfegt 
Überfhulbung des Nahlaffes voraus, die Nachlaß— 
verwaltung Tann vom Erben in jebem alle, von einem Nachlaß⸗ 
gläubiger aber nur dann beantragt werben, wenn Grund zu ber Ans 
nahme befteht, daß bie Befriedigung der Nachlaßgläubiger durch ba 
Verhalten oder die Vermögenslage des Erben gefährbet ift (8 1981), 
alfo namentlich dann, wenn ber Erbe überfchulbet ift. Den Gläu- 
bigern ift alfo ein Mittel in die Hand gegeben, dad dem Zwecke des 
früheren beneficium separationis diente. Die Nachlaßberwal⸗ 
tung gebt außfchließlich auf den vom Nachlaßgerichte beftellten Pfleger 
über; biefer ift zwar den Gläubigern und dem Erben verantwortlich 
(8 1985), doc; ift er Vertreter de Erben. Der Konkursverwalter 
nimmt auch hier bie ihm überhaupt angemirfene Pflichtftellung ein 
und ift alfo nicht Vertreter des Erben. Da hiernach ber Kontur, 
bie größte Sicherheit dafür bietet, daß vor allem bie Gläubigerinter= 
effen berüdfigtigt werben, ift ber Erbe und im alle ver Rachlaß⸗ 
verwaltung ber Pfleger verpflichtet, die Eröffnung bes Nachlaß⸗ 


Sechſter Abſchnitt: Rechtsſtellung des Exben. $ 313. 801 


tonlurſes gu veranlaſſen, ſobald er bie Uüberſchuldung bes Nachlaſſes 
kennen gelernt hat oder kennen lernen mußte, und eine Verletzung der 
Pflicht macht ihn ſchadenserſatzpflichtig, d. h. er haftet nun- 
mehr mitfeinemeigenen Vermögen fürbenburd 
feine Unterlaffungverurfadten Ausfall ($1980). 

Der Nachlaßkonkurs unterliegt den befonberen Beftimmungen 
der KO und fann deshalb ingbefondere durch einen Zwangsvergleich 
enben, die Nachlaßverwaltung unterliegt nur ber Nüdfiht, bie zu 
ihrer Anorbnung führte, nämlich der Berichtigung der Nachlaßver⸗ 
binblichkeiten, fie lann daher enden, wenn dieſes Ziel erreicht ift ober 
wenn bie Gläubiger auf ihre Rechte ober auf bie Nachlaßverwaltung 
verzichten, fie muß enden mit ber Erfhöpfung des Nachlafſſes, aber 
fie kann nie enden durch einen Zwangsvergleich. 

Da ber Nachlaßpfleger Vertreter des Erben ift, darf er dieſem 
den Nachlaß ausantworten ſchon wenn bie befannten Nachlaßberbind⸗ 
lichfeiten berichtigt find (8 1986). Damit endet die Nachlaßverwal⸗ 
tung, aber nicht bie befchräntte Haftung bed Erben; der Gläubiger 
tann ſich an den Überfhuß und nur an diefen Halten. Enbet der 
Naclapfonturs durch Zmangsvergleich oder Ausſchüttung der Maffe, 
To können biejenigen Gläubiger, deren Forberungen nicht getilgt find, 
vom Erben gleichfalls auf den etwaigen Überfhuß verwieſen werben 
(88 1986, 1989, 1973). 

2. Reicht der Nachlaß nicht aus zur Veftreitung der Koften einer 
Nachlaßverwaltung over des Naclagtonkurfes, wird alfo eine dieſer 
Maßnahmen nicht ergriffen oder zurüdgenommen, fo tft ber Erbe 
auf die Unzulänglidteitseinrede angewiefen, b. h. er 
Tann die Vefriebigung des Gläubigers inſoweit verweigern, als ber 
Nachlaß nicht ausreicht ($ 1990). Es ift dann alfo Sache des Er- 
ben, bie Unzulänglichteit des Nachlaſſes zu beweifen. Dagegen ift er 
nicht verpflichtet, die Gläubiger anteilsgemäß ober überhaupt in'ge- 
tegelter Meife zu befriedigen, er ift ſogar berechtigt, dem mit einem 
voilſtredbaren Schulbtitel verfehenen Gläubiger den Nachlaß zum 
Zwecke der Zmangsvollftredung herauszugeben und fo durch diefe 
Vollftredung in einer für alle Gläubiger verbindlichen Weife ben 
Wert des Nachlaſſes feſtſtellen zu Lafjen.*) 


$ 313. ie Inventarerrichtung. 


Unter Inventarerrichtung berfteht das Geſetz (F 1998) 
nicht die Aufnahme, ſondern bie Einreihungeines Nach— 
laßverzeihniffes beim Nachlaßgericht. 





6 Po der Sinn des ſchlecht gefaßten $ 1990. Wal. Jäger a. a. O. 
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Auf dieſe Inventarerrichtung hat ber Erbe jeberzeit ein Recht, 
fie kann aber zum Gegenftande feiner Berpflihtung gemadt 
werben ($$ 1998, 1994). 

1. Macht der Erbe von feinem Rechte Gebraud, fo dient das 
Inventar dem Zwede der Beichaffung eines ihm felbft dienenden Be= 
weismittels ober dem Zwecke eines den Nachlaßgläubigern dienenden 
Ertenntnigmitteld. Zwar fann ber Erbe den Beweis des Nach- 
laßbeſtandes und alfo ber tatſächlichen Unterlage einer Unzulänglich⸗ 
teiteinrebe noch auf anbere Weife führen, aber der Beweis wirb um 
fo ſchwieriger, ein je längerer Zeitraum zwiſchen dem Erbfall und 
der Beweisführung verſtreicht; das Nachlaßverzeichnis 
ſichert den Beweis für die Zukunft und begründet die Rechts 
vermutung, daß zur Zeit bes Erbfallsandere Nach— 
laßgegenſtände als bie verzeichneten nit vorhanden 
gemefenfeien ($ 2009), ver die Unvollftänbigfeit des Verzeich- 
niffes behauptende Gläubiger hat alfo bie Beweislaſt. 

U. Zu einer Pflicht des Erben wird bie Inpentarerrichtung, 
wenn das Nahlafgeriht auf Antrageine3 Nach— 
laßgläubiger8 dem Erben zur Errihtung eine 
Friſt, die Inventarfrift, beftimmt. Während alfo nad ges 
meinem Rechte ber Erbe ohne meiteres bie gefegliche Pflicht Hatte, ein 
Inventar zu errichten, Tann ihm eine ſolche nach neuem Rechte Durch 
den Nachlaßgläubiger — der nur feine Forderung glaubhaft zu 
machen hat — auferlegt werben. Mit ber Verlegung ber 
Inventarpflicht verwirtt ber Erbe das Recht, 
eine Haftungsbefhräntung herbeizuführen. 
Er kann dann eine Nachlakverwaltung nicht beantragen und fi aus⸗ 
geſchloſſenen Gläubigern gegenüber nicht auf die Unzulänglicfeit 
bes Nachlaſſes berufen; er lann den Nachlaßlkonkurs zwart beantragen, 

“ aber dadurch eine Beſchränkung feiner Haftung nicht begrünben 
($ 2013 BGB, 216 KO). 

Das Verhältnis don Inventarerrichtung und Erbenhaftung ift 
demnach folgendes: 

Der Erbe kann fo lange einer Heranziehung feines eigenen Ver⸗ 
mögens zur Befriebigung der Nachlaßſchulden nicht widerſprechen, 
als nicht die Haftungsbefchränfung auf den Nachlaß herbeigeführt 
if. Diefe Haftungsbefräntung wirb nicht durch Aufftellung eines 
Rachlaßverzeichniſſes, fonbern nur durch die Nachlagverwaltung oder 
den Nachlaßkonkurs herbeigeführt. Das Recht zu letzteren Maß⸗ 
nahmen bleibt beftehen biß ber Erbe bie ihm auf Antrag eines Nach⸗ 
laßgläubigers auferlegte Inventarpflicht verletzi; erſt mit ber Ver⸗ 
legung diefer Pflicht verwandelt ſich bie befhräntbare Haftung in 
eine unbeſchränkbare. 


Sechſter Abſchnitt: Rechtsſtellung bes Erben. 8 314. 803 


Eine Verlegung ber Inventarpflicht wirb begangen 

1. durch Berfäumung ber Inventarfriſt ($ 1994), 
welche wenigſtens einen unb höchſtens 3 Monate beträgt, im Falle bes 
fonberer Umftände aber verlängert werden kann ($$ 1995 —2000); 

2. burh abfihtlihe Herbeiführung einer er= 
heblichen Unvollſtändigkeit bes Inventar ($ 2006); 

3. durch eine in ber Abficht, die Gläubiger zu benadhteiligen, 
bewirkte Aufnahme nicht beftehender Nachlaßver— 
verbinblidfeiten; 

4. buch Verweigerung ober erhebliche Verzögerung ber 
ie des Inventars erforberlihen Yustunft ($$ 2006, 


Einem einzelnen Gläubiger gegenüber Tann ber Erbe die Ins 
ventarpflicht verlegen und daher unbefchräntt haftbar bleiben, wenn 
er bie Leiftung des von feiten dieſes Gläubigerß geforberten Offen⸗ 
barungseides verweigert ($ 2006). 

Das Inventar ſoll die beim Eintritte des Erbfalls vorhan- 
denen Nachlaßgegenſtände vollſtändig verzeichnen, eine Beſchreibung 
biefer Sachen und bie Angabe ihre Werts ſowie die Nachlaßberbind⸗ 
lichkeiten vollſtändig enthalten ($ 2001). Der Erbe fann das J. 
ſelbſt aufnehmen, wobei er jebod eine zuftändige Behörde ober einen 
zuftändigen Beamten ober Notar zugiehen muB, er fann aber auch 
beim Nachlaßgeriht die Aufnahme bes Indentars beantragen 
(88 2002, 2003). Befindet fich jedoch beim Nacjlaßgericht ſchon ein 
den geſetzlichen Vorſchriften entfprechenbes Inventat, fo liegt bie 
Errihtung in ber vom Erben dem Nachlaßgerichte gegenüber abges 
gebenen Erklärung, daß dieſes Inventar als von ihm eingereicht 
gelten folle ($ 2004). 

Das Inventar ift jebem, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
madt, zugänglich ($ 2010), eine Sicherheit feiner Richtigkeit 
und Vollftänbigfeit Tiegt in dem vom Erben geleifteten Offen⸗ 
barungseide, zu deſſen Leiftung er verpflichtet ift ($ 2006). 


8314. Handelsrechtliche Erbenhaftung. 


1. Handelsſchulden des Erblaffers find Nachlaßverbindlichkeiten 
und unterliegen alfo ben allgemeinen Erbenhaftungs-Grunbfägen. 
Führt aber der Erbe das vom Erblaffer betries 
bene Handelsgefhäft unter ber bisherigen 
Firma fort, fo haftet er für bie beftehendben 
Hanbelsfäulben perfönlid und unbefhräntt, 
gleichviel in welcher Weife er für die andern Nachlaßverbindlichkeiten 
haftet. Gibt der Erbe inmerhalb ber ihm vom Gefehe gewährten 
Dreimonatsfrift den Geſchäftäbettieb wieder auf, ober feht er ihn 
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unter anberer Firma fort, fo tritt die mit der Firmenfortführung 
vertnüpfte unbeſchränkte Haftung nicht ein ($ 27 HGB), vielmehr 
haftet der Erbe in dieſem Falle für die Geſchäftsſchulden des Erb- 
laffer3 in gleicher Weife wie für die andern Nachlagverbinblichteiten. 

2. Der Erbe eines Mitglieds einer offenen Handelsgefell- 
ſchaft, die fich dem Geſellſchaftsvertrage gemäß auf die Erben der Ge- 
noſſen erftredt, kann innerhalb dreier Monate feit Kenntnis des Erb» 
fall verlangen, daß er ald Kommanbitift in bie Geſell— 
ſchaft eintrete, und falls die andern Geſellſchafter hiermit nicht 
einverftanben find, friftlo® fünbigen ($ 139 HGB). Er ift alfo nicht 
genötigt, die Erbſchaft entweber auszuſchlagen oder bie perfünliche 
Haftung für die Geſellſchaftsſchulden zu übernehmen. Haftet er 
aber für bie Nachlaßverbindlichteiten überhaupt unbefchräntt, jo 
nügt ihm aud) die Rommanbitiftenftellung ober das Ausſcheiden aus 
der Geſellſchaft nicht8, denn dann haftet er auch für die Gefellfchafts- 
ſchulden unbefchräntt. 


8315. Die progeffunle Geltendmachung der beſchränkten Haftung. 


So lange ber. Erbe bie Erbfchaft nicht angenommen, beftehen 
zwei getrennte Vermögensmaffen: der Nachlaß und das Vermögen 
bes Erben. Nachlaßſchulden können daher nur in den Nachlaß, 
eigene Schulden bes Erben nur in beffen eigenes Vermögen vollftredt 
werben ($ 778 ZPO). Hat der Erbe die Erbfchaft angenommen, 
und ift er undefhräntt haftbar, fo finbet die Zwangsvoll⸗ 
firedung im jedes beliebige Stüd feiner Habe ftatt, gleichviel ob das 
Stüd zum Nachlaß gehörte oder eigene® Vermögen be Erben war. 

Für den Fall der befhräntten Haftung des Erben ift zu 
unterfcheiben: 

1. Der Erbe mwirb wegen einer Nachlaßſchuld verklagt. Weift 
bier weber ber Kläger noch ber Beklagte auf bie befchräntte Haftung 
pin, fo ergeht ein vorbehalt [of e 3 Urteil, und die Befugnis bed Be⸗ 
tlagten, bei der Zmangsbollftredung den Kläger auf ben Nachlaß zu 
vermweifen, ift verloren. Wirb aber auf bie Haftungsfchrante bins 
gemwiefen, fo wird zwar ber Beklagte zur Zahlung bes vollen Schuld⸗ 
betrags verurteilt, es wird ihm aber bie Geltendmachung ber bes 
ſchräntten Haftung vorbehalten. 

2. Der Erblaffer war verklagt und verurteilt worden. 
Hier Tann natürlich von jenem Vorbehalte keine Rebe fein; trotzdem 
it die Befugnis bes Erben, ſich bei einer gegen ihn gerichteten 
Zwangsvoliſtrecdung vor ber Heranziehung feines eigenen Vermögens 
zu fügen, nicht verloren. 

In jedem alle kann die Zwangsvollſtredung gegen ben Erben 
vorerft ohne Rüdficht auf die befegräntte Haftung vorgenommen wer⸗ 
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ben. Wirb babei aber ein nicht zum Nachlaſſe gehörenber Gegenftand 
ergriffen, unb will der Erbe die Wegnahme diefeß Gegenftandes ver⸗ 
hindern, fo bleibt ihm nur der Weg der fog. Vollſtreckkungs— 
gegentlage ($$ 781, 785 ZPO). Diefe tft durch den Nachweis 
au begrünben, baß der Kläger nur mit dem Nachlaß haftet und daß 
ber vom Gläubiger in Anfpruch genommene Gegenftand nicht zum 
Naclaffe gehört, und fie ift barauf zu richten, daß bie angefochtene 
Maßregel für unzuläffig erklärt werde. 


UI Pie Rechtsmittel des Erben. 
8 316. 


1. Die Geſamtnachfolge bewirkt ein Eintreten in bie Rechte 
des Erblafferd. Dem Erben fiehen daher gegen denjenigen, ber fich 
zu einem ſolchen Rechte in Widerſpruch fegt, die Anfprüche zu, bie 
dem Erblaffer in demfelben alle zugeftanven haben würden, er 
Iann alfo insbeſondere die Eigentumsflage und nach neuem Rechte 
bie Befihflage ($ 857) auch) bann erheben, wenn er felbft den Befih 
noch nicht ergriffen hat. Der Rechtsgrund biefer „Singular 
lagen” ift nicht das Erbrecht, fondern das auf den Kläger durch 
Erbfolge übergangene Recht. 

2. Nach altem und neuem Rechte ſteht dem Erben ein abſoluter 
Anſpruch zur Seite, deſſen Rechtsgrund das Erbrecht und ber des⸗ 
halb gegen ben Erbſchaftsbeſitzer gerichtet iſt, Die hereditatis pe- 
titio, eine vindicatio hereditatis, ber Erbfhaftsanfprud 
(88 2018 ff.)) 

Die Klage kann deshalb vom Erben, nad; altem und neuem 
Recht auch vom Zeilerben betreffs feineß Erbteils, vom Vorerben und 
vom Nacherben erhoben werben. Beklagter ift nad) altem Recht, wer 
pro herede ober pro possessore befikt; pro herede befißt ders 
jenige, ber dem Erben einen biefem gebührenben Vorteil vorenthält, 
meil er ſich felbft für den Erben hält oder fälfchlich ala den Erben 
außgibt, pro possessore derjenige, ber unzeblih und ohne 
jeden Rechtsgrund Nadlafvorteile dem Erben vorenthält.*) 
Das BGB tennt ben possessor pro poßsessore überhaupt nicht 
unb verſteht unter Erbſchaftsbeſißz im Gegenfate zum römifchen 
Rechte nur einen Sachbeſitz. Beklagter ift nad) ihm nur ber pos- 
sessor pro herede, d. 5. berjenige, ber auf Grund eines ihm in 
Wirtuchieit nicht zuſtehenden, aber von ihm angenommenen ober 


Bern Leonhard: Der Erbſchaftsbeſitz. 1899. 
Qui interrogatus, cur possideat, Fesponsurus sit, quia possideo 
nec ullam causam possessionis potest dicere (l. 11 D. . 53). . 
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vorgegebenen Erbrechts etwas aus ber Erbſchaft erlangt Hat (8 2018). 
Daher ift nach der herrſchenden Anſicht de alten Rechts unb nach 
neuem Recht auch ber Erbſchaftskäufer der Klage unterworfen 
(8 2030). Ob er bie ganze Exbfchaft ober einen Teil over eine ein» 
zelne Sache in Beſitz genommen, ift gleichgültig. Der Unterfchieb 
zwiſchen dem bloßen Sachbeſiher und dem Eröſchaftsbeſitzer Tiegt 
vielmehr barin, daß der Iehtere die Gtelle des Erben einnehmen 
will, daß er alfo ben Kläger zur Geltendmachung und fomit zum 
Bemeife [eines Erbredtz nötigt. 

Aus dieſer Rechtsnatut der Klage folgen ihre Eigentümlich« 
feiten. Auch wenn der Beklagte nur ein einzelnes Stüd erlangt hat, 
To tft dieſe Sache doch immer ein Zeil eines Vermögensinbegriffs, ber 
nicht von dem Fortbeſtehen ber einzelnen urfprünglichen Stücke ab⸗ 
hängt, fonbern dem Wechfel unterworfen ift. Es fommt daher nicht, 
wie bei der Vindikation, darauf an, daß ber Bellagte das, mas er 
erlangt bat, noch befißt, vielmehr gilt nad} altem und neuem Rechte 
ber Grunbfag: res succedit in locum pretii et pretium in 
locum rei ($ 2019), und wenn bie Heraußgabe der Sachen nicht 
möglich ift, fo haftet der Beklagte auf die Bereicherung ($ 2021). 
Nugungen vermehren bie Erbſchaft, müſſen alfo herausgegeben wer⸗ 
ben, auch wenn bie Früchte in das Eigentum bes Beſihers überge- 
gangen find ($ 2020); der Befiger Tann fi) au auf bie Erfigung 
einer einzelnen Sache nicht berufen. 

Für die Zeit vor der Mechtshängigkeit der Klage ift der gut⸗ 
Hläubige Vefiger nicht verantwortlich, von biefem Zeitpuntt ab haftet 
er für jedes Verſchulden, auch für ſchuldhafte Werfäumung bon 
Nugungen (8 2023); der unrebliche Beſitzer haftet fo, wie ber red⸗ 
liche Beſitzer vom Zeitpunkte ver Rechtshängigkeit an haftet ($ 2024). 
Hat der Befiker eine Sache durch eine ftrafbare Handlung ober durch 
verbotene Eigenmacht erlangt, fo haftet er ex delicto auf Schabend» 
erſat ($ 2025). Während aber das Recht des mit ber Eigentums 
lage Belangten auf Erſatz von Verwendungen ein beſchränktes ift 
(88 994—9%, f. oben 547), ift ber beflagte Erhfchaftäbefiger ber 
fugt, jebe Art von Verwendungen, alfo auch impensae voluptua- 
riae (Quruausgaben), in Wbzug zu bringen ($ 2022). 

Nach beiden Rechten verjährt bie hereditatis petitio in 
80 Jahren. Ihre Verjährung beginnt mit dem Erwerbe bes Erb» 
rechis (in ber Anftellung ber Klage liegt aber eine ſtillſchweigende 
Antretung) und bem Zeitpunkt, in welchem ber Gegner ſich in einem 
dem Erbrechte des Erben mwiberftreitenden Beſihe der Erbſchaft ber 
findet (RG 11, 286). 

Der Beklagte bat eine weitgehende Aus» 
tunftspflicht (8$ 2027, 2028). a) Rad altem Reäte 
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war bem Kläger bad Recht eingeräumt, von dem Erbſchaftsbeſiher 
die Leiftung des Offenbarungseibes zu verlangen. Diefes 
ungewöhnliche Feſiſtellungsmittel Tonnte aber nur ba Platz greifen, 
wo ber Erbe in ber Lage war, über ben Umfang bes Nacjlaffes Ans 
gaben zu machen, insbefondere alfo dann, wenn er fi im Befige des 
Naclaffes befand. 

b) Das neue Recht ($2028) beſchränkt bie Eidesleiſtungs⸗ 
pflicht auf den Fall, daß der Beklagte ſich zur Zeit des Erbfalls mit 
dem Erblaſſer in häuslicher Gemeinfhaft befunden hat und daß 
außerbem Grund zu ber Annahme befteht, daß die von ihm erteilte 
Auskunft nicht mit ber erforberlichen Sorgfalt gegeben ſei. 

Der Anſpruch auf Austunftserteilung ober Leiſtung bes Dffen- 
barungseides bereitet regelmäßig bie Erhebung bes Erbſchaftsan⸗ 
ſpruchs vor, doch können beide Änſprüche in einer Klage verbunden 
werben ($ 254 ZPO). 

Der Gegenfag von Erbſchaftstlage und Sin— 
gulartlage führte im römiſchen Rechte bahin, daß, wer mit ber 
h. p. durchdringen wollte, nicht nur fein Erbrecht, fonbern aud) den 
Erbſchaftsbeſitz des Beklagten zu bemeifen hatte, daß biefer letztere 
Beweis ihm aber durch eine interrogatio in jure erleichtert wurbe. 
Das gemeine Recht änderte nicht? an dieſer Veweißlaft, aber e8 ge= 
ftattete dem Kläger bie Verbindung von Erbſchafts⸗ und Eigentums 
Hage, befreite ihn auch von dem Zwange, bie erhobene Klage zu bes 
nennen. Der Erbfchaftsbefiger aber, der flatt mit ber Erbſchafts⸗ 
age mit einer ober mehreren Singularklagen belangt und dadurch 
auch in feinem Recht auf Erfah ber impensae voluptuariae be= 
broßt wurde, tonnte ber Gingulartlage jebenfalls im Yormular- 
progefle Die exceptio ne praejudicium fiat hereditati entgegen= 
fegen und fo ben Kläger zur Erhebung ber h. p. nötigen, fall er fich 
in bona fide befand. Nach neuem Recht ift die Beweislaſt für den 
Erbſchaftsanſpruch diefelbe wie nach altem Recht ($ 2018). Der 
Beweis bed Erbrecht ift erleichtert durch den Erbſchein, denn dieſer 
begründet bie Rechisvermutung für das Vorhanbenfein des in dem 
Scheine bezeugten Erbrecht ($ 2365). Wer aber an ber Möglich- 
teit, ben Erbſchafts beſitz bes Beklagten zu bemeifen, zweifelt, 
wird Erbfaftd- und Eigentumsklage verbinden. Mer ftatt ber 
h. p. eine Singularflage erhebt, Tann dadurch die Lage bes (red⸗ 
lichen oder unreblichen) Beklagten nicht verſchlechtern, da nach bes 
ſonderer Vorſchrift (8 2029) auch in biefem alle diefelbe Haftung 
wie gegenüber ber h. p. eintritt, Wünfcht der Beklagte eine Ent- 
ſcheidung über dad Erbrecht, fo kann er eine folde durch Erhebung 
einer fog. Inzibentfeftftellungstlage (8 280 ZPO) herbeiführen. 

83, Der für tot Erklärte, der ven Zeitpunkt des angenommenen 
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Todes überlebt, hat gegen den Beier feines Vermögens einen ber 
Erbſchaftsklage analogen Anſpruch ($ 2031). 


NW. Mehrheit von Erben. 


$ 317. 1. Tas Rechtsverhältnis der Erben untereinander. 


1. Sinb mehrere Erben nebeneinanber berufen, fo entfteht unter 
ihnen eine Gemeinſchaft (communie incidens) bis zu bem Zeit- 
punkt, in welchem bie einzelnen Stüde bes Nachlaſſes unter bie Mit- 
erben verteilt werben, d. 5. bis zur Außeinanberfegung. Die recht⸗ 
liche Geftalt diefer Gemeinſchaft ift eine anbere nad römifhem unb 
gemeinem, eine anbere nach beutfhem und neuem Recht. 

a) Dad römiſche Recht wendet hier feine Grunbfüge vom 
Miteigentum einfach auf die einzelnen Rachlaßgegenſtände an, es 
entftehen alfo an jebem einzelnen Stüde jo viele felbftänbige ibeelle 
Zeile, ala Miterben vorhanden find, und es kann jeder Miterbe über 
biefen feinen Teil verfügen. An körperlichen Sachen entfteht alfo 
Miteigentum, und für Forderungen und Schulden gilt der (Zwölf⸗ 
Zafel-) Grundſatz nomina sunt ipso jure divisa, nad; weldem 
die Forderungen und Schulden bes Erblaffers in fo viele einzelne 
Forderungen außeinandergehen, als Erben ba find. Die Folge ift, 
daß jeber Erbe feinen Zeil ber Forderung felbflänbig einziehen und 
auf ben auf ihn entfallenden Zeil belangt werben kann. Das 
römiſche Recht begünftigt alfo die individuelle Gelbftänbigfeit ber 
Erben. 

b) Das deutfhe und das neue Recht laſſen das 
Rechtsverhältnis dergefamten Hand enifichen. Die 
einzelnen Erben erwerben baher nicht ein ihrer Verfügung unter- 
liegende Recht om ben einzelnen Nachlaßgegenſtänden (F 2033 
Abf. 2), fondern nur an dem ihrer Erbquote entfpredenden An» 
teile des Nachlaßganzen. Die Folge ift, daß bie Erben 
über einen Nacjlaßgegenftand nur gemeinfchaftlich verfügen können, 
daß gegen eine Nachlaßforberung nicht mit einer dem Schulbner 
gegen einen einzelnen Miterben zuſtehenden Forderung aufgerechnet 
erben kann ($ 2040), daß Nacjlaßforderungen nur von allen Erben 
gemeinſchaftlich oder von einem einzelnen Gläubiger in ber Weife 
geltenb gemacht werben können, daß die Leiſtung an alle Erben ver⸗ 
langt wird ($ 2039). Die Nachlaßverwaltung fteht den Erben ges 
meinfam zu ($ 2038). Da aber bie Erbquote jeves Erben feftfteht, 
tann der Anteil, ben ber einzelne Erbe am Nachlaßganzen 
hat, nicht zweifelhafi fein. Daher ift biefer Anteil Gegenftand eines 
der Verfügung des Zeilerben zuftehenden Rechts und daher aud 
Gegenftand der Zwangsvollſtreung wegen einer Schuld bed einzel 
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nen Miterben ($ 859 Abf. 2 ZPO). Der Vertrag aber, ber eine 
folde Verfügung enthält, bedarf, gleichviel welcher Rechtsgrund ber 
Berfügung zugrunde liegt, ber gerihtlihen ober nota= 
tiellen Beurfunbung, und enthält er einen Verkauf bes 
Anteil? an einen außerhalb der Erbengemeinfchaft Stehenven, fo 
haben bie andern Miterben ein gefehliches, an eine Friſt von zwei 
Monaten gefnüpftes und vererbliches Vortaufsrecht ($ 2034), 
das vor Übertragung des Anteils nur gegenüber dem Verkäufer, 
nad) ber Übertragung gegenüber dem Käufer ausgeübt werden Tann 
(88 2035—2037). 

2. Nah altem und neuem Rechte ($ 2042) fann jeber Miterbe 
jeberzeit bie Auseinauderſetzung verlangen. Wie nach) gemeinem, fo 
Tann auch nad} neuem Rechte weder durch einen Vertrag der Miterben 
($$ 2042, 749, 750) noch durch eine letztwillige Verfügung bed Erb⸗ 
lafjer3 ($ 2044) das Teilungsrecht unbebingt ausgefhloffen 
werben. Nach neuem Recht erlifcht übrigens eine die Teilung auß- 
[liegende Verfügung des Erblaffers ohne weiteres mit dem Ablaufe 
von 30 Jahren feit dem Erbfall ($ 2044). Eine Aufſchiebung 
der Teilung ift geboten, wenn bie Erbteile noch unbeftimmt find, 3.8. 
wegen ber zu erwartenden Geburt eines Miterben oder meil bie Ent- 
ſcheidung über eine Ehelichteitserllärung oder über bie Veftätigung 
einer Annahme an Kinbesftatt oder über bie Genehmigung einer vom 
Erblaffer errichteten Stiftung noch außfteht ($ 2043), ferner kann 
jeber Miterbe die Auffchiebung verlangen, wenn das Aufgebot ber 
Nachlaßgläubiger noch nicht erlebigt ober die den Gläubigern von 
dem Miterben geſetzte Anmelbefrift noch nicht abgelaufen ift ($$ 2045, 
1970, 2061). 

Das Ziel der Auseinanberfegung ift Aufhebung der Gemein- 
ſchaft, nad altem Recht alfo Ummandlung ber ibeellen Zeile in 
reelle, nach neuem Rechte Zuteilung der einzelnen Nachlaßſtücke an 
die Miterben nad) Maßgabe ihrer Erbanteile. Daher find zunächſt 
die Nadhlaßverbinblickeiten zu berichtigen. Bei ber Verteilung des 
Mberfchufles find letztwillige Zeilungsanorbnungen zu befolgen 
(88 2046—2049). 

Die Außereinanderfegung kann außergerihtlih duch Verz= 
trag erfolgen, und zwar follte nad) älterem deutſchen Rechte ver 
Ältere die Teile machen und ber Jüngere wählen (fog. Kürreht). Von 
jeher aber war gerichtliche Außeinanderfegung zuläffig, und 
zwar in Rom in ben Formen eines Prozeſſes; jeber Miterbe konnte 
biefes Verfahren durch feinen Antrag (bie actio familiae hereis- 
eundae) in Gang bringen; es war ein judicium duplex und enbete 
mit ber sententia adjudicatoria, e8 wurde alfo zwar nad ben 
Vereinbarungen ber Parteien verfahren unb es murben bie Teilungs⸗ 
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vorſchläge geprüft, aber e8 wurde doch gegen Wiberfprechende ein 
Zwang ausgeübt. Das gemeine Recht hat diefe Art des gerichtlichen 
Teilungsverfahrens nicht aufgenommen, jonbern die bei ber Teilung 
entftandenen Gtreitfragen auf den Prozeß veriwiefen, bie Teilung 
ſelbſt aber als einen vom Richter beurfundeten Akt ber freiwilligen 
Gerichtöbarfeit behandelt. Auch das neue Recht (89 86-98 FG) 
gibt jebem Miterben die Befugnis, die (nachlaß⸗) gerichtliche Aus⸗ 
einanberfegung zu beantragen. Sie ift fein prozeffualifches Ver⸗ 
fahren, fonbern ein Aft ber freimilligen Gerichtäbareit, das Gericht 
hat daher die Teilung nur zu vermitteln unb bie von ben Parteien 
getroffene Vereinbarung nur zu beurkunden, e8 übt aber gegen bie 
Beteiligten infofern einen Zwang aus, als e8 alle Miterben, auch 
diejenigen, welche her Teilung überhaupt oder der gerichtlichen Aus— 
einanberfegung wiberftreben, zur Teilnahme an den Verhandlungen 
nötigt unb als es die von einem Zeile der Miterben getroffene Ver⸗ 
einbarung mit verbindlicher Kraft gegenüber biefen felbft und ben= 
jenigen Erben, welche fi an den Verhandlungen nicht beteiligen, 
beftätigt. Von den lekteren wird angenommen, baß fie mit jeber 
Art der Teilung, einverftanden find. Der Beftätigungd= 
beſchluß ift ein vollfiredbarer Scäulbtitel. Er- 
ſcheint ein Miterbe und widerſpricht er ber geplanten Teilung ober 
beftreitet er ba3 Antragsrecht bes Miterben oder das Vorhandenfein 
einer Teilungspflicht, jo tann bie gerichtliche Teilung nur bann 
fortgejeßt ober beendet werben, wenn über den Widerſpruch durch 
Urteil entfchieben ift. 


8 318. 2. Die Schuldenhaftung der Miterben. 

Das neue Recht hat den römifchen Grunbfaß bon ber Zer= 
Tplitterung der Nachlaßſchulden nicht aufgenommen, fondern ben 
mehreren Erben bie ſolidariſche Haftung für die gemein« 
fhaftliden Shulben auferlegt ($ 2058). Daher bes 
fteht für den Nachlaßgläubiger nicht, wie nad) römiſchem Recht, bie 
Gefahr, bei dem einen Erben einen Ausfall zu erleiben, ben ber andere 
Erbe nicht zu beden braucht. Diefe folidarifhe Verpflichtung 
hat mit ber befchräntten ober unbefchräntten Haftung nichts zu 
tun. Es Iann jeber Erbe bie volle Leiftung ſchulden, babei 
aber das Recht haben, den Gläubiger auf hen Betrag des auß bem 
Nachlaß Erworbenen zu verweifen. 

Der Grundſatz ber ſolidariſchen Verpflichtung ift nicht fireng 
durchgeführt. 

1. Nur nad ber Zeilung haftet jeder Erbe ſchlechthin folis 
dariſch, und amar, wenn er befchränft haftei, nur mit beim, maß er 
aus bem Nadjla erlangt hat, wenn er unbefCräntt haftet, auch mit 
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feinem fonftigen Vermögen. Teilhaftung (nad) Maßgabe ber Erb⸗ 
teile) tritt jedoch ausnahmsweiſe ein gegenüber benjenigen 
GSläubigern, welche buch Ausſchlußurteil oder Ablauf der Ausfchluß- 
frift außgefchloffen find, ferner gegenüber allen Gläubigern, wenn 
der Nachlaßkonkurs eroffnet und durch Verteilung der Maffe ober 
durch Zwangsvergleich beendigt worben ift ($$ 2058, 2060, 2061). 

2. Vor ber Zeilung ift zu unterfcheiben 

a) bie Befriedigung auß dem Rachlaſſe. Hierzu iſt ein 
gegen ſämtliche Erben gerichteter vollſtredbarer Schulbtitel erforber- 
lich (8 2059 WHf. 2 BEB $ 747 ZPO). Denn find alle Erben 
verurteilt, fo müſſen fie die Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß in 
jebem alle dulden, fie mögen beſchränkt oder unbeſchränlt haften. 
Würde nur ein Miterbe verurteilt, fo barf der Gläubiger weber ben 
Nachlaß als Ganzes noch einzelne Nachlaßgegenſtände, ſondern nur 
den Anteil des verurteilten Erben am Nachlaß zu feiner Befriedigung 
verwenden, ba er nur über biefen verfügen iann ($ 2033). 

b) Die Befriedigung aus dem fonfigen Vermögen bed 
einzelnen Miterben Tann nur erfolgen, wenn ber Miterbe unbes 
ſchränkt haftet; ift dies ber Fall, fo haftet er einfimeilen, d.h. 
bis zur Teilung mur für den feinem Erbteil entſprechenden Teil 
der Nachlaßſchuld (8 2059). 

Die Erben Haben außerdem in ber Befugnis, bie Rachlaßgläubiger 
öffentlich zur Geltendmachung ihrer Rechte aufzuforbern, ein Mittel, 
ihre Haftung für die Zeit nad) der Xeilung in eine Zeilhaftung 
umzumanbeln; benn biefe. Ummanblung tritt ein betreff3 berjenigen 
Yorberungen, die nit binnen 6 Monaten nad) ber Aufforberung 
angemelbet ober ben Erben bei der Teilung befannt find ($ 2061). 

Bon ben Mitteln, eine befchräntte Haftung herbeizuführen, fteht 
jevem einzelnen Erben das Aufgebotöverfahren mit Wirkung zus 
gunften aller Miterben (8 997 ZPO) und ber Nachlaßkonkurs zu 
Gebote ($ 217 RO). Dagegen kann bie Nachlaßverwaltung nur von 
allen Erben gemeinſchaftlich beantragt werben, und nur fo lange ber 
Nachlaß ungeteilt if, denn mit der Teilung hört der Nachlaß als 
folder auf zu beftehen (F 2062). Wenn dagegen ein Miterbe bie 
Inventarpflicht verleht, ber andere fie erfüllt, fo find alle Erben vor 
der unbefchränkten Haftung gefhügt (F 2068), benn biefe Haftung 
if nicht Strafe, fondern eine Folge davon, daß dem beantragenden 
Nachlaßgläubiger die Möglichkeit entzogen mar, bie Zulänglichteit 
des Nachlaſſes zu bemeifen. 


$ 319. Die Ansgleihung (Sollation). 


1. Geſchichte. Als der Prätor den emanzipierten Kindern be 
Erblaſſers bie bonorum possessio ab intestato gewährte, mar 
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eine Verfürzung der neben ihnen erbenben sui bie notwendige Folge. 
Denn mad ber suns erworben hatte, war bem Vater erworben und 
bildete einen Zeil des aud) auf Die Emanzipierten übergehenven päter= 
lichen Nachlaſſes; was dagegen bie Emanzipierten erworben hatten, 
mar ihnen zugute gefommen, nicht dem Vater. Daher hatten 
nahälterem Rechte bie Emanzipierten, fofern fie mit sui zu= 
fammen erbten, ihr eigenes Vermögen in bie gemeinfame 
Zeilungsmaffe einzumerfen. Da aber aud die Haußtochter 
ein Sondervermögen hatte, wenn fie ihre dos wiebererlangte, fo mar 
auch bie dos einzuwerfen. Die collatio emancipatorum mußte 
ihre Bedeutung verlieren, weil nach juſtinianiſchem Rechte der Er= 
merb des Hauskindes grunbfäglich in deſſen eigenes Vermögen floß. 
Aber von Kaifer Leo (472) und Juſtinian wurde der ber dotis 
collatio zugrunde liegende Gedanke für den neuen Rechtszuſtand in- 
fofern verwertet, als man jeßt Zumendungen, bie ein 
Afzenbent einem bon mehreren zufammenerbenben Def = 
zenbenten bei Lebzeiten gemacht hatte, als einmerfungspflichtig 
bezeichnete, da aud Hier eine Verminderung des Afzenventenver- 
mögen und alfo des Nachlaſſes, zugleich aber auch eine Vermehrung 
der Vorteile eintrat, bie das eine Stind gegenüber anderen aus dem 
elterlichen Vermögen erlangte, Stollationspflichtige Zumenbungen 
waren bie dos, bie donatio propter nuptias unb die militie, 
d. h. der Kaurfprei für bie fäufliche Beamtenftellung, bie der Vater 
dem Finde verfchaffte. Derartige Zumenbungen hatten feinen Ein= 
fluß auf das gefegliche Erbrecht, aber der Empfänger Hatte fie in bie 
Zeilungsmaffe hineinzubringen (conferre), ald ob fie gegenwärtig 
zum Nachlaſſe gehörten. Das gefchah in der älteren Zeit in ber 
Weife, daß ber Stollationzpflichtige fi unter Bürgenftellung zur 
Teilung des Zugemenbeten dur Stipulation verpflichtete (verbie), 
ſpäter baburd), daß er bie Gegenftände felbft (re) teilte. Man hat 
deshalb die römifchrechtliche Kollation als „fubfequente Erbſachen⸗ 
treierung” bezeichnet. 

Das deutfche Recht betrachtete die bei Lebzeiten des Erblaſſers 
geſchehene Hingabe vom Geficgtspuntte der Abfindung bes Kin- 
bes ober al? Borausempfang auf ben gefeglichen Erbteil des 
Kindes, fo, als ob jenes Kind bie Eltern ſchon zur Zeit ber Zus 
wendung beerbte. Die Folge war, daß das Voraußempfangene nicht 
geteilt, fondern auf den Erbieil des Kindes angerechnet wurde. 
Man hat deshelb die beutfchreghtliche Kollation als „antezipterte Erb⸗ 
fachenfreierung“ bezeichnet. 

Im älteren römiſchen und im beutfchen Rechte beftanb eine 
Kollationspflicht nur bei der gefeglichen Erbfolge der Abkömmlinge. 
Zuftinian und mit ihm das gemeine Recht laffen fie aud in dem 
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alle eintreten, daß der Erblafier feine inteftaterbberechtigten Deſzen⸗ 
denten zu Erben einſetzt. 

Die gemeintechtlice Praris bilvete das Anftitut in ftarker An— 
Ichnung an ba beutfche Recht weiter; ihr it das BGB gefolgt. 

2. Jetziges diecht. Wie nach altem Recht, ift zu unterjcheiden 
bie gemillfürte unb bie gefeglidhe Kollation. 

a) Die erftere beruht auf einer bei ber Zumenbung getroffenen 
Anorbnung bed Erblaſſers und kann daher alles für Ausgieichs⸗ 
objeft erflären, was der Erblaſſer für ausgleichspflichtig erflären 
will ($ 2050 Abf. 3). 

b) Die gejegliche Kollation berugt unmittelbar auf dem 
Willen des Gefehes und trifft daher nur diejenigen Zuwendungen, 
bie das Geſetz als ausgleichspflichtig bezeichnet, aber das Geſetz folgt 
dem vermutlichen Willen des · Erblaſſers. 

Sie findet grundfäglih nur bei der geſetzlichen Erbfolge 
ftatt ($ 2050), denn hat der Erblaſſer von Todes wegen verfügt, jo 
bat er feinen Willen funbgegeben. Hat er aber feine Ablömmlinge 
nur auf das eingefeßt, was fie als geſetzliche Erben erhalten würden, 
ober ihre Erbteile fo beftimmt, daß dieſe in bemfelben Verhältniffe 
ftehen, wie die gefeblichen Erbteile, jo findet bie Ausgleichung ebenfo 
ſiatt, wie bei der gefeglichen Erbfolge ($ 2052), denn in dieſem Yale 
entfpricht fie dem vermutlichen Willen bes Erblaffers. 

Die Ausgleihung findet anr unter Ablümmlingen ftatt. 
Kollations berechtigt find alle Abtömimlinge, welche im gegebenen 
Yale zur gefeplichen Erbfolge gelangen, kollations pflihtig a) 
diejenigen, welche entweder Jelbft eine Zumenbung erhalten haben, 
es fei denn, daß ein entfernterer Abtömmling por bem Wegfalle 
ſeines ihn ausfchliegenven Parens eine Zumenbung erhalten Hat 
(8 2053); oder b) vermutlich aus der einem andern gemachten 
Zumenbung Vorteil gezogen, mithin an) biejenigen Ablümmlinge, 
melde an Stelle eines mit einer Zumenbung bedachten kollations⸗ 
pflichtigen Ablömmlings getreten find, c) Erſatzerben eines weg⸗ 
fallenden tollationspflichtigen Ablöminlings, da fie nicht mehr er= 
Halten jollen, al ber Abtömmling unter Berüdfichtigung der Aus» 
gleichungspflicht erhalten haben twilrbe ($ 2051). Hat alfo B (f. 
©. 726 Stammtafel) eine Zumenbung von 3000. Mt. erhalten, nach⸗ 
ber aber bie Erbſchaft des A nicht erworben, fo hat ber an feine 
Stelle tretenbe b die 3000 ME. einzuwerfen. Ebenſo würde bie d, 
bie am ſich nicht Tollationspflichtig, aber zur Erſatzerbin bes B er» 
nannt ift, als Gubftitut nur noch ſoviel erhalten, als B unter An» 
rechnung jener 3000 Mt. erhalten haben würbe. Hat aber b zu Leb⸗ 
zeiten bes B eine Ausſtattung von 3000 Mt. erhalten, jo tft biefe 
Tollationdfrei. 
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Der Ausgleichung unterliegen ($ 2050) 

a) unbedingt: bie Ausitattung ($ 1624), melde ein Ab⸗ 
tömmling bei Lebzeiten bed Erblaſſers von dieſem erhalten Hat, es 
fei benn, daß ber Erblaffer bei der Zumenbung das außgeftattete 
Kind von ber Außgleichäpflicht befreit hat; 

b) bedingt: Zuſchüſſe, bie zu dem Zwecke gegeben morben 
find, als Einfünfte verwendet zu werben, vorausgeſetzt natürlich, 
daß fie nicht unter ben Begriff von Unterhaltsbeiträgen fallen, zw 
beren Gewährung eine Pflicht befteht, und Aufwendungen für bie 
Rorbilbung zu einem Berufe. Der Ausgleihung unterliegen biefe 
Zumenbungen nur dann und inſoweit, als fie ba3 ben Vermögens⸗ 
verhältniſſen des Erblafſers entfpregende Maß überfteigen. 

Die Ausgleihung erfolgt bei ber Augeinanberfegung, und zwar 
im Wege ber Anrechnung. Es werben’ deshalb alle Konferenda zu⸗ 
fammen= und ber vorhandenen Zeilungsmaffe hinzugerechnet, aĩs⸗ 
kann merben bie Nachlaßſchulden abgezogen, und ber verbleibenbe 
Überfhuß wird nach Verhältnis der Erbanteile verteilt; dabei er= 
Hält derjenige, der eine außgleichßpflichtige Zuwendung empfangen 
batte, um fobiel weniger als ber Wert ber Zuwendung zu ber Zeit, 
als fie gemacht wurbe, betrug ($ 2065). Der B hat 3000 Mt. aus⸗ 
gleichspflichtiger Zuſchüſſe, der C eine Ausftattung von 5000 Mt. er⸗ 
Halten. A binterläßt 18000 Mt. Aktiva und 2000 Mt. Schulden. 
on ben 16000 Mt. gebührt der dY, mit 4000 Mt. Den ber= 
bleibenden 12 000 werben bie Beträge von 3000 und 5000, alfo 8000 
hinzugerechnet, bie Teilungsmaſſe von 20 000 fällt an BCDE mit 
je 5000 Mt. B erhält alfo nur noch 2000, © nichts, D und E je 
5000 Darf. J 

Zu einer Herausſzahlung iſt ber Kollationspflichtige nicht 
verbunden, auch wenn er mehr erhalten, als fein Erbteil betrug 
(& 2068). 


Siebenter Abſchnitt: Bermädtnife, 
Schenſungen von Todes wegen und Auflagen. 
A Das Vermãchtnis. 


$ 320. Begriff und Geſchichte. 


I. Begriff. Die 1. 116 pr. D. de leg. I erflärt: Legatum 
est delibatio hereditatis qua testator ex eo quod universum 
heredis foret, alicui quid collatum velit. Das Vermächtnis ber 
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fteht alfo darin, daß eine freigebige Zuwendung gemacht wird, welche 
ben Nachlaß vermindert. Auch das BGB ($ 1939) bezeichnet als 
Vermächtnis bie Zumenbung eines Vermögens— 
vorteils. Nach beiben Rechten gehört bemnad zum Begriffe des 
Vermächtniffes eine Anorbnung, welche der Vermögenslage bes Ber 
dachten günftig ift. Sie unterfcheibet fi) von der Erbeinfetzung da⸗ 
durch, daß fie einen Einzelerwerb, jene eine Gefamtnachfolge begrün- 
det und daß leßtere für ben Bedachten ohne Vorteil, ja mit einem 
Vermögensnachteil verknüpft fein kann. Der Bedachte heißt Ber- 
mädtnisnehmer (legatarius), ber mit der Entrichtung bes 
Vermãchtniſſes Belaftete Bermächtnisträger. Früher waren 
bie Ausbrüde Honorierter und Onerierter in Brauch. 

II. Geſchichte. 1. Das römiſche Recht unterſchied anfangs 
legatum unb fideicommissum und innerhalb des Legats verſchie⸗ 
dene Arten. 

Das legatum per vindicationem (Maevio 
hominem Stichum do lego) gak dem Beachten unmittelbar das 
Eigentum ber vermachten Sache ober das zugeivenbete Servitutrecht. 
Daß legatum per damnationem legte durch bie Worte 
heres dare damnas esto dem Erben die Berpflitung zum dare 
auf, gab alfo dem Legatar ein Yorberungsreht. Das legatum 
sinendimodo legte dem Erben durch die Worte heres dam- 
nas esto sinere, Maevinm hominem Stichum sumere sibique 
habere bem Erben bie Verpflichtung auf, dem Legatar bie Ans 
eignung einer Sache zu geftatten, e8 gab dem Legatar alfo gleichfalls 
einen perſönlichen Anſpruch. Das ĩ. per praeceptionem 
gewährte in ber Yorm Maevium hominem Stichum prae- 
cipito bem Miterben das Recht, eine Erbſchaftsſache vorweg zu 
nehmen, und legte ben andern Erben bie Pflicht auf, die Sache zu ge⸗ 
währen. Dieſes Legat wurbe mit ber a. familiae herciscundae 
geltend gemacht. 

2. Das Legat war in folenner Form und imperativis verbis 
zu errichten. Das Set. Neronianum aber berorbnete, daß wenn 
ein Legat in ber vom Zeftator errichteten Yorm ungültig wäre, es 
als Damnationslegat aufrechterhalten werben follte. Und als dann 
Juſtinian Legate und Fideikommiſſe einander gleichftellte, reichte 
jeber verſtändliche Willensaußbrud zur Errichtung eines Vermächt⸗ 
niſſes aus. 

Dad Fideikommiß war eine formlofe, in bittenber Yorm 
(precativis verbis) ber guten Gefinnung bes Belafteten überlaffene 
(fidei commissum) Zuwendung. Es war baher urſprünglich 
nicht erziwingbar, bis Auguſtus bie extraordinaria cognitio des 
Magiftrats anorbnete. Während mit einem Legate nur ber Erbe bes 
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laftet werben fonnte, burfte ein Fideilommiß einem jeden auferlegt 
werben, ber von Todes wegen etwas aus ber Erbſchaft erhielt, Daher 
auch einem Legatar, felbft einem Fideilommiſſar. Durch das Legat 
tonnte ber Legatar unmittelbar Eigentum erwerben, das Fidei⸗ 
tommiß begründete immer nur einen perſönlichen Anſpruch. Legat 
und Fibeilommiß wurden allmählich baburd) einander näher ge= 
bracht, daß für das F. eine Form, nämlich die des Teſtamenis oder 
eines vor 5 Zeugen errichteten Kobizillß, vorgefchrieben, daß Legat 
aber bon ber folennen Form befreit wurde. 

Juſtinian hat beide Ynftitute einander gleichgeftellt. Er hat fo= 
gar ein in ganz formlofer Weife dem Xelafteten perſönlich auf— 
erlegted Vermächtnis (fideicommissum orale, legatum heredi 
praesenti injunctum) für gültig erklärt, dem Belafteten aber bie 
Möglichkeit gewährt, dieſes Legat eidlich abzuleugnen (quod nihil 
tale audivit). Der tlagende Legatar mußte aber den fog. Ges 
fährbeeib Ieiften, daß er nicht aus Schikane Klage. 

3. Das gemeine Recht kannte nur nod) ein einzige Inſtitut, 
das des Vermächtniſſes. 

Die Form für die Errichtung des Vermächtniſſes war entweder 
das Teſtament oder das Kodizill, fowohl das teftamentarifche als das 
Inteſtatkodizill. Aber auch das Oralfideitkommiß erhielt ſich. 

4. Das BGB unterfcheidet nicht mehr zwiſchen Teflamenten 
und Kobizillen und hat auch das Dralfibeitommiß befeitigt. Es 
ann deshalb ein Vermächtnis nur noch durch Teftament ($ 1939) 
oder Erbvertrag ($ 2278) errichtet werben. 

Das Vermächtnis braucht nicht notwendig auf einer einfeitigen 
Verfügung des Erblafferd zu beruhen, ſowohl da gemeine als auch 
das neue Necht kennt Vermäctnisperträge ($ 1941). 

Dan ſpricht ferner von gefeplichen Vermächtniffen und verfteht 
darunter Rechte auf Gewährung bon Vorteilen auß dem Nachlaſſe, 
die nicht auf einer Unorbnung bes Erblaffers, fonbern, wie bie den 
Yamilienangehörigen des Erblafferd nach $ 1969 BGB zu gewähren⸗ 
den Reichniffe, unmittelbar auf Geſetz beruhen. 


$ 321. Gubjekte der Vermädtniffe. 7 


1. Rad altem und neuem Rechte kann mit einem Vermächtniſſe 
belaftet werben ſo wohl ber Erbe als aud ein Ver— 
mädtnisnehmer ($ 2147). Sind mehrere Erben vorhanden, 
fo if belaftet, wer vom Erblaffer als belaftet bezeichnet if; und fehlt 
es an ber Nennung eineß beftimmten Vermächtnißträgers, fo find alle 
Erben nad) Verhältnis ihrer Erbanteile belaftet ($ 2148). Während 
aber nach altem Rechte bucch ein Teftament ober burd) ein im Teſta⸗ 
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mente beftätigteß Kobigill die Teſtamentserben ober bie an ihre Stelle 
tretenben Perfonen (Subftituten, Akkreszenzerben), durch ein Inte 
ftatfobizill nur bie gefeglichen Erben belaftet wurben, jo daß jenes 
Legat mwegfiel, wenn aus bem Zeftamente nicht geerbt, dieſes Legat 
aber fortfiel, wenn nicht auf Grund des Gefeges, fonbern auf Grund 
eines fpäter errichteten Teſiaments geerbt wurbe, bilbete bag Ver⸗ 
mächtnis nad neuem Recht ($ 1967) eine Nachlaß⸗— 
verbindlihteit, bie benjenigen belaftet, ver nur 
überhaupterbt, fei ed auf Grund der Verfügung von Tobes 
wegen ober auf Grund bed Geſetzes. Fällt nur ber beſonders be- 
laftete Vermächtnisträger aus, fo ift belaftet, mern der Wegfall des 
zunächſt belafteten unmittelbar zuftatten kommt ($ 2161). Dana 
bat jedenfalls der Erſatzerbe die Vermächtnislaft, der Anwachſungs- 
berechtigte aber nur bis zum Betrage des freigewordenen, akkres⸗ 
zierenden Erbteils (88 1935, 2095). 

2. Bermädtnisnehmer kann aud eine zur Zeit bed Erbfalls 
noch nicht borhandene phyſiſche oder juriftifche Perfon fein. Hat fie 
aber zu biefer Zeit zu fein aufgehört, fo fällt das Legat weg. Died 
gilt nad) altem und neuem Recht (8$ 1923, 1939, 2162, 2160). 

Es fönnen mehrere Perfonen nebeneinander bedacht 
werben. In dieſem Falle fteht ber vermachte Gegenftand ben Lega> 
taren in Ermangelung einer anbermeitigen Zeilbeftimmung zu gleis 
chen Zeilen zu, und e& tritt Akkreszenz ein, wie unter Xeilerben, 
wenn einer der Legatare vor ober nach dem Erbfalle wegfällt. Die 
Anwachſung kann jedoch vom Erblaffer ausgeſchloſſen werden 
(88 21572159). Der Erblaſſer kann ferner mehrere in ber Weiſe 
bebenfen, daß ber Belaftete oder ein Dritter beftimmt, welcher ber 
mehreren das Vermächtnis wirklich erhalten ($$ 2151, 2152), ober 
fo, daß der Belaftete oder ein Dritter beftimmt, m a8 jeber ber Bes 
dachten von dem vermachten Gegenftande erhalten foll ($ 2153). 

Es kann enblich einer der Erben mit einem Vermächtnis bedacht 
werben. Waren mit diefem (dem fog. Boransvermädjtnis, Präle- 
gat) die Erben ſchlechthin, folglich auch der Bedachte, belaftet, fo 
mar nad} der herrfchenden Lehre des gemeinen Rechts biefes Legat 
im Höhe des Erbteild des Legatard ungültig, fo daß ber Legatar 
das Vermächtnis in Höhe dieſes Teiles als Erbe behielt. Das neue 
Recht dagegen ($ 2150) Hält das ganze Vermächtnis als ſolches 
auftecht. Es kommt daher bei der Frage, ob der Nachlaß mit Ver- 
mädtniffen überlaftet ift, da ganze Vorausvermächtnis in Anrede 
nung, und hat ber Erbe die Erbſchaft an einen Nacherben oder an 
den Erbſchaftskäufer herauszugeben, fo behält er das ganze Ver— 
mächtnis ($$ 2110 Abf. 2 u. 2373). 
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$ 322. Gegenftand des Vermächtniſſes. 

Gegenftand des Vermächtniſſes kann alles fein, mas dem Be- 
dachten einen Vorteil gewährt, daher insbeſondere körperliche Sachen. 

1. Iſt eine beftimmte Sache vermacht, fo ift das Vermächtnis 
in ber Regel nur dann wirkſam, wenn die Sache zur Zeit des Erb⸗ 
fans zum Nachlaſſe gehört. In diefem Falle ging nad; altem Recht, 
das bamit bem Rechte des Vindikationslegates folgte, mit dem dies 
veniens das Eigentum ber Sache auf ben Vermãchtnisnehmer über. 
Das neue Recht dagegen Läßt aud in biefem alle für ben 
Vermächtnisnehmer nur ein Forderungsrecht entfliehen 
($ 2174): das Eigentum erlangt der Honorierte burch einen vom 
Belafteten vorgenommenen fbertragungsaft (Übergabe ober Auf- 
laffung). 

Während nad altem Rechte das Vermächtnis einer dem Erb- 
Iaffer nicht gehörigen Sache nur dann wirkfam war, wenn ber Erb 
laffer um die rembheit ber Sade wußte, ift nah neuem R. das 
2. wirkſam, wenn der Erblaſſer auch für diefen Fall die Zumenbung 
will. Ein foldes Legat tann in ber Zuwendung bes bloßen Be- 
ſitzes der Sache ober in ber Zumenbung bes auf bie Sache gerichteten, 
dem Erblaffer gehörenden Änſpruches beftehen. Iſt das Legat ber 
fremden Sade wirlſam, fo hat der Erbe die Sache dem Bedachten 
zu verf&haffen ober, wenn er bazu nicht imftande, ven Wert 
au entrichten ($$ 2169, 2170). Diefe Grundfäge gelten nad) neuem 
Recht auch dann, wenn die Sache dem Belafteten gehört, während 
nad bisherigem Rechte das Vermächtnis einer folhen Sache in jebem 
Falle wirkfam war. 

Die vermadte Sache umfaßt auch das beim Erbfalle norhan- 
bene Zubehör und ben Schabenzerfaganfprud wegen Beſchädigung 
der Sache durch einen Dritten ($ 2164). 

Der Gegenftand geht in dem Zuftand über, in welchem er fi 
beim Erbfalle befindet, daher nach neuem Recht auch mit der zu dieſer 
Zeit auf ihm ruhenden Laft. Iſt dieſe Laſt eine Hypothek, fo Hat 
der Legatar gegenüber dem Erben die Pflicht, die perfünliche 
Schuld zu tilgen ($$ 2166—2167). Anders nad) römifhem Recht, 
welches den Erben verpflichtete, die vermachte Sache laſtenfrei 
zu maden. 

Das römifche Recht unterfchieb zmifchen dem Wahlpers 
mädtnis und dem Alternatippermädtnis. Beim er— 
fteren war dem Legatar ein höchſtperſönliches Wahlrecht einge 
räumt (electio legata), beim zweiten ber eine ober ber andere 
Gegenftanbd vermadt, und es fam nur barauf an, bie Verpflich- 
tung des Belaſteten zu einer einfachen umzugeftalten. Dies gefchah 
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durch Wahl, zu der gegen bie Grundſätze bes Obligationenrechts ber 
Bedachte befugt war, aber biefe Befugnis mar feine höchftperfünliche. 
Das neue Recht ($ 2154) tenntnur das Alternativoer— 
mächtnis, die Wahl befugnis aber ſteht dem Belaſteten, 
als dem Schuldner, zu ($$ 2154, 2174, 262). Das Wahlrecht kann 
dem Bebacten, e8 Tann auch einem Dritten eingeräumt werben. 
Kann ber Dritte das Recht nicht ausüben, fo geht e3 auf ben Be= 
lafteten über ($ 2154). 

Bei dem Vermächtnis einer nur der Gattung nad) beftimm- 
ten Sadje (legatum generis) hat nad) altem und neuem Rechte der 
Belaftete die Wahl (8$ 2155, 243); er hat nach neuem Recht eine 
Sache mittlerer Art und Güte, aber nur eine folche Sache zu leiften, 
die ben Verhältniffen des Bedachten entſpricht. Wenn daher ein 
Gutäbefiger einem Offizier „ein Pferd“ vermacht, fo ift nicht ein 
Aderpferb, fonbern ein Reitpferb zu leiften. Die Veftimmung ber 
Sache kann aud dem Bedachten oder einem Dritten überlaffen mer- 
den. Der Belaftete haftet nach altem und neuem Rechte ($ 2182) für 
Eviktion, und leiftet er eine mugelhafte Sache, fo kann der Bedachte 
an ihrer Stelle eine mangelfreie verlangen ($ 2183). 

Gibt der Erblaffer den Zweck des Vermächtniſſes an, räumt 
er 3. 2. feiner Ehefrau ben Nießbrauch an einem nicht näher bezeich- 
neten Grundftüde mit dem Hinzufügen ein, daß ber Nießbraud dem 
Lebensunterhalt der Beachten dienen fol, fo kann die Beftimmung 
der Leiftung dem billigen Ermeffen bes Belafteten ober eines Dritten 
überlaffen werben ($ 2156), weil bie Zmedbeftiinmung einen Maß⸗ 
ftab abgibt. 

2. Iſt eine Forderung des Erblaſſers Gegenftand bed Vers 
mãchtniſſes (legatum nominis), jo geht fie nach römiſchem Rechte 
mit dem dies veniens von felbft, nah neuem Recht (8 2174) 
mit der Abtretung auf ben Legatar über. ft fon 
vor dem Erbfalle die Leiftung erfolgt, fo erlofch nach altem Recht im 
Zweifel das Legat, nad; neuem Recht ($ 2173) verwandelt ſich das 
Forderungsvermächtnis in das Vermächtnis an dem geleifteten Ge— 
gegenftande, wenn biefer noch in der Erbſchaft vorhanden ift; ging 
bie Forberung aber auf Gelb, fo ift die Gelbfumme vermacht, auch 
wenn eine folde nicht vorhanden ift ($ 2173). 

3. Man fprit von einer liberatio legata, wenn ber Erb⸗ 
laſſer letwillig feinem Schuldner Vefreiung von ber Schulb gewährt, 
und von einem legatum debiti, menn ber Erblafler ans 
orbnet, daß feine Schuld an den Gläubiger gezahlt merbe. Im erften 
Falle trat die Befreiung regelmäßig mit bem dies veniens bon felbft 
ein, im zweiten alle zweifelte man an ber Gültigfeit des Legats. 
weil e8 dem Gläubiger feinen Vorteil gemähre. Das BGB enthält 
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zwar tveber über das eine noch über das anbere Legat befonbere Be- 
flimmungen, doch kann fein Zweifel beftehen, daß auch nad ihm An⸗ 
orbrungen bed angegebenen Anhalt getroffen werben fünnen und 
baß fie Vermächtniffe find, Das Befreiungsvermächtnis wirkt aber 
nicht unmittelbar befreiend, ſondern legt dem Erben bie Pflicht auf, 
dem Bedachten bie Schuld durch Vertrag zu erlaffen. Das lega- 
tum debiti enthält ein für den Gläubiger wertvolles Zeugnis des 
Schuldners über das Veftehen ber Schuld, unter Umftänben be= 
gründet es bie Pflicht des Erben, dem Gläubiger ein Schuldaner⸗ 
tenntniß ober ein Schuldverſprechen abzugeben. 

4. Verſchieden vom Renten vermächtnis ift das Ver— 
mãchtnis eines in Raten zu zahlenden Kapitals. Denn während dort 
fo viele Legate zur Entſtehung kommen, als Renten fällig werben, 
befteht hier ein einzige Vermächtnis. Dasſelbe muß nad neuem 
Nechte gelten, dem ed auch für das Rentenvermädtni (annuum 
legatum) an befonderen Beftimmungen fehlt. 


8323. Ungültigteit und Aufhebung der Bermädtniffe. 


Nach altem und neuem Recht ift das Vermächtnis ungültig, wenn 
die Iegtroillige Verfügung, durch welche e8 angeorbnet wirb, bon An= 
fang an ungültig ift oder mit Erfolg angefochten wird, ferner dann, 
wenn der Bedachte nor dem Erbfalle ftirbt. Nach römiſchem Rechte 
fielen bie Legate insbeſondere auch dann fort, wenn das Zeftament 
beftitut wurde und alfo Inteftaterbfolge eintrat. Nach neuem Rechte 
ann diefer Ungültigfeitögrund nicht mehr eintreten. Um ein Tefta= 
ment, das als ſolches ungültig fein würbe, als Kodizill und mit ihm 
alfo auch die Vermächtniſſe aufrecht zu erhalten, dazu bebarf e8 nicht 
mehr der Kobizillarflaufel. 

Vom Widerruf ber Vermäctniffe gilt nach altem unb 
neuem Rechte bazfelbe, mas von dem Wiberrufe ber Verfügungen von 
Todes wegen überhaupt gefagt iſt. Danach find einfeitige Ver— 
fügungen ſtets, vertragsmäßige nur dann widerruflich, wenn ber 
Nüdtritt geftattet ifn 

Im Gegenfaße zu der Erbeinfegung ließ bie Errichtung eined 
Vermäcitniffes ſchon nad römifhem Recht Anfangd- und 
Endtermine fowie Refolutiovbebingungen zu, unb 
Beftimmungen unfittlihen und unmöglichen Inhalts vernichteten das 
Vermächtnis. Alles dies gilt auch nach neuem Recht. Nach dieſem 
aber wirb ein unter einer auffchiebenben Bedingung oder unter Bes 
ftimmung eines Anfangstermins hinterlaflenes Vermächtnis unwirk⸗ 
fam, wenn bie Bebingung ober ber Termin mit bem Wblaufe von 
30 Jahren nad) dem Erbfalle noch nicht eingetreten ifl. Doc läßt 
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Fr wichtige Ausnahmen von diefem Grunbfaße zu ($$ 2162, 
Für unmögliche Vermädtniffe galt nad) römifchem Rechte 
bie ſog. regulaCatoniana. Diefe ift eine Anwendung bes 
Grundſatzes: quod ab initio vitiosum est, non potest tractu 
temporis convalescere (l. 29 D. 50, 17) und lautet nad 1. 1 
pr. D. 34, 7 quod si testamenti facti tempore decessisset 
testator, inutile foret, id legatum quandocumque deces= 
serit, non valet. Diefe Regel fand auf bebingte Legate feine An- 
wendung unb ift vom BGB ($ 2171) verlaffen worden. Denn nad 
ihm ift nur dasjenige Vermächtnis unwirkſam, da auf eine zur 
Zeit des Erbfalls unmöglice Leiſtung gerichtet ift ober gegen 
ein zu biefer Zeit beftehendes gefeplicheß Verbot verſtößt. Da- 
au kommt, daß, wenn die Unmöglichkeit gehoben werben fann, das 
Vermächtnis gültig ift ($$ 2171, 308).) 


$ 324. Grwerb der Vermächtniſſe. 


1. Nah römifchem und gemeinem Rechte murbe zwiſchen 
dem Anfall und dem Erwerb des Vermächtniffes unterfhieben. Der 
Anfall(dies cedens legati) gefhah mit bem Tode des Erb⸗ 
laſſers. Eine Ausnahme machten bedingte und unter einem dies 
incertus a quo hinterlaffene und bie Legate von höchſtperſönlichen 
Rechten. Jene fielen erft mit dem Eintritt der Bebingung ober bes 
Zeitpuntte an, bei biefen fand ein dem Erwerbe vorangehender An= 
fall überhaupt nicht ftatt. Erlebte ver Legatar den Augenblid des 
Anfalls, fo hatte er damit ein vererbliches Recht auf ben vermachten 
Gegenftand, eine vererblihe Anwariſchaft, erworben. 
Erlebte er den Anfall nicht, fo fiel daß Legat meg. Das Vermächtnis 
war erworben (dies veniens legati), wenn ber Erbe bie 
Erbſchaft antrat. Mit diefem Zeitpunkt konnte der Vermächtnis— 
nehmer bie Leiftung verlangen. 

2. Dad neue Recht ftimmt hierin mit dem alten infofern 
überein, als fih aud nad; ihm der Ermerb des Vermächtniſſes 
ſtillſchweigend vollzieht, d. b. ohne daß es einer befon=- 
deren Ermwerböhandblung des Honorierten bebürfte 
(8 2176). 

Wie nad) altem, fo kann aber auch nad; neuem Rechte ber Lega- 
tar das Vermächtnis ausfchlagen. Dieſes Recht der Ausfchlagung 
geht mit ber Annahme verloren. Die Annahme ift alfo nicht Er— 
werb3aft, fondern Aufgabe’ bes Ausſchlagungsrechtes. 


?) Befonderer Fall von Unmöglichteit $ 2172. 
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Se 3 antnẽdite. unterſcheidet fich bon biefem 
wenizer ber des Fehlen einer beſtimmien Sutzeſfionsordnung, als 
pee:mebt dedurch. daß es im der Hund des vierten Bermädtnid- 
nebmers freie® Out were, alio niemals bie Ziwede erfüllen konnte, 
denen das deutice F. dient. 

Aud das BGB ($ 2191) fennt das futzefſive 
Bermähtnis. Cbmohl vas Gefeh nicht von ber Möglichteit 
mehrerer Sutzelftonsfälle ſpricht, iſt es dem Erblaffer doch unbe: 
remmen, einen mebrmaligen Übergang anzuorbnen. Db in einem 
felhen Vermãchtniſſe die Errichtung eines Familienfibeitommifies 
im mobernen Sinne enthalten ift, hängt babon ab, ob bie vom 
Zanbesrechte für bie Errichtung eines folden verlangten Erforber- 
niffe vorhanden find. If das nid;t ber Fall, fo wirb auch daß fuls 
zejfive Vermãchtnis unwirtſam, wenn 30 Jahre feit Dem Erbfalle 
verfloffen find (66 2161, 2163). 
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5 326. Die Rechtsmittel des Vermächtnisnehmers. 


1. Das römiſche und gemeine Recht gemährte dem Vermächtnis⸗ 
nehmer ein bingliches Recht, voraußgefeht, daß der Gegenftand zum 
Nachlafſſe gehörte. Der Legatar kann alfo nad) dem dies veniens 
bie dingliche Klage gegen den Dritten erheben. Der Legatar hat aber 
in jebem alle auch einen perfönlichen Anfpruch gegen den Belafteten 
(actio ex testamento oder legati). Zur Sicherung biefes An—⸗ 
ſpruches diente eine Kaution, die der Legatar zu fordern berechtigt 
mar unb durch die missio in den Nadhlaf (legatorum servan- 
dorum causa) erzwingen konnte. Wurbe das Legat nach Ablauf 
von 6 Monaten. nicht entrichtet, fo diente Die missio Antoniniana 
in das eigene Vermögen des Erben ber unmittelbaren Befriebi- 
gung des Legatars. Auftinian gab ein gefegliches Pfandrecht an ben 
Nachlaßgegenſtänden. 

2. Das nene Recht ($ 2174) gibt dem Vermächtnisnehmer 
fhureinen perfönliden Anfpruch auf Leiflung bes ver= 
machten Gegenftanbes, ohne dieſe Forderung dor anderen außzus 
zeichnen. Für fie haftet der Erbe in gleicher Weife, wie für andere 
Nachlaßverbindlichkeiten. 

Im Konkurſe des Erben kann die Vermächtnisforderung gel⸗ 
tend gemacht werben ($ 63 Nr. 4 KO), da fie nicht auf einer Frei⸗ 
gebigteit des Gemeinjhulbners beruht, im Nach l a ß konkurſe ift fie 
anderen Yorberungen nachgefeht ($ 226 Nr. 5 KO). 

Die Tilgung des Vermächtnisanfpruches hat fofort zu erfolgen, 
menn er nicht befriftet ift; ift Die Erfüllungsgeit dem freien Belieben 
des Beſchwerten überlaflen, jo wird die Leiftung erft mit dem Tode 
des Beſchwerten fällig ($ 2181). Wegen Aufwendungen hat der Bes 
laftete ein Aufrechnungs- und Zurüdbehaltungsreht (8 2185). 


$ 327. Die Kürzung der Bermädhtniffe. 


1. Römifches Recht. Nachdem bie lex Furia testamentaria 
den Höchſtbetrag ber einem einzelnen Bebachten zugewendeten Ber- 
mädjtniffe auf 1000 Affe feitgefebt, die lex Voconia aber ange- 
orbnet hatte, daß niemand dur Vermächtnis mehr erhalten folle, 
als dem ober den Erben verblieb, beſtimmte die lex Falcidia 
(40 n. Ehr.), daß jedem Erben der vierte Zeil feiner Exrbportion frei 
von LZegaten verbleiben müfje. Someit die Vermächtniffe dieſen Be⸗ 
trag überftiegen, waren fie ohne weiteres nichtig, und eine Aug» 
ſchließung des Quartabzugsrechtes war dem Erblaffer nicht geftattet. 
Yuftinian brachte das Abzugsrecht mit dem von ihm eingeführten 
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Das neue Recht weicht vom alten aber darin ab, daß der An = 
fall des Vermächiniſſes eintritt, d. h. bie Forberung auf das Ber- 
mãchtnis entſteht {don mit dem Erbfalle EB mwirb alfo 
zwiſchen dies cedens und veniens nicht unterſchieden. Natürlich 
wird aber der Unfall eines auffchiebend bebingten ober von einem 
Anfangstermin ab Hinterlaffenen Vermächtniſſes biß zu dem nach 
dem Erbfall erfolgenden Eintritt der Bebingung oder des Termines 
Hinanßgejhoben. In diefem alle (vgl. jevod 8 2074) entfteht 
mit dem Erbfalle (dem fog. Boranfalle) eine Anwartſchaft auf 
den Vermächtniserwerb, die verberlich ift, wenn das vermachte Recht 
felft vererblich ift ($$ 2176—2179). 


$ 325. Gubftitution bei VBermädhtnifien. 


1. Nach altem und neuem Rechte ann eine Bulgarfubfti=- 
tution angeorbnet werben, auf welche die Grunbfäße von ber Bul= 
garfubftitution eines Erben Anwendung finden ($ 2190). 

2. Yerner hat fi ſchon im römifchen Recht ein [utzeffines 
Vermächtnis entwidelt, d. i. ein ſolches Vermächtnis, dad von 
dem Eintritt eines beftimmten Creigniffes ober Zeitpunttes einem 
anderen Vermächtnisnehmer zufallen fol. Auf biefe Weiſe konnte 
ein Yamilienfibeitommiß (f. familiae relictum) er- 
richtet werben, wenn nämlich der Erblaffer beftimmte, daß Der ver— 
machte Gegenftand innerhalb einer beftimmten Yamilie übergehen 
folle. In diefem Yalle konnte das Vermächtnis an mehrere Fami— 
lienmitglieber gleichzeitig oder nad Beſtimmung des einen Ver— 
mãächtnisnehmers an einen einzelnen Yamilienangehörigen gelangen. 
Diefes römifhe Familienfideilommiß, an welches daß gleichnamige 
beutfchrechtliche Imftitut anknüpfte, unterfcheibet ſich von biefem 
weniger durch das Fehlen einer beflimmten Sufzeffiongorbnung, ala 
vielmehr dadurch, daß es in ber Hand des vierten Vermächtnis— 
nehmers freied Gut wurde, alfo niemals bie Zwecde erfüllen konnte, 
denen das deutſche %. dient, 

Auh das BEB (& 2191) tennt das futzeffine 
Vermächtnis. Obwohl dad Gefeg nicht von ber Möglichkeit 
mehrerer Sufgeffionzfälle jpricht, ift e& dem Erblaffer doch unbe— 
nommen, einen mehrmaligen Übergang anzuorbnen. Ob in einem 
ſolchen Vermächtniſſe die Errichtung eines Yamilienfideitommiffes 
im modernen Sinne enthalten ift, hängt babon ab, ob bie vom 
Landesrechte für bie Errichtung eines folden verlangten Erforber- 
niffe vorhanden find. ft das nicht der Yall, ſo wird auch das ſuk⸗ 
zeffive Vermächtnis unwirkſam, wenn 30 Jahre feit dem Erbfalle 
verfloffen find ($$ 2161, 2163). 





Siebenter Abſchnitt: Vermächtniffe, Schenkungen uſw. 88 326, 327. 828 


$ 326. Die Rechtsmittel des Bermäctnisnchmers. 


1. Das römiſche und gemeine Recht gewährte dem Vermächtnis⸗ 
nehmer ein bingliches Recht, voraußgefeht, daß der Gegenftand zum 
Nachlaſſe gehörte. Der Legatar ann alfo nach dem dies veniens 
bie dingliche Klage gegen den Dritten erheben. Der Legatar Hat aber 
in jedem alle auch einen perfönlicden Anſpruch gegen den Belafteten 
(actio ex testamento ober legati). Zur Sicherung dieſes An= 
ſpruches biente eine Kaution, bie der Legatar zu fordern berechtigt 
mar und durch die missio in den Nachlaß (legatorum servan» 
dorum causa) erzwingen konnte. Wurbe das Legat nad) Ablauf 
von 6 Monaten nicht entrichtet, fo diente Die missio Antoniniana 
in das eigene Vermögen bed Erben ber unmittelbaren Befriebi- 
gung bes Legatats. Auftinian gab ein gefepliches Pfandrecht an ben 
Nachlaßgegenftänden. 

2. Das nene Recht ($ 2174) gibt dem Vermächtnisnehmer 
hureinen perfönliden Anfpruc auf Leiftung des ber 
machten Gegenftanbes, ohne dieſe Forberung dor anderen außzus 
zeichnen. Für fie haftet der Erbe in gleicher Weife, wie für andere 
Nachlaßverbindlichkeiten. 

Im Konkurſe des Erben kann die Vermächtnisforderung gel⸗ 
tend gemacht werben ($ 63 Nr. 4 KO), ba fie nicht auf einer Frei⸗ 
gebigteit des Gemeinfchulbners beruht, im Nach la ß konlurſe ift fie 
anderen Forderungen nachgeſetzt ($ 226 Nr. 5 KO). 

Die Tilgung des Vermächtnisanfpruches hat fofort zu erfolgen, 
wenn er nicht befriftet ift; ift Die Erfüllungszeit dem freien Belieben 
des Beſchwerten überlaflen, fo wird bie Leiftung erft mit bem Tode 
des Vefchwerten fällig ($ 2181). Wegen Aufwendungen hat ber Be- 
Iaftete ein Aufrechnungs- und Zurüdbehaltungsrecht ($ 2185). 


$ 327. Die Kürzung der Bermädhtniffe. 


1. Römiſches Net. Nachdem die lex Furia testamentaria 
ben Höchftbetrag der einem einzelnen Bedachten zugewendeten Ver⸗ 
mächtnifje auf 1000 Affe feftgefegt, Die lex Voconia aber anges 
orbnet hatte, daß niemand buch Vermächtnis mehr erhalten folle, 
als bem ober den Erben verblieb, beſtimmie bie lex Faleidia 
(40 n. Ehr.), daß jebem Erben der vierte Teil feiner Erbportion frei 
von Legaten verbleiben müſſe. Someit bie Vermächmiſfe biefen Be⸗ 
trag überftiegen, waren fie ohne weiteres nichtig, une eine Aus⸗ 
ſchließung bes Quartabzugsrechtes war dem Erblaffer nicht geftattet. 
Yuftinian brachte das Abzugsrecht mit dem bon ihm eingeführten 
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beneficium inventarii in Verbindung, indem er dem Erben, ver 
nicht rechtzeitig ein Inventar errichtete, ba Abzugsrecht nahm; ferner 
gab er dem Erblaſſer das Recht, ben Duartabzug auszuſchließen. 

2. Das juftinianeifche Recht wurde gemeines Recht, aber das 
neme Reht hat die Quarta Falcidia befeitigt. 
Nach ihm unterliegen Vermächtniſſe nur berjenigen Kürzung, welche 
gegenüber ben Nachlafverbinblichkeiten überhaupt durch Herbeifüh- 
rung ber beſchränkten Haftung des Erben bewirkt werben kann. Da- 
nad) tritt eine Haftung nur mit dem Nachlaß ein, aber der Nachlaß 
kann aud) fo vollftändig erſchöpft werben, daß von ihm dem nicht 
pflichtteilsberechtigten Erben nichts übrig bleibt, 

Dagegen kann ber Erbe einredeweiſe dad Vermächtnis jo weit 
türen, daß ihm felbft der Pflihtteil verbleibt ($ 2318), 
er ann, wenn er felbft einen Pflichtteil zu entrichten hat, das Ver- 
mãächtnis fomeit kürzen, daß die Pflictteilslaft von ihm und bem 
Vermãchtnisnehmer verhältnismäßig getragen wird. 

Diefer Kürzungsbefugniffe wegen erblidte das römifche Net in 
der eigenmächtigen Wegnahme ber vermachten Sache durch den Lega— 
tar einen unbefugten Eingriff in bie Rechte des Erben und gab bag 
interdietum quod legatorum auf Rüdgabe. Auch nad neuem 
Rechte liegt in biefer Wegnahme verbotene Eigenmacht und alfo An— 
laß zur Vefigflage ($$ 858, 861, 863). 


B. Die Schenkung von CTodeswegen und ber 
Permärhfnisbverfrag. 


$ 328. 


Die Schenkung von Todes wegen ift eine bebingte Schen— 
tung, alfo ein Vertrag, Das Vermächtnis beruht zwar regel= 
mäßig auf einer einfeitigen Verfügung, beruht es aber auf Vertrag, 
fo lag nad) gemeinem Rechte der Unterfchieb zwiſchen ihm und ber 
Schentung von Todes wegen mefentlih nur darin, daß biefe unab- 
hängig, jener abhängig vom Erbfcdaftsantritte war. Nach neuem 
Rechte liegt hierin ein Unterfchieb nicht mehr, ba es feinen erblofen 
Nachlaß mehr gibt und der Erbe ſchlechthin zur Leiftung des Ver- 
mächtniffes verpflichtet if. Das BGB wendet denn auch auf biejeni= 
gen mortis causa donationes, welche erft nad bem Tode be# 
Schenterd vollzogen werben, die Beftimmungen über Verfügungen . 
bon Todes wegen an ($ 2301). 


Siebenter Abſchnitt: Wermächtniffe, Schenkungen uſw. 8 329. 825 


0. Ruflage. 
8 329. 


Einen Wunſch oder einen Rat des Erblaffer3 auszuführen, tft 
der Erbe nicht rechtlich verpflichtet. Legt der Erblaffer dem Erben 
die Pflicht auf, einem Dritten aus dem Nachlaß einen Vorteil zu ge- 
währen, fo ift ein Vermächtnis angeorbnet; legt er bem Erben oder 
bem Vermächtnisnehmer nur bie Verpflihtung zu einer 
Zeiftung auf, ohne einem anbern ein Recht auf 
diefe Leiftung zuzuwenden, fo ift eine Auflage bor= 
Senken. Darin ftimmen altes und neued Recht überein ($$ 1939, 

Zu unterfcheiben ift alfo die Auflage von ber unter der Auflage 
gemadten Zuwendung (Erbeinfegung over Vermächtnis). Die Aufs 
lage fann darin beftehen, daß Zugewendete ober einen Zeil davon 
zu einem beftimmten Zwecke zu verwenden, fie kann aber auch das 
Zugewendete dem Bedachten voll belaffen und nur eine Leiftung an= 
derer Art von ihm verlangen. In jedem Falle enthält die Auflage 
eine Beſchwerung und daher gegebenenfalls eine Beeinträchtigung des 
Pflictteils (8 2306). 

Auch hier (f. oben ©. 290) verurſacht die Auflage nicht einen 
Zuſtand ungemwiffen Rechtes für den Welafteten, dieſer erwirbt viel⸗ 
mehr das Zugewendete, auch wenn er die Auflage noch nicht erfüllt 
hat. Er ift aber verpflichtet, bie Auflage zu erfüllen. Dazu fann er 
dom Erben, — fall biefer nicht ſelbſt ber Velaftete ift — vom Mit» 
erben, vom Erſatzerben ober Erfaglegatar, vom Teſtamentsvoll- 
ftreder, und falls die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Inter 
effe liegt, von der zufländigen Behörde, nur nicht bon bemjenigen, 
dem bie Auflage zum Vorteil gereichen fol, im Wege der Klage an= 
gehalten werben (88 2194, 2203, 1940). Bereitelt oder verweigert 
ber Belaftete die Vollziehung der Auflage, fo hat derjenige, welchem 
der Wegfall des Beſchwerten zunächſt zuftatten kommen würde (alfo 
in&befonbere der Erfagerbe), die Zumendung, inſoweit fie zur Voll- 
ziehung ber Auflage hätte verwendet werben müffen, ala grunblofe 
Bereicherung des Belafteten für fi zu verlangen ($ 2196, cond. 
causa data non secuta). 

Iſt die Auflage unmirkfam, fo ift darum nod nicht bie Zus 
wendung unmirffam, es fei denn, daß ber Wille des Erblaffers dahin 
ginge ($ 2195). 
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Achter Abſchnitt: 
Berluſt des Erbrechts und Beräußerung der Erbſchaft. 


8 330. I. Der Erbverzicht. 


Der Erbverzicht ift ber zwiſchen bem mutmaßliden 
Erben und dem Erblaffer gefhloffene Vertrag, 
durch ben der Erbe fein tünftiges Erbrecht aufs 
gibt. 

Das römiſche Recht erklärt auch biefen erbredtlichen Vertrag 
für ungültig (1. 94 D. 29, 2; 1. 16 D. 38, 16; 1. 3 C.. 6, 20). 
In Deutfchland aber war er ſchon früh allgemein üblich, ins— 
befonbere biente er hier den Intereſſen des Adels an ber ungeteilten 
Vererbung ber Familiengüter im Mannesftamme. Es pflegte der 
Jüngere Bruder zugunften des älteren, die Tochter bed Befigerd zu⸗ 
gunften der Männer, meift gegen eine Abfindung, zu verzichten. Trotz 
des eindringenben römifchen Rechtes erhielt fich das Inſtitut infolge 
Vermittelung be3 kanoniſchen Rechtes, das ben Verzicht für gültig 
eıtlärte, wenn er eiblich befräftigt war (c. 2 VI 1, 18), und es ift 
auch in daß BGB übergegangen. Aber während ber Erbverzicht ge- 
wöhnlich als eine Unterart des Erbrertrages behandelt wurde, bilbet 
er im BGB ein felbftändiges Inftitut. 

Er wird nad ihm geſchloſſen zwiſchen dem Erblaffer auf der 
einen Seite und einem Verwandten ober bem Ehegatten oder dem 
Zeftamentzerben ober einem Vermächtnisnehmer auf ber anderen 
Seite ($$ 2346, 2352) und hat das durch Gefeß ober Zeftament ge⸗ 
währte Erbrecht oder das Vermächtnis zum Gegenftande. Er fann 
auf dad Pflichtteilsrecht befchränft werben, hat aber ftet3 eine Auf- 
gabe auch dieſes zur Folge, wenn er einen Verzicht auf das Erbrecht 
Ichledtgin enthält ($ 2346). 

Seine Wirkung ift die, daß ber Verzichtende als Erbe nicht 
mehr in Betracht kommt, daß ſich alfo der geſetzliche Erbteil ber 
anderen Inteftaterben entfprechend erhöht und daß bei der Berechnung 
des Pflichtteils der Verzichtende nicht mitgezählt wird ($$ 2346, 
2310). Er wirkt grunbfäglich au zu ungunften der Abtümmlinge 
des Verzichtenven, jo daß deſſen ganzer Stamm ausfcheivet ($ 2349). 
Er kann die Folge einer Abfindung fein und kann gefchehen zu= 
gunften ber Erben überhaupt, oder nur zugunften einer beflimmten 
Verfon. Im letzteren Fall ift der Verzicht dadurch bebingt, daß ber 
Begünftigte Erbe wird ($ 2350). 


Achter Abſchn.: Verluſt d. Erbrecht u. Veräußer. d. Erbſchaft. 98 331,332. 827 


Der Vertrag bebarf ver gerichtlichen ober notariellen Beur- 
tundung. Der Erblaffer kann ihn ohne Genehmigung bes ges 
ſetzlichen Vertreters ſchließen, wenn er in ber Gefchäftsfähigfeit be- 
ſchränlt ift; ift er geſchäftsunfähi fo kann ber geſetzliche Vertreter 
den Vertrag für ihn ſchließen; im übrigen ift eine Gtellvertretung 
für ihn ausgeſchloffen. Der Erbe unterliegt den allgemeinen Ver⸗ 
tragägrunbfägen, kann den Vertrag alfo auch durch einen Stellver⸗ 
treter ſchliehen. Steht ein Zeil unter Wormunbfchaft ober elterlicher 
‚Gewalt, fo bebarf der Vertrag der Genehmigung bed Bormund- 
ſchaftsgerichts ($$ 2347, 2348, 2352, Ausnahme 2347). 


$ 331. II. Die Grbunwürdigkeit. 


In ber römiſchen Kaiferzeit bildeten ſich zahlreiche Fälle og. 
Inbignität, d. h. einer Erbuntürbigteit auß, die zur Folge hatte, 
daß dem Unwürdigen das, maß er auß ber Erbſchafli erworben, wie- 
der entzogen (ereptorium) und in ber Regel dem Fiskus, in einigen 
Fällen anderen Perfonen überwieſen wurbe. 

Es ift fehr fraglich, ob das Inſtitut in der Geftalt, die ihm das 
juftinianifche Recht gegeben, in das gemeine Recht übergegangen ift. 
Das BGS hat e3 aufgenommen und zwar in ber Geftalt, daß bie 
Erbunmürbigteit einen Grund zur Anfechtung 
des Erbfhaftsermerbes gibt, daß im Falle erfolgreicher 
Anfechtung ber Unfall an ben Unmürbigen als nicht gefchehen gilt 
und daß das Anfechtungsrecht einem jeden zufteht, dem ber Wegfall 
des Unmürbigen unmittelbar ober mittelbar zuftatten kommt 
(85 2340—2244). Die Unfechtung erfolgt durch Klage, ihre Wir- 
tung tritt erft mit ber Rechiskraft des Urteils ein (8 2342). Über 
die folge der Erbunmürbigfeit ſ. ©. 719. 

Erbunmürdig ift, mer fi} einer ber im $ 2339 aufge 
führten Verfehlungen gegen den Erblaffer ſchuldig 
gemacht hat; bie Erbunwürdigkeit wirb durch die vom Erblaffer ge— 
währte Verzeihung mieber aufgehoben ($ 2343). 

Das gleiche gilt, wenn ein Vermächtnisnehmer ober ein Pflicht 
teilsberechtigter unmürbig ift ($ 2345). 


$ 332. IIL Der Erbſchaftskauf. 


Das ältere römifche Recht kannte eine Veräußerung bes aus 
der Delation entftandenen Rechtes durch den Inteſtaterben (in 
jure cessio legitimae hereditatis) mit ber 
Wirkung, daß der Zeffionar an Stelle des Zebenten Erbe murbe, 
Diefes Inſtitut iſt nicht in das juftinianifche Recht übergegangen. 
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Dagegen war unbefchräntt zuläffig ber Verkauf ber bereits er= 
worbenen Erbſchaft. Aber dieſes Rechtsgeſchäft tonnte, dem Grund» 
fage semel heres semper heres entfprechend, feine Übertragung 
des Erbrechtes herbeiführen. Es beftanb daher darin, daß ber Erbe 
die einzelnen zur Erbſchaft gehörigen Rechte nad ben für fie maß— 
gebenden Rechisvorſchriften übertrug und der Käufer dem Erben 
gegenüber bie Nachlaßſchulden übernahm. Gläubiger und Legatare 
behielten dagegen das Recht, fi an den Erben zu halten. In diefer 
Geftalt ift das Inſtitut in das gemeine Recht und im mefentlichen in 
das BGB. übergegangen. Doch ift zu unterfcheiben: 

1. Erbſchaftskauf ift nach neuem Rechte die Veräußerung der 
angefallenen und erworbenen Erbſchaft dur ben Allein= 
erben ober bes Erbteils eines Miterben nad) erfolgter Teilung.?) 
Bon einem Erbſchaftskauf wird alfo nur dann gefprocden, wenn ber 
Erbe bie einzelnen zur Erbſchaft ober auf feinen Erbteil entfallenden 
Gegenftände erworben hat. Denn nur in biefem alle kann er über 
diefe Stüde verfügen. 

Der herrſchenden gemeinrechtlichen Auffaffung entſprechend gilt 
das, was bem Verkäufer infolge einer Nacherbfolge oder ber Ans 
wachſung zufällt, als nicht mitverfauft. Ebenfo find Yamilienpapiere 
und Yamilienbilder ausgefhloffen ($ 2373). 

Der Käufer tritt nicht in die Erbenftellung ein, er erwirbt 
die einzelnen Nachlaßſtüde burch beſondere Rechtshandlungen bes. 
Erben, alfo durch Auflaffung, Übergabe, Abtretung, Indoffament 
(perfönlide Wirkung) ($$ 2374, 2375) und ift zur Bezah— 
lung ber Naclafverbinblicteiten dem Verfäufergegenüber 
verpflichtet ($ 2378). Denn bie Gläubiger find befugt, fi} an ben 
Käufer zu halten, verlieren aber nicht ihre Anſprüche gegen ben 
Erben ($ 2332). Der Käufer tritt in bie Haftung bes Verkäufers. 
ein, mag biefe eine beſchränkie ober eine unbeichräntte fein ($ 2383). 

Die Gemährleiftungspflict befteht mit in ber Haftung für- 
Fehler der zur Erbſchaft gehörenden einzelnen Gegenftänbe, ſondern 
in ber für das Vorhanbenfein des unbefchräntten Erbredtes. 
(8 2376). Die Gefahr des Unterganges und ber Verſchlechterung 
geht hier nicht mit der Übergabe, fondern mit dem Kaufabſchluſſe auf 
den Käufer über ($ 2380), von bemfelben Zeitpuntt ab gehen auch). 
die Nutzungen über. 

Der Erbſchaftskauf bebarf ber gerichtlichen oder notariellen Be— 
urtundung ($ 2371), 


3) Bes succedit in locum pretii etc 88 2374, 2375. Auch ein Zeil. 
des Erbteils kann Gegenftand bed Vertrages fein. 


Achter Abſchnitt: Verkuft d. Erbrechts u. Veräußerung der Erbſchaft. 8332. 829 


2. Verſchieden vom Erbſchaftskauf ift bie Veräußerung des 
Anteils eines Miterben vor ber Teilung. Zu biefem Zeit» 
punkte fann der Miterbe nur über den Anteil, nicht über bie ein= 
zelnen Gegenftänbe verfügen. Daher tritt ber Erwerber in biefem 
Falle mit dem Vertragsabſchluß in bie Diterbenftellung ein, ohne daß 
eine Übertragung ber einzelnen Sachen erfolgen müßte ($ 2033 ff., 
fog. dingliche Wirkung). 


Sechftes Buch: 
Die Perſonlichkeitsrechte. 


$ 333. Begriff. 

Perſönlichteitsrechte find bie Rechte auf den Genuß perſönlicher 
Güter und auf freie Betätigung ber eigenen Kraft. Gie haben 
ihren Grund in ber perſönlichen Freiheit, find aber zu felbftänbigen 
Nechten geworben, weil unb infotweit daß Geſetz ihnen Schuß ges 
mährt. Da biefer Schuß im weſentlichen darin befteht, daß auf 
den Willen deſſen, ber ſich jenen Rechten widerſetzt, ein Drud aus— 
geübt mwirb, fo ift er bisher fat ausſchließlich vom Vermaltungs- 
und Strafrecht ausgegangen. Jene Rechte find aber Privatrechte 
und müffen privatredtlihen Schuß genießen. 


A. Die Rechte auf ven Genuß perſönlicher Güter. 
$ 334. 1. Im Allgemeinen. 


Jene perfünlichen Güter, deren ungetrübter Genuß ben Gegen- 
ftanb eines befonberen, meift unberzichtbaren unb unübertragbaren 
Rechts bilbet, find vor allem Leib, Leben, Freiheit und Ehre, ſowie 
das Unterfcheibungszeichen bes Individuums, ber Name, die Firma, 
die Marte, das Warenzeichen. 

Das römifche Recht gewährte den Perfünlichkeitsrechten einen 
umfaffenden Rechtsſchuß in ber actio injuriarum.’) Denn in- 
juria war ihm nicht bloß die Beleidigung im eigentlichen Sinne bed 
Wort, fondern jebe bewußt mwiderrechtliche Darlegung der Miß— 
ochtung fremder Perfönlichteit, daher 3. B. auch bie unbefugte in jus 
vocatio, das unbefugte Betreten eined fremden Grunbftüds. Wegen 
Körperverlegung gab das römifche Recht etwa feit Habrian bie 
a. legis Aquiliae utilis auf Schabengerfag und Privatftrafe, das 
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gemeine Recht dagegen einen Anſpruch auf Geldentſchädigung wegen 
ber erlittenen Schmerzen (Schmerzenägelber). 

Das StGB fuchte gegenüber der modernen Anſchauung, daß 
in jedem Yale nur Schabenserſatz geforbert werben fünne, dadurch 
zu beifen, baß es das Inftitut der an den Verletzten zu zahlenden, 
vom Strafrichter zu verhängenden Buße einführte, und zwar in 
allen Fällen der Körperverlegung ($ 231), ſowie ber üblen Nachrede 
($ 186) und der Verleumbung ($ 187), wenn die Beleidigung nach⸗ 
teilige Folgen für die Vermögensverhältniffe, ben Erwerb oder das 
Fortlommen des Veleibigten mit ſich bringt (8 188). Obgleich näm= 
lich bie Buße die Eigenfchaft des Schabenserfages hat und ihre Ver⸗ 
bängung baher bon einem befonberen Antrage des Verletzten ab⸗ 
hängt, fo ift doch ber Richter nicht an das Ergebnis eines auf das 
Dafein eines Schadens gerichteten Beweiſes gebunden und ift bis 
au ber vom Gefeße gezogenen Grenze von 6000 Mark aud in ber 
Bemeflung ber Höhe der Buße frei, bie Buße kann alfo das Map 
bes zugefügten Schadens überfchreiten und ift dann infomeit Privat= 
ftrafe. 


Das BGB ändert nicht? an jenen Beftimmungen des SGB 
über bie Buße, gibt felbft aber bei ſchuldhafter Verlegung von 
Leben, Körper, Gefundheit, freiheit und Ehre nur einen Schadens- 
erfaganfpruch ($$ 823835). Wenn e8 im Intereſſe der Ermeiter 
rung des Rechtsſchutzes ($ 847) dem an feinem Körper ober an feiner. 
Gefunbheit ober Freiheit Geſchädigten und ber Frauensperſon, an 
welcher ein Verbrechen ober Vergehen wiber bie Gittlichkeit verübt 
worden, ober bie durch Hinterlift, durch Drohung oder unter Miß— 
brauch eines Abhängigteitsverhältniffes zur Geftattung ber außer- 
ehelichen Beimohnung beftimmt worden ift, auch wegen bes Schadens, 
der nicht Vermögensſchaden ift, eine billige „Entfäbigung“ in 
Geld gewährt, fo nähert es fi dem römiſchen Syſtem ber Privat- 
ftrafen. Der Anſpruch ift aber ein höchſtperſönlicher; er ift übertrag« 
bar und vererblich nur dann, wenn er durch Vertrag anerfannt ober 
wenn er rechtshängig geivorben ift ($ 847). 


IL Die Namen und Zeichenrechte im befonderen. 


8 335. Der Name. 


1. Der bürgerlige Name. Die Römer hatten regel- 
mäßig brei Namen, das nomen, d. i. ben die gens, daß cognomen, 
d. i. den bie Familie und dad praenomen, bd. i. den ba3 Indivi— 
duum bezeichnenden Namen. Cognomen unb nomen waren erb⸗ 
li, das praenomen murbe beſonders beigelegt. Die Germanen 
Hatten urfprünglich wie bie Griechen nur einen einzigen, beſonders 
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beigelegten Namen. Erft feit dem 14. Jahrhundert wurbe es in 
Deutſchland allgemein Brauch, daß jeber Menſch außer einem ver- 
erblihen Familiennamen einen beigelegten Vornamen führte. Mit 
biefem Brauche rechnet auch das moberne Recht, insbeſondere das 
Rgeſ. über bie Beurkundung des Perfonenftandes ufm. vom 
6. Februar 1875. Der Familienname wird durch bie Geburt er- 
morben, das eheliche Kind erhält ben Namen des Vater, bad uns 
ehelidje ben ber Mutter. Durch den Eintritt in eine andere Yamilie 
wirb aud ein Wechſel im Familiennamen herbeigeführt. Findel⸗ 
lindern wird von der Behörde ein Name beigelegt, wenn die Ab—⸗ 
ftammung des Kindes nicht zu ermitteln ift. Alles dies gilt nad 
altem wie neuem Recht. (88 1616, 1706, 1355, 1577, 1758 BGB, 
$ 24 angef. Gef.) Der Vorname wirb dem Kinbe beigelegt und zwar 
von demjenigen, der das Erziehungsrecht hat. Auch er wird im 
ftanbesamtlichen Geburtöregifter eingetragen, entiveber fofort bei ber 
Anzeige bes Geburtsfalles, oder wenn zu biefer Zeit ber Vorname 
noch nicht feftfteht, längſtens zwei Monate nach der Geburt ($ 22 
bes angef. Gef.). Der in biefer Zeit eingetragene Name bleibt einem 
etwa bei der Zaufe oder fonft gegebenen anberen Namen gegenüber 
ber im bürgerlichen Leben maßgebenhe. 

Ein Recht auf den Namen!) unb auf die bei Adeligen mit. dem 
Namen verbundenen Adelsprädikate und das Yamilienmappen hatte 
bie Praxis bes bisherigen Rechtes längft anertannt, ala $ 12 BGB 
in Übereinftimmung mit dieſer Praris nicht nur ein Net auf Füh⸗ 
rung be& Namens, ſondern aud ein Verbietungsrecht gegen den⸗ 
jenigen gewährte, der unbefugt benfelben Namen führt wie der Bes 
rechtigte und dadurch daß Intereſſe dieſes verlegt. Das Intereſſe 
braucht kein vermögensrechtliches zu ſein. Das Recht der ausſchließ⸗ 
lichen Namensführung wird im Wege ber Feſtſtellungsklage, das 
Verbietungsrecht durch eine auf Befeitigung ber Beeinträchtigung ges 
richtete Klage geihügt. Sind meitere Beeinträchtigungen zu bes 
forgen, fo kann auf deren Unterlaffung getlagt werben. Ferner hat 
der Berechtigte aber auch einen Schadenserfatzanſpruch, wenn bie 
ächtigung (alfo aud das bloße Veftreiten) zu einer Ver⸗ 
mögensſchädigung führt und auf einem Verſchulden beruht ($ 823 
BOB). 





Das BGB handelt überall aber nur vom Namen, nit au 
vom Rechte bes, eitva mit bem Namen verbundenen Xbels, von ber 
Annahme ausgehend, daß der Adel ein Anftitut bes öffentlichen 
Nechtes bilde. Diefe Annahme Hat zur Zolge, daß die das Abeld- 
echt betreffenden Landesgeſetze beftehen bleiben (Urt. 55 EG 3. 


) Fiſcher im Archiv f. bürg. Recht, Bd. 5, ©. 306 ff. 
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BGB). Der Abel gilt aber als gefellfchaftlicher Vorzug und daher 
als ein perfönliches Gut, und das Ädelsprädikat gehört zum Namen. 
Das Recht auf den Abel muß baher denſelben Schuß genießen, ben 
$ 12 BGB dem Recht auf den Namen gewährt. 

Der gleihe Schup gebührt enblih auch dem angenommenen 
Namen (Pfeudonym), denn auch biefer Name kann zu einem wert⸗ 
vollen perfönlichen Gute werben.) 

— 2. Der taufmännifhe Name, bie Firma (f. hier⸗ 
über S. 54, 55). 


8 336. Marken und Zeichen. *) 


1. Dem römifchen Recht unbetannt, hatte ſich bie Marke, d. h. 
ein figürliches, gemöhnlich nur aus geraden ober krummen Strichen 
beftehendes Zeichen im beutfchen Rechte zu einem Rechtsgute, das 
Häufig nur ber beflimmten Perfon, oft der Familie zuſtand, zu- 
meilen auch mit einem Grunbftüd ober einem Rechte ober einem 
Gewerbebetriebe verbunden tar, entwidelt, Sie biente als perfün- 
liches Unterſcheidungszeichen, als Zeichen gefchehener Beſitzergreifung, 
oder als Urſprungszeichen für gewerbliche Erzeugniſſe. An ihre 
Stelle iſt das Wappen, insbeſondere als Familienabzeichen, wohl 
auch das Siegel getreten. 

Während das Markenrecht in der neueren Zeit mehr und mehr 
abgeftorben ift und fi nur etwa als Recht auf ein beftimmtes 
Wappen beim Adel und auf ein beftimmtes Siegel bei den Körper— 
ſchafien und Anftalten erhalten hat, ift bie Marfe al Urfprungs= 
zeihen in ber neueren Zeit Gegenftand befonberen gejeglichen 
Schutzes geworben. 

2. Das Recht an Warenzeichen hat in Deutfchland gefegliche 
Anerkennung gefunden zuerſt durch Agef. vom 30. November 1874 
und dann durch Rgeſ. vom 12. Mai 1894. Während das ältere 
Gefeß nur den in das Hanbelgregifter eingetragenen Kaufleuten ein 
Martenfhugrecht gewährte, wird durch das neue Geſetz jebem, ber 
das Antereffe hat, feine Waren von denen anderer Gemerbetreibenber 
dureh ein in die Augen fallendes Zeichen zu unterfcheiben, die Mög- 
lichkeit gewährt, das Martenfhußrecht zu erwerben. Diefes Recht 
befteht inderausfhließlihen Befugnis, einfelbft- 
gemähltes, in bie Zeichenrolle des Reichd-Patentamt3 ein= 
getragenes Zeichen auf ber Ware, ber Verpadung ober Um— 
Hülung, ſowie auf Rechnungen, Preisliften, Ankündigungen als 


YAM. Pland: BGB 12 Anm. 5 gegen bie herrſchende Meinung. 
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Mittel der Unterfeibung eigener Ware von fremder Ware zu 
verwenden unb bie mit dem Zeichen verfehene Ware in Verkehr 
zu bringen. Es ift ein abfolutes Privatrecht, das mit einer auf An= 
erfennung, Pefeitigung unbefugter Störung, Verbot Tünftiger 
Störung gerichteten, ber a. megatoria vergleichbaren Klage ge— 
ſchützt wird und auch einen Anfprud auf Schabenserfak gewährt, 
wenn das Zeichen miffentlich ober auß grober Yahrläffigfeit wider⸗ 
rechtlich gebraucht ober eine mit ihm verfehene Ware widerrechtlich in 
Verkehr gebracht ober feilgehalten wird. ferner kann bie Be— 
feitigung der Zeichen und falls bie nicht ausführbar, die Vernich- 
tung ber Ware verlangt werben. Die mwiffentliche Verlegung bes 
Zeichenrechts zieht auf Antrag bed DVerlekten Beſtrafung (160 bis 
5000 Mt. ober Gefängnis bis 6 Monate) nad fih, mit welcher bie 
Verurteilung zu einer Buße (bis 10000 ME.) verbunden werben 
lann. 

Das Recht auf dieſen Schuß genießt nur das eingetragene 
Zeichen. Die Eintragung erfolgt durch das Patentamt nad; bor= 
auögegangener Prüfung ber Tauglichkeit und Neuheit des Zeichens. 
Ihr geht die Annahme bes Zeichens durch den Berechtigten und 
die Anmeldung voran. Entſpricht die Anmeldung den geſetzlichen 
Erforberniffen, fo gewährt fie (Hierin ber Mutung vergleichbar) einen 
Anfprud auf die Eintragung und fchließt gleichzeitig jeden anderen 
vom Erwerbe besfelben Zeichens auß. Das erivorbene Zeichenrecht 
ift Zubehör eines beftimmten Geichäftsbetriebe und kann nur mit 
diefem auf andere Perfonen übertragen werben. Es erliſcht mit 
Aufgabe des Geſchäftsbetriebes, duch Ablauf von zehn Jahren 
(Unterbrechung moͤglich) und durch eine ſolche änderung ber Verhält⸗ 
niffe, die das Zeihen als unmahr erfcheinen ließe. Der Rechtö- 
ſchutz dauert aber fort bis zur Löſchung ber Marke auß ber Zeichens 
rolle, die auf Antrag bes Berechtigten ober eines Dritten ober auch 
von Amts wegen erfolgen kann. 


B. Die Rechte anf Befäfigung. 
8 337. überblid. 


Die Betätigung ber Geifted- und Körperfräfte ift an fi nichts 
meiter al ein Ausflug ber menſchlichen freiheit, bie zwar bon 
Geſetz und Sitte beſchränkt wirb, aber auch fomeit fie dem Menfchen 
verbleibt, nicht zu einem befonderen Rechte bed Individuums ge— 
ftaltet ift. 

I. Ein Att freier Entſchließung ift 3. B. bie Wahl des Bohn- 
figes. Sie ift eine Rechtshandlung, denn fie ift Betätigung eines 
Willensentſchluſſes und hat rechtliche, dem öffentlichen mie bem 
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Privatrecht unterliegende Folgen (Mohnfig als Erfüllungsort, das 
Recht bes Wohnſitzes in manden Fällen entſcheidend, Gerichtsftand), 
fie kann daher nach altem wie neuem Rechle ($ 8) nur von einer 
geihäftsfähigen Perfon felbftändig, von anderen Perfonen nur mit 
Senehmigung des gefeglihen Vertreter mirffam vorgenommen 
werben. 

Die Freiheit der Wohnfigwahl mar nad früherem deutſchem 
Rechte beichräntt, wohl auch ganz außgefcloflen, und wo fie beftand, 
durch polizeiliche Worfchriften erſchwert. Das frühere Gemerbe- 
(Zunft) und Agrarrecht (Hörigkeit, Gutsuntertänigteit) enthielt 
zahlreiche Beſchränkungen. Das Reichägefeß über die Frei— 
zügigkeit vom 1. November 1867 befeitigte biefe Schranten unb 
gewährte allen Reichsangehörigen die Freiheit in der Wahl bes Wohn- 
ſitzes. Zahlreiche Perfonen aber haben einen vom ihrem Millen 
unabhängigen Wohnfit. a. Nach altem und neuem Rechte ($ 10) 
teilt die Ehefrau den Wohnſitz des Mannes, außer wenn ber 
Dann feinen Wohnfig im Auslande an einem Orte begründet, an 
welchen bie Frau ihm nicht folgt und zu folgen verpflichtet if. So 
lange der Mann feinen Wohnfig hat oder die Frau den Wohnſitz 
des Mannes mit Recht nicht teilt, Tann fie einen felbftändigen Wohn- 
fi haben. b. Eheliche Kinder teilen ven Wohnfit des Vaters, 
uneheliche den der Mutter ($ 11). Das Kind behält dieſen Wohn- 
fig, biß es in rechtögültiger Weife einen anderen Wohnſitz begrünbet. 
e. Militärperfonen, bie nur zur Erfüllung der Wehrpflicht 
dienen ober nicht jelbftänbig einen Wohnfig begründen können, be 
halten ihren bisherigen, anbere Militärperfonen aber Haben ihren 
Wohnfig am Garnifonorte ($ I—11 BGB). — Der Wohnfig ift im 
Gegenfate zum bloßen Aufenthalt der Ort, an mweldem 
ſich jemand ſtändig nieberläßt ($ 7). Deber ann 
jemand einen boppelten Wohnfig, und ein Gefhäftsmann kann 
mehrere gewerbliche Nieberlaffungen Haben, von denen aus er felb- 
ftändig Gefchäfte treibt, ohme an einem biefer Orte feinen Wohnſitz 
zu haben. - 

I. Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ift nur bann Gegen= 
ſtand eines befonberen Rechtes, wenn bie Befugnis zur Ausübung 
diefer Tätigkeit von befonberen Vorausſetzungen (Erfüllung bes 
fimmter Vorbebingungen, ftaatliche Verleihung, Kongeffionierung) 
abhängt und alfo zu einer ausfhließlichen geftaltet ift. Denn 
damit ift bie Befugnis gegeben, einen unberechtigten Gewerbebetrieb 
zu unterfagen, eine Befugnis, bie zwar regelmäßig im öffentlichen 
Antereffe vom Staate ausgeübt wird, aber auch durch die Rechts- 
mittel bes Privatrecht? von bem in feinem außfchlieglichen Gewerbe 
rechte Verletzten geltenb gemacht werden Tann. Das Recht des Ge- 
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werbebetriebeß hing feit der Entwidlung bed Zunftweſens, d. h. feit 
bem frühen Mittelalter, von ber Zugehörigkeit zur Zunft ab. 
Zunft aber war bie Vereinigung ber Perfonen, welche an dem⸗ 
jelben Orte basfelbe Gewerbe betrieben (Annung, Gilde). Die 
Zünfte waren mit Rechtsperfönlicleit und mit dem fog. Zunft— 
zwange außgeftattet, b. h. mit ber Befugnis, jedem nicht zur Zunft 
Gehörigen (Pfufcher, Bönhafen) die Ausübung bes Gewerbebetriebes 
zu unterfagen. Die neuere Zeit war dem Zunftzmange ungünftig 
gefinnt. Die Gefeggebung dieſes Jahrhunderts Tieß eine immer 
größere Zahl von Ausnahmen vom Zunftziange zu und ging ſchließ⸗ 
lich zu bem Grunbfaße ber Gewerbefreiheit über, auf mel- 
chem auch bie Reichägewerbeorbnung vom 21. Juni 1869 (jet maß⸗ 
gebenbe Yaflung vom 26. Juni 1900) beruht. Diefe geftattet ($ 1) 
den Betrieb eines Gewerbes einem jeben, fomeit fie nicht felbft Aus— 
nahmen oder Beſchränkungen aufftellt, fie hebt im Gegenjage zu dem 
früheren Gemerberechte ($ 2) ben Unterfchieb zwiſchen Stabt und 
Land in bezug auf ben Geierbebetrieb, das häufig aufgeftellte Ver— 
Eot, mehrere Gemerbe gleichzeitig oder dasſelbe Gewerbe an mehreren 
Stellen zu betreiben oder andere als felbftverfertigte Ware zu ver— 
taufen, auf ($ 3) und entzieht den Zünften das Recht des Zunft- 
zwanges ($ 4). Damit ift den Innungen bes heutigen Rechts bie 
befonbere Eigentümlichfeit der ehemaligen Zünfte genommen. Die 
heutigen Innungen haben nad ber Abänderung der Gem. D. durch 
G. v. 26. Juli 1897 nur borzugsweife ($$ 81, 8la) noch ben 
Zwed der Pflege des Gemeingeifted ber Aufrechterhaltung und Stär— 
lung ber Standesehre unter den Mitgliedern, der Förderung eines 
gebeihlichen Verhältniffes zwiſchen Meiftern und Gefellen, der Für- 
forge für daß Herbergsweſen der Gefellen und des Nachmweifes bon 
Gefellenarbeit, ferner ber Regelung des Lehrlingsweſens und ber 
Fürforge für die Ausbildung der Lehrlinge, fie können jedoch ihre 
Wirkfamfeit auf andere gemeinfame gewerbliche Intereſſen aus» 
dehnen. Auch können zur Wahrung der gemeinfamen gewerblichen 
Intereffen der Handwerke gleicher oder verwandter Art auf Antrag 
bon ber höheren Vermaltungsbehörbe Innungen gebildet werben 
(fog. Zmangsinnungen). Jede Innung ift eine Vereinigung von 
PVerfonen, melde gleiche oder verwandie Gewerbe felbftändig be— 
treiben, und hat Korporationseigenſchaft (8 86). 

Eine Reihe von Gemwerbetreibenden bedarf ber ſtaatlichen Ge- 
nehmigung ober Erlaubnis (88 29 ff.), die nur aus den vom Geſetze 
angeführten Gründen verfagt werben darf. Das damit erlangte 
befondere Recht auf den Gewerbebetrieb ift zwar fein aus— 
ſchließliches, gleichwohl aber ein durch das öffentliche und das Privat- 
recht geſchühtes abfolutes Perſönlichkeitsrecht. 


B. Die Rechte auf Betätigung. 8 338. 837 


Ausfchließliche Getverbeberehtigungen waren bie jetzt der (deut⸗ 
ſchen) Rechtsgeſchichte angehörenden ſog Zmangs- oder Bann= 
rechte. Unter einer Zwangsgerechtigkeit verſiand man bie Be— 
fugnis, beſtimmten Perfonen bie Befriedigung gewiſſer Lebensbe— 
dürfniſſe bei anderen Perſonen als dem Berechtigten zu unterſagen; 
Bannrechte hießen fie dann, wenn ihnen alle Einwohner eines be⸗ 
fimmten Beziris unterworfen waren. Hierher gehörte der Mühlen- 
zwang (bie Verpflichtung, das Getreibe in einer beftimmten Mühle 
mahlen zu laflen), der Vierzwang, der Badofenzwang, ber Wein- 
telterbann. Sie entftanden regelmäßig durch Privileg ober unbor= 
bentliche Verjährung. Die RGewO aber hat fie aufgehoben (88 7, 
8). Verſchieden von ihnen find die Realgemerberedhte, 
db. h. bie mit einem Grundftüde verfnüpften Rechte, ein beftimmtes 
Gewerbe zu betreiben. Die RGewO läßt fie beftehen, verbietet 
aber die Begründung neuer Rechte diefer Art. Verträge, melde 
darauf abzielen, einer beftimmten Perfon die Ausübung einer Ge- 
werbeberechtigung zu entziehen, können nichtig fein, weil fie gegen das 
Geſetz verftoßen (88 1 ff. RGewO, 8 134 BGB). So find bie fog. 
Konkurrenzausſchließungsverträge, d. h. bie Ver- 
träge, die nur einer beftimmten Perſon die Ausübung eines Ge- 
merbes unterfagen, nicht ſtets, ſondern nur dann nichtig, wenn fie 
die perfönliche Freiheit üher das Maß einfchränten unb beshalb 
gegen bie guten Sitten berftoßen ($ 138 BGB). Dagegen fieht 
eine feftftehenbe Praris derartige Verträge dann als gültig an, wenn 
bie Verpflichtung ſich auf eine beftimmte Zeit oder einen engbegrenz= 
ten Bezirk einfchräntt. In Übereinftimmung hiermit erklärt F 7& 
HG%8 für den befonberen Fall, daß ein Hanblungsgehilfe ſich dem 
Prinzipal gegenüber in feiner gewerblichen Tätigkeit für bie Zeit nach 
Beendigung bed Dienftverhältniffes Beſchränkungen untermwirft, die 
Vereinbarung nur infoweit für verbindlich, als bie Beſchränkung 
nad) Zeit, Ort und Gegenftand nicht die Grenzen überfchreitet, buch 
welche eine unbillige Erſchwerung bes Fortkommens für ben Hand» 
Iungägehilfen ausgeſchloſſen wird; es erklärt gleichzeitig eine Be— 
Thräntung auf einen ‘Zeitraum von mehr al brei Jahren ala zu 
meitgehend. Diefer Grundſatz wird in anderen Fällen analoge An- 
wendung finden dürfen. 


8 338. Der Rechtsſchutz gegen unlauteren Wettbewerb. 


Wo ber Freiheit des einen in ber Ausübung einer mwirtfchaft- 
lichen Tätigkeit nicht eine Einfchräntung bes anderen entfpricht, die 
Freiheit jenes alfo nicht zu einem Unterſagungsrechte geftaltet ift, 
muß ein jeber bie Ausübung derfelben Erwerbstätigleit durch einen 
anderen (bem freien Wettbewerb) dulden. Dagegen ift er nad) ben 
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buch) Mißbräude der Gemerbefreiheit gezeitigten modernen An= 
ſchauungen, die zuerft in ber Praxis franzöſiſcher unb engliſch— 
amerifanifcher Gerichte Ausbrud gefunden haben, befugt, un= 
lIauterem Wettbewerb entgegenzutreten. Das RGeſ. vom 
27. Mai 1896 trägt biefen Anſchauungen Rechnung und macht bamit 
die Befugnis, eine unlautere Konturzeng mit ben Mitteln bes 
Privatrecht? zu belämpfen, zu einen beſonderen, abjoluten Perfün- 
lichteitsrechte. Das Gefeh ſchützt deshalb nicht das kaufende Publi- 
tum, fonbern bie verfaufenden Gemerbetreibenden; es ſchüht nicht 
gegen rechtöwibrige, fonbern gegen unlautere Handlungen, denn 
gegen Rechtömwidrigfeiten gewährte das frühere und gemährt das 
heutige Recht genügenden Schub. Das Geſetz erhebt damit ben 
Begriff des unlauteren Wettbewerbs zu einem Nechtöbegriffe, gibt 
aber feine Begriffäbeftimmung, fondern hebt in kaſuiſtiſcher Weife 
die am häufigften vorkommenden Fälle unlauteren Wettbewerbs 
hervor. Diefe ergeben, daß das Gefeß unter unlauterem Wettbewerb 
jebes gegen Treu und Glauben berfioßende 
Unternehmen gegen die Abſatzverhältniſſe von 
anderen Gewerbetreibenbden verftanben wiſſen will. Es 
fiellt unter Strafe nur bie Fälle von größerer Gemeingefährlich- 
teit und fucht im übrigen ben erforberliden Schug mit den Mitteln 
bes Privatrechts zu gewähren, inbem e3 überall einen Anſpruch 
auf Erſatz des eingetretenen Schadens und einen Anſpruch auf 
Unterlafjung der fhäbigenden Handlung gewährt. Diefe Anfprüde 
beftehen auch in den unter Strafe geftellten Fällen, auch tann bei 
ihnen auf eine Buße bis zum Betrage von 10 000 Mt. erfannt wer⸗ 
ben ($ 14). Vom Zatbeftande des Betrugs unterfcheibet fih der un= 
lautere Wettbewerb dadurch, baf zum Iehteren die Möglichkeit 
der Schäbigung außreicht, erfterer die Tatfache des eingetrete- 
nen Schadens vorausſetzt. 

Das Gefeß geht davon aus, daß ein Unternehmen gegen bie 
Abfagverhältniffe anderer dadurch verübt werben Tann, daß man 
das eigene Ungebot günftiger oder das frembe Angebot ungünftiger 
darftellt, als e8 in Wahrheit ift. Es richtet ſich baher gegen bas 
Rellameunmefen (88 1—4) und gegen bie Quantitätönerfchleierung 
(8 5), ſowie gegen bie Schädigung fremben Kredits (88 6, 7). Die 
Unlauterfeit fann aber au in ber Ausbeutung ber gewerblichen 
Vorteile eined anderen beftehen. Das Gefeh greift heraus ben Miß- 
brauch ber Firma ober der fonftigen Bezeichnung bes Geſchäfts eines 
andern und bie Verlegung von Gefchäftsgeheimniffen (88 8—10). 

I. Der erfteren Richtung gehört an: 

1. Die Züufhung über daB eigene Angebot, 
wenn fe dadurch begangen wird, daß in öffentligen Bekannt- 
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machungen ober in Mitteilungen, die für, einen größeren Kreis von 
Perfonen beftimmt find, über gefhäftliche Verhäliniffe unrichtige An= 
gaben tatfächlicher Art gemadt werben, melde geeignet find, den 
Anſchein eines beſonders günftigen Angebot? herborzurufen. Ge— 
ſchäftliche Verhältniffe, 3. ®. bie Vefchaffenheit, bie Herftellungs- 
art ober die Preisbemeffung von Waren oder gewerblichen Leiſtungen, 
die Urt des Bezugs ober die Bezugsquelle von Waren, der Befik von 
Auszeichnungen, ‚ber Anlaß oder ber Zweck des Verkaufs. 

Da das Unternehmen gegen alle Konkurrenten gerichtet ift, fo 
ſteht die Verfolgung der vom Gefege gewährten Rechte nit nur 
jedem einzelnen Gemerbetreibenden zu, ber Waren oder Leiftungen 
gleicher ober verwandter Art herftellt ober in ben Verkehr bringt, 
Tonbern auch Verbänden zur Förderung gewerblicher Intereſſen, fo— 
weit dieſe Verbände Prozeßfaͤhigkeit befigen. Ein weitergehendes 
Sntereffe braucht ber Kläger nicht nachzuweiſen, die Klage ift daher 
eine auf beftimmte Perfomentreife befchräntte Popularklage. Der 
Anſpruch ift ſchon dann begrünbet, wenn ber Beklagte die Unrichtig= 
teit der Angaben kennen mußte, gegen Rebakteure, Verleger, 
Druder ober Verbreiter von periodiſchen Drudichriften aber nur 
dann, wenn fie die Unrichtigleit der Angaben fannten. Der 
Erlaß einftieiliger Verfügungen ift nicht bon ben in 88 935, 940 
ZPO aufgeftellten Vorausfegungen abhängig. Erlaubt ift die An= 
wenbung bon Namen, bie nach Hanbelsbrauc zur Benennung ges 
wiſſer Waren bienen, ohne deren Herkunft bezeichnen zu follen (3. B. 
bairiſches Bier). 

Als unerlaubte Quantitätsverſchleierung be 
handelt das Gefeh die Zuwiderhandlung gegen die vom Bunbesrat 
zu erlaffenden Anorbnungen, wonach beftimmte Waren im Einzel 
verfehre nur in borgefchriebenen Einheiten der Zahl, der Länge und 
des Gewichts ober mit einer auf ber Ware oder ihrer Aufmachung 
anzubringenden Angabe über Zahl, Länge ober Gewicht gewerbs⸗ 
mäßig verfauft oder feilgeboten werben bürfen. 

2. Eine Herabfegung fremden Angebots be 
geht derjenige, ber über das Erwerbsgeſchäft eine andern, über bie 
Verfon des Inhabers oder Leiter? des Gefchäfts, über die Waren 
ober gewerblichen Leiftungen eines anbern Behauptungen tatſäch⸗ 
licher Art aufftellt ober verbreitet, welche nicht erweislich wahr, aber 
geeignet find, den Betrieb bes Geſchäfts oder ben Krebit bes Ins 
habers zu ſchädigen. Zur Begründung bes Anſpruchs, ber nur 
dem Getränkten zufteht, genügt die Tatſache der verlegenden 
Behauptung. ber es wird erforbert, daß bie Behauptung zum 
Zivede des Wetibewerbs gemacht fei. Der Beklagte lann fi durch 
den Beweis ber Wahrheit oder eines berechtigten Intereſſe, das ber 
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Aaikannbt ober ber Empfänger der Mitteilung an biefer hatte, 
üßen. 

I. Ausbeutung fremder Vorteile begeht: 

1. Derjenige, der im aefchäftlichen Verkehr einen Namen, eine 
Firma ober bie beſondere Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts (3. B. 
Gaſthaus zum grauen Bären), eines gewerblichen Unternehmens 
ober einer Druckſchrift in einer Weiſe benußt, melde barauf be⸗ 
rechnet und geeignet ift, Vermechfelungen mit dem Namen, ber Firma 
ober ber befonberen Bezeichnung, beren fich ein anderer befugterweiſe 
bedient, herborzurufen; 

2. derjenige, ber als Angeftellter, Arbeiter ober Lehrling eines 
Gefchäftsbetrieb Geſchäfts- oder Beiriebsgeheimniſſe, bie ihm ver— 
möge des Dienftverhältniffes anveriraut oder fonft zugänglich ge— 
morben find, während ber Geltungsbauer des Dienftverhältniffes 
unbefugt an anbere zu Zimeden des Wettbewerb ober, um bem 
Inhaber des Betriebes zu ſchaden, mitteilt, 'ſowie derjenige, 
ber in biefer Weife erlangte Kenniniffe verwertet. 

In beiben Fällen alfo hängt der Anfpruc von vorfäglichem 
Handeln ab. 

Die privatrechtlihen Ansprüche unterliegen einer Verjährung 
von ſechs Monaten, welche mit bem Zeitpunkte ber Senntniß von 
der Handlung und dem Verpflichteten beginnt, einer Verjährung 
bon brei Jahren aber von der Begehung ber Handlung an ohne 
Rüdfiht auf den Zeitpunkt ber Kenntnis. Die Verjährung beginnt 
aber nicht vor bem Zeitpunft, in welchem ein Schaben entitanben ift. 

Das BGB enthält eine Neihe von Sägen allgemeiner Natur, 
welche geeignet find, diejenigen Fälle des vielgeftaltigen unlauteren 
Wettbewerbs zu treffen, welche nicht unter bie Vorfchriften des oben 
beſprochenen Spezialgeſetzes fallen. Hierhin gehört insbeſondere 
& 826, inbem er benjenigen zum Schadenserſatze verpflichtet, der in 
einer gegen die guten Sitten verftoßenden Weife einem 
andern vorfäglih Schaden zufügt; ferner $ 823, ber eine Erfah» 
pflicht dem auferlegt, der ſchuldhafter Weife und widerrecht lich 
einen anbern ſchädigt, da ein Perſönlichkeits re ht auf Unterlaffung 
unlauterer Wettbemerbsmittel befteht; ferner $ 824, ber inhaltlich 
mit ber Beftimmung bes Spezialgeſetzes über die Kreditſchädigung 
übereinftimmt, $ 12, ber dem Mißbrauch eines fremben Namens 
entgegentreten till und $ 37 968, ber vom Firmenmißbrauch 
hanbelt. 


8 339. Das Urheberrecht. 


I. Geſchichte. Das U. mar dem römiſchen und bem Rechte bes 
Mittelalter8 fremd, und als nach Erfindung ber VBuchhruderkunft 
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(etwa 1450 durch Johannes Gensfleiſch zu Gutenberg) die Gefahr 
unbefugter Vervielfältigung fremder Schriftwerke wuchs, pflegte man 
bie Verleger für jedes einzelne Werk burh ein Brivilegium 
zu ſchützen. Damit wurde daß Verlagsrecht an einem beftimmten 
Werte als Ausnahmerecht behandelt. Später murben allgemeine 
Nachdrudsverbote erlaffen, und erft im 18. Jahrhundert (England 
1710) fing man an, den Urheber zu ſchühen. Gelbft noch das 
preußifche Landrecht behandelte nur dad Verlagsrecht, d. h. „bie 
Befugnis, eine Schrift durch den Drud zu verbielfältigen und fie... 
ausſchließend abzufegen“ (8 996 ff. I 11), nicht auch das Urheber⸗ 
echt, von dem das Verlagsrecht nur abgeleitet ift (8 998 baf.), den 
Nachbrud aber ftellte e8 unter Strafe (88 1024—1036 daf.). Ins 
folge einer in Art. 18 der Bundezafte vom 8. Juni 1815 aufs 
genommenen Zufage, ergingen mehrere beutfche Bundesbeſchlüſſe, 
welche die Herftellung eines gefeglihen Schuhes ber Schriftfteller 
empfahlen; morauf zuerft in Preußen das borbilblich gemorbene 
Gefeg vom 11. Juni 1837 erlaffen wurbe. Ihm folgte das norb= 
beutfche Bundes⸗ (fpätere Reichs-) Gefeg vom 11. Juni 1870. Als 
dann bie vom BGB unberührt gelaffene Materie des Verlagsrechts 
Art. 76 EG) durch Reichsgeſetz vom 19. Juni 1901 geregelt murbe, 
mar auch eine Anderung bes Geſetzes von 1870 geboten; fe 
erfolgte durch ein Geſetz vom 19. Juni 1901 über das Urheberrecht 
an Werten der Literatur und Tonfunft. Daneben behandelt das 
Geſetz vom 9. Januar 1876 das Urheberrecht an Werfen der bilben- 
den Künfte mit Ausnahme der Baufunft, das RGeſ. vom 10. Januar 
1876 das Urheberrecht an Photographien, das vom 11. Januar 1876 
tie Mufter und Modelle und das vom 1. Yuni 1891 bie Gebrauchs⸗ 
mufter. Sie alle gemähren bem Urheberrechte ftrafrechtlichen und 
privatrechtlihen Schuß. 

II. Weſen. Die unrichtige Anſicht (Gerber), daß das U. fein 
Recht, fondern nur der Widerfchein einiger Verbotsgeſetze fei, ift 
überwunden. Unrichtig find aber alle biejenigen Theorien (aus⸗ 
ſchließliche Gewerbeberechtigung — originäres Verlagsrecht), welche 
das U. al ein Vermögensrecht bezeichnen, da es unabhängig iſt von 
ber Möglichkeit wirtfchaftlicher Verwertung, ein Verlagsrecht übri— 
gens auch deshalb nicht ift, weil auch nad Einräumung eines vom 
Urheberrecht abgeleiteten Verlagsrechtes bem Urheber eine Reihe von 
Befugniffen verbleibt ($ 14 Gef. v. 19. 6. 01). Da das Urheberrecht 
ein abfolutes Recht ift, ähnelt e8 dem Eigentum, unterfcheibet ſich 
von dieſem aber durch bie mangelnde Körperlichkeit feines Gegen- 
ftandes (88 903, 90 BGB) und durch feine zeitliche Begrenzung, 
($ 29 angef. Gef.). Eine neuere Theorie unterfcheibet das ald Ver» 
mögendrecht aufgefaßte Recht an einem „Immaterialgute” von dem 
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im Urheberrecht mitentgaltenen Individualrechte oder Rechte an der 
‚eigenen Perfon. Da aber das Geiſteswert dem Urheber nicht als 
Telbflänbiges Gut gegenüberfteht, ift e8 in ber Tat nichts weiter ala 
‚ein abfolutes, vererbliches, der Ausübung nad) übertragbares Perfön- 
lichteitärecht. 

Gegenftand de Geſetzes vom 19. Juni 1901 find ($ 1) Sährift- 
werte und folde Vorträge ober Neben, welche dem Zmede der Er— 
bauung, ber Belehrung oder ber Unterhaltung dienen, bie Werte 
der Tonkunſt und folde Abbilbungen wiſſenſchaftlicher ober tech⸗ 
nifcher Art (auch plaftifche Darftelungen), welche nicht ihrem Haupt» 
zwecle nad) als Kunſtwerke zu betrachten find. Schriftwerte 
find bie eine eigentümliche, inbivibuelle, daher felbftänbige Geiftes- 
tätigteit voraußfepenbe, in Schriftform wmiebergegebene Geiſteswerke, 
gleichviel ob fie einen neuen Gebanten enthalten, ob verlagsfähig 
find und ohne Rüdfiht auf das Maß geiftiger Tätigkeit und Kraft, 
das auf fie verwendet iſt. Den Gegenfaß bilden Mitteilungen tat- 
ſächlicher Natur mie Gemälde» und Bücherfataloge, Preisverzeichniffe, 
Familienanzeigen, Wetterbericht. Adreß⸗ und Fahrplanbücher 
Tönnen ſchutzwürdige Geifteswerfe fein, wenn ihre Form ober 
Stoffanorbnung eine felbftändige Geiftesfhöpfung bildet, ebenfo 
tönnen Briefe Gegenftand des Üürheberrechts fein (auch wenn das 
Eigentum dem Empfänger zufteht), wenn fie nicht ausſchließlich Tat- 
fagenmitteilungen enthalten, fonbern, wenn auch nur in ber Form⸗ 
gebung felbftändige Geiftesfhöpfungen enthalten. Unter Iehterer 
Vorausſetzung find alle Werke, melde vorhandenes ſammeln, 
(3. 8. Lerita) Geifteswerte. Abbildungen, melde fi an das 
üfthetifehe Gefühl wenden, werben als Werte ber bildenben Kunfi 
geihüßt; Hierher gehört nur bie miflenfchaftlicde ober techniſche 
Zwecke verfolgende Abbildung. Ein Werk der Tonkun ſt iftein in 
Zöne gefaßtes ſelbſtändiges Geiſteswerk und ift vorhanden, fobalb 
es in Zönen (auch vor ber Anwendung von Tonzeichen) wieder⸗ 
‚gegeben werben kann. 

Dem Urheber ſteht das ausſchließliche Recht der Vervielfältigung 
unb das hiervon unabhängige ausſchliehliche Recht der Verbreitung 
feines Geifteserzeugniffes zu (8 11). Daher ift 

1. eine Vervielfältigung bei Werkes ohne Einwilligung 
des Urhebers unzuläffig, unb zwar gleichviel durch welches Ver— 
fahren und ob bie Vervielfältigung in einem ober in mehreren 
Gremplaren bewirkt wird. Eine Rechtsverletzung liegt im 
ber Vervielfältigung aber nur dann, wenn biefe zum Zmede ge- 
merbsmäßiger Verbreitung erfolgt, daher ift die Entnahme felbft 
einer vollftänbigen Abfchrift zum perfönlichen Gebraude zuläffig, 
und eine Vervielfältigung iſt niemals in einer freien, eine 
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eigentümliche Schöpfung bildenden Benutzung eines fremden Werts 
enthalten ($$ 15, 13). 

In zahlreichen Fällen wird bie Vervielfältigung vom Geſetz 
ausdrüdlich geftattet. Dies gilt für alle die Erzeugniffe, welche ihrer 
Natur nach möglicft vielen Menfchen befannt werben ſollen und 
wollen, daher in&befonbere von Geſetzbüchern, Gejegen, Verord⸗ 
nungen, amtlichen Erlaffen und Eniſcheidungen fowie von anderen 
gum amtlichen Gebrauche hergeſtellten amtlichen Schriften ($ 16); 
ferner von Vorträgen ober Reben, bie Beftanbteile öffentlicher Ver- 
Handlungen ober bei den Verhandlungen ber Gerichte, ber politifchen, 
Tommunalen und kirchlichen Vertretungen gehalten worden find 
($ 17); desgleichen von einzelnen Zeitungsartifeln, fofern nicht das 
Derbielfältigungsrecht vorbehalten ifl, von vermifchten Nachrichten 
tatfählichen Inhalts und Tagesneuigteiten. 

In anderen Fällen ift der unveränberte Abbrud einzel 
ner Stüde eined fremden Werts bei genauer Angabe ber 
Quelle zuläffig (Einzelheiten $8 19—25). b 

2. Aus bem ausfchließlichen Rechte des Urheber zur Ver⸗ 
breitung feines Wertes folgt die Unftatthaftigfeit einer vom Ur- 
heber nicht genehmigten Verbreitung felbft dann, wenn bie Verviel⸗ 
fältigung ber zu bverbreitenden Exemplare rechtmäßig erfolgt ift. 

3. Der Urheber hat ferner bag Überfegungsredt (8 12 
Nr. 1), das ihm auch dann verbleibt, wenn er im übrigen das Ur- 
heberrecht übertragen hat (8 14 Nr. 1). Es kommt nicht barauf an, 
ob die Überfegung in eine frembe ober nur in eine andere Mundart 
derfelben Sprache vorgenommen mwirb. 

4. Der Urheber hat die außfchließliche Befugnis, ein noch 
nicht erſchienenes Schriftwerl öffentlich vorzutragen, 

5. eine Erzählung zu bramatifieren ober ein Bühnenwerk in 
Yorm einer Erzählung mieberzugeben. 

6. Bei Werken ber Tonkunſt Hat ber Urheber das ausſchließliche 
Recht, Auszüge aus feinem Werke herzuftelen ober es für einzelne 
ober mehrere Inftrumente oder Stimmen einzurichten. 

Urheber eines Werts ift ber Verfaffer, Ur- 
heber einer Überfegung der Überfeger, einer Vearbeitung ber Bes 
arbeiter. Wird ein Werk von einer juriftifchen Perfon des öffent 
lichen Rechts herausgegeben und wird nicht auf dem Titelblatt, in ber 
Zueignung, der Vorrebe oder am Schluffe der Verfafler bezeichnet, 
To wird bie juriſtiſche Perfon als Urheber angefehen. Als Urs 
Heber eines Sammelwerks (bad aus ben getrennten Beiträgen 
mehrerer befteht) gilt ber Herausgeber, und ift ein folder nicht ge= 
nannt, der Verleger. Iſt ber Name eines Verfaflers genannt, fo 
wird vermutet, baß biefer ber Urheber fei. Das Urheberrecht an 


844 Sechſtes Bud: Die Perfönlichteitsrechte. 


einem pfeubonhmen oder einem anonymen Werte fteht zwar bem 
Verfafler zu, aber ber Heraußgeber, und falls ein folder nicht ge= 
nannt ift, ber Verleger finb berechtigt, die Rechte des Urhebers wahr- 
zunehmen. 

Das Urheberrecht kann durch Erfolge auf eine andere 
Perfon übergehen, aber nur auf phyſiſche Perfonen ($ 8), es 
tann auch durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden übertragen werben. 
Eine im Wege bed Zwanges erfolgende Übertragung ift burdy 
bie höchftperfönliche Natur des Rechts ausgefchloflen. Daher kann 
bie Zwangsvollſtreckung in daB Recht des Urheber? oder in fein 
Werk (da3 Manuftript, das Bild) ohne Einwilligung bes Urhebers 
nicht ftattfinden, die Einwilligung aud nicht vom gefeglichen Ver— 
treter des Urheber gegeben werben. Iſt daß Urheberrecht auf ben 
Erben des Urheberd übergegangen, fo ift die Zwangsvollfireckung im 
das Recht abhängig, die Zwangsvollſtredung in das bereit? er= 
ſchienene Werk unabhängig von ber Einwilligung des Erben. 

Der privatrehtlide Schu bed Urheberrechts befteht 
in ber Zuläffigfeit einer Seftftellungs-, einer Unterfagungs-, einer 
Bereicherungs⸗ und einer Schabenderfagllage. Die lehtere allein 
fegt ein Verſchulden orſatz ober Fahrläffigteit) auf feiten bes Ber 
tlagten voraus, fie verjährt in brei Jahren, welche im Falle unzu> 
läffiger Verpielfältigung mit dem Zage, an welchem die nicht ge— 
fatteten Eremplare zuerft verbreitet worben find, und im Falle un— 
zuläffiger Verbreitung oder Aufführung mit dem Tage beginnen, an 
welchem die wiberrechtlicde Handlung zuleßt ftattgefunden hat. Der 
ſtrafrechtliche Schuß ſetzt Vorſathz des Täters voraus und tritt 
rur auf Antrag des Verletzten ein. Neben ber Strafe ann auf 
Verlangen des Verlehten auf eine an ihn zu zahlende, einen weiteren 
Schadenserſatzanſpruch ausſchließende Bu fe (bis 6000 Mark) er= 
tannt werben. 

Der Schuß des Urheberrechts ift ein zeitlid 
begrenzter. Er erlifcht, wenn feit bem Tode bes Urheberd 30 
und außerdem feit ber Veröffentligung 10 Jahre verfloſſen find. 
Das Urheberrecht an anonymen und pfeubonymen Werten, ſowie dag 
der juriftifhen Perfonen wird 30 Jahre nad) der Veröffentlihung 
ſchußlos (dgl. die Einzelheiten in 88 2935). 


II. Werke der bildenden Künfte (Malerei und Bilbhauerei, 
nicht auch der Baufunft) genießen Schuß gegen unbefugte Nadbil- 
dung. Diefes Recht fteht dem Urheber zu, kann aber durch Vertrag 
ober durch Verfügung von Todes wegen beſchränkt oder unbefchräntt 
auf andere übertragen werben und ift vererblich. Unbefugt ift bie 
Nachbildung, wenn fie ohne Genehmigung des Urhebers und in ber 
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Abſicht, das nachgebildete Merk zw verbreiten, hergeftellt wirb, da- 
gegen ift bie freie Benugung eines Werts der bilbenden Künfte zur 
Herborbringung eine neuen (eigenartigen) Werts geftattet. Im ein- 
zelnen f. $$ 5, 6, Gef. v. 9. 1. 76. In bezug auf die Art und bie 
Dauer des Schuße gelten im mefentlichen biefelben Beftimmungen 
wie nad} dem Gef. v. 19. 6. 1901. 

III. Das Urheberreht an einem durch Rhotögraphie herge- 
ftellten Werte fteht bem DVerfertiger der photographiſchen Aufnahme 
au und befteht in ber Befugnis mechanifcher Nachbildung. Verietzt 
wird das Recht Durch bie ohne Genehmigung bed Berechtigten und mit 
der Verbreitungsabficht hergeftellte Rachbildung. Das Urheber- 
recht dauert fünf Jahre, es ift vererblich und veräußerlich, bei photo- 
graphifchen Vilbniffen (Porträts) geht das Urheberrecht auch ohne 
befonberen Vertrag auf den Vefteller über. 

IV. Das Gefe vom 11. Januar 1876 ſchützt das Urheber- 
zeht an Muftern und Modellen, d. h. Vorbildern für ges 
werbliche Erzeugniffe. Man verfteht darunter zur Nachbildung ge= 
eignete Formen, welche fi) an den Formenfinn wenden (RG 14, 46), 
und dad Gefet vom 1. Juni 1891. ſchützt das Urheberrecht an Ge = 
braudsmuftern (im Gegenfaß zu den Geſchmadsmuſtern bed 
oben angeführten Geſetes). Das Gebrauchgmufter enthält eine für 
Gebrauchsgegenſtände und Arbeitägerät anwendbare neue Geftaltung. 

Beide Arten von Muftern genießen ben geſetzlichen Schu aber 
rur dann, wenn bad Gefchmadsmufter im WMufterregifter be zu— 
ſtändigen Amtsgerichts, daß Gebrauchsmuſter in der Mufterrolle des 
Patenlamis eingetragen ift. 

Das Urheberrecht am Geſchmadsmuſter gewährt die außfchlieh- 
liche Befugnis, das geſchützte Vorbild gewerblich zu benugen. Der- 
legt wird es nicht bloß durch mechaniſche Neuherftellung, ſondern 
ſchon durch bie in der Abficht ber Verbreitung und Verwertung bor= 
genommene Nachbildung. Das Urheberrecht am Gebrauchsmuſter 
gibt die Befugnis ber gemerbsmäßigen Nachbildung, der Verwertung 
der nad) ihm hergeftellten Gegenftänbe unb des gemerbämäßigen Ge— 
brauchs biefer Gegenftände. 


8 340. Das Grfinderreiht. 


Das Erfinderrecht, „das ausſchließliche Recht des Schüpfers 
einer Erfindung, über beren DVeröffentlihung und gewerbliche Be— 
nutzung zu berfügen“,*) unterfcheivet fi) vom Urheberrechte. Denn 
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während ben Gegenftanb bes Erfinderrechts ber bloße Gedanke bildet, 
tann das Urheberrecht nur an einem finnlic, wahrnehmbaren Dinge 
beſtehen, das dem Gebanten des Urhebers als Ausbrudsform dient: 
mährenb das Urheberrecht durch bie geiftige Schöpfung von felbft 
entfteht, erwacht ein rechtlich geſchütztes Erfinderrecht erſt mit ber 
ftaatlichen Patenterteilung; im Gegenfage zum Urheberrecht ſetzt das 
Erfinderreht die Möglichkeit gemerblicder Verweribarkeit voraus. 

Das Patent ift die Verleihung bes Rechtsſchutzes von feiten 
des Staates (des Reichspatentamtes); das Patent ift fein Privi— 
legium; benn letzteres Tann erteilt werben, wenn bie zuftänbige 
Behörbe will, das Patent mu & erteilt werben, wenn feine Vorauss 
fegungen gegeben find. 

Das Erfinderrecht genießt mie das Urheberrecht ſtrafrechtlichen 
und privatrechtlichen Schuß, und zwar feit dem Patentgefege vom 
25. Mai 1877, an deſſen Stelle das Geſetz vom 7. April 1891 ge- 
treten ift. Den Rechtsſchuß genießt aber nicht ber Erfinder als 
folcher, ſondern berjenige, ber die Erfindung zuerft beim Patentamt 
angemelbet hat, ber Erfinder hat aber ein Einſpruchsrecht gegen bie 
Erteilung des Patents, wenn der Patentfucher fi gegen feinen 
Willen in die Möglichkeit der Patentanmeldung gefegt hat. Das 
beutfche Patentrecht hat das jog. Borprüfungsfpftem an 
genommen, indem das Patent nicht einem jeben, ber eine Erfindung 
anmelbet, fonbern nur bemjenigen erteilt wird, ber die geſetzlichen 
Vorausfegungen erfüllt, d. 5. dem, ber dartut, daß feine Erfin— 
dung die gewerblige Verwertung zuläßt und 
neuift, und deffen Anmeldung nicht durch einen begründeten Ein= 
ſpruch entfräftet wird. Die Prüfung fteht dem Patentamt, einer 
Neichebehörbe, zu. Die PVatenterteilung if ein rechtſchaffender 
Staat3aft: er gibt dem Patentfucher das oben definierte ausſchließ— 
liche Erfinderrecht und damit da3 Recht ausfchliehlicher gewerblicher 
Verwertung. Das Patent kann aber zurüdgenommen werben, wenn 
ber Erfinder es unterläßt, die patentierte Erfindung auszuführen, 
ober wenn er ſich meigert, eine vom öffentlichen Intereſſe geforberte 
Ausbeutung der Erfindung einem andern gegen Vergütung zu über» 
laffen. Der Vertrag, durch melden der Erfinder die Benugung der 
Erfindung einem anderen, fei e& mit, fei es ohne Vergütung über» 
läßt, heißt Lizenzvertrag. Sein Anhalt kann beftehen in 
dem bloßen Verzicht auf das Unterfagungsrecht, dad dem Patent» 
inhaber gegen ben Lizenznehmer zuftehen würde, er befteht aber regel= 
mäßig und jedenfalls bei ber ausſchließlichen Lizenz in ber Über» 
tragung aller durch das Patent. begründeten Rechte, alfo auch ber 
Befugnis, Dritte von ber Benutzung ber Erfindung auszuſchließen 
(RG 57, 38). Seine Gültigfeit hängt nur bon dem Beſtande bed 
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Patents, nicht von der gewerblichen Verwertbarkeit ber Erfindung. 
ab (RG in Seuff. Arch. 49 Nr. 190). 


8 341. Mitgliedſchaftsrechte. 


Perſönlichleitsrechte ſind ferner bie durch Vereinsmitgliedſchaft 
begründeten Rechte auf Betätigung ber Perſönlichteit innerhalb des 
Vereins (f. oben S. 64, 65), inäbefondere auf Mitwirkung bei ber 
Vereinswillensbildung, auf Velleivung von Ümtern innerhalb des 
Vereins unb auf Genuß ber den Mitglievern zugeficerten Vorteile. 


Sachregiſter. 


Abandon 412. 

Abandonnierung 409. 

Abfindung bei Gutsubernahme 207; 
bet Schabenserfag 433; im Uns 
erbenrecht 787. - 

Abgaben, Haftung bes Verkäufers 
für 819, 

Abgeleiteter Befip 467. 

Abgeleiteler Erwerb 515ff., 135. 

Abgefonderte Befriedigung 249. 

Abhanden gelommene Sachen, Er— 
figung 522; Inhaberpopiere 521. 

AbHolungsanfpruch 551; des Mer 
fiherd 484. 

Abkömmeinge 459, 726ff., 774ff. 

Ablehnungegründe 699. 

Ablieferung und Übergabe 317f. 

Abtöfung und Übergabe 317f. 

Ablöfung 500, 563, 580, 166, 581, 
613, 625. 

Abnahme 326f., 357. 

Abrechnung 198. 

Abſchoß 50. 

Abfolute Rechte 25, 35, 38f. 

Abfolute Theorien 464. 

Abfperrung des Orts, Teitament 735. 

Abſtralte Obligatton 277. 

Abftratter Vertrag 197 ff. 

Abſtraltes Recht 25. 

Abtrennungerecht 548. 

Mbıretung der Forderung 228ff.; 
Hypotgel 622; Herausgabeanfprud) 
518, 550. 

Abwehranſpruch 551f. 

Abwehrhandlungen 140. 





Abweihung von Wille 
Märung 100. 

Abweſende 98, 95, 707. 

Abza5lungsgefcäfte 3S1f., 218f. 

Acceptilatio 262, 117. 

Accessio 527. 

Accessio possessionis 524, 542. 

Accidentalia 113. 

Actio 38ff.; Berjägrung 130ff.; ad 
exhibendum 462; adjecticiae quali- 
tatis 686f., 119; auctoritatis 318; 
ecommuni dividundo 457; con- 
fessoria 577; de effusis et de- 
jectis 185, 439; de in rem verso 
686; de peculio 686; depositi 298; 
de positis vel suspensis 440; de 
recepto 185; doli 428; exereitoria 
119; inineiaram 830; iustitoria 
119; iudicati 149; hypothecaria 
583, 600; legis Agniliae 435; man- 
dati 423; negatoria 55lff., 834; 
negotiorum gestorum 454; Panli- 
ana 444, 514; pigneratieia 302; 
praescriptis verbis 195; pro socio 
881f., 421, 226; Publiciana 481, 
502f., 544f.; quanti minoris 322ff.; 
quod iussu 686, quod metus causa 
107, 489; redhibitoria 322ff.; spolli 
481f.; tributoria 686. 

Adbittonalfyftem 722. 

Abel 32f., 49f. 

Adjudicatio 516. 

Adoption 681. 

Aedilitiſche Klagen 320ff. 

Affatomie 715. 

Afterbürge 428. 

Aftermiete 345. 


und Er⸗ 


Sachregiſter (Biffern verweiſen auf die Seiten). 


Afterpfandrecht 588. 

Ager vectigalis 562. 

Agnaten 635. 

Agrarreht 499 ff. 

Attie 65, 221, 808 ff. 

Attiengeſellſchaft 390 ff. 

Attienũbernahme 398. 

Attionãrfraltionen 400. 

Attivlegitimation 142. 

Aleatoriſche Verträge 295. 

Altmentationspflicht 459. 

Alimente 167. 

Allgemeines Recht 8, 25. 

Alodialvermögen 515. 

Allodifitation 559. 

Almende 74. 

Altenteil 582, 786. 

Alter 44. 

Ültere Sagung 584. 

Ulternativobligation 159f. 

Aternativvermägtnis 819. 

Alveus derelictus 540. 

Amtspflicht, Verlegung 436. 

Analogie 24. 

Anatozismus 165. 

Änderung des Seielfeihöverteages 

Aneignung 530ff. [402. 

Anerbenreht 501, 786. 

Anertenntnt® des Nichtbeftehens eines 
Schuldverhältnifies 263. 

Anfehtung 125f., 214, 445. 

Angebot der Leiftung 181. 

Ungeld 353. 

Angrifishandlung 140. 

Animus obligandi 455; domini 485; 
donandi 286. 

Unlage, gewerbliche 442. 

Unlandung 540. 

Unleibe, öffentliche 284. 

Annahme 93. 

Annahme an Kindesftatt 681f. 

Unnahmebereitfchaft 181. 

Unnahmeverzug 826 ff. 

Anſchaffung 190. 

Anfpruc) 88ff., 131, 142ff. 

Anſtalten 56, 70ff. 

Anſtaliskredite 629. 

Anſtandsſchenkung 291. 
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Anteile 65, 457. 

Antichreſis 594. 

Antrag 92. 

Anwachſung 723, 728, 744. 

Anwartſchaft 115, 560. 

Anmeifung 110, 199, 300ff., 473. 

Apporis 396. 

Urbeiterverficherung 412f. 

Urzeft 137. 

Arrha 209. 

Arrogation 681. 

Aſſignation 310. 

Auctoritatis interpositio 695. 

Auffindung eines Minerals 555. 

Aufgebotöverfahren 42. 

Aufgegebene Sachen 532. 

Aufhebung ber Berträge 213; der 
Rechtöfähigteit eines Vereins 65; 
der Gemeinſchaft 457. 

Auflage 290, 825. 

Auflafjung 537 ff. 

Auflöfung der Geſellſchaft 408; des 
Vereins 65. 

Aufrehnung 256ff. 

Aufſichtsrat 399f., 408. 

Aufteag vos ff 

Aufwendungen 173. 

Ausbeutung fremder Vorteile 840. 

Auteinanberfepung der Geſeliſchafter 


Ausgabe (Emiffion) 97. 
Ausgleihung 812ff., 775. 
Auskunft 174, 806f. 
Auslagen 338. 
Auslegung 2ff. 
Auslobung 268. 
Ausſcheidungstheorie 161. 
Ausihlagung der Erbicaft 788. 
Ausihlußurteil 540, 626. 
Ausfonderung 248. 
Ausfpielgefhäft 293. 
Außertontraktliher Schaden 171. 
Außerorbentliches Erbrecht 718, 724; 
a. Teftament 734. 
Außerungstheorie 90f. 
Ausftattungspflicht 461. 
Ausfteuer 411, 461, 675. 
Autonomie 92. 


Engelmann, D. bürgerliche Recht Deutſchlands IV. Aufl. 54 
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B. 
Bankdepofitengejhäfte 304. 
Banknoten 86. 

Bannrechte 837. 

Bargebot 628. 

Banergüter 499. 

Bauerliches Erbrecht 784 ff. 

Bauernlehne 562. 

Bauberbote 505. 

Beamte 353. 

Bedingung 114ff. 

Beeinträdtigung des Eigentums 551. 

Befradjter 365. 

Befreite Vormundſchaft 704. 

Befriftung 117f. 

Begebung 97, 235. 

Begründungsalt 60. 

Behauptungslaft 146. 

Beigelegte Eigenſchaften 320. 

Veifchlaf, außerehelicer 438. 

Veiſpruchsrecht 518. 

Beiſtand der Mutter 690. 

Beitreibung 231. 

Beiwohnungsvermutung 680. 

Belaftung 135, 611. 

Benachteiligung 444. 

Benefieium divisionis 223f.; compe- 
tentiae 288; excussionis 600; ab- 
stinendi 788. 

Vereiherungsanfprüde 451 ff. 

Bergbau 443, 5537}. 

Bergelohn 536. 

Berghoheit 554. 

Bergſchaden 556. 

Berichtigung des Grundbuchs 528, 552. 

Berufung des Vormundes 698; des 
Erben 718f., 718. 

Beſchlagnahme 138, 614, 627. 

Befig 464ff.; bei der Miete 845. 

Befigbiener 466, 474. 

Befigentziefungsllage 482 ff. 

Befigmittler 470, 474. 

Befippfanb 589. 

Befigftörungsflage 482}. 

Befigwille 465 f. 

Belonderes Recht 25. 

Beftandteile 76f., 529. 





Sachregiſter (Ziffern verweiſen auf bie Seiten). 


Befteller 355. 
Beftimmtheit ber Leiftung 158. 
Beftimmungsort 176. 
Beſtreiten 145. 

Betagtes Recht 118. 
Betätigung 834. 
Betriebsgefäjäfte 190. 
Betrug 108, 106f., 426, 656. 
Beurkundung 112. 
Beweggründe 103. 
Bewegliche Zeit 129. 
Beweislaft 146. 

Bienen 531. 

Bigamie 642. 

Bilanz 56. 

Billige Ermefien 159. 
Binnenſchiffahrtsvertrag 364. 
Blantoalzept 276. 
Blontoindoffament 235. 
Bobmerei 284. 

Bona adventicia 687. 
Bonae fidei possessor 467. 
Bonitarifches Eigentum 502. 
Bonorum possessio 709ff. 
Börfe 332ff. 

BVörfenufancen 22. 

Bote 118. 

Brautlauf 640. 

Brevi manu traditio 473, 
Vriefbypothet 607, 610, 623. 
Bringfhuld 175. 
Buceigentum 503. 
Bugerfigung 498, 539, 574. 


Buchführung 55. 

Bug hnvother 604f., 607f., 622]. 
Birgfhaft 418Ff. 

Buße 168, 427, 884. 


€. 

Carbonianum edictum 792. 

Causa civilis 98, 198. 

Causa debendi 197. 

Cautela Socini 776. 

Cautio damni infocti 437, 506; usu- 
fructuaria 570; indisoreta 1197; 
Muciana 752. 

Ceſſion 228ff. 


Sadregifter (Biffern verweifen auf bie Seiten). 851 


Chartervertrag 865. 

Ehet 313. 

Eivilehe 641. 

Eivilfomputatton 130. 

Clausuls rebus sic stantibus 280. 
code civil 9. 

wemptio 640. 

eommunio ineidens 457. 
compensatio damni cum lucro 169. 


compossessio 476. 

ompromissum 417. [266. 
concursus causarum lucrativarum 
eondiciones iuris 115. 452. 


eondictio40; sine causa 450 ff.;indebiti 

confusio 265. 

constitutum debiti alieni 419; 
possessorium 473. 

consuetudo revertendi 531. 

eontractus 98. 

culpa 128, 184; in eligendo 433, 
444, 185; in contrahendo 173; in 
enstodiendo 185. 

eustodia 298. 


D. 


Damnum 165; d. emergens 169; 
iniuria datum 427. 

Darlehn 280ff. 

Darlehnskaſſen 408. 

Datio in solutum 244. 

Datowechſel 177. 

Dedungsgeihäft 235. 

Dedungsprinzip 628. 

Dedungsverhältnis 274, 

Deiche 510. 

Dellarationdtheorie 96. 

Dellarative Urteilswirkung 144. 

Delationsgrinde T14ff. 

Delegation 265, 310. 

Deliktspauliana 448. 

Delittsſchuld 171. 

Denuneiatio 231f. 

Deport 335. 

Deportgefchäft 335. 

Depofitengefhäft 303. 

Depositum 297fj.; irregulare 299; 
miserabile 300. 





Depotgeihäft 303F. 
Depotwechſel 276. 
Derivariver Erwerb 135; Eigentum 
sı5fl. 
Derogationsigitem 772. 
Deftinatär 360. 
Deszendenzpflegiaft 707. 
Detention 467. 
Dienftbarkeiten 565 ff. 
Dienftvertrag 348, 2197. 
Differenzgeihäft 298f. 
Diligentis 128; quam uis 185. 
Dilatorifche Einrede 145. 
Dinglicer Vertrag 587. 
Direltionsprinzip 554. 
Distonto 195. 
Dispache 366. 
Dispofitionspapier 360. 
Diffimuliectes Geihäft 101. 
Diftanzfeacht 865. 
Diftanztauf 322. 
Dividende 165, 395. 
Divortium 649f. 
Dolus 107, 128, 184, 428f., 
Dominii impetratio 516. 
Dominium civile 502; utile 508, 560. 
Domizilwechſel 271. 
Donatio ante nuptias 656. 
Dos 655f. 
Draufgabe 208f. 
Drohung 107. 


E. 
Ehenbitrtigkeitöprinzip 49, 648. 
Ebitionspflit 463. 

Egenlite Gewere 468. 
Effettenbörfe 382. 

Ehe 638ff.; zur linken Hand 649. 
Ehefrau als Kaufm. 53; Wohnfig 158. 
EHehindernifie 642f. 
Ehelichfeitgerklärung 680. 
Ehemündigteit 641. 
Ehrenminderung 51f. 

Ehrenwort 208f. “ 
Ehrenzahlung 273. 

Eid 208. 

Eigenbefig 469. 
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Eigenmadt 481, 488. 

Eigentum 488, 501ff. 

Eigentüimerhypothel 616 ff. 

Eigentumstlage 546 ff. 

Einbringung bei Gaftwirten 304]. 

Eingebrachtes 658. 

Einigung 488, 491f., 518. 

Eintaufstommiffion 368. 

Eintindfhaftsvertrag 675. 

Einlage der Geſellſchafter 382. 

Einfager 208f. 

Einlöfungsredt 598. 

Einzede 145. 

Einrichtung (Wegnahme) 174. 

Einjhräntung des Eigentums 504 ff. 

Einſetzung mehrerer Erben 742ff. 

Ciuftweilige Verfügung 138. 

Eintragung 489ff., 537Ff., ELLE; 
eines Vereins 68. 

Eintragungsbemwilligung 492. 

Eintragungsprinzip 491, 60BFf. 

Eintriitsrecht 725. 

Einmweifung in den Erbfchaftäbefig 792. 

Einmwendung 145. 

Einzelvergabung 709. 

Eifenbahnen 362, 444. 

Eifernviehvertrag 346. 

Elterlihe Gewalt 683 ff. 

Empfaugnahmerecht 255. 

Empfängniszeit 461, 677. 

Empfangstheorie 255. 

Empfehlung 309. 

Empäyteufis 561 ff. 

Emtio spei 315; rei speratae 315. 

Entbindungsloften 461, 440. 

Enteignung 589, 442. 

Enterbung 780, 

Enmündigung 47{., 705. 

Entfguldbarer Irrtum 106. 

Entziehung der Reditsfähigfeit 67. 

Erbbaurecht 563. 

Exbeinfegung 740. 

Exbeinfegungsvertrag 783. 

"Erbfal 713. 

Erbfolge, geſetliche 717 ff. 

Erbfolgereht 719. 

Erbgut 518, 

Erbpachtrecht 561 ff. 





Saqhregiſter (Biffern verweiſen auf die Geiten). 


Erbſchaft 711. 
Erbfhaftsanfprud; 805ff. 
Erbfchaftstauf 828. 

Erbſchein 793. 
Crbunmürbigkeit 827. 
Erbverbrüderung 769. 
Exrbvertrag 763ff. 

Erbverzicht 763, 826. 

Erfin derrecht 845 ff. 

Erſtiung 240ff. 
Erfüllungsgeſchäfte 91. 
Erfülungsintereffe 171, 204. 
Erfiillungsort 175. 

Erhebung der Klage 148, 138. 
Erflärungshandlung 105. 
Erklärungstheorie 100. 

Erlab 262. 

Eröffnung des Teftaments 738. 
Errungenfchaftögemeinfchaft 659. 
Erfag bei Tierfhaden 435ff. 
Erfagerbe 746. 

Erfogmann 119. 

Erfigung 521ff, 587, 574. 
Ertrag 347. 


Erwerbsgeſellſchaften 69. 

Ermerbstätigteit 835. 

Erwerbs⸗ und Wirtſchaftagenoſſen⸗ 
ſchaften 404ff. 

Erzeugniſſe 529. 

Evittion 818. 

Exceptio 145; doli 107; metus 108; 
vitiosae possessionis 480, 483; 
rei iudicatae 150; non impleti 
contractus 201; rei venditae et 
traditae 502. 

Expromiffion 265f., 419. 


® 
Facultas alternativa 160. 
Saprläffigteit 128, 184, 481. 
Sahrnisgemeinfchaft 659. 
Fahrnispfand 584. 
Falligkeit der Leiftung 176ff. 
Fallreht 725. 
Familie 635f. 
Samilienfideitommiß 513, 750. 
Yamiltennamen 648. 


Sachregiſter (Ziffern verweifen auf die Seiten). 


Familienrat 703. 
Familienſchluß 514. 
Bauftpfandvertrag 302. 
Fehderecht 139. 

Fehler der Kaufſache 321. 
Fehlerhafter Befig 470. 
Fenſterrecht 508, 
Feſtſtellungsllage 144, 577. 
Fictus possessor 543. 
Fidelcommissum 816. 
Fideijussio 419. 
Fideilommißanmwärter 515. 
Videilommißerbfolge 788f. 
Fideitommißſchulden 515. 
Fideipromissio 419. 
Fiduziariſches Gefhäft 102. 
Fiktion 148. 
Filtionstheorie 57. 


a 54. 
Firmenwahrheit 54. 
Fiſche 532. 
Fiſcherei 534. 
Fistus 74. 
Firgeihäft 178, 327, 215f., 218f. 
Fluß 84, 510. 
Foenus nauticum 410. 
Fondsbörſe 332, 
Formalgeſchaft 1127. 
Formalvertrag 205f. 
Form der Rechtsgeſchäfte 108. 
Formmangel 204]. 
Frachtbrief 111, 859. 
Fratvertrag 359ff. 
Freiheit 430; der Willenserklärung 106f. 
Sretztigigkeit 158. 
Fremde Sachen 486. 
driſt 129, 180. 
Früchte einer Sache 81, 529, 587; 
eines Rechts 82. 
Fruherer Befiger 549. 


und 534. 
Furtum 426. 
Fufion 403. 
G. 
Garantiefunktion 234. 


Garantievertrag 424. 
Gattungstauf 323. 
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Gattungeſchuld 161, 183. 

Gattung von Saden 83. 

Gaſtwirte 304f. 

Geburt 41. 

Gefahr 184, 253f., 317, 357. 

Gefangene Tiere 531. 

Gegenbeweis 147. 

Gegenfeitige Verträge 200 ff., 218. 

Gegenvormund 699. 

Sehilfen 349. 

Geiſteskrankheit 47, 48, 652. 

Geld 85, 521, 528. 

Geldſchuld 162, 176. 

Gemeindevermögen 74. 

Gemeindewaifenrat 703. 

Gemeingebraud 84. 

Gemeinheitäteilung 75, 500. 

Gemeinfhaft 457, 541. 

Gemeinſchaftliche Teftamente 757,ff. 

Genehmigung 121. 

Generalöypothet 591. 

Generalverfammfung 400, 408. 

Genustauf 815. 

Geſamialt 98. 

Gefamteigentum 541. 

Gefamtgut 671. 

Geſamthypothek 615f. 

Geſamtprokura 124. 

Geſamtſchuldverhältnis 223f. 

Geihäftsanteil 65, 394, 407. 

Geichäftsbeforgung ohne Auftrag 455 ff. 

Geihäftäbetrieb 62. 

Geichäftsfähigeit 98. 

Geſchäftsgebrauch 22. 

Geſchaftsguthaben 407. 

Geſchlecht 44. 

Geſchlechtsehre 432- 

Geſchloſſene Güter 501. 

Geſellſchaft 376ff.; mit beſchränkter 
Haftung 390 ff. 

Gejelfcjaftsantell 383, 808 ff. 

Geſellſchaftsverttag 217, 879. 

Geſeb isff 

Geſehlicher Vertreter 122. 

Gefindebienftverttag 353. 

Gestio 695. 

Gefundheit 47, 430, 437, 

Gewagte Geichäfte 295. 
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Gewãhrleiſtung 820ff. 
Sewere 465, 468. 
Sewertſchaft 557. 

Gewinn, entgangener 169. 
Gewinnanteil 395. 
Gewinnverteilung 384. 
Gewohnheitsrecht 19 ff. 
Giro 88, 314. 

Girodepot 314. 
Gleichgeitprinzip 2641. 
Sabualfgftem 718f. 
Grenzfeftftellungsfiage 508. 
Grenzlinie 507. 

Grobes Verſehen 128. 
Grundbucheinrichtung 480 ff. 
Grundbuchrecht 480 ff. 
Grunddienſtbarkeiten 571ff. 
Srundhandelsgeſchafte 190. 
Grundloſe Bereicherung 451. 
Srundfäjuld 199, 6OBFF. 
Grundjhuldbrief 624. 
Grundftüde 79, 536 ff. 
Gnmdftüdsveräußerungsverträge 207. 
Sültigteit der Verträge 205. 
Gütergemeinichaft 539, 658. 
Guter Glaube 519ff. 
Guterpflege 707. 
Güterrechtöregifter 675. 
Gütertrennung 654, 666, 796. 
Sutgläubiger Befig 470. 


> 
Haftpflicht 405 f. 
Haftſumme 407. 
Haftung wegen Mängeln 320; Eiſen⸗ 
bahnen 368; für Tiere, für 
andere 434f. 


Handelebrauch 159. 
Hanbelsgeihäfte 190f. 
Hanbelögefelfejaften 378. 
Hondelagejegbucd 8, 11, 14. 
Handelsgewerbe 52, 190. 
dandelsrecht 8, 10, 11. 
Handelsrechtliche Erbenhaftung 808. 
Hanbdelstegifter 55. 

Handlungen 89ff. 
Handlungsagenten 372. 





Sachregifter (Biffern verweiſen auf die Seiten). 


Handlungsgehilfen 351. 
Handlungsreifender 717. 
Handlungsvollmacht 745. 
Hauptmängel 325. 

Haupirechte 36. 

Hauptfade 527. 

Hauptihuldner 418 ff. 
Hausweſen 648. 

Havarie 366. 

‚Hebbende Gewere 468. 
Heiratsvermittlung 374. 
Hemmung der Verjährung 132. 
Herabfegung fremben Angebot3 839. 
Herausgabeanfprucd 473, 525, 542f. 
Hereditas jacens 717. 

Heres ex re certa 745. 
Herlommen 22. 

Herrenloſe Sache 530. 
Heuergefchäft 385. 

Hilfsbau 557. 

Hingabe an Erfüllungsftatt 244. 
Hinterlegung 183, 254. 
Höcftbetragsgupothet 608. 
Hodhzeitsgefgente 675. 
Hoffnungslauf 295, 315. 
Höhere Gewalt 188. 

Hoher Abel 49. 

Hohes Alter 47. 

Holographiſches Teftament 734. 
Holſchulden 176. 

Honorarium 348. 

Hyperocha 597 

Hupotget 583, 586, 608 ff. 
Hypothelenbank 634. 
Hupothetenbrief 624. 
Hypothelenkreditweſen 620 ff. 


I 
Jagdbare Tiere 530. 
Jagdredit 532. 
Jahr und Tag 180. 
Ideelle Teile 540. 
Immiffionen 504. 
Immobiliarmaffe 615. 
Impetratio dominii 597. 
Impuberes 44. 
Inaedificatio 526. 


Sachregiſter (Ziffern verweiſen auf bie Seiten). 


Inbegriff von Sachen 174. 

Individualifierung 142, 161. 

Individualrecht 222. 

Indoſſament 88, 2345. 

Infantes 44. 

Inhabergrundſchuld 608. 

Inhaberpapiere 88, 276ff., 521, 569. 

Inhalt der Obligation 175 

In iure cessio 517. 

Tajuria 427. 

Iunominattontrafte 195. 

Innungen 836. 

Snoffiziofitätsfgftem 772, 777. 

Infinuation 188. 

Instrumentum publicum 598. 

Insula nata 540. 

Intereessio tacita 418. 

Interdictum uti possidentis 479ff.; 
Salvianım 583; quod vi aut clam 
505. 


Intereſſe 106f. 

Intereſſeleiſtung 168, 

Interesse loci 175. 

Interimsfcheine 396. 

Interimswechfel 276. 

Internationales Privatrecht 29. 

Interpretation ſ. Auslegung. 

Interzeffion 418, 423f. 

Inteftaterbrecht 717 ff. 

Inventar 187, 346, 795, 801f. 

Inventur 56. 

Imztdentfeftftellungsflage 151. 

Irrium 102ff., 416, 452; Ehe 656. 

Jugendliches Alter 433. 

Jüngere Sagung 585. 

Juramentum in litem 544. 

Juratoriſche Kaution 137. 

Juriſtenrecht 20. 

Zuriftifcher Befip 487. 

Jus variandi 323, 159; tollendi 174, 
548, 548; vitae ac necis 683. 


8. 
Kalender 129. 
Rapttal 378. 
Rapitalgefellfejaften 69. 
Kaffogeichäfte 333. 
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Kauf 314ff.; K. nach Probe 328. 

Kaufmann 52Ff., 95, 190. 

Kaufmänntie Anweiſung 318. 

Raufalgefjäft 487, 

Roution 136. 

Kinder 45; eheliche 676ff. 

Rlage 142, 148. 

Rlagevorausfegungen 148. 

Kuappfhaften 559. 

Kodifitation 18. 

Kobtzill 740. 

Kobizilartlaufel 740. 

Kognaten 636. 

Kollation 812ff., 379. 

Kommanditgeſellſchaft 390ff. 

Kommiffionsgeichäft 367. 

Kommiffionsverlag 375. 

Konkiudente Handlung 99. 

Kontretes Recht 25. 

Konturrenzausfchliegungsverträge 837. 

Kontur 219ff., 388, 40: 

Konturdmafje 250. 

Konkurspauliana 448. 

Konnoſſement 88. 

Konfensprinzip 496. 

Konfenfualtontrafte 194. 

Konfolibation 602, 670. 

Ronftitutive Mechtsübertragung 185. 

Konftitutive Urteilsrotrtung 144. 

Konfumvereine 408. 

Kontolorrentvertrag 259. 

Konventionalftrafe 211, 

Konverfion 126, 

Ronzeifion 26. 

Konzeffionsfyftem 61. 

Körper 440, 447. 

Körperichaften 56, 59. 

Korrealobligation 224ff. 

Korrefpektivität 757f.; 787. 

Kraftlogerllärung 212, 276, 278. 

Kreation 97. 

Kredit 431. 

Krebitanftalten 629. 

Krebitauftrag 423. 

Krebitbrief 313. 

Kreditgrunblage 878, 405. 

Rumulative Schulbübernahme 238; 
Interzeffion 418. 
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Kündigung 178, ur 232, 838, 341, | 
347, 350, 888, 407. 

Kursmaller 383, 374. 

Kuröwert 86. 

Kur 65, 5571. 


®. 

Ladeſchein 88, 111, 860. 

Laesio enormis 816. 

Lagergeſchaft 300ff. 

Lagerſchein 88, 111, 802. 

Landestulturrentenbanken 631. 

Landesrecht 7, 8, 9. 

Landrecht, preußlihes 9. 

Landſchaften 629f. 

Landwirtſchaftliches Grundftüd 347. 

Leben 429. 

Xebensfäßigteit 41. 

Lebensgemeinſchaft 647. 

Lebensvermutung 43. 

Regalitätsprinzip 495. 

Regitimation 679. 

Legatum 815; generis 819; debiti 
819. 

Lehnrecht 5597. 

Lehnserbfolge 782. 

Lehnsſchulden 561. 

Lehnsſtamm 561. 

Lehrvertrag 854. 

Keibesfuccht 42. 

Zeibrentenvertrag 414. 

Leibzudit 786, 

Keife 295ff. 

Reiftung 158ff.; 162; Ort 175; Zeit 
176f.; Klage 144. 

Lex commissoria 213, 598. 

Lex Plaetoria 44, 695; Aquilie 427; 
Cincia 287; Poetelia 281; Atinia 
528. 

Lex rei sitas 80. 

Liberatio legata 819. 

Nieferungstheorie 179. 

Niegegelber 365. 

Kiegenfhaftspfand 584. 

Liquidation 68, 389, 404. 

Literalkontrakte 198, 





Sachtegiſter (Biffern verweiſen auf die Seiten). 


Kitiälonteftation 148, 525. 
Zokusfyftem 497. 

Longa manu traditio 473. 

Longi temporis praescriptio 521. 
Loſchung 492, 625. 

Loiterievertrag 293. 

Lucrum cessans 169. 


mM. 


Mahnung 178. 

Majorat 783f. 

Wäller 119, 372. 

Mancipatio 194, 517, 562. 

Mandatötheorie 228f. 

Mandatum 306 ff. 

Mängel der Kaufjadhe 310ff.; Mietſache 
838, 840. 

Mangelruge 322. 

Manus 634, 640. 

Malae fidei possessor 467. 

Marten 838f. 

Marktwedifel 177. 

Waſſeſchulden 250. 

Mehrheit von Subjeften bei der Ob» 
Mgation 222f.; von Erben 808f.; 
von Biandredten 598, 

Rentaltefervation 101. 

Metalgeld 85. 

Metallwert 86. 

Miete 219, 836Ff. 

Minderjährige 45; als Kaufleute 58. 

Mindertauflente 52. 

Winderung 822f., 357. 

Missio 438, 516. 

Mitbau 556. 

Mitbrge 422. 

Miteigentum 541, 687, 671. 

Miterben 808. 

Mitgkiederverfammlung 62. 

Mitgliebfäraft 65, 847. 

Moratorium 179. 

Morgengabe 675. 

Motiviertes Beftreiten 146. 

Mundium 634, 695. 

Mußteil 667. 

Wutung 555. 


Sachregiſter (Ziffern verweiſen auf die Seiten). 


N. 

Nachbartecht 504. 
Nahbürge 428. 
Nacherbe 748 fi. 
Nacgründung 402. 
Nachindoſſament 237, 272. 
Vachlaßtkonkurs 799. 
Nachlaßpfleger 791. 
Nachlaßverbindlichteiten 794 ff. 
Nachrede, üble 427. 
Nachſchuſſe 397, 406. 
Nachſteuer 50. 
Namenrechte 881 ff. 
Namensattie 394. 
Namensgrundfguld 608. 
Nasciturus 42. 
Natoralia negotii 118. 
Naturaltomputation 129. 
Nebengewerbe 192. 
Nebenhandelögeidäfte 190. 
Nebenſache 527. 
Negatives Intereffe 106. 
Negotiorum gestio 455. 
Negotium claudicans 46, 203. 
Nennwert 86, 394. 
Nexum 194, 281. 
Nichtigkeit 125f.; eines Vereins 66; 

Ehe 645f.; Teftament 754f. 
Lichtwirtſchaftsvereine 62. 
Niehbraud; 567 ff. 
Nocgeldäft 334. 
Nomen verum 233. 
Normativbedingungen, Syſtem der N. 

61, 891. 
Notadrefie 273. 
Notbürftiger Unterhalt 187. 
Noterbrecht 769. 
Nothilfe 141, 509. 
Notiveg 448, 507. 
Notwehr 140. 
Novation 228, 237, 265. 
Noxae deditio 221, 435. 
Nuditätsfgitem 772, 777. 
Nupeigentum 503. 
Nupniegung des Mannes 664, 689. 
Nugungen 82, 183, 547. 
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D. 
Obereigentum 508. 
Obervormundſchaft 697. 
Obhut 298, 806. 
Opjeltives Recht 16ff. 
Opjeftivitätßtheorie 487. 
Obligation 395, 455. 
Obfervanz 20. 
DOffentlihe Vücher 118, 489ff. 
Ottupation 471, 530ff. 
Oporao liberales 348; illiberales 306. 
Operis novi nuntiatio 505. 
Opiniv juris 19. 
Ordentliches Teftament 732. 
DOrberllaufel 234. 
Orberpapier 88. 
Originärer Erwerb 135, 518ff. 


P. 

Badıt 219, 336, 846 ff. 

Pacta 195. 

Pactum de non petendo 164; re- 
servati dominii 320, 517; de 
vendendo 583; hypothecae 583; 
antichreticum 594. 

Papiergeld 86. 

Parentelenordnung 718j., 636. 

Partito legata 748. 

Paffivlegitimation 142. 

Patent 846. 

Patria protestas 634. 

Peremtoriſche Einrede 145. 

Perpotuatio obligationis 179. 

Perſonalgenoſſenſchaften 69. 

Perſonalitatsprinzip 28. 

Perſonalpfändung 140. 

Verſonenbeförderuug 363. 

Perſoneneinheit 687. 

Perſonenſtandsregiſter 641. 

Perſönliche Güter 880ff. 

Perſonlichteitsrechte 35, 830ff. 

Pertinenz 80. 

Perzeption 529. 

Pfandbriefe 630. 

Piondbucfuftem 489. __ [866,_870. 

Ppᷣfandrecht 582|f.; 820, 347, 855, 362, 
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Pfändungsredht 139. 

Vfandvertauf 597. 

Bflanzen an b. Grenze 506. 

Bilegigaft 705f. 

Pflichtteil 769. 

Pflugrecht 509. 

Pignus 302, 583; tacitum 590; in 
causa indicati captum 592; Gor- 
dianum 599. 

Baylauf 322. 

Plagreht 563. 

Pluspetitio 175. 

Police 412. 

Policitatio 189. 

Polizitationstheorie 268. 

Portio statutaria 725. 

RVofitive Rechte 36. 

Voffefforife Reditsmittel 478ff. 

Woteftatiobebingung 117. 

Bräfegat 729. 

Prämienanleihe 285. 

Brämiengefhäfte 334. 

Bräfentationspapier 278. 

Praesumtio juris 147; facti 147; 
juris et de jure 148; Mutiana 661. 

Rräterition 770. 

Präventionsprinzip 227. 

Bräzifewechfel 176. 

Precarium 297. 

Preisgebung 183. 

Primogenitur 783. 

Brioritätsattien 395. 

Prioritätäprinzip 496. 

Privatautonomie 33. 

Brivatbelikte 425 f. 

Brivation 562. ſterzeſſion 418. 

Privative Schuldübernafme 239; Ine 

Privatrecht 25. 

Brivatteftament 733. 

Privatweg 509. 

Brivilegium 25. 

Procurator in rem suam 228 f. 

Vroduftenbörfe 332. 

Pro herede gestio 787. 

Proturaindoſſatar 286. 

Broburift 124. 

Brolongation 177, 238. 

Vromefiengefjäft 335. 
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Proteſt 236, 270, 272. 
Broteftation 137. 

Brovifion 370, 873. 
Beozeßzinfen 166. 
Bieudonym 883. 

Puberes 44. 

Publicani 390. 
Wublizitätsprinzip 4921., 608. 
Bunktation 94. 
Bupillarfubftitution 747. 
Butativtitel 528. 


O. 


Quarta divi Pii 724; Faleidia 748 
Quafipupillarfubftitution 748. 
Quasi-uzusfractns 569. 

Querela inoffciosi testamenti 771 
Quiritariſches Eigentum 502. 
Quittungsleiftung 248. 


Duoten 541. 

N 
Rangvorbehalt 497. 
Rat 510. 


Rayonbefhräntungen 504. 

Realgejhäfte 91. 

Realgewerberechte 837. 

Realtaution 137. 

Realtontratte 194. 

Reallaft 578. 

Realobfation 181. 

Receptum arbitri 417. 

Rechnungslegung 187, 174.  [33ff. 

Recht, objektives 16ff., 36; fubjeltines 

Rechte Gewere 468, 537. 

Rechtmäßtger Befig 470. 

Rechtsauwalt 95. 

Nechtsbefig 477ff. 

Rechtserwerb 135. 

Rechtsfähigteit i ff. 

Rechtsheſchafie 89ff., 189. 

Rechtsgrund 487. 

Redtögut 127, 429f. 

Reäitshandlungen 89, 447. 

Rechtshängigteit 148fj. 

Negtöfindernde Einwendung 146, 
Tatfachen 147. 


Sachregifter (Ziffern verweilen auf die Seiten). 859 


Rechtshilfe 139, 142 ff. 
Rechts inſtitut 34. 

Rechtskraft 150f. 
Rechtsnachfolger (Anfechtung) 450. 
Neqisobjeite 75. 
Kehtsiäug 136ff. 
Rechtsſyſtem 37. 
Rechiaberhãltnis 34, 144. 
Rechtövermutung 21, 147. 
Rehtöverorbnung 161. 
Rechtsverwahrung 137. 
NRehtöwibrigfeit 88, 1274, 425. 
Rechtswohliat 25. 

Meeder 364, 409. 

Regal 534. 

Regiftergericht 408. 
Reichsanleihe 286. 
Reichsanleiheſcheine 86. 
Reichsgefeg 7, 14. 

Reichs lammergerichtsordnung 1. 
Reichstaſſenſcheine 86. 
Reichsſchuldbuch 286. 
Reifenregrei 396. 
Reltapapier 87. 

Relative Rechte 35. 
Religionsbetenntnis 50. 
Belocatio 342. 

Remissio mercedis 347. 
Rente 414, 434. 
Rentenanleihe 285. 
Rentenbrief 581. 

Rentengüter 399, 581. 
Rentenlauf 581, 585. 
Rentenfhuld 581, 606f., 625. 
Rentenvermächtnis 820. 
Report 335. 
Repräfentationgtheorie 120. 
Repudium 650. 

Refervation 137. 
Refervefonds 402. 

Restitutio in integrum 152. 
Reftituttonäprinzip 170, 432. 
Retorfion 50. 

Reugeld 211. 
Revalierungsanfprud) 274, 310. 
Reveniinenhupothet 515. 
Rezeption i ff. 

Rimefje 276. 





Riſtorno 425. 
fttergut 398, 

Rüdhürge 428. 

Rüdgeiff 361. 

Müdteitt 2ISF, 328, 327, 894, 358. 
Rufen der Werjäßrung 132. 
Ruftifafferbituten 572. 


©. 
Sachbeſchadigung 427 f. 
Sache 75ff. 
Sachenrechte 36. 
Sachgeſamtheiten 77f. 
Sachlegitimation 148. 
Sachſiſches Bürgerliches Geſetzbuch 9. 
Sachverſicherung 411. 
Sachwucher 163. 
Saldo 257f. 
Sagung eines Vereins 63. 
Schadensberechnung 827. 
Schabengerfag 357, 432f., 441ff., 

170ff., 179. 

Schädigung fremden Krebits 838Ff. 
Säag 535. 
Shebung 650fl. [291, 824. 
Schenkung 286ff.; von Todes wegen 
Schentungspauliana 449. 
Schiffe 69, 605f. 
Schiffsregiſter 498. 
Schiffsſchulden 364, 409. 
Schiedsvertrag 416. 
Schleichweg, rechtsgeſchäftlicher 102. 
Sglaſſeigewair 649. 
Schlüuſſſelrecht 659. 
Schluß auf feſt und offen 334. 
Schmerzensgeld 168, 831. 
Sculdanertenntnis 183, 198. 
Schuldhaftes Verhalten 425. 
Schufbfchein 283. 
Schuldůbernahme 237. 
Schuldverſprechen 198. 
Schmwägerihaft 637. 
Schwängerung 438]. 
Schweben der Bedingung 115. 
Schweigen 99. 
Schwertmagen 636. 
Seedarlehn 283. 
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Seefraditgeichäft 364. fnärs 370. 
GSelbfteintrittsreht des Kommiſſio⸗ 


Selbftgilfe 139ff., 482. 
Selbſthilfeverlauf 255, 328. 
Selbitfcjuldnerifge Bürgidaft 421. 
GSelbftverlag 875. 

Senatus consultum macedonianum 
281; Tertullianum 722; Orphiti- 
anım 722; Trebellianum 748; 
Pegasianum 748; Iuventianum 
791; Velleianum 423. 

Seniorat 784f. 

Separation 529. 

Sequeſtration 300. 

Servituten 565f. 

Sicherheitsleiftung 1361. 

Sicerungsäypothet 608, 624. 

Sichtwechſel 176. 

Sielen 511. 

Simulation 101. 

Stripturobligationen 188. 

Stontration 257, 

Societas 376ff. 

Socius gerens 382. 

Sofbatenteftament 734. 

Solibarobligation 224 ff. 

Solutionis causa adjectus 641. 

Sondereigentum 508. 

Sondergut 678. 

Sondernutzungsrechte 84. 

Sonderrechte 65 

Sondervermögen 78. 

Sorgfalt 185. 

Sortimentsgefhäft 371. 

Sozietäten bes Handelsrechts 377 ff. 

Speditionsgeihäft 867. 

Sperrjahr 68, 408. 

Sperrvermert 188. 

Spezialitãtsprinzip 609f. 

Spezialfutzffionen 712. 

Spezififation 528, 

Spezififationstauf 329, 

Spiel 292. 

Spilmagen 636. 

Sponsio 419. 

Sprungtegreb 285. 

StaatSangehörigfeit 80, 50. 

Staatsverträge 18, 
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Stammaltie 395. 

Stammgfter 513. 

Stand 49. 

Standesmäßiger Unterhalt 167, 460. 

Statutentgeorie 28. 

Stellgefhäft 834. 

Stellvertreter 118ff., 474. 

Stiefeltern 638. 

Stiftungen 56, 7If. 

Stiftungsgefhäft 72. 

Stille Bejelliaft 380. 

Stipulatio 98, 194; prastoria 136; 

Stollenrechte 557. (duplae 318. 

Störung der Geiftestätigteit 433. 

Standreht 536. 

Steitgenoffenfeaft 222. 
Streitverfündung 133. 

Stüdeverzeichnis 304. 

Stüdgütervertrag 365. 

Stundung 177. 

Subjeftivitätstheorie 467. 

Subfibiäres Recht 7, 9. 

Eubftanttierung 142. 

Subftitution 746 ff. 

Subftitutionsbefugnis 298, 807. 

Successio ordinum et graduum 
723, 728. 

Sui 635. 

Sutzeffion 135. 

Sutzeſſionstheorie 229. 

Sutzeſſive Delation 718. 

Sutzeffives Vermächtnis 822. 

Sutzeffivgründiumg 398. 

Summenbdepot 299. 

Summiffion 346. 

Superfiziarredht 563f. 

Surrogationsprinzip 252. 


zT. 


Tabularerſihung 498. 
Tageswafier 511. 

Tagwechſel 176. 

Tatbeftand 88 ff. 

Tatjſachen. juriſtiſche 88 ff.; relevante 89. 
Tatfählihe Gewalt 466, 471. 476. 
Zauber 531. 

Tauſchvertrag 335 ff. 


Sachregiſter (Biffern verweiſen auf die Eeiten). 


Teilbarleit der Sachen 79; ber Ob» 
ligation 225. 

Zeilenteignung 443. 

Teilungsllage 458. 

Telegramm 364. 

Telephonnachrichten 364. . 

Tempus utile 180. . 

Termin 129. 

Termingeſchäfte 338. 

Territortolitätspringip 28. 

Teſtament 780 ff. 

Teſtamenisfahigteit 739. 

Teitamentsvollftzeder 75 ff. 

Tier 435, 530. 

Tierhalter 436, 

Titel 523. 

Tod 42. 

Zobedertlärung 42ff. 

Todespermutung 42. 

Totalverluft im Seeverlehr 866. 

Totfagung 585. 

Tradition 471f., 517 ff. 

Traditiondpapiere 88. 

Traditionäprinzip 518. 

Traftate 94. 

Transmiffion 716. 

Transportfunttion 234. 

Trandportverfiherungspolice 88. 

Tratte 264 ff. 

Trauung 640. 

Trennung von Tiih und Bett 651. 

Treuhänder 715, 760. 

Xreu und Glauben 188. 

Trödelvertrag 371. 

Trudiyftem 352. 

Trımtfucht 48. 

Tutela 634, 695. 


u 


Überbau 507. 
„bereignung 517ff. 
Überfalisreht 506. 
Übergabe beim Kauf 817. 
Übergründung 408. 
Überlegungsfeift 788f. 
Überftegezeit 865. 
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Übermittelung, unrichtige 105. 

Übermittelungstäeorie 96. 

Übernafmeprinzip 629. 

Übertragung ber Forderung 228ff, 

Überverfierung 411. 

| Ultimogefdäfte 338. 

Umwandlung 126. 

Unbeauftzagte Geihäftsfüfrung 450, 
455f. 


Unbeerbte Ehe 670. 

Unbejtimmte Handelsgeſchäfte 191f. 

Unbeftimmtheit des Subjelts einer 
Obligation 221. 

Unbeweglihe Saden 536 ff. 

Unebelihe Kinder 693]. 

Unerlaubte Handlungen 425ff., 127 ff. 

Unfreie8 Vermögen 688. 

Ungewöhnlihe Ereignifie (Miete) 342. 

Unitas actus 733. 

Untverfalfideitommiß 748. 

Unlauterer Wettbewerb 837ff. 

Unmittelborer Befig 4697. 

Unmögligteit der Xeiftung 208f, 
251ff. 

Unrecht 33. 

Unfiherheit des Atzeptanten 271. 

Unterbregung der Verjährung 183; 
der Erfigung 524f. 

Unterfraditführer 361. 

Unterhaltögemwährung 649, 459. 

Untermiete 345. 

Unternefmer 355ff. 

Unternehmungen, gefährbende 443. 

Unterpariemiffion 285, 894. 

Unterfchlagung 426. 

Unterverpachtung 346. 

Unvermögen 208. 

Unvollſtändige Geichäfte 125. 

Unvorhergefehene Ereigniffe 187. 

Unwirkſame Geſchäfte 126. 

Unzulãnglichkeitseinrede 801. 

Urbanalſervituten 572. 

Urheberrecht 8A0ff. 

Urkunden 87, 463. 

Urfundsperfonen 733. 

Urprobuftion 191. 

Urfprünglier Erwerb 185, 518ff. 

Urteilswirkung 144. 
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B. 


Valuta 236, 275. 

Vaterſchaftsvermutung 680. 

Beränderte Umftände bei der Miete 342. 

Beranlafjungsprinzip 429f. 

Verarbeitung 528. 

Zeräußerung 136; der Mietſache 343. 

BVeräußerungdverbot 5I1ff.; im Pro— 
seh 149. 

Berbaltontraft 194. 

Berbaloblation 181. 

Berbandsperfon 57, 

Verbietungsrecht 505, 881 ff. 

Verbindung 526. - 

Berbodmung 111. 

Verbotener Vertrag 204. 

Verbrauchbare Sachen 80, 569. 

Bereine 50 ff.; mit idealen Bweden 69; 
nicht rechtsfähige V. 70. 

Bereinigung von dorderung und Sin 

Berfalspfand 584. 

Rerfaffung der juriftiihen Perſon I 
Attiengefellichaft 399ff. 

Verfraditer 365. 

Verfügung 136. 

Verfügungen, lehtwillige 91. 

Verfiigungsfäsigleit 98f. 

Vergabung von Todes wegen 788. 

Vergeftungsrecht 50. 

Vergleich 414ff. 

Xergütung (depositum) 299. 

Verjährung 21, 181ff., 575; Äbili⸗ 
tiſche Klagen 325; Miete 30; uns 
vordentliche V. 21. 

Verlaufötommiffion 368. 

Vertaufspfand 583. 

Berteprsfägigleit der Sachen 83. 

Verlehrshupothel 607 ff. 

Vertebrgfitte 22, 150. 

Verkehrswert 86. 

Bertoppelung 75, 500. 

Verkürzung ber Gläubiger 445. 

Verlagsvertrag 374. 

Berleifung der Rechtsfühigteit 59f. 

Verlöbnis 638. 

Berlorene Sachen 534. 

Vermädtnig vidff 
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Vermachtuisvertrag 84. 

Bermifgung 527. 

Bermittelndes Recht 25. 

Vermögen 78, 431f., 569. 

Bermögensgenoffenfhaften 68. 

Vermutung fir den Tod 42; Leben 43. 

Vernehmungstheorie 95 f. 

Verordnung 16. 

Verpflichtung i78 ff. 

verſcholienheit 42. 

verſchulden 172, 188ff., 420f.; Ber- 
ſchuldungeprinzip 172, 179, 429. 

Verſchwendungsſucht 48. 

Verſehen 128, 184. 

Verfiherungspolice 111. 

Verſicherungsvertrag 295, 411ff. 

Verſionsklage 450. 

Verſprochene Eigenſchaften 320. 

Verfteigerung 97, 255f. 

Vertrag 91, 93ff., 280f.; zu Gunften 
eineß Dritten 207ff., 240; zu Zaiten 
eines Dritten 207 ff. 

Vertragsantrag 98. 1173. 

Vertragsinterefje 172; negatives 93, 

Vertragsſchaden 170. 

Vertragsſtrafe 168, 211. 

Vertragstheorie 975., 268. 

Vertretbare Sachen 83. 

Vertretungsmacht 121. 

verurſachung 172. 

Vermaßrungsvertrag 297ff. 

Berwaltungsgemeinfchaft 658. 

Berwaltungsredt des Mannes 662. 

Verwendungen 547. 

BVerwertungsrecht 251. 

Verwirkungsklauſel 213, 598. 

Berziht 135. 

Verzug 178ff.; Kauf 927; Miete 342. 

Verzugszinſen 166, 179. 

Biegmängel 325. 

Viehpfändung 140. 

Viehverfiellungsvertrag 847. 

Binditation 542f. 

Vis absoluta 107; compulsiva 107; 
major 188. 

Bizinität 572. 

Bollindofjament 236. 

Bolfaufmann 52. 


Sachregiſter (Ziffern verweilen auf die Selten). 


Vollmacht 122, 307. 

Bollfiredbare Ausfertigung 201. 

Volftredungsgegentlage 150. 

Boranfall 836. 

Zorausflage 420, 600 

Borausvermähtmis 832. 

Vorbehalt eines befieren Gebots 329. 

Borbehaltsgut 662. 

Borflut 511. 

Vorgegebenes Geihäft 101. 

Borlaufsredit 830, 632. 

Borlegungsfrift 279. 

Borleiftung 201 ff. 

Bormertung 137, 494f. 

Vormundſchaft 694ff. 

vorrechtse iaraumung 496. 

Vorjap 128, 184. 

Borjhußbereinung 405. 

Borfhußvereine 408. 

Borftand der Attiengeſellſchaft 899; 
ber Genoſſenſchaft 408. 

Vorverhandlungen 94. 

Vorvertrag 206. 

Borzeigen 462. 

Votum 189. 


W. 


Bahlvermãchtnis 818 f. 
Währung 85. 
Bandelgeichäft 834. 
Wandelung 322. 
Barenlager, offenes 125. 
Barenzeihen 833]. 
Bappen 833. 

Wartezeit 865, 641. 
Bafferredt 510f. 

Wechſel 176, 196, 198f., 284ff., 269 ff. 
Wechſeldiligenz 270. 
Wechſelduplikat 273, 
Wechſelintervention 2727. 
Bedjleln von Geld 385. 
Wechſelordnung 8, 10. 
Wechſelproteſt 137. 
BWehfelftzenge 274. 

Bege 509. 
Berllieferungsverirag 856. 
Werkvertrag 88 ff. 
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Wertpapiere 87, 97, 269ff., 308. 

Vefentlihfeit ded Iretums 104. 

Bette 293ff. 

Biderruf der Schenfung 290; bes 
Teftaments 755. 

Widerflage 145. 

BWideriprug 494f., 538. 

Widerſpruchsllage 551. 

Wiederherſtellungepflicht 170. 

Biederlaufßpreis 146. 

Wiederkaufsrecht 145. 

BWieberlehrende Leitungen 166f. 

Wildfhaden 436f. 

Willenserklärung 90ff., 98ff. 

Billentgefhäfte 31. [467. 

Willenstheorie (Bertrag) 100; Belig 

Wiriſchaftsvereine 62. 

Wittum 675. 

Bohlgemonnene Güter 513. 

Bohnfig 648, 834f. 

Bucher 163F., 440f. 


3 

Zahlungsbefehl 133. 
Zahlungseinftellung 450. 
Bahlungsfperre 278. 
Bahlungsjtodung 450. 
Bahlungsunffigkett 247 ff. 
Zeichenreche 8387. 
Zeichnung 398. 
Zeitablauf 129 ff. 
Beitgefjäfte 333. 
Beitpuntt 129. 
Zeitraum 129. 
Binsanfprud; 162, 
Binfen 162, 281. 
Binsredit 162. 
Binsfagung 585. 
Bubehör 80. 
Zuchtigungsrecht 353. 
Bufall 184fj. 
Bug um Zug 201. 
Bunft 836. 
Burehnungsfäßigteit 4311. 
Burüdbehaltungdreht 245ff., 

607f., 341. 
Zuſchlag 97, 516, 539, 626, 628. 


548, 


864 Sachregiſter (Biffern verweiſen auf die Seiten). 


Zuftellung von Erflärungen 92. Zwangsvolftredung in das Gran> 
Zwang 107. ftüd 627f. 
Zwangehypothet 612F. Bwed, iealer 62, 69. 
Zwangsinnungen 836. Zwedvermögen 57. 
Zwangsrechte 837. Zweiprämiengefhäft 334. 
Zwangsvergleich 265. Zweiſchneidiges Prämiengefchäft 334. 
Biangsverfteigerung 345, 250, 458, | Zweiſeitige Berträge 200 ff. 

539, 627f. Zwingendes Recht 25. 
gwangsverwaltung 627. Zwiſchenraume 508. 
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